DAS  HÖHERE  LEHRAMT 
IN  DEUTSCHLAND 
UND  ÖSTERREICH 

VON 

H.  MORSCH 


B.  G.  TEUBNER 


LEIPZI6  U.  BERUN 


X 


^-^ 


DAS  IlölIKKi:  LFJIIIAMT 
IX  i)EUTS(ULA\l)  rXI)  ÖSTKKKKK'II 


VAS  r.KlTKAi;   VAU   \  KKCI.F.ICIIKNDEN  SCHULGESCHICHTE 
UND  ZUU  SCHULREFORM 

VON 

Prof.  Du.  1[ANS  MORSCH 

(»HKRLKinu.U  AM  KOMfJL.  KAISKIt  Wl  I.H  KIMS -KKAl.QYMNASUM  ZT  BF.UI.IN 


ZWEITE  VERBESSERTE  UND  VHRMKHKTK  AL'FLAGE 

MIT  EINEM  af,i'habetischp:n  sach-  und  NAMENSREGISTER 


1!M() 

LKIPZUi    INI)  HEULIX 

DKUCK  UND  VKHLAG  VON  B.  (i.  TKlHNKi: 


Willst  du  dich  selber  erkennen, 

so  sieh,  wie  die  andern  es  treiben! 


lOle  rechte,  einschliesslich  des  übebsetzungsrechts,  vorbehalten. 


Vorwort. 

Schiu'llt'r,  als  Vurfassor  und  Vt-rlcgor  liotfen  konnten,  liat  sich  di»;  Notwf-ndigkcit 
herausgestellt,  eine  neue  Auflage  des  „Höheren  Lehramts  in  Deutschland  und  (Jster- 
reich"  von  1905  und  des  „Ergänzungshandes"  von  1907  in  einem,  beide  Uücher 
zusammenfassenden  Bande  zu  veranstalten.  Worin  sich  beide  Auflagen  im  wesent- 
lichen unterscheiden,  ist  auf  S.  459 ff.  des  Nachwortes  deutlich  gemacht. 

Wir  hoffen,  daß  es  der  rechte  Zeitpunkt  ist,  in  dem  diese  Neubearbeitung  der 
Öffentlichkeit  übergeben  wird.  Sfit  190G/7  sind  fast  überall  in  Deutschland  und 
Österreich  die  Ctehälter  der  Überlehrer  bedeutend  erhöht  worden,  gewiß  für  viele 
Jahre  hinaus.  Aber  auch  die  erfolgten  einschneidenden  Veränderungen  im  I'rüfungs- 
wost'ii  und  im  Versetzungsverfahren,  wie  sie  1908  und  19(>9  für  Österreich  und 
Württemberg  verfügt  wurden,  ebenso  wie  die  nur  scheinbar  so  unbedcutiiidf  Novelle 
vom  24.  Januar  1909  zu  der  preußischen  Reifeprüfungsordnung  und  anderes,  geben 
der  Vermutung  Kaum,  daß  der  jetzige  Stand  der  Schulgesetzgebung  wohl  zunächst 
als  ein  dauernder  anzusehen  ist;  auch  das  im  Oktober  1909  neu  vereinbarte  Reichs- 
schulabkommen der  deutschen  Staaten,  das  wir  nur  noch  im  ,.Nachwort"  bringen 
konnten,  läßt  uns  eine  gewisse  Dauer  erhoffen. 

Indessen  noch  in  anderer  Hinsicht  dürfte  für  das  Erscheinen  dieser  Neubearbei- 
tung der  richtige  Zeitpunkt  gewühlt  sein.  Wir  haben  in  Preußen  drei  Dezennien 
hintereinander  1882,  1892,  1901  „Schulreformen"  gehabt,  die  gewiß  in  vielen 
Beziehungen  mit  Freuden  zu  begrüßen  waren.  Und  doch  sind  sie  einseitig  gewesen, 
es  sind  immer  nur  Lehrplanreformen  gewesen,  immer  nur  methodisch- didaktische.  Ist 
es  damit  allfin  L'-'tan  in  unsorfn  Zfif Verhältnissen?  —  Es  fehlt  uns  eben  durchaus 
an  ein.r  administrativen  und  sozialen  Schulreform.  Jetzt  tagt  in  Preußen  die 
Immediatkommission  zur  Reform  der  inneren  Verwaltung.  Zwar  verlautet,  daß 
sie  ihr  Augenmerk  nur  auf  die  Neugestaltung  der  Regierungen  und  so  nur  auf  das 
Volksschulwesen  richten  wird.  Und  doch  wie  reformbedürftig  ist  auch  unser  Ver- 
waltungssystem für  die  höheren  Schulen,  das  von  dem  allgemeinen  Laudesgesetze  von 
1883  ganz  unberührt  geblieben  ist  Stammt  es  doch  im  wesentlichen  aus  den  Jahren 
1817,  1825,  z.  B  in  seinen  Instruktionen.  Und  wie  vieles,  wenn  man  zusieht,  bleibt 
hier  unklar  und  schwankend!  Deutlich  zeigt  der  Abschnitt  IV  unseres  Buches,  wie 
die  Rechte  des  Oberpräsidenten  und  der  Direktoren  der  Provinzialschulkollegien  nicht 
genau  fixiert  sind,  wie  selbst  das  Stimmrecht  der  Mitglieder  der  Mittelbehörden  nur 
„nach  Analogie"  zu  bestimmen  wäre.  Modemer  und  zeitgemäßer  sind  da  z.  B.  die 
gleichartigen  Mittelbehörden  in  Österreich  aus  den  Jahren  1869  und  1870.  Und  vor 
allem,  abgesehen  von  der  Unzulänglichkeit  des  Vcrwaltungsapparates  —  man  vermißt, 
freilich  nicht  nur  bei  uns,  eine  sachgemäße  Fachaufsicht,  wie  sie  die  seit  ca.  1850 
zutage  tretende  starke  Differenzierung  der  Wissenschaften  als  durchaus  notwendig 
erhei.scht,  hier  ist  jüngst  Bayern  durch  die  Schaffung  des  Konrektorats,  wenigstens 
für  die   einzelnen   .Vnstalten,  mit  gutem   Beispiel   vorangegangen. 

Solches  und  .ähnliches  kann  uns  nur  die  vergleichende  Schulgescbichte 
lehren;  warum  aber  .schweift  unser  Blick  immer  in  die  Ferne,  nach  England  und 
Amerika,  nach  Ländern,  in  denen  das  höhere  Schulwesen  von  ganz  anderen  Voraus- 
setzungen ausgegangen  ist  als  bei  uns?  Suchen  wir  das  Gute  da,  wo  es  so  nahe 
liegt,  in   Deutschland   und   Österreich! 

Möchte  doch  die  obengenannte  Immediatkommi.ssion  für  die  Reform  der  inneren 
Verwaltung  in  Preußen  auch  die  Verwaltung  des  höheren  Schulwe.sens  in  den  Kreis 
ihrer  Beratungen  ziehen!  Dann  wäre  diese  zweite  .\uflage  auch  in  dieser  Hinsicht 
nicht  umsonst  erschienen. 

Berlin   S.W.  61,   im   Dezember   1909. 

Prof.  Dr.  Morsch 

Oberlehrer. 
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Eilll('ituIll.^') 

Ziel  und  Schwierigkeit  der  Aufgabe. 

Wenn  der  Satz  richtig  ist,  daß  ein  jedes  Buch  sidi  von  selbst,  ohne  Vorrede, 
zu  rechtfertigen  hat,  so  ist  das  vorliegende  ein  solches,  das  sich  nicht  so  rechtfertigt 
und  vielleicht  besser  nicht  geschrieben  wäre:  es  bedarf  in  mancher  Hinsicht  eines 
Vorwortes.  Schon  um  des  Titels  willen.  Was  ist  „höheres  Lehramt"  ?  Wohl  kann 
man,  besonders  von  seiten  der  Fachgenossen,  erraten,  was  ich  meine,  aber  recht 
ungenau  bleibt  die  Bezeichnung  doch;  in  Österreich  würde  man  „Amt  des  Mittel- 
schullehrers, Mittelschullehramt"  sagen,  in  Bayern  „humanistisches  und  tech- 
nisches Lehramt",  in  Preußen  jetzt  „Oberlehreramt",  „Amt  des  Oberlehrers"; 
will  man  eine  Erklärung  des  Wortes:  „höheres  Lehramt",  so  kann  man  sagen: 
höheres  Lehramt  ist  das  Amt  des  akademisch  gebildeten  Lehrers  an  den  deutschen 
und  österreichischen  Vollanstalten,  welche  ihre  Schüler  als  reif  zur  Hochschule 
entlassen,  und  zugleich  das  Amt  desjenigen  akademisch  gebildeten  Lehrers  an  den 
Nicht  Vollanstalten,  welche  als  eine  Art  Vorstufe  für  diese  V^oUanstalten  zu  be- 
trachten sind. 

Die  Rechte  und  Pflichten  dieses  Amtes  in  Deutschland  und  Österreich  will  das 
vorliegende  Buch  klarzulegen  versuchen,  und  zwar  in  vergleichender  Nebeneinander- 
stellung, indem  es  den  jetzigen  Stand  zugrunde  legt.  Unter  den  Begriff  „höheres 
Lehramt"  fallen  natürlich  auch  die  Anstaltsleiter,  Direktoren,  denn  sie  lehren 
auch,  obgleich  ihr  Amt  auch  noch  andere  Seiten  hat;  die  höheren  Vorgesetzten 
in  den  Zentral-  und  Mittelbehörden  haben  freilich  kein  Lehramt  mehr,  und  doch 
wäre  es  kurzsichtig  gewesen,  auf  die  höheren  Lehrer  und  ihre  unmittelbaren  Vor- 
gesetzten, die  Direktoren,  diese  Darstellung  zu  beschränken;  ein  Lehramt  ist  eben 
ein  Amt,  und  die  Inhaber  des  Amtes  haben  als  solche  bis  zu  dem  allerhöchsten 
Vorgesetzten,  dem  Leiter  der  Zentralbehörde  eines  Staates,  ihre  dienstlichen  Be- 
ziehungen, von  der  Anstellung  bis  zur  Pensionierung  bekommen  sie  von  dieser 
Spitze  aus,  wenn  auch  oft  mittelbar,  ilire  Weisungen.  So  ergibt  es  sich  als  not- 
wendig, nicht  das  höhere  Lehramt  allein  zu  schildern,  sondern  auch  die  diesem 
Amt  vorstehenden  Schulaufsichtsbehörden. 

Erscheint  denn  eine  solche  Darstellung  geboten?  —  In  den  letzten  zwei  Jahr- 
zehnten, seit  der  preußischen  Schulreorganisation  von  1892,  hat  sich  doch  eine 
Flut  von  pädagogischen  Schriften  über  Deutschland  ergossen,  welche,  nachdem 
sie  zurückgeebbt  war,  manchen  Wall  niederreißend,  doch  etwas  mehr  Reinheit 
und  Klarheit  geschaffen  zu  haben  scheint.  Indessen  alle  diese  Schrift«'ii.  S«  hrift- 
chen,    Broschüren,    Bücher,   Fachschriften-    und   Zeitungsartikel   theoretisieren   la 
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viel.  Jixlor.  dor  oiiion  soUhon  lunuMi  pädagogisclien  Reformvorschlag  maolit,  sollte 
sich  fragen:  Sind  Bedingungen  vorhanden,  welche  meinen  Ccdanken  in  die  Wirk- 
lichkeit umset7.en?  Selbst,  wenn  davon  etwas  von  den  Behörden  anerkannt  und 
aufgenommen  \^  ird.  zerschellt  das  wieder  nicht  an  der  rauhen  Wirklichkeit,  d.  h. 
welche  Hei-hte  habe  ich,  bei  den  herrlichsten  Lehrbüchern  und  Lehrplänen,  meinen 
Scliülern  gegenüber,  um  meine  Zwecke  zu  erreichen?  Welche  Grenze  hat  meine 
Tätigkeit  nach  oben  hin  ?  Kann  nicht  oft  genug  das,  was  ich  will,  auch  wenn  es  wirk- 
lieh das  Beste  vom  schulteclmischen  Standpunkt  ist,  von  anderer  Seite  durchkreuzt 
und  abgebrochen  werden  ?  d.  h.  sind  bei  der  Ausübung  der  Erziehungs-  und  Unter- 
riohtstätigkeit.  also  im  Amte,  allein  pädagogisclie  Momente  maßgebend?  Können 
nicht  jene  Imponderabilien  und  Ponderabilien,  die  man  Verwaltungsprinzipien 
nennt,  hier  die  edelsten  und  reinsten  Absichten  hindern?  —  Gewiß  müssen  auch 
in  der  Ausübung  des  höheren  Lehramtes  andere  als  rein  pädagogische  Momente 
maßgebend  sein  —  wo  wäre  ein  Wirkungskreis  im  Leben,  der  sich  nur  durch  sich 
selbst  bestimmte! — ,  aber  es  fragt  sich,  ob  das  Überwiegen  fremder,  nicht-pädago- 
gischer Einflüsse  nicht  zu  schwer  wirkt.  Wieweit  solche  anders  geartete  Elemente 
hemmend,  vielleicht  ab  und  zu  auch  fördernd,  Schulfragen  zu  gestalten  pflegen, 
das  wird  man,  je  weiter  man  sich  von  dem  eigentlichen  Lehramt  entfernt,  je  höher 
man  in  die  Schulaufsichtsbehörden  steigt,  jedenfalls  desto  mehr  empfinden.  Ist 
es  doch  gewiß  jedem  aufgefallen,  eine  wie  geringe  Zahl  von  pädagogischen 
Fachmännern  in  den  Zentralbehörden  sitzen. 

Solche,  das  wirkliche  Unterrichts-  und  Erziehungs  werk  hemmenden  Ursachen, 
die  natürhch  ebensogut  in  der  Person  des  Erziehers  liegen,  werden  am  meisten 
dort  vermutet  werden  können,  wo,  die  behördlichen  Institutionen,  Dienst- 
anweisungen, Verfügungen  alt  sind,  oft  so  alt,  daß  ihre  Entstehung  zwei,  drei 
Menschenalter  zurückhegt;  wie  die  gesamte  Erziehungslehre,  muß  auch  der  Rahmen, 
das  Amt,  innerhalb  dessen  sie  praktisch  wird,  sich  verbessern;  geschieht  das  letztere 
nicht,  sind  die  Räder  und  Rädchen  der  Schul  Verwaltungsmaschine  alt  und  rostig 
geworden,  so  helfen  oft  die  besten  Lehrbücher,  die  schönsten  Lehrpläne,  die  feinsten 
psychologisch-pädagogischen  Theorien  nichts:  es  ist,  als  ob  man  neues  Öl  in  ein 
altes  Uhrwerk  tut.  Deswegen  müssen  alle  solche  oben  erwähnten  Vorschläge  zur 
Schulreform  Wolkenkuckucksheime  bleiben,  solange  man  nicht  die  rechtlichen 
Grundfesten  des  höheren  Lehramtes,  wenn  man  von  ihrer  Unzuläng- 
lichkeit überzeugt  ist,   neu  aufgebaut  hat. 

Nun  wäre  es  ja  ein  leichtes,  Ausstellungen  über  Ausstellungen  zu  machen,  wie 
man  sie  wohl  hier  und  da  gehört,  die  übrigens  auch  andere  gleichgestellte,  akademisch 
gebildete  Beamte  an  ihren  Verwaltungen  machen  könnten.  Aber  das  soll  nicht  so 
unmittelbar  geschehen;  es  ist  ja  auch  bedenklich,  von  allgemeinen  Gesichtspunkten 
aus  an  Geschäftszweige,  in  welchen  es  mehr  aufs  Praktische  schließlich  ankommt, 
einen  Maßstab  anzulegen.  Vielmehr  soll  ein  indirekter  Maßstab  gesucht  und 
angewandt  werden.  In  Deutschland  gibt  es  ja  genug  gesonderte  Schulverwal- 
tungen, sie  haben  sich  bis  jetzt,  meist  unbeeinflußt  voneinander,  entwickelt,  und 
wenn  man  sie  nebeneinanderstellt,  so  kritisiert  schon  ganz  von  selbst,  eben  in  dieser 
Nebeneinanderstellung,  ein  System  das  andere;  die  Vorzüge,  Verbesserungen,  die 
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in  dem  einen  jüngst  gesclulK  ii,  weisen  auf  die  Xa<iiteile,  Altertünilichkeiten  de« 
anderen  hin,  es  bedarf  meist  gar  keiner  Worte,  um  darauf  aufmerkrtam  zu  machen, 
in  einer  Art  von  mehrfacher  Seihst hespiegehuij^  zeigen  sieh  uns  mit  ihren  ver- 
schiedenen Rechten  und  l'fhehten  die  höheren  Lehrämter  der  deutschen  Staaten. 
Zu  ihnen  soll  sieli  nocii  da.s  Mittelschullehramt  in  Österreich  gesellen.  Der  öster- 
reichische Staat,  bis  vor  einem  MensclieMalter  .iuüeilieh  politisch  mit  Oeut«chland 
verbunden,  hat  ein,  man  möchte  sagen  bis  aufs  1-I*ünktchen  ausgearbeitetes  und 
wohldurchdai-htes  Schul  Verwaltungssystem,  dessen  (Jrundstein  ja  vor  mehr  als 
einem  halben  Jahrhundert  mit  von  einem  Maruie  gelegt  ist,  der  auch  unser 
preußisches  höheres  Schulwesen  geleitet  hat;  außerdem  sind  auch  jetzt  noch  die 
Beziehungen  so  enge,  daß,  wenn  man  es  auch  von  gewissen  Seiten  nicht  wahr 
haben  will,  die  kulturellen  und  geistigen  Fäden  hinüber-  und  herüberschießen,  zu 
wahrhaftem  Nutzen  und  Frommen  des  einen  wie  des  anderen  Clroßstaates.  So 
wird  das  österreiciusche  höhere  Lehramt  in  seiner  Darstellung  sehr  vieles  zur  Be- 
leuchtung der  anderen   beitragen. 

Sofort  aber  hört  man  einen  neuen  Einwand  von  vielen  erheben.  Was  nützt 
es,  wenn  man  eine  große  Zahl  von  Verordnungen,  Verfügungen  nebeneinander 
stellt,  es  bleibt  das  alles  ja  meist  Papier!  Die  Wirklichkeit  solcher  Schulsysteme 
ist  daraus  nicht  zu  erkennen.  Ja,  wer  kennt  denn  die  Wirklichkeit  des  höheren 
Schulwesens  in  Deutschland  und  Österreich  überhaupt?  Und  ist  es  überhaupt  mög- 
lich, sie  kennen  zu  lernen  ?  Wenn  man  den  Zustand  der  höheren  Schulen,  die  Ret^hte 
und  Pflichten  der  höheren  Lehrer  in  den  Staaten  Deutschlands  und  Österreichs 
so,  wie  sie  in  Wirklichkeit  infolge,  vielleicht  auch  trotz  behördlicher  Verfügungen 
liegen,  in  Augenschein  nehmen  wollte,  müßte  eine  ständige  deutsch-österreichische 
Unterrichtskommission,  die  recht  viel  Mitglieder  hätte,  fortgesetzt  auf  Besichtigungs- 
reisen sich  befinden,  um  selbst  zu  sehen  und  zu  hören.  Solche  Behörde  aber  gibt 
es  nicht  und  kann  es  nie  geben;  die  jetzt  wirkende  Reichsschulkommission  hat  es 
bekanntlich  nur  mit  der  Prüfung  der  Anträge  seitens  solcher  deutscher  Schulen 
zu  tun,  die  gültige  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  den  einjährig- 
freiwilligen Dienst  auszustellen  wünschen;  ihre  Existenz  rührt  also  von  dtm  her, 
was  Reichssache  ist,  dem  Militärwesen,  und  nur  insoweit  hat  es  diese  Kommission 
auch  mit  höheren  Schulen  zu  tun.  Weder  das  niedere  noch  das  höhere  Schulwesen 
ist  ja  Rcichssache.  Aber  abgesehen  davon,  daß  es  schier  unmöglich  ist,  die  Eigen- 
art des  höheren  Lehramtes  in  Deutschland  und  Österreich  durch  Autopsie  zu  er- 
gründen, so  ist  der  gewöhnliehe  Weg  doch  stets  der  von  uns  eingeschlagene;  wer 
englisches  Gerichtswesen  kennen  lernen  will,  studiert  die  englischen  (Gesetzbücher; 
wer  franzcisische  militärische  Heereseinrichtungen  kennen  lernen  will,  läßt  sich 
die  französischen  Exerzierreglements  geben;  mag  dem  Rechtskundigen  eine  Reise 
in  England  wirklich  englische  Rechtsprechung  vor  Augen  führen,  aber  auch  dann 
kann  er  nur  eine  geringe  Anzahl  von  englischen  Gerichtshöfen  sehen,  nur  eine  ge- 
ringe Anzahl  englischer  Riehtor  selbst  hören  und  so  beobachten,  welche  Anwendung 
sie  von  den  Gesetzen  machen,  wie  auch  dem  Militär  nur  ausnahmsweise  bei 
Manövern  fremdländischer  Truppen  diese  selbst  zu  schauen  Gelegenheit  gegeben 
ist.     Und  fcnier:  Ist  denn  wirklich  der  Schluß   vom  Papier  zur  Wirklichkeit 
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imiuer  trügoriscli?  Eigoiitlioh.  da«  ist  dcx-li  sielior,  sollen  Rechte  und  Pflichten 
cini^  Hoanitonstandes  nicht  bloß  auf  dem  Papiere  stehen;  wo  es  geschieht,  da  ist 
CS  Saumseligkeit.  Seiilendrian,  der  solche  Gegensätze  herbeiführt;  und  der  Mangel 
an  liöheren  Aufsichtsbeamten  im  Schulwesen  läßt  dann  solche  Gegensätze  zwischen 
Wirklichkeit  und  Papier  leicht  weiter  einreißen.  Im  allgemeinen  kann  doch  aber 
eine  zu  weite  Kluft  zwischen  Verordnungen  und  Befolgung  derselben  nicht  zu- 
jiegeben  werden,  obgleich  wir  solche  Beispiele  im  Fortgange  der  Darstellung  natür- 
lich konstatieren  müssen;  aber  sollten  denn  wirklich,  um  ein  einzelnes  Beispiel 
anzuführen,  jetzt  nach  Veröffentlichung  der  neuesten  preußischen  Reifeprüfungs- 
ordnung nicht  deren  Vorschriften  fast  überall  befolgt  werden?  Oder  sollte  man 
nicht  nach  der  vor  kurzer  Zeit  erlassenen  badischen  Schulordnung  sich  jetzt  dort 
I  ichten  ?  Mich  deucht,  die  Behauptung,  daß  alles  so  etwas  nur  auf  dem  Papier 
-tände  und  deswegen  belanglos  wäre,  ist  mindestens  sehr  kühn,  kühner  jedenfalls 
als  die  Annahme,  daß  solche  Anordnungen  ganz  in  die  Wirklichkeit  übergingen 
und  uns  die  letzteren  veranschaulichten.  Man  hat  also  gar  keine  Veranlassung, 
die  hier  versuchte  Zusammenstellung  mit  dem  Rufe:  „papierne  Pädagogik"  von 
vornherein  abzuweisen. 

Tatsächlich  hat  man  denn  auch  jetzt  angefangen,  behördhcherseits  Scliul- 
einrichtungen  anderer  Staaten  zu  studieren  und  sich  ihnen  anzupassen,  haben  doch 
jüngst  einige  preußische  Ordnungen,  wie  die  Prüfungsordnung  für  die  Oberlehrer- 
kandidaten und  die  praktische  Ausbildung  derselben  in  anderen  Bundesstaaten 
Nachahmung  gefunden,  und  die  allerneueste  Abänderung  der  preußischen  Reife- 
prüfung vom  24.  Januar  1909  ist  nach  dem  Muster  der  Prüfungsordnung  für  Elsaß- 
Lothringen  vom  29.  Januar  1905  gemacht  worden  (vgl.  „Blätter  für  höheres  Schul- 
wesen", 1909,  Nr.  13  und  unten  S.  259  ff.).  Trotzdem  aber  behält  die  Behauptung 
ihre  Richtigkeit,  daß  die  Schulverwaltungen  in  Deutschland  unabhängig 
nebeneinander  entstanden  sind,  vrie  Rethwisch  bemerkt,  und  so  noch  be- 
stehen. Man  kann  darüber  günstig  wie  ungünstig  urteilen.  Deutschlands  Klein- 
und  Vielstaaterei,  die  in  pohtischer  Hinsicht  vielen  Schaden  gestiftet  und  die  äußere 
pohtische  Macht  auf  Jahrhunderte  lang  lahmgelegt  hat,  ist  in  kultureller  Beziehung 
vielleicht  mehr  fruchtbringend  gewesen;  wäre  Friedrichs  des  Großen  Staat  allein 
der  Träger  geistiger  Büdung  gewesen,  es  wäre  mit  seinem  Zusammensturz  1806 
auch  die  deutsche  Kultur  zugrunde  gegangen.  So  aber  lebten  an  den  kleineren  Höfen 
die  deutsche  Literatur  und  Kunst,  deutsche  Philosophie  und  Geisteswissenschaft 
ungestört  weiter  und  konnten,  fast  unbekümmert  um  den  äußeren  politischen  Nieder- 
gang des  größten  deutschen  Staates  wie  benachbarter  Gemeinwesen,  neue  geistige 
Nahrung,  neues  Blut  gleichzeitig  aus  sich  selbst  saugen,  anderen  zur  Belebung  mit- 
teilen und  schheßlich  auf  diese  Weise  das  Ihrige  auch  zur  äußeren  poUtischen  Be- 
freiung beitragen.  Und  bis  auf  die  heutige  Zeit  heben  und  fördern  die  vielen  kultu- 
rellen Mittelpunkte  in  einer  Zahl  von  kleineren  und  größeren  Hauptstädten  den 
geistigen  Standpunkt  der  Nation  vielleicht  bedeutend  mehr,  als  wenn  von  einer 
einzigen  Zentrale  alle  geistig-kulturellen  Bestrebungen  ausgingen  und  von  ihr 
beherrscht  würden.  Derjenige,  welcher  Deutschlands  Größe  nach  außen  wieder 
geschaffen,  Bismarck,  bestätigt  dies,  werm  er  1869  sagt:  „Dieser  Partikularismus 
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ist  die  Basis  der  Sclnvächo,  ahor  auch  nach  cinor  anderen  Seite  hin  die  Baais  der 
Blüte  Deutschlands.  Die  kleinen  Zentren  haben  ein  Gemeingut  von  Bildung;  und 
Wohlstand  in  allen  Teilen  Deutschlands  verbreitet,  wie  man  es  in  zentralistisch- 
organisierten  großen  Ländern  schwer  findet."*) 

Dies  möchte  man  auch  auf  das  höhere  Schulwesen  anwenden  und  meinen,  die 
Vielgestaltii,'keit  desselben  sei  ja  gerade  etwas  Segenbringendes,  besonders  wird 
in  (l(  r  .Ictzt/.cit  solche  Meinung  Anklang  findin,  denn  ein,  wenipstens  nach  meiner 
Überzeugung,  viel  zu  weit  gehender  Individualismus  möchte  nicht  bloß  in  jedem 
Staate,  in  jeder  Gemeinde,  sondern  auch  in  jeder  Schule  eigenartige,  gesonderte 
Schnigebilde  entwickelt  gehen. 

Indessen  mag  solch  pädagogisches  Sonderwesen  weiteriiin  seine  Blüten  treiben, 
in  andere  Schuleinrichtungen  einzudringen,  wird  nimmer  schaden;  auch  Schul- 
verwaltungen köiuien  voneinander  viel  lernen.  Und  schließlich,  wenn  auch  die 
Organisationen  sich  unabhängig  voneinander  bis  jetzt  gebildet  haben,  die  Zeit 
wird  und  muß  kommen,  wo  sie  sich  in  Deutschland  in  ihrem  äußeren  „Schulreeht" 
einander  näher  rücken;  soll  denn  immer  die  Oberlehrerprüfung  in  Süddeutsch- 
land so  gänzlich  verschieden  sein  von  derjenigen  in  Norddeutschland?  Soll  die 
Reifeprüfung  in  dem  einen  Staate  so  viel  leichter,  in  dem  anderen  so  viel  schwerer 
sein  ? 

Kann  man  dies  und  Ahnliches  viellciciit  aus  dem  Prinzip  der  Individualität 
heraus,  daß  nämlich  jeder  Bundesstaat  nach  seiner  historisch  gewordenen  Eigenart 
sein  besonderes  höheres  Schulwesen  haben  müsse,  irgendwie  rechtfertigen  ?  Dann 
müßte  man  es  auch  durchaus  in  der  Ordnung  finden,  daß,  während  hier  eine  wirk- 
lich schulteehnische  Oberschulbehörde  existiert,  dort  wieder  der  Mangel  eines 
obersten  Schulrates  bis  zu  dem  Grade  empfunden  wurde,  daß  man  für  Schul- 
reformen einen  solchen  zweimal  eiligst  erst  schaffen  und  zusammen- 
rufen mußte?  Lange  genug  sind  die  Schulverwaltungen  in  Deutschland  selb- 
ständig nebeneinander  hergelaufen ,  die  geringen ,  später  zum  Teil  nicht  be- 
achteten Übereinkommen  von  1874  und  1889  ändern  an  dieser  Tatsache  nichts. 
Die  Reichsschulkommission  mit  iiuen  nicht  großen  Befugnissen  zeigt  gerade 
darin,  wie  weit  wir  hier  zurück  sind;  in  neuester  Zeit  hat  man  in  der  Presse 
vielfach  nach  einem  deutschen  Rcichssehulamt-)  zur  Beaufsichtigung  der 
deutschen  Auslandssehulen  gerufen^),  das  scheinen  mir  eurae  posteriores  zu 
sein,  wahrlich  die  deutsehen  Inlandsschulen  hätten  ein  Rcichssehulamt  nötiger, 
das  wirken  könnte,  ohne  berechtigte  Eigentü  mlichkeiten  zu  zerstören. 
Die  innere  politische  Lage  scheint  allerdings  solcher  Reichsobersehulbehörde 
nicht  günstig  zu  sein,  aber  nimmer  kann  es  diesen  Gedanken  schaden,  einmal 
Umschau  gehalten  zu  haben,  wie  denn  nun  das  h()here  Lehramt  in  Deutsehland 
und  Osterreich  eigentlich  aussieht;  und  so  hoffe  ich.  wird  die  folgende  schul- 
vergleichende Darstellung  auch  von  diesem   Gesichtspunkt  nützlich  sein. 


1)  Politische  Rwlon.  Ausgnlx'  von  Horst  Kohl  IV.  189. 
-2)  Vgl.  auch  Ziehen.     l'l)or  die  Gründung  eines  Rciclisflchulmuseums. 
3)  .\uch  Rethwiach  (Einleitung   zu  den  Jahrrsljorichtcn  ül)er  dn,<»   höhere  Schulwesen, 
Bd.  XVIII,  1903)  ruft  danach  mit  Rocht,  äußert  allerdings  sehr  weitgehende  Wünsche. 


(3  Einleitung. 

Und  nun  muß  auch  von  der  Schwierigkeit  des  Unternehmens  geredet 
werden,  auch  nur  deswegen,  um  das  Ganze  zu  entschuldigen.  Da  ich  ganz  besonders 
mich  bemüht  habe,  ins  einzehie  einzudringen,  so  war  es  nicht  leicht,  überall  das 
Material  lierbeizusohaffen.  Die  Handbücher  der  Pädagogik  bieten  in  den  Artikeln 
iihcT  die  einzelnen  Länder  nur  Oberfläcliliches,  teils  Veraltetes,  wie  es  nicht  anders 
sein  kann.  Auch  Baumeisters  Handbuch  I,  2  (die  Einrichtung  und  Verwaltung 
d(^  höheren  Schulwesens  in  den  Kulturländern  von  Europa  und  in  Nordamerika 
1897)  genügt  solchen,  welche  nicht  bloß  Namen  und  vielleicht  etwas  Geschicht- 
liches von  den  Schulbehörden,  sondern  deren  innere  Organisation  wissen  wollen, 
durchaus  nicht  und  kann  auch  nicht  genügen,  womit  das  verdienstvolle  Werk 
nicht  im  geringsten  herabgesetzt  werden  soll;  auch  das,  was  Rethwisch  1893  in  dem 
Buch:  Deutschlands  höheres  Schulwesen  im  neunzehnten  Jalirhundert  (Geschicht- 
hcher  Überblick  im  Auftrage  des  Königlichen  Preußischen  Kultusministeriums) 
l^ot.  führt  zu  wenig  in  die  Tiefe,  wie  es  ja  auch  bei  einer  für  Weltausstellungszwecke 
verfaßten  Schrift  nicht  anders  geboten  erschien;  ebenso  können  die  40  Seiten,  welche 
derselbe  Verfasser  jüngst  in  dem  ebenfalls  für  Weltausstellungszwecke  verfaßten 
größeren  Werke  (Die  höheren  Lehranstalten  und  das  Mädchenschulwesen  im  Deut- 
schen Reich  von  C.  Rethv^isch,  R.  Lehmann,  Gertrud  Bäumer,  herausgegeben  von 
W.  Lexis,  Berlin  1904)  über  die  Schulverwaltung,  die  Lehrerschaft,  ihre  Vorbil- 
dung, über  das  Lehramt  geschrieben,  das  Thema  doch  nicht  erschöpfen;  abgesehen 
davon,  daß  die  Verwaltungen  einer  großen  Anzahl  von  Kleinstaaten  wie  Anhalt, 
Braunschweig,  Hamburg,  Bremen  dort  nicht  berücksichtigt  werden  konnten,  durfte 
auch  diesmal  von  dem  Verfasser,  wie  es  eben  ein  solches,  im  Auftrage  einer  Zentral- 
behörde geschriebenes  Buch  mit  sicH  brachte,  eine  Fülle  von  Einzelheiten,  die  in 
ihrer  Art  für  manche  Staaten  sehr  charakteristisch  waren,  einfach  nicht  erwähnt 
werden;  selbstredend  soll  auch  dies  kein  Vorwurf  sein.  Ähnlich  wird  man  über  den 
Abschnitt  in  Teubners  „Handbuch  für  Lehrer  höherer  Schulen"  1905  denken,  den 
Nelson  über  die  innere  Organisation  geschrieben  hat.  Da  also  zusammenfassende, 
irgendwie  nur  annähernd  erschöpfende  Werke  fehlten,  so  konnten  nur  Sonder- 
werke über  einzelne  Staaten  zu  Rate  gezogen  werden,  über  Baden  das  von  Joos, 
über  Württemberg  Fehleisen,  über  das  Königreich  Sachsen  Kretzschmar,  über 
Hessen  Nodnagel')  usw.,  welche  einzeln  unten  namhaft  gemacht  werden.  Indessen, 
vsenn  nur  auf  solche  Bücher  zurückgegangen  wäre,  wäre  dies  Buch  durchaus  sche- 
matisch gebheben,  wie  diese  Bücher  mehr  oder  weniger  alle.     Jene  Zusammen- 


1)  Joos,  Die  Mittelschulen  im  Großherzogtum  Baden.  2.  Ausgabe,  Karlsruhe  1898.  — 
Fehleisen,  Sammlung  der  wichtigsten  Bestimmungen  für  die  Gelehrten-  und  Realschulen 
Württembergs.  Stuttgart  1900.  —  Kretzschmar,  Das  höhere  Schulwesen  im  Königreich 
Sachsen.  Leipzig  1903.  —  Nodnagel,  Das  höhere  Schulwesen  im  Großherzogtum  Hessen. 
Gießen  1903  mit  3  Ergänzungsheften.  —  Krüger,  G.,  Verordnungen  und  Gesetze  für  die 
Gymnasien  des  Herzogtums  Anhalt-Dessau.  1900  mit  einem  Ergänzungsband.  Was  Preußen 
anbelangt,  kommt  zu  dem  bekannten  Buch  von  Beier  „Die  höheren  Schulen  Preußens 
und  ihre  Lehrer"  noch  in  Betracht  das  lexikalische  Werk  von  0.  Heinemann,  Handbuch 
über  die  Organisation  ...  .  der  Unterrichtsanstalten  in  Preußen.  Potsdam,  Stein;  zu  ver- 
gleichen sind  auch  mehrere  Artikel  bei  Loos,  Enzyklopädisches  Handbuch  der  Erziehungs- 
kunde,   Bd.  1,   1906,  Wien,  und  in  Reins  Enzyklopädie. 


Ziel  und  Schwierigkeit  de«r  Aufgabe.  7 

Btclluiigen  von  Verfügungen  einer  Schulbehörde  eines  Staates  lassen  nicht  immer  in 
den  inneren  Betrieb,  besonders  der  Aufsiclitsbehördcn,  hineinblicken;  so  blieb  denn 
nichts  anderes  übrig,  als  unmittelbar  die  Güte  der  Schulaufsichtsbehörden 
in  Deutschland  und  Österreich  in  Anspruch  zu  nehmen  durch  eine 
Reihe  Anfragen,  welche  auf  ihre  innere  Organisation,  auf  Vorbildung  der  Mit- 
glieder dieser  Behörden,  Verbindung  der  Dezernate,  bureaukratisches  oder  Kollegial- 
system u.a.  sich  bezogen;  nur  was  Preußen  anbelangt,  mußte  ich  mich  mit  dem, 
was  Werke  wie  von  Rönne  (Verwaltungsrecht,  das  Unterriehtswesen  des  preußi- 
schen Staates),  v.  Brauchitsch  (Die  neuen  preußischen  Verwaltungsgesetze.  Fort- 
geführt und  herausgegeben  von  Studt  und  Braunbehrens),  Wiese -Kubier,  Wiese- 
Irmer,  Beieru.a.  boten,  zufrieden  geben,  denn  bei  dem  hohen  Alter  unserer  preußi- 
schen SchulgCvsetzgebung  —  geht  doch  die  Einrichtung  der  Behörden  auf  die 
Stein -Hardenbergsche  Epoche  zurück  —  heferten  die  Gesetzsammlungen  von 
1808  usw.  und  das  Zentralbiatt  für  die  gesamte  Unterrichtsverwaltung  stets  reiches 
und  authentisches  Material,  außerdem  ist  manches  ja  den  preußischen  Oberlehrern 
durch  amtliche  Erfahrung  und  Tätigkeit  bekannt  genug. 

Für  andere  Staaten  aber  war  ich  neben  den  gedruckten  seltenen  Werken  über 
ihre  Verwaltungen  in  hohem  Grade  auf  jene,  auf  meine  Bitten  erfolgten  persönlichen 
und  amtlichen  Mitteilungen  angewiesen,  und  dieselben  sind  schon  für  die  erste  Auf- 
lage von  allen  Seiten  in  so  reicher  Fülle,  in  so  detaillierter  Weise  erfolgt, 
daß  mir  hier  tatsächlich  Raum  und  Gelegenheit  fehlen  würde,  wollte  ich  so  danken, 
wie  ich  müßte.  Besonders  aber  von  österreichischer  Seite  ist  mir  bei  Abschnitt  IV 
über  80  viele  Dinge  administrativer  wie  schultechnischer  Art  eine  so  wohlwollende, 
eingehende,  fortgesetzt  sich  wiederholende  Aufklärung  gegeben,  daß  die  Darstellung 
dieser  Schulverwaltung,  in  erster  Linie  die  des  Ministeriums,  diejenige  meines  engeren 
V^aterlandes  an  Ausdehnung  fast  übertrifft.  Dazu  hatten  sich  damals  mehrere 
Staaten  bereit  erklärt,  in  ihren  höheren  Verwaltungsstellen  die 
Druckbogen  zur  Korrektur  lesen  zu  lassen;  ich  glaube  also,  das  hier  Dar- 
gebotene gibt  doch  ein  Bild  von  dem  wirklichen  Zustande  des  höheren  Lehramtes 
in  Deutschland  und  Österreich;  habe  ich  doch  äußerst  selten  etwa  diplomatisch 
gehaltene  Auskünfte  bekommen,  ich  konnte  das  durch  Vergleich  mit  den  ent- 
sprechenden Antworten  anderer  Staaten  leicht  feststellen,  und  wo  solch  ein  leiser 
Argwohn  in  mir  aufstieg,  bin  ich  in  der  Darstellungsart  ebenfalls  vorsichtig 
gewesen. 

I^n  auf  diese  Weise  gewonnenen  Stoff  zu  gestalten,  war  gewiß  schon  an  und 
für  sich  eine  neue  Schwierigkeit;  diese  wurde  durch  die  Art  der  Disposition  noch 
gesteigert.  Es  ging  nicht  an,  jeden  einzelnen  Staat  für  sich  erst  abzuhandeln,  z.  B. 
Baden  in  bezug  auf  das  Staatsexamen  und  dann  das  Staatsexamen  in  einem  andern 
darzustellen:  die  Kreise  wären  zu  groß  geworden,  man  hätte,  sobald  man  zu  dem 
zweiten  gelangt,  vom  Vorhergehenden  vieles  vergessen;  das  ist  auch,  nicht  der  Fehler, 
wohl  aber  die  Notwendigkeit  bei  einem  Buche  wie  Baumeisters.  Will  man  hier  die 
20  Zeilen  über  die  jetzigen  bayerischen  Schulaufsichtsbehörden  durchlesen,  so  muß 
man  die  (iesamtdarstcllung  des  bayerischen  Schulwt^ens  vorher  durchgegangen  sein; 
will    man    dann   über  die   württembergische   Ministerialabteilung  sich   orientieren 


g  Einleitung. 

(S.  143.  144).  ist  unti-r  dt>m  Eindruck  aller  niögliclien  Schulsachcn  in  Bayern  und 
Württomberg  die  Organisation  der  bayerischen  Verwaltung  fast  wieder  dem  Ge- 
dächtnis entschwunden.  So  erhält  man  kein  unmittelbares  Spiegelbild  durch  ver- 
gleichende Zusammenstellung.  Deshalb  wurden  die  Glieder  der  Disposition  mög- 
lichst klein  genommen,  nicht  Dienstanweisungen  im  allgemeinen  in  Bayern,  dann 
die  in  Baden  usw.  durften  nacheinander  besprochen  werden,  sondern  die  einzelnen 
Bestimmungen,  z.  B.  in  bezug  auf  Konferenzen,  Zensuren  usw.  sollen  nebenein- 
ander treten,  ebenso  soll  später  nicht  eine  Gesamtdarstellung  einer  Schulaufsichts- 
behörde und  dami  einer  anderen,  sondern  Wirksamkeit  und  Organisation  aller 
z.  B.  nach  Vorbildung  der  Mitglieder,  Geschäftsordnung,  Arbeitsart,  Reclit  des 
Vorsitzenden  usw.  geschildert  werden.  Erst  durch  diese  ideographische  Darstellung 
treten  Befugnisse  und  Kompetenzen   in  die   richtige  Beleuchtung. 

Eine  zweite  Schwierigkeit  ergab  sich  vorzüglich  bei  der  Darstellung  der 
Schulaufsichtsbehörden.  Ihre  Organisation  ist  nicht  ohne  Eingehen  auf  juristische 
Verwaltungsfragen  möglich;  schon  die  Geschichte,  Gründung,  Umgestaltung  der- 
selben spielt  sich  in  dem  Rahmen  der  inneren  pohtischen  Entwickelung  ab,  ich  darf 
nur  an  Preußen  erinnern,  dessen  Schulaufsichtsbehörden,  wie  gesagt,  in  ihrem 
Ursprung  auf  die  Zeit  der  Befreiungskriege  1813 — 1815  zurückgehen,  ebenso  in 
Österreich,  wo  die  schulgesetzliche  Regelung  mit  der  Zeit  von  1848  und  1867  und  mit 
der  Umänderung  der  inneren  Verfassung  eng  verknüpft  ist.  So  mußten  viele  ver- 
waltungsrechtlichen Sachen  mindestens  stark  gestreift  werden,  da  es  mit  Absicht 
vermieden  ist,  solche  Dinge  ab  ovo  auseinanderzusetzen,  damit  das  Ganze  nicht  zu 
„monströs"  würde.  Und  doch  werden  manche  das  Buch  als  eine  Art  Monstrum 
tadeln,  weil  es  etwas  buntscheckig  werden  mußte. 

Zuerst  trägt  das  Ganze  ein  schulpohtisches  oder  auch  schulgeschichtliches 
Gepräge,  dann  ein  verwaltungsrechtliches,  und  schließhch  natürlich  ein 
pädagogisches.  Wieweit  es  gelungen  ist,  alle  diese  Züge  zu  einem  Gesamtbilde 
zu  vereinigen,  bleibe  dahingestellt.  Freilich  manchem  habe  ich  es  gewiß  nicht  recht 
gemacht.  Die  Tlieoretiker  der  Pädagogik,  welche  die  psychologischen  Grundlagen 
der  Aufmerksamkeit,  der  Ermüdung,  des  mangelnden  Fortschrittes  u.  a.  unter- 
suchen, werden  eine  philosophische  Auseinandersetzung  über  erzieherische  Grund- 
fragen vermissen,  wenn  ich  nachher  Strafen,  Zensuren  und  andere  Erziehungsmittel 
in  einzelnen  Staaten  nebeneinander  reihe  und  das  eine  besser  finde  als  das  andere. 
Die  Historiker  der  Pädagogik  werden  es  bemängeln,  daß  ich  zu  ungeschichtlich  ver- 
fahre und  manche  Schuleinrichtung  nicht  bis  auf  ihren  Ursprung  zurück  verfolge; 
erst  dann,  so  ist  ihre  Ansicht,  könne  man  darüber  urteilen. 

Vielleicht  auch  solche,  die  außerhalb  des  höheren  Lehramtes  stehen, 
werden  ihre  Ausstellungen  machen.  Besonders  werden  manche  aus  dem  Kreise 
der  höheren  Verwaltungsbeamten  sich  darüber  wundem,  daß  ein  Oberlehrer  es  unter- 
nimmt, sich  auf  das  juristisch-judizieDe  Gebiet  zu  wagen;  möglicherweise  aber  dürften 
solche  das  Buch  entschuldbarer  finden  als  Fachgenossen.  Wissen  doch  diejenigen, 
welche  in  der  Verwaltung  Sitz  und  Stimme  haben ,  Reahtäten  mein-  zu  schätzen 
als  andere  Beamten,  vielleicht  werden  sie  es  längst  gemerkt  haben,  daß  das  Er- 
ziehungsproblem mit  grauen  Theorien  allein  nicht  zu  lösen  ist,  sondern  daß  hier 
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dio  .Maclit frage  cino  cboiiso  große  Rollo  spielt  wie  anderwärtH,  deshalb  sollten 
gerade  solche  Leser  einen  Versuch  nicht  zurückweisen,  der  darauf  ausgeht,  Kechto, 
Kompetenzen  des  höheren  Leliramtes  und  seiner  Aufsichtsbehörden  vergleichend 
zu  untersuchen.  Immerhin  wird  man  auch  hier  dem  Neuling  von  vornlierein  nicht 
ganz  freundlich  gesinnt  sein.  Endlich,  Presse  und  Publikum  werden  vielleicht  auch 
kein  allzu  großes  Cefallen  an  diesem  Versuche  finden,  falls  sie  darauf  aufmerksam 
weixlen  sollten,  denn  das  Folgende  wird  u.  a.  zeigen,  wie  allmählich  die  Prüfungen  an 
den  höheren  Schulen  mancher  Staaten  recht  leicht  gemacht  worden  sind,  und  das 
verniniint    man   ungern,  fortgesetzt  ruft  man  nach  weiterer   Krleichterung. 

Was  nun  die  Zahl  der  lierangezogenen  Staaten  anlangt,  so  sind  jetzt  alle 
deutschen  Bundesstaaten  und  Österreich  berücksichtigt  worden.  Ich  habe  mich 
bemüht,  überall  den  Text  der  Schulgesetze,  wenn  ich  diesen  allgemeinen  Titel 
wählen  darf,  selbst  anzuführen,  ebenso  auf  die  Quellen  der  Schulgcsetzgebung, 
besonders  in  Preußen  und  Österreich  zurückzugehen.  Doch  ist  das  Werk  keine 
bloße  Zusammenstellung,  deswegen  hoffe  ich  auch,  den  Kanzleiratstil  in  der 
Darstellung  im  allgemeinen  vermieden,  anderseits  doch  „sine  ira  et  studio" 
geschrieben  zu  haben. 

Alle  Darstellungen  der  Verwaltungslehre,  des  Verwaltungsrechts,  der  Ge- 
schichte der  Verwaltung,  sei  es  die  allgemeine,  sei  es  die  eines  einzelnen  Staates, 
beschäftigen  sich,  soweit  ich  sie  kenne,  fast  nur  mit  der  politischen,  der  inneren 
\'er\\altung;  die  Verwaltung  der  sogenannten  technischen  Fächer,  des  höheren^) 
und  niederen  Schulwesens,  des  Medizinal-,  Forst-  und  Baufaches  ist  in  ihnen  stets 
sehr  nebensächlich,  so  gut  wie  gar  nicht  behandelt  worden;  so  denke  ich,  kann  der 
vorliegende  Versuch  auch  deshalb  willkommen  sein,  weil  er  diese  Lücke  ausfüllen 
will,  in  erster  Linie  in  der  Darstellung  der  Zentralbehörden  und  Mittelbehörden. 
Das  Buch  ist  der  erste,  von  allgemeinen  Gesichtspunkten  ausgehende,  aber  auch 
in  Einzelheiten  sich  vertiefende  Versuch  dieser  Art;  es  winl  als  Ersthngswerk  auf 
diesem  Gebiete  alle  Unvollkonimenheiten  eines  solchen  immer  noch  an  sieh  tragen 
und  gewiß  mehr  der  Verbesserung  bedürftig  sein  als  Bücher,  in  welchen  bekannte 
Materien  von  neuem,  manchmal  eigenartig  bearbeitet  sind;  für  jede  Verbesserung, 
für  jeden  Vorschlag  in  dieser  Hinsicht  wird  der  Verfasser  auch  fernerhin  sehr 
dankbar  sein.  Die  Wünsche,  welche  in  den  zahlreichen,  fast  durchweg  recht 
günstigen  Besprechungen  der  ersten  Auflage  geäußert  sind,  hat  er  zu  erfüllen 
sich  bemüht. 

Im  Kreise  der  Amtsgenossen  aber  möge  auch  diese  Neubearbeitung  des  Buches 
willkommen  sein  und  ihnen  einige  neue  Gesichtspunkte  zeigen,  die  auf  eine  wirk- 
liche Schulreform  und  auf  Hebung  des  Oberlehrerstandes  abzielen;  wenn  nur  der 
letztere  Zweck  einigermaßen  erreicht  werden  sollte,  w  ird  der  Verfasser  für  seine  Mühe 
sich  reichlich  belohnt  fühlen. 

Berlin,  ira  August  1909.  Der  Verfasser. 


1)  Für  Württemborg  bat  oino  ßoloho  Untorsuchung  nngpstollt  Dr.  Hirzel,  (Jym- 
nnsialrektor  in  Ulm:  „Die  vcrwaltungBR>chtlicho  Stellung'  des  MittolMchulwosens  in  soincm 
Verhältnis  zu  t?taat,  Gemeinde  und  Kirche  in  Württcnilx^rg"  in  der  ..Zeitschrift  für  die  ge- 
samte Staatöwissenschaft".     1901.     Nr.  46. 


I.  Allgemeines. 

Begriff  des  Amtes,  Rechte  und  Pflichten. 

Unter  einem  Amt  versteht  man  einen  von  Seiten  des  Staates,  sei  es  unmittelbar, 
sei  es  mittelbar,  gegebenen  Auftrag,  bestimmte  Geschäfte  des  Staates  zu  besorgen.') 
Die  Aufgaben  und  Geschäfte  des  Staates  sind  sehr  zahlreich  und  mannigfaltig, 
daher  auch  sehr  zahlreiche  und  mannigfaltige  Ämter.  Eine  Aufgabe  des  Staates  ist, 
die  Erziehung  der  heranwachsenden  Jugend  zu  leiten  und  zu  überwachen;  das  ge- 
schieht wesenthch  in  drei  Stufen,  welche  wieder  Zwischenstufen  haben,  in  der 
niederen,  der  Volksschule,  in  der  höheren  Schule  und  in  der  Hochschule,  Ein  höheres 
Lehramt  ist  also ,  kurz  gesagt ,  der  von  Seiten  des  Staates  gegebene  „Lehrauftrag 
für  höhere  Schulen",  oder  weitläufiger  gesagt:  der  von  selten  des  Staates  erteilte 
Auftrag,  an  den  „höheren  Schulen"  zu  lehren  innerhalb  der  vom  Staate  vorgezeich- 
neten Lehrpläne  und  zu  dem  vom  Staate  vorgesteckten  Ziele. 

Jedes  Amt  hat  Rechte  und  Pflichten ,  beide  sind  teils  materiell  teils  ideell. 
Die  Pflichten  materieller  Xatur  bestehen  darin,  daß  der  Beamtete,  auch  der  „höhere 
Lehrbeamte",  zum  Ersatz  des  Schadens  genötigt  ist,  welcher  in  materieller  Hinsicht 
durch  sein  Verhalten  im  Amte  dem  Staate  oder  den  Staatsangehörigen  entsteht. 
Bei  Kassenbeamten,  Richtern,  Forst-,  Eisenbahnbeamten  usw.  können  diese  mate- 
riellen Pflichten  oft  bedeutende  vermögensrechtliche  Folgen  haben,  weswegen  bei 
einigen  der  Staat  durch  Hinterlegung  einer  Bürgschaftssumme  (Kaution)  Für- 
sorge trifft,  daß  der  Beamtete  diesen  Ersatz  leisten  kann.  Die  Inhaber  von  zwei 
Ämtern  haben  gerade  nicht  große  materielle  Pflichten :  die  Pfarrer  und  die  Lehrer, 
Volksschullehrer,  Oberlehrer  und  Hochschullehrer;  es  müßte  denn  sein,  daß  zufällig 
ein  Inhaber  daneben  Kassen  oder  Fonds  zu  verwalten  hat,  was  z.  B.  bei  manchen 
Pfarrämtern,  bei  den  ersten  Pfarrern  und  bei  fast  allen  Direktorenposten  zutrifft. 
Andere  höhere  Lehrbeamte  haben  nur  geringe  materielle  Pflichten,  wobei  z.  B.  in 
erster  Linie  an  den  Ersatz  zu  denken  wäre  für  etwaigen  Schaden,  der  bei  Erteilung 
körperhcher  Strafen  Söhnen  von  Staatsbürgern  zugefügt  ^^•ü^de,  ferner  an  Kosten 
für  Stellvertreter  usw.       Gerade  das  Lehramt,  das  höhere  Lehramt,  ist  ein  mehr 


1)  Streng- jaristiache  Definition  bei  Loening,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts. 
1884.  §  7,  S.  29:  Ein  Staatsamt  ist  die  einer  physischen  Person  unter  Autorität  des  Staats- 
oberhauptes übertragene  Verpflichtung,  bestimmte  staatUche  Funktionen  auszuüben. 
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ideelles  Amt,  nher  doch  nicht  so  weit,  wie  da«  Pfarramt;  die  Amtshaiullungen  des 
Pfarrers  haben  jetzt  nur  noch  Geltung  innerhalb  seiner  Kirche,  fast  gar  keine  stsiat- 
lichen,  rechtlichen  Folgen,  wogegen  das  höhere  Lehramt  durch  die  Versetzungen, 
Krteilung  von  Zeugnissen  für  den  einjährig-freiwilligen  Dienst,  für  die  verschiedenen 
lieamtenlaufl)ahnen,  endlich  für  das  l'nivcrsitätsstudium,  auch  durch  die  Strafe 
der  Kdegation  doch  immerhin  für  die  Zciglinge,  oft  allerdings  mehr  für  die  Eltern 
als  Staatsangehörige  bedeutende  rechtliche  Folgen  nach  sich  zieht.  Mit  Unrecht  hat 
man  beklagt,  daß  das  höhere  Lehramt  Zeugnisse  zu  irgendwelchen  Zwecken  aus- 
stellen muß;  es  ist  vielmehr  gut,  daß  die  höheren  Lehrer  noch  irgend  solche  Rechte 
und  damit  noch  Macht  haben;  man  verkenne  doch  den  Einfluß  der  Realitäten  nicht. 
Daß  uns,  besonders  durch  die  das  Einjährigenzeugnis  „ersitzenden  Schüler"  ein 
schrecklicher  Ballast  zugeführt  wird,  ist  ja  klar;  aber  daß  nun,  z.  B.  durch  strengere 
Prüfungen,  dei-selbe  nicht  später  oder  früher  über  Bord  geworfen  und  auch  sonst 
von  den  höheren  Schulen  nicht  entfernt  werden  kann,  liegt  eben,  außer  in  sozialen 
Verhältnissen,  auch  in  der  ganzen,  rechtlich  unbestimmten  Art  unseres  Lehr- 
amtes und  in  den,  in  vielen  Verwaltungen  herrschenden  Systemen,  die  diese  Rechte 
fortgesetzt  zu  schmälern  trachten ;  wollte  man  nun  alle  oder  viele  Berechtigungen  den 
höheren  Schulen  nehmen  und  sollte  daselbst,  ohne  schließhche  Erteilung  von  Zeug- 
nissen, immer  nur  gelehrt,  gelehrt  und  gelehrt  werden,  der  Zufluß  würde  nicht  nur 
bedeutend  stärker  und  schlimmer,  sondern  auch  das  ganze  Amt  so  ideell,  geistig 
so  scliwankend  und  sich  verflüchtigend  werden,  auch  für  die  Inhaber,  daß  von  seinem 
Einfluß  und  seiner  Wirkung  schließlich  wenig  zu  spüren  wäre.  Xatürlich  soll  damit 
nicht  gesagt  sein,  daß  die  Furcht  vor  Prüfungen  das  bei  den  Schülern  zu  erweckende 
geistige  Interesse  ersetzen  soll;  indessen  das  kann  auih  nicht  geleugnet  werden: 
je  geringer  die  reelle,  ins  wirkhche  Leben  eingreifende  Macht  eines  Amtsinhabers 
ist,  um  so  weniger  wird  und  kann  er  das  ihm  vom  Staate  vorgesteckte  Ziel 
erreichen. 

Doch  das  nebenbei.  Die  ideellen  Pflichten  des  höheren  Lehramtes  bestehen 
also  in  der  vollen  Einsetzung  seiner  ganzen  körperlichen  und  geistigen  Kraft,  die  ihm 
vom  Staate  gestellte  Aufgabe  zu  erfüllen,  d,  h.  die  ihm  anvertrauten,  zu  unterrichten- 
den künftigen  Staatsbürger  zu  dem  vom  Staate  bezeichneten  Ziele  zu  unterrichten 
und  zu  erziehen;  denn  dieses  letztere  Merkmal  hat  man  in  den  Lehrbegriff  hinein- 
gebracht, mindestens  da.s.solbe  ebenso  betont  wie  das  bloße  Lehren,  so  daß  es  richtiger 
hieße:  „höheres  Erziehungsamt".  Indessen  auch  das  höhere  Lehramt,  wie  jedes 
Amt  hat  nicht  bloß  diese  engere,  ihm  vom  Staate  ganz  besonders  gestellte  Auf- 
gabe zu  erfüllen,  da  würde  es  schließlich  nur  eine  „staatliche  Funktion"  sein,  sondern 
der  Träger  dieses  Amtes  soll  überall  auch  da,  wo  er  augenblicklich  nicht  amtlich 
funktioniert,  das  Ansehen  und  die  Achtung  des  Amtes  durch  sein  ganzes  Verhalten, 
eben  auch  außerhalb  desselben,  fortgesetzt  vermehren  und  heben,  vor  allem  also 
nichts  tun,  was  der  Würde  seines  Amtes  irgendwie  zum  Abbruch  gereichte;  so  hat 
das  höhere  Lehramt  außer  der  rein  staatlieh  ideellen  .Aufgabe,  wie  übrigens  jeiles 
Amt.  eine  sehr  weitgehende,  allgemein -ideelle  Aufgabe,  die  jedenfalls  noch  weiter 
sich  erstreckt  als  beim  Richter,  beim  höheren  Forst- oder  Baubeamten.  Die  letzteren 
können  außerhalb  ihres  Amte«  manches  tun,  was  das  Ansehen  des  Amtes  als  solches 
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nicht  sohSdict,  weil  dns  Ansehen  bedingt  ist  durcli  die  Wertschätzung  von  Er- 
waclisenen;  nber  das  Ansehen  eines  Lehramtes  und  seines  Inhabers  hängt  leider 
von  dein  Urteil  l'nreifer  ab.  \nid  in  den  Augen  dieser  jungen  zukünftigen  Staats- 
bürger und  deren  Eltern  \\ird  an  dem  Verhalten  außer  dem  Amte  eine  zwar  oft 
falsche,  aber  tatsächlich  viel  strengere  Kritik  geübt,  als  bei  anderen  Beamten;  sehr 
vielerlei  kann  hier  die  Achtung  vor  dem  Lehramte  schädigen,  was  dort  mindestens 
ganz  indifferent  wäre;  der  Oberlehrer  ist  also  leider  viel  öfter  in  der  Gefahr,  ebenso 
wie  der  Pfarrer,  außerhalb  seiner  dienstlichen  Obliegenheiten  gegen  diese  allgemein- 
ideellen  Pflichten  zu  verstoßen.  Daher  heißt  es  gleich  zu  Anfang  des  preußischen 
Disziplinargesetzes  für  nicht-richterliche  Beamte  von  1852 1):  „Ein  Beamter, 
welcher  1.  die  Pflichten  verletzt,  die  ihm  sein  Amt  auferlegt,  oder  2.  sich  durch  sein 
Verhalten  in  oder  außer  dem  Amte  der  Achtung,  des  Ansehens  oder  des  Vertrauens, 
die  sein  Beruf  erfordert,  unwürdig  zeigt;  usw."  Zu  solchen  außerhalb  des  Amtes 
begangenen,  das  Ansehen  desselben  herabsetzenden  Handlungen  würden  (von  denen, 
die  gegen  das  Strafgesetzbuch  verstoßen,  ist  natürlich  hier  abzusehen)  z.  B.  Miß- 
brauch in  der  Erteilung  von  Privatstunden,  in  der  Haltung  von  Pensionären  ge- 
hören, alle  Schulverwaltungen  haben  in  dieser  Beziehung  warnende  Paragraphen; 
aber  auch  unnoble,  zu  sehr  auf  Gewinn  gerichtete  literarische  Tätigkeit,  besonders 
falls  solche  einen  rein  publizistischen,  politischen  Charakter  annimmt,  ist  geeignet, 
die  Achtung  weiterer  Kreise  vor  dem  Träger  eines  Amtes  zu  beeinträchtigen.  Leider 
ist  der  Passus  in  Nr.  2  des  Disziplinargesetzes  sehr  dehnbar,  so  berechtigt  er  ist; 
sehr  weise  Disziplinarrichter  gehören  zu  seiner  Handhabung.  Aber  das  hessische 
Disziplinargesetz  für  nicht-richterliche  Beamte  vom  21.  April  1880  hat  die  preußische 
Fassung  wörthch  hinübergenommen  in  Artikel  5,  und  das  württembergische  Be- 
amtengesetz vom  28.  Jurü  1876  spricht  in  Artikel  4  es  ebenfalls  aus,  daß  „jeder 
Beamte  .  .  .  verpfUchtet  sei,  .  .  .  durch  sein  Verhalten  in  und  außer  dem  Amte 
der  Achtung,  die  sein  Beruf  erfordert,  sich  würdig  zu  zeigen" ;  ebenso  das  betreffende 
Gesetz  im  Königreich  Sachsen  §  15,  2  (sich  durch  sein  Verhalten  in  und  außer 
dem  Amte  usw.).  Ja,  die  allemeuesten  Beamtengesetze  von  1908,  das  Badische 
und  das  Bayerische,  kommen  auch  über  diese  Fassung  nicht  hinaus,  man  vgl. 
badisches  Beamtengesetz  (Karlsruhe,  J.  Längs  Buchhandlung)  §  8  in  Verbindung 
mit  §  78,  und  Bayerisches  Beamtengesetz  (Nürnberg  und  Leipzig,  U.  E.  Sebald) 
§  11  in  Verbindung  mit  §   105. 

Nicht  so  einfach  sind  die  österreichischen  Verhältnisse.  2)  Die  Kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  10.  März  1860  „Von  der  Disziplinarbehandlung  der  Staatsdiener" 
bestimmt  in  §  17:  ,,Auf  die  Beamten  und  Diener  der  Gerichtsbehörden  und  der 
Müitärbehörden,  auf  den  Lehrstand,  dann  auf  die  Finanzwache  und  die  Wachen 
der  Straf-  und  Besserungsanstalten  hat  die  gegenwärtige  Verordnung  keine  An- 
wendung zu  finden",  nimmt  also  die  „Lehrbeamten"  ausdrücklich  aus;  für  die 
österreichischen  richterlichen  Beamten  ist  später  unter  dem  21.  Mai  1868  ein  Gesetz 


1)  Vgl.  von  Rheinbaben,  Die  R«formbedürftigkeit  der  preußischen  Disziplinargesetze. 
„Deutsche  Juristenzeitung"  1908,  13,  2. 

2)  Vgl.  Mayrhofer-Pace,  Handbuch  des  politischen  Verwaltungsdienstes.    Wien  1898. 
Bd.  4.     S.  1019  und  885. 
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crscliiriu'ii :  „\'<>ii  d»'»"  Diszipliimrlx-handliin^' (U-r  gcriclitliclicn  Beiiiiitcji  und  Diener", 
welches  übrigens  strenger  ist  als  dos  unsrigc,  hat  doch  der  Vorstelier  jedes  öster- 
reichischen Gerichts  nicht  nur  das  Recht  der  Mahnung,  sondern  auch  das  des  Ver- 
weises, der  in  Preußen  erst  infolge  eines  Disziplinarverfahrens,  nicht  vom  Präsi- 
denten des  Gerichts,  gegeben  werden  kann.  Für  den  höheren  Lelirstand  aber  sind 
immer  noch  jene  älteren  Vorschriften  in  Kraft,  welche,  für  Beamte  überhaupt  gel- 
tend, vor  dem  10.  .März  lS(i()  erschienen  sind;  ein  neueres  Disziplinargesetz  für  die 
österreichischen  MitteLsehullehrer  existiert  nicht,  obwoid  ein  solches  von  ihnen 
lebhaft  gewünscht  wird.  Jedenfalls  aber  sprechen  sich  die  österreichischen 
Normalien  über  das  außeramtlichc  Verhalten  aus,  so  z.  B.  über  den  Privatunter- 
richt und  über  das  Halten  von  „Kostzöglingen",  worüber  noch  zu  handeln 
sein  wird. 

Es  kann  also  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  schon  nach  dem  Gesetze  der  Träger 
des  höheren  Lehramtes  eine  große  ideelle  Aufgabe  zu  erfüllen  hat,  welche  den  Rahmen 
des  wirklichen  Lehramtes  weit  überragt. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Rechten  des  „höheren  Lehrers",  so  folgen  diese 
auch  aus  dem  Begriffe  des  Amtes  überhaupt.  Überträgt  der  Staat  jemandem  eine 
Aufgabe,  so  hat  der  Staat  dafür  zu  sorgen,  daß  jener  überhaupt  die  von  ihm  zu 
leistende  staatliche  Aufgabe  erfüllen  kann.  Der  Beamte  hat  also  an  die  Staats- 
gewalt, von  der  er  beauftragt  ist,  gewisse  rechtliche  Ansi)rüche  zu  stellen;  auch  hier 
gibt  es  ideelle  und  materielle  Rechte,  bei  den  ersteren  sind  negativ-ideelle  und 
positiv-ideelle  Rechte  zu  trennen.  Der  Staat  hat  z.B.  die  Pflicht,  jeden  Be- 
amten in  und  außer  seinem  Amt  zu  schützen  gegen  Angriffe,  welche  von  anderen 
Staatsangehörigen  gegen  das  Amt  selbst  oder  die  Person  des  Amtsinhabers  gerichtet 
werden.  In  positiver  Beziehung  aber  hat  er  ihm  diejenigen  Rechte  über  die  Staats- 
bürger zu  erteilen,  die  ihm  eine  richtige  und  wirksame  Ausübung  des  staatlichen 
Auftrages  überhaupt  ermöglichen.  Ein  Finanzbeamter,  welcher  nicht  das  Recht  hat, 
Gelder  zur  Auszahlung  anzuweisen,  ein  Richter  oder  ein  Richterkollegium,  welches 
bei  Verhängung  von  Strafen  erst  eine  andere  Instanz  fragen  müßte,  kann  den  staat- 
lichen Auftrag  nicht  gänzlich  vollenden ;  ein  Lehrer,  welcher  nicht  Strafrecht  hätte, 
ein  Lehrerkollegium,  welches  nicht  Zeugnisse  erteilen  könnte,  kann  eben  seines 
Amtes  nicht  walten.  Zweierlei  ist  natürlich  hier  zu  beachten:  erstens  daß  diese 
Befugnisse  in  größeren  und  kleineren  konzentrischen  Kreisen,  je  nach  dem  höheren 
oder  nietirigeren  Amte  liegen  werden,  und  zweitens  daß  sie  bei  gewissen  Ämtern 
eine  stärkere  Ergänzung  durch  die  Persönlichkeit  des  Beamteten  finden  müssen, 
d.  h.  also  noch  mehr  ideell  sind  als  bei  anderen  Ämtern.  Aber  der  Staat  darf  nicht 
voraussetzen,  daß  der  Beamte  nur  durch  seine  Persönlichkeit  der  staatlichen  Auf- 
gabe gerecht  werden  soll,  schon  deswegen,  weil  nicht  alle  Beamte  eine  starke,  durch 
sich  selbst  wirkende  Persönlichkeit  haben;  hier  muß  der  Staat  mit  Gesetzen,  Rechten 
eintreten,  freilich  können  auch  diese,  wenn  die  Persönlichkeit  den  Träger  des  Amtes 
untauglich  macht,  allein  nichts  ausrichten;  beides  muß  eben  zusammenwirken. 
Das  Lehramt  ist  —  soll  man  sagen  leider  oder  gottlob?  —  mehr  als  alle  anderen 
Ämter  ein  solches,  welches  neben  den  staatlichen  Befugnissen  in  der  Persönlichkeit 
des  Amtsinhabers  beruht;    aber   darin  verkenne  man  die  Wirklichkeit  nicht:  ein 
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staatliclier  Erzieher  ohne  staatliehe  Zuehtmittcl  ist  ein  Unding;  ganz 
abgesehen  davon,  daß,  wie  gesagt,  nicht  allzuviel  hervorragende  Persönlichkeiten 
sieh  finden,  schleift  sich  auch  jede  persönliche  Kraft,  ja  jede  geniale  Existenz  in 
der  Ausübung  des  Amtes  allmählich  ab  und  verliert  an  Produktivität  ebenso  wie 
vor  allem  an  förderndem  Einfluß  auf  andere,  und  ein  höheres  Leliramt,  dem  der 
Staat  gar  keine  oder  nur  sehr  wenig  Rechte  einräumte,  wird  schließlich  macht- 
und  wirkungslos,  ein  Schatten  und  Schemen. 

Neben  solchen  ideellen  Rechten  muß  der  Staat  selbstredend  auch  in  materieller 
Hinsicht  den  Träger  des  höheren  Lehramtes  mit  dem  Nötigen  ausstatten,  zunächst 
natürhch  mit  dem  ihm  zukommenden  Gehalte;  es  ist  nun  einmal  so  in  der  Welt: 
ein  Beamter  mit  zu  niedrigem  Gehalt  muß  sowohl  im  Amte  wie  außerhalb  seines 
Amtes,  um  mit  den  Worten  des  Disziplinargesetzes  zu  reden,  „dem  Ansehen  und  der 
Würde  seines  Amtes  schaden";  zu  solchen  materiellen  Ansprüchen  an  den  Staat 
sind  auch  Pension,  Versorgung  der  durch  den  Tod  der  Beamten  verwaisten  Frauen 
und  Kinder  zu  rechnen,  ebenso  Vergütung  der  Umzugskosten,  der  Reisegelder  u.  a. 

Offenbar  mehr  zu  den  materiellen  als  zu  den  ideellen  Rechten  eines  Beamten 
gehört  auch  sein  Titel  und  Rang;  hat  eine  Beamtenklasse  einen  lächerlichen, 
veralteten  Titel,  so  macht  dieser  sie  lächerlich  und  dazu  weniger  fähig,  die  staat- 
hche  Aufgabe  zu  erfüllen.  Dies  würde  eintreten,  wenn  man  z.B.  bei  uns  den  jetzt 
vielen  unverständhchen,  alten  Titel  „Kollaborator"  einführen  wollte;  freilich  der 
schon  durch  dies  Wort  selbst  als  unfertig  bezeichnete  Beamte,  den  wir  heute  im 
„Probekandidat"  haben,  gibt  dem  in  die  Vergessenheit  gesunkenen  „Kollaborator" 
nichts  nach ;  ferner  können  in  einem  Staatswesen  nicht  die  Beamten  wie  eine  Herde 
durcheinanderlaufen,  sondern  müssen  in  Rangklassen  eingeteilt  sein,  diese  Ein- 
teilung hat  in  bezug  auf  Gewährung  von  Reisegeldern,  Tagegeldern  u.  a.  gewisse, 
recht  greifbare  Folgen,  und  deswegen  ist  der  Spott  über  die  Rangsucht  doch  etwas 
ungerechtfertigt.  Außerdem  hat  der  Staat  die  PfUcht,  eine  Beamtenklasse  nicht 
unter  eine  andere  gleichwertige  zu  stellen,  will  er  nicht  das  Ansehen  und  die  Würde 
des  Beamten  auch  außerhalb  des  Amtes  schädigen  und  so  selbst,  möchte  man  sagen, 
gegen  das  Beamtengesetz  verstoßen.  Gehalt  und  Rang  müssen  in  einem  entsprechen- 
den Verhältnis  stehen,  weshalb  auch  einige  Staaten,  wie  z.  B.  Hessen,  es  vor- 
gezogen haben,  die  Beamten,  auch  die  höheren  Lehrer,  gar  nicht  erst  in  Rang-, 
sondern  in  Gehaltsklassen  zu  teilen  bzw.  danach  zu  „rangieren". 

Für  unsere  Darstellung  ergibt  sich  nun  daraus  zweierlei:  erstens  ist  es  un- 
möglich. Rechte  und  Pflichten  der  Oberlehrer  gesondert  darzustellen,  da  in  fast 
jeder  einzelnen  Amtshandlung  ein  Oberlehrer  sowohl  Pflichten  zu  erfüllen  als  auch 
Rechte  zu  genießen  hat;  so  hat  er  z.  B.,  was  eine  Konferenzverhandlung  anbetrifft, 
die  Pflicht  der  Anwesenheit  und  das  Recht  der  Stimmabgabe,  Rechte  und  Pflichten 
sind  also  selten  gesondert  zu  behandeln.  Zweitens  ergibt  sich  eine  Beschränkung 
der  Aufgabe,  besonders  was  die  materiellen  Rechte  und  Pflichten  anbetrifft.  Diese 
körmen  bei  weitem  nicht  alle  besprochen  werden,  z.  B.  nicht  Pension,  nicht  Waisen- 
gelder u.  a.;  es  wäre  das  Ganze  sonst  zu  „monströs"  geworden,  auch  würde  das 
wenig  Interesse  bieten.  Aber  doch  mußte  ein  besonderer  Abschnitt  lauten:  Titel, 
Rang,   Gehalt,  Schulgeld,  deswegen  schon,  weil  einiges  davon  heute  „aktuelles" 
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Interesse  hat;  iihrr  ilicsc  AulJfrliclikeit(.'ii  (Ich  Amtes  Hollen  tabellariach  abgemacht 
werden. 

Was  diu  ideellen  Rechte  und  I'fliciiteii  unhetrifft,  so  kommen  sie  nur  iiiKofern 
in  Betnvcht,  als  sie  eng  mit  dem  Amt,  d.  h.  mit  der  staatlichen  Lehraufgabe 
zusammenhängen;  alle  aus  der  Natur  der  einzelnen  Lehrgegenstände  sich  ergebenden 
Pflichten,  alle  ganz  allgemein-pädagogischen  Pflichten,  z.  B.der  Gerechtigkeit,  Milde, 
Nachsicht,  Strenge,  Vorbereitung  usw.  können  nur  so  weit  P>wähnung  finden,  als 
sie  dem  obigen  Zwecke  dienen;  wer  sich  über  diese  Auskunft  holen  will,  der  schlage 
Münchs  Werk:  „(Jeist  des  Lehramtes"  auf;  wenn  es  nicht  zu  unbescheiden  wäre, 
das  hier  (Jebotene  mit  dem  genaimten  Werke  zu  vergleichen,  so  möchte  ich  das 
raeinige:  „Körper  des  Lehramtes"  nennen;  vielleicht  hat  der  „Geist  des  Lehramtes" 
gezeigt,  wie,  wenn  man  bloß  den  „Geist"  schildert  und  zu  wenig  auf  reale  Verhält- 
nisse Rücksicht  nimmt,  man  ins  Schwankende,  Unbestimmte  gerät,  so  daß  der 
vorUegende  Versuch  als  eine  notwendige  Ergänzung  zum  „Geist  des  Lehramtes" 
möglicherweise  gelten  kann. 

Jedocii,  ehe  man  in  ein  staatliches  Lehramt  gelangt,  muß  der  Staat  den  Be- 
werber prüfen,  ob  er  dessen  würdig;  so  kommen  wir  zu  den  „Vorbedingungen 
zum  höheren  Lehramt"  und  schildern,  unter  Auslassung  selbstverständlicher 
Bedingungen,  z.  B.  derjenigen  der  sittlichen  Unbescholtenheit,  der  körperlichen 
und  geistigen  Gesundheit,  eines  gewissen  Alters,  die  Staatsprüfung  in  Deutsch- 
land und  Österreich  und  den  praktischen  Vorbereitungsdienst.  Bei  der 
Schilderung  des  Amtes  selbst  haben  wir  darzustellen:  die  Dienstinstruktionen, 
die  V'erset Zungen,  die  Reifeprüfung.  Ein  vierter  Abschnitt  wird  die  Auf- 
sichtsbehörden schildern,  die  Zentralbehörden  und  die  Zentralmittel- 
behörden; ein  fünfter  Ferien,  Titel,  Rang,  Gehalt  und  Pflichtstunden- 
zahl, Ruhegehälter,  Schulgeld.  Allgemeine  Betrachtungen  werden  am 
Schluß  eines  jeden  Abschnittes,  hier  und  da  auch  am  Anfang  sich  als  nötig  er- 
weisen; auch  sollen  kleine  historisciie  Skizzen,  Zusammenstellungen  der  be- 
treffenden behördhchen  Verfügungen  der  einzelnen  Staaten,  ebenfalls  vorher- 
gehen. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zu  den  Vorbedingungen  des  liöheren  Lehr- 
amtes  in   Deutsellland   und    Osterreich. 


IL  Die  Vorbedingungen  für  das  höhere  Lehramt. 

A.  Die  Staatsprüfung. 

Zunächst  einige  Daten  über  die  Zeit  der  Veröffentlichung  der  jetzt  bestehenden 
Prüfungsordnungen.  Die  älteste  bleibt  die  Bayerische,  die  im  „Ministerialblatt 
für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten"  am  29.  Januar  1895  publiziert  ist^) : 
Prüfungsordnung  für  das  Lehramt  an  humanistischen  und  technischen  Unter- 
richtsanstalten. Württemberg  hat  eine  Prüfungsordnung  am  31.  März  1898 
im  Regierungsblatt  erscheinen  lassen,  also  kurz  vor  der  jüngsten  preußischen, 
die  bekannthch  vom  12.  September  1898  datiert  ist. 

Diese  jüngste  preußische  hat  dann  in  vielen  deutschen  Staaten  eine  Neu- 
regelung älterer  Prüfungsreglements  veranlaßt,  die  alle  nicht  nur  dem  Inhalte, 
sondern  oft  auch  dem  Wortlaut  nach  dem  größeren  Staate  folgten,  zuerst  Braun- 
schweig unterm  9.  Dezember  1898  (im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt),  das  König- 
reich Sachsen  unterm  19.  Juli  1899  (Dresden  bei  Meinhold  &  Söhne),  welche  jetzt 
durch  eine  solche  v.  1.  Mai  1908  abgelöst  ist,  vgl.  dazu  auch  die  Bekanntmachung 
vom  25.  Januar  1909  über  die  „Prüfung  für  Kandidaten  des  höheren  Schulamts  der 
mathematisch-phj'sikahschen  Richtung  an  der  Königl.  Technischen  Hochschule 
zu  Dresden",  die  Sachsen-Ernestinischen  Staaten  (hier  kurz  Sachsen-Weimar 
benannt)  unterm  17.  Januar  1900  (Weimar  bei  H.  Böhlau  Nachfolger),  Baden 
unterm  30.  März  1903  (im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt),  zuletzt  Hessen  unter  dem 
18.  Januar  1908.  Um  die  Wende  des  Jahrhunderts  ist  auch  in  Österreich  eine 
neue  Prüfungsordnung  herausgekommen.  Vorschriften  über  die  Prüfung  für  das 
Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen  .  .  .  in  Österreich;  nach  Verordnung 
des  Ministers  vom  30.  August  1897  (Wien  1901.  Verlag  von  Pichlers  Witwe  &  Sohn). 
—  Preußen  und  die  norddeutschen  Staaten  nebst  Elsaß-Lothringen  erkennen  die 
Prüfungszeugnisse  gegenseitig  an. 

Zeit  und  Art  der  Studien. 
Was  die  äußeren  Vorbedingungen  anbetrifft,  so  zeichnen  sich  Baden,  Hessen 
und    Österreich    vor    anderen   Staaten    dadurch    aus,    daß    die    beiden    ersten 


1)  Die  bayerischen  Prüfungsordnungen  sind  mit  anderen,  die  bayerischen  höheren 
Schulen  betreffenden  Ordnungen  gesammelt  in:  Füger,  Schulordnungen  für  die  königl. 
Bayerischen  Gymnasien  usw.,  Würzburg,  Stahelsche  Verlagsanstalt.     1900. 
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oiii  niiiuh'stciis  aclit  Hall)jiiliic  (laucriulcH  St ii<liiiiii,  das  letzte  ein  solche«  von 
sieben  Semestern  verlangt,  ehe  sich  die  Kandidaten  zur  Prüfung  überhaupt  melden 
dürfen.  Diesen  drei  Staaten,  in  welchen  in  einer  einmahgen  Prüfung  die  Lt'hr- 
befähigungen  erworben  werden  können,  schließen  sich  auch  Württemberg  und 
Bayern  an,  wo  die  Kandidaten  zwei  Dienstprüfungen  zu  bestehen  haben.  Würt- 
temberg, wo  die  zweite  Dienst  prüfuiig  HO  zu  sagen  die  „allgemeine"  ist,  verlangt  schon 
für  die  erste  ein  vierjähriges  Studium  und  läßt  dann  den  Kandidaten  das  praktische 
Vorbereitungsjahr  durchmachen,  worauf  er  die  zweite  Dienstprüfung  zu  bestehen  hat. 
Bayern  verlangt  für  die  erste  Prüfung  nur  ein  dreijähriges  Studium»),  schickt  den 
Kandidaten  aber  zur  Vorbereitung  auf  die  zweite  ein  viertes  Jahr  zur  Universität. 
Alle  anderen  Staaten  verlangen  ein  drei  Jahre  dauerndes  Studium;  Württemberg, 
Bayern,  Sachsen  erheben  noch  den  Anspruch,  daß  mindestens  zwei  Halbjahre 
auf  der  Landesuniversität,  Preußen  sogar  noch,  daß  drei  Halbjahre  auf  einer  solchen 
zugebracht  werden,  alle  anderen  Staaten,  auch  Baden  und  Hessen  sprechen  nur 
vom  Besuch  einer  deutschen  staatlichen  Universität.  In  Österreich  heißt  ea 
Art.  II,  2,  b:  „mindestens  sieben  Semester  an  einer  Universität",  offenbar  aber 
ist  hier  nur  eine  österreichische  gemeint;  auch  hier,  wie  wohl  überall,  kann  den 
Kandidaten  für  das  Lehrfach  der  modernen  Sprachen  ein  in  Frankreich,  England 
oder  Italien  zum  Zwecke  der  Spracherlernung  zugebrachtes  Jahr  in  die  Studienzeit 
eingerechnet  werden. 

So  viel  über  die  äußeren  Bedingungen,  d.  h.  die  Zeit  der  Universitätsstudien. 
Was  die  Art  derselben  anbelangt,  so  steht  Preußen  jetzt  nicht  mehr  allein  da 
mit  der  Gleichwertigkeit  der  drei  höheren  Lehranstalten,  der  Gymnasien,  Real- 
gymnasien, Oberrealschulen;  Abiturienten  von  diesen  drei  höheren  Lehranstalten 
können  in  Preußen  sich  zur  Oberlehrerprüfung  für  alle  Fächer  melden.  In  vielen 
Staaten  ist  es  bei  dem  früheren  preußischen  Modus  geblieben:  wenn  das  Zeugnis 
für  Lehrbefähigung  in  neueren  Sprachen  oder  in  der  Mathematik  und  in  den  Natur- 
wissenschaften verlangt  wird,  so  wird  das  Reifezeugnis  eines  deutschen  Realgj-nma- 
siums  dem  eines  Gymnasiums  gleichgeachtet  in  Baden,  Hessen,  Sachsen; 
in  Baden  und  Hessen  auch  dasjenige  einer  Oberrealschule  ohne  weiteres,  im 
Königreich  Sachsen  aber  (§  5,  2)  heißt  es:  „Das  Reifezeugnis  einer  deutschen 
Oberrealschule  kann  vom  Ministerium  für  die  mathematischen  und  naturwissen- 
schaftlichen Fächer  als  ausreichend  anerkannt  werden." 

(Janz  isoliert  stehen  hier  Württemberg  und  Bayern;  in  beiden  Ländern  gibt 
es  bekanntlich  zwei  Staatsprüfungen,  ja  in  Württemberg  zwei  völlig  getrennte 
Prüfungskommissionen,  eine  für  das  humanistische,  eine  für  das  realistische  Lehr- 
fach. In  Württemberg  ist  für  die  Zulassung  zur  humanistischen  Staatsprüfung 
erforderlich  das  Reifezeugnis  eines  deutschen  Gymnasiums  (§  7,  3),  für  diejenige 
zur  realistischen,  welche  zur  Anstellung  auf  Hauptlehrstellen  an  Realschulen  und 
Realanstalten,  sowie  auf  realistischen  Hauptlchrstellen  an  I^vtein-  und  Realschulen, 
Gymnasien,  Realgynuuij<it'n  befähigt,  da,s  Hcifezeugnis  eines  deutschen  Gymnasiums 

1)  Die  Mathematiker  und  I'hysikor  brauchen  in  Bayern  sogar  nur  ein  zweijähriges 
Studium  für  die  erste  Prüfung,  müssen  nllenlinps  zwei  Jahre  behufs  Meldung  zur  zweiten 
noch  studieren. 

H.  Morsch,    das  höhere   Lehramt.     2.  Aufl.  2 
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bzw.  Realgyinnn,"*iunis  oder  einer  württenibergisehen  zelinklassigen  Realanstalt, 
letiteres  für  Kandidaten  der  spraehlich-geschichtlielien  Richtung  ergänzt  durch 
ein  Zeugnis  über  die  erfolgreiche  Erstehung  der  Reifeprüfung  eines  Gymnasiums 
oder  eines  Realgynmasiums  im  Fach  der  lateinischen  Sprache  (§  7,  3).  In  Bayern 
sind  drei  Richtungen  unterschieden:  Prüfung  für  den  Unterricht  in  den  philo- 
logisch-historischen Fächern,  Prüfung  für  den  Unterricht  in  der  Mathematik  und 
Physik.  Prüfung  für  den  Untcrriciit  in  den  neueren  Sprachen.  Für  die  erste  Art 
ist  natürlich  das  Absolutorium  eines  humanistischen  Gymnasiums  erforderlich, 
für  die  zweite  und  dritte  Art  der  Prüfung  dasjenige  eines  humanistischen  oder 
Realgymnasiums;  Oberrealschulen  sind  in  Bayern  erst  seit  14.  Juni  1907  vor- 
handen.^) 

Hierin  stand  früher  Österreich  Bayern  vollkommen  gleich;  das  „Realschul- 
maturitätszeugnis heß  später  den  Absolventen  bloß  für  das  Lehramt  an  Real- 
sclmlen  zu,  und  hier  mit  der  Beschränkung  auf  die  mathematisch  -  na turwissen- 
schafthchen  Fächer"  (Art.  II,  3),  wie  es  auch  in  Preußen  bis  1887  ähnlich  ge- 
schah. Vor  ganz  kurzer  Zeit  wurde  durch  die  österreichische  Verordnung 
vom  29.  März  1909  bestimmt,  daß  die  Absolventen  der  Real  -  Reformreal- 
gymnasien zur  Lehramtsprüfung  in  den  sprachlich-historischen  Fächern 
wie  zu  den  Rigorosen  nur  zugelassen  wurden,  wenn  sie  spätestens  2  Jahre  vor 
Abschluß  der  Universitätsstudien  eine  Ergänzungsprüfung  aus  dem  Griechischen 
im  Ausmaße  der  Gymnasialforderungen  abgelegt   haben. 

Bildeten  hierin  die  beiden  süddeutschen  Königreiche  mit  Österreich  zusammen 
eine  Gruppe,  so  tritt  jetzt  solche  Zusammengehörigkeit  in  anderer  Weise  zutage: 
diese  Staaten  machen  es  zur  Bedingung,  daß  die  Kandidaten  Zeugnisse  über 
ganz  bestimmte  Collegia  und  Colloquia  beibringen  müssen.  In  Öster- 
reich: Kolloquienzeugnisse  über  ein  mindestens  dreistündiges  philosophisches 
und  pädagogisches  Kolleg  oder  Zeugnisse,  daß  sie  sich  an  einem  philosophischen 
oder  pädagogischen  Seminare  tätig  beteiligt  haben,  Zeugnisse,  für  welche  besondere 
Formularien  existieren. 

Auch  in  Bayern  ist  für  die  Prüfung  in  den  philologisch-historischen  Fächern 
der  Besuch  mindestens  dreier  ordenthcher  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete  der  Ge- 
schichte (einschließlich  der  Kulturgeschichte  und  Literaturgeschichte)  und  der 
Geographie  und  mindestens  einer  ordenthchen  Vorlesung  aus  dem  Bereiche  der 
II.  Sektion  der  philosophischen  Fakultät  vorgeschrieben;  für  die  Prüfung  in  den 
mathematisch-reahstischen  ist  der  Besuch  zweier  ordentlicher  Vorlesungen  philo- 
sophischen, geschichthchen  oder  geographischen  Inhaltes,  für  die  Prüfung  in  den 
neusprachhchen  Fächern  der  Besuch  solcher  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete  der 
Geschichte  (einschheßhch  der  Literatur-  und  Kulturgeschichte)  geboten;  für  diese 
letzteren  Fächer  ist  also  eine  allgemeine  philosophische  Vorbildung,  wie  es  scheint, 
nicht  nötig.     Bayern  heischt  femer,  gerade  wie  Österreich,  die  Teilnahme  an 

1)  Vgl.  jetzt  Lexis,  Die  Berechtigungen  der  Reifezeugnisse.  Die  höheren  Lehr- 
anstalten und  das  Mädchenschulwesen  im  Deutschen  Reich.  Berlin  1904.  S.  157 — 174.  In 
Bayern  sind  jetzt  seit  dem  13.  April  1909  die  Reifezeugnisse  der  verschiedenen  Schulgattungen 
gleichgestellt,  mit  ähnlichen  Bedingungen  wie  in  Preußen. 
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Seminaren;  dies  let/.tere  ist  luicl»  condicio  sine  i{nn  non  in  Württemberg  für  die 
Kandidaten  des  liunianistiHclu-n,  wie  die  des  realistiHchen  Leliranites;  bei  jenen 
werden  außerdem  „Vürlesun^t'"  über  CJeschichte  und  deutöclie  Literatur",  ebcn«o 
eine  solche  über  Geographie  und  Pädagogik,  bei  diesen  „zwei  größere  Vorlesungen 
über  Philosophie  und  eine  über  Pädagogik"  vorausgesetzt. 

Im  CJegensatz  dazu  verlangen  weder  Preußen  noeh  Sachsen,  Baden,  Hessen, 
Braunschweig.  Sachsen-Weimar  u.  a.  die  Teilnalime  an  Seminaren,  ebensowenig 
wie  sie  die  Kandidaten  zwingen,  bestimmte  V\)rlesungen  gehört  zu  haben.  Zwar 
soll  in  Preußen  nach  §  7  bei  der  Prüfung,  ob  der  Kandidat  zuzulassen,  davon  aus- 
gegangen werden,  „daß  derselbe  in  der  Regel  und  abgesehen  von  besonderen 
Entschuldigungsgründen  an  den  für  sein  Fachstudium  wesentlichsten  Vorlesungen 
und  Übungen  teilgenommen  und  außerdem  mehrere  Vorlesungen  von  allgemein 
bildendem  Charakter  gehört  haben  muß",  eine  Bestimmung,  die  Braunschweig, 
Sachsen,  Sachsen-Weimar  wörtlich  hinübergenommen,  Hessen  und  Baden  aber 
fortgelassen  haben.  Danach  braucht  also  ein  Oberlehrerkandidat  in  Preußen, 
Hessen  seine  Kenntnisse  z.  B.  in  der  deutschen  Literatur  für  die  allgemeine  Bildung 
nicht  in  Universitätsvorlesungen  erworben  zu  haben,  sondern  kann  sich  solche 
durch  Privatstudien  aneignen.  Der  Studiengang  ist  also  in  Österreich, 
Bayern,  Württemberg  viel  genauer  vorgezeichnet:  Zahl  und 
Art  der  Vorlesungen  und  Übungen  ist  fixiert,  sonst  nicht;  in  Preußen  liest  man 
zu  §  7,  2:  „Der  Erlaß  von  Studienplänen  bleibt  vorbehalten",  eine  Anmerkung, 
die  nur  Braunschweig  sich  angeeignet  hat.     Hoffentlich  hat  dies  noch  gute  Weile. 

Kurz  zu  berühren  wäre  noch  die  Frage,  wieweit  der  Besuch  von  Vor- 
lesungen an  einer  technischen  Hochschule  denjenigen  von  Universitäta- 
koUegien  gleichgestellt  ist.  Überall  ist  dies  jetzt  der  Fall,  natürlich  bloß  für  die 
Prüfung  in  den  mathematisch-realistischen  Fächern.  Nur  über  die  Dauer  solcher 
erlaubten  hochseiiultecimischen  Studien  schwankt  man.  Am  weitesten  gehen 
hierin  W'ürttemberg  und  Bayern,  wo  dort  drei,  hier  zwei  Jahre  Oberlehrer- 
kandidaten für  die  „ReaUen"  an  technischen  Hochschulen  studieren  können;  in 
Österreich  können  in  solchen  Fällen  zwei  (bei  Chemie  drei)  Studienjahre  mit  ein- 
gerechnet werden.  Nach  dem  Vorgange  Preußens  können  in  Baden,  Hessen,  Braun- 
schweig, Sachsen- Weimar  bis  zu  drei  Halbjahren  technische  Hochschulstudien  an- 
gerechnet werden;  ja  im  Königreich  Sachsen  darf  jetzt  die  ganze  Studienzeit 
(6  Halbjahre)  von  solchen,  welche  mathematisch-physikalische  oder  chemisciie 
Fächer  studieren,  an  der  Technischen  Hochschule  zu  Dresden  zugebracht  werden. 


Prüfungskommiaaion  (Zusammonsotzung,  Vorsitz,  Reohte 
und  Pflichten). 
Fast  überall  sind  jetzt  die  Kommissionen  für  die  Oberlehrerprüfung  aus  Hoch- 
schullehrern und  Scliulmännern  zusammengesetzt;  überall  Ist  dies  au-sdrücklicli 
gesagt,  auch  die  östcrreidiische  P'assung:  „Die  Prüfungskommissionen  werden 
zusammengesetzt  aus  Männern,  welche  die  verschiedenen  Hauptzweige  des  Gym- 
nasial- und  Realschulunterrichts  nacli  seiner  gegenwärtigen  Organisation  wissen- 
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sohaftlioli  vertreten",  besagt  vielleicht  dasselbe.  Allerdings  überwiegen  in  dieser 
Zusammensetzung  die  HoclischuUehrer  sehr,  ja  nach  der  Bestimmung  in  Hessen 
braucht  die  Kommission  Schulmänner  nicht  zu  enthalten :  „Die  Prüfungskommission 
wird  aus  Professoren  der  philosophischen  und  theologischen  Fakultät  zusammen- 
gesetzt. Außer  diesen  können  auch  einzelne  Schulmänner  in  die  Prüfungskom- 
mission berufen  werden." 

Über  die  Zahl  der  Mitglieder  scheint  nur  in  Bayern  etwas  bestimmt  zu  sein, 
eigentümhcherweise  soll  die  Kommission  für  die  Prüfung  in  Mathematik  und  Physik 
aus  mindestens  vier,  die  für  die  Prüfung  in  den  neueren  Sprachen  aus  fünf  Mitgliedern 
bestehen  (zwei  Lehrern  der  Hochschulen,  zwei  der  Mittelschulen  und  einem  für 
den  deutschen  Aufsatz),  während  für  diejenige  der  philologisch-historischen  Fächer 
eine  andere  Zahl  angegeben  ist.^) 

Nach  dem  Vorgange  Preußens  §  2:  „der  Vorsitz  wird  einem  Schulmann  über- 
tragen", haben  jetzt  alle  Prüfungskommissionen,  welche  nach  Anweisung  des  Leiters 
sich  noch  in  Prüfungsausschüsse  gliedern  können,  Schulmänner  zu  Vorsitzenden; 
nur  Bayern  und  vielleicht  Österreich  machen  davon  eine  Ausnahme,  in  Öster- 
reich heißt  Art.  I,  5:  „Zum  Direktor  der  Prüfungskommission  und  zum  Stellver- 
treter desselben  ernennt  das  Ministerium  in  der  Regel  nur  ein  Mitglied  der  Kom- 
mission", und  da  Schulmänner  nicht  notwendig  in  der  Kommission  zu  sein  brauchen, 
wird  selten  ein  praktischer  oder  früherer  Schulmann  Präses  sein,  ja  Art.  I,  6  be- 
stimmt: „Die  mit  der  didaktischen  Oberleitung  der  Gymnasien  und  Realschulen 
beauftragten  Landesschuhnspektoren  in  den  Orten  der  Prüfungskommissionen  sind 
berechtigt,  den  mündhchen  Prüfungen  beizuwohnen,  um  die  den  Gymnasien  und 
Realschulen  zuwachsenden  Lehrkräfte  kennen  zu  lernen.  Die  Direktoren  der 
Prüfungskommissionen  haben  daher  die  bezeichneten  Landesschuhnspektoren  von 
der  Vornahme  solcher  Prüfungen  in  Kenntnis  zu  setzen."  Danach  wird  es  fast 
nie  geschehen,  obgleich  es  der  Wortlaut  von  Art.  I,  5  nicht  verbietet,  daß  in  Öster- 
reich Mitgheder  der  Schulaufsichtsbehörde  der  Provinz,  wie  es  bei  uns  der  Fall  ist, 
sei  es  als  Vorsitzende,  sei  es  als  Mitglieder  den  Prüfungskommissionen  angehören. 
In  Bayern  freihch  können  sie  Mitgheder  sein,  nicht  aber  Vorsitzende,  §  7:  „den 
Vorsitz  bei  den  Lehramtsprüfungen  führt  jeweils  ein  Kgl.  Ministerialkommissär", 
d.  h.  ein  MitgUed  des  Bayerischen  Kultusministeriums,  und  dieses  enthielt  zur 
Zeit  der  Abfassung  der  Prüfungsordnung  (1895)  nur  Juristen.  Auch  für  Württem- 
berg lautet  die  Bestimmung  §  2:  „unter  der  Leitung  eines  Mitglieds  der  Ministerial- 
abteilung  für  die  höheren  Schulen",  und  zwar  ist  dieses  Mitglied  tatsächlich 
immer  ein  Schulfachmann. 

Früher  war  auch  in  Preußen  die  Praxis  bei  der  Prüfung  selbst  eine  ziemlich 
willkürhche,  jetzt  sind  Pflichten  und  Rechte  der  Mitglieder  etwas 
genauer  festgesetzt.  Während  der  Prüfung  soll  Protokoll  geführt  werden,  eine 
gew  isse  Zahl  von  Mitghedem ,  zwei ,  oft  mit  dem  Vorsitzenden  drei ,  sollen  bei 
den  Einzelprüfungen  zugegen  sein;  ja  in  Österreich  müssen  außer  dem  Direktor 
stets  zwei  Mitgheder  „ununterbrochen"  anwesend  sein.    Jedes  Kommissions- 


1)  Mindestens  G  für  die  erste,  höchstens  10  für  die  zweite  Prüfung. 
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mitplied,  welches  bei  der  Prüfung  zugegen  war,  kann  ein  von  dem  dca  Prüfenden 
selbst  abweichendes  Urteil  zu  Protokoll  f;eben,  Preußen  §33,  7:  „wie  jedes  der 
übrigen,  bei  der  Prüfun«;  anwesenden  Mitglieder  berechtigt  ist,  ein  a})\\ eichendes 
Urteil  in  dius  Protokoll  uufnclunen  /u  lassen,  der  Vorsitzende  entscheidet  natür- 
lich bei  Stininicnglcic^hheil.  die  Kiit Scheidungen  erfolgen  durch  Mehrheitsbeschluß." 
Das  Majoritäts-  oder  Kollegialitätsprin/.ip  ist  am  meisten  in  Bayern  ausgebildet; 
während  anderwärts  immer  der  Einzelexaminator  (nicht  in  Württemberg)  schließ- 
lich entscheidet  und  nötigenfalls  einem  andern  MitgUede  mit  abweichender  Ansicht 
nur  der  Protest  im  Protokoll  übrig  bleibt,  entscheidet  in  Bayern  §  15  die  Majorität 
der  Prüfungskommission  sogar  a)  über  die  Ergebnisse  der  schriftlichen  Prüfung 
auf  den  V^orschlag  des  betreffenden  ersten  und  zweiten  Zensors  —  zwei  Beurteiler 
schon  für  die  Durchsicht  der  schriftlichen  Prüfungsarbeiten !  —  und  b)  über  die  Er- 
gebnisse der  mündhchen  Prüfung  auf  Vorschlag  des  Examinators. 

Auch  in  anderer  Beziehung  hat  man  in  Bayern  die  Oberlehrerkandidaten 
gegen  Ungerechtigkeiten  und  Willkür  zu  schützen  gesucht;  nirgends  findet  man 
einen  §  14  wie  hier  in  Bayern,  der  verlangt,  daß  die  Fragestellung  an  die  Kandidaten 
klar  und  einfach  sein  soll,  daß,  „wenn  ein  Kandidat  auf  einem  Gebiet  offensichtlich 
Unkenntnis  zeigt,  dasselbe  zu  verlassen  und  eine  andere  Frage  zu  stellen  sei";  „die 
Vorsitzenden  sind  angewiesen"  —  heißt  es  wörtUch  §  14,  2  —  „auf  die  Beachtung 
dieser  Bestimmung  genauestens  zu  achten".  In  Bayern  ist  die  Stellung  des  Vor- 
sitzenden am  objektivsten:  „der  Vorsitzende  beteiligt  sich  an  den  Abstimmungen 
nicht",  nur  im  Falle  der  Stimmengleichheit,  aber  nur  bei  der  Abstimmung  über 
das  Gesamtergebnis  der  Prüfung  steht  ihm  der  Stichentscheid  zu;  auch  hat 
er  nicht,  wie  in  Preußen  §  33  und  anderen  Staaten,  ohne  weiteres  das  Recht,  die 
Reihenfolge  der  einzelnen  Teile  der  mündlichen  Prüfung  zu  bestimmen,  sondern 
auch  dies  wird  in  Bayern  von  den  Prüfungskommissionen  selbst  in  einer  vorherigen 
Besprechung  (§  12)  bestimmt. 

Während  man  in  Bayern  hierin  offenbar  am  weitesten  geht,  findet  sich  in 
der  württembergischen  Prüfungsordnung  keine  Spur  von  solchen  Anweisungen 
über  die  Rechte  und  Pflichten  des  Vorsitzenden,  der  Mitglieder,  über  die  Art  der 
Abstimmung,  über  Protokollführung,  über  die  Zeit  der  Prüfung  usw.;  einige  An- 
gaben über  den  letzteren  Punkt  macht  Herzog.  Die  Dienstprüfung  für  das 
hum.  Lehramt.     Süd  westdeutsche  Schulblätter.     1900.     S.  341  ff. 


Teilung  nnd  Arten  der  Prüfung. 

In  Preußen  war  nach  dem  Prüfungsreglcmcnt  vom  24.  J)e/.ember  186G  bekannt- 
lich von  jedem  Kandidaten  außer  der  Fachprüfung  n(H'h  das  Examen  in  der  so- 
genannten „allgemeinen  Bildung"  (§  1.'))  zu  bestehen;  diese  allgemeine  Bildung  wurde 
erhärtet  in  Religion.  Deutsch,  Geschichte,  Geographie,  Französisch,  Philosophie, 
Pädagogik  —  natürlidi  mutatis  mutandis  —  je  nach  den  nachgesuchten  Haupt- 
fächern. Diesen  Ausdruck  „allgemeine  Bildung"  .sowie  die  Ausdehnung  derselben 
hat  man  jetzt  aufgegeben  und  spricht  von  einer  „Allgemeinen  Prüfung"  und  „einer 
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Fnohpriifung".  \MMolicr  sich  jeder  Kandidat  zu  unterziehen  hat.  Preußen  haben 
sich  jetzt  die  meisten  Staaten  in  der  Scheidung  beider  Begriffe  angeschlossen; 
Sachsen.  Snchsen-Weiniar.  Braunschweig,  Hessen,  Baden  fordern  eine  „Allgemeine 
Prüfung",  freilich  die  Ausdehnung  ist  verschieden:  Braunschweig,  Sachsen-Weimar 
dehnen  sie  auf  Religion,  deutsche  Literatur,  Philosophie  und  Pädagogik  aus,  Baden 
und  Hessen  aber  lassen  die  Religion  aus,  ja  Sachsen  läßt  jetzt  auch  die 
Prüfung  in  der  deutschen  Literatur  fallen  (§9),  freilich  nicht  für  die  Studenten 
an  der  Technischen  Hochschule  zu  Dresden,  welche  sich  also  in  Philosophie,  Päda- 
gogik und  in  der  deutschen  Literatur  prüfen  lassen  müssen.  Alle  diese  Staaten 
verlangen  daneben  aber,  daß  beide  Prüfungen  —  allgemeine  wie  Fachprüfungen  — 
an  demselben  Termin  bestanden  werden. 

Anders  Württemberg  und  Bayern:  durchweg  ist  die  Staatsprüfung  hier 
geteilt,  es  gibt  eine  erste  und  eine  zweite  Prüfung.  In  Bayern  ist  die  zweite  Prüfung 
eine  Art  Wiederholung  der  ersten  wissenschaftlichen  Prüfung  in  verschärfter 
und  erhöhter  Form  unter  Hinzunahme  von  Philosophie,  Archäologie  und  Päda- 
gogik; in  Württemberg  dagegen  ist  die  erste  Dienstprüfung  mehr  „wissen- 
schaftlich", die  zweite  mehr  „praktisch" ,  wie  der  Unterschied  im  ersten  Para- 
graphen selbst  hervorgehoben  wird,  auch  hier  unter  Hinzunahme  von  Philo- 
sophie und  Pädagogik.  In  beiden  Staaten  also  ist  die  „Allgemeine  Prüfung" 
nach  der  Fachprüfung  zu  erledigen,  in  Württemberg  im  Anschluß  an  den 
praktischen  Dienst. 

Auch  Österreich  fordert,  daß  „jeder  Kandidat  sich  diejenige  allgemeine  philo- 
sophische und  pädagogische  Bildung  aneigne,  die  jedem  Mittelschullehrer  unent- 
behrhch  sei",  ferner,  daß  jeder  Kandidat  in  der  mündhchen  Prüfung  Korrektheit 
des  Gebrauches  seiner  Unterrichtssprache  und  Kenntnis  ihrer  wichtigsten  gramma- 
tischen Gesetze  sowie  Bekanntschaft  mit  den  Hauptwerken  ihrer  schönen  Literatur 
nachweise,  möge  er  auf  das  Lehren  seiner  Unterrichtssprache  Anspruch  machen 
oder  nicht.  Wenn  die  Unterrichtssprache  nicht  die  deutsche  ist,  so  ist  von  dem 
Examinanden  in  bezug  auf  die  deutsche  Sprache  einige  Korrektheit  im  Gebrauche 
derselben  ...  zu  verlangen.  So  ist  also  die  „Allgemeine  Bildung"  hier  ebenfalls 
in  deutscher  Literatur,  Philosophie  und  Pädagogik,  aber  in  Kolloquien  während 
der  Studien  nachzuweisen.  Eine  vermittelnde  Stellung  nimmt  Österreich 
in  bezug  auf  den  Termin  dieser  Prüfung  ein.  Es  ist  allen  Kandidaten  freigestellt 
(außer  den  Mathematikern),  die  Prüfung  in  den  Nebenfächern,  in  der  Unterrichts- 
sprache und  in  der  deutschen  Sprache,  ein  halbes  Jahr,  bei  besonders  triftigen 
Gründen  ein  ganzes  Jahr  später  zu  machen.  Hier  kann  also  die  Staatsprüfung 
in  eine  für  die  Hauptfächer  mit  Philosophie  und  Pädagogik,  und  in  eine  solche 
für  die  Nebenfächer  mit  deutscher  Literatur  und  Untemchtssprache  zeitlich  ge- 
trennt  werden.  1) 

Fast  überall  findet  eine  schrifthche  und  eine  mündliche  Prüfung  statt,  die  erstere 
zerfällt  wieder  in  die  Anfertigung  der  Hausaufgaben  und  in  die  der  Klausurarbeiten. 
Die  letzteren  sind  nach  dem  Beispiel  Preußens  für  die  Fremdsprachen  auch  in 


1)  Über  solche  Möglichkeit  in  Preußen  vgl.  unter:  Allgem.  Betrachtung. 
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Snchson,  Hossni,  l^raunscliwci^',  Sacliscn-W'ciiiiar  Hcjzcl'):  iiucli  für  die  Mallic- 
niatik  jjilt  dies.  In  anderen  Fächern,  Physik,  Chemie,  Jiotanik,  (Jeo^Majjhie  usw. 
wird  der  Nachweis  praktischer  Fertigkeiten  verlangt,  Handliabung  physikahscher 
Instrumente,  Fertigkeit  im  Kartenzeichnen  usw. 

Österreich,  Bayern,  Württemberg  liaben,  was  Klausurarbeiten  an- 
belangt, ihre  Eigentümlichkeiten:  Österreich  verlangt  für  jeden  Oegenstaiid  eine 
Klausurarbeit  (die  l'nterric^litssprache  als  Nebenfach  ausgenommen),  ja  sogar  für 
die  tJeschichte  und  hier  für  allgemeine  (Jeschichte  und  österreichische  Geschichte 
je  eine  besonders.  In  Bayern  besteht  bei  der  ersten  Prüfung  der  schriftliche  Teil 
derselben  ausschließlich  in  fünf  Klausurarbeiten,  in  Anfertigung  eines  deutschen 
Aufsatzes,  einer  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  ins  Lateinische,  einer  solchen 
aus  dem  Deutschen  ins  Griechische,  einer  Übersetzung  aus  einem  lateinischen  Autor 
in  das  Deutsche  und  einer  Übersetzung  aus  einem  griechischen  Autor  ins  Deutsche; 
bei  den  philologisch-historischen  Fächern  aus  deren  sieben  (einschliefjlich  eines 
deutschen  Aufsatzes)  in  den  mathematisch -physikalischen,  aus  drei  französi- 
schen und  drei  englischen  Klausurarbeiten  nebst  je  einem  deutschen  Aufsatz  im 
Fache  der  neueren  Sprachen. 

Während  also  hier  in  Bayern  bei  der  ersten  Staatsprüfung  keine  schrift- 
liche Hausarbeit  angefertigt,  sondern  nur  unter  Klausur  in  allen  Fächern  geprüft 
wird,  ist  es  in  dem  benachbarten  Württemberg  anders:  die  erste  Dienst- 
prüfung für  das  humanistische  Lehramt  hat  —  abgesehen  von  Klausurarbeiten  — 
die  Einreichung  einer  wissensciiaftlichen  Abhandlung  zur  Voraussetzung,  was  in 
Bayern  erst  bei  der  zweiten  geschieht;  bei  der  zweiten  württembergischen 
Dienstprüfung  wird  ein  deutscher  Aufsatz  angefertigt;  analog  ist  es  in  Württem- 
berg in  bezug  auf  die  Prüfung  für  das  realistische  Lehramt,  welche  in  eine 
solche  sprachlicii  -  geschichtlicher  Richtung  (neuere  Sprachen  mit  einer  Art 
Nebenfakultas  in  Arithmetik,  Planimetrie  und  elementarer  Physik)  und  in  eine 
solche  mathematisch  -  naturwissenschaftlicher  Richtung  (mit  einer  Art  Xeben- 
fakultas  im  Französischen  und  Englischen)  zerfällt:  hier  wird  da.s  erstemal  eine 
wissenschaftliche  Abhandlung  gefordert,  das  zweitemal,  wenn  die  erste  Prüfuni: 
bestanden,  dagegen  schriftlich  unter  Klausur  angefertigt  ein  deutscher  Aufsatz, 
mathematische  Aufgaben,   Übersetzungen  in  die  neueren  Fremdsprachen. 

Die  Zeit  dieser  Klausurarbeiten  ist  am  küiv.esten  in  Preußen  und  den  ihm 
folgenden  Staaten  (höchstens  drei  Stunden),  am  längsten  in  Bayern,  wo  für  den 
deutschen  Aufsatz  bei  der  ersten  Prüfung  fünf  Stunden  gcgebi-n  werden,  führend 
in  Österreich  je  vier  Stunden  zur  Hearbcitun'_'  friistehen. 

Sohriftliohe  Hausaufgaben. 

Allen  Staaten  ist  es  gemeinsam,  daß  der  Kanditlat  eine  größere,  schon  gedruckte 
wissenschaftliche  Arbeit  einreichen  kann,  und  daß  es  dann  dem  Erme.«^en  der 
Komniiasion  freisteht,  zu  entscheiden,  ob  in  solchem  Falle  von  der  Stellung  einer 


1)  In  Hessen  nach   §  22  kann  die  rrüfungskommiasion  »luch  in  (Joopraphie,  Mathematik, 
Physik,  Chemie  als  Hauptfach  die  .Vnfertigimg  einer  Klausurarbeit  verlangen. 
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schriftlichen  Arbeit  für  das  betr.  Hauptfacli  abzusehen  ist.  Überall,  wo  neben 
der  Faohprüfung  noch  eine  „allgemeine"  Prüfung  besteht,  wird  eine  schriftliche 
Hausaufgabe  für  diese  allgemeine  Prüfung  (abgesehen  von  Württemberg)  und 
für  die  Fachprüfung  verlangt ,  also  in  Preußen  und  den  ihm  folgenden  Staaten, 
dabei  kann,  wenn  die  zwei  Hauptfächer  sehr  eng  zusammenhängen,  für  beide 
nur  eine  schrifthche  Prüfungsaufgabc  verlangt  werden,  mehr  wie  drei  dürfen 
nirgends  die  Kommissionen  stellen.  In  Preußen  und  Sachsen  ist  die  Stellung 
einer  einzigen  Prüfungsaufgabe  für  zwei  Hauptfächer  nur  eine  Möglichkeit, 
Hessen  und  Baden  dagegen  (§  28  und  §  21)  wollen  überhaupt  nur  zwei  Auf- 
gaben gestellt  wissen. 

Die  drei  übrigen  Staaten,  Österreich,  Bayern,  Württemberg  weichen 
wieder  ab,  Österreich  nur  insofern,  als  es  ja  eine  allgemeine  Prüfung  überhaupt 
nicht  kennt.  Ba3'ern,  wo  bekanntlich  bei  der  ersten  Prüfung  nur  Klausurarbeiten 
gehefert  werden,  läßt  den  Kandidaten  nur  eine  einzige  größere  schrifthche  Arbeit 
zu  Haus  anfertigen,  umgekehrt  müssen  die  Kandidaten  in  Württemberg  bei 
der  ersten  Prüfung  außer  Klausurarbeiten  eine  größere  wissenschaftliche  Auf- 
gabe liefern. 

Interessant  ist  der  Nachweis,  \\elches  Maß  von  Freiheit  bei  der  Wahl  der  The- 
mata in  den  einzelnen  Staaten  den  Kandidaten  zugebiDigt  ist.  Hier  muß  man 
sagen,  daß  die  Staaten  unter  Preußens  Führung  am  wenigsten  Entgegenkommen 
zeigen.  In  Preußen  lautet  §  6:  „.  .  .  ist  anzugeben,  .  .  .  aus  welchen  Gebieten 
er  die  Aufgaben  für  die  schriftlichen  Hausarbeiten  der  Allgemeinen  und  der  Fach- 
prüfung zu  erhalten  wünscht",  und  §  27:  „Wünsche  sind  tunlichst  (!)  zu  berück- 
sichtigen." Genau  dieselben  Formeln  hat  das  Königreich  Sachsen  §  6  und  §  26, 
ebenso  Braunschweig,  Sachsen- Weimar ;  auch  in  Baden  und  Hessen  findet  sich 
eine  analoge  Aufforderung,  daß  der  Prüfling  bei  der  Meldung  die  „Fächer  angeben 
solle,  aus  welchen  er  die  Themata  für  die  Hausarbeiten  entnommen  sehen  möchte", 
und  in  Hessen:  „den  Gegenstand,  aus  welchem  er  die  Hausaufgabe  für  die  Fach- 
prüfung zu  erhalten  wünscht".  —  In  Baden  liest  man  nun  später  von  einer  „tunhchen 
Berücksichtigung  solcher  Wünsche"  oder  von  ähnlichen  Phrasen  nichts,  ganz  be- 
stimmt aber  in  Hessen  §  28:  „.  .  .  zwei  Aufgaben,  wobei  die  nach  §  6,  Abs.  2  in  der 
Meldung  zu  machende  Angabe  zu  berücksichtigen  ist";  das  preußisch-sächsische 
„tunlichst",  welches  sämthche  Herzenswünsche  des  Kandidaten  unter  den  Tisch 
fallen  lassen  kann,  ist  fortgelassen. 

W^ährend  man  in  der  österreichischen  Prüfungsordnung  vergebhch 
nach  solchen  Bestimmungen  sucht,  welche  besagen,  daß  der  Kandidat  seine  Wünsche 
zu  bezeichnen  habe,  und  daß  dieselben  zu  berücksichtigen  seien,  scheint  man  in 
den  beiden  süddeutschen  Königreichen  den  Examinanden  hier  die  größte  Freiheit 
zu  lassen.  Für  die  zweite  Prüfung  in  Bayern  lautet  §  25:  „das  Thema  der  wissen- 
schafthchen  Abhandlung  kann  nach  freiem  Ermessen  aus  der  klassischen  Philo- 
logie oder  deutschen  Philologie  oder  der  Geschichte  gewählt  werden"  und  weiter: 
„die  Wahl  des  Themas  im  einzelnen  hängt  zunächst  von  der  freien  Bestimmung 
des  Kandidaten  ab";  nicht  bloß  das  Gebiet  kann  man  sich  hier  wählen,  sondern 
ein  ganz  bestimmtes  Thema.     Und  in  Württemberg  kann  man  sich  ebenso 
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da«  Thema  zur  wissenschaftliclicn  AhhaiuUuny  in  der  liuinaiiiHtischen  wie  in  der 
rcalistisclien  Prüfung  frei  wählen;  freihch  bedarf  die  Wahl  der  Bestätigung  der 
Ministerial-Abteilung  für  die  höheren  Schulen  (§  10). 

Was  die  Fristen  zur  Bearbeitung  der  schriftlichen  Hausaufgaben  (eine  für  die 
allgonicine,  eine  für  die  Fachprüfung)  anbelangt,  so  weichen  selbst  die  preußischem 
Vorbilde  folgenden  Staaten  hierin  voneinander  ab:  die  geringste  Zeit,  je  sechs 
Wmhen  für  eine  Arbeit,  gewährt  Sachsen,  zusammen  vierzehn  Wochen  (sechs 
darunter  für  die  Arbeit  aus  der  allgemeinen  Prüfung)  Hessen;  in  Preußen  nebst 
Braunschweig,  Sachsen  -Weimar  hat  man  sechzehn  Wochen  Zeit,  am  längsten 
in  Baden  30  Wochen.  In  Österreich,  wo  für  jedes  Hauptfach  eine  schriftliche 
Hausarbeit  gegeben  wird,  bekommt  man  für  je  eine  Arbeit  drei  Monate  Zeit,  im 
ganzen  also  24  Wochen. 

Eigentümlicherweise  ist  weder  in  Bayern  noch  in  Württemberg  eine  Frist 
zur  Bearbeitung  angegeben.  Aus  der  Art  der  zweiten  Prüfung  im  ersteren  Staate, 
welche  ja  ein  Jahr  nach  der  ersten  stattfinden  soll,  geht  in  Verbindung  mit  §  37,  3 
hervor,  daß  für  das  eine  dort  auszuarbeitende  Thema  man  6  Monate  Zeit  hat ;  wie 
es  in  Württemberg,  wo  eine  einzige  wissenschaftUche  Arbeit  für  die  erste  Prüfung 
zu  liefern  ist,  gehandhabt  wird,  ist  aus  der  gedruckten  Prüfungsordnung  nicht  klar. 

Mündliche  Prüfung  im  allgemeinen. 

Ehe  « ir  zur  Besprechung  der  Anforderungen  in  den  einzelnen  Fächern  gehen, 
ist  es  nötig,  die  Kombinationen  von  Lehrfächern  zusammenzustellen,  welche  in 
erster  Linie  möglich  sind. 

In  den  Staaten  Preußen,  Sachsen  -  Weimar,  Hessen,  Baden  ^),  Braunschweig, 
Mecklenburg  wird  jetzt  nur  ein  einziges  Hauptfach  (Fakultas  durch  alle  Klassen) 
nebst  zwei  Nebenfächern  als  Mindestmaß  verlangt;  diesem  Beispiel  folgend,  lassen 
alle  diese  Staaten,  mit  unwesentlichen  Änderungen,  folgende  Kombinationen  von 
Lehrfächern  zu: 

Lateinisch  und  Griecliisch, 

Französisch  und  Englisch  oder  Lateinisch*), 

Geschichte  und  Erdkunde, 

Reügion  und  Hebräisch  oder  Griechisch^), 

reine  Mathematik  und  Physik, 

Chemie  nebst  Mineralogie  und  Physik 

oder  anstatt  der  letzteren  Botanik  und  Zoologie  mit  der  Maßgabe  jedoch,  daß 
an  die  Stelle  von  Hebräisch  in  der  vierten  Verbindung  Deutsch  treten  kann. 

In   Österreich  gibt  es  u.a.  folgende  Gruppen  der  Prüfungsgegenstände: 
a)  klassische  Philologie,  d.  i.  lateinische  und  griechische  Sprache  als  Haupt- 
fächer, dazu  die  Unterrichtssprache  als  Nebenfach. 

1)  Die  badische  lYüfungBordnung  von  1903  liegt  jetzt  in  neuerer  Fassung  vom  lii.  .Tuli 
1906  vor. 

2)  Für  Preußen  die  letzten  Zusätze  nach  dem  Erlaß  vom   17.  August   1906. 
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h)  l^outsclio  Sprache  oder  irgendoiiie  andere  Landessprache  (Unterrichts- 
sprache) als  Hauptfach,  dazu  Lateinisch  und  Griechisch  als  Nebenfächer. 

c)  Geographie  und  Geschiclite  als  Hauptfächer, 

d)  Mathematik  und  Physik  als  Hauptfächer. 

e)  Xaturizeschichte  als  Hauptfach,  Mathematik  und  Physik  als  Nebenfächer. 

f)  Philosophie  in  Verbindung  entweder  mit  Griechisch  als  Hauptfach  und 
Latein  als  Nebenfach,  oder  mit  Mathematik  als  Hauptfach  und  Physik 
als  Nebenfach. 

Dann  folgende  Kombinationen  mit  Beschränkung  auf  Realschulen:  Außer 
der  Gruppe  d)  noch  folgende: 

g)  eine  der  modernen  Sprachen,  Französisch,  Italienisch,  Enghsch  ...  in 
Verbindung  mit  Deutsch  als  Hauptfächer. 

h)  Die  englische  Sprache  als  Hauptfach,  dazu  Französisch  und  Deutsch  als 

Nebenfächer, 
i)  Mathematik  als  Hauptfach   mit  darstellender   Geometrie  als  Hauptfach 
oder  2  Nebenfächern  (geometrisches  Zeichnen  und  Physik). 

Die  Ähnlichkeit  wie  die  Verschiedenheit  zwischen  Österreich  und  der  obigen 
Staatengruppe  springt  in  die  Augen:  bei  den  letzteren  ist  als  Mindestmaß  ein 
Hauptfach  nebst  zwei  Nebenfächern  aufgestellt,  selbst  Lateinisch  als  Hauptfach 
kann  von  dem  Griechischen  als  Hauptfach  getrennt  werden;  in  Österreich  ist  die 
Verbindung  zweier  Hauptfächer  in  sehr  vielen  Fällen  Pflicht,  so  in  der  klassischen 
Philologie,  in  der  Geschichte  und  Geographie,  in  der  Philosophie  mit  der  griechi- 
schen (nicht  der  lateinischen !)  Sprache,  im  Französischen,  Englischen  mit  dem 
Deutschen;  aber  das  Deutsche  allein  (bzw.  irgendeine  andere  Landessprache) 
kann  als  Hauptfach  dastehen,  dann  aber  mit  zwei  Nebenfächern,  ebenso  das  Eng- 
lische allein  als  Hauptfach,  dann  mit  zwei  Nebenfächern,  aber  mit  Beschränkung 
auf  Realschulen.  Auch  hier  nimmt  also  Österreich  eine  vermittelnde  Stellung 
ein:  in  einigen  wenigen  Fächern  gestattet  es,  daß  der  Kandidat  diese  als  einziges 
Hauptfach  sich  erwählt. 

Wieder  ganz  anders  zeigen  sich  die  beiden  süddeutschen  Königreiche. 
In  Bayern  unterscheidet  man  I.  Prüfung  in  den  philologisch  -  historischen 
Fächern,  II.  Prüfung  in  der  Mathematik  und  Physik,  III.  Prüfung  in  den  neueren 
Sprachen. 

In  Bayern  sind,  wie  schon  oft  erwähnt,  zwei  Prüfungen  nötig.  —  Die  erste 
mündliche  Prüfung  im  philologisch  -  historischen  Fach  erstreckt  sich  auf  die 
alten  Klassiker,  Deutsch,  Greschichte  (griechische,  römische,  deutsche,  bayerische), 
in  der  zweiten  Prüfung  des  philologisch-historischen  Faches  haben  alle  Kandidaten 
Studien  über  Pädagogik  und  Philosophie,  die  klassischen  Philologen  eine  be- 
sonders durch  Archäologie  vertiefte  Kenntnis  im  Gebiete  der  Altertumswissen- 
schaft und  der  alten  Philosophie  zu  zeigen;  die  Kandidaten,  deren  Arbeit  aus 
der  Geschichte  oder  der  deutschen  Literatur  genommen  war,  müssen  sich  mit  der 
deutsch-philologischen  Wissenschaft  bzw.  den  wichtigsten  Quellen  der  deutschen 
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und  hayerischrn  (Josrhiohtr.  sowie  den  historisclu-ti  Hilfswissenschaften  (Paläo- 
praphie,  Diplonintik,  Chronologie)  und  Ix-ide  mit  der  CJeschichte  der  neueren 
Philosophie  vertraut  zeigen. 

Bei  weitem  nicht  so  umfaftsend  müssen  die  Kenntnisse  der  Kandidaten  der 
neueren  Sprachen  in  Bayern  sein.  Ihre  erste  mündliche  Prüfung  erstreckt 
sieh  auf  eine  Übersetzung  und  eine  in  französischer  bzw.  englischer  Sprache  zu 
gebende  Krkiärung  eines  prosaischen  oder  poetischen  Stückes,  auf  die  Krprobung 
der  Kenntnisse  in  der  Literaturgeschichte  des  16.  bis  19.  Jahrhunderts  und  auf 
die  Grundzüge  der  Phonetik.  Die  zweite  mündliche  Prüfung  soll,  nach  einem  Kol- 
loquium über  die  zugelassene  wissenschaftliche  Arbeit,  erhärten  Kenntnisse  der 
Kandidaten  im  Altfranzösischen  und  Altenglischen,  Kenntnisse  in  der  Geschichte 
und  Theorie  der  Pädagogik  und  solche  in  der  Geschichte  der  neueren  Philosophie, 
besonders  der  französischen  und  englischen.  —  Und  noch  w  eniger  unifavssend  brauchen 
die  Kenntnisse  der  Prüflinge  für  Mathematik  und  Physik  zu  sein.  §  M 
für  die  erste  mündliche  Prüfung  lautet :  „In  der  mündlichen  Prüfung  werden  den 
Kandidaten  Fragen  aus  den  mathematischen  Gegenständen  der  schriftUchen  Prüfung 
und  aus  den  Grundzügen  der  Physik  gestellt."  Die  Gegenstände  der  schriftlichen 
Prüfung  aber  sind:  algebraische  Analysis  und  Algebra.  einschUeßlich  der  Glei- 
chungen 3.  und  4.  Grades.  Planimetrie.  Stereometrie,  ebene  und  sphärische  Tri- 
gonometrie, Elemente  der  Differential-  und  Integralrechnung,  analytische  und 
synthetische  Geometrie  der  Kegelschnitte.  Elemente  der  darstellenden  Geometrie. 
—  Die  zweite  mathematische  Prüfung  in  Bayern  geht,  wie  die  übrigen,  von  einem 
Kolloquium  über  die  wissenschaftUche  Arbeit  aus,  sie  bezieht  sich  dann  auf  Analysis, 
Geometrie,  analytische  Mechanik  und  Physik,  wobei  der  Kandidat  eine  weiter- 
gehende Ausbildung  zeigen  soll.  Außerdem  haben  die  Kandidaten  Beweise  ihrer 
Studien  über  Pädagogik  und  Geschichte  derselben  abzulegen.  In  der  Philosophie 
werden  diese  mathematischen  Kandidaten  gar  nicht  geprüft. 

So  bildet  offenbar  in  Bayern  die  zweite  Prüfung  die  Hauptstation.  um- 
gekehrt in  Württemberg.  Nur  in  zwei  Richtungen  gabelt  sich  die  Prüfung:  für 
das  humanistische  Lehramt  (Lateinisch,  Griechisch,  dazu  notwendig  als  drittes 
Hauptfach  Deutsch,  oder  Französisch  oder  Geschichte)  und  für  da^^  realistische 
Lehramt.  Diese  zweite  Richtung  zerfällt  wieder  in  eine  mathematisch-naturwissen- 
schaftliche und  in  eine  sprachlich-gevSchiehtliehe.  aber  bei  der  zweiten  Dienst  prüf  ung 
haben  die  Mathematiker  und  Naturwissenschaftler  im  Französischen  und  Eng- 
lischen, die  Kandidaten  für  die  neueren  Sprachen  in  Arithmetik  und  Planimetrie 
und  in  elementarer  Physik  ein  Examen  nachzumachen,  so  daß  also  notwendig  in 
der  Prüfung  für  das  realistische  Lehramt  zusammengehören,  um  in  norddeutsch- 
preußischer  Art  zu  reden,  für  die  Neusprachler  vier  Hauptfächer:  Deutseh,  Franzö- 
sisch, Englisch,  Geschichte  oder  G<x)graphie,  dazu  zwei  Nebenfächer:  Arithmetik, 
Planimetrie  und  elementare  Physik,  und  für  die  Mathematiker  drei  Hauptfächer: 
Mathematik,  Mtx^hanik,  insbesondere  .Meilianik  starrer  Elemente.  Physik,  dazu  als 
notwendiges  Nebenfach  Chemie  und  in  der  zweiten  Dienstprüfung  Französisch. 
Englisch  (ungefähr  entsprechend  einer  preußischen  Nebenfakultas) ;  für  die  Natur- 
wissenschaftler: Chemie,  Mineralogie  mit  Geologie.  Botanik,  Zoologie,  dazu  Neben- 
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fach  Mathematik  und  Französisch,  Englisch,  worin  sie  sich  in  der  zweiten  Prüfung 
examinieren  lassen  müssen. 

Dadurch,  daß  hier  in  Württemberg  Neusprachler  eine  Art  Nebenfakultas 
in  Matliematik.  Ph^-sik,  Mathematiker  aber  und  Naturwissenschaftler  eine  solclie 
in  den  neueren  Sprachen  sich  holen  müssen,  sind  diese  beiden  Klassen  von  Ober- 
lehrern sehr  angenähert.  Dagegen  wird  die  Trennung  dieser  realistischen  Gruppen 
von  der  humanistischen  dadurch  viel  größer  als  anderwärts,  daß  die  zukünftigen 
humanistischen  Oberlehrer  in  der  zweiten  Dienstprüfung  in  Philosophie  geprüft 
\\erden.  während  die  Realisten,  abgesehen  von  dem  Nachweis  der  Beteihgung 
an  der  zur  Einführung  in  die  Theorie  und  Praxis  des  Unterrichts  eingerichteten 
Vorbereitung  und  abgesehen  von  der  Anfertigung  eines  deutschen  Aufsatzes,  kein 
„allgemeines"  Examen,  jedenfalls  kein  philosophisches  abzulegen  haben. 

Mündliche  Prüfung  (Anforderungen  in  einzelnen  Fächern). 

^^'as  die  Anforderungen  in  den  einzelnen  Fächern  anbetrifft,  von  denen  hier 
allerdings  die  sprachlichen  mehr  berücksichtigt  werden  sollen,  und  zwar  diejenigen 
für  die  oberste  Stufe,  so  gilt  fast  allgemein  der  Grundsatz,  daß  den  Bedürfnissen 
der  Schule  Rechnung  getragen  werden  soll,  wie  dies  Preußen  §  8,  sowohl  für  die 
allgemeine  wie  für  die  Fachprüfung  hingestellt  hat;  auch  Sachsen,  Braunschweig, 
Sachsen-Weimar  u.  a.  haben  diesen  Passus  wörtlich  übernommen,  nicht  Baden, 
Hessen,  doch  gilt  Ahnhches  für  Hessen,  wo  z.  B.  Belesenheit  „besonders  in  den 
zur  Gymnasiallektüre  gehörigen  Klassikern"  gefordert  wird,  auch  für  Österreich, 
wo  von  „umfassender  Belesenheit  in  äen  dem  Gymnasium  angehörenden  Klassikern" 
gesprochen  wird. 

Auch  Bayern  spricht  §  22  von  den  „Klassikern  der  Schule",  in  Württem- 
berg zwar  findet  man  keinen  analogen  Ausdruck,  aber  hier  zeigt  die  aufgezählte 
Reihe  der  Autoren,  daß  noch  mehr  als  sonst  auf  den  späteren  Unterricht  Rück- 
sicht genommen  ist. 

Württemberg  gehört  nämhch  in  erster  Linie  zu  derjenigen  Staatengruppe, 
wo  ein  Kanon  von  Autoren  der  alten  Sprachen  aufgestellt  ist,  welchen  die  Prüf- 
linge gelesen  haben  müssen;  Württemberg  hat  solchen  nur  für  die  Griechen  und 
Römer,  ebenso  Österreich,  Bayern  aber  für  alte  und  neuere  Sprachen,  für  die 
letzteren  noch  ausführiicher.  Auch  einige  der  Preußen  folgenden  Prüfungsordnungen 
sind  hierin  von  Preußen  abgewichen  und  haben  es  für  nötig  gehalten,  die  Reihe 
der  Schriftsteller  aufzuzählen;  Hessen  nämlich  und  Sachsen  (d.h.  nur  für  die 
Mittelstufen),  beide  nur  in  der  antiken  Literatur;  Braunschweig,  Baden  und  andere 
haben  die  Anforderungen  in  dieser  Art  nicht  speziahsiert.  Bayern  spricht  von 
Stellen  aus  den  vorzüglichsten  Klassikern  der  Schule,  namenthch  aus  Horaz,  Cicero, 
Tacitus.  Homer,  Sophokles  und  Demosthenes  (Staatsreden)  [für  die  erste  Prüfung, 
die  zweite  Prüfung  erweitert  diesen  Kreis  nicht].  Österreich:  Cäsar,  Livius, 
Sallustius,  Cicero,  Tacitus,  Ovidius,  Vergihus,  Horatius;  im  Griechischen:  Xenophon, 
Herodot,  die  Staatsreden  des  Demosthenes,  die  zugänglicheren  Dialoge  Piatos, 
namenthch  Protagoras,  Gorgias,  Phädon,  Symposion,  Homer,  Sophokles.    Daneben 
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teilweise  Bclesenlu-it  iit  IMautus  otU-r  Tereiiz  uiul  TibulluH,  in  den  griechisclien  Lyri- 
kern, in  Äschylos,  Euripides  und  Lysiius.  Da«  Thema  der  Hausarbeit  ist  auf  den 
Kreis  dieser  Autoren  nielit  beschränkt,  —  In  Hessen  verlanj^t  man  außer  der 
Lektüre  der  Gymnasialschriftateller  auch  solclie  von  Plautus,  Terenz,  Äsehylos, 
Euripides,  Aristophanes.  — 

(Jelit  hier  die Spexiahsierung  schon  so  weit,  daß  von  Piaton  „die  zugänglieheren 
Dialoge"  gelesen  sein  müssen,  so  ist  man  in  Württemberg  noch  weiter  ge- 
gangen: sogar  einzelne  Reden  und  Bücher  von  alten  Autoren  werden  genannt! 
Ohne  Bezeichnung  von  Büchern  werden  hier  nur  genannt:  Catullus,  Horatius, 
Homer  und  Sallustius,  Jugurtha  und  Catilina  (also  die  Fragmente  der  Historien 
nicht).  Sonst  aber  liest  man:  Cicero  pro  Milone,  actio  in  Verrera  II,  lib.  4  de  signis, 
orator,  Brutus,  disputationesTuscul.  I  und  de  legibus  I;  Piatos  Phädon  und  Phädrus, 
Demosthenes'  Olynthische  und  Philippische  Reden,  Äschylus'  Perser,  Sophokles' 
Ödipus  R.  und  Antigone  (mehr  nicht!),  Euripides'  Iphigenia  Taurica. 

Einzelne  Büclier  sollen  gelesen  sein  von:  Livius  XXI — XXV.  Tacitus  An- 
nales I.  II.  XIV — XVI,  Historiae  I,  IV,  V,  Germania,  Dialogus.  Vergilius  Äneis 
I.  II.  IV — VI.  Bucolica  (also  ganz),  Georgica  aber  nur  lib.  I;  von  Propertius  nur 
das  letzte  Buch,  von  Herodot  I.,  VII.,  VIII.,  von  Xenophon  nur  die  Memorabilien, 
von  Thucydides  Buch  I.,  IL,  VI.  und  von  Plautus  Miles  gloriosus  und  Menaechmi; 
freilich  trotz  dieser  Spezialisierung  ist  der  Kreis  doch  weiter  als  im  benachbarten 
Bayern,  wo  Stellen  aus  den  vorzüglichsten  Klassikern  der  Schule,  namentlich  aus 
Horaz,  Cicero,  Tacitus,  Homer,  Sophokles  und  Demosthenes  (Staatsreden)  vor- 
gelegt werden;  die  künstlichste  Interpretation  des  „namentlich"  wird  weder  Äschylus 
noch  Catullus,  Propertius,  Plautus  zu  den  Schulklassikern  rechnen  können. 

Auch  im  Königreich  Sachsen  sind  einzebie  Autoren  namhaft  gemacht, 
aber  nur  in  den  Forderungen  für  die  zweite  Stufe,  „im  Lateinischen  jedenfalls 
Cäsar,  Sallust,  erhebhche  Partien  aus  Livius,  von  Cicero  die  wichtigeren 
Reden  und  einige  seiner  übrigen  Schriften,  von  Vergil  mindestens  die  Aneis, 
von  Ovid  die  Metamorphosen  sowie  Elegien  von  ihm  und  anderen  Elegikern; 
im  Griechischen  Homer  und  Herodot,  von  Xenophon  die  Anabasis  und  größere 
Stücke  aus  den  Memorabilien  und  der  Hellenika,  ferner  die  Reden  des  Lysias 
sowie  von  Piaton  wenigstens  die  Apologie  und  den  Kriton".  Dies  Maß  für  Sekunda 
in  Sachsen  übersteigt  die  bayerischen  Postulate! 

Überall  wird  Fertigkeit  oder  einige  Übung  im  Lateinsprechen  vorausgesetzt, 
Bekanntschaft  mit  den  philologischen  Hilfswissenschaften  sowie,  was  sehr  wichtig 
ist,  Bekatnitschaft  mit  der  strengen  Methode  philologischer  Kritik  und  Exegese 
(wissenschaftliehe  Schulung  in  der  Methode  der  Erklärung);  daß  in  Bayern  bei 
der  zweiten  Prüfung  noch  Archäologie  besonders  betont  wird,  ist  schon  gesagt. 

So  viel  über  die  klassische  Philologie  und  ihre  Bedeutung  in  den  Staatsprüfungen 
Deutschlands  und  (Österreichs.  Kürzer  können  wir  uns  schon  über  die  neueren 
Sprachen  fassen.  Zunächst  ist  zu  bemerken,  daß  nur  Bayern  eine  ganz  bestimmte 
Zahl  von  Sdiriftstellern  vorgeschrieben  hat,  welche  gelesen  sein  müssen  schon 
zur  ersten  Prüfung,  §  47.  Die  Literaturerscheinungen,  deren  Lektüre  in  Bayern 
vorgeschrieben  ist,  sind:  a)  i  m  Französischen:  Corneille:  Le  Cid.  Horace.  Cinna. 
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Racine:  Andromaque.  Phedrc.  Athalie.  Moliorc:  Les  Precieuses  ridiculcs. 
Le  Tartufe.  Lc  Misanthrope.  L'Avare.  Les  Femmes  savantes.  Boileau:  Satires 
(II.  uiui  IX.  Buch).  Art  poetique  (III.  Buch),  Lafontaine:  Fables  (die  ersten 
drei  Bücher).  Chateaubriand:  Itin^raire  de  Paris  ä  Jerusalem.  Lamartine: 
Meditations  po<^tiques.  Mme  de  Stael:  De  rAllcniagne.  Beranger:  Chansons 
(in  Auswahl).  V.  Hugo:  Ödes  et  Ballades  (in  Auswahl).  Hernani.  Aug.  Thierry: 
Röcits  des  temps  merovingicns. 

b)  Im  Englischen:  Auswahl  englischer  Volkshcder.  Marlowe:  Faustus. 
Spencer:  Fairy  Queen  (Buch  1,  Gres.  1 — 3).  Shakespeare:  Hamlet.  Macbeth. 
Julius  Caesar.  King  Lear.  The  Merchant  of  Veniee.  Romeo  and  Juliet.  Mi  1  ton: 
Paradise  Lost.  Pope:  Essay  on  Criticism.  Byron:  Child  Harold's  Pilgrimage. 
Sheridan:  School  for  Scandal.  W.Scott:  Ivanhoe.  Dickens:  David  Copper- 
field.   Longfellow:  Evangelinc.     Macaulay:  History  of  p]ngland  (Kap.  I — III). 

Ei^st  in  der  zweiten  Prüfung  in  Bayern  sollen  die  Examinanden  Beweise  von 
Kenntnissen  im  Altfranzösischen  und  Altenglischen,  in  historischer,  französischer 
und  enghscher  Grammatik,  sowie  in  altfranzösischer  und  alt-  und  mittelenglischer 
Literatur  (Rolandslied,  Aucassin  et  Nicolete,  Beowulf,  Chaucer)  ablegen,  natür- 
lich zusammen  mit  Kenntnissen  in  der  Pädagogik,  in  der  Geschichte  der  neueren 
Philosophie. 

Z\\eitens  wird  es  sehr  interessieren,  festzustellen,  ob  und  wieweit  man  die  Forde- 
rungen der  streng  wissenschaftlichen  Schule  hinter  derjenigen  der  modernen  Rich- 
tung zurückgestellt  hat.  Preußen  hat  hier  den  Zusatz  unter  der  Rubrik  Französisch 
und  Englisch:  „Für  minder  eingehende  Kenntnisse  auf  dem  Gebiete  der  geschicht- 
lichen Entwickelung  der  Sprachen  kann  eine  besonders  tüchtige  Kenntnis  der 
neueren  Literatur  nebst  hervorragender  Beherrschung  der  gegenwärtigen  Sprache 
ausgleichend  eintreten."  Nur  Sachsen,  Braunschweig,  Sachsen  -  Weimar 
haben  diese  Worte  herübergenommen  und  lassen  solchen  Ausgleich  zu,  alle  anderen 
Staaten,  darunter  auch  Hessen,  Baden  wissen  davon  nichts,  obwohl  auch  diese 
natürlich  „geläufige  und  lautrichtige  Handhabung",  Korrektheit  und  Sicherheit 
im  mündUchen  Gebrauche  der  fremden  Sprache,  sowie  gute  Aussprache  und  Ähn- 
liches verlangen. 

Drittens  noch  ein  Wort  über  Philosophie  oder  philosophische  Propädeutik 
als  Prüfungsfach.  Daß  sie  in  der  allgemeinen  Prüfung  ihre  Rolle  spielt,  haben 
wir  gezeigt,  ebenso,  daß  sie  in  Bayern  und  Württemberg  in  den  philologisch- 
historischen Fächern,  wenigstens  was  Geschichte  der  alten  Philosophie  anbelangt, 
stärker  betont  wird  als  sonstwo.  Als  besonderes  Prüfungsfach  ist  sie  nur  in 
Preußen,  Braunschweig,  in  Sachsen,  Sachsen-Weimar,  Österreich  vorhanden, 
hier  noch  mit  dem  Unterschiede,  daß  in  Preußen,  Braunschweig  und  Sachsen- 
Weimar,  wenn  die  deutsche  Fakultas  für  die  Oberstufe  nachgesucht  wird,  statt 
Kenntnis  der  historisch-deutschen  Grammatik,  der  Elemente  des  Gotischen  und 
Althochdeutschen  die  Lehrbefähigung  in  der  philosophischen  Propädeutik  ein- 
treten kann,  wovon  in  Sachsen  nicht  die  Rede  ist,  ebensowenig  wie  in  Öster- 
reich, wo  ja  Philosophie  obligates  Lehrfach  ist. 

In   Hessen,   Baden  gilt  die  Philosophie  nicht  als  besonderes  Prüfungsfach. 


A.    Die  StwitBprüfun^.  81 

S(;lilit'ülitli  hilf  Hadi-M  für  die  iiiiuidlichf  rriifunj^  ikjcIi  die  l"]rl<iclitcruiig, 
dali  tlit'  Kai»dida(fii  bei  der  Mekluii^^  aiij^eWen  sollen,  welche  Teil^'ebiete  der  in 
der  allgemeinen  Prüfung  vorkonnnenden  Fächer  wie  bcHondere  berückHJchliut  sehen 
möchten  (§  5,  2). 

In  allen  anderen  Fächern  treten  weöcntliche   Unterwchiede  nicht   hcrvdi. 


AusfilhruDg  und  Art  der  mündlichen  Prüfung  (Zeitdauer,  Zahl  der  Prüflinge, 
Öffentlichkeit  u.  a.). 

Auch  die  Dauer  einer  Prüfung  ist  festgesetzt  worden:  Bayern  begrenzt  (§  22,  3) 
dieselbe  für  die  mündliche  Prüfung  eines  jeden  Kandidaten  auf  zwei  Stunden 
in  der  ersten  Dienstprüfung,  und  ebenso  in  der  zweiten  Prüfung,  wobei  die  erste 
Station  derselben  ein  „Kolloquium"  über  die  zugelassene  wissenschaftliche  Arbeit 
genannt  wird.  Während  in  Preußen,  Hessen,  Baden,  Braunschweig,  Sach- 
sen-Weimar, Württemberg  und  Osterreich  über  die  Dauer  nichts  gesagt 
ist,  bestimmt  Sachsen  §  32:  „Für  die  Prüfung  eines  Hauptfaches  eine  Stunde, 
eines  Nebenfaches  eine  halbe  Stunde." 

Dagegen  haben  mehr  Staaten  sich  darüber  ausgesprochen,  wieviel  Kandidaten 
gemeinsam  geprüft  werden  sollen;  für  Österreich  (XXI,  3)  heißt  es:  wo  es  nur 
inuner  angeht,  „sollen  die  Kandidaten  einzeln  geprüft  werden",  doch  vorher:  „Es 
steht  den  Prüfungskommissionen  zu.  zwei  Examinanden  zu  derselben  Zeit  in  münd- 
licher Prüfung  vorzunehmen."  Mehrere  Staaten,  Hessen,  Sachsen,  Sachsen- Weimar, 
Braunschweig,  haben  sich  Preußen  hier  wieder  zum  Muster  genommen  und  lassen 
in  der  allgemeinen  Prüfung  höchstens  vier,  in  der  Fachprüfung  nicht  mehr  als  zwei 
Kandidaten  prüfen.  Baden  hat  die  Fassung  §  25,  2:  „Zu  den  Prüfungen  dürfen 
nicht  mehr  als  drei  Kandidaten  vereinigt  werden."  — Für  Bayern  und  Württem- 
berg existieren  hierüber  keine  Bestimmungen,  doch  scheint  aus  dem  oben  an- 
geführten §  22  für  Bayern  sich  zu  ergeben,  daß  jeder  Kandidat  einzeln  vor- 
genommen wird. 

Ziemlich  scharf  trennen  sich  die  Länder  in  bezug  auf  die  Frage,  ob  die  Prüfungen 
öffentlich  oder  nichtöffentlich  sind.  Wenn  sich  einige  Ordnungen  hierüber 
nicht  aussprechen,  wie  Preußen,  nach  ihm  Baden,  Braunschweig,  Sachsen- 
W^cimar,  aucFi  W' ürttembcrg,  so  kann  man  wohl  annehmen,  daß  hier  die  münd- 
lichen Prüfungen  nicht  öffentlich  sind,  wtis  Bayern  §  9,  2:  „die  Prüfungen  sind 
nicht  öffentlich"  geradezu  fordert.  Im  Königreich  Sachsen  aber  sind  die  Prüfungen 
öffentlich,  „soweit  nicht  der  Prüfungsausschuß  das  Gegenteil  verfügt"  (§  8), 
und  in  Osterreich  (XXI,  ö)  gilt,  daß  es  den  Prüfungskommissionen  freisteht, 
insofern  die  Prüfung  öffentUch  abzuhalten,  daß  der  Zutritt  jedem  Studierenden 
gc^en  eine  beim  Vorsitzenden  anzusprechende,  auf  Namen  lautende  Eintrittakartc 
gestattet  wird.  Allein  in  Hessen  wird  §  32,  1  kategorisch  erklärt:  „Die  münd- 
lichen Prüfungen  werden  öffentlich  abgehalten."  In  der  bayerischen  Ordnung 
findet  sich  eine  Bestimmung,  welche  bei  jedem  Anklang  finden  wird.  §  14:  1.  „Die 
Fragestellung  an  die  Kandidaten  soll  klar  und  leicht  verständhch  sein.  Ergibt 
sich,  daß  ein  Kandidat  auf  einem  durch  die  Fragestellung  berührten  Gebiete  offent- 
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lieh  l'nkotmtnis  /.eigt.  so  ist  do^  gewählte  Thema  zu  verlassen*)  und  eine  andere 
Frage  zu  stellen."  2.  Die  Vorsitzenden  sind  angewiesen,  auf  die  Beobachtung 
dieser  Bestimmung  genauest<'ns  zu  achten.  — 

Weniger  Beifall  werden  einige  andere  Bestimmungen  in  Bayern  finden,  deshalb, 
weil  sie  für  das  Ansehen  unseres  Standes  gerade  nicht  erhebend  sind,  §  10,  3:  „Die 
Benützung  nicht  gestatteter  Hilfsmittel  zieht  Herabsetzung  der  Note,  nach  Um- 
ständen sofortige  Ausschließung  von  der  Prüfung  nach  sich."  Noch  unangenehmer, 
weil  mehr  für  Reifeprüflinge  passend,  ist  in  Württemberg  §  3,  dessen  letzter 
Absatz  lautet:  „Gleiche  Ahndung  (Verweigerung,  Zurückziehung  des  Zeugnisses) 
trifft  denjenigen  Kandidaten,  welcher  während  der  Prüfung  anderen  in  irgend- 
einer Weise  zur  Lösung  der  gestellten  Aufgabe  behilflich  ist  oder  von  anderen  solche 
Hilfe  annimmt." 

Bestehen  der  Prüfung  (Zeugnisformen,  Kompensationen). 

In  den  Staaten  Preußen,  Braunschweig,  Sachsen  -  Weimar,  Baden, 
Hessen  gilt  neuerdings  jetzt  nach  preußischem  Vorgange  die  Regel,  daß  die  Prü- 
fung als  Oberlehrer  bestanden  ist,  wenn  nach  abgelegter  allgemeiner  Prüfung  der 
Examinand  in  der  Fachprüfung  in  einem  Fache  das  Zeugnis  für  die  oberste  Stufe, 
in  zwei  anderen  für  die  mittlere  Stufe  erworben  hat.  Hierbei  wird,  wenn  nur  eine 
„Prima"  mit  zwei  Nebenfakultäten  erworben  ist,  als  Gesamtprädikat  „Genügend" 
erteilt;  für  die  Prädikate  „Gut"  oder  „mit  Auszeichnung  bestanden"  ist  Vor- 
bedingung, daß  in  mindestens  zwei  Lehrgegenständen  die  Befähigung  für  die  erste 
Stufe  nachgewiesen  ist.  Das  Königreich  Sachsen  dagegen  verlangt  jetzt  wieder 
für  das  Bestehen  der  Prüfung  zwei  Fakultäten  für  die  erste  und  eine  solche  für 
die  zweite  Stufe;  eine  Eigentümhchkeit  Sachsens  ist  es  auch,  daß  der  Kandidat 
nach  der  schrifthchen,  aber  vor  der  mündhchen  Prüfung  eine  „Lehrprobe" 
(§  31)   vor  einem  Mitglied  des  Prüfungsausschusses  abzulegen  hat. 

Als  Neuerung  ist  femer  in  Preußen,  Braunschweig,  Hessen,  Baden  die 
Möglichkeit  einer  Kompensation  zulässig,  die  preußische  Formel  lautet:  „wobei 
leichtere  Mängel  in  einem  Teile  der  Prüfung  durch  gute  Leistungen  in  einem  anderen 
als  ausgeglichen  angesehen  werden  können,  auch  der  Gesamteindruck  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Kandidaten  zu  berücksichtigen  ist;  bei  Stimmengleichheit  gibt  der 
Leiter  den  Ausschlag."  —  Hessen  hat  hier  zum  Schutz  des  Examinators  mit  Recht 
hinzugefügt :  „mit  Zustimmung  des  Examinators",  so  daß  dieser  nicht  majorisiert 
werden  kann.  —  Die  Prüfungsordnungen  für  das  Königreich  Sachsen  und  für  die 
Sachs en-Ernestinischen  Staaten  haben  diese  Kompensationsmöghchkeit  nicht 
mit  übernommen. 

Die  österreichische  Prüfungsordnung  nimmt  insofern  wieder  eine  vermittelnde 
Stellung  ein,  als  nach  ihr  die  Oberlehrerprüfung  bestanden  ist  mit  einem  Haupt- 
fache 1.  in  der  deutschen  Sprache  (dabei  Lateinisch  und  Griechisch  als  zwei 
Nebenfächer),  2.  Naturgeschichte  als  Hauptfach  (Mathematik  und  Physik  als 

1)  Auch  in  der  Monatsschrift  für  höhere  Schulen,  1905,  2.  Heft,  will  man  für  Preußen  „Exami- 
natoren, die  sich  nicht  auf  eine  einmal  gestellte  Frage  hartnäckig  versteifen". 
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Nebenfäclu-r),  '.\.  iMi^'lisfh  iil.s  Hauptfacli  (mit  /uci  iicusjuiK-liliclicii  Nchcnfiiclicrn), 
4.  (.'lieinic  als  Hauptfach  (mit  zwei  naturgt«crluc'lit liehen  NeheiifiicluTn) ,  für  die 
beiden  let/tereii  Fülle  aber  heißt  es:  „mit  Hesehränkung  der  Anstellung  auf 
Realschulen". 

Sonst,  im  Gegensatz  zu  dem  obigen  preußischen  Modus,  sind  stets  zwei  Fächer 
für  die  Oberstufe  (Hauptfäeher)  mit  einem  Nebenfach  Bedingung  für  das  Beistehen 
der  Prüfung,  so  vor  allem  in  der  klassischen  Philologie,  Geschichte  und 
CJeographie,  Mathematik  und  Physik,  in  der  Philosophie  mit  dem  Grie- 
chischen als  Hauptfach  (Lateinisch  als  Nebenfach)   ii.  a. 

Ebenso  im  Gegensatze  zu  dem  preußisch -deutschen  J''xamen  bestellt  hier  in 
Österreich  die  Unmöglichkeit  jeglicher  Kompensation^):  „Die  Prüfung 
ist  für  bestanden  zu  erachten,  wenn  der  Examinand  den  Forderungen  für  jeden 
der  zu  seinem  Prüfungsgebicte  gehörigen  Gegenstande  genügt  hat.  In  keinem  der 
Prüfungsstadien  können  vorzügliche  Leistungen  in  einem  Gegenstande  als  Krsatz 
für  Mängel   in    einem  anderen  betrachtet  werden." 

Ferner  existieren  zwar  in  Österreich  die  Prädikate:  vorzüglich,  befriedigend, 
genügend,  nicht  genügend  für  die  gesamten  mündlichen  Prüfungen,  aber  als  Gesamt- 
urteil der  Kommission  wird  nur  das  Urteil  abgegeben,  ob  der  Kandidat  lehrfähig 
ist  oder  nicht,  und  im  ersten  Falle,  für  welche  Gegenstände,  ob  für  Gymnasien  oder 
Realschulen.  —  Endlich  unterscheidet  sich  ein  Oberlehrerzeugnis  in  Österreich 
dadurch  von  einem  preußischen,  daß  dort  (nach  Art.  XXIII,  Ib)  nach  den  Urteilen 
über  die  mündliehe  Prüfung  „eventuell  eine  kurze  Begründung  oder  Aus- 
führung derselben"  stehen  darf,  eine  Zeugnisform,  die  nach  dem  neuesten  preußi- 
schen Reglement  §  35,  1  („ohne  Begründung  des  Ergebnisses")  verboten  wird; 
verboten  ist  dort,  bei  den  Abstufungen  der  erreichten  Höhe,  ebenso  wie  bei  uns, 
„eine  Bedingung  oder  eine  Voraussetzung  oder  eine  charakterisierende  Bezeichnung", 
Dem  obigen  preußischen  Verbote  haben  sich  übrigens  Hessen,  Sachsen.  Sachsen- 
Weimar.  Braunschweig  angeschlossen;  dagegen  wird  in  dem  betr.  badischen 
§  28  ein  direktes  Verbot  vermißt. 

Ganz  anders  gestaltet  sich  das  Ergebnis  und  das  Zeugnis  in  Bayern  und  Würt- 
te  mberg.  In  beiden  Staaten  ist  auch  für  die  Staatsprüfung  die  Trennung  zwi.schen 
Humanisten  und  Realisten  streng  durchgeführt;  aber  sowohl  für  die  humanistischen 
als  auch  für  die  realistischen  Kandidaten  sind  die  Anforderungen  viel  weiter  aus- 
gedehnt als  anderwärts  —  ob  auch  ebenso  tiefgehend  wie  anderwärts,  bleibe  un- 
crörtert.  Wie  schon  oben  ausgeführt,  gehört  in  Bayern  für  das  humanistische 
Lehramt  eine  Lehrbefähigung  im  Lateinischen,  Griechischen,  Deutschen  und  in 
der  (Jeschichte,  in  allen  diesen  Fächern  müssen  sich  die  Kandidaten  prüfen  lassen, 
sowohl  das  erste-  wie  das  zweitcmal;  nicht  so  vielseitig  ist  die  Prüfung  für  Mathe- 
matik und  Physik  bzw.  die  für  die  neueren  Sprachen:  die  ersteren  werden,  ab- 
gesehen von  der  .Anfertigung  eines  deut.schcn  .\uf.satzes,  nur  in  Mathematik  und 
Physik  und  Mechanik  geprüft,  die  letzteren  nur  in  den  neueren  Sprachen  das  erste- 
wie  das  zweitemal.     Daß  alle  drei  Kla.'isen  in  Pädagogik  und  Cieschichte  der  Philo- 


1)  Die  StAaten  hnndeln  hier  genuleso  wie  l)oi  der  RcMfeprüfung. 
H.  Morsch.  tUs  hOhore  Leiumint     2.  Aafl. 


34  11     l^'i'  VoilH'dingungen  für  das  höhere  Lehramt. 

Sophie  sich  jiriifiMi  hi^son  iiüissen.  ist  solb.stvcrständHch. —  Das  Zeugnis  über  das  Be- 
stehen der  Prüfung  ist  zu  versagen  (§  17)  Kandidaten,  welche  in  der  schriftlichen  wie 
mündlichen  Prüfung  aus  einem  Prüfungsfache  völlige  Un\\  issenheit  in  diesem  Fache 
bekundet  haben ;  dieser  Fall  träte  ein,  wenn  ein  Humanist  in  der  Geschichte  oder 
im  Deutschen  gar  nicht  bestände,  oder  wenn  ein  Realist  in  einem  der  zwei  Haupt- 
fäelier  versagte,  natürlich  auch  bei  Unkenntnis  in  der  Pädagogik  und  Philosophie. 

In  den  einzelnen  Prüfungsgegenständen  \v'\o  für  die  Gesamtheit  wird  das  Urteil 
ausgedrückt  durch  I  (sehr  gut),  II  (gut),  III  (genügend),  IV  (ungenügend),  wobei 
Zwischennoten  gegeben  werden  können  I — II  usw. 

Bei  der  Zusammenrechnung  der  Einzelnoten  gibt  1,0 — 1,5  =  I;  1,0 — 2,5  =  II; 
2,G— 3.1  =  III;  8,2—4  =  IV. 

Kandidaten,  welche  als  Gesamtnote  die  IV  erlangt  haben,  ist  das  Zeugnis  zu 
versagen.  —  Ganz  besondere  Vorschriften  existieren  noch  über  die  Wertschätzung 
der  einzelnen  Teile  jeder  Prüfung;  so  A\ird  der  deutsche  Aufsatz  und  die  Über- 
setzmig  ins  Lateinische  je  5fach,  die  Übersetzung  in  das  Griechische  und  die  Über- 
setzung aus  dem  Lateinischen,  die  Übersetzung  aus  dem  Griechischen,  die  münd- 
hche  Prüfung  aus  den  lateinischen  Klassikern,  die  mündhche  Prüfung  aus  den 
griechischen  Klassikern  und  die  mündhche  Prüfung  aus  der  Geschichte  je  4fach, 
die  mündhche  Prüfung  aus  der  deutschen  Literatur  und  der  historischen  Grammatik 
3 fach,  die  mündliche  Prüfung  in  römischer  und  griechischer  Literaturgeschichte 
und  in  den  griechischen  und  römischen  Altertümern  je  2fach  in  Anschlag  gebracht; 
ähnhch  bei  der  mathematischen  und  neuphilologischen  Prüfung.  Es  herrscht  also 
hier  das  Xoten-  oder  Punktiersystem. ^) 

Wie  in  der  Praxis  in  Bayern  später  diese  Noten  angesehen  werden,  ist  aus  §  30 
ersichtlicli ;  „III  in  beiden  Prüfungen  =  Lehrbefähigung  für  die  4  unteren  Klassen, 
II  und  III  oder  I  und  III  in  beiden  Prüfungen  eine  solche  für  die  unteren  und 
mittleren  Klassen  (1. — 6.  in  Bayern)    oft  auch  weiter,  I  für  alle  Klassen  (1. — 9.)." 

So  sind  in  Bayern  dem  Zeugnis  nach  drei  Klassen  von  Oberlehrern,  drei  Klassen 
ihrem  Studiengange  und  ihrer  Bildung  nach:  Humanisten  mit  der  notwendigen 
Fakultas  für  Deutsch  und  Geschichte,  Realisten  mit  mathematischer,  Reahsten 
mit  neuphilologischer  Bildung. 

In  Württemberg  existieren  ebenfalls  drei  Zeugnisgrade,  aber  nur  zwei  Klassen 
ihrer  Vorbildung  nach,  denn  die  zwei  Arten  von  Realisten  sind  dort,  wie  oben  mit- 
geteilt, dadurch  einander  genähert,  daß  die  mathematischen  Realisten  eine  „Er- 
gänzungsprüfung" in  den  neueren  Sprachen  zu  bestehen  haben,  d.  h.  sich  eine 
Xebenfakultas  hierin  holen  müssen,  und  die  neusprachlichen  Realisten  eine  solche 
in  der  Mathematik;  —  die  Humanisten  haben  außer  Lateinisch  und  Griechisch 
als  drittes  Hauptfach  nach  eigener  Wahl  entweder  Deutsch  oder  Geschichte  oder 
Französisch  oder  Hebräisch  zu  wählen;  daß  in  der  zweiten  Dienstprüfung  hier 
alle  in  der  Philosophie  und  Pädagogik  examiniert  werden  und  zwei  Lehrproben 
abhalten  müssen,  also  die  „Allgemeine  Prüfung"  nach  preußisch-norddeutscher  Art 
hier  gesondert  und  nach  der  Fachprüfung  abzulegen  ist,  ist  ebenfalls  schon  betont. 


1)  Vgl.  über  dies  System  unten  am  Schluß  des  Abschnittes  über  die  Reifeprüfung. 
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In  Württciiihcrg  wrrcU'ii  die  HcfähiguiigHstufeii  nacli  drei  Klassen: 
Klasse       I  (obere), 

II   (mittlero), 
„      III    (untere) 
bezoichnet.     Die  Klassen  1  und  II  zerfallen  in  zwei   Unterabteilungen  a  und  b, 
durch  wek'he  die  Annäherung  an  eine  höhere  oder  niedrigere  Khusse  ausgcKirückt  wird. 

Ob  es  in  Württemberg  neben  diesen  Nummern  noch  eine  Ciesamtnummcr  gibt, 
ist  nicht  ganz  klar,  §  4:  „Das  Zeugnis  enthält  die  in  den  einzelnen  P'ächern  er- 
worbenen Prüfungsnoten,  sowie  ein  Gesamtzeugnis,  welches  bei  der  ersten  Prüfung 
die  wissenschaftliche  Befähigung  zu  unständiger  Verwendung,  bei  der  zweiten 
Prüfung  die  Befähigung  zur  Anstellung  auf  humanistischen  (realistischen)  Haupt- 
lehrstellen bekundet." 

Jedoch  ist  es  wohl  zweifellos,  daß  in  Bayern  für  die  Humanisten  vier  Haupt- 
fächer, in  Württemberg  dagegen  deren  drei  gefordert  werden;  freilich,  im  Gegen- 
satz zu  Preußen  und  der  sich  ihm  anschließenden  Gruppe,  im  Gegensatz  auch 
zu  Österreich,  ist  die  Prüfung  in  Süddeutschland,  in  Bayern  und 
Württemberg,  auch  dann  bestanden,  wenn  der  Examinand  in  allen  diesen 
„Hauptfächern"  die  Note  III  erhält,  also  nur  für  die  untersten  Klassen  verwend- 
bar ist;  ob  man  in  Württemberg  in  praxi  dann  Kandidaten  mit  Note  III  auch 
auf  höheren  Stufen  verwendet,  bleibe  dahingestellt.^) 

B.  Der  praktische  Vorbereitungsdienst. 

Was  die  neuere  Zeit  anbelangt,  so  hat  wohl  das  Großherzogtum  Hessen  zuerst 
in  Deutschland  für  allgemeine  Bestimmungen  des  Vorbereitungsdienstes  gesorgt. 
Vom  29.  April  1876  datieren  die  „Bestimmungen  für  das  zu  errichtende 
Pädagogische  Seminar  für  Gymnasien  und  Realschulen  zu  Gießen"; 
sie  stammen  wohl  von  Hermann  Schiller  her,  der  auch  als  erster  darüber  ge- 
schrieben hat,  vgl.  sein  Buch  „Pädagogische  Seminare,  Geschichte  und  Erfahrungen", 
Leipzig  1890,  während  bekanntlich  das  jüngste  Buch  über  diesen  CJegenstand  von 
Prof.  Dr.  Karl  Neff  herrührt:  „Das  pädagogische  Seminar",  München  1908.  — 
Die  jetzt  für  Hessen  gültige  Ordnung  freilich  stammt  vom  20.  April  1889  (Nod- 
nagel  S.  53ff.).  —  Die  preußische  „Ordnung  der  praktischen  Ausbildung  der 
Kandidaten  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  in  Preußen"  vom  15.  Alärz  1890 
ist  damals  von  manchen  deutschen  Staaten  angenommen  worden,  so  von  Braun- 
schweig,  ebenso  fast  wörtlich  von  Sachsen  -  Wei  mar.  17.  April  1891  (Weimar 
1891.  Druck  v.  R.  Wagner)  und  Mecklenburg-Schwerin,  1891.  in  sehr  verkürzter 
Fassung,  Reg. -Blatt  vom  24.  März  1894.  In  Bayern  erging,  2.  Februar  1897,  eine 
Königl.  Entschließung  in  betreff  der  Einrichtung  von  pädagogischen  Seminarien 
(Füger  S.  137);  für  Österreich  sind  die  Bestimmungen  für  das  Probejahr  zuerst 
mit  der  Minist erial Verordnung  vom  26.  November  1876,  dann  zugleich  mit  der 
neuen  Prüfungsordnung,  1897,  herausgekommen,  auch  abgedruckt  im  „Vademecum 

1)  Die  allgemeinen  Betrachtungen  ül>er  die  StAatsprüfungcn  schließen  sich  an  diejenigeo 
über  den  Vorbereitungsdienst  an,  e.  S.  46 ff. 

3* 
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für  Kandidaten  des  Mittelsclnillchramts",  Wien  1894.  Im  Sommer  1904  erschienen 
im  Königreich  Sachsen:  „Bestimmungen,  die  Ableistung  des  Probejahres  an 
inländisclien  Schulen  betreffend".  Die  preußische  Ordnung  von  1890  ist  jetzt  er- 
setzt durch  die  vom  lö.  März  1908.  —  In  Württemberg  und  Baden  sind  keine 
besonderen  Anordmmgen  ergangen ;  für  das  erstere  Land  gilt  nur  das  Wenige,  was 
in  der  Ordnung  für  die  zweite  Dienstprüfung  über  das  Probejahr  gesagt  ist,  und 
was  im  „Neuen  Korrespondenzblatt  f.  Württ."  1897  S.  144  zu  lesen  ist;  in  Baden 
ist  zu  beachten  ein  Ministerialerlaß  von  1891  und  ein  solcher  vom  29.  April  1898; 
eine  größere  zusammenhängende  Ordnung  für  das  praktische  Vorbereitungsjahr  ist 
liier  noch  nicht  erlassen^),  wohl  aber  in  Vorbereitung. 

Einjähriger  und  zweijähriger  Vorbereitungsdienst. 

Ein  großer,  bedeutender  Unterschied  ist  hier  zwischen  den  Staaten  bemerkbar: 
in  einigen,  wie  in  Preußen  und  nach  seinem  Muster  in  Braunschweig,  Sachsen- 
Weimar,  Hessen,  Mecklenburg,  ist  die  Zeit  dieses  Vorbereitungsdienstes 
zwei  Jahre  und  zerfällt  in  das  Seminar-  und  Probejahr,  in  anderen  ist,  wie  es 
in  Preußen  vor  1890  war,  diese  Zeit  nur  auf  ein  Jahr  bemessen,  so  in  Baden, 
Sachsen,  Bayern,  Württemberg. 

Einen  eigenartigen  Weg  hat  Österreich  eingeschlagen:  nach  Art. XXV  (Probe- 
jahr) 1.  hat  „nach  bestandenem  Examen  jeder  Kandidat  sich  ein  Jahr  lang  an 
einem  Gymnasium  oder  einer  Realschule  zur  praktischen  Ausbildung  seiner  Lehr- 
fähigkeit beschäftigen  zu  lassen,  wenn  er  nicht  in  der  Lage  ist,  das  mit  Ministerial- 
erlaß vom  21.  Juni  1893  zum  Zwecke  einer  vertieften  pädagogisch-didaktischen 
Ausbildung  der  Kandidaten  eingerichtete  erweiterte  Probejahr  abzulegen". 
Danach  ist  es  den  Kandidaten  freigestellt,  je  nach  ihrer  persönhchen  Lage  und  ihren 
persönlichen  Wünschen,  an  dem  Staatsgymnasium  im  IX.  Bezirk  zu  Wien  ihre 
Ausbildung  zu  vervollkommnen;  über  die  Art  dieses  „erweiterten"  praktischen 
Probejahres  soll  weiter  unten  einiges  gesagt  werden.  Ist  hier  die  Erweiterung  eine 
freiwillige,  keine  zeitlich  verlängerte,  so  kann  im  Königreich  Sachsen  eine 
solche  unfreiwillige  eintreten  (§  11):  „Bei  ungünstigem  Ergebnis  kann  das  Probe- 
jahr verlängert  werden";  dies  ist  jetzt  auch  in  Preußen  möghch,  nach  §  15  kann, 
wenn  Zweifel  über  die  Anstellungsfähigkeit  des  Kandidaten  bestehen,  eine  Ver- 
längerung des  Probej ahres  auf  ein  halbes  Jahr  angeordnet  werden.  In  Sachsen- 
Weimar  (§  18)  kann  Kandidaten  mit  „ausgezeichneten  Leistungen"  ein  Teil  des 
zweijährigen  Vorbereitungsdienstes  erlassen  werden. 

Alle  Staaten  haben  übrigens  bekennen  müssen,  daß  häufig  genug,  wenn  Mangel 
an  Lehrkräften  vorhanden  ist,  Kandidaten,  auch  ohne  die  gesetzmäßige  Zeit  dieses 
Vorbereitungsdienstes  (sei  es  des  ein-,  sei  es  des  zweijährigen)  ausgefüllt  zu  haben, 
schon  nach  einigen  Wochen  selbständigen  Unterricht  übernehmen  können,  dazu 
vgL  Preußen  §  12. 


1)  Die  Kandidaten  vieler  norddeutscher  Staaten,  die  keine  eigenen  Seminare  haben,  Sachsen- 
Altenburg,  Coburg- Gotha,  Anhalt,  Bremen,  Hamburg,  Lübeck  u.a.  werden  an  den  preußischen 
Seminaren  ausgebildet. 
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Im  (;n)üli(MZ(>;,'tuiii  Hadon  ist  die  AhliMstun^' d«-«  I'rolM'jaliicH  fiij^'  verknüpft  mit 
der  Teilnahme  an  praktisch-pädagogischen  Übungen  der  drei  Hochschulen 
in  Heidelberg,  Knrlsrulie  und  Freiburg  i.  Br,  Zugleich  aber  sind  während  dieser  Zeit 
die  Kandidaten  einem  Direktor  der  in  diesen  Städten  oder  in  der  Nachbarschaft 
sich   befindenden   höheren  Schule  nzugeteilt,   wo  sie   Unterricht  geben  müssen. 

Djvö  Leipziger  Universitätsseminar  verfährt  etwa  ähidieh  wie  die  Praxis 
in  Baden,  nur  die  Verbindung  zwischen  l'niversität  und  der  höheren  Schule  scheint 
nicht  so  eng  und  so  regelmäßig  zu  sein.  Die  Kandidaten  genieUen  eine  philosophisch- 
theoretische Ausbildung  teils  durch  einen  Universitätsprofessor,  teils  durch  Leiter 
dortiger  höherer  Lehranstalten.  Die  Klassen  und  Schüler  der  letzteren  stehen, 
nicht  regelmäßig,  zu  praktischen  Versuchen  zur  Verfügung;  die  Leitung  wird  geteilt 
zwischen  dem  Universitätsprofessor  und  dem  Anstaltsleiter,  der  in  Sachsen  bekannt- 
lich den  Titel  „Rektor"  führt.  Dies  Seminar  heißt  übrigens  „Königliches  Päda- 
gogisches Seminar";  neben  ihm  hatten  und  haben  noch  einige  Universitätslehrer 
ihre  eigenen  Seminare  in  Leipzig,  an  denen  mehr  Theologen  und  V^olksschullchrcr 
als   Oberlehrerkandidaten   ausgebildet   werden,   und   zwar   oft   bloß   theoretisch.*) 

Ort  und  Art  dieses  Vorbereitungsdienstes. 

In  den  meisten  Ländern  ist  die  praktische  Ausbildung  durchaus  eng  mit  dem 
Unterrichtsbetriebe  an  höheren  Schulen  verbunden,  d.  h.  die  „Seminare  zur  prak- 
tischen Ausbildung  der  Kandidaten  des  liöheren  Lehramts"  sind  Gymnasialseminare, 
nur  an  drei  Stellen  ist  diese  Ausbildung,  allerdings  nur  zum  Teil,  mit  Universitäten 
verknüpft:  in  Baden.  Sachsen  -  Wei  mar  (Jena)  und  im  Königreich  Sachsen 
(Leipzig).  In  Jena  besteht  an  dem  Gymnasium,  unter  Leitung  des  Direktors,  ein 
Seminar  und  zugleich  ein  pädagogisches  LTnivcrsitätsseminar;  die  Teilnahme  an  dem 
letzteren  scheint  aber  doch  nicht  unbedingt  nötig  zu  sein,  denn  §  2A  lautet: 
„diesem  Zweck  dient  der  Eintritt  der  Kandidaten  in  das  mit  dem  Großherzoglichen 
Gymnasium  in  Jena  verbundene  und  von  dem  Direktor  geleitete  Gymnasialseminar 
und  — der  Regel  nach  —  die  Teilnahme  an  den  Übungen  des  L'J^niversitätssenunars". 
Also  Ausnahmen  sind  gestattet,  und  es  kann  vorkommen,  daß  das  Jenaische  L'ni- 
versitätsseminar  einmal  von  irgendeinem  Kandidaten  nicht  besucht  wird. 

In  Preußen  kann  man  jetzt  im  allgemeinen  zwei  Arten  von  Ausbildungsseminaren 
unterscheiden:  die  Seminare  der  ProvinzialschulkoUegien  und  die  Gymnasial- 
seminarc.  Die  ersteren  haben  bzw.  hatten  hier  und  da,  z.  B.  in  Halle  und  Göttingen^), 

1)  riier  die  Seminare  zur  praktischen  .Au-sbiidung  der  ObcrK-hiiTkaiididaten.  über  die  Ge- 
schichte dieser  praktischen  .Ausbikhin^,  sowie  ülx>r  diese  selbst  in  Preußen  und  in  anderen  auch 
außerdeutflclien  lündem.  elx'nso  wie  ülx^r  die  einzelnen S<*minare  handelt  iH'kanntlicl»  sehr  aus- 
führlicli  \V.  Fries.  Die  Vorbildung  derl>ehrer  für  da,s  L«>hramt  (Handl)ueli  der  Knr.iehungs-  und 
Unterrichtslehre  von  Dr.  A.  Baumeister.  Bti.  2.  1.  .Abt.  .München  IS'.».")).  Hier  findet  man 
auch  Kinzelheiten  üUt  das  I>««ipziger.  .lenaisehe  Seminar,  auch  ül>er  die  preußischen,  weswegen 
die  vorliegende  Darstellung  von  einigen  Detail»  aksehen  und  sich  auf  die  von  Kries  gelieferton 
beziehen  kann.  Kine  Vergleichung  zwi.sehen  den  stnatlichen  Onlntingen.  wie  hier,  ist  auch  dort 
nicht  gegelH*n. 

2)  Nach  Wiese-Inner  S.  ll<i  ist  in  (Jöttingen  die  Verbimiunp  mit  der  UniverBität  seit  der 
Neuordnung  der  praktischen  Vorliereitung  geliist:  «s  existiert  dort  jetzt  nur  das  „Seminar 
für  l'robekandidaten  am  Gymnasium  zu  Göttingen". 
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noch  einige  Verbindung  mit  der  Universität,  sonst  geben  sie  ilire  Mitglieder  zur 
Außbildinig  an  die  höheren  Schulen  ab,  so  daß,  wie  selbstverständlich  bei  den  Gym- 
nasialseminaren, die  rein  praktische  Vorbildung  ebenso  im  Schuldienst  geschieht. 
Der  einzige  Unterschied  zwischen  den  Seminaren  der  ProvinzialschulkoUegien  und 
den  anderen  preußischen  wäre  also  der,  daß  auf  jenen  die  Provinzialschulräte  die 
theoretische  Ausbildung  in  erster  Hand  haben,  auf  diesen  die  Ausbildung  in  Theorie 
mid  Praxis  von  den  Anstaltsleitern  allein  ausgeht,  und  daß  dort  die  Mitglieder  unter 
doppelter  Leitung  stehen,  hier  unter  einfacher.  Solcher  Seminare  der  Provinzial- 
schulkoUegien sind  in  Preußen,  wenn  man  das  „Königl.  Institut  zur  Ausbildung 
von  Lehrern  der  neueren  Sprachen"  in  Berhn  zurechnet,  zwölf,  in  der  Hauptstadt 
jeder  Provinz  in  der  Regel  eins;  einige  von  ihnen  knüpfen  an  ehrwürdige  historische 
Überheferung  an.  Sonst  sind  in  Preußen  nur  noch  Gymnasialseminare  vor- 
handen, an  welchen  die  Kandidaten  unmittelbar  allein  dem  Direktor  unterstellt  sind, 
es  sind  ungefähr  44. 

Auch  in  Hessen^),  wo  das  preußische  Seminar-  neben  dem  Probejahr  großen 
Anklang  findet,  sind  drei  Gymnasialseminare  vorhanden,  am  Neuen  Gymnasium 
in  Darmstadt,  in  Gießen,  am  Realgymnasium  in  Darmstadt. 

Ebenso  werden  in  Bayern  die  didaktisch-pädagogischen  Kurse,  wie  die  amt- 
liche Bezeichnung  lautet,  an  höheren  Lehranstalten  durchgemacht,  augenblicklich 
an  acht  Anstalten  für  Altphilologen:  am  Wilhelms-  und  Maximilians- Gymnasium 
in  München,  an  je  einem  solchen  in  Würzburg,  Erlangen,  Regensburg,  Nürnberg, 
Speyer  und  Straubing.  —  Auch  in  Braunschweig  ist  ganz  nach  preußischem 
Muster  ein  Gymnasialseminar  an  einem  dortigen  Gymnasium  eingerichtet. 

Endlich  ist  noch  erwähnenswert,  daß  in  Württemberg  das  praktische  Jahr 
verbunden  ist  mit  der  zweiten  Dienstprüfung,  auf  welche  die  Kandidaten  sich 
während  desselben  vorzubereiten  haben;  sie  haben  nach  Abschluß  des  Vor- 
bereitungsjahres bei  der  Prüfung  selbst  zwei  Probelektionen  abzuhalten.  —  Ähn- 
lich heißt  es  für  das  Königreich  Sachsen  §  8:  „Außerdem  hat  jeder  Kandidat 
eine  Lehrprobe  abzuhalten",  auch  hier  ist  die  wissenschaftliche  mündliche  Staats- 
prüfung noch  mit  solcher  praktischen  Forderung  verbunden. 

Sonst  ist  überall  die  wissenschaftliche  Staatsprüfung  durchaus  getrennt  von 
Beweisen  praktischer  Lehrtätigkeit. 

Zweck  des  Vorbereitungsdienstes. 

Der  Zweck  des  Vorbereitungsdienstes  muß  überall,  bei  zweijähriger  wie  ein- 
jähriger Dauer,  derselbe  sein:  die  theoretische,  wie  praktische  Einfülirung  in  das 
Lehramt;  dort,  wo  zwei  Jahre,  ein  Seminar-  und  ein  Probejahr,  verlangt  werden, 
wird  natürlich  das  erste  Jahr  mehr  der  Theorie  dienen,  obgleich  auch  schon  in  dieser 
Zeit  Unterrichtsproben  abgelegt  werden  sollen. 

Die  preußische  Ordnung  von  1908  sagt  in  §  2  über  den  Zweck  des  Seminarjahres: 
„A.  Ln  Seminarjahr  sollen  die  Kandidaten  mit  der  Erziehungs-  und  Unterrichtslehre 
in  ihrer  Anwendung  auf  höhere  Schulen  und  insbesondere  mit  der  Methodik 

1)  Statistisches  Jahrbuch  XXIV,  Jahrgang  1903/4. 
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der  riii/.cliicii  T  ii  t  crricli t  s^'ci^cuHt  ändc  vertraut  ^omaclit,  sowie  zur  prak- 
tischen Tätigkeit  .  .  .  angeleitet  werden.  B.  Das  Probejahr  dient  vorzugsweise 
der  selbständigen  B(nvälirung  des  im  Seniinarjahr  erworbenen  Lehrgesehicks." 

Und  Hessen  §  1 :  „.  .  .  iiaben  die  Aufgabe,  die  Aspiranten  für  das  höhere  Lehr- 
amt mit  den  pädagti^isehen  Theorien  bekannt  zu  machen,  in  ihrer  fachwiKsenschaft- 
liehen  Bildung  für  die  Zwecke  des  rnterrichts  und  der  Krziehuiig  zu  fördern  und  zur 
praktischen  Anwendung  der  gewonnenen  Kenntnisse  anzuleiten";  ähnlich  Sachsen- 
Weimar  §  2A  (s.  oben). 

Indessen  auch  da,  wo  ein  einjähriger  Vorbereitungsdienst  eingeführt  ist  (also  ab- 
gesehen z.  B.  von  Preußen,  Braunschweig,  Hessen,  Sachsen-Weimar),  in  sehr  vielen 
deutschen  Staaten  und  Österreich,  dient  dies  eine  Jahr  demselben  Zwecke,  wie 
dies  sehr  kurz  die  bayerische  Ordnung  bezeichnet:  „Die  theoretische  und  praktische 
Einführung  in  daä Lehramt";  ebenso  kurz  Ostcrreich(Art.  XXV)  „praktische  Aus- 
bildung seiner  Lehrfähigkeit",  Sachsen:  „behufs  Erwerbung  der  Anstellungsfähigkeit". 

Anweisung  und  Tätigkeit  während  des  Seminar-  bzw.  Probejahres. 

Sehr  ausführlich  handelt  in  Preußen  §  5  (1908)  von  der  Art,  wie  hier  die 
Kandidaten  durch  den  J)irektor  bzw.  durch  den  seine  Stelle  oft  einnehmenden 
Oberlehrer  (Professor)  angeleitet  werden  sollen.  In  den,  mindestens  zwei  Stunden 
wöchentlich,  abzuhaltenden  Seminarsitzungen  sollen  in  theoretischer  Beziehung 
Besprechungen  mit  den  Kandidaten  stattfinden  über  folgende  Gegenstände: 

Erziehungs-  und  l'ntcrricht.slehrc  in  ihrer  Anwendung  auf  die  höheren  Schulen,  ins- 
Ix'sondere  auf  das  Lehrverfahren  in  den  einzelnen  Fäclicrn  unter  Berücksichtigung  der  Lehr- 
befähigung der  Kandidaten. 

Geschichtliche  Rückblicke  auf  die  Entwickelung  des  höheren  Schulwesens  und  auf  be- 
deutende Vertreter  der  Pädagogik  sowie  Besprechungen  wichtiger  Erscheinungen  auf  dem 
CJebiete  der  Erzicluing  und  des  L^nterrichta  in  der  (Jegcnwart. 

Verfassung  und  Organi.sation  der  höheren  Schulen,  die  amtlichen  I^hrpläne  und  l'rüfungs- 
ordnungen.  die  Vorschriften  über  Zeugnisse  umi  Versetzungen. 

Crunib^ätze  der  Sdiulzuelit.  möglichst  im  .Anschluli  an  bestimmt;'  \orUummnisse.  auch 
an  Konferenzverhandlunjicn  ül)er  solche  aus  früherer  Zeit,  die  Schulordnung.  da,s  Verhältnis 
von  Schule  und  Haus;  CJrundzüge  der  Schulgesundheitspflege  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Einrichtungen  innerhalb  der  Sdiulräume  und  auf  .Anordnungen  im  Si'^hullx'trielje. 

Die  Aufsichtsbehörden,  die  Dienstanweisungen  für  Lehrer  und  Ordinarien, 
die  Form  amtlicher  Eingal)en  und  Berichte. 

.Anweisungen  für  den  Besuch  von  Unterriclit.sstundcn  anderer  sowie  für  ilic  VorlxTeitung 
auf  die  eigenen  I^'lirversuche  und  für  die  Durchsicht  und  Rückgabe  von  Scliülen»rl>citon, 
B*»spn»chungen  der  Lehrprolx'n  in  ixTsönlicher  und  .sacidicher  Beziehung. 

Nach  der  Bestimmung  des  Vorsitzenden  haben  die  Kandidaten  über  einzelne  in  ihrem 
(jcsichtäkreise  liegende  (Gegenstände  aus  den  im  vorstehenden  Ix'zcichneten  CJebieten  kurz- 
gcfaüt<>  Berichte  zu  liefern,  auch  mündliche  Vorträge  zu  halten,  bei  denen  Iwscntleres  Ge- 
wicht auf  die  (Jewöhnung  an  freies  Sprechen  z»i  legen  ist. 

t^bcr  die  Sominarsitzungen  sind  durch  die  Kandidaten  I'rotokolle  auszuarl)eiten.  die 
der  Vorsitzende  nach  P'eststellung  in  der  nächsten  Sitzung  zu  vollziehen  hat.  Die  IVovinzial- 
schulkoUegien  haWn  dafür  zu  .sorgen,  daß  vcm  Zeit  zu  Zeit  eine  .Auswahl  dieser  Trot^ikoUe 
sowie  der  den  Kandidaten  für  ihre  Berichte  und  .Arlx'iten  gestellten  .Aufgaben  zwi.<»chen 
den  Scminaranstalten  ihres  .Aufsichtslx'zirkes  zu  gegenseitiger  .Anregung  der  Ix-itor  und 
Ix»hrer  ausgetauscht  wird. 
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Im  engen  Zusammenhange  mit  diesem  Lehrgang  findet  eine  geordnete,  auf  die  praktische 
Ausübung  dos  Ivohramts  gerichtete  Beschäftigung  der  Kandidaten  statt.  Sie  besteht  in  dorn 
Besuche  der  lx>hrstunden  anderer  und  in  eigenen  unterrichtlichen  Versuchen. 

Für  den  nach  l>estimmton  Gesichtspunkten  zu  regehidcn  Besuch  der  Lchrstunden  anderer 
sind  die  Weisungen  des  Direktors  maßgebend.  Bei  diesen  Besuchen  sollen  die  Kandidaten 
einen  allgemeinen  ÜlK-rblick  über  die  Aufgaben  der  Schule  gewinnen,  den  Unterrichtsbetrieb 
in  einzelnen  Fächern  auf  den  verschiedenen  Stufen  kennen  lernen  und  sich  durch  eigene 
Beolmchtung  ein  Bild  von  dem  Standpunkte  und  der  Eigenart  der  Klassen  verschaffen, 
in  denen  sie  später  selbst  Unterricht  übernehmen.  Bei  allen  Kandidaten  ist  auf  den  Be- 
such deutscher  Lehrstunden  zu  halten. 

Die  Lehrer,  deren  Stunden  die  Kandidaten  beiwohnen  sollen,  sind  hiervon  vorher  zu 
lK>uachrichtigen;  sie  sind  verpflichtet,  den  Kandidaten  Aufschluß  über  den  Stand  der  Klasse, 
das  Lehrziel  im  ganzen  und  die  Lehraufgaben  im  einzelnen  sowie  über  die  Art  ihrer  Lösung 
zu  geben  und  so  auch  ihrerseits  die  praktische  Ausbildung  der  Kandidaten  zu  fördern. 

Die  eigenen  Lehrversuche  beginnen,  sobald  der  Kandidat  in  der  Anstalt  einigermaßen 
heimisch  geworden  ist,  und  vollziehen  sich  unter  Leitung  des  Direktors  und  Mitwirkung 
der  beteiligten  Fachlehrer.  Dabei  sind  die  anfangs  nach  Umfang  und  Zeit  enger  zu  be- 
grenzenden Lehraufgaben  allmählich  den  Fähigkeiten  der  Kandidaten  entsprechend  so  zu 
erweitem,  daß  diese  Gelegenheit  finden,  die  eigene  Kraft  zu  erproben,  und  zu  selbständiger 
Unterrichtserteilung  angeleitet  werden.  Für  diese  Lehraufgaben  haben  sich  die  Kandidaten 
durch  einen  Stoffverteilungsplan  und,  solange  es  der  beaufsichtigende  Lehrer  für  nötig 
erachtet,  auch  durch  die  Ausarbeitung  einer  Unterrichtsskizze  vorzubereiten.  Es 
empfiehlt  sich,  auch  diejenigen  Kandidaten,  deren  nachgewiesene  Lehrbefähigung  sich 
nicht  auf  das  Deutsche  erstreckt,  zu  kürzeren  Lehrversuchen  im  deutschen  Unterrichte 
heranzuziehen. 

Etwa  alle  vier  Wochen  sind  für  die  einzelnen  Kandidaten  Lehrproben  anzusetzen,  denen 
außer  dem  Direktor  oder  dem  beauftragten  Lehrer  in  der  Regel  auch  der  Fachlehrer  der 
Klasse  und  die  übrigen  Seminarkaniiidaten  beizuwohnen  haben.  Diese  Lehrproben  sind  in 
den  gemeinsamen  Sitzungen  nach  ihrer  Anlage  und  Durchführung  zu  besprechen;  dabei 
ist  auch  auf  diejenigen  Mängel  aufmerksam  zu  machen,  welche  die  Kandidaten  in  ihrer 
Vorbereitung  in  der  erziehlichen  Behandlung  der  Schüler  und  in  ihrer  eigenen  Haltung  vor  der 
Klasse  etwa  gezeigt  haben. 

Ea  ist  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Kandidaten  sich  mit  den  Unterrichtsmitteln  und  ihrer 
Verwertung  vertraut  machen;  zu  diesem  Zwecke  sind  sie  auch  mit  besonderen  Aufträgen 
bei  der  Verwaltung  und  Nutzbarmachung  der  Sammlungen  zu  betrauen,  namentlich  der- 
jenigen, welche  naturwissenschaftlichem  und  erdkundlichem  Unterrichte  dienen. 

Auch  sind  die  Kandidaten  an  der  Leitung  von  Spielstunden,  unter  Umständen  auch 
von  Arbeitstunden,  zu  beteiligen  sowie  zu  den  körperlichen  Übungen  der  Schüler  und  zu 
Schulausflügen  heranzuziehen. 

Soweit  es  die  örtlichen  Schuleinrichtungen  gestatten,  ist  den  Kandidaten  Gelegenheit 
zu  geben,  zeitweise  den  Unterricht  in  Lehrerseminaren  und  in  Elementarschulen 
aller  Art  beizuwohnen. 

Die  beauftragten  Lehrer  sind  verpflichtet,  ihre  besonderen  Wahrnehmungen  dem  Direktor 
fortlaufend  mitzuteilen  und  dessen  Weisungen  einzuholen.  Zu  den  Prüfungen  und  zu  den 
Lehrerkonferenzen  sind  in  der  Regel  alle  Kandidaten  zuzuziehen.  Soweit  dabei  von  ihnen 
selbst  unterrichtete  Schüler  in  Betracht  kommen,  haben  sie  auf  Erfordern  Auskunft 
zu  erteilen.  Bei  den  Konferenzen  können  die  Kandidaten  auch  zur  Übung  im  Protokollieren 
angehalten  werden. 

Eine  fast  wörtliche  Wiederholung  der  älteren  preußischen  Bestimmungen  von  1890 
zeigen  die  Sätze  in  §  5  der  Ordnung  von  Sachsen- Weimar;  als  Abweichung,  auch 
von  der  neuesten  Ordnung,  fäUt  auf,  daß  die  Kandidaten  in  Sachsen -Weimar 
einzelne  Schüler  zur  Fürsorge  und  Beobachtung  erhalten,    sowie   daß    die  Kan- 
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didaten,  wclclic  im  Zfi(lm('iniiij.'ciil)t  sind,  diircli  ciiicii  vom  Zriclicnlclin-r  dos  (Jyni- 
nasiums  zu  erteilenden  Kui-sus  im  perHpektiviHchen  und  IMun/A-ichnen  Uelegenheit 
haben,  sich  im  körperlichen  Sehen  zu  üben  und  die  Kühi^'keit  zur  Vernnsehau- 
lichung  des   Unterrichts  durch  Zeichnungen   an   der  Wandtafel  sieh  zu  erwerben. 

Viel  gedrängter  als  die  preuliische  ist  die  hessische  Anweisung  in  §  5  und  0; 
§  5  besagt,  daß  die  Seminarmitglieder  in  die  theoretische  Pädagogik  eingeführt 
werden  sollen  und  die  spezielle  Methotlik  der  Fächer,  dann  soll  nach  gehörigem 
Hospitieren  ein  immer  selbständiger  werdender  Unterricht  folgen,  unter  Aufsicht 
des  Direktors  und  der  betr.  Oberlehrer.  §  ti  in  Hessen  ordnet  dann  mindestens 
drei  Probelektionen  für  joden  Kandidaten  an;  in  Preußen  und  Sachsen-Weimar 
ist  eine  bestimmte  Zahl  nicht  angegeben.  §  7  handelt  von  den  Seminarsitzungen. 
—  In  allen  diesen  Staaten  haben  die  Kandidaten  (drei  Monate  vor  Schluß  in  Hessen, 
etwa  zwei  Monate  in  Preußen,  einen  Monat  in  Sachsen-Weimar)  über  eine  vom 
Direktor  gewählte  konkrete  pädagogi.sche  oder  didaktisclie  Aufgabe  („wobei 
auf  berechtigte  Wünsche  des  Kandidaten  Rücksiclit  zu  nehmen  ist")  eine  längere 
Arbeit  einzuliefern;  in  Preußen  und  Sachsen- Weimar  bestimmt  oder  wählt  der  Direk- 
tor die  Aufgabe,  in  Hessen  liest  man  §  8:  „über  ein  mit  dem  Direktor  vereinbartes 
Thema". 

Zu  beachten  ist  noch  eine  besondere  Bestimmung  in  Sachsen- Weimar,  nach 
welcher  während  des  Seminarjahres  die  Kandidaten  ihre  Kraft  ausschließlich  der 
pädagogischen  Ausbildung  zu  widmen  haben,  ein  Nebenerwerb  durch  Privat- 
unterricht der  Regel  nach  nicht  und  jedenfalls  nur  mit  Genehmigung  des  Direk- 
tors zulässig  ist. 

Nach  Schluß  des  ersten  Vorbereitungsjahres  haben  die  Direktoren  über  die 
Arbeiten  und  Leistungen  zu  berichten;  solchen  Kandidaten,  die  nach  diesem  Bericht 
ungeeignet  zum  höheren  Lehrdienst  sind,  hat  djvs  ProvinzialschulkoUcgium.  in 
Sachsen- Weimar  das  Ministerium  den  Rat  zu  erteilen,  von  der  begonnenen  Laufbahn 
Abstand  zu  nehmen;  in  Hessen  findet  sich  für  solche  Fälle  keine  Bestimmung. 

Sind  in  Preußen  und  Sachsen-Weimar  die  Anweisungen  für  das  erste  Vor- 
bereitungs(Seminar)jahr  sehr  eingehend  und  umfangreich,  so  brauchten  und  konnten 
sie  für  das  Probejahr  nicht  so  detailliert  sein,  was  auch,  trotz  vieler  einzelnen, 
allerdings  .sehr  kurzen  Paragraphen,  der  Fall  ist;  Hessen  hat  gar  keine  besonderen 
Bestimmungen  für  da.s  Probejahr  erlas.sen.  Wirklich  unterscheidet  sich  das  Probe- 
jahr vom  Seminarjahr  auch  nur  darin,  daß  im  ersteren  die  Kandidaten  eine  etwas 
selbständigere,  vor  allem  aber  umfangreichere  Tätigkeit  (8 — 10  Stunden  im  Probe- 
jahr, im  Seminarjahr  2 — 3  wöchentlich,  im  Probejahr  nötigenfalls  bis  20  Stunden) 
zu  entfalten  haben.  Auch  die  §§9  und  10  der  neuesten  preußischen  Ordnung  geben 
neue,  konkrete  Vorschriften  über  die  Betätigung  im  Probejahr  nicht.  Was  also 
in  denjenigen  Staaten,  welche  nur  eine  einjährige  Vorbereitungszeit  festsetzen, 
über  das  Probejahr  gesagt  ist,  könnte  ebensogut  über  da.s  preiißische  Seminarjahr 
vorgeschrieben  .sein  und  gilt  auch  inhaltlich  fast  inuner  von  demselben. 

In  Bayern  sind  die  pädagogisch-didaktischen  Kurse,  wie  die  einjährige  Vor- 
bereitungszeit heißt,  an  besonderen  Seminaren  abzuleisten;  V^orstand  ist  der  Rektor, 
ein  bzw.  zwei  Lehrer  der  Anstalt  sind  beizuziehen.    Der  Seminarvorstand  und  der 
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Seminarlohn^r  hnbon  imi'h  §  7  gonieinsoliaftlich  die  theoretische  und  praktisclie  Ein- 
führung der  Kandidaten  in  den  Lehrberuf  vorzunelimen.  Als  Mittel  dazu  dienen 
a)  theoretische  Belelirung  durch  Besprechung  und  Vorträge,  b)  vorbildlicher  Unter- 
richt, c)  eigene  Unterrichtserteilung  seitens  der  Kandidaten.  Diese  drei  Punkte, 
welche,  wie  ersichtlich,  auch  im  preußischen  Seminarjahre  die  Grundlinien  der 
Ausbildung  sind,  werden  dann  in  §§9,10,  11  im  einzelnen  näher  ausgeführt  und 
weichen  von  den  obigen  preußischen  nur  hier  und  da  ab;  zu  verzeichnen  wäre  nur, 
daß  die  Kandidaten  in  Bayern  über  alle  Vorgänge  während  eines  Seminarjahres 
sich  Rechenschaft  ablegen  sollen  in  einem  regelmäßig  geführten  Tagebuch, 
Mas  jetzt  endlich  auch  in  Preußen  eingeführt  ist.  Auch  hier  wird  eine  größere 
pädagogische  Arbeit  vor  Schluß  von  den  Teilnehmern  verlangt,  auch  hier  wie  in 
Hessen  über  ein  zwischen  den  Leitern  und  den  Teilnehmern  vereinbart  es  Thema. 

Im  Königreich  Sachsen  wird  u.  a.  auch  unterschieden:  Hospitieren  des 
Kandidaten  (§5),  L'nterrichtUche  Tätigkeit  des  Kandidaten  (§6),  Unterweisung 
bezüglich  der  Unterrichtserteilung  (§7),  Gelegentliche  Vorlegung  von  Vorarbeiten 
für  den  Unterricht  (§8).  In  §  7  findet  sich  hier  die  Anweisung,  „daß  bei  der  nach- 
träglichen Besprechung  des  Wahrgenommenen  die  Beurteiler  es  nicht  verschmähen 
sollen,  auch  auf  kleine  Verstöße  in  der  Technik  des  Unterrichts  (Haltung,  Aus- 
sprache, Fragstellung,  Kritik  der  Schülerantworten  usw.)  einzugehen,  insbesondere 
vor  üblen  Angewohnheiten  zu  warnen,  die  zeitig  bekämpft  werden  müßten.  Streng 
ist  darauf  zu  halten,  daß  der  Kandidat  sich  nie  in  Haltung,  Auftreten,  Ausdrucks- 
weise usw.  gehen  läßt,  vielmehr  jede  Stunde  so  stramm  und  auch  in  Kleinigkeiten 
streng  korrekt  erteilt,  daß  sein  Bestreben,  sein  Bestes  zu  bieten,  stets  voll  zutage  tritt". 
Ebenso  abweichend  von  anderer  Prä-xis  ist  hier  die  Bestimmung,  daß  eine  größere 
pädagogische  schriftliche  Arbeit  von  den  Kandidaten  nicht  zu  liefern  ist,  vgl. 
§  8:  „L^mfänglichere  pädagogisch-didaktische  Arbeiten  sind  den  Probanden  nicht 
zuzumuten.  Es  empfiehlt  sich  aber,  daß  sie  angehalten  werden,  von  Zeit  zu  Zeit 
Entwürfe  für  die  Stoffverteilung  in  den  nächsten  Wochen  oder  Monaten,  auch 
wohl  die  schriftliche  Vorbereitung  auf  einzelne  Stunden  dem  Schulleiter  vorzulegen." 

In  Baden  und  Württemberg  sind  zusammenhängende  größere  Anweisungen 
oder  Ordnungen  für  die  Ableistung  des  Probejahres  nicht  ergangen;  in  Baden 
soU  eine  eingehende  Instruktion  in  Vorbereitung  sein;  im  letzteren  Staate  ge- 
staltet sich  der  praktische  Vorbereitungsdienst  nach  privaten  Erkundigungen 
nicht  viel  anders  als  in  Preußen;  Hospitieren,  Versuche  im  Unterrichten,  Kenntnis- 
nahme der  didaktisch-pädagogischen  Hilfsmittel;  6 — 8  Stunden  wöchentlich  nach 
einiger  Zeit,  dann  natürlich  im  NotfaUe  auch  größere  Unterrichtsaufgaben.  Hier 
in  Baden  unterstehen  die  Kandidaten,  wie  in  Sachsen- Weimar,  neben  dem  Gym- 
nasialdirektor auch  dem  Leiter  der  an  den  Hochschulen  veranstalteten  Übungen. 
Eine  größere  schriftUche  Arbeit  wird  nicht  gefordert. 

Daß  eine  solche  in  Württemberg  auch  nicht  angefertigt  wird,  geht  aus  dem 
Obigen  (S.  24/25)  hervor;  in  Württemberg,  wo  ja  der  praktische  Vorbereitungs- 
dienst —  am  Schluß  des  Jahres  zwei  Probelektionen  —  gleichsam  den  zweiten  Teil 
des  Staatsexamens  bildet  (nach  Abschluß  des  praktischen  Vorbereitungsjahres  findet 
die  zweite  Dienstprüfung  statt) ,  ist  nur  eine  mündliche  Prüfung  in  Pädagogik  an- 
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geonliu't,  in  der  all«,'(iiH'iiu'n  Pädn^o^ik.  sowie  in  der  .Mdliodc  dtM*  einzr-liu-n,  für 
den  Prüfling  in  Betraclit  koninu'uden  FäclK-r;  ul«  MthriftliclR-  Arbeit  ist  nur 
ein  deutscher  Aufsatz  anzufertigen. 

In  der  Reihe  der  Staaten,  die  nur  ein  NOrbereitungsjahr  fordern,  muß  noch 
kurz  Österreich  besproclien  werden.  Die  in  Art.  XXV  „Probejahr"  der  Prüfungs- 
ordnung ergangenen  Hestiinniungen  halten  sicli  ungefähr  in  den  übUehen  Linien; 
hervorzulieben  ist  hier  nur  eine  genauere  Abgrenzung  der  Hechte  des  Kandidaten 
(Nr.  7),  sowie  die  Forderung  eines  regehnüüigen  Besuelies  der  Lehrerkonferenzen, 
welcher  in  einigen  Ländern  niclif  unbedingt  erforderheh  ist;  eine  größere  schriftUche 
Arbeit,  wie  in  Preußen,  Hessen,  .Sachsen-Weimar,  wird  nicht  verlangt,  sondern  nur 
„nach  Umständen  schriftliche  Elaborate".  Im  ersten  Semester  Zuhören,  Untcr- 
riehtsversuche  in  möglichst  vielen  Klassen,  im  zweiten  ausgedehnterer  Unterricht; 
merkwürdigerweise  ist  hier  von  eigentlichen  Sitzungen  nicht  die  Rede,  sondern  von 
„Besprechungen  zwischen  dem  Professor  und  Kandidaten",  wobei  der  mit  der 
Aufsicht  betraute  Professor  die  Hauptrolle  zu  spielen,  der  Direktor  zurückzutreten 
scheint,  welcher  „zeitweilig  aus  eigener  Anschauung  die  spezielle  Unterweisung 
des  Kandidaten  kennen  zu  lernen  und  sich  von  dem  geregelten  Vorgehen  Über- 
zeugung zu  verschaffen"  hat. 

Interessanter  sind  die  österreichischen  Verordnungen  über  das  erweiterte 
Probejahr,  die  unter  dem  2L  Juni  1893  ergangen  sind,  schon  wegen  der  scharfen 
Glietlerung  der  praktischen  Tätigkeit,  welche  unter  Leitung  des  Direktors  und 
Fachprofessors  vor  sich  geht.  Unterschieden  werden  1.  Lehr  besuche.  2.  Lehr- 
versuche. (Dazu  auch  Lehrauftritte,  wenn  den  Lehrversuchen  eines  einzelnen 
der  Leiter  und  die  Kandidaten  beiwohnen.)  3.  Selbständiger  Unterricht. 
4.  Konferenzen  und  Besprechungen.  Nach  den  Lehrbesuchen  haben  die 
Kandidaten  ihre  Wahrnehmungen  in  Stundenbilder  zu  bringen;  für  die  Lehr- 
versuche, welche  wöchenthch  ein-  oder  zweimal  stattfinden,  haben  sie  eine  „Prä- 
parationsskizze" anzufertigen.  Im  zweiten  Semester  beginnt  dann  der  selb- 
ständige Unterricht,  der  sich  auf  eine  Klasse  ganz  oder  teilweise  erstreckt.  Die 
Kandidaten  sollen  an  allen  Konferenzen  des  Lehrkörpers  teilnehmen,  w  öchent- 
lich  sollen  Konferenzen  sämtlicher  Kandidaten  mit  dem  Fachprofessor  unter 
Vorsitz  des  Leiters  über  allgemeine  Unterrichts-  und  Schulfragen  stattfinden,  in 
diesen  Konferenzen  erfolgt  auch  die  Feststellung  der  Termine  der  Lehrauftritte, 
eventuell  die  Besprechung  der  etwa  von  den  Kandidaten  gelieferten  schriftlichen 
Arbeiten.  —  Außer  jenen  „Stundenbildern",  „Präparationsskizzen"  ist  aber  ein 
Zwang  zu  einer  größeren  schriftlidien  pädagogischen  Arbeit  auch  für  das  er- 
weiterte Probejahr  in  Österreich  nicht  vorhanden. 

Aufsicht,  Berichto. 

Die  Aufsicht  üi)er  die  Kandidaten  haben  während  des  Seminarjahres  wie  während 
des  Probejahres  natürlich  die  „Dirigenten  der  Anstalt  und  diejenigen  Ordinarien 
und  Fachlehrer,  in  deren  Klassen  die  Kandidaten  unterrichten  bzw.  deren  Stunden 
sie  stellvertretend  übernehmen",  wie  es  in  Preußen  §  10  heißt:    „Demnächst  werden 
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die  Direktoren  die  Fülinmg  und  Tätigkeit  der  Kandidaten  überwachen,  diese  in 
ihren  Lohrstunden  öfters  besuchen  und  auf  etwaige  Mißgriffe  aufmerksam  machen, 
nötigenfalls  auch  unter  Hinweis  auf  die  Folgen  der  Nichtbeachtung  ernste 
Mahnungen  ilnien  zAikommen  lassen.  —  Die  mit  der  Leitung  beauftragten  Lehrer 
sind  verpflichtet,  den  Lelu'stunden  der  Kandidaten  anfangs  häufiger,  später 
mindestens  zweimal  monatlich  beizuwohnen,  ihre  Korrekturen  zu  prüfen  und 
ihnen  außerhalb  der  LTnterriehtsstunden  die  nötig  erscheinenden  Bemerkungen 
zu  machen."  In  anderen  Ländern  soll,  wenn  auch  niclit  unter  so  ausführ- 
lichen Anweisungen,  die  Aufsicht  ähnlich  ausgeübt  werden,  so  im  Königreich 
Sachsen,  wo  von  einer  „Verantwortlichkeit  des  Schulleiters"  für  die  Ausbildung 
gesprochen  wird,  so  in  Bayern,  wo  der  „Vorstand  und  Seminarlehrer"  die  Leitung 
übernehmen,  die  es  sich  angelegen  sein  lassen  sollen,  die  Kandidaten  „in  ein  kol- 
legiales Verhältnis  zu  der  Lehrerscliaft  des  Gymnasiums  zu  setzen".  Nach  §  9  des 
Königreichs  Sachsen  erstreckt  sich  die  Aufsicht  auch  weiter  als  auf  die  Schule; 
„die  fürsorgende  Aufsicht  über  den  Kandidaten  hat  sich  auch  auf  dessen  Verkehr 
mit  den  Amtsgenossen  und  Schülern,  wie  auf  dessen  Auftreten  in  der  Öffent- 
lichkeit zu  erstrecken.  Dafür,  daß  seine  amtliche  und  gesellige  Ausbildung 
durch  den  Umgang  mit  besonders  vorbildlichen  und  tüchtigen  Mitgliedern  des 
Lehrerkollegiums  gefördert  wird,  ist  möglichst  Sorge  zu  tragen".  —  Daß  das  außer- 
amtliche Verhalten  der  Kandidaten  beobachtet  werden  muß,  ist  selbstverständlich, 
wird  auch  während  des  Vorbereitungsdienstes  für  andere  höhere  Beamte,  z.  B.  im 
Justizfache,  ausdrücklich  verlangt,  —  für  die  Referendarien  in  Preußen  wird  nach 
§  6  ein  Zeugnis  über  „ilir  dienstliches  und  außerdienstliches  Verhalten"  von  den 
Behörden  dem  Regierungspräsidenten  eingereicht.  —  Bis  vor  kurzem  war  jedoch 
nur  in  der  Ordnung  des  Königreichs  Sachsen  ein  solcher  Passus,  jetzt,  seit 
1908,  hat  Preußen  in  §  7  eine  gleiche  Forderung  gestellt;  in  anderen  Staaten 
kommen  wohl  die  allgemeinen  Beamtengesetze  in  Betracht. 

Schon  oben  ist  bemerkt,  daß  gegebenenfalls  je  nach  dem  Ausfall  des  Seminar- 
bzw. Probejahres  dem  Kandidaten  von  der  höheren  Schullaufbahn  abzuraten  ist, 
ihm  die  Anstellungsfähigkeit  abgesprochen  werden  kann,  ja,  daß  er  im  Königreich 
Sachsen  eine  unfreiwillige  Verlängerung  des  Probejahres  durchmachen  muß.  Über 
die  Anstellungsfähigkeit  hat  die  vorgesetzte  Behörde  zu  entscheiden,  in  größeren 
Staaten  die  Zentralmittelbehörde,  in  kleineren  die  Zentralbehörde.  Zu  diesem 
Zweck  hat  jeder  Seminarleiter  Berichte  einzureichen,  in  Preußen  mit  dem  Urteil 
des  beauftragten  Lehrers  (§  7),  ebenso  in  Sachsen^Weimar  (§  7),  auch  in  Bayern 
(§  13),  während  in  Hessen  §  9  „auf  Grund  der  Urteile  der  beauftragten  Lehrer" 
ausgelassen  ist  und  im  Königreich  Sachsen  §  10  dieser  „Bericht  als  vertraulich" 
behandelt  werden  soll. 

Li  Österreich  ist  dem  Lehrerkollegium  hierbei  ein  größerer  Einfluß  eingeräumt 
als  sonstwo,  wenigstens  beim  „negativen  Ergebnis  des  Probejahres".  Dann  hat 
nämhch  der  Direktor  [Art.  XXV,  8]  die  Ansicht  des  Lehrkörpers  anzuhören,  darauf 
nach  seiner  Überzeugung  zu  entscheiden  und  die  geschehene  Entlassung  eines  Kan- 
didaten unter  Beilegung  des  Protokolles  über  die  Ansichten  des  Lehrkörpers  sofort 
an  die  vorgesetzte  Landesschulbehörde  zu  berichten,  welche  dann  den  Kandidaten 
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an  i'iiio  aiuliTc  L«'lujinstiilt  seliickcn  oder  Iniiii   Miiiistfiiuni  seine  Zurückweisung 
\()ni  höheren  Lelirainte  beantragen  kann. 

In  Osterreich  hahen,  um  dies  vorueg/unehnien,  nielit  nur  der  Direktor, 
sondern  auch  die  die  Aufsicht  fiiliienden  Professoren  bzw.  auch  die  Klassenlehrer 

das  Zeuu'uis   über  das   Pnihejalir  zu   untersclireiben. 

Rechte  der  Kandidaten  während  des  VorberoitungsdienstOB. 

In  dem  Seminaijahi-  luiben  die  Kandidaten  über  die-  v(jn  ihnen  unterrichteten 
Schüler  gar  keine  Rechte,  wenigstens  liest  man  darüber  nirgends  etwas;  meist  unter- 
richten sie  allerdings  auch  nur  im  Beisein  anderer;  sollten  sie  einmal  allein  unter 
eigener  Verantwortung  Unterriciit  erteilen,  würden  sie  .Strafrecht  nur  unter  Be- 
stätigung des  betr.  FiK'hlchrers  oder  des  Ordinarius  ausüben  können;  in  den  „Lchrer- 
konferenzen  haben  sie,  soweit  von  ihnen  unterrichtete  »Scliüler  in  Betracht  kommen, 
auf  Erfordern  Auskunft  zu  geben"  (Preußen  §  5c). 

Weiter  natürlich  gehen  die  Befugnisse  im  Probejahr.  —  Nach  dem  preußischen 
Reglement  scheinen  sie  Strafrecht  auch  nur  unter  der  obigen  Beschränkung  zu 
iiaben,  obgleich  darüber  ebensowenig  etwas  gesagt  ist;  nur  in  Lehrerkonferenzen 
l\aben  sie  (§  12)  bei  Feststellung  der  Zensuren  der  von  ihnen  beaufsichtigten  oder 
unterrichteten  Schüler  unter  Revision  des  Klassenordinarius  ihre  Stimme 
abzugeben  (§  12);  in  Sachsen  -  Weimar  (§  12)  ist  die  Bedingung  „unter  Revision 
des  Klassenordinarius"  fortgelassen;  in  anderen  Staaten,  wie  Bayern,  Hessen, 
Sachsen  gibt  es  solche  Bestimmung  nicht. 

In  Österreich  stehen  sie  auch  dann  noch,  wenn  ihnen  im  zweiten  Semester 
selbständiger  Unterricht  in  einer  Klasse  übertragen  ist,  „unter  der  Leitung  ilires 
Führers",  insbesondere  in  betreff  der  Semestralklassifikation;  in  den  Lchrerkon- 
ferenzen  sind  sie  zum  Abgeben  ihrer  Stimme  über  die  Leistungen  und  das  sittliche 
Verhalten  der  Schüler  in  ihrem  Gegenstande  und  in  ihren  Lehrstunden  sowohl  im 
Laufe  des  Schuljahres  als  auch  bei  der  Frage  nach  Versetzung  und  Klassifikation 
verpflichtet  wie  berechtigt.  In  allen  übrigen  Fällen  haben  sie  in  der  Konferenz  nur 
eine  beratende  Stimme  (Art.  XXV,  7). 

Kaum  hinzuzufügen  brauchen  wir.  daß,  wenn  sie  vom  Provinzialschulkollegium 
als  wissenschaftlicher  Hilfslelirer  verwendet  werden,  sie  in  der  Lehrerkonferenz 
volles  Stimmrecht  erhalten  in  allen  Fragen,  welche  die  von  ihnen  geführte  Klasse 
oder  die  von  ilinen  unterriclitoten  Schüler  betreffen  (Preußen   §   12). 

Über  die  ihnen  fast  überall  mangelnde  Beamtenqualität  s.  Abschnitt  V,  Titel, 
RanR  usw. 

Zeugnis  über  den  Vorboroitungsdicnat. 
In  W  ürt  t  cm  berg  bildet  der  Bericht  über  das  Probejahr  bekanntlieh  eine  wesent- 
liche Ergänzung  zu  dem  Zeugnis  der  zweiten  Dienstprüfung,  ein  besonderes 
Zeugnis  wird  nicht  gegeben;  im  Königreich  Sachsen  wird  nur  jener  „vertrau- 
liche Bericht"  eingesandt;  „ein  amtliches  Zeugnis  über  die  Krstehung  des  Probe- 
jahres wird  von  dem  Ministerium,  wenigstens  zurzeit,  dem  Kandidaten  nicht  aus- 
gestellt" (§  11).    Die  Anstellungsfähigkeit  für  die  höheren  Schulen  Sachsens  gilt 
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damit  als  erwiesen,  dali  „der  Herielit  über  die  Probeleistung  entgegengenommen  und 
keine  Anordnung  darauf  erfolgt  ist";  aueh  in  Hessen  scheint  man  kein  Zeugnis  zu 
geben  (§11).  In  Bayern  aber  erliält  man  ein  Zeugnis,  „Befähigungs-Zeugnis", welches 
bescheinigt,  daß  der  Kandidat  an  „dem  didaktisch-pädagogischen  Seminarkurse" 
mit  „sehr  gutem,  gutem,  genügendem,  ungenügendem"  Erfolge  teilgenommen  hat. 

In  Österreich  wird  ein  ausführliches  Zeugnis  ausgestellt,  das  außer  von  dem 
Direktor  auch  von  dem  Professor  oder  von  dem  Klassenlehrer,  die  sich  mit  ihm 
in  die  Aufsiciit  teilten,  zu  untersclireiben  ist;  in  dem  Zeugnis  wird  die  Tätigkeit  des 
Kandidaten,  werden  die  Gegenstände  und  die  Klassen,  worin  der  Kandidat  zeit- 
weilig oder  selbständig  unterrichtet  hat,  bezeichnet,  ebenso  der  Grad  der  von  ihm 
bewiesenen  Fertigkeit  im  Unterrichten  und  im  Aufrechterhalten  der  Zucht  unver- 
hohlen beurteilt  (XXV,  9). 

Das  ist  die  Art  der  Probandenzeugnisse,  wie  sie  in  Preußen  bis  1890  üblich  waren. 
Seit  dieser  Zeit  der  Neuordnung  des  praktischen  Vorbereitungsdienstes  wird  in 
Preußen  ein  Zeugnis  gegeben,  das  außer  den  notwendigen  Angaben  der  Geburt 
usw.  nur  den  äußeren  Verlauf  der  praktischen  Vorbildung  und  die  Anstellungs- 
fähigkeit des  Kandidaten  enthält  (§  17);  in  Sachsen- Weimar  verfährt  man  ebenso, 
auch  in  Baden,  Braunschweig.  Im  Interesse  der  Sache  und  des  Ansehens  unseres 
Standes  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  diese  preußische  Form  der  Zeugnisse 
überall,  auch  in  Österreich,  angenommen  wird. 

Allgemeine  Betrachtungen. 

Die  vergleichende  Übersicht  über  unsere  Staatsprüfung  und  unseren  Vor- 
bereitungsdienst sollte,  denke  ich,  zuerst  uns  zu  der  Einsicht  führen,  daß  die  in  vielen 
Staaten  gestellte  Vorbedingung  eines  nur  dreijährigen  Studiums  nicht  mehr  halt- 
bar, daß  vielmehr,  wie  in  Bayern,  Württemberg  und  Österreich,  ein 
längeres  Universitätsstudium  von  sieben  oder  acht  Semestern  notwendig  sei.  Die 
Wirklichkeit  straft  ja  auch  hier  die  Reglements  Lügen;  wie  viele  werden  es  sein, 
welche  schon  im  siebenten  Semester  die  Oberlehrerprüfung  in  allen  ihren  ver- 
schiedenen Stationen  bestehen?  Eine  große  Zahl  besteht,  selbst  noch  in  viel 
höheren  Semestern,  die  Prüfung  tatsächhch  in  Stationen,  fällt  das  erstemal  in  der 
allgemeinen  Prüfung  und  in  Nebenfächern  durch,  erhält  aber  die  Hauptfakultäten, 
oder  umgekehrt,  so  daß  eine  nicht  unbeträchtUche  Zahl  die  sogenannten  Er- 
gänzungsprüfungen zu  bestehen  hat.  Man  gebe  es  also  auf,  irgend  jemanden 
glauben  zu  machen,  daß  die  Oberlehrer  nur  sechs  Semester  zu  ihrem  Studium 
brauchen.  (So  auch  Wermbter,  Die  höhere  Schullaufbahn  in  Preußen.  Schalke, 
Kannegießer  1903.     S.  3.) 

Eine  zweite  Forderung  scheint  unbedingt  die  einer  Teilung  der  Staats- 
prüfung in  zwei  zu  sein^):   erst  eine  rein  fachwissenschaftliche  (also  zwei  Haupt- 

1)  Man  las  1905  in  den  Zeitungen,  daß  die  Studenten  des  höheren  Lehrfaches  den 
preußischen  Kultusminister  um  Einführung  des  „Philosophicum"  in  einer  Petition  gebeten 
haben,  eines  Examens  über  „allgemeine  Bildung"  nach  4  Semestern.  —  Was  in  der 
Monatsschrift  für  höhere  Schulen  1905,  2.  Heft  gegen  diese  Forderung  gesagt  ist,  ist  nicht 
stichhaltig,  hier  wird  gar  nicht  berücksichtigt,  daß  in  anderen  Staaten,  Württemberg,  öster- 
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fäcluT  und  vicllciiht  da/u  l'liilnsopliic)  uiul  eine  iiiclir  praktische,  die.  wie  in  Würt- 
temberg, woinöglidi  erst  nach  Ah.solvierung  einer  j)ruktiHclien  Vorhereitungszeit 
abzuU'gen  wäre.  Dann  wäre  die  Art,  wie  num  »ieli  für  die  Nebenfächer  vorbereiten 
muß,  die  docli  mehr  eine  gedäehtnismäüige  ist  und  von  manchem  neben  der  rein 
Wissenschaft hchen  Vorbereitung  recht  lästig  empfunden  wird,  viel  leichter  zu  er- 
tragen, und,  was  die  Hauptsadie  ist,  ein  viel  größeres  Interesse  wäre  für  die  Päda- 
gogik vorhanden.  Ich  weiß  nicht,  ob  ich  nur  meine  persönliche  Erfahrung  aus- 
spreche: wenn  man  die  Khussiker  der  Literaturen  studiert,  liest  njan  ungern  j)äda- 
gogische  Schriftsteller  und  \\'erke,  vor  allen  Dingen,  weil  auf  (i<  r  rnivcrsität  «  r- 
•/.ieherische  Betätigung  vollkommen  fehlt  —  mit  Recht.  Pädagogische  Theorien 
erwecken  erst  Teilnahme  und  Interesse  durch  praktische  Ausübung:  wenn  man  in 
die  Augen  von  Schulbuben  gesehen,  erst  dann  blickt  man  sich  gern  nach  der  Theorie 
um  und  nach  der  Methodik  einzelner  Unterrichtsfächer:  während  der  letzten  Se- 
mester und  der  Vorbereitung  zum  Examen  betrachtet  man  —  ganz  naturgemäß  — 
die  Beschäftigung  mit  Pädagogik  und  auch  oft  eine  solche  mit  den  Nebenfächern  als 
eine  unangenehme  Unterbrechung  tiefer  wirkender,  wahrhaft  fesselnder,  selbständiger 
Studien,  welche  nur  durch  den  verhaßten  Examenszwang  solche  Unterbrechung 
sich  gefallen  lassen  müssen.  Deshalb  ist  die  württembergische  Trennung  in  zwei 
Examina  —  ein  Fachexamen  und  ein  praktisches  —  ebenso  die  MögUchkeit  in  Öster- 
reich für  jeden  Kandidaten,  sich  in  zwei  Abschnitten  prüfen  zulassen,  durchaus  zu 
billigen.  Diese  Trennung  macht  natürlich  die  Prüfung  leichter,  weil  sie  naturgemäßer 
ist  und  nicht  mit  den  verschiedenartigsten  Dingen  uns  den  Kopf  vollpfropfen  heißt. 
Die  jüngste  Neuordnung  der  Oberlehrerprüfung  in  Preußen,  welche,  wie  oben 
gezeigt,  von  vielen  deutschen  Staaten  (in  Sachsen  jetzt  wieder  geändert)  nach- 
geahmt wurde,  hatte  den  Zweck,  unseren  Stand  einheitlich  zu  machen,  und  hat  es 
auch  erreicht  dadurch,  daß  ein  Hauptfach  für  Prima  und  zwei  Nebenfächer  als 
condicio  sine  qua  non  aufgestellt  wurden.  Es  mußte  natürlich  hierbei  auf  schwächer 
begabte  Kandidaten  Rücksicht  genommen  werden;  hätte  man  an  der  Forderung 
von  18HÜ:  drei  (bzw.  zwei)  Hauptfächer  oder  von  1887:  zwei  Hauptfächer  und 
zwei  Nebenfächer  festgehalten,  so  wären  zu  viele  entweder  ganz  durchgefallen,  oder 
man  hätte  jenen  höchst  unerfreulichen  Zustand  nicht  aus  der  Welt  geschafft,  nach 
dem  Oberlehrer  (Lehrer)  verschiedener  Abstufungen,  mit  Befähigungen  für  Tertia, 
Untersekunda,  Obersekunda,  Prima  nebeneinander  weiter  existierten,  unter  denen 
manche  später  ganz  von  der  Beurteilung  des  Anstaltsleiters  abhingen:  der  letztere 
konnte  sie  bei  tüchtiger  pädagogischer  Bewährung  der  Behörde  für  den  Unter- 
richt auch  in  den  höchsten  Klassen  und  damit  zur  weiteren  Beförderung  vor- 
schlagen,   wie    es    jetzt    auch    für    Bayern    heißt    §  MO:     „Zu  dieser  (Qualifikation 

reich,  solche  oder  ähnliche  Trennung  schon  besteht.  Man  scheint  auch  in  Preußen  höheren  Orta 
die  Berechtigung  solcher  Forderung  im  allgemeinen  durch  die  Abänderung 
der  Prüfung  in  dem  KrlaU  vom  17.  August  1906  gefühU  zu  haben;  frt>ilich  bleibt  es  nur 
ein  recht  mäßiges  Entgegenkommen,  wenn  nach  einem  Zu.'*atz  zu  §  33,  1  den  Kan- 
didaten auf  Antrag  es  gestattet  sein  soll,  zwischen  der  allgemeinen  und  der  Fach- 
prüfung innerhalb  eines  Semesters  einen  Zeitraum  von  höchstens  drei  Monaten  ver- 
streichen lassen  zu  können. 


48  ^1-   1^'^"  VorhiHÜngungoM  für  das  hölioro  lA>hram(. 

(Note  I,  II.  III)  tritt  spätorliiii  lun-h  das  Zeugnis  über  den  Besuch  des  pädagogisch- 
didaktischen  Kursus,  so\\ie  die  Qualifikation  in  der  Praxis.  Danach  verschlimmern 
ixier  verbessern  sich  die  Aussichten  auf  Anstellung  und  Beförderung." 

Dieser  unangenehme  Umstand,  daß  es  Amtsgenossen  mit  Note  I,  II,  III  — 
dem  Zeugnis  nach  für  verschiedene  Stufen  befähigt  —  in  Bayern  und  Württem- 
berg') noch  gibt,  ist  also  endhch  in  anderen  deutschen  Staaten  beseitigt. 

Freilich  ein  anderes  Übel  ist  oder  A\ird  vielmehr  allmählich  sich  aus  der  neuesten 
preußischen  Ordnung  ergeben:  eine  noch  größere  geistige  Zersplitterung 
der  Oberlehrer  untereinander,  mag,  äußerhch  betrachtet,  jeder  mindestens 
seine  eine  volle  Fakultas  in  der  Tasche  tragen.  Der  klassische  Philologe  mit  dem 
Lateinischen  allein  als  Hauptfach  wird  von  seinem  Fachgenossen,  der  in  beiden 
alten  Sprachen  volle  Fakultas  erlangt  hat,  etwas  abstehen,  ebenso  der  Physiker 
ohne  Mathematik  von  dem  Mathematiker  ohne  Physik,  der  englische  Neusprachler 
ohne  volles  Französisch  von  dem  französischen  ohne  volles  Enghsch,  und  da  sich 
so  das  Fachwissen  leicht  auf  die  eine  Hauptfakultas  zuspitzen  muß,  wird  die  wissen- 
schaftliche Zerteilmig  in  noch  mehr  Spezialitäten  die  Folge  sein.  Und  ein  praktischer 
Übelstand  w  ird  sich  auch  bald  einstellen.  Wie  die  Verhältnisse  nun  einmal  in  fast 
allen  deutschen  Staaten  liegen,  werden  solche  Oberlehrer  mit  einer  Hauptfakultas 
auch  zu  Anstaltt^leitern,  zu  Provinzialscliulrätcn  aufsteigen;  die  Möglichkeit,  in 
solchen  Stellungen  dann  wirklich  in  mehreren  Fächern  sachgemäß  urteilen  und 
herrschen  zu  können ,  wird  noch  geringer  als  heute.  Erleichtert  mußte  unsere 
Staatsprüfung  werden,  wenn  man  einen  einlieitlichen  Stand  schaffen  wollte;  aber 
warum  schlug  man  nicht  den  Weg  der  Trennung  der  Prüfung  in  zwei  zeitUch  von- 
einander hegende  Stationen  ein?  Von  Württemberg  und  Bayern  hätte  man  in 
dieser  Hinsicht  lernen  können;  aber  auch  die  Staatsprüfungen  für  andere  akademisch 
gebildete  Stände  hätten  Lehren  geben  können.  Die  Theologen  —  wenigstens  in 
Preußen  —  haben  zwei  Prüfungen  zu  bestehen;  die  Mediziner  im  ganzen  Deutschen 
Reich  ebenfalls  deren  zwei,  ihre  erste,  jetzt  „Ärztliche  Vorprüfung"  genannt  (§  3 
der  Prüfungsordnung  für  Ärzte  von  1901),  entspricht,  wenigstens  mit  ihren  Forde- 
rungen in  Physik,  Chemie,  Zoologie,  Botanik,  unserer  „Allgemeinen  Prüfung"; 
die  Juristen  in  ganz  Deutschland  und  in  Österreich  haben  ihre  Examina  in  zwei 
oder  mehr  Stationen  zu  erledigen,  deren  eine  „wesenthch  praktischen  Charakter 
an  sich  tragen  soll"  (§  10  in  Preußen),  die  zweite  nämlich,  die  Assessorprüfung. 


1)  Auch  die  Juristen  in  Bayern  erhalten  beim  Examen  Nr.  I  oder  II  oder  III  und  unter- 
liegen darm  in  der  Laufbahn  danach  Einschränkungen;  Rechtskandidaten  mit  Nr.  III  sind 
in  der  Regel  von  der  Beförderung  zum  Landgerichtsrat  ausgeschlossen.  Den  obigen  tjbel- 
etand  betont  mit  Recht  der  Verfasser  der  „Briefe  eines  bayerischen  Schulmannes"  in  der 
Beilage  zu  den  „Münchener  Neuesten  Nachrichten"  1908,  Nr.  144;  vgl.  auch  die  folgenden 
fünf  Nummern;   vgl.  auch  Brand,  Blätter  f.  Bayer.  Gymnasien  1906,   Heft  1  und  2. 

Leider  „ergänzt"  in  Bayern  und  Württemberg  die  praktische  Bewährung  im 
Lehramt  diese  Noten,  es  existiert  z.B.  in  Württemberg  keine  Bestimmung,  daß  die  Kan- 
didaten mit  III  vom  Rektorat  auszuschließen  seien.  Solche  „Schiebungen"  waren  in 
Preußen  auch  früher,  als  es  noch  Oberlehrer-  und  Lehrerzeugnisse  gab,  nicht  möglich; 
wer  damals  die  Fakultas  nur  für  Sekunda  erwarb,  rückte  nicht  einmal  rechtzeitig  zum 
Professor  auf  und  konnte  nie  Gymnasialdirektor  werden. 


i;.    Der   |pr;iktiH(lif  \Mrl«rfiliin>;H(lionHt.  40 

Wuruin  war  thus  lui  tli'ii  Ulit-rlclircrii  nicht  anj;iiii^i^  ?  Audi  liier,  wie  ^csu^t,  hätte 
erst  eine  rein  faehwiascnschaftlielie  Prüfung  und  eine  «pätcre  praktische,  verbunden 
mit  Prüfung;  in  der  Piuhiyo^ik  und  in  Xehenfärhcrii.  die  ^'anze  StaatKjjrüfunj^'  auH- 
iiiachen  und  so  erleiclitern  können. 

Aber  man  liätte  noeh  eine  andere  Erleichterung'  gewähren  köruien  und  müssen: 
niindich  die  absolute  Wählbarkeit  der  Hchriftlichen  Prüfun^'sauf^aben  seitens 
des  Kandidaten.  Auch  hier  i.st  man  in  Bayern  luid  Württemberg,  zum 'J'eil  in 
Hessen  entgegenkommender  als  in  allen  anderen  Staaten:  dort  hat  der  Kandidat  das 
Thema  sich  zu  wählen;  warum  in  Preußen  und  in  anderen  Staaten  nur  die  Möglich- 
keit, daß  der  Kandidat  „seine  Wünsche  zu  äußern  hat,  die  darui  .tunliehst  zu 
berücksichtigen  sind'"  ?•)  Es  heißt  doch  nur  kostbare  Zeit  dem  Kandidaten  nehmen, 
wenn  ihm  eine  andere  als  die  von  ihm  gewünschte  Arbeit  gestellt  wird.  Wie  anders 
in  der  preußischen  Referendar})rüfung  §  6:  W^issenschaft liehe  Aufgabe:  „Der 
Kandidat  kann  wählen,  welcher  Disziplin  die  Aufgabe  (dem  gemeinen  Zivilrecht, 
dem  deutschen  Privatrecht,  dem  Handelsrecht  usw.)  angehören  soll."  Dies  gilt  auch 
für  die  meisten  deutschen  Staaten,  ausgenommen  z.  B.  Baden  und  Sachsen;  in 
Baden  und  Sachsen  werden  bei  der  Referendariatsprüfung  und  bei  der  „Assessor"- 
Prüfung  nur  gemeinschaftliche  Fragen  zur  schriftlichen  Beantwortung  unter  Klausur 
gegeben  (vgl.  §  h  und  LS  für  Baden,  §  2  für  Sachsen),  in  Österreich  allerdings 
wählt  das  Thema  der  Oberlandescerichtspräsident  oder  der  von  ihm  damit  betraute 
Prüfungskommissar  (§  11).*) 

Eine  andere  Frage  mehr  sekundärer  Art  bezöge  sich  auf  die  Öffentlichkeit  oder 
NichtÖffentlichkeit;  warum  ist  die  Oberlehrerprüfung  in  Bayern  nichtöffentlich, 
wohl  aber  die  für  die  Reehtskandidaten  daselbst  (§  13)?  Warum  ist  ebenso  in 
Preußen  die  Referendariatsprüfung  (§8),  wenigstens  für  Studierende  der  Rechts- 
wissenschaft öffentlich,  warum  ist  die  medizinische  Vorprüfung  (§  12)  öffentlich, 
wiihrend  die  Öffentlichkeit  bei  der  Oberlehrerprüfung  in  Preußen  au.sgeschlossen  ist, 
während  doch  in  Österreich  ein  Zutritt  mit  Karten  möglich  und  in  Hessen  der 
Charakter  der  Öffentlichkeit  ausgesprochen  wird?  Es  kann  sich  ja  nicht  darum 
handeln,  etwa  einige  Fragen  und  Antw  orten  aufzuschnappen,  welche  bei  der  nächsten 
Prüfung  wieder  vorkämen,  sondern  darum,  den  Ort  und  die  Art  und  Weise  des  Prüfens, 
auch  vielleicht  einige  Examinatoren  persönlich  kennen  zu  lernen;  solche  Kenntnisse 
können  wohl,  wenn  nicht  zur  Erleichterung,  so  doch  zur  bequemen  Erledigung  der 
Prüfung  beitragen.  Auch  für  die  Prüfenden  ist  es  gut.  in  der  Öffentlichkeit  ihres 
Amtes  zu  walten;  Voreingenommenheit  gegen  Kandidaten,   Einseitigkeit   im  Prü- 

1)  Natürlirh  niildort  jji  dio  Praxi.«*  dicso  Ii<'stiinmun>;on.  selten  wird  wnhl  pomdo  nicht  aus 
dem  ffewün.>*chton  (Jrldcfr  dasTliemft  von  dem  Examinator  genommen;  vielleieht  auch  .'<ind  die 
vom  Kandidaten  angeführten  (lebiete  und  Wünsche  für  ilm  .seihst  niclit  zweckmäüig.  De.shalh 
ist  sehr  riclitip  in  Bayern  (He  KinrichtunK  getniffen.  daU  eine  größere  .Auswahl  von  TliematA 
auf  dem  Königl.StAatsministerium  des  Innern  für  Kirchen  und  Schulen  zur  Hinsicht  und  Ver- 
fügung steht. 

2)  Die  Vorschriften  für  die  juristischen  Kxamina  nach  Mollat.  Die  juristischen  Prüfungen 
usw.  Sammlung  der  in  den  deutschen  Hundesstaaten  geltenden  Vorschriften.  Berlin  188fi;  für 
Österreich  vgl.    Eisner,  Zur  Riciiteramtsprüfung.     Wien   \'M)l. 

H.  Morsch.  H»*  hfllirro  I-ohrumt.     2.  Aufl.  4 


50  11     l^ii'  VorbotlinguMiion  für  ilas  liöhoro  Lolunmt. 

fungsgobicto.  falsoho  persönliche  Behandlung  würden  an  der  Öffentlichkeit  eine 
Art  Korrektiv  erhalten;  daß  die  obigen  Züge  auch  Mitgliedern  einer  hochwohl- 
löbliohen  Prüfungskommission  anhaften  können,  zeigt  die  Mahnung  in  Bayern 
§  14.  daß  die  Fragestellung  klar  und  leicht  verständhch  sein  soll,  vor  allem,  „daß 
das  Herumreiten  auf  einem  Fache,  das  der  Examinand  nicht  belierrscht",  verboten 
ist  (s.  oben  S.  21).  Noch  mehrere  Kleinigkeiten  kämen  in  Frage,  ob  die  Kompen- 
sation (in  Österreich  direkt  verboten)  nicht  doch  zu  sehr  nach  der  Schule  schmecke, 
ebenso  die  eingehende  Spezialisierung  der  württembergischen  und 
bayerischen  Anforderungen  in  bezug  auf  die  Lektüre,  bei  der  sogar  einzelne 
Bücher  kleinerer  Dichtungen,  wie  der  Georgica,  vorgeschrieben  sind;  ebenso 
die  Anfertigung  eines  deutschen  Aufsatzes  in  den  beiden  süddeutschen  König- 
reichen. 

Weniger  bestimmt  werden  die  Schlüsse  lauten,  welche  aus  der  Vergleichung 
des  praktischen  Vorbereitungsdienstes  in  den  Staaten  sich  ziehen  lassen. 
Zuerst  wird  auch  hier  die  freiere  Form  des  zwischen  dem  Direktor  und  dem 
Kandidaten  vereinbarten  Themas,  wie  es  Hessen  gestattet,  besser  gefallen 
als  das  in  Preußen  und  Sachsen-Weimar  vom  Seminarleiter  gewählte  oder  „fest- 
zustellende". Ja,  am  besten  wird  es  wohl  sein,  wenn  während  des  Vorbereitungs- 
dienstes, wie  im  Königreich  Sachsen  und  in  Österreich,  eine  größere  schrifthche 
pädagogische  Arbeit,  die  drei  Monate  vor  Schluß  der  Zeit  abzuliefern  ist,  überhaupt 
gar  nicht  verlangt  wird.  Soeben  haben  die  Kandidaten  eine  umfangreichere,  päda- 
gogische oder  philosophische  Arbeit  bei  der  Staatsprüfung  angefertigt;  jetzt  sollen 
sie  sofort  eine  neue  derartige,  wenn  auch  mehr  praktisch-pädagogische  Arbeit  be- 
ginnen? Einigermaßen  Zweck  häiten  solche  Arbeiten  aber  nur,  wenn  sie  sich  eng 
an  einzelne  Unterrichtsfächer  anschlössen,  also  die  Methodik  derselben,  Verteilung 
des  Stoffes  auf  einzelne  Klassen  und  anderes  behandelten.  Leider  aber,  da  nun 
einmal  die  Anfertigung  einer  größeren  Arbeit  auf  dem  Papier  steht,  macht  dann  die 
Praxis,  wie  es  der  Verfasser  selbst  erlebt  hat,  daraus  eine  Art  Neuauflage  der  päda- 
gogischen Prüfungsarbeiten  des  eben  bestandenen  Examens ;  rein  historische  oder  rein 
theoretische  Themata  dürften  also  nicht  gegeben  werden  wie  etwa:  Die  Kloster- 
schulen im  Mittelalter,  oder:  Über  die  Aufmerksamkeit,  Über  die  Apperzeption, 
Über  Lohn  und  Strafe^)  und  Ähnhches.  Jeder  weiß,  was  diese  Arbeiten  sind:  fleißig 
und  geschickt  angefertigte  Exzerpte  aus  größeren  pädagogischen  Handbüchern; 
jeder  weiß  auch  ihr  Schicksal:  sie  werden  vorgelesen  in  den  Sitzungen  pädagogischer 
Seminare,  um  später  mit  einem  Berichte  des  Leiters  an  die  Behörde  geschickt  zu 
werden,  wo  sie  in  der  Registratur  einstauben.  Jeder  weiß  auch,  daß  zwar  die  päda- 
gogische Staatsprüfungsarbeit  zu  einem  wirkHch  sachverständigen  Zensor  kommt, 
daß  dagegen  die  größeren  pädagogischen  Seminararbeiten  naturgemäß 
vor  einForum  gelangen,  das  in  den  meistenFällen  nicht  ganz  zuständig 
ist  in  philosophisch-pädagogischen  Dingen,  wenigstens  sich  oft  erst  zuständig 
machen  muß. 


1)  Themata    solcher    zweckmäßigen    sowie    unzweckmäßigen    Arbeiten    vgl.     bei    Fries 
a.  a.  O.  S.  153,  1.54. 


H.    IKt   |iniklirt(h(j  \'orhoreitunnH<lionst.  Öl 

J)(«n  rieht i;:oii  \\'c<,'  /ci^ci»  liier  die  Staaten,  welche  mir  ah  und  /ii  kleinere  Kehrift- 
liche  Elaborate  verlangen,  wiez.  B.  Österreich.  Welches  würde  der  Inhalt  derselben 
sein?  Natürlich  nicht  Klaborate  über  theoretische  I'üda^o^iik  -  die  werden  ja  immer 
lang!  — ,  sondern  über  praktinehe.  «ehr  praktisch-päda^oj^ische  Dinge.  Vor  allen 
Dingen  erscheint  es  nötig,  daß  die  Oberlehrerkandidaten  lernen,  schnell  von  einem 
Tag  /um  anderen,  oder  auch  innerhalb  wenigerTage,  über  eine  konkrete  pädagogische 
Aufgabe  aus  Handbüchern  siih  /u  orientieren  und  dann  einen  kurzen  (10,  20  Mi- 
nuten dauernden)  Vortrag  darüber  in  der  Sitzung  zu  geben,  aber  ohne  denselben  zu 
Haus  schriftlich  fixiert  zu  haben,  natürlich  auch  ohne  denselben  in  der  Sitzung  ab- 
zulesen. Unbedingt  müßte  zu  Haus  eine  „Präparat ionsskizze",  wie  es  in  Österreich, 
eine  „Unterrichtsskizze",  wie  es  in  Preußen  jetzt,  in  Anlehimng  an  Österreich,  heißt, 
gemacht  werden,  in  welche  der  Vortragende  aber  nur  selten,  am  besten  gar  nicht,  zu 
blicken  hätte.  Auf  klare,  stets  deutlich  hervortretende  und  hervorgehobene  Dis- 
position, auf  Einfachheit,  aber  An.schaulichkeit  des  Vortrages  käme  es  hier  besonders 
an.  Zweckmäßig  w  äre  dieselbe  Aufgabe  für  verschiedene  Klassenstufen  zu  stellen :  die 
Verschwörung  Catilinas  für  die  mittlere,  dann  für  die  obere  Stufe;  die  Biographie 
eines  deutschen  Dichters  für  Tertianer  und  Primaner,  ein  physikalischer  Vorgang  für 
den  Anfangsunterricht  und  für  die  oberste  Stufe  usw .  Wenn  dann  nacli  Kritik  aller 
Mitglieder  manelies  geändert  wäre,  müßte  so  bald  wie  möglich  vor  einer  Klasse 
der  kurze  Vortrag  w  iederlu)lt  werden,  damit  durch  Fra<.'en  an  die  Schüler  festgestellt 
würde,  was  davon  im  Gedächtnis  haften  geblieben  wäre  —  die  beste  Probe  auf  die 
Zweckmäßigkeit  desselben.  Dergleichen  Übungen  im  schnellen  Orientieren,  Erfassen 
eines  pädagogischen  Stoffes  in  kurzer  Darstellung  und  Wiedergabe  desselben  auf 
Grund  einer  solchen  Präparat  ionsskizze  können  nicht  oft  genug  angestellt  werden. 
Den  zukünftigen  Oberlehrern  wie  den  zukünftigen  Richtern,  Anwälten,  Predigern 
fehlt  es  häufig  an  solch  schneller,  packender  Ei-fassung  eines  Gegenstandes,  und 
man  weiß  ja,  wie  unvorteilhaft  stockender,  zögernder  Vortrag  vor  dummen  Jungen, 
nun  ja  erst  ein  Hineinsehen  in  ein  offenes  oder  verstecktes  Manuskript  beim  l'nter- 
richt  wirkt.  Natürlich  keine  Schönrederei,  kein  schwunghaftes  Pathos  soll  hier 
eingeübt  werden,  wie  wir  es  bei  festlichen  Gelegenheiten  wohl  nötig  haben,  wem 
das  Mutter  Natur  nicht  zuzeiten  gibt,  der  lernt  es  nicht.  Aber  wie  der  Rechts- 
kandidat einen  freien  Vortrag  aus  Akten  halten  soll  (§  28  in  Preußen),  so  muß  auch 
der  Oberlehrer  sieh  an  ähnliche  Vortragsfertigkeit  l'cw (ihnen  und  daran  gewöhnt 
werden. 

Überhaupt  schätze  man  bei  einer  so  eminent-prakti.schen  Tätigkeit,  wie  das 
Unterrichten  ist  —  viel  praktischer,  weil  unberechenbarer,  als  das  Predigen, 
Rechtsprechen.  Heilen,  wo  das  vorher  Überlegte  viel  mehr  festgehalten  werden  kann 
— ,  die  Methodik  endlich  ein  mal  etwas  geringer  ein !  Und  jeder  wird  es  mit 
Beifall  begrüßt  haben,  wie  die  neueste  preußische  Ordnung  auf  diese  praktische 
Seite  der  Ausbildung  (vgl.  §  .">)  größeren  Wert  gelegt  hat  als  die  frühere.  Dagegen 
scheinen  mir  deswegen  die  Übung.s.schulen  mit  so  geringer  Schülerzahl,  wie  5 — 10. 
gerade  verderblich  zu  sein,  weil  sie  ein  falsches  Bild  von  der  Wirklichkeit  geben, 
t^erall  ist  nicht  Einzelunterricht,  für  den  eigentlich  die  ganze  Metluxiik  geschrieben 
ist,  sondern  Massenunterricht ;  und  hier  bleibt  stet«  richtig  der  alte  Satz:  Besser 
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Stramin  Disziplin  lialtmi  untl  woniiirr  Metluido  als  violr.  uuto  Methode  und  schlappe 
Disziplin;  besser  ein  tüchtiger  „Disziplinaritis"  und  schlechter  Theoretiker  als  ein 
tüchtiger  Theoretiker  und  schlechter  Disziphnarius !    Wohl  dem,  der  beides  vereinigt ! 

Deswegen  seheint  mir  die  österreiehische  Forderung,  „Stundenbilder"  in 
den  Sitzungen  zu  geben,  äußerst  praktiseh;  Stundenbilder  der  verschiedensten 
Gegenstände  für  die  verschiedensten  Stufen,  auch  hier  in  möglichst  freiem,  kurzem 
Vortrag.  Wenn  die  Kandidaten  eine  größere  Anzahl  „Lehrbesuche"  und  vielleicht 
einige  Zahl  von  „Lehr versuchen"  gemacht  hätten,  müßten  sie  vortragen,  wie  eine 
bestimmte  Unterrichtsstunde  auf  verschiedenen  Stufen  ungefähr  verläuft,  damit 
nicht  später  im  Amte  selbst  der  tastenden  Versuche  zu  viele  und  gewagte  wären; 
für  eine  Art  des  Ablaufs  solcher  Stunden  (es  gibt  ja  deren  viele)  müßten  sie  sich 
fürs  erste  entscheiden  und  dieselben  coram  discipulis  erproben,  bzw.  weiter  aus- 
bilden; auch  hier  könnte  ein  kurzes  schriftliches  Elaborat  verlangt  werden.  Dazu 
kämen  allerhand  Berichte  über  didaktische  Hilfsmittel  aller  Art;  Berichte  über 
die  neuesten  französischen,  lateinischen  Grammatiken  unter  Angabe  der  Rezensionen 
darüber,  mit  Empfehlung  zur  Einführung  solcher  Schulbücher,  Referate  über  Schul- 
hygiene, über  die  besten  Schulbänke,  natürlich  auch  über  Schulgesetze,  Prüfungs- 
ordnungen und  ilue  Geschichte  —  alles  möglichst  mündlich,  frei^),  nur  nach  einer 
vielleicht  einzusehenden  schriftlichen  Disposition.  Der  Kreis  dieser  praktischen 
Fragen  und  Übungen  ist  umfangreich,  so  umfangreich  jedenfalls,  daß  es  Zeit- 
vergeudung ist,  daneben  noch  eine  größere  pädagogische,  mehr  theoretische  schrift- 
liche Arbeit  die  Kandidaten  anfertigen  zu  lassen. 

Bei  solcher  Sachlage  scheint  es  eine  Doktorfrage  zu  sein,  ob  die  Ausbildungs- 
zeit ein  Jahr,  wie  in  den  meisten  Staaten,  oder  zwei  Jahre,  wie  es  seit  1890  in 
Preußen 2),  in  den  norddeutschen  Staaten  und  Hessen  üblich  ist,  dauern  soll. 
Man  weiß  ja,  wie  man  in  Preußen  eigentlich  dazu  kam,  die  Zeit  auf  zwei  Jahre 
zu  verlängern,  es  war  die  Not  der  Kandidatenüberfülle,  die  man  doch  beschäftigen 
und  unterbringen  mußte.  Nun,  es  ist  ja  recht,  aus  der  Not  eine  Tugend  zu  machen; 
gewiß,  zwei  Jahre  sind  besser  als  ein  Jahr  und  drei  Jahre  besser  als  zwei  Jahre 
im  Vorbereitungsdienst;  wenn  nur  in  dieser  Zeit  die  Oberlehrerkandidaten  wirklich 
„praktisch"  ausgebildet  würden.  Eine  Seite  dieser  Praxis  fehlt  fast  überall:  das  ist 
eine  nur  einigermaßen  genügende  Kenntnis  von  Schulen.  In  Preußen,  §4,  findet 
sich  die  Notiz:  „Ein  Wechsel  der  Anstalt  innerhalb  des  Seminarjahres  ist 
nicht  gestattet";  und  §  8:  „Ein  Wechsel  der  Anstalt  im  Probejahr  ist  nur  ausnahms- 
weise zulässig";  einen  analogen  Satz  betr.  des  zweiten  Vorbereitungsjahres  lesen  wir 
in  §  9  in  Sachsen-Weimar;  während  das  Verbot  des  Wechsels  im  Seminar  jähr 


1)  Die  ältere  Ordnung  in  Preußen  von  1890  enthielt  davon  recht  wenig  in  §  5;  der  §  5  der 
neuesten  Ordnung  von  1908  ist  desto  reichhaltiger  geworden  in  Spezialisierung  und  Aufnahme 
dieser  Forderungen.  Ganz  neu  und  recht  nachahmenswert  ist  auch  in  §  3  Nr.  1  und  2 
die  Forderung  einer  Art  Gesundheitsattestes  und  einer  Äußerung  über  die  Vermögenslage 
und  über  die  Aufbringung  der  für  den  Unterhalt  .  .  .  erforderlichen  Mittel.  —  Über  die 
ganze  Frage  ist  jetzt  zu  vgl.:  Neff,  Das  pädagogische  Seminar.  Becksche  Buchhandlung. 
München  1908. 

2)  Vgl.  H.  Genz,  Monatsschrift  für  höhere  Schulen.     1904. 
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il()i(  iiiilit  hc-SDiulcrs  lu'rvt)i-^i'li()l)tii  wird,  ist  luuli  in  IIchöcii,  wie  aus  fiaer  Ver- 
fümui'.'  vom  31.  Oktober  1878  oi-siclitlicli.  ein  Wechsel  während  des  Probejahres 
etwa«  Aul3erj^ewöhnli(lu's;  soweit  bekannt,  i.'^t  in  allen  Ländern  ein  Übergehen 
an  eine  andere  hüiiere  Sehule  teils  uiwnöglicii  teils  sehr  erschwert.  Kin  (irund  für 
(las  (Jel)un(lensein  an  dieselbe  Anstalt  ist  ja  sofort  deutlieh:  die  Kinheitlidikeit 
der  Ausbildun>.r  und  der  Leitung  würde  wohl  verloren  gehen,  wenn  die  Kandidaten 
während  de«  einen  oder  der  zwei  Vorbereitungsjahre  an  mehreren  Anstalten  hinter- 
einander beschäftigt  würden.  Indessen,  mag  dieser  Übelstand  eintreten,  aus  der 
Einheitlichkeit  wird  leicht  Einseitigkeit.  Und  stelle  man  sich  vor,  wie 
oft,  besonders  in  Preußen  bei  den  verschiedenen  Schulgattungen,  ein  Seminarist 
von  einer  neunstufigen  Anstalt  an  eine  sechsstufige  als  Oberlehrer  kommt,  von  einer 
luimanistischen  an  eine  realistisc^he  oder  umgekehrt,  ohne  vorher  im  Vorbereitungs- 
jahr den  Charakter  seiner  Anstalt,  wo  er  nun  als  Oberlehrer  weilen  soll,  kennen 
gelernt  zu  haben.  Verschiedentlich  ist  schon  darauf  hingewiesen  worden,  wie  die 
Oberlehrerkandidaten  in  ihrer  praktischen  Zeit  recht  viele  Schulen  und  recht  viele 
Schularten  besuchen  müßten;  die  Rechtskandidaten  erhalten  ihre  Ausbildung  neun 
Monate  bei  einem  Amtsgericht,  dann  bei  einem  Landgericht,  vier  Monate  in  den 
Geschäften  der  Staatsanwaltseiiaft,  seelis  Monate  in  den  Geschäften  der  Rechts- 
anwaltschaft und  des  Notariats  (§  23  in  Preußen);  und  so  ist  die  Bescliäftigung 
in  allen  deutschen  Staaten.  Selbst  auf  die  Gefahr  hin,  den  oft  gehörten  und  deshalb 
billigen  Einwand  zu  hören,  es  würden  nicht  vergleichbare  Berufsarten  verglichen  — 
ein  Einwand,  der  nur  halb  wahr  ist  — ,  so  oiuß  man  doch  erstaunen,  wie  eng  das 
Gebiet  des  Oberlehrerkandidaten  während  seiner  Ausbildung  ist.  Wenn  nicht  durch 
Mangel  an  Oberlehrern  oder  Kandidaten  in  irgendeinem  Staate  der  Seminarist 
oder  Probandus  frühzeitig  an  eine  andere  Anstalt  versetzt  wird,  wo  er  vertretungs- 
weise selbständigen  Unterricht  erteilt,  es  ist  wirkUch  oft  eine  harte  Zumutung, 
ein  Jahr  dieselben  Oberlehrer  und  Professoren  als  Muster  sich  nehmen  zu  mü.s.sen. 
Und  wie  ist  die  Wirklichkeit  mitunter?  Selbst  bei  der  besten  Aufsichtsbehörde 
wird  es  vorkommen,  daß  sie  sich  täuscht  und  Seminare  und  Seminarkandidaten 
an  Anstalten  verlegt,  die  nicht  verdienten,  als  Ausbildungsstätte  erkoren  zu  sein, 
deren  Leiter  und  Lehrer  alt  und  indifferent  mit  den  Jahren  geworden  sind,  wo  die 
Disziplin  und  da«  Wissen  der  Schüler  heruntergekommen  ist.  Da  ist  es  gut,  wenn 
die  Kandidaten  mehrere  Schulen  zu  sehen  bekommen,  daß  sie  nicht  von  der  einen 
einzigen  ein  etwas  abschreckendes  Bild  mit  in  das  Schulleben  hineinnehmen. 
Tatsächlich  ist  femer  auch  an  den  Anstalten  mit  geringeren  Berechtigungen  (selbst 
in  Preußen  sind  die  Schulen  ja  nur  gleichwertig,  nicht  gleichberechtigt)  wegen  der 
geringeren  Begabung  der  Schüler  das  Arbeiten  an  denselben  metluxlisch  schwerer, 
oft  aufreibender,  aber  auch  interessanter. 

Ist  es  nicht  unbe<lingt  nötig,  daß  Seminnrkandidat cn  an  (Gymnasien 
auch  die  pädagogische  Mühe  der  Realanst alten  an  sich  erleben  und 
umgekehrt?  Das  Prinzip,  an  Schulen  verschiedener  Art  zu  hospitieren,  ist  z.  B. 
in  Preußen  dadurch  als  richtig  anerkannt,  daß  die  Kandidaten  in  Elementarschulen 
und  Lehrerseminaren  hospitieren  sollen;  wenn  das  „empfehlenswert"  ist,  so  erscheint 
s  als  notwendig,  die  Oberlehrerkandidaten  zur  weiteren  Umschau  an  recht  mannig- 
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faltige  Anstalten  zu  sohickon.  und  selbst  eine  Verlängerung  der  Vorbereitungszeit 
könnte  man  unter  dieser  Bedingung  in  den  Kauf  nehmen. 

Kndliih  lehrt  ein  Hliek  in  tli(>  Ordnungen  sämtlicher  Staaten,  Avie  rechtlos^) 
eipentlich  die  Stellung  der  Kandidaten,  besonders  den  Schülern  gegenüber,  ist. 
Über  ihr  Strafrecht  findet  sich  nirgends  ein  Wörtchen ;  und  es  ist  ja  auch 
fraglieh,  ob  diese  Kandidaten,  die  leider  nicht  vereidigt  sind  und  keine  Beamten- 
qaalität  haben  (vgl.  Abschnitt  V),  amtliche  Handlungen,  zu  denen  das  Strafen 
gehört,  vollführen  dürfen;  natürlich  will  man  auch  nicht  zarte  Seelenpflänzchen 
der  rauhen  Hand  ungeübter  Gärtnerlehrlinge  anvertrauen !  Oft  mag  dies  gelten,  oft 
aber  ist  es  umgekehrt :  die  Rauheit  ist  bei  den  Schülern.  Ob  eine  Schule  in  guter 
Zucht  ist,  sieht  man  an  der  Art,  wie  die  Schüler  die  jungen  Kandidaten  „beliandeln". 

Schon  deswegen,  weil  es  bei  der  ganz  unzulänglichen  Organisation  des  höheren 
Schulwesens  nicht  überall  wohldisziplinierte  Schulen  gibt  und  nicht  geben  kann, 
an  denen  die  Kandidaten  unterrichten,  sollte  man,  trotz  der  mangelnden 
Beamtenqualität,  überall  einen  Satz  einfügen:  daß  dann,  wenn  die  Kandidaten 
allein  unterrichten  ohne  Beisein  anderer,  sie  volles  Strafrecht  haben.  Ist  es 
nicht  verständiger,  man  läßt  vielleicht  einmal  einen  Jungen  ein  kleines  Un- 
recht erleiden,  als  daß  man  erwachsene  Amtsgenossen  durch  rechtlose  Stellung 
schon  unsiclier  bei  ihrem  Auftreten  macht?  Ist  nicht  der  Grund  zur  späteren 
Amtsverdrossenheit,  zur  Unsicherheit,  zur  falschen  Behandlung  der  Jungen 
wegen  dieser,  infolge  der  Rechtlosigkeit  in  der  Vorbereitungszeit  sich  heraus- 
stellenden mangelhaften  Pädagogik  zu  suchen?  Ist  nicht  auch  die  immer  noch 
zu  geringe  Achtung,  unter  der  unsere  ganze  Tätigkeit,  unser  ganzer  Stand  zu  leiden 
hat,  gerade  eine  Folge  davon,  daß  die  Schüler  den  jungen  Oberlehrer- 
anwärtern auf  derNase  herumzutanzen  sich  berechtigt  fühlen,  weil  sie 
wissen,  jene  dürfen  gar  nicht  strafen  oder  doch  nur  erst  nach  Anfrage  bei  anderen? 
Und  was  muß  man  im  Publikum,  in  Schülerkreisen  von  unserem  „Standesbewußt- 
sein", von  der  „KoUegiahtät"  unter  uns  denken,  wenn  dann,  selbst  bei  gröberen 
Vergehen  gegen  solche  jungen  „Kollegen",  vom  Direktor  und  von  den  Ober- 
lehrern das  Mäntelchen  der  Liebe  darüber  gedeckt  wird? 

Es  ist  aber  wahrlich  nicht  jedermanns  Sache,  an  Anstalten,  wo  durch  Tradition 
Ungezogenheiten  gegen  Seminar-  und  Probekandidaten,  auch  gegen  den  einen 
oder  anderen  der  älteren  Oberlehrer  zur  Tagesordnung  gehören,  sich  solcher  einfach 
zu  fügen,  obwohl  manche  Anstaltsleiter  und  Oberlehrer  das  als  selbstverständhch 
ansehen;  viele  jungen  Leute  aus  besseren  Famihen  sind  an  solche  Behandlung 
ihrer    eigenen  Person    zum    mindesten  nicht  gewöhnt   und  scheuen    deshalb  den 


1)  Liest  man  den  Anfang  der  „Lehrer  -  Instruktionen"  für  die  Provinzen  Brandenburg, 
Pommern,  Hannover  und  Hessen-Nassau,  in  welchen  gesagt  ist,  daß  „nachfolgende  Instruktion 
für  alle  Lehrer  gültig  sei,  welche  an  höheren  Schulen  angestellt  oder  beschäftigt"  werden,  so 
könnte  man  meinen,  die  Kandidaten  seien  solche  Lehrer,  die  „beschäftigt"  würden  und  als 
solche  das  „Lehrern"  zustehende  Straf  recht  besäßen;  aber  man  weiß  ja,  wie  es  mit  der  Gültig- 
keit dieser  Instruktion  bestellt  ist.  —  Auch  wenn  in  Bayern  (Schulordnung  §  41,  3)  es  heißt: 
„Schulstrafen,  welche  von  jedem  der  betr.  Lehrer  verhängt  werden  köimen",  so  ist  es  doch 
sehr  zweifelhaft,  ob  in  der  Praxis  zu  den  „Lehrern"  die  Seminaristen  gehören. 


li.   I'or  praktische  Vorberoitun^Bclienst.  55 

Oberlehrerberuf.  So  ltoü  ilu'  Idralismus,  so  j/roü  ilnf  Lirbe  /u  ciiicin  der 
Wissenschaft licluMi  Scliulfiieher  ist.  sie  haben  von  ihren  Knaben-  und  Jün^^'Hngs- 
jaliren,  da  sie  die  Sehulbank  driukten,  das  Elend  dieser  Kandidatenstellunj^  noch 
zu  frisch  im  Gedächtnis;  wohlbegründete  Gerüchte,  eingezogene  Erkundigungen 
bestätigen  ihnen,  daß  es  im  allgemeinen  noch  immer  so  ist,  daß  die  „Realitäten" 
gerade  in  den  Anfängen  der  Oberlehrerlaufbahn  oft  genug  jegli('he  ideale  Gesinnung 
austreiben,  daher  wollen  sie  nicht  die  Zahl  der  „Probe-  uiul  Stiet/.kandidaten" 
noch  vermehren,  die  in  einer  gewissen  Literatur  die  Wirklichkeit  eben  nur 
übertreiben.  Auch  ihr  Ehigcfühl  duldet  eine  solche  Rolle  nicht,  sie  fürchten 
den  Spott  früherer  Schulkameraden  und  der  „Gesellschaft",  die  aus  vielen  Toren 
besteht,  bei  denen  Titel  nicht  bloße  Dekorationen  sind,  und  die  deshalb  titellose 
„Kandidaten  des  höheren  Schulamtes"  tiefer  stellen  als  Regierungsbauführcr, 
Referendare,  Assessoren  usw. 

Dieser  häufig  zur  öffentlichen  Mißachtung  führenden  Stellung  der  Kandidaten 
könnten  die  Beliörden  dadurch  etwas  abhelfen,  daß  sie  das  Seminar  nicht 
zu  lange,  höchstens  zwei  Jahre,  an  derselben  Anstalt  ließen;  ist  es  doch  den 
Schulbehörden  selbst  genugsam  bekannt,  wie  Anstalten,  wo  Kandidaten  ausgebildet 
werden  und  unterrichten,  in  der  äußeren  Zucht  stark  zurückgehen.  Warum  läßt 
man  dann  den  Übermut  der  Jungen  so  viele  Jahre  hindurch  sich  an  den  Ober- 
lehrerkandidaten erproben  und  steigern?  —  Träte  ein  Wechsel  in  der  Wahl  der 
Anstalten  für  die  Ausbildung  der  Kandidaten  ein,  so  könnte  das  Übel  nicht  so 
groß  werden,  oder  fürchtet  man,  es  würden  dann  zu  viel  höhere  Lehranstalten 
Schaden  erleiden  ? 

Jedenfalls  wären  auch  hier  manche  Punkte,  auf  welche  eine  künftige  Schul- 
reform Rücksicht  zu  nehmen  hätte. 


III.  Das  höhere  Lehramt. 

A.  Allgemeines,  Ministerial-  und  Kollegialsystem. 

Jeder,  welclier  einen  staatlichen  Auftrag  als  Beamter  ausführen  soll,  hat  es 
dabei  mit  drei  Faktoren  zu  tun,  mit  demjenigen,  in  dessen  Auftrage  er  es  tut,  dem 
staathchen  Vorgesetzten,  mit  denjenigen,  die  dem  Ausführenden  helfen,  mit  den 
Amtsgenossen,  mit  denjenigen,  an  welchen  er,  um  so  zu  sagen,  den  Auftrag  aus- 
führen soll.  Alle  drei  Momente  können  fördernd  und  hemmend  sein.  Die  Hemm- 
nisse hegen  beim  höheren  Lehramt  am  meisten  bei  dem  dritten  Faktor,  dem  Objekt 
des  Auftrages,  den  Untergebenen;  der  zweite  Faktor,  die  dem  ausführenden  Subjekt 
Helfenden,  die  Amtsgenossen,  ebenso  wie  der  erste,  der  den  Auftrag  Erteilende, 
der  Vorgesetzte,  sollten  eigentlich  nur  helfend  sein,  aber,  wir  werden  sehen,  daß 
auch  diese,  oft  ohne  es  zu  wollen,  hindern  können. 

Die  Art  der  Ausführung  des  Amtes,  die,  wie  gesagt,  der  Beamte  fast  nie  allein 
besorgen  kann,  hat  zwei  Systeme  im  Laufe  der  letzten  Jahrhunderte  sich  entwickeln 
lassen,  welche  je  nach  der  größeren  oder  geringeren  Präponderanz  des  ersten  oder 
des  zweiten  Faktors  ihr  eigentümliches  Gepräge  haben  und  immer  noch  in  Geltung 
sind:  das  bureaukratische  oder  Ministerialsystem  und  das  Kollegial- 
system. Das  letztere  hat  sich  zuerst  entwickelt.  Es  beruht  in  letzter  Instanz 
auf  dem  von  Natur  eingegebenen  Gefühl,  daß  eben  viele  Augen  besser  sehen  und 
beobachten  können  als  zwei,  d.  h.  daß  in  allen  Sachen  eine  gründliche,  vielseitige 
Beratung  von  einer  Anzahl  Beamten  die  Entscheidung  materiell  nur  fördern  körme. 
Dann  hatte  dies  Prinzip  auch  einen  staatsrechtlichen  Grund:  schließlich  mußten 
verschiedene  nebeneinander  tätige  Beamten  einmal  irgendwie  eine  Einheit  bilden, 
folglich  heß  man  nicht  nur  die  Beamten  desselben  Gebietes,  sondern  auch  diejenigen 
verschiedener  Wirkungskreise  zusammentreten,  damit  der  von  ihnen  als  Gesamt- 
heit gefaßte  Beschluß  nach  außen  hin  wenigstens  die  Einheit  sicherte  und  ver- 
anschauhchte,  was  auch  dann  geschah,  wenn  die  Beschlüsse  nicht  mit  Stimmen- 
einheit gefaßt  waren. 

Zwei  Fehler  haften  diesem  System  an:  erstens  kana  die  im  Staatsleben  ge- 
forderte Einheitlichkeit  bei  dieser  Kollegialberatung  nur  eine  rein  äußerhche  sein, 
besonders  wenn  die  Beschlüsse  mit  sehr  schwacher  Majorität  erfolgen,  zweitens 
fehlt  ihm  die  Verantworthchkeit.  Der  zweite  Mangel  scheint  der  wichtigere  zu 
sein.     Es  ist  doch  klar,  daß  mit  der  Verfassung  und  mit  den  mit  Hilfe  der  Ver- 
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fassviiij^'  luicli  Sankt idii  des  Staats«)hcrliau|)t<s  zustaiulc  )_'ck()iniiU'iK-ii  (iesetzen 
nicht  allein  „regiert"  wird  und  „regit-rt"  werden  kann.  JeglicheH,  auch  da«  beste 
Gesetz  ist  eben  unvollkommen,  wenigstens  bedarf  es  bei  der  Anwendung  eines 
weisen,  geschulten  Beamten.  Zwischen  dem  Was?  des  Gesetzes  und  dem  Wie?, 
der  Anwendung  desselben,  liegen  sehr  viele,  ganz  von  der  Person  des  ausführenden 
Beamten  abhängige  Momente,  welche  eben  den  letzteren  nicht  zu  einem  mechani- 
schen Gesetzesrad,  sondern  zu  einer  selbsttätigen  Persönlichkeit  machen.  Nur 
eine  solche,  ein  Einzelwesen,  kann  verantwortlich  sein,  nicht  bloß  vor  der  Welt, 
sondern  auch  vor  seinem  eigenen  Gewissen.  Diese  Verantwortung  kann  aber  ein 
Kollegium  fast  nie  tragen,  schon  deshalb  nicht,  weil  man  sie  auf  mehrere  nicht 
verteilen  kann.  Die  wirkliche  Einheit  wie  die  rechte  Verantwortlichkeit  kann 
nur  ein  Einzelwesen  tragen. 

Diesen  einzelnen,  an  der  Spitze  einer  oder  mehrerer  Behörden  stehenden  Be- 
amten schuf  das  bureaukratische  oder  Ministerialsystem.  Es  stellte  diesen 
einen  Beamten  an  die  Spitze,  der  unbedingte  Unterordnung  unter  seinen  Willen 
forderte;  daher  der  Satz  in  dem  preußischen  Landesverwaltungsgesetz  1880  für 
die  Mitglieder  eines  Regierungskollegiums:  sie  bearbeiten  die  Geschäfte  nach 
Anweisung  des  Regierungspräsidenten.  Nun  sind  die  Fehler  des  Kollegialsystems 
beseitigt:  Einheit  ist  da  und  Verantwortlichkeit.  Indessen  auch  das  Ministerial- 
system hat  große  Nachteile.  In  einer  rein  bureaukratisch  verwalteten  Behörde 
hängt  die  Ausdehnung  der  Rechte  des  einzelnen  Beamten  durchaus  von  dem  Willen 
des  Vorsitzenden  ab.  Hierbei  besteht  die  Gefalir,  daß  dieser  obere  Wille  jeglichen 
Willen  des  Untergebenen  erstickt:  das  Amt  des  letzteren  wird  so  zur  Maschine^); 
darin  ist  meist  das  Übel  des  sogenannten  Verw  altungsdienstes  zu  suchen.  Der  zweite 
Nachteil  besteht  in  dem  Bestreben  der  Beschönigung  des  unter  seiner  Regierung 
Geleisteten.  Die  vor  dem  eigenen  Gewissen  bestehende  Verantwortlich- 
keit trägt  der  eine  leichter,  der  andere  schwerer,  aber  auch  selbst  derjenige, 
welcher  es  mit  seiner  Verantwortung  sehr  ernst  nimmt,  kommt  leicht,  besonders 
bei  fortgesetzt  äußeren  Erfolgen  seiner  Regierung,  zu  einer  Überschätzung  seines 
Selbst,  zu  einem  mehr  oder  weniger  absichtlichen  Streben,  auch  schlechte  Leistungen 
zu  vertuschen,  viel  leichter  jedenfalls,  als  dies  ein  Kollegium,  wo  doch  nicht  immer 
Einigkeit  herrscht,  durchführen  kann.  Deswegen  verlangt  man  von  dem  Träger 
eines  hohen  Beamtenpostens,  welcher  seine  Behörde  bureaumäßig  verwaltet, 
Charakter,  d.  h.  er  muß  solche  Ansichten  seiner  ihm  untergebenen  Räte,  die 
ilim  widersprechen  und  seine  Wünsche  nicht  sofort  billigen  und  ausführen  wollen, 
nicht  nur  erwägen,  sondern  befolgen,  vorzüglich  in  solchen  Dingen,  in  denen  er  nicht 
Fachmann  ist;  d.h.  er  muß  sich  fachgemäß  beraten  lassen  können  und 
wollen.  Ist  er  kein  Charakter,  nimmt  er  grundsätzlich  fachmännischen  Rat  nicht 
an,  kann  er  den  Schmeichler  von  dem  redlichen  Ratgeber  nicht  unterscheiden,  so 
ist  er  unfähig  zu  seinem  Posten,  will  er  es  nicht,  nicht  nur  unfähig,  .sondern  schlecht. 
Es  ist  deutlich,  welche  Vorzüge  das  Kollegialsystem  nun  witxlcr  bietet :  in  kollegialer, 


1)  Vgl.  hierzu  Lorenz  v.  Stein.  Handbuch  der  V.ru  .lin.,,J,  l,r,.  I.  ■,utt  .  «.lir  ki 
diese  Systeme  Loening  a.  a.  O.  S.  30.  31. 
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gemeinsamer  Beratuntr  \\ordon  die  Fehler  und  Sehwäclien  einer  solchen  Persönlich- 
keit eher  hervortreten  als  in  einer  Einzelbcsprechung  des  Vorgesetzten  mit  seinem 
Ratgeber,  auch  können  sie  leichter  in  kollegialer  Beratung  korrigiert  werden.  Beide 
Systeme  in  der  Ausübung  des  Amtes  haben  also  Vorteile  und  Nachteile;  von  dem 
bureaukratischen  System  bleibt  das  bestehen,  was  Vincke  in  seinem  Gutachten 
darüber  sagte:  „Der  einzehie,  allgewaltige  Beamte  könne  weit  mehr  leisten  .  .  .  , 
schneller  handeln.  Einheit  und  Kraft  in  alles  bringen  .  .  .  Diese  Verwaltungsform 
sei  in  der  Tat  die  allervollkommenste,  aber  sie  setze  auch  ganze  Menschen  voraus, 
wie  sie  überhaupt  selten,  am  seltensten  aber  im  gegenwärtigen  Zeitalter  seien. "i) 

Wie  ist  nun  die  Auflösung  dieser  Schwierigkeit?  Sehen  wir  zu,  wie  die  Praxis 
sich  in  Preußen  gestaltet  hat.  Es  ist  ja  bekannt,  was  v.  Rörme  auseinandersetzt. 
Die  Gesamtheit  der  Minister,  das  Staatsministerium,  ebenso  der  Staatsrat,  auch 
die  Oberrechnungskammer  sind  Kollegia,  bei  den  einzelnen  Zentralbehörden  aber, 
den  Ministerien,  findet  eine  bureaumäßige  Erledigung  der  Geschäfte  statt.  Die 
Zentralmittelbehörden  (die  Provinzialbehörden)  haben  in  weit  überwiegender  Mehr- 
zahl eine  kollegialische  Verfassung;  nur  die  Oberpräsidien,  Regierungen^) ,  Pro- 
vinzialsteuerdirektionen  sind  bureaumäßig  eingerichtet,  dagegen  kollegialisch, 
wie  es  oft  schon  der  Name  besagt:  die  Konsistorien,  die  ProvinzialschulkoUegien, 
die  Medizinalkollegien,  die  Generalkommissionen,  die  Oberbergämter  und  sämt- 
liche Gerichte;  von  den  richterlichen  Behörden  ist  übrigens  das  ganze  Kollegial- 
system ausgegangen. 

So  ist  es  mit  geringen  Unterschieden  und  Ausnahmen  in  allen  Staaten  Deutsch- 
lands, wenigstens  in  denen,  die  monarchisch  regiert  werden,  und  auch  in  Öster- 
reich. Überall  sind  die  uns  allein "  angehenden  Zentralbehörden,  die  Unterrichts- 
ministerien, streng  bureaumäßig  eingerichtet,  wie  weiter  unten  die  nähere 
Darstellung  der  Organisation  es  noch  zeigen  wird ;  dagegen  die  Zentralmittelbehörden 
werden  oder  sollen  wenigstens  kollegialisch  regiert  werden;  während  die  bureau- 
kratische  Geschäftserledigung  in  den  Ministerien  überall  die  gleiche  ist,  ist  die 
Art  der  koUegialischen  Beschlußfassung  in  den  Zentralmittelbehörden  nicht  überall 
gleich.  Bekannthch  hat  jeder  Vorsitzende  eines  Beamtenkollegiums  den  Majoritäts- 
beschlüssen gegenüber  das  Einspruchsrecht,  Vetorecht;  ist  dies  Vetorecht  un- 
beschränkt, nicht  an  bestimmte  Fälle  gebunden,  so  wird  die  kollegiaUsche  Ver- 
fassung oft  nur  dem  Scheine  nach  bestehen;  ist  aber  das  Vetorecht  nur  gegen  be- 
stimmte Fälle,  z.  B.  Überschreitung  der  Kompetenz,  Verstoß  gegen  die  bestehenden 
Gesetze  usw.  vorgesehen,  so  ist  die  Verfassung  der  Zentralmittelbehörde  streng 


1)  V^gl.  Max  Lehmann,  Freiherr  v.  Stein,  2.  Teil,  S.  444.  —  Vinckes  Gutachten  über  die 
kollegialische  Form  der  Finanz-  und  Polizeiverwaltung  bei  E.  Meier,  Die  Reform  der  Ver- 
waltungs-Organisation, S.  232 — 236.  Dies  Gutachten  enthält  eigentlich  alles,  was  für  und  wider 
gesagt  werden  kann. 

2)  Erst  seit  dem  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883,  z.  B. 
§  19  (vgl.  dazu  Anmerkung  in  der  Ausgabe  von  Studt  und  Braunbehrens)  werden  die  „Regie- 
rungen" nicht  mehr  kollegialisch,  sondern  bureaukratisch  regiert;  die  „beigegebenen  Räte" 
haben  nur  eine  „beratende"  Stimme.  Freilich,  strenggenommen,  sind  nur  die  Abteilungen  des 
„Innern"  bureaukratisch  eingerichtet. 
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kollegialißch.  Weiter  ^'elit  in  den  Z('ii(niliiiilt»ll)(ln)nlfn  das  kollegialische  System 
nicht;  wohl  aber  hier  und  da  in  einigen  Kollc^'ien  liöliercr  I^hranstalten  und  manchen 
kollegialiscli  zusammengesetzten  Prüfungskommissionen;  hier  können  wir  nachher 
einige  seltene  Beispiele  anführen,  wo,  wie  in  den  Richterkollcgien,  der  Vorsitzende 
das  Einspruchsrecht  gar  nicht  besitzt. 

Die  Wirklichkeit  hat  sich  also  mit  beiden  Systemen,  dem  Kollegial-  imd  Miiii- 
sterialsystem.  dergestalt  abgefunden,  daß,  je  höher  die  Hehörden  sind,  desto  mehr 
im  bureaukratischcn  Sinne  dort  regiert  wird  (ausgenommen  vielleicht  die  Staats- 
ministerien), daß.  je  niedriger  sie  ist,  dort  im  stärkeren  Sinne  Kollegialsystem  herrscht. 
Es  ist  das  auch  naturgemäß.  In  höheren  Behörden  werden  die  Fragen  allgemeiner, 
politischer,  nach  innen,  oft  nacli  außen;  je  tiefer  man  von  den  Zentralbehörden 
in  die  Mittelbchörden  hinabsteigt,  um  so  detaillierter  werden  die  Angelegenheiten; 
der  Vorsitzende  der  Zentralbehörden  bedarf  bei  weitem  nicht  solcher  Fachkennt- 
nisse, wie  der  Präses  einer  Provinzialbehörde;  die  Chefs  der  Zentralbehörden  haben 
auch  die  unmittelbare  Verantwortung  vor  dem  Staatsoberhaupte  und  den  parla- 
mentarischen Körperschaften,  mag  es  auch  bekanntlich  in  den  meisten  Staaten 
eine  gesetzlich  sanktionierte  Ministerverantwortlichkeit  nicht  geben;  man  wird 
zugestehen,  daß  aus  diesem  Grunde  die  Leiter  der  obersten  ßehörden  sich  Majoritäts- 
beschlüssen nicht  unbedingt  zu  fügen  haben,  wohl  aber  dürfen  und  müssen  sie  fach- 
gemäßen Rat  annehmen. 

Hiermit  sind  wir  auf  zwei  Punkte  gekonmien.  die  wir  noch  kurz  erwähnen, 
weil  sie  für  die  Ausübung  des  höheren  Lehramtes  fast  in  allen  Staaten  wichtig 
genug  sind.  Es  läßt  sich  nicht  abstreiten:  durch  fast  alle  Verwaltungszweige, 
auch  durch  die  des  höheren  Schulwesens,  weht  jetzt  ein  mehr  bureau- 
kratiseher  Geist,  überall,  fast  ganz  unmerklich,  will  man  die  kollegialische 
Verwaltung  durch  die  bureaukratische  verdrängen.  Zwei  Gründe  sind  hier- 
bei mit  im  Spiele,  ein  Staats-  oder  verwaltungsrechtlicher  und  ein 
historischer.  Erstens  sucht  man  in  der  weiteren  Ausdehnung  des  Ministerial- 
systems  auch  auf  die  Zentralmittelbehörden  und  die  unter  ihnen  stehenden  be- 
hördlichen Organe  offenbar  ein  Gegengewicht  gegen  den  Parlamentarismus. 
Der  Gedanke,  daß  eine  Person  Träger  sämtlicher  Amtsbefugnisse  ist,  war  eine 
logische  Folge  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  dem  Parlamente  gegenüber 
in  einem  konstitutionellen  Staate;  in  Österreich  z.  B.  war  vor  1848,  in  der  vor- 
konstitutionellen Ära.  in  der  Hofkanzlei,  in  den  Hofkommissionen  und  in  anderen 
Behörden  durchaus  das  Kollegialitätsprinzip  maßgebend^),  was  sich  nach  Ein- 
setzung verantwortlicher  Minister  änderte.  Auch  in  Preußen  hatte  die  Stein- 
Hardenbergsche  Gesetzgebung,  abgesehen  von  den  Ministerien,  koUegiahsch  zu 
verwaltende  Behörden  geschaffen,  sogar  die  Präsidien  der  Regierungen  waren 
kollegialisch  organisiert.  Erst  der  konstitutionell-parlamentarischen  Zeit  in  Preußen 
war  es  vorbehalten,  teils  öffentlich,  wie  z.  B.  bei  den  Regierungen  1888,  was  schon 
erwähnt,  teils  im  geheimen  mehr  und  mehr  auf  Schwächung.  Beseitigung  des 
Kollegialsystems,  auch  in  den  mittleren  Behörden  hinzuarbeiten. 

1)  Vgl.  .Mayrhofer  -  l'ace  I,  Historische  Skizze. 
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Der  historische  Orund  für  diese  Tatsache  ist  die  phänomenale  Erscheinung 
Otto  V.  Bismareks  auf  der  poUtischen  Schaubühne.  Selbstverständlich  in  dem 
Chaos,  in  das  er  Ordnung  und  Licht  brachte,  war  auf  kollegialische  Weise  nicht 
auszukommen;  auch  in  der  inneren  Verwaltung  mußte  sich  das  allmählich  fühlbar 
machen,  er  \\ar  aber  einer  der  „seltenen"  Männer,  die  man  zu  Zeiten  des  Freiherrn 
V.  Stein  vermißte;  für  ihn  eignete  sich  natürlich  nur  der  Bureaukratismus,  aber 
nicht  für  die  vielen  kleinen  Bismareks,  die  ihm  zahlreich  in  den  einzelnen  Verwal- 
tungszweigen folgten,  deren  größte  Sehnsucht  es  war,  ein  bureaukratischer  Bismarck 
zu  sein.     Wir  brauchen  uns  darüber  nicht  auszusprechen. 

Urit  enim  fulgore  suo,  qui  praegravat  artes 
Infra  se  positas, 
auch  der  Schluß  des  zweiten  Horazsehen  Hexameters: 

exstinctus  amabitur  idem^) 
gilt  von  ihm. 

In  der  Darstellung  des  höheren  Lehramtes,  der  Behörden  werden  wir  nur  ab 
und  zu  auf  das  Überwiegen  des  einen  oder  anderen  Systems  hinweisen,  selten  uns 
ein  Urteil  erlauben,  welches  die  Zusammenstellung  allein  bei  dem  Leser  erzeugen 
soll;  ein  ganz  kurzes  Schlußwort  am  Ende  der  Gesamtdarstellung  wird  allerdings 
nicht  fehlen. 

B.  Die  Dienstinstruktionen  für  Leiter  und  Lehrer  höherer 
Lehranstalten.^ 

Die  älteste  Dienstanweisung  für  die  Inhaber  des  höheren  Lehramtes  hat  Öster- 
reich gegeben  in  dem  Organisationsentwurf  von  1849;  in  den  „Normalien"  fanden 
sich  dann  Ergänzungen,  aber  der  alte  Stamm  des  1849  Gegebenen  bheb  bestehen, 
und  selbst  die  „Weisungen",  Wien  1895  (Neudruck  1901),  ranken  sich  an  ihn  an. 
Dann  heß  Preußen  seme  Dienstinstruktionen  für  die  einzelnen  Provinzen  nach 
1866  erscheinen,  teils  schon  1867,  teils  1868,  nur  eine,  die  für  Schleswig-Holstein, 
kam  erst  1885  heraus.  A.  Matschoß  hat  das  Verdienst,  mit  einer  Einleitung  und 
mit  einem  ausführhchen  Sachregister  sie  neu  herausgegeben  zu  haben,  vgl.  Die 
preußischen  Provinzial-Instruktionen  für  die  Direktoren,  Ordinarien  und  Ober- 
lehrer (1856 — 1885)  von  Dr.  A.  Matschoß,  Oberlehrer  (Verlag  von  G.  Kreuschmer 
in   Bunzlau   in   Schlesien,   1909   (Preis  1.80  M.). 

Am  nächsten  der  Zeit  nach  steht  Württemberg  mit  seiner  „Dienstvorschrift 
für  Vorstände  und  Lehrerkollegien",  zuerst  1867,  dann  1878,  jetzt  1904.  Ihm 
zeitüch  sehr  nahe  steht  das  Königreich  Sachsen  mit  dem  Gesetz  über  Gymnasien, 

1)  Die  Worte  Schill ers-Sapieha  (Demetrius):  „Mehrheit  ist  der  Unsinn,  Verstand  ist  stets 
bei  wen' gen  nur  gewesen",  welche  zugunsten  des  bureaukratischen  »Systems  angeführt  werden, 
enthalten  einen  Widerspruch  in  sich  selbst;  denn  wenn  „Verstand  ntir  bei  wenigen  vorhanden 
ist",  muß  eben  die  gemeinsame  Beratung  einer  Mehrheit  und  ihr  Beschluß  anstatt  der  Willens- 
äußerung eines  einzelnen  eintreten. 

2)  Die  in  den  „Neuen  Jahrbüchern"  1902,  II.  Abt.,  X.  Band  unter  gleichem  Titel  veröffent- 
lichte Abhandlung  wird  hier  in  sehr  vervollständigter  und  gänzlich  umgearbeiteter  Fassung 
gegeben. 
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Realschulen  usw.  vom  22.  August  IHTJi,  uchst  der  V'rroidmiiit:  zur  Ausführung 
dieses  Gesetzes  vom  21).  Januar  1H77. 

Die  „Schulordnung  für  die  humanistischen  (JymnaHicn"  kam  Ib'Jl  in  Bayern 
heraus,  1894  die  für  die  Progymnasien  und  Lateinschulen.  Übrigens  existiert  in 
Bayern  außer  der  öffentlichen  noch  eine  geheime  amtliche  Dienstinstruktion. 

Nachdem  für  Anhalt  1889  eine  Dienstinstruktion  für  Direktoren,  L<'hrer  und 
KInssenordinarien  erschienen  war,  gah  Bremen  schon  189.'J  eine  solche  für  die 
Direktoren  und  1890  für  die  Lehrer  der  Hauptschule  und  der  Realschulen.  Zwei 
Jahre  vorher  (1894)  hatte  Hamburg  „Bestimnmngen  über  die  amtlichen  Ver- 
hältnisse der  an  den  höheren  Staatsschulen  und  deren  Vorschulen  angestellten 
Direktoren  und  Lehrer"  erlassen.  Die  für  Bremen  ist  kürzlich  I9f)6  als 
,, Dienstanweisung  für  die  T.,ehrer  der  höheren  Schulen",  die  für  Hamburg 
jetzt    191)8  neu  erschienen. 

Die  drei  jüngsten  sind  die  von  Oldenburg  1900,  Hessen  1902  und  Baden 
1904,  die  letztere  im  „Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Großherzogtum  Baden", 
Nr.  VII,  24.  März  1904;  oft  ist  betr.  Badens  noch  auf  die  ältere  Instruktion  bei 
Joos  zurückgegriffen  worden. 

Konferenzen;  Anzahl  der  Pflichtkonferenzen. 

Schon  was  die  Anzahl  der  abzuhaltenden  Konferenzen  anbelangt,  finden  einige 
Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  provinziellen  Bestimmungen  in  Preußen 
statt.  In  einigen  Provinzen,  wie  in  Pommern,  Schlesien,  Westfalen,  Brandenburg 
sollen  allgemeine  Konferenzen  alle  14 Tage  stattfinden,  wobei  für  Brandenburg  und 
Schlesien  noch  der  Zusatz  „regelmäßig"  hinzugefügt  ist,  während  für  Westfalen 
diese  Zahl  noch  nicht  genug  erscheint,  denn  hier  heißt  es:  mindestens  zweimal 
in  jedem  Monat.  In  anderen  Provinzen  ist  die  Grenze  weiter  gezogen,  so  in  Preußen, 
Posen,  in  der  Rheinprovinz,  in  welchen  sie  nur  alle  vier  Wochen  stattfinden  sollen; 
freilich  auch  hier  haben  wir  Hinzufügungen  wie:  mindestens  einmal  im  Monat, 
wenigstens  alle  vicrWochcn (Preußen, Rheinprovinz, Schleswig-Holstein, Hannover, 
Hessen-Nassau),  so  daß  auch  hier  alle  14  Tage  eine  Konferenz  als  notwendig  ge- 
dacht ist.  Immerhin  bleibt  es  ein  gewichtiger  Unterschied,  ob  diese  Konferenzen 
alle  14  Tage  einberufen  werden  müssen  oder  können;  wenn  in  Schlesien,  West- 
falen. Brandenburg  wirklich  die  Dienstinstruktion  innegehalten  wird,  sind  der 
Direktor  und  dtis  Lehrerkollegium  in  diesen  Provinzen  erheblich  mehr  belastet  als 
in  den  anderen,  wo  nur  monatlich  eine  allgemeine  Konferenz  nötig. 

P^  erscheint  übrigens  nicht  zweckmäßig,  eine  bestimmte  Zahl  von  Konferenzen 
festzulegen.  Denn  wird  alle  14  Tage  oder  alle  vier  Wochen  Stoff  zu  einer  solchen 
vorliegen?  Oder  soll  immer  wiedei  über  den  Zustand  der  Schule,  der  einzelnen 
Klaijsen  berichtet  werden,  auch  wenn,  was  höchst  wahrscheinlich,  dieser  Zustand 
sich  gar  nicht  verändert  hat?  Zwar  haben  I^ienstinstruktionen  anderer  Länder 
ebenfalls  die  Pflichtzahl  von  Konferenzen  fi.xiert,  .so  ()sterreich.  Organisations- 
entwurf V,  §  110  und  „Weisungen"  S.  70.  wo  sie  regelmäßig  jeden  Monat  statt- 
finden sollen;  ähnhch  in  Anhalt  und  Oldenburg.  Aber  in  anderen  Ländeni  ist 
man  nicht  so  voreilig  gewesen;  im  Königreich  Sachsen  und  in  Hamburg  ist 
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nichts  über  die  Zahl  der  Konferenzen  bestimmt,  in  Bayern  wird  die  Berufung 
des  Lohrerrates  (=  Lelirerkonferenz)  in  jedem  Semester  mindestens  zweimal  ver- 
langt, vgl.  Titel  VII,  §  44,  7  der  baj^erischen  Schulordnung,  während  Württem- 
berg noch  vorsichtiger  bestimmt  §  5:  der  Leluerkonvent  (=  Lehrerkonferenz) 
ist  von  dem  Vorstand  (=  Direktor)  zu  berufen,  sooft  die  Angelegenheiten  der 
Anstalt  .  .  .  „es  erfordern"  und  Baden  §  40:  „nach  Bedarf". 

Protokolle,  Protokollfülirung. 
In  allen  diesen  Konferenzen  sollen  natürlich  Protokolle  geführt  werden,  wie 
alle  preußischen  Instruktionen  es  festsetzen,  ebenso  die  außerpreußischen.  Die 
Führung  des  Protokolls  übernimmt  meist  der  jüngste  Lehrer;  in  der  Provinz  Sachsen 
sollen  die  Lehrer  mit  Ausschluß  des  Direktors  in  diesem  Geschäft  abwechseln. 
Fast  alle  Dienstvorschriften  fordern,  daß  das  Protokoll  am  Schluß  von  allen  An- 
wesenden unterschrieben  wird;  einige  sagen  dies  nicht  ausdrücklich,  wie  fast  alle 
nicht-preußischen,  setzen  es  aber  dem  Wortlaut  nach  voraus.  Nur  §  20  der  Instruk- 
tion für  die  Provinz  Hannover,  die  auch  für  Hessen-Nassau  gilt,  vom  Jahre  1873, 
scheint  dies  nicht  vorauszusetzen,  denn  er  lautet :  „Das  Protokoll  wird  am  Schluß 
der  Sitzung  vorgelesen,  genehmigt,  von  dem  Direktor  und  dem  Protokollführer 
vollzogen",  also  wohl  nur  von  diesen  beiden  unterschrieben. i)  Verbindliche  Rechts- 
gültigkeit hat  aber  das  Protokoll  nur  dann  für  ein  Mitglied  des  Lehrerkollegiums, 
wenn  es  von  ihm  unterschrieben  ist;  diejenigen,  welche  es  nicht  unterschrieben, 
brauchen  sich  vom  streng  rechtlichen  Standpunkte  aus  eigentlich  daran  nicht  zu 
kehren,  obgleich  nach  anderen  ausjirückhchen  Paragraphen  die  Lehrer  angehalten 
sind,  von  den  Konferenzbeschlüssen  nicht  abzuweichen,  ja  der  Direktor  darüber 
wachen  soll,  daß  dies  nicht  geschieht.  Hier  ist  also  eine  Lücke.  Diese  Kon- 
ferenzprotokolle bewahrt  nun  bei  uns  in  Preußen  jede  Lehranstalt  bei  sich  im  Archiv 
auf,  wo  sie  einen  mitunter  wohlverdienten  Schlaf  schlafen.  Eine  erhöhtere  Wich- 
tigkeit legen  andere  Staaten  diesen  Protokollen  bei.  So  wird  in  Österreich  0.  E. 
§  114  verlangt,  daß  jedes  Protokoll  unmittelbar  darauf  im  Originale  an 
den  Schulrat  (Landesschulrat  =  Provinzialschulkollegium)  zur  Erledigung  ein- 
zureichen ist;  in  Württemberg  sollen  nach  §  8  auf  Verlangen  die  Protokolle  der 
Ministerialabteilung  vorgelegt  werden,  in  Bayern  sind  dieselben  nach  §  44, 
Abs.  10  „dem  am  Schlüsse  jedes  Schuljahres  von  dem  Rektorate  über  den 
Stand  der  Anstalt  zu  erstattenden  Berichte  im  Originale  beizulegen". 
Weim  die  Protokolle  auch  an  solcher  Stelle  nicht  etwa  einem  verdienten 
oder  unverdienten  Schlummer  anheimfallen,  sondern  tatsächlich  von  der  vor- 
gesetzten Behörde  gelesen  werden,  so  geben  sie  derselben,  vorausgesetzt,  daß  sie 
sach-  und  wahrheitsgemäß  geführt  worden  sind,  ein  klares  Bild  von  dem  jedes- 
mahgen  Zustand  einer  Schule,  und  zwar  in  bequemer  Weise.  Anordnungen  des 
Direktors,  Beschlüsse  des  Lehrerkollegiums  würden  sofort  oder  bald  zur  Kenntnis 
der  übergeordneten  Behörde  gelangen. 


1)  Merkwürdigerweise  sollen  auch    in  Württemberg  nach  §  7    nur   der  Vorsitzende  und 
der  Protokollführer  unterzeichnen. 
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Narli  den  „W'cisunjicii"  1S'.(.'>,  l»/.\\.  l'.ldl.  S.  .'»S  freilich  können  «'in/elnc  l^-lir- 
koriier  von  der  Verpflichtung,  tue  Konferi-n/protukolU'  im  Originale  der  vorgesetzten 
Behörde  einzureichen,  enthoben  werden,  (iieselhen  sind  aber  bei  den  in  Owter- 
reich  sehr  lüiufigen  Visitationen  <leni  Landessehujinspektor  vorzulegen.  Aber 
auch  hier  ist  wieder  da«  Recht  der  l^ehrer  gewahrt,  denn  es  heißt  S.  09:  „Protokolle 
aber,  deren  V^)rlage  aueh  nur  ein  Mitglied  der  Konferenz  wünscht,  sind  jedesmal 
unverzüglich  der  Landesschulbehörde  vorzulegen."  Ja,  durch  die  Schiulikon- 
ferenzprotokolle luvt  in  (Österreich  der  Ivchrkörper  die  Möglichkeit  und  die  Ver- 
pflichtung, über  die  Zustände  seiner  Schule  uiuiiittelbar  an  die  vorgesetzte  Behörde 
zu  beriditen,  denn  so  lautet  ü.  E.  §  112,  .}:  „Am  Ende  eines  jeden  Schuljahres 
hat  die  Konferenz  sich  mit  einem  an  den  Schulrat  abzustattenden  Schluß- 
l)erichte  über  den  Zustand  von  Unterricht  und  Di.sziplin  in  dem  Oymna.sium 
während  des  verflossenen  Jahres  zu  beschäftigen  .  .  .  Diesem  Schlußberichte  hat 
tler  Direktor  in  seiner  Einbegleitung  diejenigen  Bemerkungen  und  Anträge  in  betreff 
der  einzelnen  Lehrer  beizufügen,  welche  er  im  Interesse  der  Schule  und  der  Lehrer 
für  notwendig  erachtet."  In  mehreren  Ministerialerlassen  der  darauffolgenden 
Jahre  wird  die  Einreichung  dieser  Schlußberichte  dann  „ohne  Versäumnis,  ohne 
zu  große  Weitschweifigkeit"  gefordert,  in  einem  solchen  von  1853  (Norm.  487) 
wird  gesagt,  „daß  .  .  .  der  Bericht  über  den  Zustand  von  Unterricht  (nach  den 
einzelnen  Fächern  im  ganzen  Gymnasium)  und  Disziplin  mit  rückhaltloser 
Angabe  aller  günstigen  oder  hennncndcn  Einflüsse  .  .  .  vom  Lehrkörper  selbst 
abzufassen  und  in  da«  Protokoll  aufzunehmen  ist,  während  der  Direktor  in  einem 
abgesonderten  Berichte  selbständig  sein  Urteil  oder  seine  Bemerkungen,  zu  welchen 
er  sich  allenfalls  veranlaßt  findet,  abzugeben  hat",  vgl.  „Weisungen"  S.  59  und  62. 
Ich  habe  nicht  bemerken  können,  daß  in  anderen  deutschen  Staaten  der  der  vor- 
gesetzten Behörde  einzureichende  „Zustandsbericht",  wie  er  in  Osterreich  auch 
genannt  ist,  in  einer  Konferenz  vorher  protokollarisch  unter  Mitwirkung  des  ge- 
samten Lehrkörpers  festzustellen  ist.')  Wenigstens  in  Preußen  macht  der  Leiter 
alle  vier  Jahre  allein  und  ganz  selbständig  seinen  Bericht  über  die  Anstalt ;  es 
bleibt  ihm  dabei  überlassen,  Ansichten  der  Lehrer,  die  er  in  der  Konferenz 
(Hier  sonstwie  gehört,  darin  zu  verarbeiten,  zu  erwähnen  oder  nicht  zu  er- 
wähnen. 

Man  denke  von  dem  Protokolle  nicht  zu  geringschätzig,  ist  es  doch  eine  Art 
Kontrolle  über  alle  an  der  Konferenz  Teilnehmende:  es  schützt  den  Vorsitzenden 
wie  die  einzelnen  Oberlehrer  vor  Übergriffen  der  anderen  Kollegen  eben  dadurch, 
daß  solche  etwaige  Übergriffe  oder  Angriffe  amtUcher  oder  pcrsönhcher  Art  sofort 
schriftlich  verewigt  werden  können;  deshalb  ist  auch  das  Amt  eines  ProtokoU- 
führers  sehr  wichtig.  Ein  öeterreichischer  Erlaß  schon  von  1849  (Norm.  Nr.  500) 
verbietet  deshalb  dem  Vorstand  des  Lehrkörpers,  das  Protokoll  selbst  zu  führen, 
und  ordnet  an.  daß  der  Ix>hrkörper  den  Schriftführer  zu  wählen  hat,  bzw. 
daß  dies   CJeschäft  per  turnum  besorgt  werden  solle;  die  folgende   Nr.  501,  eben- 

1)  In  Württemberg  erst-nttot  je<ior  Lehrer  über  .'deinen  Unterricht  einen  Bericht  an 
die  Behörde;  dieser  Bericht  geht  zugleich  mit  dem  (.'berHichtöbericht  des  Rektors  ab. 
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falls  aus  dorn  Jahre  1849.  verbietet  nachträgliche  Eintragungen  in  die  Sitzungs- 
protokolle, während  es  jedem  Mitgliede  freisteht,  sein  Votum  schriftlich  näher  zu 
begründen  und  Separat vota,  aber  während  der  Sitzung,  in  das  Protokoll  auf- 
nehmen zu  lassen. 

Ich  halte  es  deshalb  nicht  für  richtig,  wenn  das  Protokoll  von  dem  Direktor 
selbst  geführt  wird,  wie  es  leider  in  Oldenburg  nach  §  11  möglich  ist  („der  Direktor 
oder  derjenige  Lehrer,  den  er  damit  beauftragt,  führt  das  Protokoll").  Sehr  nütz- 
lich ist  in  Hessen  §  12  die  genaue  Feststellung  dessen,  was  ungefähr  im  Protokoll 
enthalten  sein  muß.  nämlich  1,  die  Namen  der  Erschienenen  und  Ausgebliebenen; 
was  letztere  anbetrifft,  ob  mit  oder  ohne  Entschuldigung;  2.  Die  zur  Verhandlung 
gebrachten  Gegenstände  und  die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  mit  kurzer  Angabe 
der  für  und  wider  vorgebrachten  Gründe.  Ebenso  nützlich  ist  hier  der  Zusatz: 
„Es  ist  jedoch  jedem  Mitghed  unbenommen,  eine  ausführliche  Begründung  seiner 
Abstimmung  besonders  einzureichen",  wie  sogar  in  Bremen  nach  §  9  den  Mit- 
gliedern das  Recht  zusteht,  „einzeln  oder  gemeinsam  ein  Separatvotum  in  beson- 
derem Berichte  auszuführen  und  dem  Protokoll  beizugeben  oder  der  Senats- 
kommission für  das  Unterrichts wesen  durch  den  Direktor  einzureichen".  Nicht 
recht  zu  begreifen  ist  dagegen,  was  Anhalt  §  28,  7  bestimmt:  „Über  nach- 
träghche  Berücksichtigung  gegen  die  Fassung  des  Protokolls  hierbei  etwa  ge- 
machter Einwendungen  entscheidet  das  Lehrerkollegium."  Unter  diesen  Ein- 
wendungen können  doch  nur  abweichende  Ansichten  einzelner  Mitglieder  zu 
verstehen  sein,  deren  Meinung  im  Wortlaut  des  Protokolls  nach  ihrer  Ansicht 
nicht  deutlich  genug  zum  Vorschein  kommt.  Falls  nun  diese  nicht  ohne  weiteres 
das  Recht  haben,  Separat  vota  eintragen  zu  lassen,  sondern  dies  Recht  von 
der  Majorität  erst  abhängig  gemacht  wird,  sind  sie  eben  gegen  Majorisierung 
nicht  geschützt. 

Besonders  aber  müßte  es  überall  eingeschärft  werden,  daß  das  Protokoll  wäh- 
rend der  Verhandlungen  zu  führen  sei,  und  daß  nicht,  w  ie  es  wohl  mitunter  geschieht, 
längere  Zeit,  einen  Tag  nach  der  Konferenz,  die  Verhandlungen  in  das 
Protokollbuch  hineinkommen;  leider  verbietet  solche  Scheinprotokolle  der 
Text  der  preußischen  Instruktion  für  die  Provinz  Brandenburg  z.  B.  nicht:  §  9: 
„Für  jede  Konferenz  Verhandlung  ist  in  einem  von  dem  Direktor  aufzubewahrenden 
Buche  ein  Protokoll  aufzunehmen" ;  wenn  man  nicht  aus  dem  Begriff  des  Protokolls 
eine  gleichzeitig  mit  den  Verhandlungen  vorzunehmende  Niederschrift  schließen 
will,  so  ist  hier,  wie  z.  B.  auch  in  Bayern  (§  44,  10:  „Über  jede  Sitzung  ist  ein 
Protokoll  aufzunehmen")  immerhin  die  nachträgliche  Niederschrift  der  Verhand- 
lungen nicht  unmöghch.  Nach  anderen  Instruktionen  (Württemberg  §  7:  „bei 
den  Lehrerkonventen  zu  führende  Protokoll"),  auch  aus  dem  Text  der  hessischen 
geht  hervor,  daß  Verhandlungen  und  Niederschrift  gleichzeitig  stattfinden  müssen. i) 
Solches  Scheinprotokoll  ist  freilich  unerlaubt,  am  deuthchsten  verbietet  es  Anhalt 
§  28,  7:  „letzteres  (Mitglied  des  Kollegiums,  welches  Protokoll  führt)  hat  das  von 
ihm  während  der  betreffenden  Verhandlungen  aufgenommene  Protokoll"  usw.  .  .  . 


1)  Auch  Hamburg  §  17:  „Das  Protokoll  ia  den  Konferenzen' 
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Kompotonzon  dor  Konforonz. 
Allo  Instruktionen  ülKThisaen  dein  ])irrkl()r.  wenn  «-.s  auch  nicht  inuner  geradezu 
pcsaj^t  ist,  selbst  verständlich  die  Leitung  der  Konferenz,  al)er  auch  die  Wahl  der  zu 
beratenden  Ciejzenstände.  Auch  über  da-s  Abstinunun^'sreeht  der  (Jberlehrer  (d.  h. 
dt>r  angestellten  Lehrer),  der  Probekandidaten  und  teehnischen  Lehrer  sind  diu 
Hestinjniunj^'en  f,'leichbedeutend,  aber  tlurcliaus  nicht  über  da«  Was?  oder  Worüber? 
der  Abstininuing.  Wenn  man  nun  die  preußischen  Instruktionen  unbefangen 
liest,  8o  sollte  man  meinen,  dal3  Abstimmungen  über  recht  viele  Gegenstände  statt- 
zufinden haben.  Denn  die  Instruktion  für  Posen  z.  B.  besagt  §  3,  daß  der  Direktor  ,  .  . 
durch  Abstimmung  die  Entscheidung  aller  der  Fragen  zu  bewirken  hat, 
über  welche  nach  den  bestehenden  besonderen  Vorschriften  nicht  ihm  allein,  son- 
dern dem  Lehrerk(^llegium  die  Entscheidung  zusteht.  In  der  Instruktion  für  die 
Provinz  Preußen  §  25  heißt  es:  „Außerdem  sind  (Jegenstände  der  Beratung  alle  all- 
gemeinen Anordnungen  didaktischer  und  disziplinarischer  Art,  das  Verhalten  der 
Schüler  in  beiden  Beziehungen,  die  Ausführung  des  Lehrplans,  die  Ergänzung 
der  wissenschaftlichen  und  technischen  Sammlungen  der  Anstalt  und  sonstige 
Angelegenheiten,  welche  zu  dem  Zweck  der  Anstalt  in  unmittelbarer  Beziehung 
stehen."  Hier  herrscht  überall  Unklarheit;  denn  wo  jene  für  die  Provinz  Posen 
bestehenden  besonderen  Voi-scliriften,  welche  den  Kreis  der  Beratungsgegen- 
stände einer  Konferenz  begrenzen,  zu  suchen  und  zu  finden  sind,  ist  nicht  ersicht- 
lich, ebensowenig,  was  unter  „allgemeinen  Anordnungen  didaktischer  und  disziplina- 
rischer Art  .  .  .  und  sonstiger  Angelegenheiten"  (vgl.  die  Instruktion  für  Preußen) 
gemeint  ist.  Der  Kreis  der  Befugnisse  einer  Konferenz  scheint  hiernach  sehr  groß 
zu  sein,  er  schrumpft  aber  recht  zusammen,  wenn  man  in  der  Iiistruktion 
für  Brandenburg  nach  allgemeinen  ähnlichen  Phrasen  über  Gregenstände  der  Be- 
ratung (alles,  was  zur  Erhaltung  guter  Zucht  .  .  .  wünschenswert)  lesen  muß:  „Ab- 
stimmungen finden  bei  allen  Disziplinar  fällen,  so  wie  bei  Versetzungen 
und  Erteilung  von  Zeugnissen  statt,  außerdem  da,  wo  der  Direktor 
sie  für  angemessen  hält."  Hier  ist  zwar  die  Kompetenz  eine  ziemUch  be- 
schränkte, aber  doch  fest  umschrieben,  während  in  dem  Wortlaut  der  pommerschen 
Instruktion  dies  leider  nicht  der  Fall  ist  (§  10):  „...  Konferenzen  des  Lehrer- 
kollegiums, welche  zur  Beratung  und  Beschlußnahme  über  Angelegenheiten 
der  Schule  gehalten  werden  sollen".  Zwischen  Beratung  und  Beschlußnahme 
ist  hier  also  wohlweislich  unterschieden.  Gleich  darauf  lesen  wir  sogar  von  einer 
Besprechung:  „Gegenstände  der  Besprechung  in  den  Konferenzen  sind  besonders 
Stoff  und  Methode  des  Unterrichts,  die  Lehr-  und  Lektionspläne,  die  einzuführenden 
Lehrbücher  und  Ausgaben,  .  .  .  Fleiß.  Fort.schritte  und  Betragen  der  Schüler,  die 
Anordnung  der  Prüfung  und  der  Schulfeierlichkeiten,  die  Zensuren  und  Vcr- 
setzmigen  ....  wiclitige  Disziplinarfälle  ..."  Das  Feld  der  Besprechung  ist  hier 
sehr  groß,  auch  wohl  da.sjenige  der  Beratung;  wie  groß  da.^jenige  der  Beschluß- 
nahme  durch  Abstimmung^)   ist,  geht  leider  nirgends  hervor.     In  Pommeni 

1)  Vgl.  Mann,  Die  Kompetenzen  der  Lehrerkollegien  der  höheren  Unterrichtsanstalten  in 
Preußen.  Bmnclenhurg  n.  H.  1^74.  —  Es  ist  die  einzige  Schrift,  die  ich  iil>er  den  ganzen  Gegen- 
.stand  gefunden  habe. 

U.  Morsch,  das  höhere  Lehramt.    2.  Aull.  5 
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hatte  mm  nach  §  2'\  worauf  w  ir  nocli  besondei-s  zurückkoiuiucn  werden,  der  Direktor 
allein  nael»  Anhörung  der  Konferenz,  sogar  bei  Versetzungen,  auf  seine  Verantwort- 
lichkeit zu  entscheiden,  so  daß  hier  der  ganze  Apparat  einer  Konferenz  unnötig 
ist.  Nur  die  „Verweisung"  von  der  Anstalt  soll  nach  den  Dienstinstruktionen 
fast  aller  Provinzen  —  auch  in  Ponnnern  (§  20 ff.)  soll  nur  das  Lehrerkollegium 
solche  Strafe  verhängen  —  durch  Bcscliluß  des  Kollegiums  erfolgen^),  oft  unter 
Hervorhebung  ganz  besonderer  Bcstimnumgon,  z.  B.  eines  sofortigen  Berichtes 
an  die  vorgesetzte  Behörde.  Hier  dient  offenbar  das  Lehrerkollegium  mit  seinem 
Beschluß  dazu,  dem  Direktor  den  Rücken  zu  decken.  Abgesehen  also  von  jenem 
präzisen  Wortlaut  der  brandenbuigischcn  Instruktion  und  einem  Paragraphen  der 
Kieler  Konferenzordnung  vom  12.  Februar  1872,  wo  solche  Kompetenz  in  Ver- 
setzungen zu  erschheßen  ist  aus  einem  kleinen  Nebensatze:  „Vorschläge  zu  machen, 
über  welche  abgestimmt  wird",  herrscht  in  allen  preußischen  Instruktionen 
Unklarheit,  wie  weit  die  Kompetenz  einer  ordnungsmäßig  berufenen 
Lehrerkonferenz  sich  zu  erstrecken,  worüber  eine  Besprechung  und 
eine  Beratung,  worüber  eine  Abstimmung  zu  erfolgen  hat. 

Daß  es  nicht  leicht  ist,  den  Kreis  der  Beratungsgegenstände  einer  Konferenz 
a  priori  zu  umschreiben,  ist  aus  den  Paragraphen  nicht-preußischer  Schulordnungen 
recht  ersichtlich;  fast  immer  sind  es  ungefähr  dieselben  Gegenstände,  wie  sie  mit 
mehr  oder  weniger  Wortschwall  die  preußischen  Instruktionen  aufzählen;  so 
auch  in  Hessen  §  5,  Anhalt  §  28,  Hamburg  §  17;  letzteres  freiUch  hebt  schon 
bestimmte  Dinge  schärfer  hervor,  was  auch  in  Oldenburg  §  11  geschieht.  Sehr 
zweckmäßig  erscheint  die  Trermung,  welche  die  österreichischen  Bestimmungen 
zeigen,  §  111:  „Notwendige  Gegenstände  jeder  Konferenz  sind  Mitteilung  der 
Verfügimgen,  Stand  des  Unterrichts  und  der  Zucht,  Rügen  und  Strafen  über  ein- 
zelne Schüler  oder  ganze  Klassen,  die  ins  KonferenzprotokoU  einzutragen  sind", 
und  §  112:  „notwendig  müssen  in  der  Konferenz  zur  Verhandlung  kommen,  ohne 
deshalb  ein  regelmäßiger  Gegenstand  jeder  Konferenz  zu  sein :  jede  Frage  über  den 
Lektionsplan,  die  allgemeinen  Zeugnisklassen^)  (in  Österreich  früher  Bezeichnungen, 
welche  unseren  Zensurnummern  entsprechen),  die  Rangordnung^),  die  Versetzung, 
die  Ausschließung  eines  Schülers",  und  jetzt  „Weisungen"  S.  70/71.  —  Ganz  kurz 
nermt  §  5  der  Verordnung  im  Königreich  Sachsen  als  Aufgabe  der  Konferenz: 
Förderung  einheitlicher  Tätigkeit  durch  gegenseitige  Anregung,  Mitteilung  und 
Besprechung;  sodann  Beratung  und  Beschlußfassung  über  Angelegenheiten  und 
Vorkommnisse  der  Schule,  endlich  Erledigung  der  höheren  Orts  ihr  zugewiesenen 
Geschäfte;  ähnUch  Baden  §  57  über  Gesamtkonferenzen;  ähnlich  Württemberg 
§  4  und  5.  Daß  über  alle  diese  Beratungsgegenstände  Abstimmung  stattfinden 
muß,  ißt  zwar  nirgends  ausdrücklich  gesagt,  scheint  aber  doch  daraus  hervor- 
zugehen, daß  unmittelbar  darauf,  oft  noch  in  demselben  Paragraphen  über  Stimm- 
recht, Art  der  Abstimmung  Festsetzungen  getroffen  werden;   doch  eine  gewisse 

1)  Ganz  klar  in  der  Kieler  Konferenzordnung  vom  12.  Februar  1872  §  7  ausgedrückt:  „Sie 
(die  Lehrerkonferenz)  hat  über  schwere  Disziplinarfälle  zu  entscheiden;  namentlich  steht  ihr 
ausschließlich  die  Verweisung  eines  Schülers  zu." 

2)  Allgemeine  Zeugnisklassen  und  Rangordnung  gibt  es  jetzt  in  Österreich  nicht  mehr. 
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Unklarlic'it  blribt  auch  hier  iMstclicii,  auü.-r  in  Bay.-rn  §  l-t,  5:  „Die  Aufgaben 
des  Lehrerrats  sind:  Beratungen  ülxr  den  Zustand  der  Anstalt  und  über  all- 
gemeine Anordnungen  didaktischer  und  dis/.i|)hiiarer  Natur,  über  Verteilung  der 
Unterrichtsfächer  und  Lelupensa,  über  Wahl  der  Lehrbücher;  Beschlußfassung 
über  Altei-sdispense,  über  die  Aufnahme  auf  Pri>lje  zugelassener  Schüler,  über 
(bis  N'orrüeken  der  Schüler  (Ubei-springen  einer  Khusse),  über  Ergänzung  und  Ver- 
besserung der  Lehrattribute;  endlieh  Bestrafung  v<jn  sehwereren  Disziplinarfällen." 
Es  ist  hiernach  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dal3  auch  über  die  erste  Reihe  tler 
Gegenstände  außer  der  Beratung  eine  Beschlußfassung  durch  Abstimmung  statt- 
finden kann.  —  In  keiner  dieser  Instruktionen  findet  sich  ein  Paragraph  wie  in 
der  brandenburgischen:  „außerdem  da,  wo  sie  der  Direktor  für  an- 
gemessen hält". 

Mag  es  schwer  sein,  die  Kompetenzen  einer  Konferenz  und  damit  die  Hechte 
des  Lehrerkollegiums  festzustellen,  —  daß  es  wirklich  möglich  ist,  zeigt  doch  der 
oldenburgische  Wortlaut  in  §  11:  „Die  Stimmenmehrheit  entscheidet:  1.  bei 
Bestrafung  grober  Vergehen,  2.  bei  Feststellung  der  Zeugnisse  über  Fleiß,  Betragen, 
Ordnung  und  Aufmerksamkeit  der  Schüler,  3.  bei  Versetzungen  der  Schüler,  4.  bei 
bedeutenden  Anschaffungen  für  die  Bibliothek,  den  physikalischen  Apparat  und 
die  Sammlungen,  5.  bei  Änderung  der  bestehenden  allgemeinen  Schulordnung; 
auch  in  Hamburg  §  17  heißt  es:  „In  den  Konferenzen  hat  das  Lehrerkollegium 
zu  bestimmen  z.B.  die  betr.  der  Einführung  von  Lehrbüchern  an  die  Ober- 
schulbehörde  zu  richtenden  Anträge,  die  .  .  .  Zeugnisse,  die  Versetzungen,  die  zur 
Aufrechterhaltung  der  Schulzucht  nötigen  Verabredungen  und  Einrichtungen, 
insbesondere  die  Klassen-,  Haus-  und  Hofordnung."  Solche  Klarheit  sticht  vor- 
teilhaft ab  gegen  die  vagen  Ausdrücke:  „hat  zu  beraten,  es  wird  zu  eventueller  Be- 
schlußfassung gebracht";  mag  der  Kreis  der  Befugnisse  klein  sein,  er  soll  doch  ab- 
gegrenzt werden;  die  von  dem  Schulgesetzgeber  gelassene  Unbestimmtheit  ist 
natürlich  oft  absichtUch  zugunsten  des  Vorsitzenden  gewählt  worden. 

Zwei  Fragen  reihen  sich  hier  an:  1.  hat  außer  dem  Direktor  das  Lehrer- 
koUeRiura,  bzw.  Mitglieder  desselben  die  Befugnis,  eine  Konferenz  zusammen- 
zurufen, bzw.  zusammenrufen  zu  lassen?,  2.  hat  das  Lehrerkollegium  ein  Recht, 
die  Tasesordnung  irgendwie  zu  beeinflussen  oder  vorher  kennen  zu  lernen? 

Die  erste  Frage  nuiß  verneint  werden  in  bezug  auf  sämtliche  Staaten,  aus- 
genommen Württemberg,  Österreich  und  Bayern.  Überall  kann  natürlich 
irgendein  Oberlehrer  den  Direktor  bitten,  über  irgendeine  Sache  sogleich  oder 
bald  eine  Sitzung  des  Kollegiums  anzuberaumen,  aber  ob  der  Direktor  darauf 
eingeht,  ist  seinem  Ermessen  anheimgestellt,  in  Hamburg  §  19  ist  dies  au.sdrück- 
lich  festgestellt.  In  Württemberg  aber  lautet  §  5:  „Der  Lehrerkonvent  ist  von 
dem  Vorstande  zu  berufen  .  .  .  außerdem,  wenn  wenigstens  drei  Hauptlehrer  einen 
bestimmten  .  .  .,  schriftlich  zu  notierenden  Antrag  auf  Berufung  stellen",  und  in 
Österreich  nach  O.  E.  §  110  brauchen  es  nur  zwei  Lehrer  zu  sein,  welche  darauf 
antragen;  noch  größeres  Recht  verleiht  den  bayerischen  Gymnasiallehrern  §  44,  7 
der  Schulordnung,  nach  welchem  jeder  einzelne  Lehrer  das  Recht  hat,  in  Schul- 
angelegenhciten  den  Rektor  zu  einer  Berufung  des  Lehrerrates  zu  veranlassen. 
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Die  zweite  Krage  ist  ebenfalls  für  fast  säintliehe  Staaten  zu  verneinen.  1^'reilieh 
wird  es  fast  überall  mehr  oder  weniger  dem  Direktor  empfohlen,  die  zu  beratenden 
Gegenstände  vorher  zu  verkünden;  aber  in  Hessen  §  7  lesen  wir:  „der  Einladung 
hat  der  Direktor  soweit  wie  niöglich  die  Angabe  der  zu  beratenden  Gegenstände 
kui-7.  beizufügen";  aueh  in  Württemberg  heißt  es  §  6:  „  .  .  .  den  Sitzungen  des 
Lehrerkonvents,  deren  Tagesordnung  den  Mitgliedern  rechtzeitig  mitzuteilen  ist". 
Hier  also  besteht  eine  solehe  Verpfliehtung  für  den  Anstaltsleiter,  sonst  nirgends. 
Am  nächsten  kommt  solcher  Verpflichtung  die  österreichische  Anordnung, 
durch  welche  zu  bestimmten  Zt'iten  bestimmte  Konferenzen  mit  festgesetzten 
Tagesordnungen  anbefohlen  sind:  die  Konferenz  wegen  der  Aufnahmeprüfungen, 
die  Eröffnungskonferenz,  die  Zensurkonferenzen  (Stand  der  Disziplin  und  des 
Unterrichts),  Konferenz  über  Schulgeldbefreiungen,  über  Vermehrung  der  Lehr- 
mittel (u.  a.  Anschaffung  von  Büchern  für  die  Bibliothek),  über  die  Förderung 
der  körperhchen  Ausbildung  der  Schüler,  die  Klassifikationskonferenz,  die  Schluß- 
konferenz, die  Konferenz  über  den  speziellen  Lehrplan  und  über  die  Lehrmittel, 
die  Konferenz  über  Anmeldung  zur  Maturitätsprüfung,  die  Konferenz  zur  Vor- 
bereitung der  Versetzungsprüfungen  —  im  ganzen  elf  Arten  von  Konferenzen! 

Die  Zeiten  sind  festgesetzt  und  somit  auch  die  Tagesordnungen;  manche  Tages- 
ordnungen ergeben  sich  ja  überall  von  selbst.  Mag  nun  in  wenigen  Staaten  also 
das  Kollegium  den  Vorsitzenden  durch  Mitgheder  zu  einer  Konferenz  veranlassen 
können,  die  Tagesordnung,  die  Reihe  und  Art  der  Beratungen  bestimmt  überall  der 
Vorsitzende;  am  Hberalsten  verfährt  man  darin,  im  Gegensatz  zu  hamburgischen 
und  preußischen  Bestimmungen,  noch  in  Oldenburg  §  11,  „wo  die  weitere  Einrich- 
tung der  Konferenzen,  die  Weise  der  Beratung  und  Abstimmung  der  Verabredung 
des  Direktors  und  der  Lehrer  überlassen  ist". 

Die  Kompetenzen  einer  Konferenz  sind  also  überall  sehr  gering;  auch  über 
Anschaffung  von  Büchern  für  die  Bibliotheken  haben  sie  keine  beschließende 
Stimme,  abgesehen  von  Württemberg  nach  §  31  („über  Anschaffung  von  Büchern 
und  anderen  Lehrmitteln  . .  .  hat  der  Lehrerkonvent  zu  beraten  und  zu  beschließen") 
und  Oldenburg,  wie  schon  erwähnt,  und  vielleicht  von  Österreich  („Weisungen" 
S.TOe,  7e).  In  allen  anderen  Staaten,  auch  in  Preußen,  steht  den  Kollegien  eine 
Beschlußfassung  darüber  nicht  zu,  ja  die  bekannte  preußische  Verfügung  vom 
17.  Januar  1885  läßt  es  absichthch  unentschieden,  ob  das  Kollegium  über  Neu- 
anschaffung mitzusprechen  hat,  aus  praktischen  Gründen,  weil  dieser  Weg  zu  um- 
ständUch  wäre;  gewiß  mag  es  in  vielen  Fällen,  wenn  ein  Buch  dringend  verlangt 
wird,  nicht  geraten  erscheinen,  erst  auf  die  in  drei  bis  vier  Wochen  später  zu- 
sammentretende Konferenz  zu  warten;  aber,  trotz  des  ausdrücklichen  Verlangens, 
daß  diese  Neuanschaffungen  im  Protokoll  der  Konferenz  dann  vermerkt  werden 
sollen,  unzweckmäßig  ist  diese  Verfügung  doch  deshalb,  weil  es  nun  wieder  ganz 
von  dem  Beheben  des  Anstaltsleiters  abhängt,  ob  er  ohne  vorheriges  Wissen  des 
Kollegiums  Neuanschaffungen  besorgen  läßt  oder  nicht.  So  bleibt  denn  in  den 
meisten  Staaten  die  Kompetenz  beschränkt  auf  die  Ahndung  schwerer  Disziplinar- 
fälle  (auch  hier  freihch  nicht  ohne  Bestätigung  der  vorgesetzten  Schulbehörde  in 
eirügen  Ländern,  worauf  wir  bei  „Strafen"  noch  zurückkommen),  auf  die  Erteilung 
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voll  Ztu^nissen  und  l»«'i  Vcrsct/nii«:«'!)  und  hv\  den  VrrHot/.iiii<_'(ii  lial  (h-r  größte 
Staat  Deiitschlniuls  durih  §  7  (l<r  \'i'i-8otzungHordnun^  von  lllOl  <ia,s  Recht  der 
IvonftTonz  /ujiimstiMi  des  X'^rsitzciidcn  in  der  Wirklichkeit  recht  henil)neHetzt , 
worauf  wir  im  Kapitel  „V'erset/.un^'en"  noch  einj^ehen  werden.  Kh  l)leibt  also  hier 
winii:  ühri^  von  den  Hefu<:niHsen ;  so  hat  in  Preußen,  ahj,'eHeljen  von  Krteihm^eti 
von  Zensuren  und  von  Verliänj^un^'  selnverer  Strafen,  de  iure  die  Konferenz  nur 
eine  beratende  St  innne.  (h*  facto  mitunter  nielit,  soweit  es  eben  der  Vorsitzende 
zuläßt.  Ein  Staat  Bremen  —  hat  das  Kollegium  in  den  Konferenzen  zu  einer 
he^'utaiht  enden  Rolle  ganz  offenkundig  herabgedrückt,  vgl.  §  !):  „Die  Stellung 
der  Lehrerkonferenz  ist  eine  begutaehtende,  .  .  .  Kine  Ausnalwue  findet  für  die 
an  die  Konferenz  gelangenden  Fälle  der  Sehülenliszi|)lin  statt.  In  diesen  ist 
nach  den  Beschlüssen  der  Konferenz  zu  verfahren,  vorbehaltlich  Befugnis  des 
Direktors,  wenn  er  mit  einem  Besehlusse  nicht  einverstanden  ist,  die  Entscheidung 
der  Behörde  einzuholen"  —  also  das  Vetorecht.  Bremen  hat  also  in  offizieller 
Weise  das  ausgesprochen,  was  in  W'irklichkeit  infolge  unklarer  dehnbarer  Instruk- 
tionen in  manchen  deutsehen  Staaten  stattfindet. 

Lektionsplan;  Verteilung  der  Unterrichtsfächer  und  Ordinariate. 
Hierin  gehen  die  Direktionsinstruktionen  für  die  einzelneii  preußisclien  Provinzen 
ziemlich  auseinander.  Zwar  auf  den  ersten  Blick  scheint  der  Direktor  hier  fa,st  un- 
umschränkte Befugnisse  zu  haben.  In  der  Provinz  Preußen  gilt  die  Bestimmung 
{§  15):  „steht  ihm  allein  die  Festsetzung  des  Lehr-  und  Stundenplanes  zu  ohne 
vorgängige  Beratung  in  der  Konferenz",  ebenso  bestimmt  die  für  Sachsen: 
„die  Verteilung  steht  dem  Direktor  allein  zu",  genau  so  steht  es  in  der  Provinz 
Hannover,  in  Schlesien,  in  der  Hheinprovinz,  auch  in  der  allerjüngsten  Dienst- 
instruktion für  Schleswig-Holstein  von  188ä.  wiihrend  die  viel  ältere  Instruktion 
für  Posen  §  oa  nur  allgemein  besagt:  „die  Lektion  für  jedes  Jahr  so  zu  verteilen, 
daß  jedem  Lehrer  der  für  seine  Kräfte  und  seine  Qualifikation  angemessene  Wir- 
kungskreis angewiesen  werde".  Andere  Instruktionen  verlangen  nun  gerade  im 
(Jegensatze  zu  solchen  Bestimmungen  dazu  eine  vorgängige  Beratung  mit  dem 
L(>hrerkollegium,  .so  die  pommersche  (§  .38):  „Die  Abfassung  des  Lektionsplanes 
steht  dem  Direktor  allein  zu,  jedoch  muß  derselbe  in  der  Regel  eine  sorgfältige 
Beratung  mit  den  Lehrern  (private  Besprechung?  (xler  förmliche  Beratung  in  einer 
Konferenz?)  vorangehen."  Um  Mißverständni.s.sen  vorzubeugen,  sei  gleich  bemerkt, 
daß  unter  I.«ekt ionsplan  zu  verstehen  ist.  wie  ausdrücklich  angegeben  wird: 
I.  I^ektions-  oder  Pensentabelle.  II.  I><'hrertabelle.  III.  Zeittabelle  oder  Stunden- 
plan für  die  einzelnen  Tage  usw.;  ebendasselbe  ist  unter  „Ix^kt ionsplan"  in  der 
brandenburgi.'^chen  Instruktion  zu  vei-stehen  (vgl.  §  17:  Pensentab<>lle.  Iy<'hrertabelle, 
Stund(Mitabelle).  Der  Zu.satz  „in  der  Regel",  der  für  Pommern  gilt,  findet  sich  nicht 
in  der  brandenburgi.schen  Instniktion:  „Für  jcile«  Schuljahr  hat  d(M-  Direktor  einen 
l^ktionsplan  nach  vorangegangener  Beratung  mit  dem  Ix^hrerkollegium  zu 
entwerfen  und  vier  W'ochen  vor  dem  Beginn  desselbtMi  zur  Prüfung  einzureichen. 
Derselbe  muß  enthalten  1.  die  Pensentabelle,  2.  die  I>ehrertal)elle,  ,3.  die  Stunden- 
tnbelle."      rnd  dieselbe  vorgängige  Beratung  in  einer  Konferenz  verlangt 
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die  westfälische  Instruktion  (§  IG),  froilioli  nach  (i(Mi  folgenden  Bemerkungen:  „die 
Vertoilunsz  der  einzelnen  Fächei'  und  Stunihii  unter  die  einzelnen  Lehrer,  für  welche 
lediglich  djvs  Btxlürfnis  der  Anstalt  maßgebend  ist,  .  .  .  steht  mit  Vorbehalt  unserer 
Genehmigung  dem  Direktor  allein  zu",  wird  dies  wieder  beschi'änkt,  und  ähnlich 
It^en  wir  {§  17)  in  der  brandcnburgischen  Instruktion:  „In  welchen  Lehrobjekten 
und  Klassen  ein  Lehrer  mit  Erfolg  unterrichten  kann,  gibt  teils  das  Prüfungszeugnis, 
teils  die  nachmalige  Erfahrung  über  die  pädagogische  und  didaktische  Befähigung 
imd  die  wissenschafthche  Weiterbildung  desselben  an." 

Zweierlei  springt  hier  in  die  Augen.  Erstens  die  große  Verschiedenheit  zwischen 
Pommern,  Brandenburg  und  Westfalen  einer- und  anderen  Provinzen  anderseits,  hier 
Konferenzberatung  nicht  notwendig,  sogar  einmal  verboten,  dort  ausdrücklich  ver- 
langt. Zweitens  aber  ist  die  L'nbestimmtheit  auch  der  brandenburgischen  Instruktion 
und  der  anderen  sehr  zu  bedauern,  die  Zusätze  heben  fast  das  Vorhergehende  auf; 
wozu  soll  mit  dem  Lehrerkollegium  der  Lektionsplan  (auch  die  Lehrertabelle)  erst  be- 
raten werden,  wenn  gleich  hinterher  die  nachmalige  Erfahrung  über  .  .  .  Befähigung, 
die  natürhch  der  Direktor  zu  beurteilen  hat,  noch  den  Ausschlag  geben  soll?  Auch 
hier  jene  Dehnbarkeit,  die  eigentlich  jede  Instruktion  überflüssig 
macht;  immerhin  gewährt  die  eine  Seite  der  Instruktion,  im  Sinne  der  branden- 
burgischen, den  Vorteil,  daß  jeder  Lehrer  zeitig  genug  von  den  Absichten  seines  Vor- 
gesetzten in  bezug  auf  seine  Beschäftigung  im  nächsten  Halbjalu-  unterrichtet  sein  muß. 

Von  Interesse  wird  es  sein,  zu  erfahren,  welche  Befugnisse  in  anderen  Staaten 
hier  dem  Vorgesetzten  zustehen.  Im  allgemeinen  muß  gesagt  werden,  daß  diese 
Befugnisse  trotz  einiger  formalen  Verpflichtungen  des  Direktors  überall  ziemMch 
groß  sind,  man  vergleiche  Königreich  Sachsen  §  3  der  Verordnung  (nach  An- 
hörung des  Lehrerkollegiums),  §  9  in  Württemberg  (im  Lehrer konvent  vorher 
zu  beraten),  in  Baden  §  39  (Rücksprache  mit  den  einzelnen  Lehrern,  maßgebend 
ist  das  Interesse  des  Unterrichts,  persönliche  Wünsche  finden  nur  so  weit  Berück- 
sichtigung, als  sie  mit  diesem  nicht  in  Widerspruch  stehen),  ebenso  in  Hamburg 
§  6f.,  Bremen  §  5,  Hessen,  Verfügung  vom  25.  November  1874,  Oldenburg 
§  6,  am  besten  in  Bayern  §  42,  6:  „Die  Verteilung  der  Unterrichtsfächer  und 
Lehrpensa  erfolgt  nach  Beratung  im  Lehrerrat  durch  den  Rektor.  Hierbei 
ist  in  erster  Linie  die  Qualifikation  der  Lehrer  maßgebend;  besondere  Wünsche 
derselben  werden  berücksichtigt,  wenn  sie  mit  den  Interessen  der  Anstalt  im  Ein- 
klang stehen."  In  Österreich  verteilt  der  Direktor  nach  §  96,  3  und  „Weisungen", 
S.  66  den  Unterricht,  aber  folgende  recht  wohltätige,  die  Lehrer  schützende  An- 
ordnung steht  in  Nr.  2  derselben  §  96^) :  „Es  ist  für  tätige  Lehrer  in  der  Regel 
wünschenswert  und  geisteserfrischend,  wenn  die  Verteilung  der  Lehrgegenstände 
nicht  durch  eine  lange  Reihe  von  Jahren  unverändert  bleibt,  sondern  innerhalb  des 
Kreises  ihrer  Befähigung  wechselt."  Auch  die  „Weisungen"  in  Österreich  ver- 
breiten sich  darüber  ausführlicher,  vgl.  S.  66:  „der  selbständigen  Bestim- 
mung des  Direktors  ist  dagegen  vorbehalten  der  Entwurf  des  Lektionsplanes, 
Verteilung  der  Lehrfächer  und  Ordinariate,  .  .  .  doch  wird  der  Direktor  nicht  unter- 


1)  Ausführlicher  darüber  handeln  die  „Weisungen"  S.  67. 
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lassen  (liiifcii.  in  dir  l\  oii  f  cicii/.  die  Frage  zu  Ktelleii.  welche  WünHcho  .  .  . 
die  einzelnen  Lehrer  haben.  J)ie  uusjieHprocIienen  WiinHche  werden  in  der  von  den 
Lehrern  selbst  gegebenen  Formulierung  ins  Protokoll  aufgenoni  inen. 
.  .  .  Daiiiaeh  hat  der  Direktor  .  .  .  bei  der  Fiiireiehung  den  I^'ktionsplane«  nicht 
nur  das  l'rotokoll  der  denselben  vorbereitenden  Konferenz  beizulegen,  sondern 
auch  seine  Verteilung  der  Lehrfächer  und  der  Ordinariate,  namentlich  im  Verhält- 
nisse zu  der  bisherigt'n  und  zu  der  von  den  Kollegen  gewünschten,  ...  zu 
motivieren  und  die  Bestätigung  desselben  durch  den  Landessehulrat  anzusuchen". 

Tatsächlich  hat  sich  wohl  an  fast  allen  preußischen  Anstalten  auch  ein  Weclisel, 
ein  gewisser  Turnus  zwischen  den  jüngeren  (übcrlelirern)  einerseits  und  den  älteren 
Lehrern  (Professoren)  gebildet  M;  jedes  Mitglied  der  jüngeren  oder  älteren  Abteilung 
rückt  bis  zu  einer  gewissen  Klasse  (meist  von  Sexta  bis  Untertertia,  von  Obertertia 
oder  l'ntcrsekunda  bis  Prima)  in  seinen  Hauptlclirfäehern  vor,  um  Unterrichts- 
erfahrung auf  recht  viel  Stufen  frühzeitig  zu  sammeln,  und  fängt  nach  einer  Reihe 
von  Jahren  auf  der  untersten  wieder  an. 

Aber  das  ist  Usus  und  ist  von  der  Einsicht,  bzw.  Liebenswürdigkeit  des  Direktors 
abhängig,  nur  zwei  Staaten  haben  die  Art  der  Unterrichtsverteilung  der  Hand  des 
Anstaltsleiters  etwas  entzogen  und  durch  Verfügungen  zu  regeln  versucht:  Anhalt 
und  Bayern.  Die  Direktorenversammlung  der  Provinz  Sachsen  hatte  189fi  die 
These  angenommen:  „Es  empfiehlt  sich,  die  Lehrer  der  alten  Sprachen  durch  einige 
lahrcskurse  mit  ihren  Schülern  aufsteigen  zu  lassen."  Darauf  hat  das  anhaltinische 
Schulkollegium  vom  25.  November  189G  die  Einrichtung  sogenannter  „Wandel- 
ordinariate" empfohlen  und  sich  auch  noch  in  einer  anderen  Verfügung  darüber 
ausgesprochen;  innerhalb  bestimmter  Klassengruppen  sollen  die  Ordinarien,  bzw. 
die  Lehrer  der  alten  Sprachen  mit  ihren  Schülern  mitgehen;  sehr  richtig  wird  hierbei 
hervorgehoben,  was  man  nicht  immer  zu  wissen  scheint,  wie  langweilig,  ermüdend 
und  einseitig  eine  längere  Beschäftigung  der  Lehrer  auf  derselben,  besonders  auf  der 
untei-sten  Stufe,  wie  erfrischend,  belebend  dagegen  ein  Wechsel  sei,  der  in  der 
Beschäftigung  einträte.  Die  Klassengruppen  aber,  innerhalb  deren  solch  ein  Turnus 
stattfinden  soll  —  VI— IV,  IV— Illa  (bzw.  IIb  und  IIa),  la  und  Ib  sind  doch 
etwas  klein,  vor  allem  müßten  die  Lehrer  der  unteren  Klassen  öfters  die  Schüler 
bis  in  die  mittleren,  die  der  mittleren  ihre  Schüler  bis  zur  Reifeprüfung  begleiten 
(wie  in  Ost  erreich  die  Regel),  soweit  das  natürlich  die  Qualifikation  irgend  zuläßt. 
In  Bayern,  wo  eine  ähnliche  Verfügung  ergangen  ist.  sind  diese  KlassenL'nii)pen 
auch  weiter  gehalten. 

Gewöhnlich  macht  man  gegen  dieses  Aufsteigen  der  Ordinarien  und  Fach- 
lehrer den  einen  Einwand,  daß,  wenn  ein  „schlechter  Ordinarius"  oder  „schlechter 
Lehrer"  mehrere  Jahre  dieselben  Jungen  unterrichtet  hat.  sie  gänzlich  verdorben 
seien.  .\ber  eins  ist  hier  vergessen:  gerade,  falls  ein  weniger  befähigter  Lehrer 
jahrelang  dieselben  Schüler  hat,  nniß  er  sich  desto  mehr  in  seinem  l'nterricht  zu- 
sanunenraffen .  weil  nach  4 — .')  Jahren,  wenn  sie  in  andere  Hände  übergehen,  nur  er 

1)  Natürlich  können  l»c.«<«imlerc.  oft  zufällige  l'ni.Htande  dies  vorbicton.  r.  B.  wenn  ein  ganzes 
Ix'hrfach,  wie  die  neueren  Sprachen,  nur  von  Oberlehrern  vertreten  wird,  dann  hätte  der  Turnus 
zwischen  diesen  sellxst  stattzufinden. 
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allein  die  Vorant\\tirtuiii:  trügt,  diese  kann  er  aber,  wenn  die  Sehüler  alle  Jahre 
von  einem  Lclirer  zum  anderen  wie  ein  Spielball  geworfen  werden,  mit  Fug  und 
Reeht  auf  seinen  Vorgänger  zum  größten  Teil  abwälzen.  Und  dies  Prinzip  der 
Verantwortung  kann  man  eigentlich  erst  für  Schüler  übernehmen,  die  man  längere 
Jahre  unterrichtet;  dann  kann  man  erst  zeigen,  ob  man  imstande  gewesen,  sie  an 
Fleiß,  Ordnung.  Aufmerksamkeit  zu  gewöhnen;  wechselt  das  Schülermaterial 
jährlich  ixler  gar  halbjährlich,  wird  man  einzelnen  kaum  persönliches  Interesse 
abgewinnen.  Den  „schlechten  Lehrer"  spornt  ein  „Wandelunterricht"  und  „Wandel- 
ordinariat" in  anhaltinischem  Sinne  zu  energischer  Tätigkeit  an,  weil  er  die  Schuld 
für  nicht -genügende  Leistungen  derselben  nicht  auf  seinen  Vorgänger  abschieben 
kami  (hat  er  doch  selbst  die  Schüler  in  der  f rülieren  Klasse  gehabt !) ,  der  „gute 
Lehrer"  aber  wird  bei  mehrjährigem  Zusammensein  mit  denselben  Schülern  sie 
immer  mehr  kennen  und  lieben  lernen. 

Das  Interzessionsrecht  des  Direktors. 

Jedem  Vorsitzenden  eines  Beamtenkollegiums,  welches  ab  und  zu  nach  Majo- 
ritätsbeschlüssen zu  entscheiden  hat,  muß  wohl  ein  Interzessionsrecht  zukommen. 
Und  so  liest  man  denn  in  der  pommerschen  Instruktion :  „Falls  der  Direktor  von 
einem  Beschluß  der  Mehrheit  einen  wesentlichen  Nachteil  für  die  Anstalt  besorgt, 
so  ist  er  befugt,  die  Ausführung  dieses  Beschlusses  bis  nach  eingegangener  Ent- 
scheidung des  Kgl.  Pro\nnzial-Schulkollegiums  auszusetzen,  an  welches  er  sofort 
imter  Einreichung  des  Protokolls  zu  berichten  hat."  Wir  können  darauf  verzichten, 
den  Wortlaut  der  anderen  Instruktionen  anzuführen,  da  der  Inhalt  derselbe  ist; 
freilich  selbst  bei  diesem  so  wichtigen  Interzessionsrecht  sind  äußerlich  gering- 
fügige redaktionelle  Verschiedenheiten  der  Fassungen  zu  bemerken;  erstens  heißt 
es  in  zwei  der  Instruktionen,  diese  Berichterstattung  an  die  vorgesetzte  Behörde 
müsse  geschehen,  „wenn  die  Mehrheit  es  verlangt",  und  zweitens  steht,  während 
überall  Ausdrücke  wie:  „sofort,  sogleich,  schleunigst",  „innerhalb  der  nächsten 
24  Stunden"  (Kieler  Instr.  von  1872)  diese  Berichterstattung  äußerst  eihg  machen, 
in  der  Instruktion  für  die  Rheinprovinz  (§  3)  nichts  von  solcher  Eile;  ja,  sogar  in 
Bremen,  wo  die  Stellung  der  Konferenz  nur  eine  begutachtende  ist,  hat  der  Direktor 
in  solchen  Fällen  noch  die  ausdrückliche  Befugnis,  an  die  Behörde  zu  berichten.  — 
Es  ist  jedenfalls  nötig,  daß  dies  recht  bald  geschieht.  Das  Vetorecht  hat  der  Direktor 
auch  in  Baden  (§40),  in  Anhalt  (§28,  8),  in  Bayern  (§44,  9),  im  Königreich 
Sachsen  (§  5  der  Verordnung,  zu  §  9,  alinea  3  des  Gesetzes  vom  22.  August  1876), 
in  Württemberg  (§  8),  in  Österreich  (§  109,  4  und  „Weisungen"  S.  69,  5,  6). 
Am  besten  wird  wohl  die  Fassung  in  Bayern  gefallen:  „Wenn  der  Rektor  durch 
einen  Beschluß  des  Lehrerrates  das  Interesse  der  Anstalt  für  gefährdet  erachtet, 
hat  er  den  Vollzug  des  Beschlusses  bis  zum  Eintreffen  ministerieller  Entscheidung 
zu  sistieren." 

Zensuren,  Zensurprädikate. 

Es  wäre  zu  kleinlich,  wollte  man  die  verschiedenen  Stufen  der  Zensuren  von 
unserem  „sehr  gut"  bis  „ungenügend"  zusammenstellen.  Hier  habe  ich  eine  durch- 
gehende Normierung,  wie  sie  in  Preußen  durch  §3  der  Versetzungsordnung  von  1901 
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eiivuotictcn  ist,  ii)  ciiii'jni  Stauten  nicht  u'cfiiii(lcn  ;  uo  eine  sdlclic  Fixierung'  vorlinndcn, 
sind  »'S,  wie  in  l'nulifn,  luoistfünf  Ahstufun^cii  (1.  Sehr  ^ut ,  2.  Gut,  3.  Genüj^ciid, 
4.  Mangelhaft ,  .'>.  Ungenügend),  so  ursprünglich  in  Sachsen  nach  §  54  der  Vcr- 
onhuinp,  in  Österreich  vier,  vgl.  Verordnung  vom  11.  Juni  1908,  §  9  und  10. 

Auch  in  Baden  sind  jüngst  (§  10)  fünf  Stufen  für  Fleiß  und  Aufmerksamkeit, 
sechs  für  die  Leistungen,  drei  für  das  Betragen  (I  =>  gut,  2  =  nicht  ganz  he- 
friedigend,  3  =  tadelnswert)  normiert  worden ,  Zwischenstufen  sind  hier  nicht  zu- 
lässig, wie  solche  auch  in  Preußen  nicht  geduldet  werden;  freilich  kann  bei  uns 
wohl  mündlich  und  schriftlich  getrennt  werden,  aber  schließlich  müssen  die 
getrennten  Urteile  auf  ein  deutlich  hervortretendes  CJesamtprädikat  hinauslaufen, 
das  num  meist  voranstellt:  genügend  (schriftlich  mangelhaft).  Oft  aber  geht  auf 
Zensuren  die  Trennung  noch  weiter,  und  man  unterscheidet  z.  B.  Latein:  Poesie 
(Vergil).  Prosa  (Livius),  Grammatik,  schriftliche  Arbeiten.  Da  merkt  man  die 
Absicht,  und  man  wird  verstimmt;  ja.  die  schriftlichen  Arbeiten  trennt  man  noch 
in  Hausarbeiten  und  Klassenarbeiten,  so  daß,  da  man  auf  die  Extemporalien  nicht 
einseitiges  Gewicht  legen  soll,  dann  mit  Sicherheit  das  Prädikat  „genügend"  heraus- 
kommt, denn  drei  oder  vier  Teile  des  Gesamtprädikates  waren  doch  genügend! 
Die  Aufhebung  eines  Zwischenprädikates  zwischen  dem  „Gut"  und  „Nicht  ohne 
Tadel"  im  Betragen  (nach  einer  Verfügung  vom  9.  Dezember  1901)^)  in  Preußen 
ist  nicht  gerade  zweckmäßig  gewesen;  nun  wird  man  gezwungen,  die  contradictio 
in  adiecto  zu  setzen:  „Gut,  bis  auf  einen  Fall  von  Täuschung,  Ungehorsam  usw." 
Da  ist  eben  eine  Z«  ischennote  wie  das  badischc  „Nicht  ganz  befriedigend"  viel  besser. 

In  Österreich  lautet  die  Notenskala: 

für  das  Betragen:    sehr  gut.  gut,  entsprechend,  nicht  entsprechend. 
für  den  Fleiß  werden  jetzt  in  Österreich  keine  Noten  gegeben, 
für  die  Leistungen:    sehr  gut,  gut,  genügend,  nicht  genügend. 
für  den  Gesamterfolg:    vorzüglich  geeignet,  in  die  nächste  Klas.se  auf- 
zusteigen, geeignet  .  .  .,  nicht  geeignet  .  .  . 

In  Württemberg  sind  190")  aber  acht  Abstufungen  für  die  Leistungen  ein- 
geführt worden,  die  kennen  zu  lernen  nicht  uninteressant  ist: 

1.  sehr  gut  =  8.  5.  genügend  =  4. 

2.  sehr  gut  =  7.  6.  nicht  ganz  genügend  =  3. 

3.  gut  =  6.  7.  ungenügend  =  2. 

4.  befriedigend  =  ö.  8.  ganz  ungenügend  =  1, 

I'iir  Betrafen.  Fleiß  und  Aufmerksamkeit  gibt  es  nur  folgende  vier  Stufen: 

1.  sehr  gut  =  8.  3.  genügend  =  4. 

2.  gut  =  6.  4.  ungenügend  =  2. 

Auch  das  Königreich  Sachsen  liat  recht  viel  Zwischenstufen,  im  ganzen 
zehn;  da  die  Nummern  l  III  durch  a  erhöht,  durch  b  hiMabgesetzt  werden  können, 
so  ergibt  siel» ; 

I.   Ib  (sehr  gut);  1\'   pvenig  genügend); 

IIa,  II.  IIb  (gut).  V  (ganz  ungenügend). 
III a,  III,  III b  (genügend); 

1)  Diese  eigentlich  nur  für  Prinianerabgangszeugnisse  geltende  Verfügung  wird  oft  unnötiger- 
weise auf  Zensuren  überhaupt  angewandt. 
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Femer  gibt  es  liier  und  da  „Kopfzensuren",  wie  in  Preußen  1,  2a,  2,  2b,  3,  welche 
auch  im  gewissen  Sinne  in  Österreich  jetzt  noch  vorhanden  sind,  nämlich  in  den 
oben  genannten  Noten  für  den  Gesamterfolg,  jedoch  nur  am  Schluß  des  Schuljahres. 
—  Zu  unterscheiden  wären  dann  noch  die  „Gesamtprädikate"  (§  55  Instr.  für  Pro- 
vinz Preußen),  die  „zusammenfassenden  Urteile"  (§  19  Instr.  für  Pommern),  die 
„allgemeinen  Urteile"  (§14  Instr.  für  Brandenburg),  d.  h.  wohl  die  Urteile  über 
Betragen,  Aufmerksamkeit  und  Fleiß  von  den  Einzelurteilen  über  die  Leistungen; 
diese  Urteile  über  Betragen.  Fleiß  und  Aufmerksamkeit  müssen  oder  können  natürhch 
Sache  der  gemeinsamen  Konferenzberatung  sein,  die  Urteile  über  die  Leistungen 
in  den  einzelnen  Fächern  kann  nur  der  Fachlehrer  abgeben. 

Über  diese  Art  der  Prädikate  und  über  ihre  Zahl  hat  man  hin  und  her  gestritten. 
Eine  solche  Fülle  von  Prädikaten  wie  in  Sachsen  und  Württemberg  ist  allerdings 
bedenldich;  sollte  es  wirkhch  bei  dem  Massenunterricht,  aber  auch  bei  kleineren 
Klassenbeständen  möghch  sein,  so  feine  Unterscheidungen  zu  treffen,  daß  jenem 
Schüler  eine  III a,  dem  anderen  eine  III b  gegeben  würde?  Derselbe  Einwand  gilt 
gegen  die  Vielheit  der  württembergischen  Zensuren.  Aber  zu  wenig  Zensur- 
prädikate dürfen  auch  nicht  zur  Verfügung  stehen,  wie  in  Österreich  für  die 
Leistungen:  sehr  gut,  gut,  genügend,  nicht  genügend.  Erstens  w^erden  da  viele 
Lehrer  aus  Gutmütigkeit  und  Verlegenheit  lieber  das  „genügend"  als  das  „nicht- 
genügend" erteilen  und  so  alle  geistig  Schwachen  weiter  schieben,  zweitens  werden 
die  Zeugnisse  sehr  farblos  werden. i)  Da  ist  schon  das  preußische  und  norddeutsche 
Zwischenprädikat  „mangelhaft"  von  großem  Wert,  es  kann  doch  nach  der  besseren 
^vie  schlechteren  Seite  gedeutet  werden. 

Femer  fragt  es  sich,  ob  nicht  zw*ischen  dem  „gut"  und  „genügend"  noch  ein  Ein- 
schub  möglich  wäre,  und  das  alte  preußische  „befriedigend"  wäre  hier  sehr  am 
Platze.  H.  Leonhard*)  hat  jüngst  mit  Recht  dafür  plädiert,  aber  wenn  er  eine 
Siebenzalü  von  Prädikaten  für  die  Leistungen:  „vorzüglich,  gut,  befriedigend,  ge- 
nügend, ausreichend,  mangelhaft,  gering"  vorschlägt,  so  nähert  sich  diese  Folge 
der  württembergischen  und  sächsischen  Vielheit,  und  sehr  w^enige  von  uns  werden 
jenen  psychologischen  Spürsinn  haben,  um  „genügend"  von  „ausreichend",  „mangel- 
haft" von  „gering"  zu  unterscheiden.  Um  den  gänzhchen  Mißerfolg  zu  bezeichnen, 
ist  wirkhch  das  „ungenügend"  am  Platze.  —  In  Preußen  ist  man  übrigens  durch  die 
in  der  Versetzungsordnung  von  1901  vorgeschriebenen  fünf  Prädikate  etwas 
in  Verlegenheit  geraten,  auf  einer  preußischen  Direktorenkonferenz  hat  man  mit 
Recht  gefragt:  „Gelten  die  fünf  offiziellen  Prädikate  nur  für  die  Versetzungszeug- 
nisse, für  welche  sie  der  Überschrift  jener  Verfügung  nach  doch  eigentlich  bestimmt 
sind,  oder  auch  für  die  Zeugnisse,  die  vor  der  Versetzung,  z.  B.  Michaehs,  Weih- 
nachten, gegeben  werden?"  —  BiUigerweise  wird  man  dies  dem  Wortlaute  nach 
bezweifeln  können  und  aus  pädagogischen  Gründen  auf  jenen  Zwischenzeugnissen 

1)  Die  österreichische  Verordnung  vom  11.  Juni  1908,  betr.  das  „Prüfen  und  Ellassifi- 
zieren  an  Mittelschulen",  gibt  für  die  Verminderung  der  Abstufungen  als  Grund  an,  daß 
dem  Lehrer  dadurch  eine  raschere  Entscheidung  über  die  Leistungen  der  Schüler 
ermöglicht  werde. 

2)  H.  Leonhard,   Über  Zeugnisprädikate.     Piogr.  Dtsch. -Wilmersdorf  1904/5. 
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^'crn  crläiitcriKlc  Ziisät/c  (m<)<^'liclist  objektiv:  „in  der  Iclztcii  Z<'it",  „anfangs  besser" 
iisu .)  liinzufii<:rn,  wühretid  man  allerdings  auf  dem  VernetzungszeugniH  der  Wirkung 
und  der  l^bersiclil  wegen  durchaus  an  die  offizielle  Stufenfolge  sich  halten  muß. 

Noeh  sehwankender  als  über  die  Zensuren  für  Fortschritte  und  Leistungen 
denkt  man  über  den  Wortlaut  der  Hetragenszensuren.  Man  klagt  allgemein,  mit 
Hecht  oder  mit  Unrecht,  über  mangelndes  Vertrauen  der  Schüler  zu  der  Schule  und 
den  Lehrern,  „moderne"  riidagogen  beschönigen  Vorsagen.  Lügen  und  andere 
niiht  abzuleugnende,  allgemeine  grobe  Jugendsünden  durch  philosophische  Phrasen 
im  Sinne  Schopenhauei-s  und  Nietzsches,  und  doch  strotzen  förmlich  die  Zensuren 
der  Schüler  mancher  Anstalt  von  Lob  im  Betragen :  „lobenswert",  „gut"  liest  man  am 
Hnde  des  Vierteljahres  auf  den  allermeisten  Zeugnissen,  Man  denke  an  seine  eigene 
Schulzeit  zurück,  ob  man  selbst  als  Prinms  oder  Sceundus  das  „lobenswert"  oder 
„gut"  wirklich  verdient  hat,  ob  man  nicht  als  Bester  gern  wenigstens  hämische  Be- 
merkungen über  irgendeinen  der  Lehrer  gemacht  hat,  man  frage  sich  aber  auch  selbst 
jetzt,  wie  selten  man  das  sittliche  Betragen  von  sich  als  Erwachsenem  oder  von  an- 
deren Erwachsenen  „gut"  oder  gar  „lobenswert"  nennen  würde,  ohne  deshalb  das 
Bibelwort  Matth.  19,  16:  „Niemand  ist  gut  als  der  einige  Gott"  zu  zitieren.  Nun 
sehe  man  sich  diese,  doch  moralisch  noch  zum  größten  Teil  unerzogene  Jugend  an, 
man  be<lenke,  wie  selbst  die  Allerbesten  skrupellos  schriftliche  hcäusliche  Arbeiten 
von  andern  abschreiben,  wie  sie  ohne  Bedenken,  falls  Auge  und  Ohr  des  Unter- 
richt end(«n  nicht  wachsam  sind  oder  nicht  sein  können,  vorsagen  —  aus  „Kamerad- 
schaftlichkeit", so  nennen's  unsere  pädagogischen  Schopenhauerianer  — ,  ferner 
daß  selbst  die  Besten  schwatzen,  ihre  witzelnden  Bemerkungen  machen,  ja  wie  sie, 
an  den  Mammutanstalten  der  Großstädte  nicht  anders  als  an  Kleinstadt gymnasien, 
vom  Ersten  bis  zum  Letzten  unter  dem  Banne  des  „Korpsgeistes"  stehen,  der  durch 
die  mannigfaltigen  Vereine  leider  noch  mehr  großgezogen  wird,  und  wie  sie  alle 
bei  allgemeinem  Kla-ssenunfug,  vom  Ordhiarius  oder  Direktor  nach  den  Tätern  ge- 
fragt, in  corpore  die  Aussage  verweigern  —  wer  hätte  das  nicht  alles  teils  an  sieh, 
teils  bei  anderen  oft  genug  erlebt !  Man  bedenke  ferner,  daß  das  Erziehungswerk 
ilcr  Schule  täglich  nur  4 — 6  Stunden  dauert,  daß  etwa  wirklich  gezeitigte  Früchte 
durch  die  in  den  übrigen  Tageszeiten  wirksamen  Einflüsse  aller  Art  leicht  vernichtet 
werden  —  alles  ganz  bekannte  Dinge !  Und  doch  —  nach  den  Zeugnissen  sind  das 
fast  alles  „lobenswerte",  „gute"  Menschen! 

„NücpE  Kcd  uiuvaa'  ccmazeiv  —  nüchtern  sei  und  denk  ans  Mißtrauen", 
Epicharms  Wort,  das  Paulsen  seiner  „Geschichte  des  höheren  Unterrichtswesens" 
vorangesetzt  hat,  mögen  auch  wir  Oberlehrer  nie  im  täglichen  Schulbetriebc  ver- 
gessen, ohne  deshalb  zu  Pessimisten  zu  werden ! 

Deshalb  im  Betragen  möglichst  vorsichtig  und  objektiv  urteilen!  Fort  mit: 
„lobenswert",  „gut",  das  die  Schüler  und  ihre  Eltern  oft  genug  be.xpiUteln. 
Treffender  ist  die  Reihenfolge: 

1.  tadelfrei^),  .3.  nicht  tiulelfrei, 

2.  fast  tadelfrei,  4.  tadelnswert, 
Prädikate,  die  H.  I^onhard  a.  a.  O.   mit   Recht  empfiehlt. 

1)  Es  ist  schade,  daß  „ohne  Tadi-l"  duroli  B.iynnl.  don  Ritter  „ohne  Furcht  und  ohne 
Tadel",  so  in  Vcmif  gekommen  ist,  daß  man  es,  nicht  ohne  einen  gewissen  Beigeschmack  dabei 
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Kine  Anzahl  niuloror  Fragen  springt  unwillkürlicli  hier  empor. 

1.  Soll  der  Fleiß  nur  nach  den  Leistungen  beurteilt  werden?  Manche 
Erzieher  widerraten  diesen  Maßstab,  weil  ein  wenig  befähigter  Junge,  der  meist  IV 
auf  der  Zensur  hat.  doch  sehr,  sehr  fleißig  sein  kann^);  legt  man  hier  ausschließhch 
die  Leistungen  zugrunde,  so  muß  man  ihm  auch  IV:  „wenig  genügend"  erteilen, 
denn  sein  Fleiß  genügt  nicht,  um  die  Leistungen  ,,genügend"  zu  machen;  oder  man 
hilft  sich  mit  einem  Zusatz:  „genügend,  aber  bisher  erfolglos",  das  wirkt  wieder 
sehr  niederschlagend.  Also  geht  die  Ansicht  oft  dahin,  den  „Fleiß"  gar  nicht  zu 
zensieren,  da  man  ihn  nicht  ordentUch  beurteilen  kann,  wie  das  jüngst  in  Österreich 
geschehen  ist .  Im  Großherzogtum  Hessen  hatte  man  sich  schon  früher  dazu  bekannt, 
bei  b)  „Aufmerksamkeit  und  Fleiß,"  c)  „Ordnung  in  Büchern  und  Heften"  findet 
sich  auf  den  hessischen  Zensuren  als  Anmerkung :  „Unter  b)  und  c)  werden  nur  dann 
Noten  erteilt,  wenn  besondere  Beobachtungen  gemacht  sind."  Hier  ist  man  also 
nicht  gezwungen,  beides  zu  zensieren.  Bedenklich  erscheint  solcher  Verzicht  des- 
halb, weil  man  konsequentermaßen  eigentlich  dann  auf  jedes  Zensieren  verzichten 
müßte:  jede  Zensur  hat  doch  eine  stille  reservatio  mentalis,  nämlich:  „soweit  es 
in  der  Schule  hervortritt";  dies  gilt  auch  für  die  Leistungen.  Wollte  man  z,  B. 
in  irgendeiner  Sprache,  vielleicht  außerhalb  der  Schule,  ganz  gründlich  „Nieren 
und  Herzen"  prüfen,  wer  weiß,  zu  welcher  Zensur  man  dann  gelangte ! 

2.  Sollen  Grundsätze  zur  Erteilung  jener  Kopfzensuren,  welche 
meist  in  Preußen  und  Österreich  z.B.  gang  und  gäbe  sind,  aufgestellt 
werden  ?  Z^^^schen  den  einzelnen  Lehranstalten  Preußens  herrscht  große  Ungleich- 
mäßigkeit  betr.  allgemeiner  Grundsätze,  nach  welchen  z.  B.  eine  2a,  2b  zu 
erteilen  oder  vielleicht  nicht  zu  erteilen  sei.  Einige  Lehrerkollegien  haben  sich  dahin 
geeinigt,  daß,  wenn  in  zwei  Hauptgegenständen,  z.  B.  Deutsch  und  Mathematik,  das 
Prädikat  4  erteilt  sei,  ohne  daß  dies  durch  eine  2  in  anderen  Fächern  ausgeghchen  ist, 
sofort  die  Hauptzensur  2  b  die  Folge  ist,  oder  im  negativen  Sinne  dahin,  daß  die  gute 
Hauptnummer  2  a  nicht  zu  geben  sei,  wenn  der  Schüler  z.  B.  einmal  mit  Arrest  wegen 
schlechten  Betragens  bestraft  sei  usw.  Aber  auch  innerhalb  desselben  Lehrerkollegiums 
geht  hier  die  Praxis  oft  weit  auseinander ;  eine  Zensur  mit  2  a  bei  dem  milden  Ordinarius 
des  Ostercoetus  der  Untertertia  ist  schlechter  als  eine  Nummer  2,  welche  der  strenge 
„ Klassen vater"  des  Michaeliscoetus  erteilt  hat;  hat  man  es  doch  erlebt,  daß  die 
Zensur  eines  nicht  versetzten  Schülers  von  der  einen  Anstalt  besser  war  als  die- 
jenige eines  versetzten  der  Nachbaranstalt,  und  die  so  unendhch  dehnbaren  Ver- 
setzungsbestimmungeh  von  1901  werden  dies  auch  ferner  nicht  verhindern.  Solche 
Ungleichmäßigkeit  wirkt  auf  junge  Gemüter,  auch  auf  die  Eltern,  oft  mit  Recht, 
ver\\irrend,  sie  zerstört  den  Glauben  an  die  Gerechtigkeit  der  Lehrer.  Hier  wäre 
eine  äußere  Uniformierung,  mag  sie  auch  sonst  in  pädagogischen  Dingen  unheil- 
voll sein,  durchaus  am  Platze,  sie  würde  erziehend  wirken.  Wenigstens  müßten 
die  Lehrerkollegien  sich  über  gewisse  Prinzipien  bei  der  Zensur  er  teilung 

zu  empfinden,  es  nicht  aussprechen  kann;  allzu  lobend  ist  es  doch  im  Grunde  auch  nicht,  weil 
es  negativ  bleibt. 

1)  Deshalb  schreibt  die  neueste  badische  Schulordnung  vor  §  16:  „Die  Note  für  Fleiß  und 
Aufmerksamkeit  ist  unabhängig  von  der  Beurteilung  der  Leistungen  zu  erteilen." 
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einigen,  (liosclhcn  nach  /wci  oder  drri  .lahrcii,  wenn  nötig,  rovidicrcn,  dainit 
gegebenenfalls  bei  schlechtem  (Jesanit/ustande  einer  Schule  durch  alle  Klassen 
eine  gleichmäßig  scharfe  Zensierung  eintn-ten  köiuüe. 

Auf  solche  Gedanken  kommt  man,  wenn  man  dir  Dienstinstruktionen  anderer 
Staaten  zu  Rate  zieht.  In  Ost  erreich  war  schon  im  Organisationsentwurf  von 
1 S4'.),  §  7G(Semestralzeugnisse)  im  allgemeinen  darüber  gehandelt ,  und  noch  die  jüngste 
österreichische  \\*rordnung  über  das  Prüfen  und  Klassifizieren  an  Mittelschulen  vom 
11.  Juni  1908  hat  folgendes  über  die  Noten  bei  Versetzungen  bestimmt:  „Hat  ein 
Schüler  wenigstens  in  der  Hälfte  der  obligaten  Gegenstände  sehr  gut  und  in  keinem 
dieser  Gegenstände  die  Note  „genügend",  so  ist  er  bei  mindestens  entsprechendem  Be- 
tragen als  „vorzüglich  geeignet,  .  .  .  aufzusteigen"  zu  erklären.  Unbedeckte  Noten 
„gut"  aus  dem  obligaten  Freihandzeichnen  und  dem  Schreiben  bilden  an  Gynmasien 
kein  Hindernis  gegen  die  Zuerkennung  dieses  Prädikates,  an  Realsclnden  kann  es 
jedoch  in  einem  solchen  Falle  nur  nach  besonderem  Beschluß  der  Lehrerkonferenz 
zugesprochen  werden.  Dagegen  besitzt  die  Note  „sehr  gut"  in  diesen  Gegenständen 
an  Realschulen  wie  an  Gymnasien  das  gleiche  Gewicht  wie  in  den  übrigen  obligaten 
Fächern  . .  .  Die  Note  aus  dem  obligaten  Turnen  wirkt  nur  nach  der  günstigen  Seite." 
—  Diese  Bestimmungen  berücksichtigen  zwar,  ähnlich  wie  die  preußische  Ordnung 
von  1901  (vgl.  §  4),  die  nicht -wissenschaftlichen  Fächer  zu  sehr,  aber  sie  sind  wenig- 
stens bestimmt  und  klar.  Freilich  dies  setzt  einheitliche  Zensurformulare  voraus, 
solche  einheitlichen  Zensurformulare,  auch  für  Quartalzeugnisse,  sind  in  Baden 
eingeführt  (abgedruckt  bei  Joos  S.  143,  144),  in  Bayern  (S.  52:  Weihnachtszeugnis, 
Osterzeugnis);  auch  in  Österreich  (man  findet  ein  älteres  Formular  abgedruckt 
in  den  „Weisungen"  S.  82).  Warum  hat  man  solche  einheitlichen  Be- 
stimmungen und  Formulare  noch  nicht  für  Preußen,  wo  man  doch  schon 
einheitliche  Formulare  z.  B.  für  die  Reifezeugnisse  hat? 

3.  Sollen  Strafen  (Tadel  und  Arrest)  und  welche?  auf  der  Zensur 
besonders  vermerkt  werden?  In  vielen  Staaten,  Österreich,  Baden,  Bayern, 
ist  solche  Aufzählung  im  allgemeinen  nicht  Sitte,  doch  wird  ein  etwas  schwerer 
Tjulel  in  Bayern  hinter  der  Betragensnote  ausführhcher  dargelegt,  ein  Verfahren, 
das  übrigens  in  Preußen,  wo  in  Betragen  nur  eins  der  vorgeschriebenen  Prädikate 
genommen  werden  darf,  auch  möglich  ist,  indem  man  durch  Zusatz  dasselbe  be- 
schränkt, z.  B.  „gut,  bis  auf  seine  Schwatzhaft igkeit";  freilich  überall  gibt  es  ja  die 
llubrik:  Besondere  Bemerkungen,  und  hier  könnten  ja  auch  Andeutungen  über  eine 
größere  Anzahl  kleinerer  Vergehen,  wie  sie  Tadel  in  den  unteren  und  mittleren 
Klassen  meist  bedeuten,  leicht  Platz  finden.  Aber  die  Praxis  hat  sieh  nun  heraus- 
gebildet, daß  diese  Rubrik  nur  für  besonders  schwere  Vergehen  benutzt  wird,  und  daß 
dort,  wo,  wie  es  die  Gewohnheit  mit  sich  bringt,  keine  Rubriken  für  Lob,  Tadel,  Arrest- 
strafen sind,  einfach  dieselben  mehr  oder  weniger  unterdrückt  werden; 
wenn  es  zu  viel  sind,  wird  wohl  die  Note  in  den  Gesamtprädikaten  etwas  herabgesetzt, 
„genügend,  doch  zuweilen  vermißt"  und  Ahnliches  gesagt,  was  mitunter  recht  un- 
logisch ist.  Manche  Anstaltsleiter  sind  froh,  manche  Ordinarien  auch,  wenn  sie  Zensur- 
formulare ohne  jene  besondere  Rubriken  für  Tadel  haben,  jene,  weil  die  Zensuren 
besser  werden,  falls  nicht  jeder  Tadel  verzeiclmet  steht  und  es  jedenfalls  ihrer  Macht 
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vorbehalten  bleibt,  dies  zu  bestimmen,  diese  oft,  weil  sie  einer  lästigen  Zusammen- 
zählung überhoben  sind.  —  In  derselben  Stadt  weichen  so  die  Zensurformulare 
oft  rei'ht  ab;  gewiß,  manchmal  gibt  es  zu  viel  Rubriken,  die  auszufüllen  sind,  und  die 
Zeugnisse  werden  „Steckbrief artig",  so  wenn  man  liest:  gelobt  — ,  getadelt  — , 
Zeichen  der  Unordnung  — ,  er  hat  das  Aufgegebene  nicht  geleistet  — ,  nachbleiben 
müssen  — ,  verspätet  — ;  dazu  noch  natürlich:  versäumteLehrstunden — undHaltung 
der  Hefte  — .  Aber  ganz  und  gar  die  Anzahl  auch  mehrerer  Strafen  von  vorn- 
herein nicht  vermerken  lassen  zu  wollen  dadurch,  daß  man  Zensurfonnulare  ohne 
jede  Rubrik  für  solche  benutzen  läßt,  ist  pädagogisch  falsch,  im  Interesse  der  Lehrer 
und  im  Interesse  der  Schüler,  bzw.  der  Eltern;  im  Interesse  der  Lehrer,  weil  der 
strafende  Lehrer  verlangen  darf,  daß  seine,  besonders  wiederholte  Strafe  von 
dem  Ordinarius  oder  dem  Direktor  nicht  einfach  unter  den  Tisch  geworfen  wird, 
im  Interesse  der  Sehüler  bzw.  der  Ellern,  welche  von  solchen  Bestrafungen  meist 
gar  nichts  wissen,  damit  ihnen  durch  die  klare  Ziffer  einmal  denn  doch  gezeigt 
^\^^d,  wie  oft  gesündigt  Avorden  ist,  und  wie  gerade  die  unten  vermerkte  Zahl  von 
Strafen  das  schlechte  Prädikat  in  Betragen,  Aufmerksamkeit  und  Fleiß  hervor- 
gerufen hat,  was  sonst  eigentHch  gar  nicht  zu  erklären  ist.  Im  allgemeinen  ist 
auch  hier  die  aurea  mediocritas  das  Richtige.  Rubriken  für  die  Strafen  dürfen 
auf  keiner  Zensur  fehlen;  sind  aber  der  Strafen  nur  wenige  und  sind 
diese  vornehmlich  im  Anfang  des  Semesters  gefallen,  nachher  aber 
ganz  weggeblieben  und  hat  so  der  Schüler  Besserung  gezeigt,  müßten 
sie,  auf  Vorschlag  des  betr.  Lehrers  beim  Ordinarius,  in  der  Kon- 
ferenz als  delenda  zu  beantragen  und  durchweg  zu  streichen  sein; 
so  wären  diese  Strafen  im  Klassenbuch,  wenn  den  Schülern  diese  Praxis  bekannt 
wäre,  immerhin  ein  sehr  brauchbares  Zucht  mittel.  Freihch  hört  man  den 
Einwand,  solche  Tadel,  Arreststrafen  würden  wegen  „Bagatellsachen"  oft  sehr 
ungleichmäßig  von  den  einzelnen  Lehrern  erteilt  und  seien  deswegen  nicht  zu  ver- 
ewigen. Derartige  Einwände  gelten  gegen  jede  Zensierung:  auch  die  Prädikate 
„genügend",  „ungenügend"  w^erden  höchst  ungleichmäßig,  hier  und  da  gewiß  auch 
„ungerecht"  erteilt,  der  eine  gibt  ein  „gut"  da,  wo  ein  anderer  vielleicht  mit  knapper 
Not  „genügend"  zensiert;  läßt  man  dem  Lehrer  nicht  sein  Recht,  das  er 
zuletzt  vor  seinem  Gewissen  zu  holen  hat,  80  hört  überhaupt  jede  Zensur 
auf.  Am  schlimmsten  aber  bleibt  es,  wenn  hier  Willkür  waltet,  sei  es 
eines  Ordinarius,  eines  Kollegiums,  sei  es  eines  Direktors,  der,  wo 
keine  einheitliche  Schulgesetzgebung  ist,  auch  hierüber  diktatorisch 
verfügt.  Solche  Zustände  können  in  Bayern  nicht  herrschen,  wo  es  heißt,  daß 
die  sogenannten  Rektoratsstrafen  in  das  Zeugnis  aufgenommen  werden  sollen,  rucht 
in  Baden,  wo  auch  nach  der  jüngsten  Schulordnung  §  15  schwerere  Bestrafungen, 
•wie  insbesondere  Verweise  durch  den  Anstaltsvorstand  und  Karzers  trafen,  auf  der 
Zensur  zu  erwähnen  sind. 

4.  Wie  oft  soll  es  nun  in  einem  Jahre  Zensuren  geben?  und  sollen 
die  Zensurformulare  jedesmal  gleich  sein?  Im  Süden  Deutschlands, 
auch  in  Westfalen  und  in  der  Rheinprovinz,  wo  in  Tertiale  das  Schuljahr  zerfällt, 
werden  natürhch  nur  dreimal  Zensuren  ausgegeben,  nach  der  jüngsten  Verfügung 
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hat  man  in  r).st('rrri(l»  ai»  der  Zwci/.alil  der  j.ilirlidn'ii  Znisiircn  frslj/cliallcii. 
hl  l'reuUen  und  in  NorddoutHchland  ist,  wie  auH  der  zweiten  Spalte  unter  „Ferien" 
/.u  ci-solion ,  die  Praxis  eine  sehr  verechictlene;  innerhalb  derHclhen  preuüiHehen 
l'rovin/,,  dcrsclhcM  Stadt  hat  der  Usus  sich,  wie  fast  überall,  /.uiii  Tyrannen  auf- 
geworfen, besonders  was  die  Johanniszensur  atd)elan^'t ;  da  werden  hier  nur  für  die 
unteren  Khussen  Vollzensuren  ^e^'eben,  dort  auch  für  die  mittleren,  seltener  für  alle, 
auch  für  die  oberen,  die  doch  wegen  des  zu  Michaelis  stattfindenden  Maturums 
vielleicht  sieh  am  meisten  für  den  Stand  ihres  Wissens  interessieren.  Da  hat  wohl 
irgendein  Anstaltsleiter  für  diesen  Johannistermin  besondere  Fornmlare  herstellen 
liusaen,  welche  die  Urteile  zusammenziehen  und  die  Schreiberei  vermindern  sollen. 
Hin  neuer  Direktor  hält  es  dann  als  eine  durchaus  notwendige  Maßregel,  die  er  mit 
pädagogischen  allgemeinen  Sätzen  natürlich  zu  begründen  weiß,  in  bezug  auf  die 
Zahl  und  Formulare  der  Zeugnisse  eine  Änderung  eintreten  zu  lassen  und  die  Kltussen- 
grenzen  für  die  Zensurverteilung  anders  abzumessen;  auch  strebsame  Mitglieder  des 
Kollegiums,  die  irgend  einmal  von  anderen  Einrichtungen  gehört  und  gelesen,  tragen 
ihre  Weisheit  schnell  dem  Direktor  und  der  Konferenz  vor,  finden  Beifall,  und  wieder 
einmal  geht  eine  variatio  vor  sich,  bis  ein  neuer  Direktor  seine  Ära  mit  anderen 
Normen  für  die  Zensuren  einleitet.  Schon  um  solchen  fortwährenden  Ände- 
rungen vorzubeugen,  sollte  von  oben  dies  ein  für  allemal  geregelt 
werden,  in  der  oberen  Instanz  könnte  man  doch  wenigstens  Umschau 
in  anderen  Staaten  halten,  und  mit  den  sich  immer  von  neuem  darüber 
abwickelnden  „pädagogischen"  Erörterungen  ginge  nicht  so  viel  Zeit 
fruchtlos  verloren.  —  Allerdings  läßt  es  sich  nun  nicht  bezweifehi,  daß 
diejenigen  Staaten  recht  haben,  welche  so  wenig  als  möglich  Zensuren 
austeilen  lassen  und  für  diese  selbst  der  Form  nach  verschiedene  Größe  ge- 
wählt haben.  Die  Hygieniker  eifern  gegen  das  zu  häufige  Zensurenverteilen  wegen 
der  zu  lüiufigen  seelischen  Erregung,  die  Oberlehrer  wegen  der  damit  verbundenen 
Arbeitslast;  beides  mag  nicht  voll  ausschlaggebend  sein.  Die  Haupt.stK'he  bleibt, 
ob  man  guttut,  jemandem,  der  ein  neues  Pensum  für  sich  erarbeiten  muß,  schon 
nach  seclis  oder  acht  Wochen  ein  schriftliches,  mindestens  doch  für  ein  Klassenjahr 
wirksames,  stets  sichtbares  Zeugnis  darüber  auszustellen,  wie  weit  und  wie  es  ihm 
gelungen  ist,  einen  Teil  davon  zu  absolvieren.  W^enn  man  noch  eine  Zeitlang  ver- 
streichen ließe,  könnte  man  diesem  und  jenem  ein  anderes,  häufig  ein  besseres 
Zeugnis  geben.  Es  wäre  wirklich  einmal  nötig,  darüber  eine  Statistik  anstellen  zu 
Ijvssen,  wie  weit  die  vier  Zensuren,  die  die  norddeutschen  Jungen  erhalten,  vonein- 
ander abweichen;  ich  glaube,  mindestens  zwei  Drittel  aller  Schüler  werden  viermal 
dieselben  Prädikate  erhalten.  Warunx  muß  ihnen  dies  viermal  bescheinigt  werden? 
Ist  es  nicht  zweimal  genug?  —  Jedenfalls  ist  die  Johanniszensur  in  Preußen  höclist 
unpraktisch  und  müßte  abgeschafft  wertien;  man  vergleiche  auch  unter  „Ferien" 
S.  .-i9.')ff.  Freilich  werden  viele  meinen,  den  Eltern  läge  an  solchen  häufigeren  Xa<'h- 
richten.  Ob  das  immer  zutrifft?  Jedenfalls,  wenn  das  Haus  \on  dem  Werte  solcher 
Mitteilungen  überzeugt  ist,  so  kann  man  es  so  machen,  wie  jetzt  in  Osterreich, 
wo  §  7  lautet:  „Das  Ergebnis  der  ersten  und  zweiten  Zensurkonferenz  eines  jeden 
Halbjahres  ist  den  Schülern  mitzuteilen.     Diese  Mitteilung  kann  sich  auch  nur 
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soweit  erstrookon,  als  Anlaß  zu  Tadel  vorliauden  ist.  Das  Haus  wird  mittels  beson- 
derer Ausweise,  in  der  Regel  nur  von  dem  ungünstigen  Ergebnis,  schriftlich  ver- 
etändiut.  Den  Eltern  (oder  deren  Stellvertretern)  ist  es  freizustellen,  auf  diese 
Verständigung  zu  verzichten.  Bei  Schülern  der  zwei  obersten  Klassen  findet  eine 
solche  schriftliche  Mitteilung  nur  aus  besonderem  Anlaß  statt." 

Verständigerweise  ist  auch  hier  den  Eltern  die  Möglichkeit  gegeben,  einmal 
längere  Zeit  nichts  von  der  Schule  hören  zu  wollen;  zur  Liebe,  ebensowenig 
wie  zum  Interesse  für  die  Schule  kann  man  niemand  zwingen!  So  glaube 
ich,  werden  viele  mit  mir  einverstanden  sein,  wenn  ich  vorschlage,  daß  bei  uns  in 
Preußen  nur  zweimal  die  Schüler  Zensuren  bekommen  sollten,  am  Schluß  des 
ersten  Halbjahres  und  am  Schluß  des  ganzen  Schuljahres  die  Versetzungszensur; 
dabei  steht  es  natürlich  frei ,  über  besondere  Fälle  von  Faulheit  und  schlechtem 
Betragen,  aber  nur  auf  Konferenzbeschluß,  nach  Haus  zu  berichten;  auch  hoffe 
ich ,  werden  die  meisten  darin  mit  mir  übereinstimmen ,  daß  die  letztere,  die  Ver- 
setzungszensur,  auch  dem  Formular  nach  von  den  früheren  wesentlich  abweicht. 
Die  frühere,  die  Vorzensur,  sei  mehr  ein  „Ausweis",  im  Format  kleiner,  die  Prä- 
dikate seien  nur  durch  Ziffern  gegeben,  deren  Bedeutung  ja  allen  klar  wäre,  die 
Unterschrift  des  Direktors  könnte  fehlen,  in  der  Art  der  Formulare,  wie  sie  in 
Bayern  und  Östen-eich  schon  lange  im  Gebrauch  sind,  w^ogegen  das  tatsächlich 
bedeutungsvolle  Versetzungszeugnis  schon  äußerhch  in  der  Größe  und  dem  Aus- 
sehen des  Formats  sich  von  den  übrigen  abhebe. 

Noch  mancherlei  Quisquilien  wären  zu  erwähnen,  so  die  Frage, 
warum  die  Zahl  der  versäumten  Lehrstunden  zusammengezählt  und 
gebucht  werden  soll.  Sollte  wirkUch  ein  Papa  nachrechnen,  ob  sein  Söhnchen 
57  Stunden  und  nicht  54  versäumt  hat?  —  Wäre  nicht  eine  allgemeine  Notiz: 
„mehrere  Tage,  Wochen  durch  Krankheit  vom  Unterricht  ferngehalten"  besser? 
Ist  es  nicht  zweckmäßiger,  nur  dann  Angaben  zu  machen,  wenn  ohne  Entschul- 
digung die  Versäumnis  stattfand,  oder,  wie  in  Österreich:  „davon  ohne  Ent- 
schuldigung", die  unentschuldigten  von  den  andern  zu  trennen?  — Zensurbücher 
sind,  wenn  die  Formulare  gleiche  Größe  haben,  natürlich  besser  als  einzelne 
Zensurblätter ;  etwas  Buchschmuck  auf  dem  Umschlag  könnte  auch  vorhanden  sein 
wie  in  Stuttgart;  sehr  hübsch  wirkt  auf  österreichischen  Jahres  Zeugnissen 
der  große,  in  mattblauer  Wasserfarbe  eingelassene  Doppeladler;  es  ist  doch 
nicht  so  nüchtern  wie  das  ewige  Schwarz  und  Weiß  und  Weiß  und  Schwarz. 
Daß  der  Name  des  Direktors  gleich  gedruckt  ist,  wie  ich  oft  gesehen,  so  daß 
jener  der  Schreibarbeit  überhoben  wurde,  was  gewiß  ihm  zu  wünschen,  macht 
das  Ganze  zu  geschäftsmäßig,  dann  müßte  der  Namenszug  schon  in  Faksimile 
nachgedruckt  sein;  im  Königreich  Sachsen  haben  einige  Zensurformulare  gar 
nicht  die  Unterschrift  des  Direktors,  sondern  nur:  das  „Lehrerkollegium"  und  die 
Unterschrift  des  Ordinarius^) ,  anstatt  der  zwanglosen '  Unterschrift  der  Eltern 
findet  sich  oft  das  zwingendere:   „Vorstehende  Zensur  habe  ich  gelesen."     Jede 


1)  Sehr  zweckmäßig  erscheint  mir  in  Bayern  und  Württemberg  die  Angabe  des  Amtes: 
„Königl.  Rektorat",  anstatt  des  Amtsinhabers:  „Der  Direktor,  Rektor". 
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Zensur  sollte  die  Nolcnskalu,  hinten  dir  \'erse(/.iiM;.'.s()i(liiuii^'  oder  einige  ['aragraplieii 
doreolben  abgetlruckt  haben,  wie  es  auc^li  meist  ge«cliieht ;  sehr  zweckinäüiji 
sind  auch,  wie  in  Baden,  lleKsin  oben  auf  ihm  Formulare  Beinerkun^ien  wie: 
„Auszug  aus  dem  Konfercnzprotokoll  vom  .  .  ."  odei  :  „FestgcHtcUt  in  der  Konferenz 
vom  .  .  ."  Doch,  wie  gesagt,  die  Hauptsuehe  bleibt  eine  einijeitliche  Regelung  der 
Zensurengebung,  nuxg  dies  innerhalb  des  Kollegiums,  einer  Provinz,  des  Staates 
geschehen. 

Man  fürchte  nun  nicht,  dali  durch  solche  iMiiheitiichkeit  da.s  blasse  Gespenst 
der  Schematisierung  heraufbeschworen  würde.  Zunächst  muli  bei  der  Zensierung 
natürlich  immer  der  Einzelfall,  immer  die  Individualität  des  Schülers 
ins  Auge  gefaßt  werden.  Daneben  verlangt  aber  die  ausgleichende  Gerechtig- 
keit, den  Schüler  auch  im  Verhältnis  zu  seinen  Mitschülern  zu  betrachten.  Oft  kann 
übrigens,  besonders  beim  Massenunterricht,  die  Rücksichtnahme  auf  die 
Individualität  weiter  nichts  sein  als  ein  Mantel  für  übergroße  Nachsicht 
und  pädagogisclie  Schwäche  des  Beurteilers,  Hier  sollten  jene  fest- 
zusetzenden Grundprinzipien,  die  wohl  meist  negativer  Natur  sein  würden,  eine 
Schranke  ziehen,  und  sie  würden  ebensowenig  wie  die  jüngsten  preußischen  Ver- 
setzungsnormen der  Schematisierung  Vorschub  leisten. 

Und  last  non  least,  meine  Herren  Amtsgenossen  von  nah  und  fern,  die  Sie  sich 
vielleicht  verurteilt  haben,  dies  zu  lesen,  noch  einen  (Jrund  für  allgemeine  Zensur- 
piinzipien,  aber  ganz  sub  rosa:  eine  zu  lange  Zensurkoi\ferenz  bleibt  immer  ein 
otium  „cum  —  indignitate",  vielleicht  „cum  indignatione".  Allgemeine  Normen 
al)er.  über  die  man  sich  längst  geeinigt,  wirken  gleich  der  Parze,  sie  schneiden 
manchem,  auf  dem  Individualitätsprinzip  herumreitenden  Kollegen  den  Faden 
seiner  von  zu  großer  Nachsicht  triefenden  Dauerrede  ab,  vereinfachen  und  ver- 
kürzen die  Verhandlungen  ganz  bedeutend.  Man  würde  dies  vielleicht  nicht  laut 
sagen  dürfen,  ohne  zu  erröten,  indessen  „epistula  non  erubescit",  sagt  Cicero,  noch 
viel  weniger  kann  das  erröten,  was  man  der  teuflischen  Druckerschwär/e  an- 
vertraut  hat. 

Strafen,  körperliche  Züchtigung. 

Während,  was  Verweisung  und  Karzerstrafe^)  anbelangt,  die  alten  preußischen 
Instruktionen  fast  gleich  sind,  soll  in  der  Anwendung  der  Körperstrafe  für  die 
Provinzen  Preußen   und  Pommern  eine  Anordnung  Platz  greifen,   welche  für  die 

übrigen  Provinzen  nicht  gilt,  §  Ö2  in  Ost-  und  Westpreußen: Dieselbe  (die 

Körperstrafe)  ist  in  der  Regel  nur  in  den  drei  unteren  Klassen,  in  der  III.  nur 
nach     vorgängigem    Konferonzbeschluß     zu     verhängen"-),    ähnlich    für 

1)  Überflüssige  provinzielle  Eigentümlichkeiten  bomorkt  nmn  auch  hier:  in  der  l'mvinz 
Preußen  §53  soll  sie  nicht  über  4,   in  Pommern  §2na  soll  sie  niclit  ül)or  (]  Stunden  dauern. 

2)  (Janz  entgcgenpesptzt  §  21  in  Württemberg:  Auf  körperliche  Züchtigung  darf  von 
dem  Vorstand  o<ler  dem  Ix'hrerkonvont  nicht  erkannt  wonion.  —  Das  Beste  ül>er  köriHrliche 
Züchtigxing  lese  man  nach  in:  .Ad.  Matthias.  Praktische  I'ädagogik  für  höhere  Ix>hran8t«lten 
(Uaumeister.  Handbuch  II  2).  München  ISO'i  (jetzt  X  Aufl.  von  lOOS).  im  dritten  Abschnitt 
S.  US  —  214.  In  Wchmers  „Enzyklopädischem  Handbuch  der  Schulhygiene"  1904  stellt 
Krollick  fest,  daß  augenblicklich  wohl  die  Hälfte  der  Fachmänner  für.  die  Hälfte  gegen 
diese  Strafe  sei;  vgl.  S.  847 ff. 

H.  Morsch,  das  höhere   I^hranit.    i  Aufl.  6 
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romiuern  (§  20).  oino  Hcstiinuum«:.  welche  vom  pädagogisclien  Standpunkt  bedenk- 
lieh ist.  weil  die  körperliche  Züchtigung  stets  einen  persönlichen  und  väterlichen 
Charakter  an  sich  tragen  muß,  jedenfalls  nie  in  der  Art  eines  t^ericlitshofes  förm- 
lich und  feierlich  vorher  beschlossen  werden  darf.  Auch  die  dadurch,  vielleicht 
tagelang  bis  zum  Zusammentritt  der  Konferenz,  eintretende  Verzögerung  der 
Strafe  ist  ganz  falsch.  Welchen  Eindiuck  würde  ea  machen,  wenn  man  sich  in 
der  Lage  sähe,  einem  Tertianer  zu  sagen:  „Warte,  ich  werde  die  Konferenz  zu- 
sammenrufen lassen,  damit  du  deine  Prügel  bekommst",  das  würde  ebenso  wirken 
wie  die  mütterliche  Drohung  im  Hause:  „Sobald  der  Vater  kommt,  wirst  du  deine 
Prügel  bekommen",  was  A.Matthias  (Wie  erziehen  wir  unsern  Sohn  Benjamin? 
München  1902,  S.  93)  mit  Recht  natürlich  verwirft.  Und  wie  stolz  muß  sich  die 
Brust  eines  pommerschen  Tertianers  heben,  wenn  er  den  Mathematiklehrer  seiner 
Klasse  in  nichtssagender  Minorität  auf  dem  Korridor  inspizieren  sieht:  „Bilde 
dir  nicht  ein,  du  alter  Kessel,  daß  du  mich  hauen  darfst,  weil  ich  die  Formel  für 
(a  -r  b)-  wieder  nicht  gewußt,  nur  auf  Konferenzbeschluß  kann  ich  die  mir 
gebührende  Haue  erhalten."  —  Sonst  verordnen  fast  alle  preußischen  Instruktionen, 
daß  diese  Art  der  Strafe  nur  in  den  drei  unteren  Klassen,  niemals  vom  Schuldiener, 
sondern  immer  vom  Lehrer  selbst  zu  vollziehen  sei,  auch  selbstverständlich,  daß 
sie  nur  in  den  seltensten  Fällen  und  mit  Mäßigung  gebraucht  werden  dürfe,  wie 
jene  alte,  allgemeine  Verfügung  darüber  vom  9.  März  1843  es  ausdrücklich  fest- 
setzt. —  Auch  heißt  es  überall,  daß  der  Direktor  das  Recht  hat,  wie  überhaupt 
den  Gebrauch  gewisser  Strafen,  so  auch  die  körperliche  Züchtigung  einzelnen  Lehrern 
zu  untersagen,  manchmal  mit  dem  Zusatz  „für  eine  gewisse  Zeit";  ein  Unterschied 
w  altet  indessen  auch  hier  noch  ob  r  in  manchen  Provinzen  soll  der  diese  Strafe  ein- 
mal ausübende  Lehrer  verpflichtet  sein,  sofort  dem  Direktor  davon  Anzeige  zu 
machen;  in  anderen  Provinzen  hest  man  nichts  davon.  Infolge  einiger  Vorkomm- 
nisse in  Berlin  im  vorigen  Jahre,  wo  Oberlehrer  das  ihnen  kraft  der  branden- 
burgischen Instruktion  zustehende  Züchtigungsrecht  überschritten  haben  sollten, 
ist    für   ganz   Preußen    eine    allgemeine  Verfügung  i)    ergangen.      Neu    ist    in   ihr 


1)  Dabei  wird  auf  eine  Verfügung  des  Provinzialschulkollegiums  von  Danzig  vom 
21.  Januar  1905  verwiesen,  die  wieder  auf  §52  der  Direktoren -Instruktion  von  Ost-  und 
Westpreußen  von  1867  verweist  (also  gelten  diese  alten  Instruktionen  noch!). 
In  dem  Schreiben  des  Provinzialschulkollegiums  an  die  Direktoren  einer  Provinz  wird 
diese  Danziger  Verfügung  ein  „Anhalt"  genannt,  folglich  braucht  man  sich  nicht  immer 
an  sie  zu  kehren.  Die  vom  Minister  dabei  mitgeteilte  Entscheidung  des  Königl. 
Preußischen  Oberverwaltungsgerichts  besagt  zwar,  daß  ,,die  §§  50  bis  53  Titel  12 
Teil  II  des  Allgemeinen  Landrechts  und  die  Allerhöchste  Kabinettsorder  vom  14.  Mai  1825", 
welche  bekanntlich  das  Recht  körperlicher  Züchtigung  festsetzen,  sich  nur  „auf  die 
Lehrer  an  niederen  Schulen"  und  zwar  „Kindern"  gegenüber  beziehen,  gesteht  aber 
zu,  daß  die  Verhängung  einer  körperlichen  Züchtigung  aus  dem  Recht  und  der  Pflicht 
der  Erziehung  folge,  sie  dürfe  nur  keine  „gewöhnliche"  S<;rafe  sein,  „im  übrigen  sei 
nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  zu  beurteilen,  ob  Art  und  Maß  der 
Züchtigung  in  den   Grenzen  vernünftiger  Erziehung  sich  gehalten  haben". 

Bekanntlich  hegt  auch  eine  Entscheidung  des  zweiten  Strafsenats  des  Reichsgerichts 
in  dieser  Sache  vor,  an  welches  der  doppelt  (von  seiner  vorgesetzten  Behörde  und  von 
einem   Berliner  Gericht  auf  Strafantrag  der  Eltern)   bestrafte  Berliner  Oberlehrer  appelliert 
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die  licscliriiiikuii;,'  dieses  Kcclilrs  auf  <lif  Scliiilcr  <I<T  dn-i  uiitcrrii  Kl.thsen,  die 
vorluM-  zu  cratatti'iuli«  Anzeigt"  au  ilrii  AnstaltHlfittT  und  eiuo  hoIcIh*  an  die  Kltorn. 
Die  crsteiv  ist  in  Wirklichkeit  ^ar  uidit  durch/.ufülin'n;  denn  jtjde  Strafe  hoU  bald 
vollzogen  werden,  oliue  daü  sie  deswe^'eu  iin  Affekt  gegeben  zu  werden  braueht. 
Der  Anstaltsleiter  i«t  aber  mitunter  seliweroder  gar  nielit  zu  finden,  und  vor  allem: 
wir  von  den  Oberlehrern  wird  sieh  dazu  verstehen,  erst  hinzulaufen,  um  zu  melden: 
„Herr  Direktor,  ieh  erstatte  Anzeige,  dali  der  Quartaner  Meyer  von 
mir  Sehlüge  bekommen  wird."  Da8  sieht  aus  wie  eine  Krlaubni.s,  wie  die 
l'iaLre:    „H<ri     Diitktoi  darf    ich   den   (^ua  rt  ;i  iier  M  eyer    hauen?"     Da« 

ist  aber  unser  unwürdig.  Die  naciilierice  Anzeige  an  die  Kitern  dagegen  wird 
eben.so  aufzufivssen  sein  wie  die  Anzeige  von  der  Arreätstrafe;  sie  ist  bei  der 
Körperstrafe  ganz  angebracht,  dann  mag  man  zu  Haus  durch  „Okularinspektion" 
gleich  feststellen,  ob  und  inwieweit  Spuren  zu  sehen  sind.  Geschielit  dies  nicht 
gleich,  so  wird  leicht  die  ganze  Sache  übertrieben,  und  ein  etwa  nachher  sich 
einstellendes  körperliches  Unwohlsein  kann  man  dann  nicht  auf  die  Bestrafung  in 
iler  Schule  zurückführen. 

Sehr  lehrreich  ist  es  nun  wieder,  hier  zu  beobachten,  welche  Vorschriften  in  bezug 
auf  Strafen  und  deren  Ausübung  die  einzelnen  Staaten  erlassen  haben.  Eine  der 
preußischen  Instruktionen  spricht  es  offen  aus,  daß  eine  Strafenskala  aufzustellen 
nicht  zweckmäßig  ei-scheine;  dennoch  hat  man  dies  im  Königreich  Sachsen  und 
Bayern  für  gut  befunden;  vgl.  §  10  der  Verordnung  in  Sachsen  (zu  §  14  des  Ge- 
setzes) :  Schulstrafen  sind 

1.  Verweis; 

2.  Anweisung  eines  besonderen  Platzes  während  der  Lehi-stunden  bei  Schülern 
der  Unterklassen; 

3.  Aufgabe  einer  häuslichen  Strafarbeit; 

4.  Schularrest    (nicht   Karzer  und  nicht  über  die  Dauer  einer  Stunde)   mit 
zweckmäßiger  Beschäftigung  unter  Aufsicht; 

5.  Verweis  vor  der  vei*sammelten  Klasse; 

6.  Karzerstrafe  bis  zu  zwei  Stunden; 

7.  Vorhalt  und  Verweis  vor  der  Konferenz; 

8.  Androhung  der  Entlassung  (Dimission); 

9.  Entfernung  von  einem   Ehrenamte  in  der  Klasse  und  damit   verbimdene 
Degradation; 

10.  Entziehung  von   Benefizien,  Schulgelderlaß,  Stipendien; 

11.  Karzerstrafe  über  zwei  Stunden  mit  oder  ohne  Karene; 

12.  Entlassung  (Dimi.ssion). 

hatte.  Der  WortUut  und  die  liopriindunj?  der  Verwerfung  der  Revision  ist  mit  Hecht, 
auch  vom  so/.ialen  Standpunkte  (vgl.  Rein,  in  der  „\V(H'ho"  1909,  Nr.  11)  stark  an- 
pofochton  worden.  —  Jetlenfails  muÜ  l)cnchtot  werden.  daU  da.H  Reichsgericht,  da.-* 
das  Züchtigxingsreeht  gegen  „junge  I>?ute  von  Hildung"  (d.  h.  Schüler  höherer  Ix'hr- 
anstnifen)  verbietet,  weder  für  preuUi.-^che  Heamte  noch  für  die  anderer  Staaten  vorgesetzte 
r»ehörde  ist  tuid  wir  un.s  durchaus  an  die  Vomchriften  der  Schulaufsichtsbehörden  zu 
halten   haben. 
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Die  Strafen  \—  -i  kann  der  IxMuer.  die  unter  f)  inid  (i  der  Direktor,  die  unter 
7 — 12  nur  die  Lehrerkonferenz  .  .  .  verfügen. 

Solche  Strafenskala  stellt  auch  die  Badische  Schulordnung  von  1004  auf 
in  §  31: 

1.  Absonderung  des  Schülei-s  im  Lehrzinimcr  bei  Schülern  der  drei  unteren 

Jahrgänge; 
•J.  Eintrag  ins  Klassenbuch  (wohl  gleicli  unserem  Tadel); 

3.  Schularrest  bis  zu  zwei  Stunden; 

4.  Arrest  der  ganzen  Klasse; 

."1.  Eintrag  in  das  Klassenbuch  mit  Androhung  der  Karzerstrafe; 

6.  Verweis  vor  der  Klasse  durch  den  Anstaltsvorstand; 

7.  Karzerstrafe  bis  zu  vier  Stunden; 

8.  Verweis  vor  der  Lelirerkonferenz  durch  den  Anstaltsvorstand; 

9.  Karzerstrafe  bis  zu  12  Stunden; 

10.  Androhung  der  Ausweisung; 

11.  Ausweisung. 

In  Bayern  (§  41,  3)  werden  unterschieden  a)  Schulstrafen,  welche  von  jedem 
der  betreffenden  Lehrer  verhängt  werden  können:  1.  Verweis;  2.  Anweisung  eines 
abgesonderten  Platzes ;  3.  Schularrest  bis  zu  einer  Stunde.  —  b)  Rektoratsstrafen : 
1.  Verweis;  2.  Karzer;  3.  Entziehung  der  Schulgeldfreiheit  oder  anderer  Vergünsti- 
gungen; 4.  Androhung  der  Dimission.  Rektoratsstrafen  sind  in  den  gewöhnhchen 
Schulzeugnissen  vorzumerken.  —  Auch  für  W ü r 1 1  e  m  b er g  wurde  früher  die  Disziplin 
nach  der  Instruktion  von  1878  (ähnlich  jetzt  1904)  durch  eine  Skala  von  Strafen 
unterstützt,  vgl.  §  20a  in  unteren  und  mittleren  Klassen:  Verweise,  Noten  im 
Diarium,  Herausstellen  des  Schülers  aus  den  Bänken,  wiederholte  und  vermehrte 
Hausaufgaben,  Zurückbehalten  im  Schullokal  außer  der  Schulzeit  .  .  .,  bei  Erfolg- 
losigkeit aller  übrigen  Strafen,  sowie  wegen  unsittlicher  Handlungen,  boshaften 
Mutwillens  oder  grober  Widerspenstigkeit  auch  körperliche  Züchtigung  durch 
Schläge  mit  einem  dünnen,  0,5  m  langen  Stöckchen  auf  die  innere  Handfläche, 
wobei  die  Zahl  der  Schläge  bei  älteren  Schülern  4  ( !),  bei  jüngeren  2  ( !)  nicht  über- 
steigen darf.  Andere  körperliche  Züchtigungen,  z.  B.  Ohrfeigen,  Stöße  oder  Schläge 
auf  den  Rücken  oder  auf  andere  Körperteile  sind  nicht  zulässig  usw.  .  .  .i)  In  den 
oberen  Klassen:  Verweise  von  dem  betreffenden  Lehrer,  Noten,  wiederholte  Haus- 
aufgaben, Schularrest,  Verweis  vor  dem  Vorstand  oder  dem  Lehrerkonvent,  Karzer, 
auf  welchen  von  dem  Vorstand  bis  auf  zweimal  12  Stunden  (bei  Tage)  und  von 
dem  Lehrerkonvent  bis  auf  zweimal  24  Stunden  (bei  über  16jährigen  Schülern 
auch  über  Nacht  .  .  .)  erkannt  werden  darf.^)  —  In  Österreich  nach  0.  E. 
§  71  gelten  als  Strafe:  1.  Die  Rüge;  2.  Zurückbehalten  eines  Schülers  in  der  Schule 
nach  dem  Ende  der  Lehrstunden;  3.  Degradation  =  Herabsetzung  auf  einen  nie- 


1)  Diese  Paragraphen  sind  durch  zwei  Erlasse  im  Jahre  1892  aufgehoben.  In  der  Dienst- 
vorschrift von  1904  ist  die  Beschreibung  des  Stöckchens  fortgelassen,  aber  nach  §  18  „die  Zahl 
der  erhaltenen  Streiche  ins  Tagebuch  einzutragen". 

2)  In  Württemberg  ist  nach  demselben  Paragraphen  der  einzelne  Lehrer  befugt,  in 
dringenden  Fällen,  den  schuldigen  Schüler  sofort  in  den  Karzer  abführen  zu  lassen. 


H.   Die   Difii-stiiiHtrukt innen.     Stnifi-n,   ki'>r|M-rlithi-  Züihtijjunn.  ^5 

(Ititii  l'lat/  (In-  Klass.':  1.  Knr/.t'rwtraff;  f).  wo  die  Sitt«-  auch  kcirpcrliclic  Züclitigung 
für  (Ins  rntciüyiiuiasiiun  /.ulillit,  IhI  ki'iii  Grund  VDrhaiulen,  sie  auHZuschließen 
(v;^!.  iilxr  unt»'M).  .Jctlo  dit'öcr  Strafarteii  ist  übrigens  in  den  Normalien  noch 
ausführhch  mit  Worten  erläutert  und  charakteriBiert,  z.  B.  daß  körperliehe  Züch- 
tigung nie  durch  den   Diener  ausgeführt   werden  darf  usw. 

(U)er  diese  ziemlich  bunte  Musterkarte  von  Strafen,  wie  sie  in  den  verschie- 
denen Instruktionen  gestattet  sind,  sei  nur  das  Alk-rnötigste  bemerkt.  Zuerst  werden 
sich  wohl  wenige  mit  der  Stufenfolge  der  Strafe  befreunden,  wie  sie  sich  im  König- 
nich  Sachsen  und  in  Baden  darbieten:  eine  solche  feste  Reihe  macht  die  Strafe 
zvi  einem  Rechtsmittel  nach  Art  eines  Strafgesetzbuches,  und  in  der  Erziehung 
soll  nie  ein  strengjuristisches  Verfahren,  wie  dieser  Strafkodex,  Platz  greifen;  dann 
könn(>n  manche  Strafen  einigen  Schülern  gegenüber  gar  nicht  angewandt  werden, 
wie  Entfernung  von  einem  Ehrenamte  und  Entziehung  von  Benefizien,  einfach 
weil  sie  weder  des  einen  noch  des  anderen  teilhaftig  sind.  Tatsächlich  bleibt  von 
jener  äulierlich  so  zahlreichen  Gliederung  der  Strafen  immer  nur  die  auch  bei  uns 
in  Preußen  übhche  Reihe  übrig;  abgesehen  von  dem  mündlichen  Verweis  und  der 
Relegation:  Tadel  (Note),  Arrest  (Nachbleiben,  wenn  auf  längere  Zeit:  Karzer), 
körperliche  Züchtigung,  wobei  es  noch  nicht  gesagt  ist,  ob  die  letztere 
wirklich   die   ultima  ratio   und  etwa  schärfer  ist  als  Arrest. 

Bemerkenswert  bleibt,  wie  verschieden  sich  die  Instruktionen  über  sogenannte 
Strafarbeiten  und  körperliche  Züchtigungen  aussprechen,  bzw.  nicht  aus- 
sprechen. Bekanntlich  sind  nach  mehreren  preußischen  Erlassen  diese  „Straf- 
arbeiten" in  Preußen  so  gut  wie  verboten,  wenn  freilich  hier  auch  mehr  vor  einem 
„Mißbrauch"  gewarnt  wird.  Eine  jüngst  erlassene  Verfügung  hat  sie,  ohne  sich 
an  das  Beispiel  anderer  Staaten  zu  kehren,  verboten;  und  doch  werden  sie  bleiben, 
schon  als  „Ersatzarbeiten",  wie  Georg  Runze  im  „Tag",  26.  Mail908,  mit  Recht 
ausgeführt  hat.  So  ist  im  Königreich  Sachsen  (§  10)  zulässig  als  dritte  Strafe: 
Aufgabe  einer  häuslichen  Strafarbeit;  auch  in  Württemberg  ist  zulässig  nach 
§  20:  wiederholte  und  vermehrte  Hausaufgabe,  mit  einigen  einschränkenden  Be- 
merkungen; in  Bayern  und  Baden  finde  ich  diese  Strafe  nicht  erwähnt,  auch  in 
östeneich  nicht.  Über  körperliche  Züchtigung  sprechen  sich  nicht  die  bayerischen 
Vorschriften  aus;  im  Königreich  Sachsen  ist  körperliche  Züchtigung  als  Straf- 
mittel nicht  erlaubt,  „da  die  Ausführungsverordnung  des  Kultusministeriums 
vom  29.  Januar  1^177  dieses  Strafmittels  nicht  gedenke",  auch  in  Baden  nicht  (vgl. 
schon  Joos  S.  11()  und  §  'M  Schluß);  auch  in  Osterreich  ist  sie  jetzt  verboten, 
auch  in  denVolksschulen.^)  Hamburg  in  §10  und  in  der  Anmerkung  dazu  macht  dar- 
auf aufmerksam,  daß  der  Lehrer  für  die  körperUche  Züchtigung  allein  verantwort- 
lich ist,  und  daß  diese  Strafe  am  besten  nicht  in  Gegenwart  der  Mitschüler  zu  voll- 
ziehen sei,  sie  solle  aber  auch  nicht  außerhalb  des  Schulhauses  vollzogen  werden; 
im  übrigen  ist  dem  Direktor  sofortige  schriftliche  Mitteilung  zu  machen,  auch 
den  Eltern.  Im  übrigen  lautet  in  Hamburg  §  10:  „auch  in  den  mittleren  und 
unteren  Klassen   ist  dieselbe  (körperliche  Züchtigung)    mit   großer  Vorsicht    .  .  . 


1)  Vgl.  Mayrhofer-race,  J?.  044  und  954. 
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anziiweiulon".  wäluiMul  in  Pirußon  jetzt  Schüler  der  mittleren  Klassen  davon 
verschont  werden  sollen,  und  ferner  §  10  in  Hamburg:  „die  Züohtigtuig  hat  allein 
durch  Stockschläge  auf  das  Gesäß  zu  erfolgen.  Insbesondere  ist  es  verboten,  an  den 
Kopf  zu  sclilagen  ..."  —  Recht  belehrend  ist,  was  man  bei  Nodnagel  liest  (Hessen). 
S.  265:  L.  A.  vom  19.  Mai  1882.  Die  an  den  Gjonnasien  .  .  .  zulässigen  Disziplinar- 
mittel.  insbesondere  die  körperliche  Züchtigung.  (Vom  Abdruck  dieser  Ausschreiben 
wird  hier  abgesehen.  Sie  befinden  sich  bei  den  Akten  der  Direktionen.)"  Wie  es 
in  Preußen.  Württemberg  damit  steht  bzw.  gestanden  hat,  geht  aus  den  obigen 
\'crfügungen')  hervor;  vor  Mißbrauch  wird  überall  gewarnt,  schon  das  Königl. 
ProvinzialschulkoUegium  zu  Kiel  unterm  3.  Mai  1872  und  12.  Januar  1875  hatte 
ausdrücklich  verfügt:  „Schläge  an  den  Kopf  sind  unstatthaft."  Eine  große  Furcht, 
fast  Angst  vor  dem  Mißbrauch  dieser  Strafart  blickte  aus  jeder  Zeile  einer  äußerst 
detaillierten  württembergischen  Instruktion  von  1878:  nicht  nur  die  Länge  des 
Stöckchens  (0,5  m  lang),  auch  die  Zahl  der  Streiche  (höchstens  4!),  der  Körperteil, 
der  sie  empfangen  soll  (der  von  Natur  dazu  prädestinierte  wird  ausgeschlossen, 
ganz  wie  die  obige  Bestimmung  in  Hamburg),  die  Notiz  im  Tagebuch  über  die  Zahl 
der  Streiche  —  alles  war  genau  fixiert;  man  sieht,  wie  mißlich  es  ist,  wenn  Vor- 
schriften in  pädagogischen  Dingen  zu  sehr  ins  einzelne  gehen. 

Es  wäre  schade,  wenn  diese  Strafe  auch  in  den  Staaten,  wo  sie  besteht,  grund- 
sätzlich verboten  und  gar  nicht  angewandt  würde;  es  würde  so  eine  Schranke 
zwischen  dem  Lehrer  und  seinem  Schüler  aufgerichtet  werden,  welche  den  letz- 
teren in  eine  gewisse  sichere,  zu  vornehme  Entfernung,  gleich  einem  Angeklagten 
vor  seinem  Richter,  mit  dem  Bewußtsein  versetzte:  „Du  kannst  mich  zwar  tadeln, 
mit  Arrest  bestrafen  usw.;  aber  wie  mein  Vater  mich  hauen,  dazu  hast  du  kein 
Recht."  Wenn  die  Lehrer  außer  der  amtlichen  ^\'irklich  eine  väterliche  Stellung 
ihren  Zöghngen  gegenüber  einnehmen  sollen,  muß  ihnen  auch  dies  väterliche, 
traurige  Recht  bleiben,  bei  dessen  Ausübung  sie  natürlich  ebenso  verantwort- 
lich für  Körperverletzung  sind  wie  jeder  Vater.  Sehr  empfiehlt  es  sich  — 
schon  um  den  Charakter  des  Schülers  dabei  sicher  kennen  zu  lernen  — ,  daß  man 
die  Eltern,  wenn  man  die  baldige  An\\endung  solcher  Strafe  für  notwendig  hält,  vor- 
her in  einer  Rücksprache  darauf  aufmerksam  macht,  wie  es  sehr  zweckmäßig  ein 
alter  Ministerialerlaß  in  Österreich  von  1851  (Normalien  Nr.  170)  haben  will: 
„  .  .  .  Jedenfalls  ist  es  aber  geraten ,  daß  in  solchen  Fällen  (nämlich  der  körper- 
lichen Züchtigung)  der  Lehrkörper,  beziehungsweise  der  Klassenlehrer,  vorläufig 
die  Eltern  oder  den  verantwortlichen  Aufseher  des  Schülers  von  der  bevorstehen- 
den Strafe  in  Kenntnis  setzt."  Natürlich  darf  diese  Vorher  Verkündigung  nie  wie 
die  Einholung  einer  Erlaubnis  aussehen. 

Mit  der  „stellvertretenden  patria  potestas  und  der  Verantwortlichkeit"  des 
strafenden  Lehrers  ist  nach  meiner  Meinung  die  Streitfrage  der  körperlichen  Züch- 
tigung erledigt.     Entzieht  man  dem  Lehrenden  dies  gewiß  selten  anzuwendende 

1)  Übrigens  scheint  es  wirklich  so,  als  hätte  man  nur  noch  in  Preußen, 
Hamburg,  Württemberg,  Anhalt  (Krüger  S.  199ff.)  und  in  einigen  kleineren  Bundes- 
staaten, sei  es  den  Mut,  sei  es  die  Einsicht,  körperliche  Züchtigung  im  allgemeinen 
nicht  zu  verbieten;  vgl.  auch  hierüber  Ad.  Matthias,  Prakt.  Pädagogik  S.  160/161. 


H.    Dio   DirnHlin-struktinntn.     Sirafcii,  k>>r|MTli<lii-  Ziichti^^iiiig.  ^7 

Koclit  ^an/.,  so  (lc).'ra(licrt  nmii  iltii  nom  ciiu-in  /.wcilfii  X'atcr  /u  ciiH-in  hc/.ahlten 
I*rivtttlohrer  oder  staatlichen  Kinpauker;  man  traut  dem  ganzen  Obor- 
1  eh  rerst  ande  keine  S  el  bs  t  heher  rsc  h  u  n  )z  ,  kein  CJefiihl  der  Voran  t- 
wortliehkeit  zu;  nui^Hch  int  es,  daß  liier  und  du  ehrliche  pädagogische 
(*l)erzeugvnig  aus  dem  Verbt)t  spricht,  meist  aber  ist  es  Mangel  an  Klncrgie  und 
jener  in  allen  Ämtern  sich  mitunter  zeigende  Indifferentismus,  der  sich  hinter 
allen  möglichen  Prinzipien  versteckt;  oft  ist  es  leider  Furcht,  blasse  Furcht  vor 
Beschwerdi'n,  vor  einem  (Jegensatz  zu  irgendwelchen  Äulicrungen  eines  Vor- 
gesetzten oder  einer  Behörde.  Und  in  den  Ländern,  wo  sie  wirklich  verboten,  ist 
sie  wirklich  dort  verbannt?  Es  ist  geradezu  unverantwortlich,  hier  die  Unter- 
richtenden häufig  genug  in  Konflikt  mit  dem  Gesetz  und  zu  einer  Übertretung 
des  Verbots  zu  bringen.  Kein  Verbot  kann  diese  Art  Strafe  aus  der  Welt  .schaffen. 
In  Prculien  ist  man  behördlicherseits  gegen  dius  xokacpi^eiv  vorgegangen^),  ist  es 
deswegen  bei  uns  aus  der  Welt  geschafft  ?  Die  viel  und  gern  gelesene  Pädagogik 
von  Adolf  Matthias  hält  sogar  trotz  aller  Verbote  ein  Loblied  auf  den  y.6la(pog, 
das  da  beginnt:  „Auch  die  Ohrfeige  ist  nicht  unter  Verschluß  zu  halten"  usw. 

So  ist  auch  in  Baden  der  Satz  §  31  unter  Schulzucht:  „insbesondere  ist  jede 
körperliche  Einwirkung  auf  die  Schüler  untersagt"  deshalb  unzweckmäßig,  weil 
gegen  dieses  Verbot  leicht  genug  gefehlt  wird;  was  heißt  hier  körperliche  „Ein- 
wirkung" ?  Vielleicht  darf  man  in  Baden  auch  begütigende  körperliche  Ein- 
wirkung.  Streicheln  und  Beruhigen,  nicht  anwenden. 

Leichter  einigt  man  sich  schon  über  die  anderen  Strafen.  Sehr  gut  ist  es, 
wenn  hierbei  die  Befugnisse  der  Oberlehrer  gegen  den  Anstalts- 
leiter scharf  abgegrenzt  sind;  das  ist  leider  in  Preußen  nicht  der  Fall. 
Die  Arreststrafe  soll  in  Preußen  z.  B.  nach  der  Instruktion  in  der  Provinz 
Brandenburg  §  6  irgendwie  „dem  Direktor  angezeigt"  werden;  da  nui\  ausgelassen 
ist,  wie,  wann,  ob  vorher  oder  nachher  dies  geschehen  soll,  macht  man 
sich  das  zunutze.  Einige  Anstaltsleiter  begnügen  sich  damit,  daß  diese  Arrest- 
strafen ins  Tagebuch  eingetragen  werden,  das  ja  alle  Strafen  bei  wöchentlicher 
Revision  desselben  zur  Kenntnis  bringt  oder  bringen  sollte,  also  ihnen  auch 
die  Arreststrafen  mitteilt;  in  anderen  Gymnasien  hegt  ein  Buch  aus,  in  welches 
der  die  Strafe  diktierende  Lehrer  den  Namen  des  Schülers  sofort  einträgt  und  so 
zur  Kenntnis  des  Direktors  bringt.  Auf  anderen  Anstalten  verlangt  der  Direktor, 
daß  die  Arrest zettel  ihm  vor  der  Absendung  an  die  Eltern  zur  Unterschrift  vor- 
gelegt werden;  das  kann  schon  eine  Art  „CJenehmigung"  werden  oder  so  aussehen. 
Wo  die«  der  Fall  ist,  geschieht  es  dann,  daß  der  Anstaltsleiter  sich  vor  oder  na<'h 
\'ollziehung  den  bestraften  Schüler  kommen,  von  ihm  sich  den  Hergang  erzählen 
läßt,  was  selbstverständlich  Eltern  wie  Schüler  wie  ein  indirekt<>8  Verhör  des  Strafen- 
den auffassen  müssen ;  ja  man  hat  davon  gehört,  daß  infolge  dieses  Anzeigezwanges 
Lehrer  und  Schüler  zusammen  in  das  Amtszimmer  gehen  nuißten.  Auch  manche 
Ordinarien  glauben  hierin  ihre  bevorzugte  Stellung  zu  sehen,  daß  sie  in  formell- 
amtlicher  Art   sich   über  den   (Jrund  diktierter  Arreststrafen  vom   Bestraften  wie 


1)  Vgl.  tue  (iben  angeführte  Verfügung  des  Kii<k'r  rrovinzialschulkollegiunis. 
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vom  StrafiMidtMi  Auskunft  holen;  ciircntlioh  dihfeu  sie  gar  nicht  allein  das  Recht 
haben.  Arrestzettel  zu  unterschreiben.  Das  darf  jeder  Fachlehrer  tun,  denn  nach 
preußischen  Inst  Miktionen  hat  jeder  Lehrer  das  Recht,  die  Arreststrafen  zu  geben, 
nicht  etwa  nur  der  Ordinarius,  wie  z.  B.  aus  §  G  der  Instruktion  für  die  Lehrer 
in  Brandenburg  zu  ersehen  ist.  Natürlich,  wer  hätte  nicht  gern  einmal  mit  seinem 
Vorgesetzten  oder  seinen  Kollegen  über  eine  verhängte  Arreststrafe  Rücksprache 
genommen,  wer  hätte  auch  nicht  einmal  nachgegeben  (dadurch  zunächst,  daß  er 
die  Ausführung  der  Strafe  in  suspenso  ließ),  wenn  ein  gutes  Wort  für  einen  armen 
Sünder  eingelegt  wurde!  Aber  diese  Einwirkung  muß  auf  freundschaftlichem, 
koUegialischem  Wege  geschehen.  Wird  der  Mitteilungsz\\ang  dazu  gebraucht, 
das  Straf  recht  irgendwie  zu  beschränken  —  und  viele  Ordinarien  und  An- 
staltsleiter haben  diese  heimliche  Tendenz  — ,  so  wird  jeder  selbständige 
Oberlehrer,  auch  in  Preußen,  solche  Versuche  zurückweisen. 

In  manchen  Staaten  ist  solche  Tendenz  unmöglich;  wie  klar  ist  in  Bayern, 
in  Sachsen,  Württemberg  das  Strafrecht  auch  in  bezug  auf  die  Arreststrafe 
abgegrenzt,  in  Bayern  werden  die  sogenannten  Rektoratsstrafen  von  denen  unter- 
schieden, die  jeder  Lehrer  zu  verhängen  hat  (§  41,  .3),  zu  den  letzteren  gehört  Schul- 
arrest bis  zu  einer  Stunde;  dazu  hat  in  Württemberg  nach  §  20a  ebenfalls  jeder 
Lehrer  ein  Recht,  in  Sachsen  kann  unter  den  oben  aufgezählten  Strafen  Nr.  1—4 
(darunter  Schularrest  bis  zu  einer  Stunde)  jeder,  5  und  6  der  Direktor,  7 — 12  nur 
die  Lehrerkonferenz  verhängen,  und  die  neueste  badische  Schulordnung  (vgl. 
oben)  gibt  das  Recht  zu  Strafen  der  Nr.  1 — .S  (Schularrest  bis  zu  zwei  Stunden) 
jedem  Lehrer  und  fügt  hinzu:  „Schularrest  über  eine  Stunde  ist  dem  Anstalts- 
vorstand anzuzeigen."  Auch  in  Hamburg  nach  §  10  bedarf  erst  „das  über  eine 
Stunde  währende  Nachsitzen"  der  Genehmigung  des  Direktors;  in  Hessen  und 
Anhalt  ist  von  einer  Mitteilung  einer  Arreststrafe  an  den  Anstaltsvorstand  nicht 
die  Rede.  Sehr  beherzigenswert  ist  auch  §  25  in  Württemberg:  Über  Straf- 
verfügungen des  einzelnen  Lehrers  kann  bei  dem  Vorstand  und  gegen  Verfügungen 
des  letzteren  oder  des  Lehrerkonvents  kann  bei  der  Ministerialabteilung  Beschwerde 
geführt  werden,  jedoch  ohne  aufschiebende  Wirkung.  —  Auch  in  Öster- 
reich sind  die  Kompetenzen  zur  Verhängung  der  Strafen  genau  fixiert.  Erinne- 
rungen, Ermahnungen,  Rügen,  auch  das  Zurückbehalten  eines  Schülers  in 
der  Schule  zu  verfügen,  die  Absonderung  des  Schülers  von  den  übrigen  auf  einem 
besonderen  Platze  zu  veranlassen,  ist  jeder  Lehrer  berechtigt.  Der  Verweis 
von  Seiten  des  Direktors  vor  den  Mitschülern  oder  vor  der  Lehrer- 
konferenz und  die  Karzerstrafe  können  nur  auf  Grund  eines  Beschlusses  der 
Lehrerkonferenz  verhängt  werden.  Die  von  der  Lehrerkonferenz  zu  beschließende 
Lokalausschließung  bedarf  der  Bestätigung  der  Landesschulbehörde;  die  all- 
gemeine Ausschließung  verfügt  das  Ministerium. 

Wie  erfrischend  wirkt  auch  hier  die  Klarheit  dieser  abgrenzenden  Bestimmungen 
gegenüber  den  schwächlichen  preußischen  Instruktionen,  nach  welchen  durch  die 
nach  oben  befohlene  „Anzeige"')  das  ganze  Strafrecht  fast  illusorisch  gemacht  werden 

1)  Solche  „Anzeige"  bei  Arreststrafen  ist  übrigens  nur  für  einige  preußische  Provinzen 
Ijestimmt  und  dazu  noch  in  verschiedener  Art;   in  Brandenburg,   in  der  Rheinprovinz  z   B. 
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kaim  und  so  niclit  mir  der  (Mir/cliic,  soMcirrii  da.s  ).'iiii/.r  Lclncrkollct^iuiii  im  An- 
sohon  vor  den  Eltern  und  den  Schülern  sinkt,  die  sieh  in  je<lein  Falle  freuen,  wenn 
die  Strafe  auf  dein  \Veu'e  der  Mitteilunir  auf>/eseh()l)en.  vielleieht  aufch  aufgehoben 
wird.  Am  schlimmsten  steht  es  wohl  hierin  in  Bremen;  §  10  der  Instruktion  für 
die  Lehrer  lautet:  „In  betreff  der  Handluvbun^^  der  Disziplin,  der  Methode  des 
l'nterriehts  und  der  Auswahl  des  I^'hrwtoffes  sind  die  Anordnungen  des  Direktors 
maliizebend"  und  §  2:  „Ihr  nächster  Vor^n'setztor  ist  der  Direktor  ihrer  Anstalt. 
Den  anit liehen  Anordnun<:en  desselben  haben  sie  Folge  zu  leisten."  Also  haben 
die  Oberlehrer  in  Bremen  nur  Strafrecht,  soweit  es  ihr  Vorgesetzter  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  zuläßt.  Schließlich  sei  bemerkt ,  daß  natürlich  jeder  Anstaltsleiter 
im  allgemeinen  das  Recht  haben  muß  und  hat,  den  Gebrauch  gewisser  Strafen 
jedem  zu  versagen.  Dies  träte  aber  nur  bei  offenbaren»  Mißbrauch  ein  und  er- 
streckt sich  nicht  auf  jeden  einzelnen  F'all. 

Strafen  haben  bekanntlich  nur  dann  Wirkung,  wenn  sie  sofort  erteilt  und  ab- 
gebüßt werden.  Deswegen  ist  schon  bei  der  Arreststrafe  die  Mitteilung.  „Anzeige" 
nach  oben.  verwerfUch,  weil  daraus  eine  Verzögerung  entstehen  kann,  und  eine 
sofort  ins  Klassenbuch  eingeschriebene  tadelnde  Bemerkung  wirkt  dann  mehr  als 
ein  an  den  Anstaltsleiter  abzusendender  Arrestzettel.  Bei  der  Arreststrafe  kommt 
nun  leider  der  mißliche  Umstand  hinzu,  daß  sie  meist  nicht  an  demselben  Tage 
abgesessen  werden  kann.  Zwar  ist  in  manchen  Dienstanweisungen,  auch  in  den 
preußischen,  zu  lesen,  daß  der  das  Nachsitzen  diktierende  Oberlehrer  in  der  Regel 
selbst  dann  mit  dem  Schüler  „nachsitzen"  soll.  So  viel  „amtlicher  Idealismus" 
wird  nicht  immer  zu  finden  sein,  daß  man  zu  22 — 24  Pflichtstunden  no<h  eine  Xach- 
sitzstunde,  vielleicht  deren  2,  3  wöchentlich  sich  auferlegt,  und  deshalb  hat  man 
an  vielen  höheren  Schulen  in  den  meisten  Staaten  die  Einrichtung,  daß  einem  oder 
mehreren  Oberlehrern  die  Abhaltung  solcher  Arreststunden  aufgegeben  ist,  welche 
dann  als  Pflichtstunden  angerechnet  werden;  so  wird  man  wenigstens  bei  z.  B.  drei 
maliger  Arreststunde  in  der  Woche  dem  einfachsten  Grundsatz  gerecht. 

Aber  nun  ist  auch  bei  einer  solchen  Verteilung  der  eine  Übelstand  doch  nicht 
zu  beseitigen,  der  bei  jeder  Nachsitzstunde  eintreten  kann:  Der  Massenarrest 
(xler  Sammelarrest,  d.h.  das  gemeinsame  Nachbleiben  mehrerer,  dem  Alter 
nach  recht  verschiedenartiger  Schüler  in  einem  Klassenlokal  unter  Aufsicht  eines 
Lehrers,  der  viele  Schüler  gar  nicht  kennt.  Natürlich,  hätten  wir  keinen  Massen- 
unterricht, gäbe  es  auch  keinen  Mas.senarrest .  wären  die  höheren  Schulen  nicht  so 
überfüllt,  hätte  keine  Schule  mehr  als  l.')0— 200  Schüler,  so  würden  auch  in  solchen, 
mehreremal  wöchentlich  abzuhaltenden  Nachsitzstunden  nicht  allzuviel  sich  ein- 
finden, die  bei  einer  Gesamtfrequenz  von  600 — 800  Schülern  sich  allerdings  bedeu- 
tend multiplizieren.  Ein  preußisches  Provinzialschulkollegium.  das  zu  Koblenz, 
hat  daher  unter  dem  14.  Dezember  1898  „gewün.scht".  daß  .solcher  Gesamtarrest 
in  Wegfall  käme,  aber  dieser  Gesamtarrest  ist  d<vh  geblieben  und  wird  als  ein 
„Notbehelf,  den  die  großen  Frequenzen   mit  sich  bringen"  (Adolf  Matthias,  Prakt. 

schon  bei  einstündiger  .\rro8tetrafe,  in  Pommern  (§  12)  und  in  Schleswig- Holstein  erst  bei  zwe  i- 
stündiger.  Die  Arreststrafe  zu  verhangen  hat  in  der  letzten  Provinz  nur  der  Ordinarius  '  Wiese- 
Kübler  I,  S  363),  sonst  jeder  Lehrer  da«  Recht 
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Pädagogik.  S.  192).  bostrhrn  Uloibon  inüssoii:  uonuldort  kanti  dieser  tU^elstand  nur 
dadureh  Monlon.  dnli.  wie  gesagt,  in  der  obigen  Weise  nieluinals  in  der  Woche 
ein  solelu^  Naelisitzen  stattfindet. 

Ob  e.-^  nieht  besser  gewesen,  man  liätle  die  Steigerung  geschaffen:  Tadel  im 
Kla.«;senbueh  ohne  Mitteilung  an  die  Eltern,  Tadel  im  Klassenbuch  mit  Mit- 
teilung an  die  Eltern?  den  sogenannten  Tadelbrief  (in  Österreich  ist  er  ein- 
geführt, aber  nur  auf  Konferen/Aieschluß,  als  eine  das  Nachsitzen  übersteigende 
Strafe),  und  als  äußei-ste  Strafen  folgten  bei  uns:  Karzer,  Relegation?  Jene  Übel- 
stände, welche  das  Nachsitzen  hat,  sind  nun  einmal  vorhanden  und  lassen  sich 
einfach  nicht  beseitigen;  indessen  den  „Tadclbrief"  erwähnt  keine  preußische  In- 
struktion, er  müßte  also  per  nefas  angewandt  werden,  was  ja  auch  möglich  wäre. 

Freilich  dieser  Arrest  und  Tadelbrief  führen  wieder  auch  andere  Übeln  Folgen 
mit  sich,  das  ist  die  Mitwirkung  der  Eltern.  Das  Thema  „Schule  und  Haus"  ist 
ja  jetzt  sehr  beliebt,  ein  Zusammenwirken  beider  Instanzen  in  der  Tat  sehr  wünschens- 
wert. Aber  nicht  zu  oft!  Nicht  immer!  Zunächst  soll  die  Schule  sich  selbst 
helfen  und  nmß  mit  ihren  eigenen  Erziehungsmitteln  auskommen.  Die  zu  häufige 
Benachrichtigung  aber  an  die  Eltern,  das  Zitieren  derselben  in  die  Sprech- 
stunden, die  Aufforderung  zu  häuslicher  statt  der  Schulstrafe,  ist 
ein  Zeichen  pädagogischer  Schwäche  seitens  der  Schule,  die  vor 
strenger  Strafe  zurückscheut,  oft  Bequemlichkeit.  Dann  aber  sind  oft  die 
häuslichen  Verhältnisse  nicht  geeignet,  daß  man  das  Haus  zur  Mithelferin  machen 
kann.  Für  ein  schlechtes  Urteil,  welches  der  gestrenge  Ordinarius  vormittags 
in  der  Schulsprechstunde  dem  Papa  über  seinen  Fritz  hören  läßt,  wird  der  Junge 
mittags  dadurch  gestraft,  daß  er  hichts  von  der  süßen  Speise  bekommt,  die  ihm 
nach  der  Mahlzeit  natürlich  die  „Stütze"  heinüich  in  der  Küche  gibt.  So  in  den 
„feineren"  Familien,  in  den  „weniger  feinen"  gibt  nach  einer  solchen  Audienz  der 
Vater  selbst  einen  seiner  eigenen  Dummenjungenstreiche  seinem  Sprößlinge  zum 
besten.  Man  verfahre  also  auch  hier  etwas  kritisch  und  traue  nicht  jeder  Familie. 
Vor  allen  Dingen  aber  wirkt  man  am  besten,  wenn  man  zeigt :  selbst  ist  der  Mann; 
damit  soll  natürlich  nicht  geleugnet  werden,  daß  eine  Rücksprache  mit  den  Eltern 
in  vielen  Fällen  gewiß  dazu  beitragen  kann,  Charakter  und  Eigenart  des  Zöglings 
zu  erforschen.  Statt  schwerer  Schulstrafen  aber  genügt  es  nicht,  die  Eltern  zu  sich 
kommen  zu  lassen. 

Längere  Arreststrafen  —  gewöhnlich  Karzerstrafen  genannt  —  können 
nicht  ohne  Genehmigung  des  Anstaltsleiters  verhängt  werden.  Die  äußerste  Strafe 
ist  natürlich  die  Entfernung,  Verw^eisung,  Relegation,  Dimission.  Oft  unterscheidet 
man  noch  die  stille  Entfernung  von  der  öffentlichen  Verweisung  (Wiese-Kübler  I, 
S.  357);  im  ersteren  Falle  werden  die  Eltern  gezwungen,  den  Inkulpaten  abzumel- 
den, und  der  Anstaltsleiter  braucht  nicht,  da  Abmeldung  vorliegt,  den  Fall  der 
Behörde  anzuzeigen,  was  mancher  nicht  gern  tut;  im  zweiten  Fall  muß  der  Schüler 
auf  Befehl  der  Lehrerkonferenz  die  Anstalt  verlassen.  Einige  Lehrerkonferenzen 
sind  hierin  rechtlich  sehr  beschränkt,  die  von  ihnen  beschlossene  Relegation 
ist  nur  dann  gültig,  wenn  gewisse,  oft  mit  Laien  durchsetzte  Oberbehörden^)  zu- 

1)  über  diese  Behörden  siehe  unten  Teil  IV. 
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st  iiiiiiicn ;  so  iiit  KöiUL'rricIi  Sachsen  Ix-i  iiiclit  slaatliclicii  Anstalten  die  Seliiil- 
koininission,  aber  nur,  wenn  der  l'ele^ationKlM'Mcliluli  ni(;lit  einstimmig  gefaßt 
ist  (§  11  des  (lesetzes),  in  Üaden  iiherliaupt  ni<-ht  oinie  ZuHtimmung  den  Beirats«, 
in  Mraunsih  w  ei;,'  nicht  ohne  Zustiiniiuinu  der  Kuratorien,  in  Hanihurg  nicht 
ohne  Zustimmung  der  Ohersehulheiuird«*.  In  den  meist«*!!  anderen  Staaten  ist 

die  iMitlassung  der  vorgesetzten  Hehörde  anzuzeigen,  dieselbe  hätte  <Iann  bei  Be- 
sehwerden der  Kitern  einzugn'ifen.  Das  weiteste  Ke(!iit  hat  darin  das  l)ayeriHche 
l^<'hrerkollegium,  all(>rdings  muli  die  Verweisung  mit  ZweidritteJ-.Melirheit  aus- 
gesprochen sein,  aber  wir  lesen  den  Zusatz  §  41,  6  „wogegen  eine  Berufung  niclit 
stattfindet".  Löblich  ist  auch  in  Bayern  die  Offenheit,  mit  welcher  solche  Fälle 
behandelt  weiden;  in  einem  Programm  eines  und  desselben  Jahrganges  las  ich  am 
Schiuli  der  Sehülerverzeiehnisse  der  achten  Klasse:  1  Schüler  wurde  dimittiert; 
eb(>nso  l)ei  der  dritten  Klasse:   1  Schüler  wurde  dimittiert. 

Alle  Dienstanweisungen,  alle  Lehrbücher  der  Pädagogik  warnen  vor  einem 
Zuviel  der  Strafen,  teils  einer  besonderen  Strafart,  teils  der  Strafen  überhaupt; 
offen  wird  es  hier  ausgesprochen,  daß,  je  tüchtiger  ein  Lehrer  als  Pädagoge  ist, 
er  desto  weniger  der  Strafen  bedarf;  oft  auch  hört  man  solchen  Grundsatz  von 
behördlicher  Seite  betont.  Doch  muß  man  zuzeiten,  wenn  man  z.  B.  schlecht 
erzogene  und  schlecht  unterrichtete  Schülergenerationen  erhält  oder  .sonst  Un- 
sitten, l'nfleiß.  Ungehoi-sam  einzin'eißen  drolit,  recht  scharf,  recht  häufig  in  solches 
W'espeimest  hineinfassen,  zuweilen  hat  nielit  bloß  jeder  einzelne  Ordinarius,  jeder 
Lehrer  dazu  die  Pfhcht,  mitunter  sind  doch  auch  ganze  Anstalten')  solche 
Wespennester,  und  da  ist  es  allerdings  gut,  deutlich  zu  machen,  daß  die  Axt 
den  Bäumen  an  die  Wurzel  gelegt  wird.  Wie  gesagt  —  zuzeiten  sind  solche 
„goldne  Rücksichtslosigkeiten  recht  gewitterreinigend".  In  solchen  Fällen  wäre 
Milde  der  größte  Fehler,  auch  für  die  Schule  und  die  Sciüiler.  Zu  wenige  Strafen 
können  aber  auch  selbst  bei  einigermaßen  normalen  Verhältnissen  —  ganz  normale 
Schulzustände  gibt  es  wohl  nirgends  —  oft  weiter  nichts  bedeuten  als  Mangel 
an  Energie,  mitunter  mit  etwas  Eitelkeit  verbunden.  Da  gibt  es  hier  und 
da  jene  gleichgültigen,  indifferenten  Naturen,  denen  alles  „Wurscht"  ist  oder  wird, 
die  nichts  hören,  nichts  sehen  wollen,  mitunter  es  auch  nicht  können  (dann 
sind  sie  ent.'icliuldigt)  und  aus  Bequemlichkeit  selten  oder  gar  nicht  strafen,  weil 
sie  sich  nicht  ärgern  möchten;  .schlimmer  sind  jene  eiteln  Figuren,  die  alles  be- 
schönigen, was  in  ihren  Stunden  geschieht,  damit  sie  nur  nicht  in  den  Huf  schlechter 
Pädagogen  kommen,  die  auch,  wenn  sie  an  verwahrlosten  Schulen  tätig,  sieh 
durchzudrücken  wissen,  auch  hier  nirgends  scharf  zufassen,  überall  vermitteln 
mid  vertuschen  und  so  auch  bei  dem  Leiter  solcher  gesunkenen  Anstalten 
beliebt  werden,  denn  sie  sorgen  dafür,  daß  na<*h  außen  hin  alles  hübsch  bleibt; 
auch  soUlie  Onlinarien  gibt  es,  welche  in  Aufregvnig  geraten,  wenn  das  künstliehe 
(lebäu  ihrer  vortrefflichen  Pädagogik  durch  notwendige  StrafiMi  seitens  ««ines  wirk- 
lieh  tüchtigen  Lehreix  einmal  zerstört   winl;   ist  es  <l«Hih  gar  zu  erhebend,   wenn 

1)  Das  aus  Wiese,  „Ivebonserinncrunpen  und  .Xmtsorfahnmgon"  lH>kftnntc8tc  Beispiel 
von  einem  solchen  Wesjx'nnest  ist  wohl  11  fehl  im  Jahre  ISCÜ.  l'olilische  (Iründe  w.iron 
oUerdings  hier  mit  im  Spiele. 
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sie  ihrem  Anstalt.svoi-stand  bei  einer  Durelisieht  ein  von  Strafen  ziemlich  reines 
Klassenbuch  zeigen  können,  ist  es  doch  für  den  Anstalts vorstand  selbst  sehr  er- 
hebend, wenn  bei  einer  Revision  seitens  der  Behörde  die  Klassenbücher  solche 
Reinheit  zeigen.  Was  hier  Reinheit,  was  bloß  Tünche  ist,  ist  selbst  für 
den  Anstaltsleiter  oft  schwer  zu  unterscheiden.  So  weiß  jeder  aus  seiner 
eigenen  Schulpraxis,  daß  jene  immer  wiederkehrende  Gleichung:  „wenig  Strafen  = 
tüchtige  Pädagogik"  in  Wirklichkeit  erhebliche  Einschränkungen  erleidet. 

Stellung  des  Leiters  und  Oberlehrers  im  allgemeinen. 

Die  Pflichten  eines  Anstaltsleiters  aufzuzählen,  ist  natürlich  in  den  Instruk- 
tionen ebenso  unmöghch  wie  hier;  sie  sind  äußerst  mannigfaltig,  pädagogischer, 
wissenschaftlicher,  moralischer,  administrativer  Art,  so  daß  keine  Instruktion,  so 
sehr  einige  der  preußischen  sich  Mühe  geben,  sie  nur  annähernd  bestimmen  kann 
und,  wie  wir  nachher  sehen  werden,  einige  ausländische  mit  Recht  großer  Kürze 
sich  hier  befleißigen.  Von  den  in  den  preußischen  Instruktionen  enthaltenen  Ver- 
pfhchtungen  soll  hier  nur  diejenige  der  Durchsicht  der  Hefte  berührt  werden. 

In  der  Instruktion  für  die  Provinz  Sachsen  heißt  es  nämlich  (§  7):  „Um  er- 
mitteln zu  körmen,  ob  die  Fristen  der  häuslichen  Korrekturen  innegehalten  sind, 
hat  der  Direktor  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder  Schüler  unter  seiner  Arbeit  den 
Monatstag  der  Ablieferung  und  jeder  Lehrer  das  Datum  der  Rück- 
gabe bemerke."  W^ie  hübsch  ist  es  hier,  daß  Lehrer  und  Schüler  gemeinschaft- 
lich von  dem  Direktor  beaufsichtigt  werden,  und  man  kann  sich  vorstellen,  was  der 
Schüler  sich  denkt,  wenn  etwaige  „Revisionsvermerke"  seitens  des  Direktors  dar- 
unter zu  lesen  sind,  wie  sie  die  Instruktion  für  Westfalen  (§  17)  fordert:  „sich  öfters 
—  an  den  größeren  Gymnasien  wenigstens  alle  Semester,  an  den  kleineren  alle 
Quartale  —  die  Ausarbeitungshefte  der  Schüler  vorlegen  zu  lassen  und  mit  seinem 
Revisionsvermerk  zu  versehen".  Es  ist.natürhch,  daß  überhaupt,  was  die  Durch- 
sicht der  Hefte  anbetrifft,  „jene  Mannigfaltigkeit  provinzieller  Bestimmungen" 
wieder  recht  hervortritt.  Die  Eigentümlichkeit  der  Provinz  Posen  verlangt  (§  5e), 
daß  der  Direktor  nur  „von  Zeit  zu  Zeit"  Hefte  und  Arbeiten  der  Schüler  sich 
vorlegen  läßt;  für  Pommern  lautet  die  Vorschrift  bestimmter,  er  solle  mindestens 
einmal  in  jeder  Klasse  die  Hefte  der  Schüler  durchsehen;  in  Sachsen:  „er  muß 
daher  monathch  wenigstens  in  einer  Klasse  die  Schulhefte  einer  besonderen  Durch- 
sicht unterziehen";  in  der  Rheinprovinz  wird  „wenigstens  einmal  im  Schuljahr" 
eine  Revision  der  Hefte  vorgeschrieben.  Manche  dieser  letzteren  Anordnungen 
laufen  schließhch  auf  dasselbe  hinaus.  Man  wird  es  berechtigt  finden,  daß  der 
Direktor  die  Hefte  zur  Einsicht  sich  geben  läßt,  ja  es  für  notwendig  halten  besonders 
im  Interesse  der  den  Unterricht  erteilenden  Oberlehrer,  daß  der  Vorgesetzte  nicht 
bloß  höhere  Gesichtspunkte  im  Auge  hat  und  „vom  grünen  Tisch"  urteilt,  sondern 
durch  EinbUck  der  ExtemporaUen  usw.  sich  von  der  oft  rauhen  Wirklichkeit  über- 
zeugt, aber  es  ist  doch  sehr  kleinMch,  dem  Direktor  die  Zahl  oder  die  Mindestzahl 
solcher  Revisionen  überhaupt  vorzuschreiben! 

Ebensowenig  entsprechend  der  Stellung  eines  Direktors  finden  wir  es,  wenn 
die  Aufsicht  über  auswärtige  Schüler  so  weit  gehen  soll,  daß  er  dieselben  nach  den 
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liistniktioiuii  fiii'  rnulifii  §  18  und  Siuh.SfU  §  Ki  auf  ilirun  SIuIjl-m  Ije.suclieu 
III uü.  I'itilic  h  hfdürftn  auswärtige  Sühülcr*),  d.  li.  Holche,  deren  Eltern  nicht  am 
Orte  der  Anstalt  wohnen,  gewiß  der  ganz  benonderen  Fürsorge  des  Schulleiters, 
und  e«  ist  richtig,  dali  dem  Direktor  die  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  der 
ein/einen  Pensionen  zusteht  (Provinz  Preußen)  oder  der  VV'eclisel  der  Wohnung 
ihm  vorher  angezeigt  wenlen  und  seine  Genehmigung  dazu  eingeholt  werden  soll 
(l*rovinz  Brandenburg).     Vgl.  unten  S.  100. 

Fi  ist  auffallend,  daß  die  preußi.schen  Instruktionen  derglei(;h(ii  Bestimmungen 
aufweisen,  welche  der  Würde  eines  Direktors  entgegenstehen,  obgleich  sie  doch  die 
Stellung  eines  Anstaltsleiters  sonst  außerordentlich  emporheben.  .Man  lese  und  ver- 
L'lciehe,  weUhe  lOigcnscliafttii  ein  Direktor  haben  muß.  Die  brandenburgische  In- 
struktion sagt  gleich  im  Anfang:  „Im  allgemeinen  muß  von  ihm  nicht  allein  das  Maß 
der  für  sein  Amt  erforderlichen  Kenntnisse  und  das  Bestreben  nach  steter  Erweite- 
rung und  Vertiefung  derselben  erwartet,  sondern  auch  vorausgesetzt  werden,  daß  er 
ilurch  das  Vorbild  musterhafter  Amtstreue,  aufrichtiger  Vaterlandsliebe  und  christ- 
licher Giesinnung  auf  Lehrer  und  Schüler  einwirke",  und  in  §  3  lesen  wir  „von  seinem 
musterhaften  Wandel,  seinem  umsichtigen  Benehmen,  von  seiner  Gelehrsamkeit, 
seiner  strengen  Pflichterfüllung  und  seiner  Berufstreue".  Die  pommersche  In- 
struktion verlangt,  daß  er  alle  Lehrer  und  »Schüler  —  Lehrer  und  Schüler  wieder 
zusammen  genannt-)  —  mit  Einsicht,  Kraft  und  Festigkeit,  mit  herzlichem  Wohl- 
wollen und  strenger  Gerechtigkeit  leiten  und  ihnen  mit  dem  Beispiel  „christlichen 
Wandels,  treuer  Pflichterfüllung,  wissenschaftlichen  Strebens  und  eifriger  Lehr- 
tätigkeit allezeit  vorangehen  soll;  auch  bald  darauf  werden  Lehrende  und  Lernende, 
wie  häufig,  zusammengestellt,  welche  „ein  Geist  unter  seiner  Verantwortung  durch- 
dringen soll";  in  ähnlichen  Worten  sprechen  alle  Instruktionen  nicht  nur  von  dem 
Amt,  sondern  auch  von  der  Person  des  Direktors. 

Es  ist  gewiß  jedem  Mitghed  eine,s  Lehrerkollegiums  recht  und  angenehm,  wenn 
an  seinen  Vorsitzenden  hohe  Anforderungen  gestellt  werden,  und  es  bleibt  für 
den  Stand  der  Oberlehrer  auch  in  der  Jetztzeit  eine  Genugtuung,  daß 
sie  nicht  von  jedem  Durchschnittsmenschen  geleitet  werden  sollen, 
sondern  von  Männern,  welche,  wie  die  Instruktionen  lauten,  diese  außer- 
gewöhnlichen Eigenschaften  besitzen.  So  weit  könnten  alle  zufrieden  sein, 
leider  ist  nun  aber  in  denselben  Instruktionen  das  Wesen  und  die  ganze  Stellung 
der  Lehrer  so  herabgedrückt,  daß  man  nicht  ohne  Beschänmng  sich  die  Frage  vor- 
legen muß:  Waren  wirklich  zur  Zeit  der  deutschen  Einigungskriege 
1H66 — 70.  da  diese  Instruktionen  geschrieben  wurden,  die  höheren 
Lehrer  in  Preußen  so  schlecht,  so  minderwertig,  daß  amtliche  Vor- 
schriften in  diesen  Ausdrücken  von  ihnen  sprechen  konnten?^^  Wie 
man  über  Menschen  urteilt,  erkennt  man  bekanntlich  am  besten  aus  der  Art  der 


1)  .-Mio  Instruktionen,  die  wir  vrr^liclu-n.  ••ntlmltm  hioriilnT  fast  gloirhartipo  Verfügungen, 
welche  wir  nicht  anzuführen  l)rmiclu>n;  vgl.  unten  S.   106. 

2)  Leider  auch  zusammen  genannt  im  Königreich  Sachsen,   §  .3  der  Verordnung. 

3)  Nach  dem  Bilde,  das  R.  Leiimann  (F^rziehung  und  Erzieher)  S.  148  und  Ed.  Schwartz 
(Neue  Jahrbücher  1901,   Heft  0)  von  ihnen  entwirft,  verdienten  sie  diese  Behandlung   nicht. 


i)4  ni.   l>as  höluio  Li'hramt. 

Wanuinm'M.  ilio  man  ilmen  zuIimI  wcmiIoh  läl.U.  Wenn  wir  von  „Nachlässigkeiten 
im  Dienst"  {PieulJ.  Instruktionen  §  80),  „Verwendung  seiner  Kräfte  für  Privat- 
zwcoke  zum  Nachteil  seiner  amtlichen  Obliegenheiten"  lesen,  so  kann  man  sich 
dies  noch  gefallen  lassen.  Indessen  gleich  hinter  diesen  Worten  lesen  \\k:  „Wenn 
ein  Lehrer  sich  unangemessenes  Betragen,  sei  es  in,  sei  es  außer  der  Schule 
zuschulden  kommen  läßt,  so  hat  ihm  der  Direktor  darüber  ernstliche  Vorstellungen 
zu  machen";  dieselbe  Instruktion  redet  bald  darauf  (§  41)  von  „Abwegen  und  Nach- 
lässigkeiten". In  der  sächsischen  Instruktion  (§  8)  heißt  es:  „auch  auf  das  Verhalten 
der  Lehrer  außerhalb  ihrer  Berufstätigkeit  hat  der  Direktor  seine  Aufmerksamkeit 
zu  richten.  Wenn  ein  Lehrer  in  dieser  oder  jener  Beziehung  auf  Ärgernis  gebende 
Abwege  gerät,  ,  .  .  hat  der  Direktor  an  uns  zu  berichten".  Ebenso  spricht  die 
sclilesische  Instruktion  von  „Mißgriffen  und  Unzulässigkeiten"  im  amtlichen  wie 
außeramtlichen  Verkehr,  die  westfälische  von  „vorkommenden  Mißgriffen  und 
Ungehörigkeiten";  am  stärksten  aber  ist  das  Mißtrauen,  welches  die  Verfasser 
dieser  Instruktionen  gegen  die  höheren  Lehrer  erfüllte,  aus  der  rheinischen  In- 
struktion (§  G,  1)  ersichtlich:  „Sollten  Lehrer  Beweise  von  roher  Gesinnung  und 
somit  auch  von  pädagogischer  Unfähigkeit  dadurch  geben,  daß  sie  zu  wieder- 
holten Malen  Schimpfwörter  und  Spitznamen^)  gegen  ihre  Schüler  gebrauchen, 
so  hat  er  (der  Direktor)  davon  dem  Kgl.  Provinzialschulkollegium  Anzeige  zu 
machen."  Und  für  die  Provinz  Posen  lautet  die  Vorschrift  ähnlich  (§  6) :  „  .  .  .  Wenn 
Lehrer  Beweise  von  roher  Gesinnung  und  somit  auch  von  pädagogischer 
L'nfähigkeit  dadurch  geben,  daß  sie  Schimpfwörter  gegen  ihre  Schüler  aus- 
stoßen oder  ihnen  unangemessene,  auf  ihre  Verhältnisse  oder  ihre  Eigentümlich- 
keiten sich  beziehende  Namen  beilegen,  so  hat  er  ,  .  .  das  Kgl,  Provinzialschul- 
kollegium davon  zu  benachrichtigen."  Natürlich  einem  solchen  „Lehrerpersonal" 
gegenüber,  das  in  dieser  Weise  gewarnt  werden  muß,  stehen  dem  Direktor  mancher- 
lei Mittel  zu:  er  hat  ihnen  „mit  Ernst  entgegenzutreten",  hat  zwar  Mißgriffe  und 
Ungehörigkeiten  auch  im  außeramtHchen  Verkehr  mit  „humaner  Schonung"  zu 
rügen,  er  wird  auch  „in  den  meisten  Fällen  mit  freundlichen  Ermahnungen" 
ausreichen,  aber  er  ist  auch  befugt,  ihnen  den  Gebrauch  gewisser  Strafen,  so  körper- 
liche Züchtigung  auf  eine  gewisse  Zeit  zu  untersagen  (Prov.  Posen  §  6,  Prov.  Bran- 
denburg §  15),  auch  ihnen  Warnungen  und  Verweise  zu  erteilen  (Brandenburg 
§  5).     W^enn  man  hier  auf  den  Unterschied  in  der  Behandlungsweise  ^)  achtet,  wie 


1 )  Natürlich  ist  der  Gebrauch  dieser  Schimpfwörter  und  Spitznamen  durchaus  unangemessen; 
aber  warum  davor  erst  warnen  mit  solchen  Ausdrücken?  Wie  anders  z.  B.  der  Ton  gegen  die 
höheren  Lehrer  in  Baden,  wenn  hier  §  52,  6  dieselbe  Sache  verboten  wird! 

2)  Es  sei  hier  bemerkt,  daß  einem  richterlichen  Beamten  gegenüber  erst  der  Präsident 
des  betr.  Landgerichts  das  Recht  der  Rüge  und  Mahnung  hat,  was  aus  §  78  der  preußischen 
Auaführungsgesetze  zu  dem  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetze  vom  24.  April  1878  in  Ver- 
bindung mit  §  23  des  Gesetzes  betr.  Abänderung  von  Bestimmungen  der  Disziplinargesetze 
vom  9.  April  1879  folgt.  Einen  Verweis  dagegen  darf  er  kraft  des  ihm  zu.stehenden  Aufsichts- 
rechtes nicht  erteilen,  weil  der  Verweis  eine  Disziplinarstrafe  ist  und  nur  durch  ein  Urteil  ver- 
hängt werden  kann.  —  Für  die  preußischen  Oberlehrer  ist  der  Verweis  ebenfalls  eine  Disziplinar- 
strafe, vgl.  Disziplinargesetz  für  nicht-richterliche  Beamte  vom  21.  Juli  1852  (Nr.  15:  Ordnungs- 
strafen sind  a)  Warnung,  b)  Verweis,  c)  Geldbuße),  zugleich  freilich  auch  eine  vom  Dienst- 
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die  Dircktorni  und  wir  dir  (  »iMilihrci-  in  diesen  Instruktionen  ffnt  kununen,  ho  ist 
es  tlcutlich,  wiv  liiniuielweit  Ixide  voneinander  ahstelieii,  und  inephistophcliselicr 
Spott  wird   zur   Walirlieit  : 

(Jlauli'    \nis<«reiiicm,  tlicscH   (iaii/.r 

Ist   mir  für  den   Direktor  j^eniarlit; 

Kr  fimlet  Hicli  in  einem  ewigen  (Ilanze, 

l'ns  hat  man  in  die  FinHterniH  gebnwlit. 

Jene  bcrülunto  Minist crialvcrfüf^ung  vom  7.  Nov.  1846  (in  Kr^iinzun^  einer 
Allerhöchsten  Bestimmung  unterm  23.  Dez.  1843,  dureh  welche  damals  schon  die 
Direktoren  durch  Verleihung  des  Ranges  eines  Rates  vierter  Klasse  den  Universitäts- 
jirofessoren  gleichgestellt  wurden)  verweigerte  denn  auch  den  Oberlehrern  einen 
bestimmten  Rang,  sie  drückte  die  letzteren  geradezu  zu  Planeten  oder  Trabanten 
herab,  welche  nur  von  jenem  großen  Gestirn  ihr  Licht  empfangen:  „zumal  der  dem 
Direktor",  hciüt  es,  „einer  höheren  Unterrichtsanstalt  beigelegte  Rang  nicht  darüber 
in  Zweifel  lassen  kann,  welche  Bedeutung  auch  den  Lehrern  selbst  beigelegt  werde, 
die  gewissermaßen  auch  durch  ihn  und  sein  Verhältnis  eine  teilnehmende 
Rangstellung  erhalten"  {!).  Erst  1885  wurden  bekanntlich  die  Oberlehrer  der 
Vollanstalten  durch  Aufrücken  in  die  fünfte  Rangklasse  der  höheren  Provinzial- 
beamten  und  1892  alle  Oberlehrer  ihren  Vorgesetzten  näher  gerückt,  erst  1892  — 
also  ein  halbes  Jahrhundert  nach  1843  —  die  älteren  von  ihnen  als  Professoren 
mit  dem  persönlichen  Range  der  Räte  vierter  Klasse  in  fast  unmittelbare  Nähe 
der  Direktoren  gehoben;  tatsächlich  ist  so  das  Verhältnis  zwischen  dem  Direktor 
und  den  Oberlehrern  ein  anderes  geworden;  aber  jene  Instruktion,  welche  vor 
einem  Menschenalter  erlassen  wurde,  in  der  die  damaligen  „ordentUchen  Lehrer", 
Oberlehrer,  Konrektoren,  Prorektoren,  Professoren  kaum  wie  Subalternbearate 
erschienen  —  diese  besteht  immer  noch;  oder  besteht  sie  wirklich  nicht  mehr? 
Es  ist  natürlich,  daß  in  sehr  vielen  Fällen  des  Zusammenwirkens 
von  einem  Direktor  und  einem  Lehrerkollegium  diese  Instruktionen 
keine  Rolle  spielen,  weil  Takt,  ruhige  Besonnenheit  und  Pflichtgefühl 
auf  beiden  Seiten  sie  unwirksam  machen;  daß  sie  aber  auch  manchmal 
verhängnisvoll  wurden,  wenn  sie  in  ungeschickten  und  bösartigen  Händen  als  eine 
Waffe  nach  unten  dienton,  darüber  kann  kein  Zweifel  obwalten. 

In  der  Tat,  keine  einzige  der  durchgesehenen  Dienstinstruktionen  hat  den  Direk- 
tor so  emporgehoben  und  die  Oberlehrer  so  tief  gestellt  wie  jene  Reihe  der  preußi- 
M'hen  Dienstinstruktionen  aus  den  sechziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts. 
Am  nächsten  steht  ihnen  die  württembergische  Dienstvorschrift.  §  11  lautet: 
„Über  die  hiebei  (bei  öfteren  Besuchen  der  Unterrichtsstunden  eines  I^ehrers)  etwa 
wahrgenommenen  Mängel  hat  er  zunächst  dem  Ix'hrer  (in  Abwesenheit  der  Scliüler) 
die  erforderlichen  Bemerkungen  zu  machen,  und  wenn  dies  fruchtlos  bleiben  sollte, 
ihm  einen  Verweis  zu  erteilen  (Kgl.  Verordnung  vom  13.  Febr.  1877)  und  weiter- 


vorgosctzten  zu  verlmngonde  Strafe,  vgl.  Nr.  IS  dcR»enK>n  (u-wt/t'»:  „Jtnler  l)ien.'*tvorgc<*et7.to 
19t  zu  Warnungen  und  Verweisen  gegen  Heine  l'ntergeU'nen  U'fugt."  Die  preußischen  Ober- 
lehrer teilen  ako  hierin,  wie  es  scheint,  das  .Schicksal  aller  nicht-richterlichen  Beamten. 


i)(;  111     Oius  hühoro  Lthraiut. 

lün  dor  Minist  orialabtoilung  Bericht  zu  erst  at  t  on."  ^)  -  §  12 :  „Der  Vor- 
stand hat  auch  auf  das  außeramtliche  V^erhalten  der  Angestelhen  seine  Aufmerk- 
samkeit zu  richten,  denselben,  wo  es  nottut,  Bemerkungen  darüber  zu  machen, 
Ermahnungen  und  Zurechtweisungen  zu  erteilen  oder  nach  Umständen  der 
Minist erialabteilung  Anzeige  zu  erstatten."  Älmliches  liest  man  in  der  neusten 
Fassung  von  1904.  Der  vorhergehende  §  11  im  Vergleich  zu  den  preußischen  gibt 
dem  Voi-stand  (Direktor)  nur  in  ganz  bestimmten  Fällen,  nämlich  bei  der  Revision 
des  Unterrichts,  wegen  „wahrgenommener  Mängel"  das  Recht,  mit  Verweisen 
einzuschreiten.  Die  ältere  badische  Instruktion  enthält  nur  folgende  Bemerkung 
(§  56) :  „Dem  Direktor  liegt  die  unmittelbare  Leitung  der  Anstalt  ob  .  .  .  Er  hat 
als  nächster  Vorgesetzter  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Lehrer  die  ihnen  auferlegten 
Pflichten  erfüllen  und  in  jeder  Hinsicht  die  Würde  ihres  Amtes  wahren  ...  Er 
besucht  häufig  die  einzelnen  Klassen,  um  von  den  Fortschritten  der  Schüler  und 
dem  Verfahren  der  Lehrer  eine  sichere  Anschauung  zu  gewinnen,  und  knüpft  daran 
die  nötigen  Besprechimgen  und  Weisungen",  ähnlich  jetzt  §  39.  —  Kurz  und  sach- 
gemäß läßt  sich  für  das  Königreich  Sachsen  die  Bestimmung  im  §  3  der  Verordnung 
aus,  noch  kürzer  sagt  die  bayerische  Schulordnung  §42,  4:  „Als  Haupt  der  Anstalt 
liat  der  Rektor  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Unterrichtsstunden  pünktlich  und  gewissen- 
haft gegeben,  der  Unterricht  gefördert,  die  Disziplin  gehandhabt  und  die  bezüglich 
des  Studien  Wesens  bestehenden  Bestimmungen  vollzogen  werden."  Ob  der  Rektor 
einem  G5'-ninasiaUelirer  oder  Gymnasialprofessor  einen  Verweis  erteilen  kann, 
geht  hieraus  nicht  hervor^);  bemerkt  sei  noch,  daß  auch  im  Königreich  Sachsen 
nach  §  34  des  Gesetzes  die  Erteilung  eines  Verweises  ebenfalls  dem  Direktor  der 
betreffenden  Anstalt  zusteht,  während  sonst  die  Lehrer  hier  dem  Disziplinargesetze 
über  die  Verhältnisse  der  Zivilstaatsdiener  unterstehen;  dasselbe  gilt  für  Hessen 
(§13  des  Gesetzes  über  die  Disziplinar  Verhältnisse  der  nicht-richterlichen  Beamten) ; 
inHamburg§6c  hat  der  Direktor  erst  der  Oberschulbehörde  Mitteilung  zu  machen; 
in  anderen  Staaten,  Baden,  Bremen  gelten  die  allgemeinen  Gesetze  für  die  Dis- 
ziphn  der  nicht-richterlichen  Beamten;  in  Staaten,  wie  Braunschweig,  wo  kolle- 
gialisch  konstituierte  Aufsichtsbehörden  vorhanden,  ähnHch  wie  die  württembergi- 
schen Studienkommissionen,  haben  diese  noch  ein  Vermittelungsrecht,  bzw.  eine 
Vermittelungspflicht  zwischen  den  Direktoren  und  den  Lehrern,  worüber  weiter 
unten  bei  Besprechung  dieser  Behörden  zu  reden  sein  wird.  Endlich,  zur  Charak- 
terisierung der  Stellung  eines  Direktors,  mögen  noch  die  Bestimmungen  zweier 
kleinerer  Staaten  hervorgehoben  sein,  welche  gerade  entgegengesetzt  sich  ver- 
halten: Oldenburg,  wo  nach  §  19  der  Direktor  ein  Recht  zum  Verweise  nicht 
besitzt,  sondern  etwaige  Mängel  und  Nachlässigkeiten  der  Lehrer  in  und  außer 
dem  Amte  nötigenfalls   dem   Oberschulkollegium   anzuzeigen   hat,   und   Anhalt, 


1)  Der  Wortlaut  im  §  11  der  neueren  Fassung  von  1904  ist  etwas  anders,  der  Sinn  ist  der- 
selbe wie  in  der  älteren  von  1877.  —  Dies  gilt  auch  von  den  anderen  zitierten  Paragraphen. 

2)  Dies  Recht  steht  ihm  auch  hier  zu,  wie  mir  mitgeteilt  wird;  es  wird  aber  selten  davon 
Gebrauch  gemacht,  wie  anderwärts  wohl  auch.  Gewöhnlich  bringt  der  Rektor  in  Bayern  seine 
Beschwerde  in  dem  Schlußbericht  an,  und  das  Ministerium  erteilt  dann  die  Rüge  bei  der  Zurück- 
sendung  des  Berichts. 
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wo  nach  §  21  tiir  I  )icnst  inst  nikt  it>ii  <1it  I  )ii«'kti>i'  das  Itoclit  /u  j)rot<ik(illariHchfn 
Verwfiaun  Imt.  J)iK'h  lilUl  sich  auch  da,  \\<»  in  der  DienHtinMtruklion  kein  llc<;lit 
zu  Verweisen  auadriickWth  liervoi^iehoben  wird,  niohl  immer  mit  Si<;herheit  ein 
nej,;ativer  Si-lduli  daraus  ziehen,  da  man  nielit  weiß,  wo«  die  allgemeinen  GcHetzo 
betr.  die  Beamteiulis/ii)lin  hier  vorsehreiben.  So  wie  die«e  aber  wohl  meiHt  lauten, 
werden  die  Vorstände  das  Keeht  des  Verweise«  haben.  Indeasen,  da  dasselbe  überall 
dem  Aiiataltaleiter  zukouuuen  nmli,  iat  der  protokollarische  Verweis,  wie  in  Anhalt, 
womöglich  mit  der  Pflicht  der  Anzeige  an  die  Behörde,  würdevoller  als  der  münd- 
liche; nur  eine  einzige  preußische  Dienstinstruktion,  die  von  Schleswig- 
Holstein  von  188Ö,  hat  in  §  19:  „er  ist  berechtigt,  seinen  Untergebenen  proto- 
kollarische Warnungen  und  Verweise  zu  erteilen". 

Noch  sei  eiii  kurzer  Blick  auf  die  Stellung  eines  österreichischen  (iymnasial- 
direktors  gestattet.  Ähnlich  wie  die  Vorschriften  des  Königreichs  Sachsen  äußern 
sich  O.  E.  Abt.  V  und  die  Normalien  darüber  sachgemäß  und  ausführlich,  ausfülir- 
licher  als  die  bayerische  Instruktion,  vgl.  5.  Abteilung.  Die  Leitung  der  Gymnasien 
{§  109):  „Die  unmittelbare  Leitung  des  Gymnasiums  führt  der  Direktor,  welchem 
die  Lehrerkonferenz  teils  beratend,  teils  beschließend  zur  Seite  steht."  ...  §  109: 
„Der  Direktor,  welcher  einer  der  Lehrer  des  Gymnasiums  sein  muß  (§  93),  ist  der 
näehsteVorgesetzte  der  gesamten  Schule,  hat  für  die  unmittelbare  Leitung  derselben  zu 
sorgen  und  ist  für  ihre  Gesamtwohlfahrt  in  wissenschaftlicher  und  disziplinarer  Hin- 
sicht verantwortlich" ;  es  folgen  dann  acht  Punkte,  welche  von  seiner  Pfliclit  handeln, 
die  allgemeinen  Schulgesetze  auszuführen,  von  seiner  Stellung  den  Lehrern  gegen- 
über, welche  ihm  Gehorsam  schuldig  sind  .  .  .;  von  seiner  Stellung  dem  Publikum 
gegenüber,  alles  Sachen,  wie  sie  in  der  sächsischen  Instruktion  auch  zu  lesen  sind. 
Bezeichnend  ist  aber  §  108,  in  welchem  die  Lehrerkonferenz  dem  Direktor  zur 
Seite  gestellt  wird,  ganz  so  wie  in  Württemberg  §  4  (auch  1904):  „In  Rücksicht 
auf  diese  verschiedenen  Aufgaben  ist  dem  Vorstand  der  Lehrerkonvent  zur  Seite 
gestellt."  In  den  „Weisungen  zur  Führung  des  Schulamtes"  steht  Nr.  VII 
eine  ausführliche,  maßvoll  gehaltene  Erläuterung  der  direktorialen  Pfhchten; 
dieselbe  sticht  trotz  ihrer  eingehenden  Darlegung  wohltuend  ab  von  der  sich  ver- 
steigenden Phraseologie  der  alten  preußisclien  Instruktionen,  gibt  gewiß  dem  Direktor 
die  ihm  zustehende  Stellung  nebst  ihren  Rechten  in  reiehlicliem  Maße,  enthält 
aber  doch  folgenden  Satz:  „Er  wird  danach  streben,  daß  seine  Anordnungen  in 
dem  Vertrauen  und  der  Zustimnuuig  seiner  Kollegen  die  beste  und  sicherste  Bürg- 
schaft ihrer  Ausführung  finden  .  .  .  Andererseits  besteht  für  die  Lehrer  in  den  .  .  . 
auch  auf  ihren  Antrag  außerordentlich  abzuhaltenden  Konferenzen  die  Möglichkeit, 
unzweckmäßigen  oder  unbefugten  Anordnungen  des  Direktors  nicht 
nur  ein  moralisches  CJewicht  entgegenzustellen,  sondern  auch  ihnen  gegenüber 
ihr  Recht  zu  wahren,  da  die  Protokolle  dieser  Konferenzen  unverzüglich 
der  Landesschulbehörde  zur  Erledigung  vorgelegt  werden  müssen." 
—  Gewiß,  auf  einige  die  Macht  des  Direktors  ganz  im  allgenu-inen  einschränkende 
Bemerkungen  stößt  man  auch  in  den  preußi.sehcn  Instruktionen,  so  in  der  branden- 
burgischen (§  3) :  „Wenn  er  (der  Direktor)  hiernach  jedem  Lehrer  mit  der  Teilnahme 
und  Achtung  begegnet  und  überall  pflichtgemäß  das  Intercese  seiner  Amtsgenossen 
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wahrzunohinen  sioli  bemüht,  sti  wird  er  nur  in  seltenen  Füllen  genötigt  sein, 
die  Form  dos  Befehls  zu  wählen."  Aber  ich  glaube,  von  „unzweckmäßigen  oder 
unl>ofugten  Anoi-diunigen"  des  Direktors  überhaupt  nur  zu  reden,  wie  in  den 
österreichischen  „Weisungen"  —  das  hätten  sich  jene  alten  preußischen  Instruk- 
tionen nie  erlaubt. 

Wir  wollen  nicht  noch  einmal  die  Rechte  eines  Anstaltsleiters,  besonders  eines 
norddeutschen,  gegenüber  den  Oberlehrern  aufzählen,  sondern  noch  in  di-ei  Be- 
ziehungen sie  in  Vergleich  zu  den  betreffenden  Bestimmungen  der  „Dienst- 
anweisung der  Rektoren  der  Gemeindeschulen  in  Berlin"  1895  setzen.  1.  Daß  die 
Berliner  Gcmcindcscluillchrer  bei  der  V^ersetzung  größere  Rechte  haben  als  die 
Oberlehrer,  wird  noch  gezeigt  werden,  aber  sie  sind  auch  sicher  vor  Verweisen  ihrer 
Rektoren,  seien  es  mündUche  oder  schriftliche.  §  3  der  Dienstanweisungen  besagt: 
„ —  so  muß  er  ihn  (d.  h.  der  Rektor  den  Lehrer)  durch  Vorstellungen  und  Warnungen 
zur  vollen  Erfüllung  seiner  Pflichten  zurückzuführen  suchen.  Bleiben  diese  Be- 
mühungen fruchtlos,  so  muß  er  darüber  an  den  Kreisschuhnspektor  Bericht  erstatten". 
2.  In  §  4  dieser  Dienstanweisung  steht:  „Anträge,  welche  Glieder  des  Kollegiums 
vor  der  Konferenz  schriftlich  eingereicht  haben,  müssen  von  dem  Rektor  ent- 
weder zur  Beratung  gestellt  werden  oder,  wenn  sie  nach  seinem  Urteil  ungeeignet 
sind,  an  die  Schuldeputation  durch  Vermittelung  des  Kreisschulinspektors  weiter 
gegeben  werden."  Solche  Rechte  in  bezug  auf  die  Konferenzberatung  (s.  oben 
S.  67/68)  stehen  den  preußischen  Oberlehrern  und  sehr  vielen  Amtsgenossen  in  Deutsch- 
land nicht  zu.  3.  Nach  §  13:  „Die  Zucht  während  der  Schulzeit"  ist  der  Berliner 
Lehrer  weder  bei  der  Verfügung  des  Nachsitzens  noch  bei  einer  körperlichen 
Strafe  zu  irgendeiner  Meldung  an  seinen  Rektor  verpf hebtet;  solche  Meldungen 
sind  seinen  studierten  Kollegen,  höheren  Beamten,  in  Preußen  und  in  einigen 
Staaten  anbefohlen. 

Ob  diese  Berliner  Dienstanweisungen  zweckmäßig  sind,  ist  eine  zweite  Frage. 
Die  tatsächlichen  Rechte  und  Pflichten  gegenübergestellt  zu  haben,  genügt  zum 
Beweise:    Lehrer  haben  hier  mehr  Rechte  als  Oberlehrer. 

Zu  derselben  Ansicht  gelangt  man  auch,  wenn  man  die  unter  dem  19.  Nov. 
1908  erlassene  Ergänzung  zu  verschiedenen  Ministerialerlassen  betr.  das 
Verhältnis  zwischen  Rektoren  und  Lehrerschaft  (Zentralblatt  1908, 
S.  lOOöff.)  durchliest.  Zwar  bleibt  natürlich  der  Rektor  der  verantworthche  Leiter 
und  nächste  Vorgesetzte  der  an  seiner  Schule  angestellten  oder  beschäftigten  Lehr- 
kräfte. Aber  in  folgenden  Punkten  stehen  die  Oberlehrer  in  Preußen  schlechter 
als  die  Lehrer: 

1.  Dem  Rektor  steht  ein  Recht,  Disziplinarstrafen  zu  verhängen,  nicht  zu; 
er  ist  nur  zu  „Belehrungen"  und  „Vorhaltungen"  berechtigt. 

Indessen  ein  preußischer  Direktor  hat  das  Recht,  Verweise  zu  erteilen,  münd- 
hche  nach  allen  preußischen  Dienstinstruktionen  (vgl.  A.  Matschoß,  Die  preußischen 
Provinzial-Instruktionen,  1909),  nur  einen  schrifthchen  protokollarischen  Verweis,  wie 
gesagt,  die  Direktoren  in  Schleswig-Holstein  (§  19),  eine  p]inscliränkung,  die  sehr  zweck- 
mäßig ist,  weil  sonst  hitzige,  tyrannische  Gemüter  zu  mündhchen  Verweisen  in  der 
Debatte  sich  leicht  hinreißen  lassen.  —  Nebenbei  bemerkt:  nach  dem  obigen  Erlaß 
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von  1908  ist  ein  Ktktor,  (Irr  jetzt  keine  I  )is/.ij)linaist  lafen  inehi  verliim^en  dnri . 
eigt'ntlicli  kein  X'orge.setzter  mehr,  denn  imeli  §  IH  de«  preuUiHelien  DiH/.iplinar^eHetzeü 
vom  21.  Juli  1802  ist  jeder  V^)r^,'eset/,te  zu  „Warnungen"  und  „Verweisen"  gegen 
seine  Untergebenen  bi-fugt ;  wem  also  dieses  Keelit  entzogen  ist,  ist  kein  Vorgc*setzter 
mehr,  ('brigens  steht  riehterlielien  lieamten  gegenüber,  wie  schon  oben  S.  94/9.')  be- 
merkt  ist,  erst  dem  Präsidenten  nur  da«  Recht  der  „Rüge  und  Mahnung"  zu. 

2.  Muß  von  dem  Rektor  die  Tagesordnung  der  Konferenzen  mindestens 
zwei  Tage  vorher  bekannt  gemacht  werden;  jedes  Mitglied  des  Kollegiunw 
hat    das    Recht,   Anträge   für  diese   Konferenz   zu   stellen.  Beschlüsse 

werden  nach  Stimmenmehrheit  gefaßt;  bei  Stimmengleichheit  entwcheidet 
die  Stimme  des  Rektors;  gegen  die  Besehlü.sse  steht  ihm  das  Vetorecht 
beim  Kreisscluilinspektor  zu.  —  Dies  Vetorecht  muß  er  auch  gebrauchen, 
falls  er  die  Beratung  eines  aus  der  Mitte  des  Kollegiums  vorgeschlagenen 
Berat ung.sgegenstandes  oder  die  Beschlußfassung  über  denselben  ablehnt 
und  der  Antragsteller  sich  nicht  dabei  beruhigt. 
Alle  diese  Rechte  haben  die  Oberlehrer  in  Preußen  nicht. 


Privatunterricht,  Pensionäre. 

Über  Privatunterricht  lautet  eine  Bestimmung  der  Instruktion  für  die  Klassen- 
ordinarien und  die  Lehrer  der  Gymnasien  und  der  Realschulen  I.  O.  in  der  Provinz 
Preußen  (B  13) :  „Zur  Erteilung  von  Privatunterricht  in  den  Schulgegenständen 
an  Schüler  der  Anstalt  ist  die  (renehmigung  des  Direktors  erforderlich."  Hiernach 
können  noch  Schüler  einer  Klasse  gemeint  sein,  in  welcher  der  den  betreffenden 
Privatunterricht  erteilende  Lehrer  gerade  nicht  beschäftigt  ist.  Leider  aber  sagt 
die  pommersche  Instruktion  für  die  Ordinarien  und  Lehrer  (§  11):  „Privatunterricht 
an  Schüler  seiner  Klasse  gegen  Honorar  darf  der  Lehrer  nur  mit  Genehmigung 
des  Direktors  erteilen"  und  stellt  so  etwas  als  möglich  hin;  ebenso  gilt  für  Posen 
(§  8).  daß  kein  Lehrer  ohne  Genehmigung  des  Direktors  Schülern  seiner  Klasse 
Privatunterricht  erteilen  darf;  ebenso  darf  nach  der  sächsischen  Instruktion  (§  11) 
„Privatunterricht  an  Schüler,  die  er  selbst  unterrichtet,  ohne  Zustimmung  dea 
Direktors  ein  Lehrer  nicht  erteilen".  Diese  Forderung  ist  weiter  ausgedehnt  auch 
auf  das  Halten  von  Pensionären  in  Westfalen  (B  III,  71):  „...  zur  Cbernahme 
von  Privatunterricht  und  Aufnalime  von  Pensionären  ist  die  G^enehmigung  des 
Direktors  .  .  .  einzuholen". 

So  ist  eine  Abhängigkeit  von  dem  Anstaltsleiter  festgesetzt,  welche  deshalb 
so  peinlich  wirkt,  weil  sie  pekuniären  Vorteil  oder  Nachteil  zur  Folge  hat.  noch 
j)einli(her  aber  deshalb,  weil  der  Vorgesetzte  hier  offenbar  nicht  die  w i.>vsenschaft- 
liche  od(>r  pädagogische  Fähigkeit  des  betreffenden  I^ehrers  zu  prüfen  hat,  .««ondern 
dessen  Charakter,  ob  er  nämlieh  eine  anima  Candida  ist,  ob  er  auch  nicht  diesen 
von  ilun  noch  privatim  unterrichteten  Schüler  seiner  Klasse  zu  günstig  bei  der 
Zensur  und  Versetzung  beurteilen  wird.  Solche  Gefahren  kennt  die  Instruktion 
für  Westfalen  §  15c,  wenn  sie  bei  Versetzungen  warnt:  „Insbesondere  darf  weder  .  .  . 
norh  ilei  l'mstand.  daß  der  Schüler  bei  einem  seiner  Lehrer  Privatunterricht  genossen 
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habo.  oder  daß  ilmi  in  clor  liöhoroii  Klasse  durch  solclien  Privatuntoniclit  fort- 
geholfen werden  solle,  .  .  .  auf  die  Boschlußnahiue  Einfluß  gewinnen."  Der  pädago- 
gisehe  (Vsiohtspunkt.  welcher  solchen  Nachhilfeunterricht  empfiehlt,  ist  ja  klar: 
der  Schüler  soll  wieder  mit  fortschreiten,  er  bildet  im  allgemeinen  kein  Hemmnis 
mehr  für  den  Klassenunterricht,  und  so  wird  dem  Unterricht  im  ganzen  gedient; 
dies  geschieht  um  so  eher,  wenn  solche  Nachhilfestunden  sein  Klassenlehrer  oder 
Fachlehrer  übernimmt,  nicht  ein  jüngerer  Kandidat  oder  Student,  der  noch  nicht 
die  Erfahrung  wie  jener  hat.  Der  letzte  Grund  läßt  sich  immer  dafür  geltend 
jnaehen.  daß  Nachhilfestunden  stets  von  den  Klassenlelirern  oder  Fachlehrern 
erteilt  werden  müssen.  Was  aber  den  Vorteil  anbelangt,  welchen  ein  einzelner 
Schüler  durch  solchen  Nachhilfeunterricht  hat,  so  ist  er  doch  sehr  gering  an- 
zuschlagen gegen  den  Nachteil,  den  nicht  nur  der  betreffende  Klassenlehrer  und  die 
Kollegen  derselben  Anstalt,  sondern  der  ganze  Oberlehrerstand  durch  Verminderung 
seines  Ansehens  dadurch  erleiden  muß. 

Was  die  anderen  Staaten  anbelangt,  so  kommt  die  württembergische  In- 
struktion hier  der  unsrigen  recht  nahe.  §  29  besagt:  „Insbesondere  liegt  ihm  (dem 
Vorstand)  ob.  bei  den  von  einem  Lehrer  erteilten  Privatstunden  jeden  Mißbrauch 
und  jederlei  Nötigung  der  Schüler  zum  Besuche  derselben  zu  verhüten"  usw.  Daraus 
ist  ersichtlich,  daß  auch  hier  diese  Art  Nebenverdienst  leider  dem  Gesetze  nach 
gestattet  ist.  Auch  in  Baden  ist  dies  leider  erlaubt,  vgl.  jetzt  Schulordnung 
von  1904  §  37:  „Zur  Erteilung  von  Privatunterricht  wird  den  Lehrern  hiermit 
allgemein  zum  voraus  die  Genehmigung  erteilt.  Die  Oberschulbehörde  ist  jedoch 
befugt,  diese  Genehmigung  im  einzelnen  Fall  zurückzuziehen  ....  Die  Vor- 
bereitung von  Schülern  für  seine  eigenen  Lehrstunden  darf  der  Lehrer  nur  mit 
Genehmigung  des  Anstalts Vorstandes  übernehmen."  Ebenso  wie  in  Preußen 
ist  also  hier  der  Nachhilfeunterricht  eines  Lehrers  an  Schüler  seiner  oder 
derselben  Klasse  als  etwas  Selbstverständliches  hingestellt.  Im  König- 
reich Sachsen  ist  eine  ganz  allgemeine  Bestimmung  maßgebend  (§  18  der 
Verordnung) :  „Zur  Erteilung  von  Privatunterricht  ist  ein  Lehrer  insoweit  be- 
rechtigt, als  es  ohne  Beeinträchtigung  seiner  Amtsführung  geschehen  kann."  Viel 
bes.ser  ist  eine  Bestimmung  in  Bayern,  welche  diesen  Privatunterricht  durch 
feste  Begrenzung  des  erlaubten  Gebietes  wohl  dort  aus  der  Welt  geschafft  hat 
(wenn  anders  diese  Bestimmung  streng  befolgt  wird),  §  43,  7:  „Erteilung  von  Privat- 
unterricht wird  dem  Lehrer  nur  insoweit  gestattet,  als  hierdurch  nicht  das  Inter- 
esse der  Anstalt  Nachteil  erleidet.  Kein  Lehrer  darf  an  Schüler  einer  Klasse,  in 
welcher  er  Unterricht  erteilt,  oder  an  Schüler  der  nächstniederen  Klasse  Privat- 
unterricht erteilen;  auf  die  Erteilung  von  Privatunterricht  an  Privatstudierende, 
welche  im  nächsten  Jahre  in  die  Anstalt  einzutreten  beabsichtigen, 
findet  dies  Verbot  sinngemäße  Anwendung."  Und  am  schärfsten  lauten  hier  die 
österreichischen  Instruktionen;  vergleiche  einen  Ministerialerlaß,  welcher  schon 
aus  dem  Jahre  1850  datiert:  „  ...  so  wird  gemäß  Allerhöchster  Entschließung  vom 
29.  Dez.  1849  allen  Gymnasiallehrern,  deren  Gehalte  aus  öffentlichen  Fonds  be- 
stritten werden,  das  Erteilen  von  Privatunterricht  in  den  sogenannten  Nach- 
stunden untersagt"  (Normalien  Nr.  378).      Und   ein  Erlaß  vom  8.  Juli   1878   ver- 
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hifti-t  Huch  das  Halten  von  K  o.st  zöj^l  i  iigcii  (d.  Ii.  IN-iisidiiärrn)  Hcitcris  der 
Direktorrn  und  LclirtT  an  öfft-ntliclu-ii  MittelHrliulrii  (v^d.  Xorinalicn  Nr.  444 a), 
ebenso  ein   Krlaß  vom  20.  November   1H86. 

(Jan/,  allgemein  gehalten  sind  wieder  die;  Vorschriften  in  Anhalt  §  11,  Bremen 
§  7;  etwas  einöchränkender  iat  in  Oldenburg  §  27,  hier  wird  gcöagt:  „Handelt  ch 
sicli  um  Unterricht,  der  einem  Schüler  erteilt  werden  soll,  der  von  demselben 
Lehrer  in  der  Schule  unterrielitet  wird,  so  ist  diese  Genehmigung  nur  aus- 
nahmsweise zu  erteilen,  sofern  besondere  Gründe  sie  wünsehenswert  und  un- 
bedenklich erscheinen  lassen."  Sehr  detailliert  sind  die  Hamburger  Vorschriften, 
«eiche  die  dortige  Oberschulbehörde  schon  7.  Febr.  1803  erlaasen  und  jüngst 
unter  dem  17.  üez.  1908  in  den  „Bestimmungen"  §  19  zum  größten  Teil  wieder  er- 
neuert hat ;  hier  lesen  wir,  daß  der  Direktor,  wenn  Schüler  seiner  Anstalt  zurück- 
geblieben, was  ihm  die  Lehrer  zu  m(>lden  verpflichtet  sind,  mit  den  Eltern  in  Ver- 
bindung zu  treten  hat  und,  falls  erforderhch,  die  Einrichtung  von  privaten 
rnt<>rriehtsstunden  in  Anregung  bringen  soll.  Wenn  von  den  Eltern  die  Erteilung 
derartigen  Unterrichts  durch  Lehrer  der  Anstalt  gewünscht  wird,  so  hat  der 
Direktor  einen  ihm  geeignet  ei-scheinenden  Lehrer  in  Vorschlag  zu  bringen  und  die 
crfordcrlielien  Bestinmiungen  über  Umfang,  Stundenlage  und  Zeitdauer  des 
rnterrichts  zu  treffen.  —  Das  ist  die  größte  Machtbefugnis,  welche  ein  Anstalts- 
leiter in  Erteilung  von  Privatstunden  an  Schüler  derselben  Anstalt  besitzt;  er  hat 
nicht  nur  die  Lehrer  selbst,  sondern  auch  Ljnfang,  Stundenlage  und  Zeitdauer  an- 
zuordnen!  Das  ist  eine  derjenigen  V^erfügungen,  von  denen  man  wünschen  kann, 
sie  ständen  bloß  auf  dem  Papier. 

Man  wird  gegen  Erschwenmg  von  Erteilung  solchen  Privatunterrichts  (es 
handelt  sich  hier  nur  um  Privatunterricht  an  Schüler  derselben  Anstalt; 
Privatunterricht  an  andere  Schüler,  A\elche  andere  Lehranstalten  besuchen,  oder 
Privatunterricht  etwa  an  anderen  Lehranstalten  irgendwelcher  Art  wird  ab  eine 
von  der  nächsten  Aufsichtsbehörde  kontrolherte  Nebenbeschäftigung  nirgends 
Anstoß  erregen)  vielleicht  einwenden,  daß  Staaten,  Behörden,  die  den  Ober- 
lehrern hier  recht  weit  entgegenkommen,  sehr  loyal  handeln.  Hätten  sie  doch 
zu  ihren  Oberlehrern  das  Vertrauen,  daß  sie  bei  amtlicher  Beurteilung  dieser  ihrer 
Privatschüler,  welchen  sie  auch  in  ihrer  Klasse  Unterrieht  geben,  nicht  zu  nach- 
sichtig seien.  Aber  unwillkürlich,  ohne  daß  daraus  dem  Lehrer  ein  Vorwurf  zu 
machen  wäre,  müssen  solche  Privatschüler  bei  der  Zensierung  anders  (meist  besser) 
fortkommen  als  die  übrigen,  einfach  deswegen,  weil  der  den  Privatunterricht  er- 
tiilendf  l><hrer  sie  viel  genauer  kennt  als  seine  anderen  Jungen,  denen  er  keinen 
Privatunterricht  erteilt.  Solche  Privatsehüler  genießen  also  ganz  von  selbst  alle 
\'orteile  des  Einzel-  o<ler  Individualunterrichts,  während  ihre  Mitschüler  die  Nach- 
teile des  Massen-  oder  Kollektivunterrichts  mit  in  den  Kauf  nehmen  müsi^en.  Der 
Ix^hrer  wird  und  muß  bei  seinem  Privatschüler  sehr  viele  EigentümUchkeiten, 
Kehler,  Nachlässigkeiten,  die  er  bei  den  anderen  mehr  oder  weniger  streng  rügt ,  ganz 
erklärlich  finden,  er  wird  sie  naturgemäß  deshalb  leichter  entschuldigen,  denn  er 
weiß  ihre  Gründe,  Ursachen  genauer  als  bei  den  übrigen,  und,  wie  es  wohl  oft  ge- 
>ehel5en  wiinle  auch  bei  den  Klassenschülern,  wenn  er  sie  daneben  noch  privatim 
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imterrichtote.  er  muß.  wenn  rr  avu-h  niclit  will,  dann  manches  entschuldbarer 
finden.  Schon  aus  diesem  Grunde  wird  man  das  österreichische  Verbot  und  die 
bayerische  Einschränkung,  daß  kein  Lehrer  und  kein  Direktor  Schülern  seiner 
Klasse  für  Geld  Privatunterricht  geben  sollte,  durchaus  billigen. 

Im  Interesse  des  gesamten  höheren  Lehrstandes  wäre  aber  ein  solches  Verbot 
überall  sehr  erwünscht.^)  Man  hat  Arzte  zum  Vergleich  herangezogen,  die  auch 
in  die  Häuser  gehen,  um  ihren  Unterhalt  zu  verdienen,  Künstler,  berühmte  und 
unberühmte,  täten  dasselbe,  hat  man  gesagt;  ja  sogar  Universitätsprofessoren 
der  medizinischen  Fakultät,  die  nebenbei  noch  eine  mitunter  recht  ergiebige  Privat- 
praxis ausüben,  sind  als  entschuldbare  Beispiele  aufgeführt  worden.  Aber  Ärzte, 
Künstler  sind  keine  Staatsbeamten,  und  jene  medizinischen  Universitätslehrer, 
deren  Privatpraxis  übrigens  mit  Recht  sehr  angefochten  wird,  kommen  in  die 
Famihen,  übrigens  wie  manche  Künstler,  Musiklehrer  und  Maler  ebenfalls,  mit  dem 
Kimbus  berühmter  Männer  umgeben,  und  werden  als  Autoritäten  wohl  empfangen, 
weil  man  sich  durch  deren  Besuch  sehr  geschmeichelt  und  gehoben  fühlt.  Solcher 
Glanz  strahlt  im  allgemeinen  bei  dem  Besuch  von,  Privatstunden  erteilenden  Ober- 
lehrern und  Professoren  nicht  aus,  auch  fühlt  sich  das  Pubhkum  nicht  sehr  be- 
geistert und  gehoben,  werm  es  seine  Kinder  in  die  Häuser  von  Oberlehrern  schicken 
muß,  sei  es  als  Privatschüler,  sei  es  als  Pensionäre;  es  ist  doch  nur  ein  trauriges 
Zugeständnis,  ein  unangenehmer  Notbehelf.  Indessen  alle  diese  Vergleiche  hinken 
gar  sehr;  der  springende  Punkt  ist  und  bleibt  immer  dieser:  derselbe  Schüler,  den 
ich  vor  Tagen,  Stunden  privatim  unterrichtet,  zu  seiner  Klassenleistung  vorbereitet 
habe,  soll  und  wird  dann  von  mir  auch  in  der  Klasse  auf  Grund  dieser  Klassen- 
leistung beurteilt.  Alle  diese  Momente  treffen  bei  Ärzten  und  Künstlern,  die 
Privatunterricht  geben,  nicht  zu;  will  man  wirklich  treffende  Vergleiche  aufstellen, 
so  kann  man  nur  fragen:  würden  sich  Majore,  Hauptleute,  welche  Einjährige  in 
ihrer  Truppe  haben,  dazu  verstehen,  dieselben  zum  Bestehen  der  Reserveoffizier- 
prüfung privatim  gegen  Geld  vorzubereiten,  sie,  die  nachher  in  der  Prüfung  selbst 
ihre  ,, Schüler"  zu  examinieren  hätten?^)  Würden  Professoren,  MitgHeder  irgend- 
einer juristischen,  philologischen  Prüfungskommission  Examenskandidaten,  die 
sie  nachher  zu  prüfen  hätten,  durch  Privatstunden  gerade  zu  diesem  Examen  „ein- 
pauken" ?  Oder  wäre  es  irgendwie  möglich,  daß  ein  Richter  dem  Angeklagten, 
der  vor  ihm  steht,  vor  einiger  Zeit  gegen  irgendwelche  Entschädigung  auch  nur 
Fingerzeige  zu  seiner  Verteidigung  gegeben  hätte?  Jeder  wird  zugeben,  daß  dies 
die  allein  richtigen  Parallelen  sind,  und  daß  diese  geradezu  Unmöglichkeiten  auf- 
weisen. Und  doch  erlebt  man  es  immer  wieder,  daß  Direktoren  und  Oberlehrer  als 
MitgHeder  der  Reifeprüfungskommission  ihre  eigenen  Privatschüler  oder  Pensionäre 


1)  Einen  äußeren  Grund  für  das  Halten  von  Pensionären  bei  Wiese-Irmer  S.  82.  —  Eulen- 
burg —  Beiträge  S.  94/9.5  —  verwirft  diesen  Nebenerwerb,  weil  ein  großer  Teil  der  sozialen  Miß- 
achtung des  höheren  Lehrerstandea  sich  daher  schreibt,  daß  man  seine  Mitglieder  auf 
diesem  Wege  für  „zugänglich"  hält.  — Vgl.  die  Erörterungen  im  „Korrespondenzblatt" 
und  in  den  „Blättern  für  höh.  Schulen"  1908. 

2)  Vgl.  die  sehr  beherzigenswerten  Worte  von  Hellwig  -  Mainz  in  den  „Südwostdeufc- 
schen  Schulblättern"  1909,  Nr.  2. 
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vorsieh  liabt-n  !  Dir  öffentliche  .Mcimiiij^,  wclehe  iiielii  iiiiriier 'vox  dci' ist,  empfindet 
(las  Milihehe,  l'eiiilielie  solcher  l^j^en  recht  wohl,  ^^enuie  datlureh,  daU  wie,  auf  dio 
unausbleiblichen,  unmerklichen  moralischen  Kntj^leisunj^en  rechnend, 
lue  Kitern  mit  Vorliebe  zu  l'rivatlehrern  solcher  zurückgebliebenen  »Sehüler  I^ehrer 
derselben  Anstalt,  womö^dieh  derselben  Klasse  wählen  heißt.  Eh  ist  ja  auch 
offenbar  niclit  innerer  Dran^,  die  äußere  Lage  treibt  manchen  zu  solchem  Neben- 
erwerb an,  und  bei  den  gesteigerten  Lebcnsansprüehen  der  Jetztzeit  ist  es  oft  weiter 
nichts  als  die  bequeme,  leichte  Art  CJeld  zu  erwerben,  die  „auri  saera  fameH",  welche 
ergraute  Professoren  mit  dem  pei-söidiehen  Hange  der  Räte  IV.  Khisse  noch  über 
(las  schlüpfrige  Parkett  von  ungebildeten  Emporkömmlingen  zu  Zöglingen  gehen 
läßt,  die  vor  ihren  Mitschülern  nur  den  Vorzug  reicher  Väter  haben!  Doch  wir 
wollen  das  nicht  weiter  ausmalen;  diese  Art  von  Privatunterricht  ist,  wie  man  ea 
genannt  hat,  ein  „Krebsschaden"  des  Oberlehrerstandes. 

Warum  verbieten  einige  Staaten  diese  Erwerbsquelle  nicht  streng?  Und  warum 
bei  Übertretungen  vorhandener  Verbote  drücken  sie  beide  Gesetzesaugen  zu? 
Kinfach  deshalb,  weil,  weim  sie  diese  Erwerbsquelle  unterbinden,  sie  fürchten, 
irgendeine  CJehaltserhöhung  in  Aussicht  stellen  zu  müssen.  Also  auch  hier:  „auri 
Sacra  fames". 

Pflichten  der  Ordinarien  und  der  Lehrer  im  allgemeinen. 
Zuletzt  haben  wir  schon  auf  die  „preußischen  Instruktionen  für  die  Klassen- 
ordinarien und  ordentlichen  Lehrer"  übergreifen  müssen,  denn  in  ihnen  waren 
die  Bestimmungen  über  den  Privatunterricht  enthalten.  Betrachten  wir  zunächst 
die  preußischen.  Die  hauptsächlichsten  Pfhchten  und  Rechte  der  höheren  Lehrer 
ergeben  sich  eigentlich  aus  den  Instruktionen  für  die  Direktoren,  so  daß  nur  wenig 
hinzuzufügen  übrigbleibt.  Die  Vorschriften  gehen  sehr,  oft  zu  sehr  ins  einzelne. 
So  hegt  dem  Ordinarius  nach  der  pommerschen  Instruktion  die  „Ernennung  von 
-\ufsehcrn"  ob,  die  „würdige  Ausstattung  des  Klassenzimmers";  in  der  Rhein- 
provinz muß  je<ler  Lehrer  an  der  „Beaufsichtigung  der  Turn-  und  Schwimm- 
übungen" nach  Anweisung  des  Direktors  teilnehmen;  in  der  Provinz  Sachsen  wird 
als  wichtige  Pflicht  die  „Kontrolle  über  das  Klassenbuch"  ebenso  wie  über  die  „vom 
Primus  (!)  der  Klasse  zu  führende  Absentenlisto"  hingestellt.  Alle  Instruktionen 
enthalten  natürUch  mit  Recht  die  Anweisung  für  den  Ordinarius,  „von  Zeit  zu 
Zeit"  oder  „mindestens  einmal  im  Halbjahr"  sämtliche  Arbeitshefte  seiner  Klasse 
einer  Durchsicht  zu  unterziehen,  in  Westfalen  soll  dies  mindestens  einmal  im 
Vierteljahr  geschehen  und  sich  auch  auf  die  „Schreib-  und  Zeichenbücher" 
«•rstrecken.  Ferner  soll  der  Ordinarius  nach  der  brandenburgischen  Instniktion 
im  Verein  mit  den  übrigen  Lehrern  einen  Arbeitsplan  entwerfen,  in  Schlesien  soll 
aber  dieser  in  einer  Konferenz  im  -\nfang  festgestt'llt  werden.  Die  Zensuren 
vmd  Versetzungen  soll  der  Ordinarius  natürlich  vorbereiten,  für  beides  hat  er  in 
den  Konferenzen  das  Vorschlagsrecht.  Längst  aufgehoben  ist  die  westfälische 
Verordnung,  nach  welciier  „keine  Zensuren  unter  den  schrifthchen  Arbeiten"  durch 
„Ziffern  oder  Buchstaben"  zu  geben  seien,  eine  Sitte,  welche  der  Übersichtlichkeit 
wegen  jetzt  allgemein  übhch  ist.     Was  die  Stellung  des  Klassenordinarius  seinen 
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Kollegen  gegenüber  anbelangt,  so  ist  nacli  der  Instruktion  für  die  Provinz  Preußen 
die  Strafgewalt  der  übrigen  Lehrer  nicht  beschränkt,  doch  haben  die  letzteren 
ihm  gegenüber  die  Pflicht,  ihn  von  der  Strafe  des  Nachbleibens,  des  Arrestes  und 
der  körperliehen  Züchtigung  in  Kenntnis  zu  setzen;  in  letzterer  Hinsicht  also  ist 
er  den  anderen  Lehrern  gegenüber  von  direktorialer  Würde.  Selbstverständlich 
wird  ja  immer  eine  solche  Anzeige  oder  Rücksprache  nach  gewissen  Strafen  statt- 
finden, etwas  anderes  ist  es  aber,  ob  der  Lehrer  dem  Ordinarius  gegenüber  dazu 
dienstlich  verpfUchtet,  oder  ob  dies  seinem  Ermessen  anheimgestellt  ist.  Während 
hierin  die  Instruktion  für  die  Provinz  Preußen  vereinzelt  steht,  hat  sie  mit  anderen, 
so  der  brandenburgischen,  einen  selir  notwendigen  und  nützlichen  Passus  gemein- 
sam, der  in  der  Praxis  nicht  immer  berücksichtigt  wird;  „Beschwerden  eines 
Schülers  über  einen  Lehrer  anzunehmen,  ist  der  Ordinarius  niemals 
berechtigt  (=  brandenburgisohe  Instruktion  für  dieOrd.  §  2),  er  darf  auch  nicht 
Anordnungen  eines  Lehrers  selbständig  abändern."  Beschwerden  der  Schüler 
hat  er  an  den  Direktor  zu  verweisen. 

Im  Einklang  mit  den  obigen  Bestimmungen,  die  das  Verhalten  des  Lehrers 
im  allgemeinen  betreffen  und  sich  schon  in  den  Direktoreninstruktionien  fanden, 
hält  es  die  schlesische  Instruktion  für  angezeigt,  die  Lehrer  vor  einem  „rauhen, 
barschen  Tone,  vor  kaltem,  herrischem  Wesen",  ebenso  wie  vor  „Ziererei" 
zu  warnen  —  Ernst  w  ie  Milde  sollen  sie  paaren  — ,  und  die  westfälische  warnt  vor 
„Schimpfwörtern  und  Schimpf  reden".  Wie  die  Instruktionen  über  das 
Verhältnis  des  Oberlehrers  zum  Direktor  denken,  wird  sich  wohl  aus  den  Instruk- 
tionen für  die  Direktoren  ein  jeder  selbst  denken  können.  Nur  zwei  Bestimmungen 
seien  hier  wörtlich  angeführt;  vglj  pommersche  Instruktion  B  (§3):  „Den  Direktor 
.  .  .  hat  jeder  Lehrer  als  seinen  nächsten  Vorgesetzten  zu  betrachten,  allen  seinen 
amthchen  Anordnungen  Folge  zu  leisten,  ihm  persönhch  mit  Ehrerbietung  zu 
begegnen  und  die  Bemerkungen  und  Erinnerungen,  zu  welchen  sich  derselbe  im 
Interesse  der  Schule  veranlaßt  sieht,  willig  anzunehmen  und  zu  befolgen.  Glaubt 
ein  Lehrer,  daß  ihm  vom  Direktor  Unrecht  A^derfährt,  so  hat  er  diesem  in  be- 
scheidener Weise  seine  Beschwerde  vorzutragen  und,  wenn  derselbe  ihr  nicht 
abhilft,  sie  uns  schrifthch  einzureichen."  Auch  hier  ist  das  Mißtrauen  ersichthch, 
welches  gegen  die  Oberlehrer  vorherrscht;  wozu  die  Ermahnungen  zur  „Ehrerbie- 
tung" und  „Bescheidenheit"  ?  Dinge,  welche  sich  für  preußische  Beamte  Vor- 
gesetzten gegenüber  doch  von  selbst  verstehen.  Mit  ähnhchem  Wortschwall  wie 
die  SteUung  des  Direktors  wird  auch  die  des  Klassenordinarius  oft  begleitet,  z,  B. 
in  der  pommerschen  Instruktion  (§2):  „Zu  Klassenordinarien  sollen  .  .  ,  tüchtige 
Lehrer  von  allgemeiner  wissenschafthcher  Bildung,  von  treuer  Liebe  und  Hingebung 
für  ihren  Beruf  und  von  gereifter  Erfahrung"  bestimmt  werden,  „welche  die  ihnen 
anvertrautenLehrfächer  wahrhaft(!)  durchdrungen  haben  und  beherrschen, 
in  klarer  und  stets  wacher  Einsicht  von  dem  Zusammenhang  derselben  mit  den 
übrigen  Lehrobjekten  und  mit  dem  gemeinsamen  Zweck  des  Gymnasialunterrichts 
in  allen  ( ! )  Fächern  das  zur  allgemeinen  Entwickelung  und  zur  intensiven  Bildung 
ihrer  Schüler  dienende  Material  auszuwählen,  das  Wesentliche  vom  Unwesent- 
hchen  zu  sondern  wissen  und  endhch  durch  die  Reinheit  und  Würde  ihres  Charak- 
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tcrs,  wir  dun-h  den  inildcii  l'lniHt  ihrer  ^'ajv/.on  Haltung  oino  unauslösohliche  Elir- 
furclit  vor  der  siltlichcn  Macht,  weh'lic  dius  I/«'l)«'ii  der  Menschen  regiert,  in  der  ihrer 
väterlichen  Obhut  und  Pflege  übersehenen  KIomhc  zu  er\vw;ken  verniö^en".  Ja, 
wer  das  liest,  der  schhijze  sich  an  die  Brust:  „(Jott  sei  mir  Sünder  fjnädig,  wie  un- 
würdig bin  ich  zur  Führung  eines  Klasscnordinariat«!"  Wer  aber  wirkheh  nun 
ein  Klassenordinariat  in  Pommern  erhält  und  also  bei  seinem  Vorgesetzten  in  so 
großer  Achtung  steht,  der  berühre  mit  dem  Scheitel  die  Sterne,  „naso  adunco  sus- 
pendens  ignotos"  collegns  extraordinarios  (ordinariatslosen),  welche  nicht  ihre  I>ohr- 
fächer  wahrhaft  durchdrungen  liahcn  und  bcherrHchen,  nicht  jene  Reinheit,  jene 
Würde  besitzen  usw.  usw. 

Die  Dienstanweisungen  nicht -preußischer  Staaten  haben  es  doch  vermieden, 
die  Direktoren  und  Ordinarien  zu  pädagogischen  Übermenschen  zu  stempeln, 
schlichter,  einfacher,  sachgemäßer  lauten  hier  die  Instruktionen  für  einen  Klassen- 
ordinarius, so  für  das  Königreich  Sachsen  §  4  der  Verordnung,  für  Baden 
§  89,  für  Bayern  §  43,  für  Osterreich  §  97  mit  den  in  den  „Weisungen"  von 
1901  S.  47 — 56  dazu  gege])enen  Erläuterungen,  welche  sich,  wie  folgt,  gliedern: 
A.  Der  Klassen  vorstand  im  Verhältnis  zu  seinen  Klasscnkollegen.  B.  Der  Klassen- 
vorstand im  selbständigen  Wirkungskreise.  C.  Der  Klassenvorstand  im  Verhält- 
nis zum  Direktor  der  Anstalt.  Für  Württemberg  finde  ich  keinen  besonderen 
Paragraphen  für  das  Verhalten  der  Ordinarien,  ob^^ohl  in  §  19  u.  26  sich  die  Be- 
zeichnung „Klassenlehrer"  findet.  Eigentümlich  bleibt  es,  daß  in  Baden  nach  §  57 
der  Ordinarius  den  Vorsitz  zu  füliren  hatte  in  den  Klassenkonferenzen^),  welche 
regelmäßig  jeden  Monat  auf  seine  Einladung  hin  zusammenberufen  wurden,  und  zu 
denen  der  Direktor  eingeladen  werden  sollte,  ohne  daß  er  in  ihnen  mitzuwirken  ge- 
zwungen war  (§  50);  diese  unter  Vorsitz  des  Ordinarius  abzuhaltenden  Klassen- 
konferenzen faßten  Beschlüsse  nur  vorbereitender  Art,  welche  der  Beschlußfassung 
der  Gesamt konferenz  unterlagen,  wo  sie  der  Ordinarius  vorzutragen  hatte.  Wenn 
man  bedenkt,  daß  nach  §  57,  2  auch  noch  Fachkonferenzen  im  Anfang  des  Semesters 
und  Gesamt konferenzen  am  Schlüsse  jedes  Quartals  stattfinden  aollen,  so  hatten 
unsere  Herren  Amtsgenossen  in  Baden  eine  reiche  Fülle  von  Sitzungen  durch- 
zumachen, falls  diese  Paragraphen  nicht  bloß  auf  dem  Papier  standen,  was  kaum  an- 
zunehmen ist.  da  auch  über  diese  unter  Vorsitz  des  Ordinarius  stattfindenden  Klassen- 
konferenzen ein  Protokoll  geführt  wurde,  welches  zu  den  Akten  der  Anstalt  genommen 
werden  sollte.  Übrigens  bildeten  den  Stoff  dieser  KJassenkonferenzen  nach  §  57  u.  a.  jene 
Verhandlungen,  die  in  Preußen  und  anderwärts  die  Ordinarien  vor  den  Versetzungs- 
konferenzen mit  den  Kollegen  privatim  zu  führen  haben  über  „Feststellung  der 
Noten  über  der  Schüler  Betragen,  VU'ili  und  Leistungen,  beziehentlich  ül>or  L<ika- 
tion"  usw.  usw.  —  Die  Verpflichtungen,  welche  ein  Ordinarius  sonst  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  hat,  bis  ins  einzelne  aufzuzählen,  ist  nicht  nötig,  da  sie  inhalt- 
lich sich  meist  decken.  Am  kürzesten  verhält  sich  hier  die  bayerische  Schul- 
ordnung (§  43.   1):   „Je<le  Klasse  hat   ihren  besonderen  Ordinarius,  d.h.    Haupt - 


1)  Nach  der  Instruktion  von  \W-\  ^iht  oh  in  Hadrn  knnr  Klnsstt-nkonfon-n/^n  mehr;    ich 
finde  dictie  £inricht\ing  der  KlaMsonk«>nfercnzrn  unter  Vorsitz  de«  Ordinarius  sehr  7.weckiuäüig. 
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lehrer,  welclior  in  der  Klasse  die  sämtlichen  oder  doch  die  meisten  Stunden  in  den 
Haupt  gegenständen  erteilt  und  zunächst  für  den  Unterricht  und  die  Schulzucht 
in  derselben  verantwortlich  ist",  ähnlich  in  Österreich  O.E.  §  97:  „Ein  Lehrer 
kann  nur  in  einer  Klasse  Klassenlehrer  sein;  er  hat  die  Aufgabe,  den  Einheitspunkt 
für  die  seiner  speziellen  Obhut  anvertraute  Klasse  in  wissenschaftlicher  und  dis- 
ziphnarer  Hinsicht  zu  bilden";  es  folgt  dann  unter  2a)  und  b)  eine  Menge  spezieller 
Dinge,  die  von  den  üblichen  Vorschriften  anderwärts  nicht  sonderlich  abweichen. 

Aufsicht  über  auswärtige  Schüler, 
über  auswärtige  Schüler  muß  natürlich  die  Schule  ganz  besonders  wachen, 
und  alle  Instruktionen  geben  Anweisungen,  nach  welchen  „diejenigen  Schüler, 
die  nicht  bei  ihren  Eltern  oder  Pflegern  wohnen,  dem  Vorstand  von  der  Wahl  (auch 
von  jeder  Veränderung)  ihres  Wohn-  oder  Kostliauscs  Anzeige  zu  machen  haben; 
der  Vorstand  ist  dann  befugt,  ihnen  solche  Wohn-  und  Kosthäuser  zu  untersagen, 
von  welchen  Nachteil  für  ihren  Fleiß  und  ihre  Sittlichkeit  zu  besorgen  ist"  (§  22 
in  Württemberg).  Um  anderes  Gleichartiges  zu  übergehen,  sei  hier  nur  noch  der 
kurze  Wortlaut  der  bayerischen  Schulordnung  (§  42,  8)  angeführt :  „Er  hat  über  die  in 
der  Stadt  nicht  einheimischen  Schüler  strenge  Aufsicht  zu  führen  und  darauf  zu 
sehen,  daß  dieselben  nur  in  solchen  Häusern  wohnen  und  Kost  nehmen,  die  er  dazu 
für  geeignet  erklärt  hat."  In  Österreich  (vgl.  Normalien  Nr.  159,  168,  172)  können 
zwar  gegebenenfalls  diese  Schüler  in  ihren  Wohnungen  besucht  werden  von  den 
Lehrern,  damit  sie  selbst  sich  von  dem  Zustand  dieser  Wohnungen  überzeugen, 
meist  aber  ist  es  wünschenswert  —  denn  befohlen  kann  dies  ja  nicht  werden  — , 
daß  die  „Quartiergeber"  vor  dem  Liirektor,  beziehenthch  den  Lehrern  erscheinen, 
um  Bericht  zu  erstatten.  Diese  österreichischen  Erlasse  stammen  aus  den  Jahren 
1849  und  1851.  Und  1867/68,  ja  noch  1880,  hat  man  in  Preußen,  dem  Wortlaute 
nach  wenigstens,  den  Direktoren  (vgl.  die  Verfügung  vom  29.  Mai  1880)  und 
Klassenordinarien  befohlen,  die  Pensionen  auswärtiger  Schüler  persönlich  zu 
besuchen;  vgl.  die  Instruktion  für  Ordinarien  für  Schlesien  (A  5)  und  die  für 
Brandenburg  (§  8);  ja  hier  in  Brandenburg  soll  dies  mindestens  einmal  im 
Quartal  geschehen.  Diese  Pf  licht  besuche  in  den  Pensionen  auswärtiger  Schüler, 
so  zweckmäßig  sie  sein  mögen,  haben  auch  von  rechtlichem  Standpunkte  aus  etwas 
sehr  Bedenldiches,  denn  weder  der  Direktor  noch  ein  Oberlehrer  kann  in  der  Uniform 
eines  Polizeikommissars  oder  in  so  hochamtlicher  Eigenschaft  wie  der  Staatsanwalt 
und  der  Untersuchungsrichter  auftreten.  Mehr  wie  diese  sind  wir  hier  auf  die 
Liebenswürdigkeit  der  Wirte  angewiesen;  wenn  —  was  gewiß  nie  vorgekommen 
sein  mag,  und  wovor  keiner  Besorgnis  haben  wird  —  man  uns  die  Tür  weisen  würde, 
stände  uns  nur  der  Weg  der  Zivilklage  offen,  wegen  Beamtenbeleidigung  könnte 
der  unfreundhche  Pensionsvater  nicht  gefaßt  werden.  Oder  wollten  wir  als  Re- 
pressahe  dann  den  betreffenden  Schüler  aus  der  Anstalt  entfernen?  Das  wäre 
ungerecht ;  wie  kann  dieser  für  Fehler  seines  Pensionsvaters  bestraft  werden  ?  Sofort 
aUerdings  körmte  dem  letzteren  der  Pensionär  entzogen  werden,  dazu  haben  wir  ein 
Recht.  Wie  dem  auch  sein  mag,  zunächst  sind  in  einem  solchen  Falle  der  Direktor  und 
Oberlehrer  als  die  Hinausgewiesenen  die  öffentlich  Bloßgestellten,  die  „Blamierten". 
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Überreichung  der  Dionstinatruktion  bei  der  Einführung  in  das  Amt. 

Eiullich  ein  Alk-rlitztos.  §  4  di-r  J^icuhtinstruktiunen  für  die  Direktoren  in 
der  Provinz  Brandenburg  lautet :  „Dem  Direktor  liegt  ob,  die  neuangcstellten 
Lehrer  in  dtus  ihui^n  übertragene  Amt  förmlieh  einzuweisen,  ihnen  hierbei  die 
Pfhihteii  unter  Hinweisung  auf  ihre  Instruktionen  ausführlich  und  eindring- 
lich bekannt  zu  machen";  und  für  den  Lehrer  lautet  §  3:  „Kin  ihm  übertragenes 
Ordinariat  hat  jwler  Lehrer  zu  übernehmen  und  nach  der  über  da«  Ordinariat  er- 
lassenen bt^onderen  Instruktion  zu  führen."  Auch  in  den  Instruktionen  für  Pom- 
mern (§  G)  und  anderen  wird  den  Direktoren  zur  Pflicht  gemacht,  bei  Einführung 
von  neuangestellten  Oberlehrern  die^selben  auf  diese  Instruktion  hinzuweisen 
und  so  mit  ihren  dienstlichen  OblicLMiiheiten  bekaimt  zu  mac-hen.  Soweit  erinner- 
lich, ist  dies  aber  in  den  letzten  Jahrzehnten,  in  der  Provinz  Brandenburg  wenigstens, 
nirgends  geschehen;  es  läßt  sich  dies  ja  schwer  feststellen,  aber  ohne  sehr  zu  über- 
treiben, glaube  ich  behaupten  zu  dürfen,  daß  nicht  allzuviel  Oberlelirer  diese  In- 
struktion bei  ihrer  Anstellung  erhalten,  geschweige  denn  sie  später  eingesehen 
oder  gar  studiert  haben.  Die  Kenntnis  der  einzelnen  Bestimmungen  ist  gerade 
nicht  sehr  groß.  Und  hier  entsteht  nun  die  Frage :  Gilt  überhaupt  noch  diese  Dienst- 
instruktion, welche  bei  Übernahme  des  Amtes,  entgegen  zwar  dem  Wortlaute 
der  meisten  Instruktionen,  gewöhnlich  nicht  übergeben  wird?  Sind  die  preußi- 
schen Oberlehrer  irgendwie  verpflichtet,  sich  an  diese  Instruktion  von  1867  8,  von 
welcher  sie  meist  erst  nach  der  Anstellung  zufällig  Kenntnis  nehmen,  noch  zu  binden  ?') 
Freilicli  das  Provinzialschulkollegium  zu  Danzig  unter  dem  21.  Januar  1905  hat  sich 
noch  auf  §  52  der  Direktoreninstruktion  für  Ost-  und  Westpreußen  berufen,  und 
in  der  allerneuesten  Kandidatenordnung  vom  15.  März  1909  werden  sie  unter  §  5 
erwähnt.  Leider  ist  der  Sachverhalt  jetzt  ein  solcher,  daß  man  sich  gelegentlich 
auf  diejenigen  Paragraphen  dieser  Instruktionen  bezieht,  die  einem  passen,  sonst 
sie  aber  gänzlich  unbeachtet  läßt,  und  den  Schaden  davon  tragen  natürUch  die  iliren 
Vorgesetzten  unterstellten  Oberlehrer  in  Preußen.  In  Staaten  wie  Hessen, 
Baden,  welche  erst  kürzlich  Dienstanweisungen  erlassen  haben,  wäre  ein  Zu- 
stand von  Anarchie  oder  von  Despotismus  einzelner  Direktoren  kaum  möglich. 

Allgemeine  Betrachtungen. 
Diese  vergleichende  ('bei-sidit  der  Dienst  Instruktionen  lehrt,  daß  einige  Staaten 
hier  sehr  im  Rückstände  sind;  natürlich  liegt  das  an  den  Verhältnissen.  Das  zeigen 
schon  die  Organe,  welche  die  Schulordnungen  schufen.  In  Sachsen  ist  die  von  uns 
besprochene  Schulordnung  ein  mit  Zustimmung  „Unsrer  getreuen  Stände"  von 
König  Albert  187()  gegebenes  Gesetz,  daher  wohl  die  Farblosigkeit  derselben,  welcher 
erst  die  Generalverordnung  vom  7.  Dezember  1876  etwas  abhelfen  konnte;  in  Öster- 
reich, Bayern,  Baden  sind  es  mit  Genehmigung  des  I>andesherrn.  in  seinem  Namen 
erlassene  Vorschriften,  die  seine  Unterschrift,  ebenso  die  des  Gesamt ministeriums 


1)  In  dem  Buche  von  ]Wwr.  Kfin7.I«-imt  im  Kultusnunistoriuin  /.u  Ikriin  (Die  höhcrf-n 
Schulen  und  ihre  Ix-hrer  .  .  .)  sind  sie  erst  jetzt  in  der  3.  Aufl.  19Ü9  abpednickt,  wius  natürlich 
em  sich  nichts  besagen  kann. 
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oder  des  bctroffondon  Kessortmiiiisters  tragen;  die  württembergische  ist  mit  „Ge- 
nehmigung dos  Königl.  Ministeriums  des  Kirelien-  und  Scliulwesens"  veröffent- 
hcht,  cndhch  die  alten  preußischen  Dienstinstruktionen  sind,  wie  die  einleitenden 
Worte  selbst  lehren,  nicht  von  der  Zentralstelle,  sondern  nur  auf  ministerielle  An- 
ordnung von  den  einzelnen  Provinzialschulkollegien  gegeben  worden.  Am  ältesten 
ist  der  österreichische  Organisationsentwurf,  über  ein  halbes  Jahrhundert  alt, 
aber  noch  mit  Recht  in  fast  allen  Paragraphen  gültig;  wegen  der  Länge  der  Zeit 
konnte  an  diesem  haltbaren  Stamm  eine  Reihe  von  Normalien,  Erlassen  usw.  bis 
auf  die  „Weisungen"  von  1901  sich  ansetzen,  weswegen  denn  in  Österreich  das  höhere 
Schulwesen  am  eingehendsten,  am  straffsten  organisiert  zu  sein  scheint.  Gerade 
das  Gegenteil  bildet  der  knappe,  präzise,  fast  immer  klare  und  durchsichtige  baye- 
rische Entwurf,  der  zuletzt  1891  gedruckt  ist.  Doch  wir  enthalten  uns  füghch 
weiterer  abschließender  G«samturteile  über  diese  Instruktionen.  Welche  Nachteile, 
welche  Vorzüge  die  des  einen  Staates  vor  der  eines  Nachbarstaates  hat,  wird  wohl 
jeder  aus  der  obigen  Zusammenstellung  ersehen  können.    Tlüvra  öomfid^sre,  xo  v,alov 

Man  könnte  ja  nun  meinen,  es  seien  überhaupt  für  die  Ausübung 
unseres  Amtes  Dienstinstruktionen  nicht  nötig.  Mit  geläufigen  Grund- 
sätzen, daß  auf  die  Person  des  Lehrers  hier  alles  ankäme,  daß  möglichst  wenig 
einscliränkende  Bestimmungen  für  ihn  vorhanden  sein  sollten,  scheint  man  solche 
Meinung  stützen  zu  können.  Und  die  Abneigung  mancher  gegen  den  „grünen 
Tisch"  und  gegen  alles,  was  daher  stammt,  ist  groß  genug.  Sollen  zu  den  alten 
„Reglements"  noch  neue  kommen?  Und  was  nützt  solche  papierne  Pädagogik? 
Ist  es  denn  nicht  mögüch,  daß  ein  Schulwesen  ohne  zahlreiche  Verfügungen  besser 
ist  als  ein  solches,  welches  mit  recht  vielen  Paragraphen  gesegnet  ist?  In  Österreich 
sind,  wie  oben  gezeigt,  die  Versetzungsnormen  strenger  als  anderwärts.  Brauchen 
deswegen  die  dort  tatsächlich  versetzten  Schüler  reifer  und  besser  vorbereitet  zu 
sein  als  in  Preußen? 

Natürhch  haben  solche  allgemeinen  Gründe  ihre  Berechtigung;  auch  der  Weg 
vom  Papier  zur  Tat  ist  weit.  —  Es  steht  bloß  auf  dem  Papier,  sagt  man  wohl;  aber 
mit  ebenso  großem  Recht  kann  man  sagen:  nicht  einmal  auf  dem  Papier 
steht  es !  Mit  beiden  Aussprüchen  karm  man  die  reale  Existenz  einer  Sache 
bezweifeln. 

Zuallererst  darf  wohl  dagegen  Verwahrung  eingelegt  werden,  als  ob  solche 
Instruktionen  auf  die  eigentlich  erzieherische  Tätigkeit  des  einzelnen  wie  auf  die 
innere  Seite  der  Erziehung  überhaupt  unmittelbar  sich  erstrecken  könnten.  SoUte 
und  könnte  etwa  durch  Instruktionen  festgesetzt  werden,  daß  jedesmal  nach  zwei- 
mahger  Tadelstrafe  die  Arreststrafe  zu  folgen  habe,  daß  jede  Klassenarbeit  mit 
sieben  Fehlern  als  ungenügend  zu  bezeichnen  wäre,  daß  eine  bestimmte  Zahl  von 
Cäsarkapiteln  in  einer  bestimmten  Zeit  zu  übersetzen  Wäre,  oder  daß  innerhalb 
der  ganzen  Monarchie  in  derselben  Klasse  immer  derselbe  Schriftsteller  zu  lesen 
sei?  In  dieser  Beziehung  wird  jeder  Einsichtige  den  preußischen  „Lehrplänen 
und  Lehraufgaben  von  1901"  viele  Vorzüge  nachrühmen  können;  haben  sie  doch 
z.  B.  die  deutsche  Klassenlektüre  von  O  II  bis  0  I  nicht  für  jede  der  drei  Klassen 
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festgelegt,  sondern  dem  KrinoHHen  cincH  jodt>n  Ix»hrkörper8  liier  freien  Spielraum 
gelassen.  Die  Natur  aller  Kr/iehuti^',  welche  doch  geistiger  Art  ist,  entzieht  sich 
von  seihst  solehen  Ühergriffen  et\vaig<'r  Paragraphen,  die  Pädagogik  bindet  man 
nicht  an  ein  „tönend  oder  gesehriehen  Wort,  die  fn-ie  wandelt  im  Sturme  fort". 
Indessen  diese  zunächst  auf  das  Innere  gerichtete  Tätigkeit  hat 
doch  äußerlich  recht  greifbare  Formin  und  Wirkungen.  Wird  sie  doch 
nicht  ohne  Aufsicht  ausgeübt,  nicht  ohne  Mitwirkung  anderer,  führt  sie  doch  zu 
rein  geschäftlichen  Amtshandlungen,  wie  Konferenzberatungen,  Abstimmungen,  hat 
sie  doch,  wie  oben  schon  gesagt,  durch  Entfernung  {]>imi.s.sion)  der  Schüler  von  der 
Anstalt,  durch  Versetzungen,  durch  Ausstellung  von  Zeugnissen  recht  fühlbare, 
gesetzliche  Folgen,  welche  in  ihrer  Bedeutung  vielen  richterlichen  Krkeruitnissen 
in  Zivil-  und  Strafsachen  durchaus  gleichwertig,  natürlich  nicht  gleichartig  sind. 
Der  einzelne  Lehrer  in  der  Beurteilung  eines  einzelnen  Schülers,  ja  seiner  ganzen 
Klasse,  in  der  Behandlung  seines  Unterrichtsfaches,  seines  Schriftstellers  usw. 
wird  fast  nie  einem  bestimmten  Paragraphen  sich  unterwerfen  lassen.  Tritt  er 
aber  mit  anderen  zusammen  zu  einem  CJesainturteile,  soll  aus  ungefähr  15 — 20 
Zensurprädikaten  ein  Schluß  gezogen  werden,  so  müssen  bestimmte  Normen  ge- 
geben sein,  nach  welchen  —  Ausnahmen  individueller  Art  natürlich  gestattet  — 
dies  geschehen  soll.  Soll  das  Verhältnis  der  Kollegen  zueinander  ebenso  wie  zu 
ihrem  Vorgesetzten  ein  gutes  sein,  so  müssen  Rechte  und  Pfhchten  aller  unter- 
einander möglichst  scharf  abgegrenzt  werden.  Nichts  wirkt  hier  verhängnisvoller 
als  das  System  „diskretionärer  Vollmachten",  unklarer  Bestimmungen,  dehn- 
barer Paragraphen;  sie  öffnen  der  Willkür  Tür  und  Tor,  können  je  nach 
der  Person  des  Vorgesetzten,  je  nach  der  Zusammensetzung  des  Lehrkörpers  in 
kürzeren  oder  längeren  Zwischenräumen  die  Unterrichtsmethode,  die  Art  der 
Zensierungen  einer  und  derselben  Anstalt  gänzlich  umwerfen,  jede  Stetigkeit  unter- 
graben, alle  Ziele  verrücken  und  die  schlimmsten  pädagogischen  Mißstände  herbei- 
führen. Wie  schwer  wird  ein  Vorgesetzter,  der  bei  dehnbaren  Instruktionspara- 
graphen in  der  einen  Provinz  die  Stelle  eines  Diktators  einnahm,  sich  darein  finden, 
wenn  er  in  die  Nachbarprovinz  versetzt  ist  und  hier  einem  Lehrerkollegium  sich 
gegenüber  sieht,  das  bisher  gewohnt  war,  sich  beinahe  selbst  zu  regieren,  weil  eben 
dieselben  Instruktionaparagraphen  sich  auch  in  diesem  Sinne  auslegen  lassen 
können?  Und  ^^enn  ein  Oberlehrer  eines  solchen  Lehrerkollegiums  plötzlich  zu 
einem  sogenannten  „strammen,  schneidigen"  Direktor  versetzt  wird,  wird  er  sich 
nicht  eine  Zeitlang  nicht  nur  recht  unbehaglich  fühlen,  sondern  auch,  wenn  er  ein 
Mann  von  Charakter  ist,  die  von  ihm  seit  Jahren  vertretene  Auslegung  bestimmter 
Paragraphen  fxler  die  von  ihm  auf  Grund  dieser  unbestimmten  Fassung  ausgeübte 
Praxis  zu  verteidig(>n.  zu  rechtfertigen  wissen?  Wird  dies  nicht  .schließlich  zu 
lauter  Mißhelligkeiten,  zu  Besehwerden  führen?  Krst  durch  kurze,  klare 
Bestimmungen  von  einheitlichen  Dienst  instruktionen  wird  ein  wirk- 
lich ein  mutiges  Zusammenwirken  von  Direktor  und  Lehrerkollegium 
möglich;  jeder  weiß,  was  er  zu  tun  hat.  wie  weit  seine  Befugnisse  reichen;  in 
strittigen  Fällen  muß  der  Paragraph  der  Dienst  instniktion  in  bezug  auf  Pflichten 
und  Rechte  klare  Auskunft  geben.    Und  deswegen  möge  man  auch  nicht  befürchten, 
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dftß  durch  eine  ins  oinzoliic  gelioiido  Instruktion  etwa  die  Rechte  des  Lehrkörpers 
oder  des  einzelnen  Überlelirers  gemindert  würden;  im  Gegenteil,  hier  gilt  im  vollen 
Umfange  Goethes  Wort,  ursprünglich  von  der  echten,  künstlerischen  Freiheit 
gesagt:  „Das  Gesetz  nur  kann  uns  Freiheit  geben":  wie  das  gemeint  und 
ungefähr  verwirklieht  ist,  mögen  wir  in  Österreich  sehen.  Auch  andere  Furcht- 
erregungen sind  unbegründet.  Allerdings,  vergleicht  man  in  der  obigen  Zusammen- 
stellung die  Rechte  der  Oberlehrer  in  den  verschiedenen  Staaten  miteinander, 
so  wird  man  vielfältig  dieselben  sehr  beschränkt  und  eine  Erweiterung  besonders 
der  Kompetenzen  eines  Lehrkörpers  im  Sinne  der  österreichischen  Bestimmungen 
aelir  erwünscht  und  gerechtfertigt  finden.  Und  gerade  in  Österreich,  wo,  wie  sich 
gezeigt,  der  einzelne  Oberlehrer  wie  die  Lehrerkonferenz  weitergehende  Rechte 
als  anderswo  besitzt,  hat  man  in  die  „Weisungen"  diesen  Passus  eingeschaltet, 
S.  56:  „Diese  Verantwortlichkeit  kann  nicht  dem  Lehrkörper  zugemutet  werden, 
weil  dadurch  —  abgesehen  selbst  von  allen  den  Fällen,  welche  eine  unmittel- 
bare und  schleunige  Erledigung  erheischen  — ,  sooft  in  ihm  eine  Verschiedenheit 
der  Ansichten  hervorträte,  die  Minorität  des  Kollegiums  für  das  Verfahren  der 
Majorität  verantwortlich  würde;  sie  muß  vielmehr  einem  Manne  übertragen 
werden  ...  er  soll  stets  und  vornehmUch  der  vereinigende  Mittelpunkt  und  die 
belebende  Seele  sein  für  die  mannigfaltige  Tätigkeit  der  Lehrer  an  der  Schule,  und 
deswegen  bedarf  er  der  Stellung  inmitten  des  Lehrkörpers" ;  vgl.  dazu  die  schon 
oben  zitierte  Äußerung  der  „Weisungen",  welche  besagen,  wie  der  Lehrkörper 
zugleich  ein  Gegengewicht  sein  soll  gegen  „unzweckmäßige  und  unbefugte  Anord- 
nungen des  Direktors".^)  Wenn  man  also  die  Befugnis  der  Oberlehrer  erweiterte, 
Besorgnisse  wegen  etwaiger  republikanischer  Allüren  der  Lehrerkonferenzen  braucht 
man  wahrhaftig  nicht  zu  hegen !  Schon  das  eine  unantastbare  Interzessionsrecht 
des  Vorsitzenden,  welches  in  allen  Staaten  ausgedrückt  ist,  genügt  wirklich  für 
alle   möglichen  Fälle! 

Würde  sich  also  hier  kein  Nachteil  ergeben,  so  würde  anderseits  ein  namhafter 
Vorteil  entstehen.  Woher  die  Abneigung  vieler  Amtsgenossen  gegen  Sitzungen, 
gegen  Konferenzen?  Woher  ihr  Widerstreben  gegen  Beratungen  über  schultech- 
nische, schulorganisatorische  Fragen?  Das  ist  einfach  aus  dem  tatsächhch  sehr 
engen  Kreise  ihrer  amtlichen  Befugnisse  zu  erklären.  Der  preußische  Finanzminister 
V.  Miquel  hatte  deshalb  in  der  Sitzung  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  vom 
9.  März  1901  von  seinem  juristisch-administrativen  Standpunkte  leider  recht, 
auf  unsere  Beamtenklasse  herabzusehen.  „Was  sollen  wir  immer  beraten,  beraten, 
beraten,  der  Vorsitzende  hat  ja  schließlich  doch  das  Recht  der  Entscheidung,  indem 
er  es  in  diesen  und  vielen  anderen  Dingen  nicht  zur  Abstimmung  kommen  läßt", 
so  hört  man  oft  klagen.  Und  nach  den  bestehenden  Instruktionen  der  meisten 
Staaten  muß  man  solchen  Äußerungen  recht  geben.  Mancher  zieht  es  daswegen 
vor,  heber  sich  seinen  wissenschaftlichen  Neigungen  hinzugeben;  mancher  freilich, 

1)  Die  Zustände  der  A-  und  B-Klassen,  wie  sie  an  dem  Königl.  Gymnasium  zu  Essen 
schon  längere  Zeit  sich  gebildet  hatten  und  erst  kürzlich  ans  Tageslicht  kamen  (zuerst  im 
Januar  1909),  wären  kaum  möglich  gewesen,  wenn  den  preußischen  Oberlehrer-Kollegien  ein 
solcher  Paragraph  zur  Seite  stände. 
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der  da«   iiirht   vornmtz,   l('l)t    sicli    in   oiiif*  jjowiHsc    HcriifHvordrossciilM'it    liiiu-iii. 
Aber  erweiterte,  prößere  Rechte        erweiterte,  größere  Pflichten;  die  Berufsfreudig- 
keit kann  nicht  f^enup  gehoben  und  gesteigert  werden. 

Kh  ist  recht  crfrciilicli.  daß  wcinV'stnis  uiittr  den  Aint.s^M'iio.sHcn  dicfle  Aiwicht 
immer  mehr  liodeii  jicwinnt.  Im  .luiii  l'.)().S  ^t-nelnni^t«'  der  Posrncr  Philologen- 
Verein  den  Antraji  des  liromber^^'er  ( JymnoHium.s :  „Die  Delegiertenkonferenz  wird 
gebeten,  dnliin  /u   wirken,  daß 

a)  die  Rechte  und  Pflichten  der  Ix-hrerkonferenz, 

b)  die  Rechte  und  Pflichten  der  akademisch  gebildeten  Ix-hrer  einluritlich 
festgelegt  werden." 

Im  Oktober  schließt  sich  diT  Pommcrsche  IMiilologenvcrein  diesem  Antrag  an. 
Und  am  2b.  Oktober  T.tOS  faßt  die  31,  Delegiertenkonferenz  in  Berlin 
den  Beschluß : 

„Es  ist  wünschenswert,  daß  die  Rechte  und  Pflichten  der  Direktoren 

und  Lehrer  durch  eine  Dienstanweisung  einheitlich  geregelt,  vorher 

aber  die  Beteiligten  gutachtlich  gehört  werden"  (S.  IV  bei  Matschoß). 

Endlich  wurden  nach  einem  Vortrage  des  Prof.  Bünger  am  16.  März  1909  von 

dem    Görlitzer   Philologenverein    nachstehende    Beschlüsse   gefaßt    (nach    „Blätter 

für  höheres  Schulwesen",  1909,  Nr.  13,  S.  148/149): 

„Um  die  Berufs-  und  Verantwortungsfreudigkeit  der  Oberlehrer  zu 
fördern,  erscheint  es  wünschenswert,  daß  in  neuen  Dienstanweisungen 
für  die  Direktoren  und  Oberlehrer  folgende  Sätze  Berücksichtigung  finden : 

1.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Direktoren  und  Oberlehrer  sind  allein  nach 
den  Interessen  der  Schule  zu  bestimmen  und  abzugrenzen. 

2.  Der  Direktor  ist  nächster  Vorgesetzter  der  Ix'hrer;  doch  steht  ihm  nicht 
das  Recht  zu,  Disziplinarstrafen  zu  verhängen. 

3.  Wo  der  Lehrer  die  Verantwortung  trägt,  nmß  ihm,  unbeschadet  des  Auf- 
sichtsrechts des  Direktors,  grundsätzlich  auch  die  Entscheidung  über  das 
einzuschlagende  Verfahren  und  die  Wahl  der  Mittel  überlassen  werden. 

4.  Der  einzelne  Lehrer  ist  Untergebener  des  Direktors,  das  Gesamtkollegium 
ist  dem  Direktor  gleichberechtigt. 

ö.  Auf  Antrag  einer  bestimmten  Anzahl  von  Kollegen  ist  der  Direktor  ver- 
pflichtet, Anträge  zur  B(>ratung  und  Beschlußfa^ssung  vor  die  Konferenz  zu 
bringen.  Gegen  die  Beschlüsse  kann  er  Kinspruch  erheben,  aber  er  muß 
dann  die  Entscheidung  des  P,-S.-K.  anrufen. 

6.  Zu  den  Rechten  und  Pflichten  des  Lehrers  gehört  die  Zucht.  Die  Straf- 
gewalt muß  ihm  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  eingeräumt  werden,  ohne 
daß  er  zu  besonderer  Anzeige  an  den  Direktor  verpflichtet  ist. 

7.  Die  Zensuren   über  die  Leistungen   l)ostimmt   der  Ix-hrer. 

8.  Die  Versetzung  erfolgt  durch  die  Versi-tzungskonfcrtMiz;  an  dit^er  nehmen 
teil  der  Direktor  und  die  in  der  Kla.'we  unterrichtenden  I>ehrer.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Direktors. 

9.  Gesuche  der  Schüler  an  den  Direktor  sind  stet9  durch  die  Vermittlung 
des  Klassenlehrers  oder  unter  seiner  vorherigen  Zustimmung  einzureichen. 
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Der  Direktor  darf  nur  nach  Rückspraclie  mit  dem  Klassenlehrer  der  Schüler 
Urlaub  oder  andere  Vergünstigungen  gewähren. 

10.  Der  Klassenlehrer  ist  der  Vermittler  zwischen  Schule  und  Haus. 

11.  In  einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  bei  Urlaub  bis  zu  einem  Tage,  ist  den  Klassen- 
lehrern selbständige  Entscheidung  einzuräumen. 

12.  Der  Klassenlehrer  ist  berechtigt,  von  den  Fachlehrern  über  Verhalten 
und  Leistungen  der  Schüler  Auskunft  zu  verlangen;  eine  Ki'itik  der  Amts- 
genossen steht  ihm  nicht  zu," 

Auf  diesen  Standes  versammlungen  scheint  man  indessen  auf  andere  Tatsachen,  die 
eine  Verscliiebung  der  direktorialen  Kompetenzen  schon  längst  notwendig  machen, 
nicht  geachtet  zu  haben,  und  doch  wird  sie  jedem  cinleuchten,wenn  er  die  Entwickelung 
unseres  Standes  näher  betrachtet.  Der  Direktor  hat  eigentlich  in  dreifacher  Hin- 
sicht die  Aufsicht  über  die  ihm  untersteUten  Lehrer :  in  wissenschaftlicher,  in  pä- 
dagogischer und  in  allgemeiner,  besonders  in  verwaltungsrechtlicher  Hin- 
sicht. Das  erstere  ist  jetzt  gar  nicht  mehr  möglich;  auch  der  Direktor  besitzt 
nur,  wie  die  ihm  unterstellten  Oberlehrer,  eine  auf  bestimmte  Fächer  und  Klassen  be- 
schränkte Lehrbefähigung,  sei  es  nach  der  sprachUch-historischen,  sei  es  nach  der 
mathematisch-naturwissenschafthchen  Richtung  hin.  Als  wir  vor  zirka  60  bis  70  Jahren 
noch  einfache  Verhältnisse  auf  den  Gymnasien  —  denn  diese  kamen  nur  in  Be- 
tracht —  in  wissenschaftlicher  und  pädagogischer  Hinsicht  hatten,  als  es  freilich 
noch  hieß:  „mathematicus  non  est  collega",  da  konnte  wohl  ein  sprachlich-historisch 
vorgebüdeter  Gymnasialdirektor  wirkhch  die  Hauptfächer  seiner  Schule  beherrschen, 
die  Lektionen  der  Lehrer  und  die  Leistungen  der  Schüler  beurteilen.  Für  einen 
Altphilologen  und  Historiker,  der  Anstaltsleiter  ist,  bildet  heute  aber  nicht  nur 
die  Mathematik  und  Physik  die  Grenze,  bis  zu  welcher  das  Vermögen  sachücher 
Kontrolle  reicht,  sondern  auch  vor  allem  die  neueren  Sprachen.  Die  Wissenschaften 
haben  sich  heute  so  differenziert,  daß  von  einer  Sprachwissenschaft  nicht 
mehi-  die  Rede  sein  kann.  Also  auch  dies  Gebiet  der  neueren  Sprachen  entzieht  sich 
einem  altphilologisch-historisch  vorgebildeten  Anstaltsleiter  fast  gänzhch,  wenn 
er  darüber  urteilen  und  gutachthch  berichten  soll;  die  zu  einer  wirklichen  Beur- 
teilung nötige  Einsicht  ist  ihm  auch  dann  verschlossen,  wenn  er  etwa  eine  sogenannte 
Nebenfakultas  in  diesen  Fächern  hat ;  es  fragt  sich  hier,  wieweit  hat  er  diese  Neben- 
fakultas weiter  ausgebildet,  und  vor  allem:  in  welchen  Klassen  hat  er  Gelegenheit 
gehabt,  seine  Lehrbefähigung  praktisch  zu  betätigen?  Jedenfalls  wird  sein  wissen- 
schafthches  Verständnis  nicht  für  den  Unterricht  in  den  drei  oberen  Klassen  ge- 
nügen. Hier  wird  immer  der  untergebene  Oberlehrer,  der  ein  wirklicher  Fachmann 
ist,  sowohl  was  positives  Wissen  wie  Methodik  anbelangt,  ihm,  dem  hospitierenden 
Anstaltsleiter,  überlegen  sein.  — Vice  versa  gilt  dies  von  einem  Anstaltsleiter,  der 
Mathematik  und  Naturwissenschaft  studiert  hat.  —  Jedenfalls  entzieht  sich  heute 
von  den  auf  einer  höheren  Lehranstalt  vorhandenen  9 — 11  wissenschafthchen 
Unterrichtsfächern  immer  eine  größere  Zahl  jeglicher  fachmännischen  Kon- 
trolle. Man  überbUcke  z.  B.  die  in  Teubners  „Handbuch  für  Lehrer  höherer 
Schulen"  1905  behandelten  Lehrfächer  mit  der  gewaltigen,  schon  dort  gegebenen 
Literatur,  und  man  wird  sich  fragen,  wie  dies  alles  von  einem  Direktor  eigentlich  be- 
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licnsi-ht  werden  H<tlltr;  da/u  n-t-luH«  man  ium-Ii  di»'  (tcliiiiscIicM  riit»'iTiclitsj.'ft;('ii- 
ständc  (Zcicihiicii,  'l'uriun,  Sinken)  und  SulmlhyK''""'"').  '""'  ""^"  ^^i'*'  ^'""  '*'''" 
nllumfius.sciui('n   (leiste  eiiieH  AriHtJiltHh'itci-s  j^ewalli^cri    Kcspikt   hekoiiiiiu'ii. 

Ks  bleibt  also  die  päda^^o^ische  Aufsiebt  übri^',  die  ein  Anstaltsleiter  aus- 
üben soll.  Aber  aucb  bier  sind  ilirn  ^'roUe  Sebranken  ^e/.o^en.  Ob  eine  niatbe- 
matisohe  Arbeit  /u  sebwer  oder  zu  leiebt  s<'i,  verinaj^  der  Direktor  mit  spraeblieb- 
historischer  Vorbildung  nicbt  zu  beurteilen,  ob  ein  spracblicbi'H  ExtomiKirale  den 
saehlieben  und  lebrplanmäliigen  Anforderungen  genügt,  ebensowenig  ein  Direktor 
mit  matbematiseb-realistischer  Vorbildung,*)  Überbaupt  verseblieüt  sieb  immer 
fast  die  ganze  Metbodik  und  Didaktik  derjenigen  Fäcber  einem  Anstaltsleiter,  die 
er  niebt  studiert  bat;  oder  sollte  man  meinen,  es  könne  ibm  bei  der  jetzigen  Spe- 
zialisierung der  Wissensebaften  noeb  naeli  Antritt  seine.s  Amtes,  etwa  gar  naeb  An- 
tritt seines  Direktorats  gelingen,  sich  in  eine,  ibm  ursprünglieh  ganz  fremde  Wissen- 
schaft hineinzuleben  und  aueh  ihre  schultechnische  Methodik  zu  beherrschen?') 
Er  wird  darin  immer  Dilettant  bleiben,  und  Dilettantismus  ist  gefährlich,  jedenfalls 
gefährlicher  als  Ignoranz.  Von  der  gesamten  pädagogischen  Aufsichtsführung, 
welche  ein  Direktor  doch  ausüben  soll,  bleibt  eigentlich  nur  eine  Seite  übrig,  die 
sieh  auf  die  Behandlung  der  Schüler  seitens  der  Lehrer  und  auf  das  Betragen  der 
Schüler  gegenüber  den  Lehrern  bezieht:  d.h.  die  disziplinarische.  Aber  wie 
schwer  ist  es  auch  hier,  ein  richtiges  Urteil  sich  zu  bilden,  abgesehen  von  ganz  groben 
Fällen,  wo,  wie  es  ja  leider  vorkommt,  die  Schüler  geradezu  fast  meutern;  und 
selbst  eine  äußei*st  ungezogene  Ausschreitung  einer  Klasse,  eines  einzelnen  Schülers 
kann  auch  dem  beliebtesten   und  geschicktesten  Lehrer  einmal  passieren. 

Wer  aber  vermag  die  stille,  bescheidene  Wirk.samkeit  in  einer  Klasse  von  jedenfalls 
unreifen,  weil  unerwachsenen,  dazu  oft  noch  unfähigen  Menschenkindern  wirklich 
gerecht  und  sachgemäß  zu  beurteilen?  Hört  jemand  zu,  hat  er  fast  immer  ein 
anderes  Bild,  als  wenn  der  Unterrichtende  mit  seinen  Zöglingen  allein  ist;  sclüieß- 
lich  bleibt  also  nur  übrig,  das  Fazit  zu  ziehen  aus  dem  Gerede  von  Schülern,  Eltern 
und  Amtsgenossen,  und  auf  jene  äußeren  „Erfolge"  bei  Versetzungen  und  etwaigen 
Prüfungen  Wert  zu  legen.  Und  wie  verwickelt,  ineinandergefU)ehten  sind  die 
inneren  und  äußeren  Ui-sachen,  die  ein  Gelingen  oder  Xichtgelingen  bei  .solchen 
(Jelegenheiten  liervorbringen  !  Förderlieh  und  hinderlieh,  eng  miteinander  kompli- 
ziert, kaum  zu  scheiden  sind  hier  geistige  Veranlagung  und  Vorbildung  der  Schüler, 
frühere  Arbeit  von  Amtsgenossen  an  ihnen,  jetzige  Mitwirkung  der  ersteren,  Tradition 
an  einzelnen  Anstalten,  welche  Bummelei,  ja  äußere  Zuchtlosigkeit  in  einigen  Unter- 
richtsfächern heiligt,  in  anderen  wieder  Eifer  zeitigt,  mangelhafte  und  gute  Lehr- 
bücher, eine  Reihe  ganz  äußerer  Zufälle  —  bei  diesem  Rattenkönig  von  Ursachen 
und  Wirkungen ,  wer  vermochte  da  immer  den  Schein  von  der  Wahrheit,  das  Blend- 

1)  Vgl.  über  diese  Frage:  Gottfr.  Koch.  Wie  kontrolliert  man  «he  l'hilologenr  i'»idagt»g. 
Wcxhpnblfttt.  1907.  Nr.  26-29.  —  Schümer.  Die  rechtliche  Stellung  <l«s  OlH-rlehrcrs  gegen- 
über dorn  Direktor.     „Blätter  f.  höh.  Schulwesen".  1909.  Nr.  1.  2. 

2)  Freilich  die  LtMchtigkeit  bzw.  Schwierigkeit  solcher  Arbeiten  l>o»irtciKn  viele  nach  dem 
Erfolg,  d.  h.  dem  Ausfall;  sind  zuviel  „mangelliaft"  oder  „ungenügend".  heiUt  es  sofort:  die 
.Arbeit  war  zu  schwer. 

H.  Morsch,  Ja.i  höhere  Uhraiut.    2.  Aufl.  8 
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werk  von  der  Gediegenheit  auseinanderzuhalten?  Wer  vermöchte  bei  einem  un- 
jjünstifiren  Ausfalle  der  Prüfungen  mit  reinem  Gewissen  dem  Lehrer  alle  Schuld 
zu  geben?  wer  bei  glänzendem  Ergebnis  jeden  Preis  wieder  dem  Lehrer  zuzuerkennen? 

Tinl  si'lilirl.^lirh  uohört  iloi'li  das  notweinliue  iMiiuicifcti  des  Dirrklor.s,  die  Be- 
sprivlnuigoii  mit  dein  Oborlehivr,  das  Verhören  der  Schüler,  V^erluindeln  mit  den 
Eltern,  welche  in  solchen  Fällen  stattfinden,  gerade  nicht  7ai  den  häufigsten  Er- 
eignissen in  seiner  Tätigkeit.  Ja,  es  fragt  sich,  ob  er  imstande  und  energisch  genug 
ist.  dergleichen  unangenehme  Zustände  dauernd  zu  ändern;  auch  wenn  er  weitere 
ganz  allgemein-pädagogische  Ausstellungen  machen  wollte,  über  die  Kunst  zu  fragen, 
nber  den  Ton  beim  Sprechen,  über  Langsamkeit  und  Schnelligkeit  beim  Unter- 
richten, über  die  Haltung  des  Lehrers,  über  sein  Hin-  und  Hergehen  oder  über 
seine  zu  große  Seßhaftigkeit,  so  wird  er  bald  einsehen,  daß  er\\achsenen  studierten 
Männern  gegenüber,  die  ihre  zweijährige  Vorbereitungszeit  mit  Erfolg  hinter  sich 
haben,  etwaige  Erinnerungen  nichts  fruchten;  es  ist  fast  unmöglich,  die  Naturen 
umzuändern;  jedenfalls  würde  so  etwas  nicht  ohne  vielen  Ärger,  ohne  Taktlosig- 
keiten, und  schließlich  nicht  ohne  Erschütterung  des  guten  Einvernehmens  ab- 
gehen. Erwägt  man  alles  genau,  so  wird  sich,  abgesehen  von  schwereren  disziplina- 
rischen Dingen,  auch  die  pädagogische  Wirksamkeit  eines  Anstaltsleiters,  wenn 
anders  er  einsichtig  ist,  nur  auf  die  Überwachung  der  Methodik  und  der  Didaktik 
derjenigen  Fächer  erstrecken,  die  er  studiert  hat. 

Betrachten  wir  die  dritte  Seite  seines  Amtes,  die  administrative.  Da  heißt 
es  Buch  zu  führen  über  eingegangene  Verfügungen,  Berichte  nach  oben  zu  geben, 
Gutachten  und  Anträge  aller  Art  zu  machen  und  zu  befürworten,  über  Besoldungen, 
Remunerationen,  Grelder  für  alle  niöglichen  Zwecke  an  die  Behörden  zu  schreiben; 
der  Direktor  ist  Verwaltungs-,  Finanz-  und  Wirtschaftsmann  in  einer  Person, 
muß  sich  um  den  Neubau  eines  brüchigen  Ofens  ebenso  wie  um  Gas-  und  Wasserrohr- 
reparaturen und  um  einen  neuen  Fußbodenanstricli  kümmern.  Wir  wissen  es  ja, 
es  ist  diejenige  Seite  des  Amtes,  die  so  vielen  nicht  „liegt",  derentwegen  manche  so 
oft  von  der  Behörde  „Mahnungen"  und  schließlich  Verweise  erhalten,  weil  sie  recht- 
zeitig Berichte  nicht  einliefern.  Jetzt  hat  hier  und  da  ein  Direktor  auf  einige  Zweige 
solcher  Wirksamkeit  gern  verzichtet:  jener  Oberlehrer  macht  den  Stundenplan, 
dieser  besorgt  die  Listen  für  die  Impfpflichtigen,  ein  anderer  hat  die  Verwaltung 
der  SchuLstipendien  und  Stipendiaten  unter  sich,  immer  bleibt  noch  eine  solche  Menge 
von  Verwaltungssachen,  darunter  viel  Krimskrams,  übrig,  daß  einigen,  besonders 
bei  Elefanten-  und  Mammutanstalten,  dies  alles  über  den  Kopf  wachsen  mag.  Jeden- 
falls ist  vieles  hier  unwürdig  für  einen  studierten  Mann,  einen  Gymnasialdirektor, 
und  die  Zurücksetzung,  die  unserem  Stande  und  unserer  ganzen  Tätigkeit  immer 
noch  zuteil  wird,  sieht  man  daraus,  daß,  während  gleichartige  Beamten  ihr  Bureau 
und  ihre  Sekretäre  haben,  einem  Anstaltsleiter  alle  diese  Geschäfte  noch  nebenbei 
aufgebürdet  werden.  Die  „Gymnasialkanzlei",  der  „Gymnasialsekretär"  bleibt 
ein  schöner  Traum.  In  Bayern  allerdings  gibt  es  schon  an  größeren  Anstalten 
einen  staathch  angestellten  „Aktuar"  für  solche  Dinge,  in  Württemberg  einen 
„Rektoratsassistenten". 
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Vs  ist  oreic-htlich :  dlvm'  drittt'  St-itt*  tliT  Tätigkeit  mdIUc  cij/ontlicli  nur  cin(?  m-hcn- 
säohlichc  sein,  wird  aber  an  den  Ilicscnan.staltcn  oft  zur  Hauptwache  und  natürlich 
auch  da,  wo  kU'inhclie  (Joistor  mit  diesem  Amt<>  bckh'idct  werden,  die  in  dem  lie- 
w  ulJtsein  der  Unfälii<,'keit  zu  den  übrigen  Auff^aben  tlesselljcn  zu  reinen  Verwaltungs- 
beamten  herabsinken,  oft  auch  zu  „seliulpolitischen  Landräten";  der  Haupt- 
zweck ihri's  amthchen  Daseins  ist  dam»,  darauf  zu  achten,  daU  die  offiziellen  lx*hr- 
|)l;inc  und  Verfügungen  ganz  genau  innegelialten  werden,  daß  bei  den  Versetzungen 
keine  Stauungen  und  keine  Stoc^kungen  eintreten,  was  in  iVeuüen  mit  Hilf«?  des  §  7 
der  \'ei-sel Zungsordnung  ihnen  immer  gelingen  muß,  daß  die  Schülerzahl  nicht 
sinkt,  daß  bei  unliebsamen  Ereignissen  das  äußere  Decorum  ja  gewalut  bleibt, 
d.h.  daß  bei  disziplinarischen  Vorkommnissen  auch  schlimmster  Art  alles 
L'ütlieli  und  unter  der  Hand  abgemacht  und  au.sgeglichen  wird,  «lamit  nicht  die  obere 
Behörde  oder  auch  gar  die  böse  Presse  davon  irgend  etwas  erfährt.  Jeder  Wunsch, 
ja  jeder  Wink  von  oben  wird  von  ihnen  beachtet  und  verwirklicht.  Manche  von  uns 
Oberlehrern  kemien  diese  Amtsinhaber  nur  von  Hörensagen;  gibt  es  ihrer  doch  in 
jeder  Beamtenkategorie,  sollten  wir  eine  Ausnahme  machen? 

Doch  zurück  zu  unserer  Darlegung!  Jedenfalls  wird  die  Aufsicht  über  den 
wissenschaftlichen  Unterricht  und  seine  Methodik,  d.  h.  darüber,  ob  die 
Schüler  die  nötigen  Fortschritte  machen,  immer  der  Hauptzweck  der  direk- 
torialen Tätigkeit  sein.  Und  leider  muß  man  sagen,  daß  wir  hier  Zustände 
haben,  die  aus  der  Zeit  Friedrich  Gedikes  stammen,  der  bekanntlich 
Lesebücher  und  Chrestomathien  für  das  Lateinische,  Griechische, 
Französische  und  Englische  schrieb,  vielleicht  aus  noch  früherer  Zeit,  da 
im  pädagogischen  Seminar  zu  Göttingen  ca.  1740  Gesner  auf  CJrund  von  Ernestis 
Enzyklopädie,  den  „Iniiiis  doctrinae  solidioris".  für  die  Schulamtskandidaten 
einen  Kursus  über  Mathematik,  Naturwissenschaften,  Allgemeine  Gescliichte,  Geo- 
graphie und  Philosopliie  abhielt. 

Vor  dem  Aufblühen  der  neueren  Pliilologie,  des  modernen  Geschichta-  und 
Geographiestudiums,  vor  dem  Aufschwung  der  Naturwissenschaft  und  seines  Stu- 
diums war  möglicherweise  die  direktoriale  Aufsicht  über  die  Mehrzahl  der  Unter- 
richtsfächer noch  etwas  durchführbar.  Jetzt,  über  50  Jahre  später,  da  an  eine 
nur  annähernd  einheitliche  Beherrschung  der  wissenschaftlichen 
l'nten  icht  sfächcr  absolut  nicht  mehr  zu  denken  ist,  hält  man  immer 
noch  an  solchem  Phantom  fest  und  läßt  von  Männern  Unterrichtsgegenständc 
revidieren  und  darüber  berichten,  an  die  sie  auf  der  Universität  nicht  im  ent- 
ferntesten gedacht  haben.  Was  würde  man  dazu  .sagen,  wenn  ein  Mathematiker 
als  Superintendent  die  Predigten  seiner  untergebenen  Pfarrer  anhörte!  l'nd  diX'h 
sind  diese  Predigten  allgemein  verständlich  und  für  Laien  gemacht.  Die  Erklärung 
und  Auslegung  des  Alten  und  Neuen  Testamentes  aber,  wie  die  des  Katechisnms, 
welche  von  Tertia  bis  Prima  doch  auf  Grund  wissen.schaft lieber  Bücher  und  Ab- 
handlungen von  Fachmännern  gegeben  werden,  beaufsichtigen  Neuspraclder, 
Mathematiker,  Historiker  als  Direktoren !  Die  Theologen  haben  nur  Tlieologen  als 
ui\nuttelbare  Vorgesetzte,  die  Richter  nur  Juristen  bis  zur  höchsten  Spitze  hinauf, 
nur  wir  Oberlehrer  haben  häufig,  sehr  häufig  Vorgesetzte,  welche  unserem  Fachwissen 
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ganz  fremd  pepeniiberstehen.  liul  die  Foluo  davon?  Auf  der  (Miirn  Soitc^  eine  oft 
unaniienelune  Soluiuinsehlägerei,  auf  der  andern  ein  stilles  Widerstreben  und  eine 
innere  Widersetzlichkeit  gegen  solches  Scheinwissen  der  Vorgesetzten,  aber  das 
st'hliniinste:  auf  vielen  Anstalten  reißt  oft  ein  Menschenalter  hindurch  einerseits 
eine  Vernachlässigung,  andei*seits  eine  Übei-spannung  der  Anforderungen  in  vielen 
Fächern  ein,  die  zu  den  ärgsten  Mißständen  führt;  natürlich,  da  der  Direktor 
davon  nichts  merkt,  merkt  die  Provinzialbehöi;de  erst  recht  nichts  davon. 

Was  tun  gegen  diese  ganz  offenkundigen,  leider  noch  nirgends  streng  gerügten 
Zustände?  Etwa  Abschaffung  des  direktorialen  Amtes?  Nein,  sondern  Verdop- 
pelung, Verdreifachung  desselben,  d.  h.  Einsetzung  von  zwei,  drei  Fach- 
direktoren für  jede  Anstalt,  von  ihnen  mag  einer  entweder  für  immer  oder  für 
mehrere  Jahre,  in  Ab^^•echselung  mit  den  anderen,  die  Oberaufsicht  führen. 

Gar  zu  neu  und  ungewöhnlich  ist  mein  Vorschlag  nicht.  Man  blicke  auf  Bayern. 
Durch  eine  Ministerialentscliließung  vom  11.  August  1904  ist  dort  das  „Konrektorat" 
eingeführt,  anfangs  nur  an  wenigen  Anstalten,  später,  seit  dem  1.  Januar  1909, 
an  allen  neunklassigen  Anstalten  (den  humanistischen  Gymnasien,  Realgymnasien 
mid  Oberrealschulen).  Es  gilt  der  Grundsatz,  daß  der  „Konrektor"  dem  Rektor 
untergeordnet  ist,  daß  der  Rektor  die  Verantwortung  für  den  gesamten  Anstalts- 
betrieb hat  und  auch  die  Anstalt  nach  außen  und  den  vorgesetzten  Behörden  gegen- 
über vertritt.  Über  die  zu  übernehmenden  Dienstgeschäfte  haben  sich  Rektor  und 
Konrektor  zu  vereinigen,  deswegen  hat  der  Konrektor  nur  16  Pfhchtstunden  zu  geben ; 
wenn  es  irgend  angeht,  ist  ihm  ein  Bureau  im  S(!hulgebäude  einzuräumen.  —  Die 
Teilung  der  Dienstgeschäfte  kann  nun  natürlich  je  nach  der  Individualität  beider 
Beamten  sehr  verschieden  sein,  jedoch,  da  sie  der  behördlichen  Bestätigung  bedarf, 
ist  sie  meist  sachgemäß.  Tatsächlich  erhält  ein  Gymnasium  in  der  Regel  einen  Kon- 
rektor mit  mathematisch-realistischer  Vorbildung,  dem  dann  die  Aufsicht  über  die 
einschlägigen  Fächer  überlassen  wird;  an  den  realistischen  Anstalten  findet  ein 
sinngemäßes  Verfahren  statt.  Freilich  soll  es  vorgekommen  sein ,  daß  ein 
bayerischer  Anstaltsleiter  seinem  Konrektor  gar  keine  rektoralen  Befugnisse  ab- 
getreten hat,  dann  war  natürlicli  der  Konrektor  fünftes  Rad  am  Wagen;  so  etwas 
dürfte  in  Preußen  wohl  auch  vorkommen.  Die  ganze  Einrichtung  soll  übrigens 
zunächst  nur  ein  Versuch  sein,  wird  sich  aber  bewähren  und  dann  wird  auch  wohl 
eine  festere  Abgrenzung  der  Kompetenzen  für  immer  stattfinden. 

Jedenfalls  ist  das  Konrektorat  in  Bayern  charakteristisch;  ist  es  doch  das  erste 
Zugeständnis,  daß  es  bei  dem  »Stande  der  Wissenschafton  ein  Unding  ist,  wenn  man 
einem  Manne  Aufsicht  über  Fächer^an vertraut,  die  er  nicht  studiert  und  in  denen 
er  auch  gar  keine  oder  keine  ausreichende  Unterrichtserfahrung  hat. 

Es  wäre  zu  wünschen,  man  verschlösse  sich  in  anderen  deutschen  Staaten  dieser 
Einsicht  nicht  mehr  allzulange,  vor  allem  im  Interesse  der  Sache.  Wie  die  Ent- 
wickelung  dieses  Amtes  dann  weiter  zu  denken  wäre,  wird  sieh  erst  allmählich  heraus- 
stellen. Die  Stellung  eines  preußischen  Landgerichtspräsidenten,  der  bald  in  dieser, 
bald  in  jener  Kammer  den  Vorsitz  führt,  aber  die  Leitung  des  Ganzen  stets  in  seiner 
Hand  behält,  körmte  als  Analogie  gelten:  ein  Studienpräsident  auf  jeder 
höheren  Schule,  unter  ihm  zwei,  drei  Fachdirektoren  (Studiendirektoren). 
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Von  Frankreich  licr  w  ürtlc  man  wohl  den  „fonsour",  der  l)l(>ß  W'rwaltun^fihcainter 
ist,  der  gar  keinen  Unterrielit  gibt,  kaum  .si(rh  als  Vorbild  nehmen.  Wohl  al>er  könnte 
man  seinen  BHck  richten  nach  einem  I^ndc,  da«  bis  jetzt  fast  außer  unserer  und  fast 
aller  seliulvcrgleichenden  Betrachtungen  lag,  nach  Ungarn.  In  l'ngarn  gibt  es 
eine  bedeutende  Anzahl  von  höheren  Schulen,  die  dem  StaAte  gegenüber  ganz 
autonom  sind:  es  sind  dies  die  protestantischen  Mittelschulen  ((Jymmiaien  und  Real- 
schulen), welche  von  den  einzelnen  protestantischen  Kirchengemeinden  oder 
kirchliclicn  Oberbehörden  unterhalten  werden.  In  Ungarn  spaltet  sich  die  prote- 
stantische Kirche  in  drei  Konfessionen:  die  evangelisch-lutherische  Kirche,  die 
evangelisch-reformierte.  die  unitarische;  die  erste  unterhält  24  Gymnasien,  2  Real- 
schulen, die  zweite  27  Gymnasien,  die  dritte  2  Gj-mnasien. 

Während  nun  die  evangelisch-lutherische  Landeskirche  im  vormaligen  Siehen- 
l)ürgen  ihren  Rektor  auf  Lebenszeit  wählt,  werden  die  Rektoren  an  den  höheren 
]^ehranstalten  im  übrigen  Ungarn  auf  Grund  einer  „  Anbefehlung  des  Lehr- 
körpers" auf  sechs  Jahre  angestellt.  Sind  die  sechs  Jahre  vergangen,  kann  derselbe 
u  icdergewählt  werden.  —  Etwas  anders  ist  der  Modus  an  den  Schulen  der  ungarisch- 
reformierten Kirche:  hier  werden  die  Rektoren  aus  der  Zalil  der  Oberlehrer  nach 
Anhörung  des  Lehrkörpers  wenigstens  auf  sechs  Jahre  gewählt,  auch  hier  kann 
der  einmal  gewählte  wiedergewählt  werden;  ebenso  ist  es  an  den  zwei  Gymnasien 
der  unitarischen  Kirche. 

Hier  ist  durch  die  Walil  der  Direktoren  aus  der  Zalil  der  Oberlehrer  auf  den 
Hcfchl  oder  Vorschlag  eines  Lehrkörpers  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  nicht  immer 
derselbe  Fachmann  auf  10,  20,  30  Jahre  die  Anstalt  leitet,  so  daß  doch  auch 
je  nach  der  Wahl  bald  die  einen  Gegenstände,  bald  die  andern  in  und  von  dem 
Direktor  vertreten  werden.  Das  ist  die  Hauptsache  in  dieser  Frage.  Ob  die  Wähl- 
barkeit des  Direktors  durch  den  Lehrkörper  und  aus  der  Zahl  der  Oberlehrer  des- 
selben in  Preußen  je  möglich  sein  wird,  möchte  ich  bezweifeln;  freilich  wegen  der 
docli  häufig  vorangehenden,  leicht  entstehenden  Parteiumtriebe  ist  sie  auch  nicht 
zweckmäßig.  Indessen,  diejenigen  die  die  Wählbarkeit  eines  Direktors  auf  Vt)r- 
schlag  des  Lehrkörpers  von  vornherein  ablehnen  als  etwas  Unerhörtes,  Entsetzliches, 
für  die  ganze  Anstalt  Verderbliches,  mögen  an  die  26  -f  29  d.  s.  iS.')  ungarischen 
Gymnasien  denken  und  sich  die  Frage  vorlegen  und  nachforschen,  ob  diese  sich 
schlecht  dabei  befinden  und  ob  der  Unterricht  darunter  leidet. 

Freilich  erscheint  auch  mir  cincTcilunu'  des  direktorialen  Amtes  nach  den  obigen 
\'or8chlägen  besser  zu  sein. 

C.   Übor  einige  Einrichtungen  und  Zustände  auf  höheren 

Schulen. 

Voreohulo  und   Aufnahmeprüfung. 

Was  dies  Kapitel:  „Vorschule  und  Aufnahmeprüfung"  mit  dem  „liöheren  I/chr- 

imt"  zu  tun  hat.  ist  wohl  klar.     Die  V<irschule  (bzw.  auch  die  Volksschule)  über- 

Liibt   den   Oberlelircrn   das   Material   zur  Ausbildung  auf  der  höheren   Schule,   die 

Aufnahmeprüfung  soll  erweisen,  inwieweit   dies  Material  sich  zur  Ausbildung  auf 
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der  lu)licren  Schule  eignet.  Die  Vorsi-lmlo.  könnte  man  sagen,  spielt  eine  ähnliche 
Htilie  für  die  liöhere  Sehidc  wie  diese  seihst  für  die  Hochschule.  Die  Aufnahme- 
prüfung entspricht  ungefähr  der  Reifeprüfung,  die  erstere  überliefert  die  Schüler 
als  „reif"  der  höheren  Schule,  die  letztere  als  „reif"  der  Hochschule.  Zwischen 
Aufnahmeprüfung  und  Reifeprüfung  spielt  sich  das  Leben  eines  Schülers  einer 
höheren  Schule  ab.^)  Doch,  das  sei  im  voraus  bemerkt,  diese  Ähnlichkeit  schließt 
eine  innere  Verschiedenheit  nicht  aus.  Die  Bildung,  mit  welcher  die  kleinen  zu- 
künftigen Staatsbürger  zur  höheren  Schule  kommen,  ist  der  Gymnasial-  oder  Real- 
gynma.^ialbildung  viel  unähnlicher,  als  die  auf  der  höheren  Schule  erworbenen 
Kenntnisse  den  Universitätswissenschaften;  die  Gymnasialstudien  führen,  wenn 
anders  sie  richtig  betrieben  werden,  direkt  auf  die  Hochschulstudien  hin,  nicht 
aber  leiten  die  der  Volksschule  meist  parallelen,  in  den  Vorschulen  erworbenen 
elementaren  Wissensgrundlagen,  die  bekanntlich  sogar  ohne  jegliche  fremdsprach- 
liche Kenntnisse  zum  Abscliluß  gebracht  werden  können,  zu  den  höheren  Schulen 
notwendig  hin  (fehlt  doch  ein  organischer  Zusammenhang  zwischen  Volksschule 
und  liöherer  Schule  z.  B.  in  Preußen),  ein  Unterschied,  der  für  die  Art  und  Ab- 
haltung beider  Prüfungen  von  einschneidender  Bedeutung  ist.  Doch  läßt  sich  die 
Bedeutung  und  Wichtigkeit  der  Vorschule  und  Aufnahmeprüfung  für  das  höhere 
Lehramt  nicht  verkennen.  Das  wird  auch  von  allen  Seiten  zugegeben,  und  die 
„Vorschulfrage"  ist  denn  tatsächlich  bis  auf  die  jüngste  Zeit^)  Gegenstand  von 
Erörterungen  gewesen.  Am  bekanntesten  dürfte  es  wohl  sein,  daß  schon  in  der  Kon- 
ferenz im  Oktober  1873,  die  im  Königl.  Preußischen  Unterrichts-Ministerium  über 
„verschiedene Fragen  des  höheren,Schulwesens"  abgehalten,  auch  die  Frage  beraten 
wurde:  „Sind,  um  eine  allgemeine  Volks-  und  Elementarschule  her- 
zustellen, die  Vorschulen  der  Gymnasien  und  Realschulen  aufzuheben 
und  die  Errichtung  solcher  Anstalten  ferner  nicht  zu  gestatten?"  (vgl. 
Protokolle  dieser  Verhandlungen,  Berhn  1874,  S.  102 ff.).  Die  bei  dieser  Beratung 
ausgesprochene  starke  Vorliebe  für  diese  Vorschulen  hatte  denn  ihre  Folgen:  ums 
Jahr  1880  arbeiteten  unter  460  höheren  Schulen  270  mit  Vorschulen.  Wenige  Jahre 
später,  1883,  beschäftigte  sich  die  Direktorenkonferenz  von  Ost-  und  Westpreußen 
mit  der  „Bedeutung  und  Wirksamkeit  der  Vorschulen".  Schon  vorher 
war  von  Q.  Steinbart  (1880)^)   sogar  die  Notwendigkeit  der  Vorschulen  an 

1)  Über  die  Bedeutung  beider  Prüfungen  spricht  sich  treffend  aus  Anton  Malfertheiner, 
Vergleichende  Statistik  des  Unterrichtserfolges  der  österreichischen  Gymnasien.  Wienl887.  S.lSff. 

2)  Dafür  zeugten  auch  die  Verhandlungen  im  preußischen  Abgeordnetenhause  im  April  1907. 

3)  Unter  den  Gründen  für  Beibehaltung  der  Vorschulen  fülirt  Q.  Steinbart  hier  noch 
folgende  an:  es  sei  gut,  wenn  das  Kollegium  einer  höheren  Schule  durch  drei  Vorschullehrer 
verstärkt  sei,  weil  dadurch  leichter  Vertretungen  möglich  wären  und  weil  die  Vorschullehrer 
vom  Seminar  her  eine  gute  Routine  mitbrächten,  die  für  den  Unterricht  in  den  unteren  und 
mittleren  Klassen  unerläßlich  sei.  Es  böte  sich  daher  der  Verwaltung  eine  willkommene  Gelegen- 
heit, den  jungen  Kandidaten  solche  Männer  als  Muster  hinzustellen.  (S.  145  a.  o.  O.) 
Sapienti  sat !  —  Die  damals  nach  den  Verhandlungen  auf  der  Oktoberkonferenz  1873  stark  an- 
schwellende Literatur  üVjer  die  Vorschulfrage  findet  man  in  den  Verhandlungen  der  obigen 
Direktorenversammlung  erwähnt.  Sie  wußte  nichts  davon,  daß  in  anderen  Staaten  die  Frage 
gegen  die  Vorschule  entschieden  war;  so  ist  diese  ganze  Literatur  von  den  Zeitereignissen  längst 
überholt  und  antiquiert. 
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liöhorcn  Lchninstaltfii  im  „(Viitral«n>;aii  für  die  Interessen  <I«'h  KeftlseliulweHeris" 
1880  S.  \'M  „rwieli^M'w  lesen"  «(»nleii.  Die  weni^'en  dort  und  hier  angeführten  Argu- 
mente für  iliese  Vorbereitunj^'ssehide  heuej^en  sieh  (hirehaus  in  jenem  ministeriellen 
Fahrwasser  von  187'V.  die  neu  „sein  sollenden"  Beweise  sind  mitunt<'r  so  theoretiseh- 
spitzfindi^',  dalj  man  liciitc  kaum  »in  L,n  Ik  In  uiitcidiiicken  kaiui;  weiui  /.  Ii.  in 
den  Dii-ekfoicnverluuuliungen  S.  220  l)(haM|ttt(  wird,  „durch  das  kurze  Zusammen- 
halten und  l)aldige  Auseinandergehen  (hei  der  Versetzung  naeh  VI)  von  Kindern 
versehiedener  Stände  würde  nur  Dünkel  auf  der  einen,  Neid  auf  der  anderen  »Seite 
rege.  Denn  es  sei  ein  Unterschied  für  das  (Jefühl,  ob  jemand  an  einer  versehlos.senen 
Tür  vorbeigeht  oder  ihm  die  Tür  vor  der  Xase  zugesehlagen  werde".  Die  Direktoren- 
versanindung  nahm  tiaim  u.  a.  folgenden  Satz  an,  ganz  in  Ubereinstinunung  mit 
jener  Oktoberkonferenz  von  1873:  „Die  Bedeutung  der  Vorschulen  liegt  darin, 
daß  sie  die  für  die  Aufnahme  in  die  Sexta  geforderte  Vorbereitung  in  einer  erheblich 
geringeren  Anzahl  von  Unterrichtsstunden  .  .  .  und  der  Sexta  ein  gleichartigeres 
und  besser  vorbereitetes  Sclüilernuiterial  liefern  als  der  Privatiniterrieht  und  die 
Volksschulen." 

Preußische  Direktorenversammlungen  haben  sich  auch  mit  der  Art  der  „Auf- 
nahmeprüfung" beschäftigt,  so  zuletzt  eine  solche  in  Westfalen  von  1899;  ein  Jahr 
später,  im  Oktober  1900,  hat  die  erste  österreichische  Mittelschuldirektoren- 
Konferenz  in  Wien  sich  die  Frage  gestellt:  „Genügt  die  derzeit  übliche  Form 
tlcr  Aufnalimeprüfung  in  die  I.  Klasse  (Sexta)  der  Mittelschuli-  ihrem 
Zwecke?"  und  in  längerer  Besprechung  beantwortet. 

Doch,  ehe  wir  auf  das  Für  und  Wider  auf  (Jrund  dieses  Materials  etwas  ein- 
gehen, wollen  wir,  im  Sinne  einer  vergleichenden  Schulgeschichte,  erst  den  „Ist- 
bestand" der  Jetztzeit  darlegen,  denn,  wie  gesagt,  schon  solche  Übersicht  ist  be- 
lehrend, oft  schon  entscheidend. 

Indem  wir  zu  Vorschulen  nur  solche  rechnen,  welche  an  staatlichen  oder  unter 
staatlicher  Aufsicht  stehenden  höheren  Lehranstalten  eingerichtet  sind,  köiuien 
wir  feststellen,  daß  in  Deutschland  nur  noch  in  w  enigen  Staaten  das  Vorschul- 
system konsequent  durchgeführt  ist,  nur  noch,  soweit  meine  Nachrichten 
reichen,  in: 

Anhalt.  Fürstentum  Lippe  (Detmold), 

Liibctk,  Mccklcnburg-Strclitz; 

hier  hat  jetle  höhere  St-hule  eine  \'ors(liule.  die  mitunter  auch  für  eine  zweite  höhere 
Anstalt  Schüler  liefert,  so  in  Anhalt. 

Keine  VorschulcMi  bestehen  in: 

Österreich,  Schwarzbmg-Kudolstadt, 

B a y  c r  n  .  Schwarzburg-Sondershausen . 

j>,,jK,U  (Dlo    Vornchulkl»*«'!!     »Ind    rln- 

HrRKniirn  Uul   mlnlitcrirllcr  Ver- 
Braunschweig,  i  hier  h«t    r»  Vor-  (upm«  vom  20.  J»nu«r  1»03). 

"^  I  «rhulrn    nie   b<^ 

Königreich   Sachsen,  I  gcbon.  Sachsen-Weimar, 

Sachsen-Coburg.  Sachsen- Meiningen, 

Sachsen-Gotha.  Waldeck  und  Pyrmont  und  in  der 

Schaumburg-Lippe.  preuß.  Prov.  Westfalen. 
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l'rn  at\  ()i>(lnil(Mi.  (li(>  /.  B.  lux'li  in  Sacli.scMi-Woiinar  existieren,  bestanden  früher 
aueh  hier  und  da  in  Bayern,  die  letzte  war  in  Nürnberg  und  ging  im  Anfang  der 
neunziger  Jahre  ein. 

Ein  gemi  seilt  es  System   bestellt  in: 

T>  o  (frcillcli  am  1.  Februar  1007  noch  t\i  i       i 

Preußen      o^*  (,)  Vor.dn.icn).  Oldenburg, 

Elsaß-Lothringen,  Sachsen- Altenbuig, 

Hamburg,  Reuß  ä.  L., 

Bremen,  Reuß  j.  L., 

Hessen,  Württemberg. 

Mecklenburg-Schwerin, 
Im  einzelnen  ist  hierzu  noch  zu  bemerken:  in  Hamburg  sind  luir  Oberreal- 
sihulen  und  Realschulen  mit  Vorschulen  versehen;  in  der  Stadt  Bremen  existieren 
vier  private  Vorschulen,  allerdings  unter  staatlicher  Aufsicht,  während  in  Vege- 
sack  das  Realgymnasium  eine  Vorklasse,  das  Gymnasium  und  die  Realschule  zu 
Bremerhaven  eine  dreiklassige  Vorschule  haben.  —  In  Elsaß  -  Lothringen 
sind  augenblicklich  von  21  Lehranstalten  deren  9  mit  Vorschulen  versehen.^)  Im 
Herzogtum  Sachsen  -  Altenburg  besteht  beim  Realgymnasium  der  Residenz- 
stadt eine  auch  für  das  Gymnasium  daselbst  bestimmte  Vorschule,  in  Eisenberg 
ist  keine  Vorschule. 

Auch  Württemberg  kann  man  hierher  rechnen,  denn  hier  haben  die  meisten 
Städte  mit  einem  Gymnasium  oder  einer  Oberrealschule  eine  Elementarschule, 
die  während  des  ersten  und  zweiten  Schuljahres  für  den  Eintritt  in  die  „Vorklasse", 
d.  h.  die  unterste  Klasse  (Septima),,der  höheren  Schule  vorbereitet;  in  den  Städten, 
die  keine  Elementarschule  haben,  treten  die  Schüler  nach  2 — 3jährigem  Besuch 
der  Volksschule  aus  dieser  in  die  „Vorklasse"  und  damit  in  die  höhere  Schule  über. 
Die  beiden  Großstaaten  Österreich  und  Preußen  scheiden  sich. 

In  Österreich^)  gibt  es  keine  Vorschulen,  nur  an  15  Mittelschulen  bestehen 
„Vorbereitungsklassen",  welche  zur  Aufnahme  in  die  unterste  Klasse  der  höheren 
Schule  vorbereiten;  jedenfalls  besteht  in  Österreich  für  alle,  sich  für  die  unterste 
Klasse  meldenden  Schüler  eine  in  bestimmten  Formen  gehaltene  „Aufnahms- 
prüfung". Was  in  Österreich  eine  große  Seltenheit,  war  in  Preußen  1873  beinahe 
noch  die  Regel;  1873  hatten  von  435  höheren  Schulen  mindestens  200  Vorschulen, 
1883  gab  es  271  Vorschulen;  1907  waren  noch  264  vorhanden.^)    Freilich  geht  aus 

1)  Im  „allgemeinen"  sind  dort  Vorschulen  nicht  vorhanden,  doch  sind  augenblicklich  mit 
\'orschulen  versehen:  die  Gymnasien  in  Altkirch,  Colmar,  Gebweiler,  Metz,  Mülhausen,  in 
Straßburg  das  Lyzeum  (Staatsgymnasium),  das  Protestantische  und  Bischöfliche  Gymnasium, 
die  Oberrealschule  in  Metz  und  in  Straßburg;  außerdem  die  Realschulen  in  Barr,  Markirch, 
Münster,  in  Straßburg  die  Realschule  von  St.  Johann  und  die  Realschule  in  Thann;  im  ganzen 
sind  von  21  höheren  Schulen  deren  9  mit  Vorschulen  versehen. 

2)  Vgl.  Mayrhofer-Pace  IV  S.  950  Anm.  1. 

3)  Vgl.  die  Verhandlungen  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  vom  11.  April  1907,  Steno- 
graph. Bericht  S.  3066ff.  —  Die  hier  gegebenen  Zahlen,  auf  amtlichen  Erkundigungen  be- 
ruhend, müssen  auch  noch  für  die  2.  Aufl.  1909  maßgebend  sein,  da  es  sehr  schwer  sein 
würde,  durch  Umfrage  ganz  sichere  Zahlen  zu  erhalten.  In  Horde  in  Westfalen  soll 
eine  Vorschule  jüngst  errichtet  worden  sein. 
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tlicscii  stiitislisrlicii  .Mitteilungen  iiucl»  licrvor,  daß  seit  dem  Anfiinj^'c  jener  Hiel)/,i;;er 
.lalire  sieh  die  Zahl  der  N'orsehiden  allmählich  vermindert  hat  und  ikm-Ii  ver- 
mindert, ja  in  einer  l'rDvin/.,  in  \N'estfalen,  j^iht  es  ^'ur  keino  Voi"HchuIen,  hei 
einer  MindiMzahl  von  Anstallen  sind  sie  in  der  l'ntvinz  HeMHcn  -  Nassau  (17), 
in  der  K hei npro v in/,  (.5(1),  in  Hannover  {2»))  vorhanden;  ähnlieh  in  der  Provinz. 
Saehsen  (11).  in  Seiilis  w  i^'-  H  olstei  ii  (21),  Pom  inern  (12),  Berlin-  Branden- 
hur«,' (7!>.  darunter  .'>()  in  Berlin),  in  Ostpreußen  (l\)),  in  West preußen  (1')), 
in  Posen  (I));  jedenfalls  aber  ist  jene  Vorliebe  für  die  Vorsehulen,  die  sich  IHT.'J 
ikmIi  in  einem  einmütij^en  Beschluß  für  die  Erhaltung  der  Vorschulen  kundgab, 
im  .Mmclimen  begriffen.  So  kann  man  auch  Preußen  noch  7Ai  jenen  Staaten  mit  ge- 
mischtem System  zählen.  Wie  Anhalt,  so  hat  auch  Preußen  in  mehreren  Ver- 
tiiu'UHL'cn  über  die  Art  dieser  Vorschulen,  über  Lehrgegenstände  und  Lehr/.iele, 
über  das  für  die  Aufnahme  geeignete  Lebensalter,  über  die  Klassenfretiuenz  u.  a. 
eingehendere  AiK)rdnungen  getroffen. 

Für  die  Lehrgegenstände  und  Lehrziele  sei,  da  die  Vorschulen  die  Volksschulen 
zu  ersetzen  hätten,  eine  normierende  Bestimmung  nicht  nötig,  besonders  dürfe  in 
den  Vorschulen  kein  l'ntcrricht  in  fremden  Sprachen  getrieben  werden,  der  dem 
der  folgenden  höheren  Schule  Vorgriffe;  für  die  Aufnahme  in  die  Vor-schule  sei  das 
vollendete  sechste,  für  die  in  die  höhere  Schule  das  vollendete  neunte  Lebensjahr 
normal.  Die  Klassenfrequenz  soll  eine  mäßige  sein,  wobei  es  befremdend  ist.  daß 
die  Zahl  von  .")0  Schülern  für  eine  .solche  Vorschulkla.sse  als  eine  mäßige  angesehen 
wird.  Damit  diese  Frequenz  eine  „mäßige"  sei  und  bleibe,  soll  in  Preußen  Schul- 
geUlbefreiung  für  die  Vorschüler  nicht  gewährt  werden;  ein  solcher  finanzieller 
Gesichtspunkt  ist,  nebenbei  gesagt,  der  Grund  für  das  Bestehen  und  Eingehen  der 
Vorschulen  gewesen  und  ist  es  noch:  man  läßt  sie  nur  dort  zu.  wo  sie  durch  das 
gezahlte  Schulgeld  (120  M.  in  Preußen)  sich  selbst  erhalten:  dem  Staat  kosten 
>ie  nichts. 

In  diesen  Verfügungen  —  hauptsächlich  kommt  eine  solche  vom  2.1  April  1S83 
in  Betracht  —  liest  man  auch  einige  Gründe  für  Errichtung  und  Beibehaltung  der 
X'orschulen,  die  meisten  jedoch  sind  in  dem  Bericht  des  Referenten  über  die.se 
l'rage  bei  Gelegenheit  jener  unter  dem  Minister  Falk  1878  abgehaltenen  Konferenz 
zu  lesen.  Man  solle  doch  die  tatsächliche  Verschiedenheit  der  Menschen  nach  (Je- 
burt  und  Stand  berücksichtigen,  die  (Jleichartigk<it  der  Schüler  in  bezug  auf  ihre 
Herkunft,  Sitten  und  (Jewohnheiten  erleichtere  ihre  Ausbildung,  weil  die  Familie 
selbst  dies  Werk  der  Schule  unterstütze;  wenn  man  Schüler  aus  zu  verschie<l(>n- 
artigen  Ständen  nähme,  so  müßte  man  offenbar  die  .\usbildungszeit  für  die 
Universität,  die  jetzt  schon  9-}-8  Jahre  betrage,  noch  erheblieh  verlängern.  Die 
l*'orderung  der  Abschaffung  der  Vorschulen  sei  nur  von  «len  Elcmentarlehrern 
au.sgegangen,  die  größeren  Einfluß  gewinnen,  vor  allem  bestimmen  wollten,  welche 
Schüler  für  eine  höhere  Schule  geeignet  seien.  Manche  dieser  (Jründe  sind  .schon 
damals,  obgleich  man  sich  schließlich  einstimmig  für  <lie  Voi-schul(>  ent.sihied, 
aus  der  Mitte  der  Vei>ammlung  heraus  widerlegt  worden;  vor  allem  wurde  dem 
obigen  sozialen  V^orzug  mit  Recht  entgegengehalten,  daß  gerade  die  Vorschulen 
die  Scheidung  der  Stände  viel  schroffer  hervortreten  ließen.    Damals  (1873)  verstieg 
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man  sirli  sniinr  zu  dor  Ansicht,  daß  die  „allgoineinp  Volkssclmlo  eine  Utopie"  sei  — 
und  doch  bestand  damals  schon  und  besteht  heute  noch  diese  ,,  Utopie"  in  Staaten 
wie  2.  B.  Österreich  und  Bayern.  Viul  niemand  von  denen,  welche  1873  in  rreußcn 
darüber  verhandi-ltcn,  siheint  gewußt  zu  haben,  daß  kurz  vorher,  drei  Jahre  früher, 
in  Ost  erreich  eine  vom  Kultusminister  St  remayr  berufene  Gymnasial-Enquete- 
Kommission*)  im  Herbst  1870  zu  Wien  tagte,  welche  aus  50  Mitgliedern  be- 
stand, unter  denen  23  Mittelschulprofessoren,  12  Gymnasialdirektoren  sich  be- 
fanden, natürlich  auch  Landesschulinspektoren  und  1  Universitätsprofessor,  und 
daß  diese  Kommission  als  erste  die  Frage  erörterte:  inwiefern  die  Errichtung 
und  der  Fortbestand  der  Vorbereitungsklassen  (d.  i.  ein-  oder  mehrklassiger 
Vorschulen)  an  den  Gymnasien  als  zweckmäßig  erscheine.  —  Hier  wurde 
ein  Antrag:  „Das  Institut  der  Vorbereitungsklassen  ist  zweckmäßig  und  an  unseren 
Lehranstalten  einzuführen"  mit  großer  Majorität  abgelehnt,  folgender  dagegen 
angenommen:  „Wo  besondere  sprachHche  oder  sonstige  örtliche  Verhältnisse  die 
Errichtung  von  Vorbereitungsklassen  als  Bedürfnis  erscheinen  lassen,  ist  deren 
EiTichtung  für  die  Zeit  des  Bedarfs  zu  gestatten." 

In  Preußen  vermochte  man  damals  nicht  über  die  schwarz-weißen  Grenzpfähle 
hinauszusehen.")  So  braucht  man  kein  Anhänger  einer  öden  sozialdemokratischen 
Gleichmacherei  zu  sein,  um  es  als  eine  harte,  vielleicht  grausame  Maßregel  zu 
empfinden,  daß  an  vielen  Orten,  besonders  in  Norddeutschland,  durch  das  hohe 
Schulgeld  für  die  Vorschulen  den  Kindern  ärmerer  Familien  von  vornherein  der 
Weg  zu  einer  höheren  Bildung  verschlossen  oder  recht  erschwert  ist. 

Zwei  Mittel  sind  nach  meiner  Ansicht  vorhanden,  um  eine  gewisse  aus- 
gleichende Gerechtigkeit  walten  zu  lassen: 

1.  Das  Freilassen  einer  bestimmten  Anzalil  von  Plätzen,  vielleicht  der 
Hälfte  in  Sexta,  für  Nichtvorschüler, 

2.  die  Vornahme  einer  für  Vorschüler  und  Nichtvorschüler  durch- 
aus gleichen,  eingehenden  Aufnahmeprüfung  für  die  Sexta  der 
höheren  Schulen. 

Dann  hätte  man  auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse,  daß  es  eben  Reiche  und 
Arme  hier  auf  Erden  gibt,  Rücksicht  genommen.  Die  Söhne  der  ersteren  wären 
immer  noch  im  Vorteil,  denn  sie  hätten  eine  der  höheren  Schule  mehr  angepaßte 
Vorbildung  genossen  und  kämen  so  schon  besser  ausgerüstet  zur  Aufnahmeprüfung, 
aber  hier  könnte  sich  doch  zeigen,  ob  nicht  bei  manchen  Prüflingen  aus  der  Volks- 
schule mehr  Talent  und  Begabung  sich  zeige,  so  daß  jene  zurücktreten  müßten. 

Was  den  erstenPunkt  anbetrifft,  so  ließen  sich  Feststellungen  nicht  vornehmen; 
die  Praxis  wird  wohl  recht  verschieden  sein,  jener  Anstaltsleiter,  der  auch  eine 
Vorschule  unter  sich  hat,  wird  wenige,  dieser  viele  Plätze  für  Nichtvorschüler  frei 


1)  Vgl.  Verhandlungen  der  Gymnasial-Enquete-Kommission  im  Herbste  1870;  veröffent- 
licht vom  K.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht.     Wien  1871. 

2)  Wir  wollen  nicht  verhehlen,  daß  auch  bei  allmählichem  Eingehen  der  Vorschulen  be- 
deutende Kosten  entstehen  würden.  Denn  wohin  sollen  sich  die  ca.  13000  i)reußischen  Vor- 
schüler wenden  ?  Die  jetzt  bestehenden  Volksschulen  könnten  sie  nicht  aufnehmen.  Es  müßten 
also  der  Staat  und  die  Gemeinden  neue  V'olksschulen  errichten.    Das  würde  Geld  kosten!  — 
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lassen,  schon  aus  licijucinlichkcitsrücksichtcn.  Iiidcsson  dem  letzteren  V^erfaliren 
witleraprieht,  waa  wir  in  der  ohij^en  preuUischen  Wrfümin^  lesen:  „Hs  ist  in  mancher 
Hinsieht  als  ein  Mißstand  zu  l)etraehten,  wenn  Vorschulen  zu  einer  solchen 
Höhe  der  Frecjuenz  erweitert  werden,  daß  durch  die  durchschnittliche  Versetzung 
aus  derselben  die  zulässige  Frequenz  der  untersten  Klasse  der  höheren  Schule  bereits 
erreicht  und  jede  anderweitige  Aufnahme  in  dieselbe  ausgeschlossen 
wird')  .  .  .  uihI  selbst  für  die  unterste  Klasse  der  höheren  Schule  erscheint  es  nicht 
in  jeder  Beziehung  ersprießlich,  daß  sie  ni(-ht  nur  ül)cr\\  iegend,  sondern  ausschließlich 
aus  der  Voi"schule  ihre  Si-hülcr  empfange." 

In  betreff  des  zweiten  Punktes,  Abhaltung  einer  Aufnahmeprüfung,  ergeben 
sich,  schon  rein  theoretisch  betrachtet,  mehrere  Möglichkeiten,  Die  Prüfung  kann 
abgehalten  werden  durch  die  Lehrer  der  Vorschule,  durch  den  Direktor  allein, 
durcli  den  Direktor,  der  von  den  Lehrern  der  untersten  Gymnasialklasse  sich  be- 
raten läßt,  durch  eine  kollegialisch  beratende  Prüfungskommission,  in  der  der 
Direktor  den  Vorsitz  hat  (bzw.  durch  das  Lehrerkollegium),  endlich  durch  einfache 
Versetzung  aus  der  Vorschule,  d.  h.  also  eigentlich  durch  Nichtprüfung.  Diese 
letztere  Form  nähert  sich,  falls  eine  Versetzungsprüfung  hier  stattfindet,  der  ersten, 
der  Prüfung  durch  Vorschullehrer.  Alle  diese  Formen  scheinen  tatsächlich  in  praxi 
geübt  zu  werden.  Ohne  jede  Prüfung,  einfach  durch  Versetzung,  sollen  z.  B.  in 
Ha  mburg  die  Vorschüler  in  die  höhere  Schule  gelangen,  ebenso  an  manchen  Schulen 
Mecklenburg-Schwerins,  so  in  Parchim. 

Schwankend  sind  die  Bestimmungen  in  vielen  Staaten,  ob  der  Direktor  allein 
oder  im  Verein  mit  den  Lehrern  irgendeiner  Klasse,  meist  der  untersten,  diese 
Prüfung  vornehmen  soll,  Bestimnumgen,  welche  natürlich  dann  auch  für  Schüler 
gelten,  die  in  andere  Klassen  als  gerade  in  die  unterete  aufgenommen  zu  werden 
wünschen.  Jedenfalls  hat  der  Direktor  nach  vorgenommener  Prüfung  die  Ent- 
scheidung in  Oldenburg,  in  Hamburg  (bei  Xichtvorschüleni),  Bremen.  Lippe- 
Detmold,  Mecklenburg-Schwerin,  Braunschweig,  in  Sachsen-Coburg,  in  Reuß 
ä.  Linie,  in  Elsaß-Lothringen,  in  Hessen,  wo  nach  §  2  der  Schulordnung:  „In  allen 
anderen  Fällen  hat  sich  der  zur  Aufnahme  angemeldete  Schüler  nach  dem  Er- 
messen des  Direktors  entweder  einer  Prüfung  zu  unterziehen  oder  er  wird  einer 
Klasse  probeweise  zugewiesen.  Über  die  Aufnahme  entscheidet  der  Direktor  in 
Gemeinschaft  mit  den  von  ihm  mit  der  Prüfung  betrauten  Lehrern  und  dem  Klassen- 
führer." Ähnheh  ist  das  Verfahren  im  Großheiv.ogtum  Baden;  obgleich  hier  keine 
Vorschulen  sind,  entscheidet  doch  schließlich  der  Anstaltsvorstand,  freilich  „im 
Benehmen  mit  den  prüfenden  Lehrern"  (§  11  der  Schulordnung  von  1004);  nur 
wenn  ein  Schüler  auf  Probe  aufgenommen  ist,  entscheidet  über  die  endgültige  Auf- 
nahme die  Lehrerkonferenz  (ebenda).  —  Sehr  interessant  sind  hier  die  Verordnungen 
für  Preußen,  es  gibt  nämlich  hierüber  keine  allgemeine  ministerielle  Zirkular- 
verfügung (das  etwa  in  Betracht  kommende  Zirkularreskript  vom  24.  Oktober  1837 
enthält  darüber  nichts),  sondern  nur  mehrere  Paragraphen  in  den  Dienst  inst  nik- 

1)  Ob  diese  Vorschrift  ül)erall  befolgt  wird?  —  Es  wäre  sehr  gut.  wenn  die  Zahl  der  für 
Nichtvorschüler  freizulassenden  Plätze  genau  boatimtnt  wäre,  vielleicht  auf  die  Hälfte 
aller  Plätze  in  Sexta,  also  25! 
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tionrn  für  die  J)iioktoron  sind  hier  ausschlaggebend.  Danach  liat  nur  in  der  Provinz 
Westfalen  das  Lehrerkollegium  einen  Anteil  bei  der  Aufnahme  eines  Schülers; 
Dienst  inst  r.  §  15a:  „Für  diese  Prüfungen  ei*scheint  ein  ähnliches  Verfahren  wie  bei 
den  Versetzimgcn  angemessen,  so  daß  dieselben  in  Gegenwart  des  ganzen 
Lehrerkollegiums  (!)  durch  die  von  dem  Direktor  damit  beauftragten  Lehrer 
vorgenommen  werden,  und  über  das  Ergebnis  eine  gemeinsame  Beratung  ent- 
scheidet; gegebenenfalls  müssen  außer  dem  Direktor  oder  einem  von  letzterem  zu 
ernemienden  Vorsitzenden  mindestens  noch  zweiLehrer  an  der  Prüfung  teilnehmen. "i) 
In  Ost-  mid  Westpreußen  aber  (§  14)  entscheidet  der  Direktor  nach  vorgängiger 
Prüfung;  in  Sachsen  (§  23)  findet  die  Prüfung  in  der  Regel  unter  Mitwirkung 
der  zunächst  beteiligten  Lehrer  statt.  Für  Hannover  und  Hessen  -  Nassau 
heißt  es  (§  16d) :  Dem  Direktor  liegt  es  ob,  die  neu  aufzunehmenden  Schüler  ent- 
weder allein  zu  prüfen  oder  die  Prüfung  derselben  anderen  Lehrern  zu  übertragen, 
die  Klasse  zu  bestimmen  ,  .  .  usw.  Ebenso  für  Brandenburg  (§  10) :  Dem  Direktor 
liegt  es  ob,  die  neu  ankommenden  Schüler  allein  oder  unter  Zuziehung  anderer 
Lehrer  zu  prüfen;  gerade  so  für  Pommern  §  14:  Dem  Direktor  liegt  ob,  ,  .  .  ent- 
weder allein,  oder,  wenn  er  will,  unter  Zuziehung  eines  und  des  anderen  Lehrers , 
namenthch  des  betreffenden  Ordinarius  zu  prüfen.  Schleswig-Holstein  §  33: 
Der  Direktor  hat  unter  Einhaltung  der  in  betreff  des  erforderlichen  Lebensalters 
bestehenden  Verordnungen  .  . .  über  die  Aufnahme  neuer  Schüler  zu  entscheiden... 
In  allen  anderen  Fällen  (wenn  der  Schüler  ein  Abgangszeugnis  von  einer  preußischen 
Lehranstalt  nicht  vorzulegen  hat)  ist  eine  Aufnahmeprüfung  vorzunehmen.  Für 
Schlesien  lautet  §  17:  Die  Aufnahme  neuer  Schüler  ist  Sache  des  Direktors  .  .  . 
Zu  der  Prüfung  kann  der  Direktor  diejenigen  Lehrer  heranziehen,  welche  in  der 
Klasse  .  .  .  unterrichten;  schließlich  entscheidet  er  über  die  dem  Schüler  an- 
zuweisende Klasse.  —  Für  die  Provinz  Posen  (§  6)  und  Rheinprovinz  (§  6a)  ist  aus 
den  Paragraphen  Bestimmtes  nicht  zu  ersehen. 

Man  sieht:  ob  eine  Prüfung  vorzunehmen  ist  oder  nicht,  steht  in  Preußen  im 
Beheben  des  Anstaltsleiters ;  ob  er  den  Ausfall  der  Prüfung  berücksichtigt  oder  nicht, 
das  hängt  auch  von  ihm  ab,  jedenfalls  hat  er  zu  entscheiden.  Eine  Ausnahme  bildet 
die  Provinz  Westfalen,  aber,  da  hier  der  Passus  zu  lesen  ist:  Für  diese  Prüfungen 
erscheint  ein  ähnliches  Verfahren,  wie  bei  den  Versetzungsprüfungen  angemessen, 
so  erscheint  nach  der  neuesten  preußischen  Versetzungsordnung  (§  7),  die  doch 
die  Analogie  abgibt,  jetzt  auch  für  Westfalen  das  direktoriale  Recht  als  ein  fast 
unumschränktes. 

In  dem  benachbarten  Anhalt  lautet  §  33  der  Dienstinstruktion  für  die  Direk- 
toren: „In  allen  anderen  Fällen  muß  der  bezüghchen  Entscheidung  eine  von  dem 
Direktor  selbst  oder  im  Auftrage  und  nach  Maßgabe  seiner  Bestimmungen 
von  einzelnen  Lehrern  der  Anstalt  anzustellende  Aufnahmeprüfung   vorlier- 

1)  »So  steht  zu  lesen  in  der  Dienstinstruktion  für  die  Direktoren  der  Provinz  Westfalen 
vom  26.  Juli  18  5  6,  der  ältesten  Preußens.  In  der  „Disziplinarordnung  für  die  höheren 
Lehranstalten  der  Provinz  Westfalen"  vom  19.  April  1879  stehen  ganz  andere  Bestimmungen. 
„§  1 :  Die  Aufnahme  neuer  Schüler  in  eine  höhere  Lehranstalt  erfolgt  auf  Grund  .  .  .  einer 
Prüfung  seitens  des  Direktors  (Rektors)  oder  der  von  diesem  damit  beauftragten  Lehrer." 
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^elion";  iiiitli  liier  also  wie  in  l'triilicii.  Kij^'ciuirt  i(_'  für  Aiiluilt  i.st  hi«'r  die  Aiionlmin^, 
(iaii  die  Lclircr  (Irr  Stxta  hti  drin  l 'ntrrrirlit  in  der  Vorwrlnilr  in  jr<lriM  Srhuljahrr 
inid  /war  nirlit  l)l(>ü  riiir  Stundr  lio.s|)itirif  n  sollen,  um  ho  einen  HJeheren  Kiid)li<;k 
in  den  rnteriirlitshrtiirh  der  \'oi-srhule  /u  gewinnen,  damit  ein  zwcrkinäliiirfr 
Ansrhluli  an  drn  drr  h<'.lirrrn   S.hulr   nxi^dirli   sri. 

Natürlich  ganz  anders  gestaltet  sich  das  Aufnahmeverlahreu  in  den  Staaten, 
wo  gar  keine  Vorschulen  vorhanden  sind:  in  Hayr rn,  im  Koni^'rrirh  Sarlism 
und  in  ()strrrrirli  (üi)rr  Baden  ist  selion  ohen  dius  Nötij^e  j^esagt).  In  iiuyerii 
hat  der  Lelirerrat  ülxrdie  Aufnahme  neuer  Schüler  7,u  entweheidon;  man  verj^lciche 
Ix'sonders  §2."),  ."{  -7  der  Bayerischen  Sehulordnunji.  so  Abs.  (5:  „Wenn  diese  Prüfung 
l)«'i  einem  Knaben  ein  sehuankendes  Kr^'ebnis  liefert,  so  kann  derselbe  auf  eine 
seehswüehentliehe  Probe  zugelassen  werden.  Na(;h  Ablauf  der  Probezeit  hat  der 
l>ehrerrat  endgültig  über  dessen  Aufnahme  oder  Zurückweisung  zu  beschließen." 
I)«'r  Lehrerrat  erteilt  auch  nach  Abs.  4  Dispens,  wenn  ein  Knabe  noch  nicht  das 
neunte  (seit  1908  das  zehnte)  Lebensjahr  vollendet  hat.  Genau  so  sind  die  Rechte 
des  Lelirerkollegiu  ms  im  Königreich  Sachsen  bei  der  Aufnahmeprüfung  fest- 
gesetzt. §  51  der  Prüfungsordnung  für  die  Gymnasien:  „Die  Aufnainneprüfung, 
welche  jedesmal  eine  schriftliche  und  mündliche  zu  sein  hat,  wird  unter  Aufsicht 
des  Rektors  durch  die  von  ihm  damit  beauftragten  Lehrer  abgenommen.  Ist  die 
Anzahl  der  gleichzeitig  zu  Prüfenden  eine  größere,  so  haben  stets  mehrere  bei  der 
Prüfung  nicht  beteiligte  Lehrer  derselben  als  Zeugen  beizuwohnen.  Das  Reclit 
dazu  steht  jwlem  Mitgliede  des  Lehrerkollegiums  zu  .  .  .  Auf  Grund  der  .  .  . 
Ergebnisse  der  Aufnahmeprüfung  hat  das  Lelirerkollegiu  m  über  die  Aufnahme 
zu  beschließen";  genau  so  lauten  die  Voi-schriftcn  in  der  Lehr-  und  Prüfungs- 
ordimng  für  Realgymnasien  §  52. 

Soweit  über  die  Art  der  Prüfung;  was  ihren  Inhalt  und  ihre  Anforderungen  an- 
belangt, so  scheinen  am  allgemeinsten  die  bayerischen  Ansprüche  gehalten  zu 
sein.  §  25  Abs.  5:  „Die  Aufnahme  in  die  unterste  Klasse  ist  durch  eine  Prüfung 
bedingt,  in  welcher  sich  der  Schüler  über  ein  genügendes  Maß  von  Kenntnissen  in  der 
Keligion,  im  Deutschen  und  im  Rechnen  auszuweisen  hat",  nämlich  nach  dem  Ix'hr- 
ziel  des  dritten  (jetzt  vierten)  Kursus  der  Volksschule.  Ebenso  allgemein  gehalten  sind 
die  Voi-selu-iften  im  Königreich  Sachsen;  vergleiche  die  obigen  Paragraphen  ■l\) 
und  50  der  Ix'hr-  und  Prüfungsordnungen:  „.  .  .  außerdem  muß  der  Aufzunehmende 
die  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  erlangt  haben,  welche  durch  einen  mindestens 
dreijährigen  Unterricht  in  einer  wohl  eingerichteten  Bürgerschule  von  Schülern 
mittlcn>r  B<'gabung  erworben  zu  werden  pflegen."  — -  (Jenaueres  in  der  Badischen 
Schulordnung  §  10:  1.  Fertigkeit  im  I^\sen  des  Deutschen  in  deutscher  und  lateinischer 
Druckschrift;  2.  Übung  im  orthographischen  Xiinlcrschreibcn  diktierter  deutscher 
Sätze,  sowie  Fertigkeit  im  (iebrauch  der  lateinischen  Schrift;  '.].  Kenntnis  der  vier 
Rechnungsarten  in  unbenannten  Zahlen  im  RAhmen  der  dritten  Klasse  einer  ein- 
fachen Volksschule.  In  anderen  Stjwiten  sind  diese  Forderungen  noch  genauer 
])räzisiert,  so  vor  allem  in  Preu  ßen  schon  durch  die  Verfügung  vom  24,  Oktober  1837, 
uorin  verlangt  wird  a)  Geläufigkeit  nicht  allein  im  mechanischen,  sondern 
auch  im  logisch-richtigen  Lesen;  Kenntnis  der  Redeteile  und  des  einfachen  Satzes, 
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praktisch  eiiiiroübt ;  Fertigkeit  im  cMthoiiraphiselien  Schreiben;  b)  Einige  Fertigkeit, 
etwas  Diktiertes  leserlieli  und  reinheh  nachzuschreiben;  c)  Praktische  Geläufigkeit 
in  den  vier  Spezies  mit  unbenannten  Zahlen  und  in  den  Elementen  der  Brüche; 
d)  Elementare  Kenntnis  der  Geographie,  namentlich  Europas^);  e)  Bekanntschaft 
mit  den  Geschichten  des  Alten  Testaments  und  mit  dem  Leben  Jesu;  f)  Erste 
Element«  des  Zeichnens  verbunden  mit  der  geometrischen  Formenlehre.  Auch  in 
Österreich  sind  die  Anforderungen  sehr  genau  nach  Einzelheiten  bestimmt.  Wer 
in  die  erste  Klasse  aufgenommen  werden  will,  nuiß  . .  .  c)  sich  einer  Aufnahmsprüfung 
luiterziehen.  Bei  der  Prüfung  sind  folgende  Anforderungen  zu  stellen:  jenes  Maß 
von  Wissen  in  der  Religion,  welches  in  den  vier  Jahreskursen  der  Volksschule 
erworben  werden  kann,  Fertigkeit  im  Lesen  und  Schreiben  in  der  Unterrichts- 
sprache und  ev.  der  lateinischen  Schrift,  Kenntnis  der  Elemente  aus  der  Formen- 
lelire  der  Unterrichtssprache,  Fertigkeit  im  Analysieren  einfach-bekleideter  Sätze, 
Bekanntschaft  mit  den  Regeln  der  Orthographie,  Übung  in  den  vier  Grundrechnungs- 
arten in  ganzen  Zahlen.  In  der  Religion  wird  bloß  mündlich,  in  der  Unterrichts- 
sprache schriftlich  und  mündlich  geprüft.  Dabei  sind  die  Lehrkörper  ermächtigt, 
die  mündliche  Prüfung  aus  der  Unterrichtssprache  und  dem  Rechnen  jedem  Schüler 
zu  erlassen,  welcher  seine  Reife  in  diesen  Gegenständen  bei  der  schriftlichen  Prüfung 
durch  mindestens  „befriedigende"^)  Leistungen  und  im  Volksschulzeugnisse 
mindestens  durch  die  Noten  „g  u  t"  dargetan  hat ;  auch  solche  Schüler,  deren  Rehgions- 
note  aus  dem  vierten  Schuljahre  der  Volksschule  nicht  geringer  als  „gut"  ist,  können 
von  der  mündhchen  Prüfung  befreit  werden.  Wenn  in  einem  Prüfungsgegenstande 
die  Zeugnisnote  und  die  Zensur  aus  der  schriftlichen  Prüfung  entschieden  ungünstig 
ist,  so  ist  der  Schüler  als  „unreif^  zurückzuweisen. 

Wer  als  „unreif"  zurückgewiesen  wird,  darf  nach  einem  Zirkular-Erlaß  des  öster- 
reichischen Ministeriums  vom  2.  Jänner  1886,  sei  es  an  einer  und  derselben  oder 
an  einer  anderen  Anstalt,  eine  Wiederholung  der  Prüfung  in  diesem  Schuljahr 
nicht  versuchen;  und  damit  dies  Verbot  nicht  übertreten  werde,  haben  die  Direk- 
toren der  einzelnen  Älittelschulen  jedes  Kronlandes  einander  die  Verzeichnisse  der- 
jenigen Aufnahmsbewerber  zuzusenden,  welche  wegen  ungenügender  Vorkenntnisse 
zurückgewiesen  sind.  —  Schheßhch  müssen  hier  noch  einige  äußerliche  An- 
forderungen erwähnt  werden:  in  Preußen  und  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
(in  Sachsen)  darf  die  Aufnahme  nicht  vor  dem  neunten  Lebensjahre  stattfinden, 
in  Bayern,  ebenso  in  Preußen^)  ist  das  zwölfte  Lebensjahr  die  äußerste  Grenze,  bis 
zu  welcher  aufgenommen  werden  darf;  in  Österreich  dagegen  und  jetzt  auch  in 
Bayern  muß  der  Schüler  das  zehnte  Lebensjahr  vollendet  haben. 

Es  ist  ersichtlich,  wie  schon  oben  gesagt,  daß  sehr  viele  Staaten  gar  nicht  das 
Maß  der  Anforderungen  spezialisiert  haben.     Die  beiden  Großstaaten,  welche  es 


1)  Es  ist  mir  zweifelhaft,  ob  diese  Forderung  jetzt  noch  aufrechterhalten  wird. 

2)  Seit  einigen  Jahren  in  Niederösterreich  nach  Erlaß  des  Landesschulrats  „versuchs- 
•weise"  mindestens  „genügende"  Leistungen. 

3)  cf.  Verf.  vom  23.  März  1901  (Beier  8.  125):  Die  Aufnahme  in  die  Sexta  ist  nach  dem  voll- 
endeten 12.,  in  Quinta  nach  dem  vollendeten  13.,  in  Quarta  nach  dem  vollendeten  15.  Lebens- 
jahre nicht  zu  gestatten. 
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w  iiklich  «^'ftim  Imhcii.  uiilci scheiden  sicli  reelil  den t lieh  :  1.  das  Ma  \i  der  Aiiforde- 
iiin^'t'ii  ist  in  1'reiil.ien  li  itlnT  als  in  Ostorreieh,  es  feiilt  in  ( »sterreieh  die  KordcruriK 
diT  Hekanntsehaft  mit  den  Klenicnten  der  liriiehe  nnd  mit  (ier  elementaren  Ceo- 
L'raphie  l'^uropas;  dies  ist  um  so  auffallender,  als  dio  österreiehischen  Sehüler  ein 
.lahr  älter  sind,  wenn  sie  sieh  zur  Aufnahme  nu'lden.  2.  In  r)sterrei(;h  aber  ist  die 
Art,  wie  dio  Prüfung  zu  bestellen  ist  und  ob  sie  bestanden  ist,  viel  klarer  und 
genauer  präzisiert  als  bei  uns.  Nicht  nur  hat  der  I.ehrkcirper,  ebenso  wie  in  Sachsen, 
Bayern  usw.,  ein  Wörtchen  mitzuri'den  bei  der  Aufnahme  der  Schüler,  sondern 
auch  er  darf  nicht  nach  Willkür  verfalnen.  ist  vielmehr  an  die  obigen  Vorschriften 
gebunden,  besonders  an  die  ganz  bestimmten  Normen  für  das  Hesteln'n  \ind  Nicht- 
bestehen dieser  Prüfung. 

Auch  diese  Aufnahmeprüfung  hat,  wie  schon  angedeutet,  auf  preußischen 
Direktorenversammlungen  Debatten  hervorgerufen,  auch  in  Österreich  auf  der 
ersten  Mittelschuldirektorenkonferenz  am  24/25.  Oktober  1900  (vgl.  Ver- 
handlungen S.  8öff.).  In  Preußen  beschäftigte  man  sich  zunächst  mit  der  Zeit  dieser 
Aufnalimeprüfung;  die  preußisclien  Direktoren  nahmen  den  Leitsatz  an,  daß  die 
Aufnahmeprüfung  mit  dem  Beginn  des  Schuljahres  zu  Ostern  zu  erfolgen  habe. 
In  Osterreich  gemäß  der  Bestimmung  des  0.  E.  hielt  man  daran  fest,  daß  der  Termin 
vor  Schulschluß,  vor  den  großen  Ferien,  d.  h.  Anfang  Juli,  festzusetzen  sei.*)  In 
Preußen  einigte  man  sich  ferner  dahin,  daß  über  nicht  zu  erhebhche  Mängel  hinweg- 
gesehen werden  könne  (analog  der  Versetzungspraxis  in  Preußen),  wenn  der  Gesanit- 
eindruck  des  geistigen  Könnens  des  Schülers  zu  der  Erwartung  berechtige,  daß 
der  Schüler  an  dem  Unterrichte  der  folgenden  Klasse  mit  Erfolg  teilnehmen  könne. 

In  Österreich  verlangte  man  eine  V^erschärfung  der  F'orderungen.  denn,  sagte 
man,  der  übliche  Betrieb  der  Prüfung  konstatiere  zwar  das  Vorhandensein  gewisser 
Kenntnisse  und  mechanischer  Fertigkeiten,  aber  könne  nicht  die  Intelligenz 
und  Bildungsfähigkeit  erweisen.  Um  das  letztere  feststellen  zu  können,  sollte 
eine  Nacherzählung  in  der  Unterrichtssprache  gefordert  werden.  Aber 
das  letztere  lehnte  man  ab  und  beharrte  bei  dem  gegenwärtigen  Modus  der  „Auf- 
iiahmsprüfung".  Natürlich  kann  eine  Aufiuvhmeprüfung  hier  und  da  nicht  die  er- 
wünschte Sicherheit  über  die  geistige  Fähigkeit  liefern,  schon  die  Hast  und  Aufregung 
des  Prüflings,  wie  auch  die  Hast  der  Prüfenden  bei  der  beschränkten  Zeit  liefert 
keine  Gewähr  dafür,  wie  auch  in  Österreich  hervorgehoben  wurde.  Aber  diese 
Momente  spielen  bei  anderen  Prüfungen  auch  ihre  Rolle,  und  deswegen  wird  man 
einer  gewissen  Nachsicht  im  Sinne  der  preußischen  Kompensationen  gerade  bei 
diesen  jungen  Schülern  mitunter  Spielraum  geben  müssen. 

Unter  einer  Aufnalimeprüfung  haben  wir  bis  jetzt  immer  die  Prüfung  verstanden, 
welche  für  die  unterste  Klasse  der  höheren  Schulen  die  Reife  erhärten  soll.  In- 
dessen fast  alle  oben  genannten  Diskussionen,  Thesen,  Verfügungen  verstehen 
darunter  auch  die  Prüfung  zur  Aufnahme  in  höhere  Klassen  als  Sexta.  Daher  gelten 
alle  unsere  Ausfühnnigen  auch  für  solche  Prüfungen,  vor  allen  Dingen  auch  die 
Darlegungen  über  Rechte  der  Anstaltsleiter  wie  der  Lehrerkollegien;    in  Preußen 

1)  Später  ist  durch  Ministorial-Erlaß  vom  2.  Januar  1880  ein  zweiter  Termin  zu  Beginn 
des  neuen  Schuljahres  (Mitte  September)  hinzugefügt  worden. 
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und  meist  in  Norddeutschland  steht  dem  Direktor  die  Entscheidung  darüber  zu, 
im  Königreich  Sachsen,  Bayern,  Österreich  dem  Lehrerkollegium.  Natürlicli  gilt 
das  für  rrcuüon  uioht  bloß  bei  don  in  Soxta  Aufzunolimoiidcn,  sondoT-n  auch  bei 
solclien,  die  sich  für  liöliere  KUissen  melden,  auch  hier  entscheidet  der  Direktor, 
auch  hier  hat  er  die  Befugnis,  allein  zu  prüfen  oder  im  Verein  mit  anderen.  Hiermit 
stimmt  Nr.  10  der  preußischen  Verfügung  vom  30.  Juni  1876  (Beier  S.  128) 
eigentlich  nicht  so  recht:  „Wenn  bei  einem  auf  Grund  der  Bestimmungen  von  Nr,  6 
(also  nicht  in  Sexta)  in  eine  Klasse  aufgenommenen  Schüler  sich  innerhalb  der  ersten 
vier  Wochen  zeigt,  daß  er  nicht  die  Reife  besitzt,  um  dem  Unterrichte  in  der  be- 
treffenden Klasse  zu  folgen,  und  wenn  diese  Unreife  durch  einen  Konferenz- 
beschluß anerkannt  ist,  so  hat  der  Direktor  den  Eltern  oder  ihren  Stellvertretern 
davon  Kenntnis  zu  geben  und  ihnen  anlieimzustellen,  in  die  Aufnahme  in  die  nächst- 
niedrigere Klasse  einzuwilligen,  widrigenfalls  die  Schule  jede  Verantwortlichkeit 
für  das  ^^•eitere  Fortschreiten  des  Scliülers  ablehnen  müsse."  Der  Konferenzbescliluß 
soll  dann  dem  Königl.  Provinzialscluilkollegium  mitgeteilt  werden.  —  Hier  ist 
mit  einem  Male  das  Kollegialitätsprinzip  geltend  gemacht,  der  Direktor  an  einen 
Konferenzbescliluß  gebunden.  Das  ist  aber  ganz  analog  jener  anderen  preußischen 
Bestimmung,  nach  welcher  die  Verweisung  von  der  Anstalt  auch  nur  das 
Lehrerkollegium  beschließen  darf  (s.  S.  66);  es  ist  klar:  hier  wie  dort  dient 
ein  solcher  Beschluß  dazu,  von  der  Person  des  Direktors  das  Odium  eines  ver- 
urteilenden Beschlusses  zu  nehmen,  er  muß  ihm  den  Rücken  decken.  —  Übrigens 
ist  diese  ganze  Anordnung  recht  rücksichtsvoll,  gibt  sie  doch  dem  preußischen 
Lehrerkollegium  nur  das  Recht,  „den  Eltern  anheimzustellen,  in  die  Versetzung 
in  die  nächstniedrigere  Klasse  emzuwilhgen". 

Stellt  man  nun  die  Frage:  welche  Möghchkeiten  sind  da,  etwaige  schon  in  Sexta 
aufgenommene  ungeeignete  Elemente  wieder  zu  entfernen,  so  lautet  die  Antwort: 
wiederholte  Nichtversetzung  nach  Quinta,  bis  der  Schüler  nach  den  in  fast  allen 
Staaten  bestehenden  Vorschriften  die  Anstalt  verlassen  muß ;  wie  freilich  in  einigen 
Staaten  ein  recht  langes  Verweilen  solcher  untauglichen  Elemente  möglich  ist, 
wird  sich  auch  hier  ergeben.  Jedenfalls  scheiden  sich  schon  auf  dieser,  für  die  Er- 
füllung der  lehramtUchen  Aufgabe  so  \vichtigen  Vorstufe  die  Staaten:  Österreich, 
Bayern,  das  Königreich  Sachsen,  Braunschweig,  Baden  u.  a.  nehmen 
ihren  Nachwuchs  für  die  höheren  Schulen  durchaus  aus  den  breiten  Schichten^) 
der  Volksschule;  Preußen,  Anhalt  und  die  meisten  norddeutschen  Staaten  zum 
größeren  Teil  aus  den  Bevölkerungsschichten,  welche  das  hohe  Schulgeld  für  die 
Vorschule  entrichten  können.  Ferner  haben  in  Österreich,  Bayern,  im  König- 
reich Sachsen,  Baden  u.  a.  die  Lehrerkollegien  über  diese  Aufnahme^)  ein  be- 


1)  Man  vergleiche  auch  das  viel  niedrigere  Schulgeld  in  Bayern,  Österreich  und  ander- 
wärte;  8.  unter  „Schulgeld". 

2)  In  den  Staaten  mit  allgemeiner  Volksschule,  z.  B.  in  ö.sterreich  und  Sachsen,  ist 
kurz  vor  dem  Anfang  bzw.  Schluß  des  Unterrichts  ein  bestimmter  Tag  für  die  Aufnaluneprüfung 
freigehalten.  Soweit  ich  weiß,  ist  in  Preußen  nur  für  die  Provinz  Hessen-Nassau  eine 
ähnliche  Einrichtung  durch  Verfügung  desProvinzial-Schulkollegiums  in  Cassel  vom  31.  März  1892 
getroffen  worden,  wonach  die  Montage  nach  den  Oster-  und  Herbstferien  vom  Schulunterricht 
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(Icutcndos  Wort  initzurcdcii,  in  PifiiUcn  hImt  cntKchcidct  nach  den  Dionstinntnik- 
tioiu'n')  über  die  aufzuiiclinu'ndon  iScliüliT  der  AnstiiltHlciter,  dort  wird  ktjlh'gia- 
lisch,  liit'r  wird  bureaukrat  isch  regiert.  Dort  trägt  ein  L<-lirerkollegiufii,  b/w. 
der  in  der  untersten  Klasse  unterrichtentle  Teil  denHelben  dunhaus  mit  die  V'er- 
antwortung  für  den  ICraatz  an  Sehiilerniaterial,  in  I'nmüen  trägt  wie  der  Direktor 
allein;  dort  wird  man,  falls  der  XacliwucliH  ungeeignet  ist,  trotz  der  Aufnahnu;- 
prüfung,  das  schwierigere  Unterrichten  leichter  und  freudiger  ertragen  als  liier, 
wo  der  Anstaltsleiter  aus  Gutmütigkeit,  aus  allerhand  Rücksichten,  z.  B.  auf 
iM()gliehst  starke  Füllung  der  untei-sten  Klasse,  dem  Ordinarius  und  den  Klassen- 
lehrern der  Sexta  eine  Zahl  unbrauchbarer  Schüler  aus  der  Vorschule  vor  die  Nase 
zu  setzen  befugt  ist.  Natürlich,  das  soll  —  der  (ierechtigkeit  wegen  —  nicht  ver- 
schwiegen werden:  auch  ein  über  die  Aufnahme  urteilendes  Lehrerkollegium  kann 
sich  durch  alle  möglichen,  nicht  in  der  Sache  begründeten  Motive  bei  der  Aufnahme 
oder  Nichtaufnahme  von  Schülern  leiten  lassen.  —  Immerhin  nmß  hier  unsere 
l'onlerutii:  sein:  „Mehr  Verantwortung  und  mehr  Verantwortungsfreudigkeit  für 
die  Oberlehrer!**  l'iid  zum  Zwecke  einer  wirklich  gedeihlichen  llcform  fl<r 
höheren  Schulen  mu(i  sie  lauten:  weiteres  Eingehen  der  Vorschulen  in 
Xorddeutschland  (in  Preußen  allein  ca.  264)  mit  ihren  hohen  Schulgeld- 
sätzen. Die  Vorschule,  das  hohe  Schulgeld  in  ihr,  das  einfache  Hinübernehmen  der 
Vorechüler  in  die  Sexta  der  höheren  Schule  seitens  des  Direktors,  legen  die  erste 
(Jrundlage  dazu,  daß  unsere  höheren  Schulen  immer  mehr  geworden  sind  und  immer 
mehr  werden,  wie  Paulsen  gesagt  hat,  „Standesschulen".  Die  folgenden  Kapitel 
werden  u.  a.  zu  zeigen  versuchen,  wie  seh  wer  es  ist,  die  den  höheren  Schulen  einmal 
einverleibten  Schüler  (mögen  sie  aus  den  Wirschulen  oder  Volksschulen  kommen), 
die  oft  ihrer  Befähigung  nach  nicht  auf  die  höheren  Schulen  gehören,  aus  den  letzteren 
zu  entfernen,  so  daß,  wenn  die  Rekrutierung  im  überw  iegenden  Maße  aus  Vorschulen 
geschehen  ist,  leider  der  Charakter  der  Standesschule  erhalteji  bleibt. 

Entfernung  unbefähigter  und  ungeeigneter  Schüler. 
Selbst  bei  der  strengsten  Aufnahmeprüfung,  bei  den  strengsten  Vei-setzungen 
werden  immer  auf  jeder  höheren  Schule,  fivst  in  jeder  Klasse  Schüler  sein  und  eine 
längere  Zeit  darin  verweilen  können,  welche  ihrer  nuingelnden  Befähigung  wegen, 
die  oft  verbunden  .sein  wird  mit  unzureichendem  Fleiß,  auf  eine  höhere,  für  Hoch- 
.schulstudien  vorbereitende  Schule  nicht  hingehören.  Welche  Mittel  stehen  den 
Oberlehrern,  wenn  sie  zur  Erkenntnis  gekommen  sind,  daß  solche  Schüler  auf  irgend- 
einer Stufe  vorhanden  sind,  kraft  ihres  Amtes  zu  Gebote,  um  dergleichen  Elemente 

frei  und  für  solche  l'rüfungcn  bt>stimmt  sind;  in  Hc<sson-Na.ssnu  sind  nur  17  Vorschulen 
(einsehließlieh  der  Schulen  in  Corhach.  Arulscn  und  Wildungen);  aber  z.  B.  auch  in  Lüljcck, 
daa  Vorschulen  hat.  sind  solche  Tage  festgesetzt.  —  Hs  wäre  sehr  wünschenswert,  wenn  in 
den  anderen  preußischen  Tnivin/x^n  auch  je  zwei  Tage  zu  diesem  Zwecke  von  den  Rehörden 
fixiert  und  ihre  Tennine  veröffentlicht  wünlen,  damit  die  Kltcrn  von  Kindern  in  Her  Volks- 
schule sich  rechtztMtig  melden  könnton.  jetzt  kommen  sie  häufig  zu  spät, 

1)  Auch  die  preußi.sche  üirt^ktorenkonfercnz  in  Sachsen  1877  hatte  gemäß  den  la^tnik 
t Ionen  den  Leitfsatz  aufgestellt:  „Die  Prüfung  wird  von  dem  Direktor  oder  von  den  durch  ihn 
liostinunton  I>ehrem  abgehalten.     Die   Knt.-^cheidiuig  trifft  der  Direktor." 

H.  Morsch,  das  höhere  Lehramt.    2.Aun.  9 
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ZU  entfornon?  In  oiiUM-  llinsiolil  slimnuMi  hier  alle  Staaten  üboroin :  eine  Nicht- 
versetzung  na^^h  zweijährigem  erfolglosen  Besuch  einer  Klasse  kann  oder  soll 
den  Schüler  ZN\ingen,  die  Anstalt  zu  verlassen;  ebenso  bestimmen  fast  alle  Schul- 
behörden, daß  die  Eltern  ein  Vierteljahr  vorher  von  solchem  möglichen,  unfrei- 
w  illigen  Verlassen  benachrichtigt  werden,  hier  und  da  findet  man  aber  solche  Be- 
st immung  nicht,  man  setzt  dann  eben  voraus,  daß  die  Eltern  die  Schulordnung, 
die  sie  unterschrieben  haben,  oder  aber  die  für  das  ganze  Land  gültigen  Schulgesetze 
kennen;  in  Österreich  z.  B.  und  in  Bayern  ist  von  einer  VerpfHchtung  solcher 
rechtzeitigen  Nachricht  nichts  zu  lesen.  Sehen  wir  von  der  obersten  Klasse  ab, 
weil  hier  Bestimmungen  über  die  Reifeprüfungen  mit  hineinspielen,  so  erhebt  sich 
die  Frage:  gilt  diese  selbstverständliche  Entfernung  nach  zweijährigem  Mißerfolge 
für  Schüler  aller  Klassen  ?  Früher  waren  in  Preußen  nur  die  Schüler  der  drei  untersten 
Klassen  davon  betroffen,  nach  der  neuesten  Versetzungsordnung  §  8  gilt  jedoch 
diese  selbst verständliclie  Pflicht  für  Schüler  aller  Klassen.  Sonst  scheint  diese 
Beschränkung  auf  Schüler  ge\\  isser  Klassen  —  nämlich  der  unteren  bis  einschließhch 
Tertia  —  nur  noch  im  Fürstentum  Lippe  für  die  Gymnasien  in  Detmold  und 
Lemgo  in  Kraft  zu  sein,  vgl.  „Diszii^linarordnung  für  die  Gymnasien  in  Detmold 
und  Lemgo"  vom  26.  August  1879  §  21:  Solche  Schüler  der  vier  unteren  Klassen 
bis  Untertertia  einschheßhch,  welche  nach  dem  reiflichen  .  .  .  Urteil  .  .  .  zur 
Versetzung  nicht  für  reif  erklärt  werden  können,  sollen  aus  der  Anstalt  entfernt 
werden,  nachdem  den  Eltern  . .  .  ein  Vierteljahr  zuvor  Nachricht  gegeben  ist";  für 
die  drei  unteren  Klassen  gilt  dies  auch  in  Schaumburg-Lippe,  vgl.  Schulordnung 
von  1905,  §  18  für  das  fürstliche  Gymnasium  nebst  Realgymnasium  in  Bückeburg. 

Auch  in  Mecklenburg  -  Schwerin  lesen  wir  in  der  „Anweisung,  betreffend 
Aufnahme,  Obhegenheiten  und  Verhalten  der  Schüler  für  die  Großherzoglichen 
höheren  Lehranstalten"  sub  VIII:  „Wenn  ein  Schüler  eine  der  unteren  Klassen 
(Obertertia  einsclüießhch)  zwei  Jahre  lang  besucht  .  .  .,  so  kann  er  durch  Beschluß 
des  Direktors  und  der  beteiligten  Lehrer  von  der  Schule  entfernt  w^erden."  Dies 
gilt  nur  auf  den  sechs  oder  sieben  großherzoghchen  Anstalten,  auf  den  städtischen 
geht  die  Sache  läßhcher  her;  die  Gesetze  für  die  Schüler  des  Gymnasiums  und  des 
Realgymnasiums  zu  Rostock  (von  1904,  die  Anstalten  sind  städtisch)  geben  nach 
§  8,  6  (Abgang)  „dem  Direktor  die  Ermächtigung,  das  längere  Verbleiben  eines 
Schülers  in  der  Anstalt  nach  Ermessen  zu  verweigern,  wenn  der  Schüler  nach  zwei- 
jährigem Besuch  der  Klasse  .  .  .  usw."  Eine  Klassengrenze  ist  hier  nicht  vor- 
geschrieben; und  auch  in  anderen  Staaten,  deren  Schulgesetze  wir  hier  betrachten, 
scheint  eine  solche  nicht  gezogen  worden  zu  sein. 

Eine  fernere  Frage  ist:  gehört  zu  einem  diesbezüglichen  Beschluß  Einstimmig- 
keit oder  nicht?  Solche  Einstimmigkeit  des  Beschlusses  wird  in  Bremen  gefordert, 
Schulordnung  von  1906  §  5:  „Schüler,  die  nach  dem  einstimmigen  Urteile 
der  Lehrer  ihrer  Klasse  und  des  Direktors  nicht  die  Reife  für  die  Eigenart 
der  von  ihnen  besuchten  Anstalt  haben  oder  die  es  an  dem  ernsten  und  gründlichen 
Fleiße  haben  fehlen  lassen,  können,  wenn  sie  zwei  Jahre  in  derselben  Klasse  ge- 
sessen haben,  ohne  zu  .  .  .,  aus  der  Anstalt  entlassen  werden."  Und  inhaltlich  das- 
selbe lesen  wir  in  der  Schulordnung  für  das  Fürstliche  Gymnasium  und  die  Fürst- 
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\\v\\o  Healschule  in  Sondcrsliauscii  vom  11.  Februar  1!K)»),  nur  dali  liier  das 
W'örtclieii  „sollen"  steht :  „Schüler,  die  naeh  dem  einstiinini^en  IVteil  der  L<'hrer  .  .  ,, 
sollen  aus  der  Anstalt  entlassen  werden."  —  Auch  in  Klsali  -  Lothri ngi-n  soll 
solcher  Heschluli  einstiinmiji  zustande  kommen,  v^l.  All^'emeine  Schulordtnin^ 
§  5:  „Schüler,  welche  nach  dein  einstimmigen  Urteil  der  Ix^hrer  sich  zu  den  Schul- 
studion  nicht  eignen  unil  wegen  Mangels  an  Fähigkeit  und  Fleiß,  nachdem  sie  zwei 
.Jahre  in  d(  iscllicn  Klasse  gesessen  haben,  zur  Versetzung  in  die  nächsthöhero 
Klasse  nicht  für  reif  erklärt  werden  können,  sollen  aus  der  Schule  entlassen  werden." 
Mhenso  wird  in  der  preuUischen  Versetzungsordnung  §  8  gesagt:  „wenn  nach 
dem  einmütigen  (nicht  „einstimmigen",  denn  diese  Ordmuig  re<let  nur  von  einer 
Beratung,  nirgends  von  einer  Abstimmung)  Urteil  ihrer  Lehrer  und  des  Direktors 
ein  längeres  Verweilen  nutzlos  wiirc." 

Eine  dritte  Frage  endlich:  ist  die  Pflicht,  die  Anstalt  zu  verlassen,  eine  kate- 
gorische, unbedingte?  d.  h.  stehen  in  den  betreffenden  Paragraphen  die  Hilfszeit- 
verba :  müssen,  sollen  oder  können  ?  Leider  steht  häufig  genug  hier  das  Wörtchen 
„können",  so  in  Bremen  §  ö,  in  Hamburg,  in  Reuß-Schleiz  §  43,  in  Oldenburg 
§  20,  in  Mecklenburg  -  Schw  erin  VIII;  auch  in  Baden  §  19:  „Können  sie  auch 
am  P]nde  des  zweiten  Schuljahres  nicht  versetzt  werden,  so  kann  die  Lehrerkonfe- 
renz ihre  Entfernung  von  der  Anstalt  beschließen.  Doch  können  sie  in  diesem  Fall 
an  einer  anderen  Anstalt  noch  einmal  in  dieselbe  Klasse  eintreten."  Hier  ist  also 
unbefähigten  Schülern  ein  längeres  als  zweijähriges  Verbleiben  in  derselben  Klasse 
wohl  gestattet,  natürlich  ist  das  auch  bei  uns  in  Preußen  der  Fall,  das  ergibt  sich 
aus  dem  Bedingungssatz:  „wenn  nach  dem  einmütigen  Urteil  ihrer  Lehrer  und  des 
Direktors  .  .  .  ein  längeres  Verweilen  auf  ihr  nutzlos  wäre."  In  anderen  Staaten 
ist  die  Entfernung  eine  obligatorische  dadurch,  daß  die  Wörtchen  „sollen"  oder 
„müssen"  eingefügt  sind,  so  inSondershausen,  in  Elsaß-Lothringen,  inLippe- 
Detmold,  in  Anhalt,  wo  von  einem  „Muß"  die  Rede  ist  (Schulordnung  §  24, 
\'ersetzungsordnung  S.  234  bei  Krüger). 

Am  besten  ist  es  natürlich,  wenn  dieses  Ausscheiden  unfähiger  Schüler  gleich- 
sam automatisch  vor  sich  geht,  d.  h.  wenn  es  an  keine  Bedingung  geknüpft  ist 
und  durch  allgemeine,  für  den  ganzen  Staat  gültige,  vom  Staatsoberhaupte  sank- 
tionierte Verordnungen  oder  Gesetze  (nicht  durch  Schulordnungen,  die  nur  für 
einzelne  Anstalten  wirksam  sind)  als  etwas  ganz  Selbstverständliches  vor  sich  geht, 
ohne  daß  dazu  ein  besonderer  Beschluß  gehört,  wenigstens  muß  dieser  auch  als 
etwas  Selbstverständliches  vorausgesetzt  sein.  Das  letztere  ist  in  Württemberg 
der  Fall,  Dienstanweisung  §  18:  „ist  er  aber  im  folgenden  Jahr  nicht  so  weit  fort- 
geschritten, daß  er  versetzt  werden  kaim,  so  hat  er  die  Anstalt  zu  verlassen,  wenn 
nicht  besondere  Entschuldigungsgründe  (z.  B.  länger  daucnide  Kranklieit)  vor- 
Uegen." 

Ebenso  in  Bayern,  in  der  vom  König  sanktionierten  Schulordnung  §  29,  6: 
„Wer  nach  zweijährigem  Besuche  einer  Klasse  nicht  die  Befähigung  zum  Über- 
tritte in  die  nächsthöhere  erlangt  hat,  ist  von  dem  Studium  an  einer  humanistischen 
Lehranstalt  abzuweisen;  ebenso  auch  derjenige,  der  bereits  früher  eine  Klasse 
repetiert  hat  und  nun  bei  nochmaliger  Wiederholung  einer  höheren  Klasse  das  für 
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dit^olbo  fostL'osotzto  Alter  übci'sc breiten  würde."  Ebenso  Schulordnung  für  die 
Roaliiynuiasien  in  Bayern  §  29.  Ebenso  im  Königreich  Sachsen  §§  56,  57,  58 
der  Lehr-  und  Prüfungsordnungen  für  die  Gymnasien,  Realgynmasien,  Realschulen 
(in  ziemlich  übereinstimmender  Fassung):  „Schüler,  die  nach  zweijährigem  Besuch 
einer  Klasse  die  Reife  für  die  nächsthöhere  nicht  erlangt  haben,  sind  von  der  An- 
stalt zu  entfernen,  dafern  sie  nicht  durch  unverschuldete  Umstände  längere  Zeit 
im  Fortschreiten  gehindert  worden  sind."  In  dem  Paragraphen  für  die  Realschulen 
wird  auf  das  säclisische  Gesetz  für  die  Gymnasien  §  14  verwiesen,  derselbe  lautet: 
„Nur  wenn  die  Bildungsaufgabe  der  Anstalt  bei  einem  Zögling  durchaus  nicht  zu 
erreichen,  oder  wenn  die  erzieherische  und  bessernde  Tätigkeit  derselben  an  ihm 
erschöpft  ist  oder  das  sittUche  Verhalten  desselben  die  Ehre  der  Anstalt  und  das 
Wohl  der  Mitscluiler  ernstlich  bedroht,  tritt  Entlassung  ein." 

Genau  so  ist  die  Sachlage  auch  in  Österreich.  Freilich  gehört  ein  Beschluß 
des  Lehrkörpers  dazu,  dieser  ist  aber  nur  formal,  er  hat  ohne  weiteres  zu  erfolgen, 
wenn  der  Schüler  zwei  Jahre  ohne  Erfolg  in  derselben  Klasse  zugebracht  hat,  oder 
wie  es  dort  heißt  (Maj-rhofer-Pace,  IV,  954) :  „Die  erstere,  die  lokale  Ausschließung, 
beschränkt  sich  auf  die  eigene  Anstalt  und  ist  entweder  die  Folge  eines  schlechten 
Fortganges  (sie  hat  jederzeit  einzutreten,  wenn  ein  Schüler  durch  zwei  Semester 
naclieinander  ein  Semestralzeugnis  der  dritten  Fortgangsklasse  erhält)  oder  die 
Folge  eines  durch  Rügen  und  Strafen  nicht  zu  behebenden  Unfleißes  ..."  Dies 
beruht  auf  §  71,  7  des  Organisationsentwurfes,  aus  dem  der  Wortlaut  stammt;  und 
in  den  „Weisungen"  liest  man  in  weiterer  Ausführung  jetzt  folgende  Bestimmung 
(S.  17):  „Ein  Schüler,  der  auch  nach  (unfreiwilliger)  Wiederholung  der  Klasse  d.  i. 
am  Schlüsse  des  zweiten  Semesters  ein  Zeugnis  der  dritten  Fortgangsklasse  erhält, 
ist  dadurch  unmittelbar  von  diesem  Gymnasium  entfernt."^)  Nach  §  71  des  O.  E. 
soll  auch  derjenige  Schüler,  welcher  in  beiden  Semestern  desselben  Schuljahres  ein 
Zeugnis  der  dritten  Fortgangsklasse  erhält,  von  dem  Gymnasium  ausgeschlossen 
sein  (lokale  Ausschließung).  Doch  ist  die  Landesschulbehörde  ermächtigt, 
in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  auf  Antrag  des  Lehrkörpers  die 
Wiederholung  der  Klasse  an  derselben  Anstalt  zu  gestatten.  Gesuche  um  diese 
BewiUigung  sind  stets  bei  der  Direktion,  und  zwar  innerhalb  der  ersten  vierzehn 
Tage  nach  Schluß  des  Sommersemesters  einzubringen  und  von  der  Direktion  unter 
Anschluß  des  Votums  des  Lehrkörpers  .  .  .  sowie  ihres  eigenen  Gutachtens  mit 
möglichster  Beschleunigung  der  Landesschulbehörde  zur  Entscheidung  vorzulegen. 
Es  ist  nur  zu  billigen,  daß  solche  „besonders  rücksichtswürdigen  Fälle" 
nicht  vom  Lehrerkollegium  unter  dem  Vorsitz  des  Direktors  oder  von  dem  Direktor 
selbst  statuiert  werden,  sondern  erst  von  der  vorgesetzten  Behörde.  Eine  Ein- 
schränkung der  Kompetenzen  der  Oberlehrer  und  des  Direktors  gerade  in  dieser 
Sache  wird  in  den  meisten  Fällen  zu  einer  teils  ruhigen,  teils  sachgemäßen  Behandlung 


1)  Wie  es  jetzt  in  Österreich  nach  dem  Erlaß  über  „Prüfen  und  Klassifizieren"  von 
1909  mit  dieser  Bestimmung  steht,  läßt  sich  nicht  sagen.  Eine  3"  Fortgangsklasse  gibt  es 
nicht  mehr,  und  in  dem  neuesten  Erlaß  fehlt  auch  jede  Andeutung,  wie  man  im  obigen 
Falle  zu  verfahren  hat;  vgl.  „Mittelschule"  1909,  S.  310.  Ein  normativer  Erlaß,  der 
die   Unklarheit   beseitigte,   wäre  sehr  erwünscht 
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solcluM-  Fällt-  fülui'ii,  jrdcs  Kollc^'iiim  wird  sich  wi-lir  ülicrlc^'i'U,  ob  dicHt-r  oder  jener 
Fall  wirkliili  „riii-ksiehtawürdi;,'"  ist.  und  ieh  ^'lauhe,  daU,  so  sehr  man  ^egen  Miiide- 
vuu^  der  \'()lliuachten  der  ()l)erlelirer  einj^enoniinen  ist.  doch  jiertule  durch  dio 
Appellation  an  die  vorgesetzte  Heh()rde  diese  Fälle  eher  strenger  als  milder  an- 
gesehen  werden  und  das  ist    für  die  Schule  mir  gut. 

Danach  war  also  ursprünL'lich  im  ().  K.  beabsichtigt,  schon  nach  einem  Jahre 
Schüler,  die  /.wcimal  liintcicinandcr  die  sehlcehteate  allgemeine  Zcnsurnununer 
(wohl  der  Nr.  111  bei  uns  entsprecliend)  erhielten,  von  dem  (Jy'unaöium  zu  ent- 
fernen. Diese  äußerste  Strenge  tritt  naeh  den  „Weisungen"  jetzt  erst  bei  einem  Miß- 
erfolge mich  zwei  Jahren  ein,  wjihrend  im  ersteren  Falle  die  Lande.s.schulbehörde 
ein  weiteres  Verweilen  gestatten  kann. 

Falls  die  Entfernung  nach  einem  zweijährigen  vergeblichen  Verweilen  auf  der- 
selben Klassenstufe  eine  zwangsweise,  durch  allgemeine  Schulgesetze  gebotene 
ist,  so  erscheint  es  uns  doch  als  eine  Härte,  wenn  dabei  auf  unverschuldete  Er- 
eignisse gar  keine  Rücksicht  genommen  werden  kann.  In  Anhalt,  wo  ein  „Muß" 
der  Ausschließung  vorliegt,  heißt  es  deswegen  mit  Recht:  „wenn  nicht  ausnahms- 
weise besondere  Umstände,  etwa  vorausgegangene  längere  Erkrankung  .  .  .  eine 
Fortsetzung  gereciitfertigt  erscheinen  lassen";  ebenso  spricht  der  württem- 
bergische Paragraph  hier  von  „besondeien  Entschuldigungsgründen",  die  säch- 
sischen von  „unvcrechuldeten  Umständen"  (merkwürdigerweise  nicht  §  56  bez. 
der  Realschulen),  und  es  ist  höchst  wahrscheinlich,  daß  das  „kann"  in  vielen  Schul- 
ordnungen wegen  solcher  unverschuldeter  Möglichkeiten  eingefügt  ist.  In  den 
Bayerischen  Schulordnungen  ist  von  solchen  unverschuldeten  Ausnahme- 
fällen nicht  die  Rede,  wogegen  wohl  in  Osterreich  infolge  des  obigen  Passus:  „in 
besonders  rücksiehtsw  ürdigen  Fällen"  Milde  walten  kann. 

So  selbstveratändlich  es  eigentlich  ist,  daß  man  dergleichen  Ausnahmefälle  berück- 
sichtigt, so  dringend  ist esdoch erforderlich, daßnurdiese, keine  anderen  zurNach- 
sicht  Veranlassung  geben  dürfen;  deshalb  scheint  mir  in  der  bloßen  Möglichkeit, 
solche  unfähigen  Schüler  mich  zweijährigem  vergeblichen  Aufenthalt  zu  verweisen, 
eine  sehr  unzulängliche  Maßregel  gegen  das  Eindringen  unfähiger  Elemente  zu  liegen, 
auch  dann,  wenn  die  mildernden  Umstände  nicht  ausdrücklich  als  solche  „unver- 
schuldete Ereignisse,  Krankheit"  spezialisiert  sind.  Ist  das  nicht  der  Fall,  so  eröffnen 
willkürlicher  Entscheidung  sich  Tür  und  Tor:  auf  Stand.  Reichtum  und  damit  auf 
die  Möglichkeit  privater  Nachhilfe,  auf  wiederholtes  Bitten  der  Eltern,  vor  allen 
I  )ingcn  auf  Füllung  der  Khvssen  und  Schulen  w  ird  dann  zu  viel  Rücksicht  genommen 
w(>rden;  auch  die  geforderte  Einstin)migkeit  bei  solchen  Beschlüssen  geht  zu  weit; 
iiiich  dem  preußischen  §  8:  „wenn  mich  dem  einmütigen  Urteil  ihrer  Lehrer  und 
des  Direktors  ein  längeres  Verweilen  auf  ihr  nutzlos  sein  würde",  hat  es  jeder 
Direktor  in  der  Hand,  unfähigen  Schülern  nicht  nur  in  einer,  sondern  in  mehreren 
Klassen  (Uii  Aufenthalt  über  zwei  Jahre  zu  verlängern!  Wann  getraut  man  sich 
zu  sagen,  nach  welcher  Zeit  der  Aufenthalt  „nutzlos"  wäre?  Ist  es  denn  gänzlich 
ausgeschlossen,  daß  jemand  erst  nach  2' 2  Jahren  naeh  Obertertia  versetzt  wird, 
und  wieder  nach  2'2 — 3  Jahren  nach  Untersekunda  usw.?  Diese  schwächliche 
Nachsicht,   die   man   in   Preußen  und  hier  und  da  in  Norddeutschland 
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gegen  solche  geistesträgen  Naturen  hat,  sticht  recht  unvorteilhaft 
ab  gegen  die  Bestimmtheit,  man  möchte  sagen  naturwissenschaftliche 
Exaktheit,  mit  der  besonders  in  Bayern,  Sachsen,  österrei<;h,  Württem- 
berg solche  Fremdkörper  aus  dem  Organismus  der  höheren  Schulen  von  selbst 
kraft  bestehender  Gesetze  ausgeschieden  werden.  Und  in  der  Tat,  wie 
selten  wird  bei  uns  ein  Schüler  wegen  mangelnder  Befähigung  von  der  Anstalt 
entlassen!  Und  doch  sollte  die  höhere  Schule,  um  mit  Paulsen  zu  reden,  „die 
Fortschiebung  dürftig  begabter  und  triebloser  junger  Leute  von 
Klasse  zu  Klasse,  durch  die  Mittelklassen  bis  in  die  Oberklassen 
und  schließlich  durch  die  Reifeprüfung  als  mit  ihrer  Aufgabe  unver- 
träglich ablehnen"  (Monatsschrift  f.  höhere  Schulen  V,  S.  17).  Und  woran 
liegt  es.  daß  dies  nicht  geschieht?  Einfach  an  den  behördlichen  Verfügungen, 
deren  ^^'ichtigkeit  auch  solche  nun  anerkennen  müssen,  die  in  pharisäerhafter 
Selbstherrlichkeit  sie  als  „indifferent"  ansehen.  Manche  Eltern  sind  in  der 
Lage,  ihren  Söhnen  in  Preußen  und  Norddeutschland  schon  in  der  Vorschule  einen 
Sitzplatz  zu  sichern;  häufig  werden  dann  solche  Jungen  ohne  richtige  Aufnahme- 
prüfung in  die  Sexta  übergeführt,  sitzen  dann  weiter  und  werden  langsam  weiter 
geschoben.     Beati  possidentes  —  beati  sedentes ! 

Wechselcöten  oder  Parallelcöten? 

In  Preußen  hat  man  lange  geschwankt,  ehe  man  sich  für  eine  einjährige  Kursus- 
dauer und  für  jährliche  Versetzungen  entschieden  hat.  In  dem  Zirkularreskript 
vom  24.  Oktober  1837,  das  nach  den  Lehrplänen  von  1834  folgte  und  wohl  das  erste, 
den  Unterricht  in  der  gesamten  Monarchie  regelnde  ist,  wird  zwar  ausdrücklich 
gesagt,  daß  die  Versetzung  nur  alljährlich  stattfinden  solle,  ja  daß  das  Ministerium 
diese  nur  jährliche  Versetzung  für  alle  Gymnasien  anordne,  die  nur  aus  sechs 
einander  untergeordneten  Klassen  beständen.  Aber  ein  gewisser  Spielraum  wurde 
doch  gelassen:  in  den  größeren  Städten  hatte  sich  infolge  der  notwendigen  zwei- 
mahgen  Aufnahme,  der  zu  Ostern  und  Michaelis,  eine  halbjährliche  Versetzung 
eingebürgert,  und  sie  solle  weiter  fortbestehen,  wenn  „die  Lehrerkollegien  sich  für 
deren  Beibehaltung  erklärten  und  den  daraus  entspringenden  Nachteilen  mit  Erfolg 
begegnen  zu  können  glaubten". 

Wirkhch  hat  man,  wohl  besonders  in  den  östlichen  Provinzen  der  preußischen 
Monarchie,  von  der  Freiheit,  halbjährUch  aus  den  drei  unteren  Klassen  zu  ver- 
setzen, ziemlich  großen  Gebrauch  gemacht,  und  demgemäß  auch  die  Pensa  in  diesen 
lOassen  so  gestaltet,  daß  man  mit  ihrer  Durchnahme  in  einem  halben  Jahre  fertig 
wurde;  natürhch  für  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Schüler  war  es  Regel,  daß  sie 
nicht  mit  einem  halben  Jahre  versetzt  wurden,  sondern  erst  nach  einem  Jahre, 
nachdem  sie  dasselbe  Pensum  zweimal  gelernt  hatten.  Dagegen  war  in  den  west- 
lichen Provinzen  die  strenge  Einhaltung  der  Jahreskurse  mit  der  daraus  sich 
ergebenden  Beschränkung  auf  jährliche  Aufnahmen  und  Versetzungen  die  Regel. 
Diesen  Tatbestand  setzt  wenigstens  die  1882/83  verfaßte  „Denkschrift,  betr.  die 
Frage  der  Überbürdung  der  Jugend  an  unseren  höheren  Schulen"  (Wiese-Kübler,  I, 
S.  277  ff.)  als  feststehend  voraus. 
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Diese  DonkHcInift  staiul  iiiul  steht  bekanntlich  im  ZuHiiininonhan^  mit  den 
rovidierten  Lolirplänen.  di«'  durch  Zirkidarverfü^'un^  vom  'M.  März  18H2  ein- 
j^'efühit  winden.  Und  diese  revidierten  Ix-hrpläne  verlan^'ten  denn  die  Einrich- 
tung der  .lahreskurse  und  der  Jahres  Versetzungen  al«  eine  notwendige 
Folgerung;  „das  an  ein/ehien  Anstalten  ntM-h  /.ugehisHene  ZuHaniniendrängen  der 
für  Jahresdauer  bestiminteii  Lehraufgabe  einer  Khusse  auf  ein  Semester"  wurde 
abgeschafft  oder  sollte  alliiiäiilicli  abgeschafft  werden.  Der  .Anfang  des  Schuljahres 
sollte  im  allgemeinen  /u  Ost  ern  stattfinden,  wo  auch  vorzugsweise!  die  Abiturienten- 
prüfungen sein  sollten.  Doch  auch  hier  wurde  den  nun  einmal  bestehenden  Kin- 
richtungen  wieder  etwas  Rechnung  getragen.  In  größeren  Städten  ging  es  nicht  an. 
die  Aufnahme  neuer  Seluiler  auf  Ostern  als  den  einzigen  Termin  zu  beschränken, 
und  da  tatsächlich  damals,  vor  1882,  sowohl  zu  Ostern  als  auch  zu  Michaelis  Auf- 
nahmen stattfanden,  und  so  die  Kurse  an  denselben  Anstalten  zu  Ostern  und  zu 
Michaelis  ihren  Anfang  nahmen,  so  wurde  gestattet,  daß  auch  zu  Michaelis  mit 
dem  Beginne  des  Jahrespensums  eingesetzt  werden  durfte;  so  wurden  in  diesem 
Sinne  die  „Weehselcötcn"  sanktioniert,  die  „den  Vorteil  boten,  daß  Schüler, 
welche  in  dem  jährigen  Kursus  des  einen  Cötus  für  die  Versetzung  nicht  hinlänglich 
vorbereitet  sind,  danach  in  den  anderen  übergehen  und  ev.  in  dem  nächsten  Halb- 
jahre die  Versetzung  erreichen  können".    (Wiese -Kubier,  I,  S.  151.) 

Viele  der  Amtsgenossen,  deren  Sextanerzeit  in  die  Mitte  der  sechziger  Jahre 
fällt,  wei-den  sich  aus  ihren  eigenen  Schuljahren  noch  der  halbjährigen  Versetzungen 
erinnern;  vielen,  die  ihre  Oberlehrerlaufbahn  im  Anfang  der  achtziger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  begannen,  wird  es  im  Gedächtnis  sein,  welche  lebhafte  Be- 
wegung und  welchen  Widerspruch  die  Abschaffung  der  halbjährigen  Kurse  und  halb- 
jährigen Vei-setzungen  damals  in  Fachkreisen  hervorrief.  Schon  vorher  hatte  man 
sich  energisch  für  Semesterkurse  ausgesprochen,  so  Schwarz  in  seinem  Buch: 
Der  Organismus  der  Gymnasien  S.  75,  Kubier  in  einem  Programm  des  Königl. 
W'ilhelms-Gyninasiums  1870,  Lattmann  in  einem  Programm  zu  Klausthal  1871, 
und  noch  1880  versuchte  Kubier  in  einem  zweiten  Programm  de.s  Wilhelms-Gym- 
nasiums darzutun,  wie  durch  eine  geschickte  Methode  das  lateinische  Pensum 
der  unteren  Kla.ssen  in  je  einem  halben  Jahre  bewältigt  werden  könne.  —  Dagegen 
hatte  schon  Schrader  in  seiner  „Ei-ziehungs-  und  Unterriihtslehre"  S.  265  die  halb- 
jährigen Kurse  und  Versetzungen  als  ein  großes  pädagogisches  Übel  bezeichnet, 
Mensel  hat  sich  1880  in  der  „Zeit.sehrift  für  Gymnasialwesen"  ebenfalls  gegen  halb- 
jährige Kurse  und  Versetzungen  geäußert,  andere  Schulmänner  ebenso.  1882  be- 
schäftigte sich  die  pommersche  Direktorenkonferenz*)  mit  der  P'rage:  „Sind  an  den 
höhert-n  Schulen  bei  ungeteilten  Klassen  von  jährigem  Kursus  jährliehe  oder  halb- 
jährliche Versetzungen  vorauziehen?"  und:  „Ist  bei  geteilten  Klassen  die  Ein- 
richtung iler  sogenannten  Wechseleöten  «)der  die  Teilung  der  Klassen  in  je  einen 
unteren  und  oberen  Cötus  vorzuziehen?"  —  Jedoch  durch  die  im  Ministerium  auf 
Antrieb  von  Bonitz,  der  wohl  von  Österreich  her  die  Vorliebe  für  Jahreakurse 
und  für  jährliche  Versetzungen  mitgebracht  hatte,  getroffene  Entscheidung  wurde 


1)  Hier  findet  mau  noch  weitere  literarische  Angaben. 
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allen  diesen  Zweifeln  ein  Ende  penmeht :  seit  den  revidierten  Lehrplänen  von  1882, 
wie  geeagt,  sind  die  jährigen  Kurse  und  jährigen  Versetzungen  in  Preußen  eine 
gesetzmäßige  Einriehtung.  Aber  im  Osten  Preußens,  in  größeren  Städten,  an  grö- 
ßeren Anstalten  findet  sich,  wie  gesagt,  seit  jener  Zeit  immer  noch  das  Institut  der 
Wechsele öten;  d.  h.  ein  großer  Teil  der  Klassen,  mindestens  bis  Untersekunda 
einschließlich,  ist  doppelt:  die  eine  Reihe,  M-Cöten,  versetzen  zu  Michaelis,  die 
anderen.  0-Cöten,  zu  Ostern;  dabei  können  Schüler,  welche  im  M-Cötus  nach 
einem  Jahre  nicht  versetzt  werden,  in  den  0-Cötus  übergehen,  um  schon  nach 
11^2  Jahren  die  Versetzung  zu  erreichen,  und  umgekehrt;  ebenso  können  schwächere 
Schüler  des  M-Cötus,  von  denen  man  meint,  sie  würden  übers  Jahr  zu  Michaelis 
doch  sitzen  bleiben,  schon  nach  Yj  Jal^re  in  den  Oster-Cötus  zurückversetzt  werden. 
—  Zweierlei  ist  hier  zu  bemerken: 

1.  Eine  Verfügung  vom  27.  November  1885  besagt  ausdrücklich,  daß  diese 
Institution  der  Wechselcöten  in  Preußen  nirgends  angeordnet  oder 
gar  dringend  empfohlen,  sondern  nur  als  eine  tatsächhche  Einrichtung 
anzunehmen  sei,  die  jedoch  nur  unter  der  Bedingung  geduldet  werde, 
daß  die  Teilung  der  Klassen  in  Wechselcöten  wenigstens  bis  Untersekunda 
aufwärts  reiche,  und  daß  die  strenge  Durchführung  der  Jahreskurse  dar- 
unter keine  Einbuße  erleide. 

2.  Die  Rückversetzung  nach  ^  Jahre  bei  Wechselcöten  ist  jetzt  erschwert 
worden;  denn  sie  ist  als  eine  außerordentliche  Maßregel  hingestellt,  und 
Einstimmigkeit  soll  zur  Fassung  eines  dahingehenden  Beschlusses  gehören. 

Am  Schluß  dieser,  für  Nicht  -  Preußen  absichthch  etwas  ausführhcher  ge- 
haltenen Darstellung  sei  noch  hinzugefügt,  daß  bei  uns  also  an  manchen  größeren 
Anstalten  besteht  1)  eine  natürhch  die  Regel  bildende  Versetzung  nach  einem 
Jahre;  2)  eine  schon  nach  14  Jahre  erlaubte  Rück  Versetzung  schwächerer  Schüler 
in  den  Anf angscötus ;  3)  eine  Nichtversetzung  nach  einem  Jahre  und  ein  Über- 
gang des  Nichtversetzten  in  den  anderen  Cötus,  so  daß  der  nichtversetzte  Schüler 
schon  nach  I14  Jahren  versetzt  werden  kann;  4)  eine  Nichtversetzung  nach  einem 
Jahre,  so  daß  der  Schüler  in  demselben  0-  oder  M-Cötus  bleibt  und  erst  nach  einem 
Jahre  in  die  nächsthöhere  Klasse  übergehen  darf,  eine  Möglichkeit,  von  der  man 
bis  heute  zu  selten  Gebrauch  machte. 

Die  Gründe  wider^)  diese  preußischen  Wechselcöten  sind  teils  allgemein- 
pädagogischer Art,  teils  zu  entnehmen  der  Eigentümhchkeit  der  Lehraufgaben 
in  den  einzelnen  Klassen. 

Erstens  wird  kaum  jemand  leugnen,  daß  die  Schüler  sich  selbst  mehr  für  die 
Versetzung  zusammenraffen,  wenn  sie  wissen,  daß  sie  ein  ganzes  Jahr  zurück- 
bleiben werden,  als  wenn  ihnen  nur  ein  halbes  Jahr  Verlust  droht;  ja,  wenn  es  zum 
Sommer  geht,  dann  betrachten  viele  solches  Sommersemester,  das  sie  in  derselben 
Klasse,  wenn  auch  in  einem  anderen  Cötus,  zuzubringen  genötigt  sind,  als  eine  ganz 
angenehme  Erholung,  von  manchen  Eltern  werden  sie  in  dieser  Ansicht  unterstützt; 


1)  Vgl.  Meusel  a.  o.  O.,  der  sich  gegen  halbjährige  Versetzungen,  aber  für  Wechselcöten 
entscheidet. 
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die  vielen  Ferien  im  Sommer,  durcli  welclie  da«  Lernen  häufig  unterbrochen  wird, 
lassen  es  mitunter  als  gar  kein  grolie«  Übel  erHi-lu-inen,  einmal  sitzen  zu  bleiben. 

Aber  viel  wiclitif^er:  wer  will  entscheiden,  wo  der  nicht  versetzte  Schüler  seine 
Lücken  hat,  die  ihm  das  Aufrücken  nicht  verstattet  haben?  In  den  Lehraufgaben 
des  ersten  oder  des  zweiten  Semesters?  —  Ist  der  Junge  nach  dem  Mißerfolg  als 
Restant  des  Ostercötus  in  den  Michaeliscötus  übergegangen  in  der  Hoffnung,  nach 
einem  halben  Jahre,  eben  zu  Michaelis,  in  die  höhere  Klasse  zu  kommen,  so  muß 
man  eigentlich  dessen  ganz  sicher  sein,  daß  die  Mängel  seines  Wissens  eben  aus 
Vernachlässigung  im  zweiten  Semester  herrühren,  denn  nur  die  Lehraufgaben  des 
zweiten  Semesters  werden  ihm  nocli  einmal  vorgeführt.  Mag  man  nun  auch  sagen: 
Wiederiiolungen  greifen  in  dem  Michaeliscötus  auch  auf  Stücke  des  ersten  Semest^'rs 
zurück,  der  Schüler  wird  selbständig  die  schlechten  (Jrundlagcn  seines  Wissens  aus 
dem  Pensum  des  ersten  Semesters  aufzubessern  suchen,  immerhin  bleibt  es  für  ihn 
ein  Risiko,  da  er  selbst  oft  nicht  weiß  (je  jünger  er  ißt,  desto  weniger),  wo  ea  ihm 
denn  fehlt.  Aber  auch  die  Lage  des  in  den  anderen  Cötus  geschobenen  Schülers  unter 
den  neuen,  ihm  zum  Teil  ganz  unbekannten  Kameraden  ist  nicht  gerade  günstig. 
Wäre  er  auf  ein  ganzes  Jahr  zurückgekommen,  hätte  er  zwar  auch  eine  ganz  neue 
Umgebung  erhalten;  aber  seine  Kenntnisse  überragen  dann  doch  diejenigen  der 
Neuversetzten,  im  Anfang  wenigstens,  so  sehr,  daß  ihn  eine  gewisse  Freudigkeit 
des  Mitkommens,  der  Überlegenheit  über  die  Neulinge  ergreifen  muß.  Das  wird  in 
demjenigen  Cötus,  aus  welchem  er  nach  nur  einem  halben  Jahr  in  die  höhere  Klasse 
versetzt  werden  soll,  nicht  der  Fall  sein,  gar  bald  wird  er  hier  die  Hohlheit  und 
Flüchtigkeit  seines  Wissens  wieder  fühlen. 

Ebensowenig  angenehm  w ird  die  Lage  des  Ordinarius  und  der  Fachlehrer  sein, 
welche  diese  Überbleibsel  aus  der  anderen  Abteilung  empfangen,  mit  der  Aufgabe 
und  der  Pflicht,  sie  innerhalb  eines  halben  Jahres  für  die  höhere  Klasse  „reif  zu 
machen".  So  sehr  fordert  mit  Recht  eine  zeitgemäße  Pädagogik,  daß  die  L^nterrich- 
tenden  mit  ihren  Schülern  zusammen waclisen,  daß  die  letzteren  meist  ganz  von 
selbst  den  Anforderungen  genügen  sollen.  Ist  das  beiden  Teilen  gelungen  und  glauben 
die  I^hrcr  und  Schüler  der  Khisse  nun  einheitlich  zusammenzugehören,  so  w  ird  diese 
Einheit  durch  jene,  von  der  anderen  Abteilung  abgestoßenen  Elemente  empfindhch 
gestört,  äußerlich  schon  dadurch,  daß  um  acht  bis  zehn,  vielleicht  auch  mehr,  die 
Schülerzahl  sich  vermehrt.  Das  allein  gibt  schon  ein  anderes  Bild:  eine  Klasse  von 
30  w  ird  ja  viel  leichter  und  besser  gefördert  als  eine  solche  von  40 !  Nun  w  ill  und  soll 
dieser  alte  Stamm  die  besondere  Fürsorge  des  Lehrers  haben,  oft  verdient  er  diese, 
oft  auch  nicht,  vielleicht  auch  nicht  durch  sein  Wesen  und  Betragen.  Zieht  man 
diese  älteren  Pflanzen  mit  Vorliebe  heran,  so  vernachlässigt  man  seine  eigenen, 
und  umgekehrt ;  kurz,  es  wird  eine  Zeit  verstreichen,  ehe  man  die  vielleicht  mühsam 
erworbene,   jtnlenfalls  zuerst    verloren   gegangene   Einheit    wiederlicrstellt. 

Zu  der  Schwierigkeit  des  Wie?  gesellt  sich  das  Hindernis  des  Was?')  Vis  gibt 
in  allen  Staaten  amthche  Lehrj^läne,  deren  Grenzen  ja  auch  iimegehalten  werden. 

1)  Meiisel  a.  o.  O.  ist  auch  ein  Freund  dieser  Rückversetzungen,  weil  sie  die  Schüler  mit 
zu  großen  Lücken  im  ersten  Semester  von  vornherein  entfernen,  daher  kämen  nur  solche  mit 
Lücken  im  zweiten  Semester  als  Nicbtversetztc  nach  einem  Jahre  in  den  andern  Cötus.    Dies 
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Gott  sei  Dank,  geht  aber  nirgends  die  Unifornütät  so  weit,  daß  nicht  jeder  Lehrer 
innerhalb  dieser  Scliranken  sich  mehr  oder  weniger  frei  bewegen  könnte.  Und  so  ist 
natürlich,  auch  rein  quantitativ  betrachtet,  das  Wissensmaß  eines  Schülers  aus 
dem  0-Cötus  nie  ganz  gleich  dem  eines  Schülei-s  des  M-Cötus.  Und  wie  oft  hört  man 
nun  von  solchen  Sitzengebliebenen  die  Rufe:  „das  Kapitel  haben  wir  ausgelassen", 
„diese  Anmerkung  haben  wir  nicht  gehabt,  dafür  aber  die  nächste  gelernt";  „diese 
Formel  haben  wir  anders  abgeleitet",  „diese  Geschichtszahlen  haben  wir  ausgelassen" 
usw.  usw.  Je  lockerer  die  Zucht  ist,  um  so  häufiger  und  dringender  bekommt  man  so 
etwas  zu  hören.  Mag  manches  von  den  Schülern  übertrieben  sein,  wie  es  sich  bei 
Nachfrage  etwa  herausstellt,  es  läßt  sich  an  der  Hand  der  Lehrpläne,  besonders  der- 
jenigen der  Reahen,  aber  auch  der  Rehgion,  der  Gesclüchte,  der  Lektüre  als  richtig 
nachweisen. 

Dieser  Auseinanderfall  des  Wissens  einer  Klasse  wird,  je  höher  die  Klasse  ist, 
desto  empfindlicher  für  Lehrende  und  Lernende  sein ;  es  wird  an  kleineren  Anstalten, 
wo  der  Leiter  einen  besseren  und  leichteren  Überblick  hat,  wo  eher  Einmütigkeit 
durch  private  Besprechungen  der  Oberlehrer  untereinander  sich  von  selbst  herstellt, 
weniger  hemmend  sein  als  an  den  Elefanten-  und  Mammutanstalten:  hier  fehlt 
oft  genug  die  Möglichkeit  der  Einsicht  in  die  Wege  und  Abwege,  die  vielleicht  dem 
einzelnen  Lehrer  in  seiner  Eigenbrödelei  zu  gehen  beliebt.  Daher,  trotz  der  Grenzen 
der  amtlichen  Lehrpläne,  kommt  naturgemäß  oft  ein  ziemliches  Durcheinander 
der  Stoffgebiete,  die  die  einzelnen  Klassen  bewältigen  sollen;  hat  nun  jeder  Ober- 
lehrer einen  festen  Klassenbestand,  ohne  daß  jedes  Halbjahr  eine  gewisse 
Zahl  aus  dem  anderen  Cötus  ihm  zugetan  wird,  so  mindern  sich  solche,  von  selbst 
kommenden  Übelstände  auf  das  geringste  Maß,  vorzüghch,  wenn  der  Oberlehrer 
diesen  festen  Klassenbestand  mehrere  Jahre  hindurch  unterrichtet. 

Mag  man  widersprechen  oder  nicht,  tatsächlich  fällt  das  Wissen  einer  Gesamt- 
klasse nach  solchem  halbjährlichen  Schub  der  Restanten  in  den  anderen  Cötus 
bedeutend  auseinander.  Und  je  höher  die  Klasse  ist,  um  so  bedenklicher  wird  dies 
System  für  Lehrer  wie  Schüler.  Oft  geht  die  Gabelung  nur  bis  Untersekunda  ein- 
schheßhch,  da  hört  dann  das  halbjährhche  Hin-  und  Herschieben  der  Nichtversetzten 
auf,  oft  aber  erstreckt  sich  die  Teilung  bis  Oberprima  einschheßhch,  bis  zur  Reife- 
prüfung. Die  Privatlektüre  ist  gewiß  nicht  gleich  in  beiden  Weehselcöten  der  Ober- 
primen, auch  die  Klassenlektüre  nicht,  mag  sie  stofflich  gleich  sein,  so  ist  sie  natür- 
lich nicht  in  derselben  Weise  in  beiden  Abteilungen  durchgenommen  und  besprochen. 
Sucht  man  nun  Themata  für  die  Reifeprüfung  in  dem  Ostercötus  einer  0  I,  muß 
man  erst  vorsichtig  sondieren,  was  und  wie  im  Michaeliscötus  gelesen  ist,  sonst 
kommen  die  Ein-  und  Halbjährigen  doch  leicht  sehr  ins  Gedränge  bei  der  Prüfung; 
nebenbei  gesagt :  diese  Erkundigungen  und  Sondierungen  führen  die  Schüler  dann  oft 
genug  auf  die  richtige  Fährte  der  drei  Themata.  —  Es  ist  natürlich  bei  der  Auf- 
stellung der  fremdsprachlichen  Lektüre  nicht  anders:  er^t  in  dem,  von  den  Ein- 
mag für  die  Zeit  1880  vielleicht  zutreffen,  denn  damals  war  man  in  der  Möglichkeit  der  Rück- 
versetzung nicht  beschränkt;  jetzt,  wo  sie  sehr  erschwert  ist,  können  unmöglich  alle  mitLücken 
in  ihrem  Wissen  aus  dem  Pensum  des  ersten  Semesters  nach  einem  halben  Jahre  abgestoßen 
werden. 
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jäliiigon  iiiul  Kill-  imd  Halbjälirim'U  ^emcinHchaf  t  lieh  Durchgenommenen  und 
(Selesenen  dvs  /.weil tu  bzw.  des  dritten  Semestere  ist  eitiheitlichc  Verarbeitunj^ 
vorhanden;  die  Untersehiede  werden  in  der  Keli^ioiiHh-hre  und  im  Gesehichts- 
unterrieht,  wo  subjekthe  Auffassung  eine  groUe  Rolle  »pielt,  sieh  noch  mehr  zeigen. 
Besonders  werden  die  Ibisse  deutlich  werden,  wenn  nun  die  Zweiteilung  nur  die 
O  11  erreieht  und  dann  in  U  1  und  ()  I  die  Parallelst röme  sieh  vereinigen.  Diese 
Unebenheiten  hat  E.  Fischer  (Zeitsdir.  fiu-  (Jymnasialwesen,  LVII,  1903,  S.  418) 
überzeugend  für  alle  klargelegt. 

Also  wild  es  die  fast  ununist»")Üli(lie  Hegel  (eine  Ausnahin«'  werden  wir  na<-liher 
bilden  müssen)  sein:  bei  übervollen  Anstalten  zwei  Parallelabteilungen  von  Klassen, 
welche  (dies  ist  das  beste)  beide  an  demselben  Termin  begiiuien,  am  besten  zu  Ostern, 
weil  das  zweite  Halbjahr,  das  Versetzungshalbjahr,  dann  das  lange  Winterhalbjahr 
ist;  sollteaber  wegen  der  allgemeinen  Sitte,  nach  welcher  zu  Ostern  und  zu  Michaelis 
Aufnahmen  stattfinden,  doch  die  eine  Klassenreihe  von  Michaelis  bis  zu  Michaelis 
reiclien,  so  ist  ein  Übergehen  der  Nichtversetzten  von  dem  0-  in  den  M-C'ötus 
und  umgekehrt  nicht  statthaft.  Ein  Nichtversetzter  bleibt  in  derselben  Klasse  und 
für  ein  ganzes   Jahr  sitzen. 

Sofort  aber  hört  man  die  Stimmen  von  entsetzten  Eltern:  Sind  die  oben  ge- 
schilderten Schwierigkeiten  wirklich  so  groß,  daß  unsere  Jungen  ein  volles  ganzes 
Jahr  verlieren  müssen  ?  und  w  enn  sich  das  w  iederholt,  sollte  es  geschehen,  daß  solch 
Schüler  z.  B.  für  die  Klassen  Untertertia,  Obertertia,  Untersekunda  gar  3x2  Jahre 
gebraucht,  wenn  er  in  jeder  Klasse  sitzen  bleibt,  statt  3  +  3  X  ]2  —  '^l-z  ^^  schlimm- 
sten Falle?  Darauf  ist  zu  erwidern:  dieses  schreckliche  Ereignis  von  dem  seclis- 
jährigen  Besuch  der  drei  mittleren  Kla.ssen  wird,  je  mehr  der  einjährige  oder  der 
zweijährige  Versetzungstermin  Regel  ist,  verschwinden;  denn  erstens,  wenn 
jemand  zwei  volle  Jahre  in  einer  Klasse  sitzt,  muß  er  sich,  sofern  er  überhaupt  nach 
seinen  Fähigkeiten  für  eine  höhere  Schule  geeignet  ist,  die  Lehraufgabe  derselben  so 
gründlich  aneignen,  daß  er  die  der  folgenden  darauf  viel  sicherer  gründen  kann  als 
nach  nur  IH jährigem  Besuch;  und  zweitens  (wie  schon  oben  gesagt)  der  fJetlanke, 
ein  volles  Jahr  einzubüßen,  spornt  auch  den  Faulsten  zu  regster  Tätigkeit  an. 
Gerade  da.s  nur  l^^  jj^'ir'g^'  Verweilen  in  einer  Klasse  fördert  das  öftere  Sitzenbleiben. 
Also  sowohl  objektiv  betrachtet,  von  der  Natur  des  zu  lernenden  Gegenstandes,  wie 
subjektiv,  von  derXatur  des  lernenden  Schülers  aus,  gelangt  man  zu  dem  Resultat, 
daß  nur  Parallelcöten,  deren  Schüler  ein  oder  zwei  Jahre  in  ihnen  bleiben,  zweck- 
mäßig sind.  Mir  ist  folgender  Fall,  der  sieh  oft  w  iederholt  haben  dürfte,  in  der  Er- 
innerung: ein  Quartaner  kam  glücklieh  nach  Untertertia-M;  nach  einem  Jahre 
nicht  versetzt,  ging  er  von  l'ntertertia-M  nach  Untertertia-0,  von  dort  wurde  er 
nach  Obertertia-0  versetzt.  Nach  einem  Jahre  wurde  er  wieder  nicht  vei-setzt  und 
nach  Obertertia-M  ge.sehol)en.  von  wo  er  glücklich  noch  Untersekunda-M  gelangte, 
auch  von  hier  nuißteer  nach  einem  Nichterf»ilge  erat  nach  Untersekunda-()ge.>«ehleppt 
werden,  wo  er  dann  nach  l^o  Jahren  das  Zeugnis  erhielt.  Mit  Fug  und  Recht  kann 
man  behaupten :  Wäre  der  Junge  das  erstemal  zw  ei  Jahre  in  Untertertia-M  geblieben, 
er  hätte  seine  Sache  gleich  ordentlicli  lernen  können,  einen  recht  heilsamen  Sehreck- 
schuß bekommen  und  wäre  glatt  durch  Obertertia  und  Untersekunda  hindurch- 
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gegangen.  So  aber,  beim  boqiioinon  Hin-  und  Herjiondeln  zwischen  den  ]\1-  und  0-Cöten 
ließ  er  es  eben  auf  ein  Halhjähivhen  nicht  ankommen.  Lieber  eben  gründlich 
in  zwei  Jahren  eine  Lehraufgabe  bewältigen,  als  ungründlich  in  V/2  Jahren;  lieber 
einmal  gründlich  fest  sitzen  bleiben  als  mehreremal  mit  genauer  Not  noch  durch- 
schlüpfen ! 

Endlich  bedenke  man  noch  eins:  die  nur  einjährige  bzw.  nur  zweijährige  Ver- 
setzung entfernt  bald  ganz  von  selbst  die  wirklich  unbefähigten  und  faulen 
Schüler  von  den  höheren  Schulen,  sicherlich  von  den  oberen  Klassen.  Wci-  mit  neun 
Jahren  in  die  Sexta  eintritt  und  wirklich,  wenn  er  es  aushalten  sollte,  von  Sexta 
biß  einsclüießhch  Untersekunda  in  jeder  Klasse  zwei  Jahre  bleibt,  Mird  gerade  21 
Jahre,  ehe  er  von  hier  nach  der  0  II  versetzt  ist;  hat  er  die  Möghchkeit,  überall  nach 
1^2  Jahren  versetzt  zu  werden,  so  kann  er  noch  mit  18  Jahren  aus  der  Untersekunda 
kommen;  wird  ein  Schüler,  der  in  jeder  Klasse  einmal,  sei  es  auf  ein  ganzes,  sei 
es  auf  ein  halbes  Jahr  sitzen  bleibt,  überliaupt  würdig  sein,  eine  obere  Klasse  einer 
höheren  Anstalt  zu  besuchen? 

Freihch  müssen,  wenn  diese  „Ganzjahrversetzungen"  nach  dieser  Richtung 
liin  Einfluß  haben  sollen,  die  Lehrerkollegien  auch  die  nötige,  sachgemäße  Strenge 
bei  den  Versetzungen  walten  lassen.  Leider  wird  man  dies  da  nicht  immer  erwarten 
können,  wo  bisher  das  Sitzenbleiben  auf  1^4  Jahre  die  Regel  war;  hier  wird  man 
sich  nur  allmähhch  an  diese  „rigoros"  erscheinende  Nichtversetzung  auf  zw^ei  Jahre 
gewöhnen  müssen,  und  mancher  mitleidsvolle  Kollege  wird  jetzt  mit  weichem 
Herzen  erklären:  „Früher,  als  noch  nacli  1^  Jahren  eine  Versetzung  möglich  w-ar, 
hätte  ich  den  Jungen  sitzen  lassen;  jetzt,  da  er  ein  ganzes  Jahr  noch  kleben  muß, 
verwandle  ich  das  Prädikat  4  schnell  in  eine  halbe  oder  ganze  3,  damit  er  nur  jetzt 
hinüber  kommt  und  nicht  zwei  Jahre  in  derselben  Klasse  sitzt."  So  wird  es  bei  uns 
im  Osten  Preußens  (hauptsächlich  in  Berlin)  eine  gewisse  Übergangszeit  geben,  bis 
man  sich  an  diese,  an  anderen  Orten  längst  eingebürgerten  Ganzjahrversetzungen 
gewöhnt  hat,  und  auf  solche  Naturen,  die  eine  Übergangszeit  brauchen,  scheint  die 
Verfügung  für  die  Provinz  Brandenburg  vom  9.  Januar  1907  einige  Rücksicht  zu 
nehmen;  sie  konstatiert,  daß  die  zur  Versetzung  noch  nicht  reifen  Schüler  nur 
ausnahmsweise  zur  Wiederholung  des  ganzen  Jahreskursus  zurückbehalten  wurden, 
und  bezeichnet  diesen  Mißbrauch  als  einen  Verstoß  gegen  die  Ministerialerlasse  von 
1880  und  1885;  aber  eine  strikte  Durchfülirung  der  Ganz  Versetzungen  verlangt  sie 
auch  leider  noch  nicht,  sondern  nur  die  „sorgfältige  Erwägung,  ob  nicht  für  ein  weiteres 
gedeihliches  Fortschreiten  die  Wiederliolung  des  ganzen  Kursus  unerläßlich  sei". 

Aber  bald  wird  man  mit  Abscliaffung  dieser  Wechselcöten,  welche  unfähigen 
Elementen  ein  Verweilen  bis  Obei-prima  ermöglichen,  sehr  zufrieden  sein.  U^nd 
nun  müssen  auch  die  Rückversetzungen  nach  einem  halben  Jahre  fortfallen. 
Wer,  wie  jetzt  übhch,  von  der  Strömung  der  Individualpädagogik  sich  tragen  läßt, 
die  da  predigt:  „nur  nicht  eingreifen,  alles  sich  entwickeln,- ausleben  lassen",  sollte 
allen  Neuversetzten  doch  die  Möglichkeit  gönnen,  innerhalb  eines  vollen  Jahres 
allmähhch  zur  Versetzung  heranreifen  zu  können.  Freilich  uns  nehmen  andere 
Gründe  gegen  diesen  Modus  ein,  eigentlich  dieselben,  die  oben  ausgesprochen:  vor 
allem  Zerreißung  der  Klasseneinheit.     Und  noch  einer  gesellt  sich  zu  ihnen:  oft 
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mag  es  vorkomiiicii.  diili  dies  Ztirückschii-hcii  Schwächerer  schon  nach  einem  halben 
Jahre  ein  selir  l)e(nicincs  Mittel  ist  zur  „He^'ehinp"  (h-r  Fre(juen7.en;  und  hier,  ohne 
einen  Vorwurf  (himit  cihchcn  /.n  wollen ,  m<><lilc  rimn  Haj.'en :  „Führe  uns  nicht  in 
Versuch u njz !" 

|)(mIi  in  eine  tu  Ausnahmefalle  ist.  wo  es  eben  durch  das  Vorliandensein  von 
.M  und  0  ('(itcn  anseht,  ein  Wechsel  der  Kliisse,  sei  es  niwh  einem  Jahre,  sei  C8 
nach  einem  liali)cn  .lahre,  ;^'cb()ten:  w(mmi  niindicli  das  Zurückbleiben  in  den  Lei- 
stunj^en  durch  unverschuldete  Ereignisse,  längere  Krankheit  des  Schülers,  Un- 
glück in  der  Familie  u.  dg!.,  hervorgerufen  sein  sollte;  wenigstens  stelle  man  es  daiui 
den  Kitern  anheim,  ob  sie  mit  einer  Rüekvei-setzung  naeii  einem  halben  Jahre  ein- 
verstanden sind,  bzw.  nach  einer  Nichtversetzung  mit  einem  Übergang  in  den 
anderen  Cötua,  damit  so  gegebenenfalls  eine  Versetzung  schon  nach  P^^  Jahren 
möglich  sei.  Ungleich  freilich  verfährt  das  Scliicksal  auch  dann  mit  den  Schülern, 
insofern  als  nur  solchen  dies  Sparen  an  Zeit  möglich  ist,  die  Anstalten  besuchen, 
welche  Doppelklasscn  haben;  wenn  sie  nicht  solche  Anstalten  besuchen,  wenn  sie 
vielleicht  bald  gezwungen  sind,  zu  solchen  ohne  Doppelklassen  überzugehen, 
so  büßen  sie  diesen  Vorzug  ein,  während  ihre  Kameraden  an  anderen  Orten  in 
gleicher  Lage  glücklicher  sind.  Vielleicht  ist  es  besser,  man  schafft  diese  Möglichkeit 
ganz  ab  und  läßt  in  Fällen  eines  solchen  unverschuldeten  Zurückganges  bei  der 
Versetzung  jene  Milde  walten,  die  ja  nach  den  Paragraphen  der  Versetzungsordnungen 
überall  anwendbar  ist. 
Danach  ergibt  sich: 

1.  Die  Wechselcöten  mit  der  .Mögliihkeit  der  Rückversetzung  nach  einem 
halben  Jahre,  der  V^ersetzung  schon  nach   ll^  Jahren  sind  abzuschaffen. 

2.  Wo  Wechselcöten,  von  denen  der  eine  mit  MichaeUs,  der  andere  mit  Ostern 
beginnt,  bleiben  müssen,  ist  ein  Übergang  von  einem  Cötus  in  den  anderen 
nur  bei  unverschuldetem  Zurückbleiben  in  den  Leistungen  des  Schülers 
in  Ausnahmefällen  gestattet. 

3.  Wo  die  Frequenz  es  nötig  macht,  sind  imr  Parallelklassen  einzurichten, 
in  denen  der  Unterricht  an  demselben  Termine  beginnt,  zu  Ostern  oder  zu 
Michaelis  oder  zu  einem  anderen  das  Schuljahr  eröffnenden  Zeitpunkt 
(s.  Kapitel:  Ferien);  nur  jährige  Versetzungen  sind  erlaubt;  wer  nicht 
versetzt  wird,  „repetiert"  die  ganze  Klasse  noch  einmal  in  einem  ganzen 
Jahr.  Schüler,  die  nach  einer  Aufnahmeprüfung  mitten  im  Schuljahr  hinzu- 
kommen, werden  auf  eine  mehrwcH-hentliche  Probezeit  in  eine  bestimmte 
Klasse  gesetzt;  bewähren  sie  sich  nicht,  gehen  sie  in  die  nächst  niedere. 

UihI  ein  kurzer,  schulvergleichender  Ül)erblick  lehrt  die  Heret-htigung  solcher 
Forderungen.  Selbst  in  Preußen,  wie  gesagt,  ist  dies  Institut  der  Wechselcöten 
an  größeren  Anstalten  nur  in  den  mehr  nach  Osten  gelegenen  Provinzen  noch  nicht 
beseitigt^)  —  es  ist  eben  der  letzte  Rest  der  seit  1882  abgeschafften  halbjährigen 
Versetzungen;  unbekannt  ist  ee  in  Westfalen,  in  der  Rheinprovinz. 

1)  Im  Kunze  -  Kalender  1908,  8.  XXXIII.  ist  Zahl  und  Ort  der  Anstalten  mit 
Wechselcöten  jetzt  festgestellt.  Abgesehen  von  Königsberg  i.  Pr.  (1),  Stettin 
(3),  Halle(2),  Breslau  (S  städtische  Anstalten).  Frankfurt  a.  O.  (2)  beschränkt  sich 
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So  in  rroußon;  aiu-h  im  übrigen  Norddeutschland  wird  man  diese  Einrichtung 
hier  und  da  noeli  antreffen,  besonders  hi  größeren  Städten.  So  ist  an  den  VoU- 
anstalten  in  Hamburg  selbst  eine  Rückversetzung  nach  einem  halben  Jahre 
möglich  ebenso  wie  ein  Aufsteigen  schon  nach  1^^  Jahren,  nicht  aber  in  Bergedorf 
und  Cuxhaven,  wo  es  nur  Ostercöten  gibt.  Dagegen  kennt  man  in  Lübeck  nur 
\'ei-setziuigen  zu  Ostern,  eine  Rückversetzung  findet  nur  bei  Neuaufgenommenen 
statt,  aber  schon  njich  sechs  Wochen,  wenn  die  ihnen  zugebilligte  Probezeit  ab- 
gelaufen ist.  Interessant  ist  es  festzustellen,  daß  in  der  dritten  Hansastadt  — 
Bremen  —  bis  Ostern  1905  sowohl  Oster-  als  auch  Michaeliscöten  bestanden, 
bis  von  diesem  Termin  auch  hier  eine  nur  einmahge  Aufnahme  und  Versetzung  zu 
Ostern  mit  iliren  Konsequenzen  allmählich  durchgesetzt  wurde.  Wie  in  Bremen, 
wo  dieser  Usus  erst  kürzhch  „gesetzlich"  festgelegt  wurde,  mußte  sich  die  Sachlage 
auch  im  Königreich  Sachsen  gestalten.  Denn  hier  ist  schon  lange,  seit  dem  Gesetze 
vom  22.  August  1876  §  10  („der  Unterricht  wird  nach  Jahreskursen  erteilt"), 
und  dami  seit  den  Prüfungsordnungen  (z.  B.  der  für  die  Gymnasien  von  1893  §  3) 
nur  zu  Ostern  Versetzung  gestattet;  aber  ein  Zusatz  sagt:  „Ausnahmsweise  können 
besonders  begabte  und  fleißige  Schüler  zu  MichaeUs  in  die  nächsthöhere  Klasse 
kommen  und  bei  andauernd  guter  Bewährung  Ostern  darauf  wiederum  versetzt 
werden.  In  Oberprima  hat  jeder  Schüler  ein  volles  Jahr  zu  bleiben."  Auch  für 
Nichtversetzte  ist  die  Regel,  daß  sie  ein  volles  Jahr  noch  in  derselben  Klasse  ver- 
bleiben. „Nur  ausnahmsweise  körmen  solche  Schüler  nach  einem  halben  Jahre 
befördert  werden,  wenn  sie  besonderen  Eifer  und  das  bis  dahin  durchgenommene 
Pensum  der  höheren  Klasse  sich  durch  Privatstudium  im  wesentlichen  angeeignet 
haben."  Mit  Recht  ist  hier  dem  Fleiße  und  Talente,  auch  wenn  beides  einmal  Miß- 
erfolg gehabt  hat,  freiere  und  schnellere  Bahn  geschaffen,  aber  dies  sind  nur  seltene 
Ausnahmen.  Was  Rückversetzungen  anbelangt,  so  finden  diese  nur  zu  Pfing- 
sten oder  Johannis  statt,  „wenn  sich  die  Schüler  als  unfähig  erweisen,  in  den 
höheren  Klassen  fortzukommen.  Doch  ist  nur  in  besonders  dringenden  Fällen  zu 
dieser  Maßnahme  vorzuschreiten"  (§  56). 

In  den  süddeutschen  Staaten,  in  Elsaß -Lothringen  und  in  Öster- 
reich, wo  bekanntlich,  mit  einigen  unbedeutenden  Abweichungen  in  der  Zeit, 
das  Schuljahr  von  Ende  (Mitte)  September  bis  Mitte  Juli  läuft,  sind  überall  nur  ganz- 
jährige Kurse,  die  im  Herbst  beginnen;  die  nichtversetzten  Schüler  bleiben  für 
ein  ganzes  Jahr  sitzen,  eine  Rückversetzung  ist  nur  gestattet  bei  den  „auf  Probe 
Aufgenommenen".  Natürlich,  da  hier  das  Schuljahr  nur  Tertiale,  nicht  Quartale 
kennt,  ist  Rückversetzung  nur  vor  W^eihnachten  möghch  und  zweckmäßig,  und  nicht 
zwangsweise,  nur  mit  Zustimmung  der  Eltern  (in  Bayern  auch  zwangsweise,  vgl. 
Schulordnimg  §  25,  Abs.  6). 

Auch  die  Reifeprüfung  findet  hier  nur  einmal  im  Jahre  statt;  ein  kleines  Zu- 
geständnis   machen    Baden,    Elsaß -Lothringen    und    Württemberg:    Abi- 

diese  Einrichtung  auf  Berlin  (38)  und  Umgegend  (21);  im  ganzen  sind  es  nur  75  An- 
stalten, darunter  59  in  Berlin  und  Umgegend,  die  noch  Wechselcöten  haben, 
unter  699  Anstalten  in  Preußen.  Sollten  denn  diese  Zahlen  auf  die  Freunde  der  Wechsel- 
cöten nicht  endlich  etwas  ernüchternd  wirken? 
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turionton,  wcldio  in  Hadcii  im  .Tiili  (luicli^M-fullcr«  «iiul  und  die  Ohcrpriina  wieder- 
holen, uenleii  kurz  vor  Ostern  /.ii  einer  noehmftli^'en  Prüfung  von  ihrer  Anstalt 
zugehussen,  und  in  ähnUclier  Weise  wird  in  KIhuU  -  Lot  hringeu  na<h  He<larf  eine 
zweite  Ueifeprüfunj^'   im  Jahre  abgehalten,  ebenso  in   Württemberg. 

Am  konse(juentest(Mi  ist  man  in  Österreich:  Versetzung  findet  nur  einmal 
im  Jahre  statt  (im  Anfang  Juli),  lieifeprüfung  ebenfalls  nur  einmal');  Hüek- 
vcrsetzung  ist  unbekannt.  Wo  die  Frecjuenz  Teilung  der  Klas.sen  notuerulig  ge- 
mjw'ht  hat,  bilden  diese  Khussen  natürlich  Parallelcöten. 

Schulordnungen. 

Unter  Schulordnungen  verstehen  wir  hier  Vorschriften,  die  nicht  für  die  Schule 
allgemein  und  dann  auch  für  die  Lehrer  gegeben  wären  —  die  jüngst  in  Baden  1904 
für  das  gesamte  Leben  der  höheren  Lehranstalten  erlassene  „Schulordnung"  ist  z.  B. 
eine  solche  Schulordnung  in  weiterem  Sinne  —  sondern  nur  die  für  das  Verhalten') 
der  Schüler  gültigen  Gesetze;  manche  Staaten,  besonders  die  größeren,  besitzen 
aber  keine  allgemeine  Schulordnung,  sondern  überlassen  deren  Fixierung  den  ein- 
zelnen Anstalten,  aber  doch  sind  auch  in  solchen  Staaten  eine  Zahl  von  der  Zentral- 
behörde getroffener  Anordnungen  vorhanden,  die  für  das  ganze  Land  gelten  und  daher 
teilweis  einer  Schulordnung  für  die  Gesamtheit  aller  Lehranstalten  gleichkommen, 
\\\v  denken  hierbei  in  erster  Linie  an  die,  das  Verbindungswesen  auf  höheren  Schulen 
betreffenden  Verbote.^)  Im  voraus  sei  gesagt,  daß  aus  den  Schulordnungen  hier 
hauptsächlich  nur  ein  Moment  herausgegriffen  werden  soll,  das  „Beschwerde- 
recht" der  Schüler,  das  noch  nirgends  erörtert  worden  zu  sein  scheint.  Es  berührt 
mehr  den  „kleinen  Dienst",  ist  aber  für  die  gesamte  amtliche  wie  soziale  Stellung 
der  Träger  des  höheren  Lehramtes  von  großer  Wichtigkeit. 

Wenn  wir  auch  hier  uns  zunächst  an  den  Tatbestand  halten,  so  brauchen  wir 
nur  kurz  zu  erwähnen,  wie  es  für  Stallten  kleinsten  Umfanges,  z.  B.  Bremen*), 
Reuß  ä.  L,*),  Hamburg®)  u.  a.,  eigentlich  wohl  selbstverständlich  ist,  daß  sie 


1)  Kaum  braucht  wohl,  um  Mißverständnissen  vorzubeugen,  hinzugefii^rt  zu  werden,  daß, 
wenn  in  Österreich  Schüler  infolge  einer  nach  2  Monaten  vorgenoninionen  Wiederholungs- 
prüfung (vgl.  Min. -Verordnung  vom  11.  Juni  1908,  Nr.  10,  Abs.  3)  versetzt  werden,  dies 
.Vusnahnion  sind.  Dassellx'  gilt  für  die  Unterscheidung  von  Haupttermin  (Sommertenuin) 
und  Xebenterminen  (Herbst-  und  Februartermin)  bei  der  Reifeprüfung,  nach  §G  der  östcrr. 
I*rüfung8ordnung  vom  29.  Febr.  (1.  März)  1008. 

2)  Ich  finde  es  nicht  angemessen,  daß  in  der  neuesten  badischen  Schulordnung  von  1904 
gleich  hinter  den  für  die  Schüler  gültigen  raragraphen  2ü — 34  diejenigen  folgen  (§  3öff.),  die 
die  Pflichten  für  die  Lehrer  enthalten. 

3)  Die.se  Vorschriften  bez.  Verbote  über  das  Verbindungswesen  an  höheren  Schulen  be- 
handelt ausführUch  Max  Xath  in  seinem  bei  Teubner  lOOG  erschienenen  gediegenen  Werke: 
Schülerverbindungen  und  Schülervereino. 

4)  Schulordnung  für  die  höheren  Schulen  der  Stadt   Bremen   19(Hj. 

5)  Gesetze  für  die  Schüler  des  städti-schen  Gymnasiums  mit  Healabteilung  in  Greiz  1891. 

6)  z.  B.  Schulordnung  für  die  Gelehrtenschule  des  Johanneums,  für  die  ReaLschule  in  Eilbeck 
usw.  von  der  Oberschulbehörde  zu  Hamburg  1904  verfaßt,  mit  unbedeutenden  Änderungen 
für  einzelne  Anstalten. 
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Schulordnungen  haben,  die  für  das  ganze  Staatsgebiet  in  Geltung  sind,  obgleich  nach 
der  Ansicht  solcher  Pädagogen,  wie  wir  sie  weiter  unten  kennen  lernen  werden, 
auch  hier  teils  gar  keine  Schulordnung  nötig  wäre,  teils  die  Kodifizicrung  einer 
solchen  jeder  Anstalt  überlassen  bleiben  sollte. 

Indessen  auch  Oldenburg'),  Anhalt-),  p]lsaß  -  Lothringen^),  Baden"*), 
Hessen^)  haben  allgemeine  Schulordnungen,  der  größte  Staat,  der  eine  solche 
aufgestellt  hat,  ist  wohl  Bayern.^) 

Dagegen  hat  das  benachbarte  Württemberg  keine  allgemeine  Schulordnung, 
ebensowenig  wie  das  Königreich  Sachsen  oder  das  Großherzogtum  Sachsen- 
Weimar  -  Eisenach  oder  Braunschweig  oder  Sachsen  -  Gotha.  Auch  die 
beiden  Großstaaten  Preußen  und  Österreich  besitzen  keine  für  den  Bereich 
ihrer  Provinzen  bzw.  Kronländer  gültigen  Schulordnungen,  wenngleich  der  0.  E. 
in  Österreich  (§  66—71)  so  feste  Grundlagen  für  die  Disziphnargesetze  gibt,  daß 
diese  Paragraphen  eigentlich  eine  Gesamtschulordnung  bilden.  In  Preußen  existieren 
nur  für  einzelne  Provinzen  Ordnungen,  soweit  mir  bekannt,  nur  für  die  Provinz 
Pommern  aus  jüngster  Zeit''),  in  Österreich  eine  auf  jenen  Paragraphen  des  O.E. 
durchaus  fußende  Schulordnung  für  Kärnten  (Normalien  Nr.  175  von  1852),  welche 
aber  für  andere  Kronländer  als  eine  Art  Muster  hingestellt  ist;  auch  in  einem  kleine- 
ren Staate  ist  es  ähnhch:  die  „Anweisung,  betreffend  Aufnahme,  Obliegenheiten 
und  Verhalten  der  Schüler  für  die  Großherzoghchen  höheren  Unterrichtsanstalten" 
vom  10.  August  1900  gilt  wahrscheinlich  nicht  für  die  städtischen,  nur  für  die  sechs 
staatUchen   Anstalten   in   Mecklenburg  -  Schwerin. 

So  existiert  denn  in  der  Tat  eine  große  Anzahl  von  Schulordnungen,  die  für 
sehr  viele  Schulen  geschrieben  siiid  und  zwar  für  solche,  welche  auch  geographisch 
weit  auseinander  hegen  und  recht  verschiedene  Entwickelung  durchgemacht  haben, 
wie  z.  B.  die  bayerischen  Schulen  an  der  Donau  und  jenseits  des  Rheins.  Diese 
Tatsache  allein  sollte  diejenigen  zum  Schweigen  bringen,  die  dergleichen  für  über- 
flüssig halten.  Die  Verhandlungen  der  Direktorenkonferenz  in  Preußen  (Ost-  und 
Westpreußen)  von  1883  weisen  wirklich  solche  Ideahsten  und  Ideologen  auf.  Schul- 
ordnungen, hat  man  dort  gesagt,  zerstören  das  kindlich -väterhche  Vertrauen 
zwischen  den  Lehrern   und  Schülern  und  setzen  nur  ein  kaltes  Rechtsverhältnis 


1)  Schulordnung  für  das  Großherzogtum  Oldenburg,  genehmigt  vom  Großherzoglichen 
Staats  ministe  rium,  Departement  der  Kirchen  und  Schulen  1903. 

2)  Allgemeine  Schulordnung  für  die  höheren  Lehranstalten  des  Herzogtums  Anhalt  1888. 
Krüger  S.  185. 

3)  Allgemeine  Schulordnung  für  die  öffentlichen  höheren  Schulen  in  Elsaß-Lothringen 
von  1892  (?). 

4)  Baden  vgl.  §  26 — 34  der  Schulordnung  von  1904. 

5)  Schulordnung  für  die  höheren  Lehranstalten  im  Großherzogtum  vom  12.  Sept.    1899. 

6)  Disziplinar-Satzungen  für  die  k.  Bayerischen  Gymnasien  und  Realgymnasien.  K.  Mini- 
sterialentschließungen  vom  24.  und  27.  September  1874.  —  Zu  neniien  auch  noch:  Schulordnung 
für  das  Gymnasium  und  Realgymnasium  in  Rudolstadt  und  Schulordnung  für  das  Fürst- 
liche Gymnasium  und  die  Fürstliche  Realschule  in  Sondershausen  von  1906. 

7)  Aus  älterer  Zeit  (vgl.  Wiese-Kübler,  I,  S.  329ff.)  die  für  Westfalen  von  1878  und  die 
Direktiven,  die  das  Provinzial  -  Schulkollegium  zu  Magdeburg  1875  für  eine  Schulordnung  in 
seiner  Provinz  gegeben  hat. 
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zwiachoa  ihnen  feat,  von  dum  ungeacluicbonen  Cmsut/,  dem  uüfiog  uyqutpoq  Piatos 
hat  man  gercxlet;  solches  müUton  die  Schüler  im  Herzen  tragen,  nicht  die  Gesetze 
der  Schulordimng,  ja  man  hat  sirii  zu  der  Forderung  verstiegen,  zwischen  Schülern 
und  Lehrern  solle  sich  nicht  ein  „Blatt  Papier"  schieben,  ganz  im  romantirtch- 
unpraktischen  Sinne  eines  preußischen  Königs.  Alle  diese  Einwendungen  sind  so 
allgemein,  daß  sie  sich  gegen  die  Aufstellung  jedes  Gesetzes  sagen  lassen;  sie  sind 
für  ein  Utopien  gesprochen,  wo  ganz  ideale  Schulverhältnisse  obwalten,  vor  allen 
Dingen  für  kleine  Anstalten  mit  einer  sehr  geringen  Zahl  von  Schülern,  die  alle  recht 
befähigt  sind,  und  auch  bei  solchen  ist  eine  Schulordnung  recht  zweckmäßig.  Freihch 
das  bloße  Vorhandensein  einer  solchen  bessert  die  Schüler  nicht,  ebensowenig  wie 
das  bloße  Auswendiglernen,  aber  um  recht  zu  handeln,  muß  man  doch  vorher 
wissen ,  was  „gut  und  böse"  ist.  Das  eigene  Gewissen  ist  darin  oft  ein  recht  schlechter 
und  milder  Lehrmeister  —  und  vor  allen  Dingen  die  Schulordnung  soll  ja  kein 
zweiter  Dekalog  sein,  vielmehr  muß  sie  hauptsächlich  auf  Innehaltung  gewisser 
mehr  äußerer  Formen  des  Schullebens  dringen,  die  die  Schüler  bez.  deren  Eltern 
nicht  kennen,  so  Einreichung  eines  „Entschuldigungszettels"  innerhalb  einer  ge- 
wissen Frist  bei  Schulversäumnis,  die  Einholung  der  Erlaubnis  bei  Erteilung  von 
Privatstunden  u.  a.  Aber  die  einfachsten  Gebote  eines  anständigen,  gesitteten  Be- 
nehmens innerhalb  und  außerhalb  der  Schule  müssen,  freilich  recht  kurz,  ohne 
moralische  Salbaderei,  ebenfalls  in  einer  Schulordnung  enthalten  sein,  womöglich 
gleich  am  Anfang  stehen.  Darin  ging  jene  oben  genannte  Direktorenkonferenz 
viel  zu  weit,  als  sie  beschloß,  jegliches  Gebot,  das  aus  denen  der  Religion  und  Sitt- 
liclikeit  flösse,  müsse  aus  einer  Schulordnung  verbannt  sein,  z.  B.  jeder  Schüler  sei 
zum  Gehorsam  verpflichtet:  wirklich  wird  in  dem  am  Schluß  der  Verhandlung 
formulierten  Schema  einer  Ordnung  darauf  gar  keine  Rücksicht  genommen.  In- 
dessen schon  die  Wirklichkeit  hat  solche  Überspanntheit  Lügen  gestraft,  fast  jede 
Schulordnung  liat  einen  Satz,  wie  folgenden:  „Den  Lehrern  der  Schule  ist  er  Ge- 
horsam und  Ehrerbietung  schuldig",  das  wäre  ein  Paragraph  des  „ungeschriebenen 
Gesetzes",  das  selbstverständlich  und  daher,  wie  manche  meinen,  besser  ungeschrie- 
ben bhebe,  aber  der  Satz,  der  häufig  daliinter  steht:  „Der  Schüler  hat  jeden  Lehrer, 
auch  den  nicht  in  seiner  Klasse  unterrichtenden,  zu  grüßen"  zeigt  deutlich,  wie  not- 
wendig Schulordnungen  sind  und  eben  „geschrieben"  werden  müssen,  denn  zu  den 
ungeschriebenen,  imr  durch  das  Gewissen  gebotenen  Forderungen  gehört  der  letzte 
Satz  doch  nicht. 

Man  mag  auch  sagen,  Schulordnungen  müßten  stillschweigend  ab  und  zu  außer 
Kraft  gesetzt,  deshalb  sollten  sie  lieber  gar  nicht  aufgestellt  werden  (bei  welchem 
Gesetz  muß  nicht  der  Staat  mitunter  auch  ein  Auge  zudrücken?  sollten  deswegen 
keine  Gesetze  existieren?),  man  mag  auch  sagen,  Schulordnungen  benachbarter 
Lehranstalten  widersprächen  sich,  hier  sei  erlaubt,  was  dort  verboten  (so  möge 
man  sie  einheitlich  gestalten  für  dieselbe  Stadt,  wie  in  Hamburg,  oder  für  das  ganze 
Land!),  jedenfalls  sind  sie,  wenn  man  in  unpraktischer  Voreingenommenheit  sie  für 
Schüler  nicht  nötig  hält,  auch  der  Eltern  und  der  Lehrer  wegen  durchaus  geboten. 
Kommt  es  nicht  liin  und  wieder  vor,  daß  ein  Vater  solchen  „Wisch"  —  eine  Zensur 
oder  einen  AiTestzettel  —  zu  unterschreiben  sich  weigert  ?  oder  sein  Söhncheu  ohne 
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vi>rhorige  Erlaubnis  und  Anfrage  doch  einer  „Faniilienfcstliehkeit"  wegen  aus  der 
Schule  beJiält  oder  schon  einen  oder  zwei  Tage  vor  Schulschluß,  vor  dem  eigentlichen 
Beginn  der  großen  Sommerferien  ohne  hinreichenden  Grund  mit  auf  die  Reise 
nimmt  oder  nehmen  will  ?  Und  was  könnte  solches  Betragen,  sei  es  hindern,  sei  es 
ahnden,  außer  einem  Paragraphen  der  Schulordnung,  die  jener  selbst  unterschrieben 
hat  mit  der  Vei-pflichtung.  sie  zu  befolgen  und  seinen  Sohn  zu  Befolgung  anzu- 
halten? 

Vnd  für  die  Unterrichtenden  ist  solche  Schulordnung  ein  recht  nützhches 
Mittel  zu  einem  einheitlichen  Zusammenarbeiten  mit  den  Amtsgenossen. 
Natürhch  auch  hier  ergibt  sich  ja  manches  von  selbst,  vieles  lernt  der  Neuankömm- 
Ung  in  den  ersten  Tagen,  ohne  in  die  gedruckte  Ordnung  hineinzusehen;  noch  wich- 
tiger daher  scheint  mir  die  Schulordnung  deswegen  zu  sein,  weil  sie  in  mancher 
Hinsicht  ein  gewisses  rechtliches  Verhältnis  zwischen  Lehrern  und  Schülern  herstellt, 
gerade  so  wie  die  Dienstinstruktion  die  Rechte  des  Direktors  und  der  Lehrer  und 
dieser  untereinander  regelt.  Dürfte  man  z.  B.  zwei  Schüler  bestrafen,  die  sich  auf 
der  Straße  arg  prügelten,  werm  nicht  die  Schulordnung  vorschriebe,  daß  die  Schüler 
miter  der  Schulzucht  auch  außerhalb  der  Schulräume  und  der  Unterrichtszeit 
ständen,  bzw.  daß  anständiges  Verhalten  in  den  Straßen  der  Stadt  geboten  sei. 

Das  „ungeschriebene  Gesetz"  wird  man  vielleicht  wieder  hier  zu  Hilfe  rufen, 
dieses  heische  ja  gesittetes  Verhalten  in  der  Öffentlichkeit !  Gut,  aber  das  „un- 
geschriebene Gesetz"  schheßt  nicht  das  Rauchverbot  auf  der  Straße  in  sich  (rauchen 
doch  so  viele  junge  Leute  in  gleichem  Alter  auf  der  Straße  und  dürfen  es  tun,  weil 
sie  zufälhg  nicht  mehr  Schüler  sind),  ebensowenig  wie  das  Verlangen  an  einen  Schüler, 
Lehrer,  die  nicht  in  der  Klasse  Unterricht  erteilen,  zu  grüßen.  Falls  dergleichen 
wirkhch  nicht  in  einem  Paragraphen  der  Schulordnung  stehen  sollte,  könnte  man 
nach  meinem  Dafürhalten  keinen  Schüler  wegen  Übertretung  zur  Rechenschaft 
ziehen. 

Doch  auch  in  anderer  Hinsicht,  wie  gesagt,  ist  eine  klare  Auseinandersetzung 
in  jeder  Schulordnung  nötig:  wie  hat  sich  der  Schüler  zu  benehmen,  wenn  er  glaubt, 
ungerecht  behandelt  oder  bestraft  zu  sein?  —  Es  braucht  wohl  kaum  erst  gesagt 
zu  werden,  daß  wir  Lehrer  vom  Direktor  bis  zum  jüngsten  „Seminarkandidaten" 
in  der  Beurteilung  des  Betragens,  der  Aufmerksamkeit,  des  Fleißes,  der  Leistungen 
der  Schüler  ab  und  zu  irrende  Menschen  sind,  am  meisten  wohl  hinsichtlich  der  drei 
ersten  Punkte.  So  ist  einem  Jungen  unrecht  geschehen ;  was  soll  er  tun  ?  —  Antwort 
geben  darauf  einige  Ordnungen  in  folgenden  Paragraphen. 

Sachsen  -  Altenburg.  Sch.-O.  v.  1905,  §  1:  „Hat  ein  Schüler  etwas  zu  seiner 
Entschuldigung  vorzubringen,  so  darf  er  dies  nur  im  bescheidenen  Tone  tun,  auch 
nicht  während  der  Unterrichtsstunde,  außer  wenn  es  der  Lehrer  ausdrück- 
lich gestattet.  Demnächst  ist  es  zulässig,  die  Vermittelung  des  Klassenlehrers  und 
endhch  die  des  Direktors  zu  erbitten."  Sch.-O.  für  das  Fürstliche  Gymnasium  in 
ßückeburg  v.  1905,  §  4:  „Glaubt  ein  Schüler  von  einem  Lehrer  mit  Unrecht  ge- 
tadelt oder  sonstwie  gestraft  zu  sein,  so  hat  er  sich  während  des  Unterrichts  jeder 
Äußerung  des  Unwillens  oder  der  Unzufriedenheit  in  Wort  oder  Miene  durchaus 
zu  enthalten."    Hessen.    Sch.-O.  v.  1899,  §  10:  „Ermahnungen  und  Rügen  hat  er 
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zunäuhst  oIiir-  Wicli'ircdi'  liin/.uiu'lwiu'n.  (ilaubt  er,  c«  Hci  ihm  unrcdit  ^eHclu;hen, 
8()  hat  er  den  Schhili  (Um-  Lchrstuiule  ruhij,'  abzuwarten,  um  in  heschcideiu-r  Weise 
seine  Rechtfertigung  vor/Aibringon."  Oldenburg.  Sch.-O.  v.  11)03:  „Der  Schüler 
hat  jeden  Ver\\  cIh  und  jede  Anordnung  des  Lehrere  in  der  Schule  ruhig  hinzunehmen ; 
es  ist  ihm  wäliiciul  der  Unterrichtsstunde  ohne  besondere  Erlaubnis  eine  Wider- 
rede nicht  gestattet.  Glaubt  er,  gegen  Strafen  cKler  Anordnungen  des  Lehrers 
mit  Grund  Kinwendungen  machen  zu  können,  .so  mag  er  siel»  nach  der  Lehrstundo 
allein  an  den  Lehrer  wenden  und  sein  Anliegen  in  bescheidener  Form  vorbringen." 
Solche  Mahnungen  sind  sehr  gut  und  sollten  in  jeder  Sdiulordnung  stehen. 
Man  vergesse  nicht,  daß  man  es  stets  mit  unreifen  Menschenkindern  zu  tun  hat, 
welche  zu  Hause  oft  genug  Vater  oder  Mutter  „über  den  Mund  fahren"  und,  dem 
natürlichen  Triebe  folgend,  älmliches  in  der  Schule  versuchen.  Und  dann  ist  ee  auch 
gut,  wenn  man  nicht  nur  dem  Schüler,  sondern  auch  vielleicht  seinen  Eltern,  auch 
manchem  „weichherzigen"  Kollegen  gegenüber,  die  sich  alle  auf  das  „Naturrecht" 
berufen  und  gegen  „Kadavergehorsam"  gleich  eifern,  einen  solchen  gesetzlichen 
Schutz  entgegenhalten  kann.  Von  „Kadavergehorsam"  kann  hier  gar  keine  Rede 
sein,  denn  alle  diese  Schulordnungen  weisen  einen  weiteren  „Beschwerdeweg"  auf: 
während  sie  in  der  Unterrichtsstunde  selbst  das  „Aufmucken"  verbieten,  lassen 
sie  doch  nach  der  Stunde,  wie  oben  gezeigt,  eine  bescheidene  Einrede  beim  Unter- 
richtenden zu,  und,  soweit  ich  feststellen  konnte,  nur  wenige  scliieben  diese  Einrede 
auf  weitere  Stunden  hinaus,  nämlich  auf  einen  Besuch  des  gekränkten  Schülers 
in  der  Wohnung  des  Oberlehrers;  die  Schulordnung  des  Königl.  Gynmasiums  zu 
Dresden  -  Neustadt  v.  189G  sagt  §  19:  „Untersagt  ist  jede  Art  von  Widerspruch 
oder  Einrede  dem  Lelirer  gegenüber  vor  versammelter  Klasse,  wie  überhaupt  vor 
Zeugen.  Glaubt  ein  Schüler,  daß  ihm  von  einem  Lehrer  unrecht  geschehen  sei, 
so  hat  er  in  dessen  Wohnung,  und  zwar  stets  im  Tone  der  Bescheidenheit,  seine 
Keclitfcrtigung  anzubringen.  Erst  wenn  dieser  Schritt  erfolglos  geblieben  ist,  ist 
die  Entscheidung  des  Rektors  anzuioifcn."  Und  in  Reuß  ä.  L.  (Sch.-O.  v.  1891, 
§  13)  hat  der  Schüler  in  Begleitung  des  Vaters  oder  dessen  Stellvertreters  den 
betr.  Lehrer  in  seiner  Wohnung  aufzusuchen.  Das  letztere,  die  Begleitung  der 
lOltern,  halten  wir  für  unzweckmäßig;  soll  es  etwa  nun  in  Gegenwart  des  Schülers 
zu  einer  Au.seinandersetzung  zwischen  dem  Lehrer  und  dem  Vater  kommen  ?  Dabei 
würde  die  Autorität  cntwe<ler  des  Lehrers  oder  des  Vatei-s  leiden.  Etwas  Gutes  hat 
diese  Anordnung  im  Gefolge:  bis  der  Schüler  die  Wohnung  aufsucht,  vergehen 
einige  Stunden,  in  denen  er  sich  selbst  prüfen  kann,  ob  ihm  wirklich  unrecht 
geschehen  ist,  und  so  beruhigt  sii-h  des  Jungen  Gemüt,  ganz  von  selbst  wird  er  be- 
scheidener, als  wenn  er  in  der  Schule,  womöglich  in  tler  Stunile  selbst,  gleich  die 
gekränkte  Unschuld  spielen  darf.  Die  sächsische  Schulordimng  gibt  dann  die  nächste 
Instanz  an:  den  Rektor;  in  anderen  Schulordnungen  geht  der  Instanzenweg  über 
den  Ordinarius,  so  in  Elsaß- Lothringen,  in  Lippe- Detmold,  in  Sat'hsen- CJotha 
u.  a. ;  in  Preußen  schreibt  nur  die  Instruktion  für  die  Ordinarien  der  Provinz  Bran- 
denburg darin  etwas  vor,  nicht  für  den  Schüler,  sondern  für  den  Ordinarius,  §  2: 
„Beschwerden  eines  Schülers  über  einen  Lehrer  anzunehmen  ist  der  Ordinarius 
niemals  berechtigt";  ebenso  die  Dienstvorschrift    für  Wärt  l  embere  vt)n  19Ü4, 
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§  25:  „Über  Straf  Verfügungen  des  einzelnen  Lehrers  kann  bei  dem  Vorstand 
(d.  h.  Anstaltsleiter),  gegen  Straf  Verfügungen  des  letzteren  oder  des  Lehrerkonvents 
bei  der  Minist^rialabteilung  Beschwerde  geführt  werden;  jedoch  ohne  aufschie- 
bende Wirkung."  —  Auch  andere  Schulordnungen  mögen  es  wohl  verbieten, 
erst  sich  an  den  Ordmarius  zu  wenden;  in  der  meist  überwiegenden  Mehrzahl  der 
Fälle  aber  hat  man  in  dieser  Hinsicht  gar  nichts  angeordnet,  so  auch  in  größeren 
Staaten:  in  Bayern,  in  Baden,  in  Hamburg,  in  beiden  Mecklenburg,  in  Olden- 
burg, im  Königreich  Sachsen  u.  a.,  auch  nicht  in  den  beiden  Großstaaten,  weder  in 
Preußen,  noch  in  Österreich,  wenigstens  nicht  für  den  gesamten  Staat.  —  Und 
so  wuchert  denn  hier  der  Usus  oder  Abusus  auf  das  wildeste. 

Es  wäre  wirklich  nötig,  daß  auch  auf  diesem  Gebiete  Klarheit  geschaffen  würde. 
Gewiß  mögen  an  kleineren  wohldisziplinierten  Anstalten  die  „Beschwerdefälle" 
der  Schüler  selten  sein,  fast  jeder  von  uns  Oberlehrern  aber  wird  es  erlebt  haben, 
daß  besonders  über  jüngere,  noch  nicht  fest  angestellte  Kollegen  in  irgendwelcher 
Art  Schüler  eine  „Beschwerde"  über  ungerechte  Bestrafung  oder  Behandlung  beim 
Ordinarius  oder  beim  Direktor  anbringen.  Auch  ältere,  sonst  wetterfeste  Kollegen 
sind  dem  Wetterwechsel  werügstens  ausgesetzt ;  teils  können  sie  selbst  natürlich  daran 
schuld  sein,  —  wer  köimte  sich  bei  dem  ungeheuren  Betriebe  einer  Mammut-  oder 
Elefantenanstalt  „verschwören",  immer  das  Richtige  zu  treffen?  —  teils  liegt  es 
auch  an  den  Schülern,  deren  Art  und  Charakter  sich  ja  ändert.  Von  den  oben  an- 
gegebenen MögHchkeiten,  die  „Beschwerde"-Lust  zu  dämpfen,  halten  wir  also  zu- 
nächst einen  Paragraphen  für  erforderlich,  der  fürs  erste  „Maulhalten"  (man  verzeihe 
den  Kasernenton !)  gebietet.  —  «Indessen  mit  dem  anderen  oben  gewiesenen  In- 
stanzenweg körmen  wir  uns  nicht  einverstanden  erklären.  Beide  Instanzen,  der 
Ordinarius  und  der  Direktor,  sind  zu  nah  und  zu  leicht  zu  erreichen.  Wir  halten 
es  für  pädagogisch  falsch,  daß  jeder  Schüler  in  der  Lage  ist,  jeden  Augenbhck 
kurze  Zeit  nach  der  „ungerechten"  Strafe  mit  wahren  oder  mit  Krokodils  tränen 
zum  Ordinarius  oder  zum  Direktor  hinzulaufen,  um  sein  Leid  zu  klagen.  Der  Schüler 
handelt  dann  im  ersten  Affekt,  und  er  soll  sich  doch  erst  prüfen,  ob  ihm  würkhch 
unrecht  geschehen  sei.  Aber  auch  das  Ansehen  des  einzelnen  Oberlehrers  wie  des 
ganzen  Standes  verträgt  es  nicht,  sich  von  einem  solchen  Jungen  sogleich  vor  ein 
höheres  Tribunal  zitieren  zu  lassen.  Oft  genug  wird  darm  noch  in  praxi  die  Form 
von  jener  höheren  Instanz  verletzt:  da  sieht  denn  der  Junge,  wie  auf  dem  Schul- 
hof oder  in  einem  Wandelgange  der  „angeklagte"  Lehrer  und  der  Ordinarius  seinet- 
wegen verhandeln ;  als  Zeugen  w  erden  in  der  Unterrichtsstunde  von  dem  Ordinarius 
sogar  andere  Schüler  über  den  Fall  verhört.  Geht  die  Beschwerde  an  den  Direktor, 
so  ist  es  schon  vorgekommen^),  daß  jener  oberste  Richter  beide,  Kläger  wie  Ange- 
klagten, zu  sich  hat  rufen  lassen,  und  da  steht  denn  nun  auf  der  einen  Seite  der 
höhere  Beamte,  Verfasser  geschätzter  Abhandlungen  über  die  Codices  Blandinii 
des  Horaz,  vielleicht  in  höherem  Alter,  auf  der  anderen  Seite  das  kurzhosige  Menschen- 

1)  Aus  der  Zeit  des  Stellenetats,  durch  den  die  Oberlehrer  sogar  in  ihrer  Besoldung  von 
dem  Anstaltsleiter  abhängig  Avaren,  kenne  ich  einen  solchen  Fall,  den  ich  nicht  etwa  am  „eigenen 
Leibe"  erfahren  habe;  an  einigen  Berliner  Anstalten  muß  das  damals  nichts  Ungewöhnliches 
gewesen  sein. 
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kirul  mit  lieimlkher  Schadenfreude!  Jedenfalls  ein  unwürdigcH  iiild !  Man  sage 
ni(  ht,  daß  auch  vor  Gericht  sich  Erwachsene  und  Kinder  als  Beklagte  und  Kläger 
gegenüberstehen  !  Ehe  es  so  weit  kommt,  gehört  denn  doch  der  fest  vorgeschriebene 
Gang  einer  Voruntersuchung  dazu.  Und  da  handelt  es  sich  um  wirklich  ernste  Sachen. 
Aber  worum  handelt  es  sich  im  Schulleben?  Um  eine  zu  kräftige,  überflüssige 
Ohrfeige,  um  einen  Tadel,  eine  Arreststrafe  wegen  „Störung",  welche  zwar  der  Kläger 
nicht  verursacht,  aber  docli  recht  störend  belacht  hat  usw.  Es  kommt  hinzu,  daß 
die  Motive,  aus  welchen  der  Ordinarius  oder  der  Direktor  solche  Sachen  annimmt, 
auch  nicht  immer  zu  billigen  sind.  Oft  spielen  sie  die  Rolle  der  Mamas,  in  deren 
Schoß  das  vom  Vater  rauh  angefaßte  Söhnchen  sich  flüchtet,  oft  ist  es  statt  der 
Weichherzigkeit  unpraktische,  theoretische  Pädagogik,  hier  und  da  spielt  gewiß 
auch  die  Sucht,  zu  regieren  und  zu  richten,  mit  hinein. 

Wie  würde  z.  B.  in  Berlin  oder  in  Städten,  an  denen  der  Sitz  eines  Provinzial- 
Schulkollegiums  ist,  ein  Direktor  es  empfinden,  wenn  ein  Tertianer,  aufgeregt  über 
„ungerechte"  Strafe  seitens  des  Direktors,  nach  dem  Schulschluß  des  Vormittags 
heulend  auf  das  Provinzialschulkollegium  liefe  und  den  betr.  Schulrat  um  Schutz 
anflehte,-  und  wenn  dann  der  Pro v.- Schulrat  deswegen  den  Direktor  zu  sich 
kommen  ließe? 

Dies  ist  die  notwendige  Konsequenz  aus  unserer,  in  dieser  Sache  so  unwürdigen 
amtlichen  Stellung  dem  Anstaltsleiter  gegenüber.  Diese  Stellung  datiert  aus 
der  Zeit  her,  da  wir  noch  Subalternbeamte  waren  und  der  Anstaltsleiter 
eo  ipso  schon  Rat  4.  Klasse  (seit  1843),  also  eine  „tiefe  Kluft"  zwischen 
uns  und  ihm  gähnte,  und  ist  in  der  Ära  der  „Reaktion"  festgehalten 
worden. 

Gewiß  —  auch  dem  unreifen,  unerwachsenen  Zöglinge  soll  sein  Recht  geschehen. 
Aber  ein  W'eg  muß  gefunden  werden,  der  das  Ansehen  des  einzelnen  Ober- 
lehrers, wie  das  der  Gesamtheit  des  Oberlehrerstandes,  der  so  schon  leidet, 
weil  er  nur  über  Unerwachsene  Rechte  hat,  genügend  schützt,  und  dieser  Weg 
muß,  wie  gesagt  ist,  auch  aus  erzieherischen  Gründen  eingeschlagen  werden;  man 
gehe  von  der  einzig  richtigen  Vorstellung  aus,  daß  der  Oberlehrer  gerade  beim 
Strafen  in  erster  Linie  kraft  seines  Amtes  handelt,  wie  der  Richter,  der  ja  auch 
(freilich  nicht  als  Hauptzweck)  erzieherisch  wirken  will.  Und  beider  Urteil  stehe 
zunächst  fest,  eben  als  Urteil,  als  Ausfluß  des  staatlichen  Auftrages.  Des  Richters 
Urteil  kann  ja  weder  durch  einen  Amtsgenossen,  noch  durch  den  unmittelbaren  Vor- 
gesetzten aufgelioben  w  erden.  So  nehme  man  folgende  Sätze  in  die  Schulordnung  auf : 
1.  Eine  etwaige  Beschwerde   eines  Schülers   über   unberechtigte   Bestrafung 

seitens  eines  Lehrers  ist  nur  auf  schriftlichem*)  Wege  durch  die  Eltern 

entweder  bei  dem  Direktor  oder  bei  der  vorgesetzten  Behörde  einzureichen. 

Diese   hat   für   die   Strafe   keine   aufschiebende  Wirkung    (wie  §  25   der 

Württembergischen  Schulordnung). 

1)  Die  dagegen,  z.  B.  von -Matsclioß  gemachten  Kinwände  sind  nicht  Htichhaltig.  .\uch  dies 
„Beschwerderecht"  der  Schüler  atAmmt  au9  einer  Zeit,  da  die  Lehrer  noch  nicht  einmal  Staats- 
beamte, jedenfalls  von  dem  .\n.>*taltsleitor  durchaus  al>hängig  waren,  vgl.  „Biälter  für  höheres 
Schulwesen",  1909,  Nr.  11. 


150  ll^-   l^fis  höhere  Lehramt. 

2.  Stellt  es  sich  heraus,  daß  die  Aussagen  des  Schülers,  die  zur  Beschwerde 
führten,  leichtsinnig  und  grundlos  waren,  so  kann  der  Schüler  bestraft 
werden. 

3.  Wenn  ein  Schüler  einem  Lehrer  gegenüber  mit  Beschwerden  droht,  so  ist 
der  Schüler  streng  zu  bestrafen. 

Natürlich  vorher  gehe  ein  Paragraph,  wie  die  oben  genannten  für  Hessen,  Olden- 
burg, Sachsen -Altenburg  usw.  —  es  ist  ja  das  beste  und  zeugt  von  Vertrauen, 
weim  der  Junge  sich  selbst  nach  der  Stunde  bescheiden  an  den  Lehrer  wendet. — 
Ich  bezweifle  zwar,  ob  meine  Vorschläge  vielfache  Zustimmung  finden,  man  fürchtet 
eine  Vermehrimg  der  Schreiberei,  aber  gerade  dieser  etwas  langsamere,  umständ- 
hchere,  doch  reiflich  zu  überlegende  Weg  wird  selten  eingeschlagen  werden; 
leider  w  ird  es  ab  und  zu  w  eder  dem  Oberlehrer  noch  dem  Anstaltsleiter  angenehm 
sein,  daß  die  Behörde  sich  „hineinmische",  einen  Einblick  in  unerwünschte  Vor- 
kommnisse gewönne  und  so  bedenkliche,  übertriebene  Schlüsse  auf  den  Zustand 
der  Schule  ziehen  könnte.  Nun,  wer  solche  Besorgnisse  hat,  der  waltet  seines 
Amtes  schlecht! 

Mancherlei^)  heße  sich  ja  noch  über  Schulordnungen  sagen.  Moralische  Er- 
mahnungen sollten  am  Anfang  nicht  fehlen,  wie  schon  oben  gesagt,'^ aber  sie  sollten 
knapp  und  kurz  sein;  die  Bayerische  DiszipUnarordnung  leistet  sich  darin  des 
Guten  zu  viel!  Andere,  wie  Elsaß-Lothringen  (aber  erst  §  12),  verfahren  besser: 
„Jeder  Schüler  ist  verpflichtet,  innerhalb  wie  außerhalb  der  Schule  die  Gebote  des 
Anstandes  und  der  guten  Sitte  zu  befolgen.  Den  Lehrern  der  Schule  ist  er  Gehor- 
sam und  Ehrerbietung  schuldig."  —  Wenn  dies  ethische  Moment  am  Anfang  ganz 
fehlt,  so  scheint  mir  dies  nicht  richtig  zu  sein;  natürlich  wird  eine  Schulordnung 
sonst  viel  Äußerhchkeiten  enthalten,  außer  den  kurzen  Kapiteln:  Verhalten  der 
Schüler  in  (darunter  die  obigen  Paragraphen)  und  außerhalb  der  Schule,  Bestim- 
mungen über  Anmeldung,  Aufnahme,  Abmeldung,  wo  so  etwas  allgemein  ange- 
ordnet ist,  die  Stufenfolge  der  Strafen  (so  in  Baden,  Oldenburg),  Versetzungsordnung 
(die  jetzt  in  Preußen  geltende  bleibe  allerdings  Heber  fern!),  den  Paragraphen  über 
Entfernung  unfähiger  und  ungeeigneter  Schüler,  Ferienordnung,  Höhe  des  Schul- 
geldes, über  Schülerbibliothek,  Verhalten  bei  ansteckenden  Krankheiten  u.  a., 
zuletzt  (auf  einem  perforierten  Blatte)  einen  Satz  wie  in  Oldenburg:  „Vorstehende 
Schulordnung  erkenne  ich  hiermit  als  verbindlich  für  mich  und  meinen  .  .  .,  Schüler 
des  Gymnasiums  zu  . . .,  an."  Unterschrift  des  Vaters;  diese  abzutrennende  schriftliche 
Versicherung  kommt  dann  zu  den  Akten. —Alles  sei  hübsch  übersichthch,  nach  größeren 
Hauptteüen  disponiert,  nicht  eine  bloße  Aufeinanderfolge  von  ca.  30 — 40  Paragraphen, 
wie  ich  es  auch  gesehen  habe !  —  Was  Preußen  anbelangt ,  so  mögen  die  Philologen- 
vereine jeder  Provinz  dafür  sorgen,  daß  nach  dem  Vorgange  Pommerns^)  eine  für 
die  ganze  Provinz  geltende  Schulordnung  aufgestellt  und  eingeführt  werde;  wie 
in  Hessen  und  in  der  Provinz  Pommern  sei  es  dann  gestattet ,  daß  jede  Anstalt  an 
diese  allgemeine  Schulordnung  mit  Genehmigung  der  Behörde  nach  ihren  besonderen 

1)  Über  einen  sehr  wichtigen  Punkt  dieser  Schulordnungen  vgl.  das  sehr  lesenswerte  Buch 
von  Max  Nath,  Schülerverbindungen  und  Schülervereine.     Teubner.     1906. 

2)  Möglicherweise  haben  auch  andere  preußische  Provinzen  allgemeine  Schulordnungen. 
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Verhältnissen  einige  zusiitzlielie    He.stininiun^'cn   nuielit.  Wie  erreicht   man  es. 

daß  solche  geschriebenen  (Jesetzo  nun  allniählicl»  /,u  „unbeschriebenen"  werden? 
Fast  überall  heißt  es,  daß  der  Direktor  am  Anfang  jedes  Schuljahres  diese  „Kriegs- 
artikel" vorlesen  soll.  Hoffentlich  wird  das  nicht  wörtlich  befolgt,  denn  solches 
Ablesen  von  20—30  Para<,Maphen  in  der  Aula  wirkt  ermüdend,  nur  die  Rauch- 
und  Trinkverbote  erregen  einige  Heiterkeit.  Besser  ist  die  IJekanntmachung  vor 
wenigeren  Schülern  durch  den  Ordinarius;  einen  gangbaren  Weg  schlägt  Anhalt 
ein  (Krüger,  S.  18'J,  Vfg.  v.  8.  5.  1890):  „Die  Klassenordinarien  haben  demnächst 
dafür  zu  sorgen,  daß  alle  Schüler  ...  im  Besitz  der  Schulordnung  sind,  zu  welchem 
Zwecke  es  sich  empfiehlt,  daß  dieselben  etwa  zu  Beginn  eines  jeden  Schuljahres 
zu  einer  von  ihnen  bestimmten  Unterrichtsstunde  die  Schulordnung  mitzubringen 
und  vorzuzeigen  haben." 

Möge  man  meine  hier  gemacliten  Vorschläge  von  zwei  Gesichtspunkten  aus 
betrachten:  1.  es  soll  der  wild  wuchernde  Usus,  der  nach  meiner  Überzeugung 
der  schlimmste  Schädhng  in  unserem  höheren  Schulleben  ist,  ausgerottet  werden; 
2.  es  soll  dem  gesamten  Oberlehrerstande  in  seinem  Amte  mehr  Ansehen  und  Festig- 
keit gegeben  werden;  man  vergesse  nicht,  daß  alles,  was  unserer  Autorität  entgegen- 
arbeitet, auch  dem  Unterricht  und  der  Erziehung  Abbruch  tut,  daß  dagegen  alles, 
was  jene  stützt,  auch  diese  beiden  fördert. 

Füllung  der  höheren  Schulen. 
Dies  Kapitel  gehört  nicht  gerade  zu  den  erfreulichsten  für  die  Inhaber  des 
höheren  Lehramtes.  All  die  schönen  Worte  von  Besserung  und  Hebung  der  höheren 
Schule,  von  Verwirkliclumg  einer  Individualpädagogik,  von  der  Pflege  einer  Schul- 
hygiene müssen  eben  Worte  bleiben,  solange  man  nicht  die  nötigen  Gelder  flüssig 
macht,  um  die  überfüllten  Schulen  und  Klassen  zu  teilen.  „Fangt  hier  die  Schul- 
reform an",  könnte  man  sagen,  „schafft  uns  kleinere  Schulen  und  kleinere  Klassen, 
und  fast  alle  Klagen,  die  die  Schulreform  herbeigeführt  haben  und  noch  nach  mehr 
„Reformen"  schreien,  werden  alsbald  verstummen,  wie  dies  z.  B.  betr.  der  Über- 
bürdung das  unten  näher  zu  besprechende  Gutachten  der  „Königl.  Preußischen 
Wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medizinalwesen"  längst  festgestellt  hat. 
Verlangt  nicht,  daß  man  im  Massenunterricht  Individualpädagogik  treibe;  wer 
50  Sextaner  oder  Quartaner,  40  Sekundaner,  80  Primaner  während  der  Unterrichts- 
stunden „individuell"  erziehen  will,  gehört  zumeist  zu  den  unpraktischen,  schlechten 
Pädagogen,  die  in  grauen  Tlieorien  befangen  sind;  bei  solcher  Überfülle  In- 
dividualpädagogik anwenden,  heißt  mit  feiner  Damaszenerklinge 
gegen  Panzerplatten  fechten,  und  Ad.  Matthias  fordert  mit  Recht 
„  Hataillonspädagogik". 

a)  Vorlügunpcn  nnd  Fordornngcn. 

Sehr  chaniktcristiscli  sind  IiIcm-  folgende  vorweg  zu  nehinonde  Tatsachen :  1.  Es 
gibt  Staaten,  welche  über  die  höchstzulässige  Besuchsziffer  teils  ganzer  Anstalten, 
teils  einzelner  Klassen  überhaupt  keine  Normen  aufgestellt  haben.  2.  Dort,  wo 
solche  Normen  vorhanden  sind,  werden  sie  einfach  ignoriert.    3.  Vorsichtsmaßregeln 
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gecon  dix'h   leicht    eint  rot  endo   ÜlHnfüllunfX,   wie   sie   z.  B.   Reserveklassen  böten, 
Imt  niaii  so  gut  wie  nirgends  getroffen. 

Folgende  Staaten  haben  klüglicherweise  die  Höchstziffer  gar  nicht  bestimmt: 
Sachsen-Altenburg,  Anhalt  (ein  Staat,  der  sonst  bekannthch  sich  durch  ein 
sehr  detailliertes  Schulsystem  auszeichnet),  Braunschweig,  Sachsen-Coburg, 
Hamburg,  Lippe-Detmold,  Mecklenburg-Schwerin, Oldenburg, Sachsen- 
Weimar.  Württemberg  u.  a.  Dagegen  haben  Bayern,  Bremen,  Baden, 
Preußen,  Österreich  eine  Höchstziffer  aufgestellt  (gewöhnlich  nach  den  3  Klassen- 
gruppen der  Unter-,  Mittel-  und  Oberklassen),  die  nicht  übei-schritten  werden  soll. 
In  einigen  Staaten  haben  sich  jedoch,  trotzdem  eine  behördlich  festgesetzte 
Maximalzahl  nicht  existiert,  in  der  Praxis  gewisse  Grenzen  gebildet,  so  vor  allem 
in  Hessen  und  W^ürttemberg. 

Indem  wir  an  erste  Stelle  diejenigen  Staaten  bringen,  deren  Maximalziffern 
die  niedrigsten  sind,  ergibt  sich  folgende  Reihe: 

Hessen 30  30  40^) 

Elsaß-Lothringen 30  30  40^) 

Bremen 36  36  40'') 

Königreich  Sachsen    ....     30  40  40*) 

Württemberg 30  40  40^) 

Baden 30  40  45^)  (auch  höher) 

■p       r,    .     T  QH    (i°  Prima  Af)    (in  Tertia  c/^7\  (in  Quinta 

KeulJ   J.    L. ÖU   ^    Sekunda)       ^^    u.  Quarta)  ^^  )  u.  Sexta) 

Preußen 30  40  50^) 

(„ausnah ms w.  auch:  .    .     40  50  50") 

Bayern      .35  45  50^) 

Österreich 50  50  W) 

1)  Für  Hessen  m  praxi  vgl.  die  Tabelle  unten. 

2)  „Allgemeine  Vorschriften  für  die  höheren  Schulen  in  Elsaß-Lothringen"  1883;  vielleicht 
jetzt  nicht  mehr  gültig. 

3)  Für  Bremen  sind  diese  Höchstzahlen  1887  nur  für  die  siebenstufigen  Realschulen  fixiert, 
für  die  Vollanstalten  gibt  es  jetzt  keine,  doch  vermeidet  man  tunlichst  auch  hier  die  Überschreitung 
dieser  Zahlen,  besonders  von  30  in  der  Oberprima. 

4)  cf.  Gesetz  über  die  Gymnasien  von  1876,  §  11;  wenn  diese  Zahlen  „dauernd"  überschritten 
werden,  so  soll  dieselbe  zerlegt  werden;  „dauernd"  ist  später  als  ein  „zweijähriger  Zeitraum" 
erklärt  worden.     (Kretzschmar  S.  22.) 

5)  In  Württemberg  sind  diese  Zahlen,  die  die  Praxis  geliefert  hat,  in  Erlässen  an  Gemeinden 
öfters  angegeben;  cf.  die  Tabelle  unten. 

6)  cf.  Schulordnung  von  1904  für  Baden,  §  6:  „Übersteigt  die  Schülerzahl  in  den  drei  unteren 
Jahrgängen  45,  in  den  drei  folgenden  40  und  in  den  drei  obersten  30,  so  soll  eine  Teilung  der  betr. 
Klasse  eintreten.  Aus  besonderen  Gründen  kann  die  Oberschulbehörde  auf  unbestimmte  Zeit  die 
Vereinigung  einer  größeren  Schülerzahl  in  einer  Klasse  anordnen  oder  gestatten. "  —  Statt  der  „un- 
bestimmten" Zeit  wäre  besser  eine  fest  umgrenzte,  wie  oben  in  Sachsen,  2  Jahre,  angegeben  worden. 

7)  Reuß  j.  L.     Regulativ  für  das  fürstliche  Gymnasium  in  Schleiz,  §  3. 

8)  Für  Preußen  gültig  Verf.  vom  28.  Febr.  1867  und  28.  April  1897  (Beier  S.  133).  In  dem 
Schluß  der  ersten  Verfügung  wird  bemerkt,  daß  „bei  hinreichendem  Raum  auch  in  den  mittleren 
Klassen  ausnahmsweise  eine  Frequenz  von  50  und  in  den  oberen  eine  solche  von  40  zulässig  sei". 

9)  cf.  Schulordnung  für  die  human.  Gymnasien  und  die  Realgymnasien  in  Bayern,  §  3. 
10)  Für  Österreich  vgl.  Mayrhofer-Pace  IV,  S.  950. 
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Was  sagen  tlii-  Srhiilliy^iitiukt  r?  In  Kotclnuinim  „Zeitschrift  für  S<hulgo«und- 
lioitspflcge"   1899  S.  GU8  wird  f(.lL'eM<le    labelle  aufgestellt: 

Normal       Maximal 

Untere  KJasscn     .    .    .     .'{0  .i"» 

Mittlere  Klassen    .    .    .      2.')  30 

Obere  Klassen   ....      20  25 

und  da7Ai   wird   bemerkt:   bei    t*berselireitung  der  Nornialzahl  kann  die   Klasse, 

bi'i  Überschreitung  der  Ma.xinuilzahl  muß  sie  geteilt  werden. 

Wenn  vom  liygienischen  Standpunkt  solche  Forderungen  gestellt  werden,  so 
i.st  es  selbstverständlich,  daß  andere,  damit  eng  zusammenhängende  a  priori  erfüllt 
sind,  nämlich  die  der  Größe,  Höhe,  Breite  des  Klassenzimmers,  die  einer  guten 
Ventilation  u.  a.*)  Einseitig  vom  gesundheitlichen  Standpunkt  aus  betrachtet, 
köimten  die  obigen  Zahlen  in  Kotelmanns  Zeitschrift  sogar  unter  Umständen 
erhöht  werden,  in  einer  gut  ventilierten  hohen  und  hellen  Aula  können  70 — 80 
Schüler  sitzen,  ob  sie  aber  mit  Erfolg  unterrichtet  werden  können,  ist  eine  ganz 
andere  Frage;  daher  werden  rein  pädagogische  Erwägungen  hier  Tnehr  den  Aus- 
schlag geben. 

Tatsächlich  sind  Wünsche,  welche  bedeutende  Herabminderung  der  preußischen 
Ma.xi malzahlen  verlangen,  schon  in  der  Dezemberkonferenz  1890  (Verhandlungen 
S.  415)  kräftig  genug  ausgesprochen  worden:  keine  höhere  Lehranstalt  solle  mehr 
als  400  Schüler  haben;  die  Maximalzahl  50  sei  viel  zu  hoch,  40  und  30  müßten 
diese  Zahlen  lauten  (S.  406ff.),  und  in  den  Verhandlungen  von  1901  (S.  191)  wurden 
die  Beschlüsse  der  Dezemberkonferenz  über  die  Beschränkung  der  Höchstzahl 
der  Schüler  in  Erinnerung  gebracht !  Endlich  steht  unter  den  Wünschen  der  preußi- 
schen Delegiertenkonferenz  von  1904  (s.  Kunzes  Kalender  1906,  S.  LI)  Nr.  7:  „Die 
Schülerzahl  der  Oberklassen  darf  25,  die  der  Mittelklassen  30,  die  der  Unterklassen 
40  in  der  Regel  nicht  übersteigen.  Unter  einem  Direktor  dürfen  nicht  mehr  als 
500  Schüler  stehen."  —  also  bescheidener  als  die  der  Konferenz  von  1890.  Schließen 
möchtenwir  diesen  Abschnitt  mit  den  Worten  von  Burgerstein-Netohtzky  a.a.O.  (Jena 
1902)  S.  531:  „Die  Behebung  der  vielfach  bestehenden  Übelstände  ist  eine  reine 
Geldfrage."  Meist  denkt  man  dann  sofort  an  Eröffnung  neuer  Lehranstalten 
mit  einer  entsprechenden  Zahl  von  Oberlehrerstellen.  Das  wäre  allerdings  sehr 
kostspielig,  und.  da  es  doch  nicht  sofort  geschehen  könnte,  würde  es  einer  Über- 
füllung zunächst  gar  nicht  abhelfen.  Wir  hoffen,  weiter  unten  zwei  Möglichkeiten 
zeigen  zu  können,  wie  einer  augenblicklichen  Notlage  ohne  Neugründung  von 
Schulen  gesteuert  werden  kann,  wenn  nur  beim  Bau  der  Schulen  selbst  von  Anfang 
an  auf  solche  Frequenznöte  Rücksicht  genommen  wird. 

Am  schlimmsten  scheint  es,  was  die  zulässig  höchste  Frequenz  anbelangt,  in 
Österreich  zu  stehen.  Eine  recht  alte  Ministerialverfügung  vom  11.  März  1857 
besagt:  1.  Die  Anzahl  der  Schüler  einer  Kla.sse  darf  nicht  über  50  betragen.  2.  Da, 
«o  die  Schülerzahl  dieses  Maximum  übersteigt,  ist  eine  solche  Klasse  in  zwei  Ab- 

1)  Vgl.  Burgerstein-Nctolitzky.  Handbuch  der  Schulhygiene.  2.  .Aufl.  Jona  1002.  S.  531. 
—  Bapinsky-Janke.  Handlnich  der  Schulhygiene.  X  .Aufl.  180S.  I.  S.  216.  —  Wchmer.  Enzyklo- 
pädisches Handbuch  der  Schulhygiene.     1904.     S.  656  und  726. 
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tcilungen  aufzulösen.  \\i'li-hi\  solange  das  l>odürfnis  dauert,  als  Nebenklassen 
nebeneinander  zu  bestehen  luiben.  -  Naelideni  ein  zweiter  Ministerialerlaß  vom 
2.  Juni  desselben  Jahres  diese  angeordnete  Maßregel  als  „eine  Erleichterung  und 
Förderung  des  UntciTichtserfolges"  hingestellt  hat,  bestimmt  ein  dritter,  kurz 
darauf  folgender,  österreichischer  Ministerialerlaß  vom  20.  Juli  desselben  Jahres, 
„es  verstehe  sich  von  selbst,  daß  die  Eröffnung  von  Parallelklassen  sowohl  von  der 
konstanten  und  merklichen  Überschreitung  obiger  Maximalzahl,  als  auch  von 
der  Möghchkeit  abhängig  ist,  die  für  diese  Abteilungen  erforderlichen  Lokalitäten 
und  Lehrkräfte  beizustellen",  und  fügt  hinzu,  daß,  „wenn  an  einzelnen  Gymnasien 
oder  Klassen  die  als  Regel  festgesetzte  Schülerzahl  nur  von  wenigen  Schülern 
überscliritten  wird,  es  nicht  angezeigt  sei,  deshalb  schon  Parallelklassen  zu  er- 
richten, und  z^\■a^  um  so  weniger,  wenn  es  sich  bloß  um  die  erste  Klasse  (Sexta) 
handelt,  wo  von  den  im  Anfange  des  Schuljahres  aufgenommenen  Schülern  nach 
der  bisherigen  Erfahrung  immer  mehrere  schon  am  Schlüsse  des  ersten  Semesters 
austreten." 

In  der  Folgezeit  scheinen  wirklich  weitere  Erlässe  nicht  ergangen  zu  sein. 

In  Bayern  gilt  §  3  der  Bayerischen  Schulordnung  für  die  Gymnasien:  „Die 
Gesamtzahl  der  Schüler  eines  humanistischen  Gymnasiums  soll  600  nicht  über- 
steigen." In  dem  parallelen  Paragraphen  der  Schulordnung  für  die  Realgymnasien 
in  Bayern  fehlt  dieser  Satz.  In  Preußen  ist  eine  Maximalfrequenz  für  eine  ganze 
Anstalt  auch  nicht  angegeben,  wemi  man  auch  in  der  Ministerialverfügung  vom 
31.  März  1882,  betr.  die  Einführung  der  revidierten  Lehrpläne,  sich  tadelnd  darüber 
ausspricht,  daß  an  mehr  als  einem  Viertel  der  höheren  Lehranstalten, 
ungerechnet  die  Vorschulklassen,' die  Gesamtfrequenz  von  400 — 700  und  darüber 
reiche. 

In  Preußen  hat  über  die  Höchstzahl  der  Schüler  in  den  Klassen  eine  Ministerial- 
verfügung vom  28.  Februar  1867  gehandelt:  „aus  pädagogischen  und  didaktischen 
Gründen  soU  sie  50  für  die  unteren,  40  für  die  mittleren,  30  für  die  oberen  Klassen 
sein."  Am  Schluß  dieser  Verfügung  wird  zwar  von  den  „vorkommenden  maß- 
losen Überschreitungen  vorerwähnter  Maximalzahlen  für  sämtliche  Kategorien 
höherer  Lehranstalten"  gesprochen,  aber  leider  bemerkt,  daß  „bei  hinreichendem 
Raum  auch  in  den  mittleren  Klassen  ausnahmsweise  eine  Frequenz  von  50  ( !) 
und  in  den  oberen  eine  solche  von  40  (!)  zulässig. sei".  Eine  jüngere  Verfügung 
vom  28.  April  1897  verordnet  dann  wieder  eindringender,  „daß  Überschreitungen 
der  .  .  .  Höchstzahlen  mit  Entschiedenheit  fernzuhalten  seien,  und  daß,  wo  einer 
Überfüllung  .  .  .  nicht  vorgebeugt  werden  kann,  rechtzeitig  die  geeigneten  Maß- 
nahmen zu  ergreifen  seien,  um  die  Teilung  der  Klassen  herbeizuführen,  auch  daß 
solche  Über.schreitungen  bei  der  Einreichung  der  Frequenztabellen  in  Zukunft 
stets  besonders  zu  erörtern  seien". 

Höchst  interessant  ist  in  dieser  Hinsicht  das  „Gutachten  der  Königl.  Preußi- 
schen Wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medizinalwesen  vom  19.  Dez.  1883, 
betr.  die  Überbürdung  der  Schüler  in  den  höheren  Lehranstalten";  in  dem  Ab- 
schnitt IV:  „Gutachthche  Äußerung  über  die  einzelnen  ursächhchen  Momente 
einer   Überbürdung"   wird  als   eine  der  ersten   Ursachen  die   Überfüllung  der 
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einzelnen  ScIi  u  1  k  lassen  ^'cnuntit.  Die  für  l'rriiücii  ;,'cltcii(|<-ii  Bcs(iiiirmirij,'cn, 
wonach  die  Maxiinalzahlen,  wio  oben  gezeigt,  60,  40,  30  sein  sollen,  würden  an 
sich  schon  als  „wcitf^chende"  genannt,  aber  aus  den  der  Deputation  vorliegenden 
Frequenzlisten  von  1S7U — 1881  nuiüte  von  ihr  gesehlosHen  werden,  daU  an  einer 
größeren  Zahl  von  Anstalten  diese  Maxi  inal/.ahlen  erheblich  ii  Ix'rschri  tten 
wurden.  Am  Sehluli  dieses  Abschnittes  wird  dann  als  Abhilfe  für  die  daraus  sich 
ergebenden  (^beistände  auf  Württeniberf^  untl  Sachsen  hinj^'c wiesen,  uo  (li<' 
Maximalzahl  für  dit;  unteren  Klassen  auf  4U  normiert  sei. 

b)  TatHiU'hliche  Froquonz. 

Vei"suchen  wir  uns  nun  ein  HiUl  tlavon  /.u  machen,  wie  solche  Anforderungen 
die  Wirklichkeit  beeinflussen,  d.  h.  wie  die  Frequenzverhültnisse  in  einzelnen 
Staaten  sich  danach  gestaltet  haben.  Wir  können  hier  nur  sehr  unvollständig  sein, 
da,  wie  gesagt,  viele,  auch  größere  Staaten,  sich  wohl  hüten,  eine  statistische  Über- 
sicht jährlich  zu  veröffentlichen,  und  so  müssen  wir  uns  begnügen,  die  augen- 
blicklichen Schülcrzahlen  in  den  Klassen  (das  ist  die  Hauptsache)  und  in  ganzen 
Anstalten  für  1.  Hessen,  2.  Königreich  Sachsen,  3.  Württemberg,  4.  Baden,  5.  Bayern, 
t).  Preußen  und  7.  Österreich  (nur  Berlin  und  Wien  nach  Klassenfrequenzen),  8.  die 
Hansastädte,  9.  Braunschweig  und   10.  Anhalt  anzuführen. 

1.   Hessen. 

Im  Großherzogtum  Hessen  werden  herausgegeben  „Mitteilungen  der  groß- 
herzoglich  hessischen  Zentralstelle  für  die  Landesstatistik".  Das  Januarheft  1906 
gibt  eine  übersieht  über  die  Besuchsziffer  ganzer  Anstalten  (s.  S.  156). 

Von  1 1  Gymnasien  überschreitet  keins  die  Maximalziffer  von  500,  wohl  aber  das 
Realgymnasium  zu  Darmstadt  (656)  und  sämtliche  Oberrealschulen,  von 
denen  eine  (Mainz)  sogar  878  zählt,  übrigens  kommen  möghcherweise  hier  und  da 
noch  V^oi-scliüler  hinzu.  —  Von  den  19  höheren  Schulen  sind  (>  übermaximal: 
1  Elefant cnanstalt  (über  500),  5  Mammutanstaltcn  (über  600).  Aus  der  Tabelle 
über  die  Klasscnfrequenz  ist  ersichtlich,  daß  sehr  viele  Klassen  (rund  17)  existieren, 
die  dreifach  geteilt  sind,  4  Klassen,  die  vierfach  geteilt  sind.  Am  stärksten  be- 
völkert und  am  meisten  überfüllt  sind  die  Oberrealschulen.  Bemerkt  sei,  daß.  an 
dem  preußischen  Maßstabe,  wie  auch  an  ciem  österreichischen  gemessen  (die  Maximal- 
/ahlen  sind  50— 40(50)  -30(40)  bzw.  50—50—50).  in  Hessen  überfüllte  Klassen 
überhaupt  nicht  vorhanden  sind.*) 

1)  .Ahsichllich  liiilx-n  wir  es  iintorliussoii,  die  „iilM-rfüiltcii  Klassen  iilM-rall  zu  iH-zeirlinen". 
es  gibt  kein  Kinheitsmaß  für  die  Staaten;  wenn  wir  das  unten  S.  Is"  nngepel)ene  anleju'n  wimien, 
würden  sehr  viel  Klassen  ala  iilH>nnaximal  sich  herau.sstellen.  In»  allgenioinon  .sind  von  den 
oberen  Klassen  diejenigen,  die  ül)or  30  oder  nahezu  .'W  IuiIkmi.  unterstriohen.  von  den  niittlrn<n. 
die  nuid  4(»,  von  den  unteren,  die  nO.  (larülK<r  oder  nahezu  50  Schüler  iialHMi.  Auch  waren 
wir  niclit  imstande,  die  Statistik  nach  demselln^n  Jalire  zu  geben.  Nur  für  Bayern  halx'n 
wir  die  schon  von  Schlittenbauer  gemachten  SchliLs.se  uns  angeeignet.  -  Mich  dünkt,  ein 
kurzer  Blick  in  die  TaU'llen  allein  genügt  zu  Folgerungen.  Weit<'res  mögen  gewiegte 
Statistiker  tunl 
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111.  Das  höheiv  Lehramt. 


Maxinialzalilen:  80  —  80  —  40.     Bestand  vom  15.  Mai  lOOG.i) 
Nach  privatim  gemachten  Zusammenstelhingen. 


\I 

^ 

IV 

lllb 

III  a 

IIb 

IIa 

Ib 

la 

Sa. 

Bemerkungen 

I.   Gymnasien. 

Die  römischen 
Ziffern    (II,   111) 

1.  Darmstadt. Lud- 

hinter den 

wig  Georgs-Gj-m- 

arabischen      be- 
deuten  die  Zahl 

mvsium 

der  Parallel- 

Ost^rkla«sen  . 

29 

24 

34 

.'!2 

28 

28 

32 

14 

23 

244 

klassen. 

Herbst  klasscn 

22 

22 

19 

23 

19 

24 

19 

19 

16 

183 

•J.  Darmstadt, Neues 

Hier  und  da  sind 

Gj-mna^ium    .    . 

22 

19 

35 

29 

25 

19 

21 

29- 

17 

216 

noch  einige 

Schülerinnen    in 

den  Klassen. 

3.  Bensheim    .    .    . 

38 

43 

31 

31 

23 

31 

22 

23 

27 

269 

4.  Offenbach   .    .    . 

36 

27 

26 

27 

20 

24 

20 

17 

23 

220 

5.  Gießen     .... 

43 

29 

41 

30 

36 

29 

32 

28 

30 

298 

6.  Büdingen    .    .    . 

20 

29 

15 

21 

15 

27 

24 

19 

23 

193 

7.  Friedberg    .    .    . 

23 

25 

36 

33 

32 

28 

15 

8 

10 

210 

8.  Laubach  .... 

9 

6 

8 

17 

10 

9 

15 

11 

8 

93 

9.  Mainz,       Oster- 

gymnasium     .    . 

73 II 

57 II 

71 II 

4611 

58 II 

35 

27 

40 

37 II 

409 

10.  Mainz,     Herbst- 

gymnasium    .    . 

29 

30 

36 

34 

28 

34 

26 

22 

14 

253 

11.  Worms     .... 

39 

31 

31 

35 

15 

22 

19 

16 

23 

231 

IL  Real- 

gymnasien. 

1.  Darmstadt  .    .    . 

103 III 

102 III 

91 III 

73 III 

66 II 

60 II 

49 II 

51 II 

55 II 

656 

2.  Gießen     .... 

36 

23 

28 

42 

29 

21 

23 

30 

22 

254 

3.  Mainz 

58 II 

45 II 

56 II 

49 II 

34 

51 II 

30 

16 

20 

359 

IIL  Ober- 

realschulen. 

1.  Darmstadt  .    .    . 

100 III 

116III 

112 III 

112III 

94III 

95 III 

51 II 

39 II 

42 II 

761 

2.  Offenbach    .    .    . 

114III 

117III 

128  R' 

100 III 

65 III 

55 II 

27 

28 II 

13 

647 

3.  Gießen     .... 

.5711 

86 II 

79 II 

103 II 

54 II 

72 II 

23 

22 

24 

520 

878 

4.  Mainz 

161IV 

150 IV 

167 IV 

133 III 

97III 

111 III 

123 III 

28 

18 

0.  Worms     .... 

113II 

127 II 

85II 

85 II 

59 II 

81 II 

31 

18 

10 

613 

1)  Es  erschien  überflüssig,  dies  ursprünglich  im  „Ergänzungsbande  1907"  gegebene  Zahlen- 
material zu  ändern.  Stichproben  haben  ergeben,  daß  an  den  1907  angenommenen  Zahlen  sich 
nur  wenig  geändert  hat,  ja  daß  die  Überfülle  nur  noch  gewachsen  ist.  Auch  würden  die  für 
1908/9  gültigen  Zahlen  schon  im  folgenden  .Jahre,    1910,   ungültig  .sein. 
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2.  Königreich  Sachsen. 

>hixiinHlzahlen:  30  —  40  --  40.     Bestand  vum  31.  Uklober  l'JOO. 

üindtagsverhandlungcn  von  1905/6.     lierichto  dor  11.  Kammer  Nr.  IKS. 


Namen  der  .\nstnlt 

la 

Ib 

Ha 

|,n, 

lila 

1111. 

IV 

V     1    VI 

Sa. 

Bemerkungen 

(Jyrannsion. 

Die  römUclien 
/.illerndl.  IIDhin- 

1.  I..ündesschule 

i 

t<r   d<n  arabliicben 

(Jrimma  .    .    .    . 
•J.  bindesschule 
•Meißen     .    .    .    . 

24 
2P 

25 
i 

21 

21 

26 

20 
22 

29 

21 
27  11 

26 

24 
22 

30 

329 
73 

40 II 

40 II 

4111 

160 

141 

270 

t>eziiclincn  die  An- 
zahl der  Parallel- 
klaascD. 

.J.  liautzen  .    .    .    . 

24 

4.  Chemnitz 

.'31 II 

48 II 
41II 

40II 
66  III 

53 II 
64  III 

59 II 
72  III 

ÖII 
68 II 

66 II 
67II 

72  II 

65 II 

7611 
7211 

620 

5.  Dresden-Neust.  . 

47 II 

().  Freiberg  .... 

20 

23 

29 II 

44 II 

43 II 

41 II 

31 

33 

40 

.•504 

7.  Ix-ipzig     (König 

.\lbert-Clymn.) 

39 II 

52 II 

69 III 

51 III 

73 III 

93 III 

107III 

71 II 

103  III 

658 

8.  Leipzig  (Königin 

(^rola-Gymn.) 

23 

21 

32 

25 

25 

51 II 

56 II 

78 II 

70II 

381 

9.  Phiuen 

17 

14 

20 

27 

21 

25 

26 

26 

3S 

214 

10.  Sohnecberg      .    . 

26 

21 

26 

26 

22 

21 

18 

19 

19 

198 

11.  Würzen    .    .    .    . 

24 

21 

21 

27 

16 

26 

27 

23 

13 

198 

12.  Zittau 

17 

23 

27 

22 

25 

23 

25 

19 

19 

200 

13.  Zwickau 

21 

26 II 

33 II 

34 II 

33 II 

34  II 

31 II 

31 

44II 

287 

Realgymnasien. 

14.  Annaberg 

(staatl.)    .    .    .    . 

16 

20 

19 

29 II 

35 II 

41 II 

43 II 

43 II 

48 II 

294 

15.  Borna  (staatl.)  . 

21 

24 

25 

19 

22 

23 

27 

33 

26 

230 

16.  Chemnitz 

(städt.)    .    .    .    . 

16 

30 

24 

54 II 

73 III 

1141V 

<t.SlII 

125 IV 

1171V 

646 

17.  Döbeln  m.  höhe- 

rer      Landwirt- 

sohaftssohule 

(staatl.)   .    .    .    . 

19 

24 

20 
13 

37 
10 

29 
34 

30 
17 

47 II 

48 III 

37  II 

365 

18.  Freiberg  (städt.) 

19 

22 

80 

25 

36 

45 

29 

38 

31 

■J7'> 

19.  Plauen  m.  Real- 

schule (städt.)    . 

21 

19 

42  II 

46 II 
26 

43 II 
32 

51 II 
57 II 

53 II 
62  II 

92 III 

108111 

65^ 

20.  ZittAU  (staatl.)  . 

12 

19 

23 

26 

41 

39 

64  II 

55 II 

4511 

MH) 

21.  Zwickau         mit 

RealsohulkIass(  n 

(stÄdt.)    .    .    .    . 

21 

11 

21 

38 II 

46 II 

VMl 

vUII 

93 III 

97  111 

— 

Dies  sind  fast  durchweg  Königl.Säclisischo  AnstAlten;  es  mögen  einige  städti sc  h  e 
höhere  Schulen  aus  Dresden  und  Leipzig  noch  aufgeführt  werden. 
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III.   Das  hölKMo  lA^hraml. 
Ucstaiul  von  Ostern  190G. 


Ol 

ri 

OII 

Dresden. 
1.  Gyinuasium  z.  heiligen  Kreuz 

22 

19  1(26) 

i'^e 

1 
1 

b 

24 

23(+2)i 

b 

25 

2    Vitzthumsches  Gvmnasium    . 

20 

22 

20 

3.  Wettiner  Gymnasium 

25 

b 

23 

1 

b 

17 

a           1 

20       1 

b 
30 

4.  König  Georgs- Gymnasium    . 

^- 

— 



5.  Annenschule  (Realgymnas.)    . 

24 

1 

b 
21 

1 
1 

b 

24 

a 
31 

b 

3i 

Leipzig. 
6.  Nikolaischule 

a 
15 

b 

19 

b 

16 

li     1 

b 
21 

7.  Thomasschule 

a 
21 

b 
15 

c 

19 

2*3 

b 

20 

18 

a             b 
20        22 

c 

23 

Uli 


Olli 


um 


Dresden. 

1.  Gymnasium  z.  heiligen  Kreuz 

2.  Vitzthumsches  Gymnasium    . 

3.  Wettiner  Gymnasium    .... 

4.  König  Georgs  -  Gymnasium  .  . 

5.  Annenschule  (Realgymnas  )    . 

Leipzig. 

6.  Nikolaischule 


7.  Thomasschule 


29  (+2)    29  (+1)         31  32 

31  37 


31  (4-  3)  I  34  (+  4) 


I        b 
36       I       39 


19 


28 


21 


20 


27 


39 


22 


26 


30         27 


32  (+3)    32  (+3) 
36 


35 


31 


IV 


VI 

Sa. 

a 

b 

37  (+3)1 28  (+2) 

539 

38 

259 

a 

b 

28 

27 

ca. 521 

a 

b 

42 

43 

ca.  269 

a 

b 

41 

42 

ca  651 

a           '    b 

34 

33 

409 

a 

b 

37 

41 

663 

Bemerkungen 


Dresden. 

1 .  Gymnasium  z. heilig  Kreuz 

2.  Vitzthumsches  Gymnasium 

3.  Wettiner  Gymnasium  .  .  . 

4.  König  Georgs- Gymnasium 

5.  Annenschule    (Realgymn.) 

Leipzig. 

6.  Nikolaischule 


31  (+1) 
26 

a 

39 

a 

34 


21 


7.  Thomasschule 


40 


36(+3).39(+l) 
29 

b 
25 


25 


40 


43 


28 


43 


Hier  sind  die 
Parallelklassen 
mit  a,  b,  c,  d 
bezeichnet,  wie 
in  den  Schul- 
programmen. 


Nach  der  Tabelle  sind  im  Königreich  Sachsen  vorhanden  unter  28  Gymnasien 
und  Realgymnasien:  5  Elefantenanstalten  (über  500  Schüler),  5  Mammutanstalten 


(',    V\k'V  einige  Einrichtuii;^'in  u    Zu.stiind«-  auf  liöli    SrhiiIiTi      Küllunp  d.  hfili.  Srhulf-n      1  ö9 

(Über  liOO  Schüler).  Trotz  der  10  übervollen  Anstalten  Hcheinen  hier  überfüllte 
oder  sehr  überfüllte  Klassen  nur  in  gerin^'er  Zahl  vorhanden  zu  Hein.  Sieht  man 
eich  hier  einige  Zahlen  an,  aus  denen  hervorgeht,  daß  schon  bei  44,  48  Schülern 
in  VI,  55  in  V  usw.  Zweiteilungen  vorgenommen  sind,  so  sind  das  überaus  günstige 
Verhältnisse;  bii  uns  in  Preuüen  z.  B.  würde  man  in  unteren  Klassen  mit  44, 
4S,  55')  an  Teilung  gar  nicht  denken.  Und  so  beruht  c«  denn  auf  Tatsachen,  daß, 
wie  mir  von  kundiger  Stelle  aus  versichert  wird,  im  Königreich  Sachsen  eine  Über- 
fülluiig  nicht  vorhanden  ist,  daß  man  nur  hier  und  da  um  eine  äußerst  geringe 
Sehülerzahl  über  die  Maximalgrenze  hinausgegangen  sei.  Nur  in  Leipzig  ist  die 
Errichtung  von  neuen  höheren  Lehranstalten  dringend  geboten. 


3.  Württemberg. 
Maximalzahlen:  30  —  40  - 


40. 


„Stiitislischo  Xat-lirichtün  über  den  Stand  der  humanistischon  Schulen  in  Wiirtu-inlK-rg 
auf  1.  Januar  1906"     (Korrcspondcnzblatt  1906,  Heft  4  und  5.) 


Sit/,  der  S.liuk- 

Schul. T 

/u~aiiiJii<  II 

Gymnasien. 

l 

Qmnstatt,  obere  Abteilung 

<;o 

] 

mittlere  und  untere  Abteilung,' 

175 

1         -35 

2. 

Ellingen,  obere  Abteilung 

185 

j         306 

mittlere  und  untere  Al)teilung 

121 

3. 

Ellwangen,  obere  Abteilung 

84 

231 

mittlere  und  untere  Abteilung 

147 

4. 

Eßlinccn,  obere  Abteilung 

54 

mittlere  und  untere  Abteilung 

192 

246 

60 

mittlere  und  untere  Abteilung 

69 

j         129 

6. 

Heilbronn,  obere  .Abteilung 

98 

261 

mittlere  und  untere  Abteilung 

163 

7. 

Ludwigsburg,  obere  Abteilung 

74 

26«; 

mittlere  und  untere  Abteihing 

192 

8. 

Ravensburg,  olwre  Abteilung 

114 

}        303 

mittlere  und  untere  Abteilung 

189 

9. 

•Reutlingen,  obere  Abteilung 

52 

j         189 

mittlere  und  untere  .Abteilung 

137 

10. 

Kottweil,  obere  Abteilung 

275 

453 

mittlere  und  untere  Abteilung 

178 

11. 

Stuttgart,  Eb.-Lud.-(;ynmasium,  oln-re  Abteilung 

173 

1 

mittlere  und  untere  Abteilung 

1.33 

)         iÜIÜ 

12. 

Stuttgart,  KarlHgymna.sium,  oben«  Abt«'ilun!.' 

174 

1 

mittlere  und  untere  Abteilung 

421 

1      iilüi 

13. 

Tübingen,  olwre  Abteilung      .... 

82 

242 

mittlere  und  untere  Abteilung 

ICO 

14. 

Ulm,  obere  Abteilung 

61 

!      ■:.. 

mittlere  und  untere   Abteilung 

I-' 

160 


111.   Das  höhero  Lehramt. 


t  z  der  Schul« 


Schüler 


Zusammen 


367 


248 


983 


334 


Realgymnasien. 

1.   (imünd,  obere  Abteilung 144 

mittlere  und  untere  .\bteilung 'J23 

'2.   Heilbronn,  obere  Abteilung 56 

mittlere  und  untere  Abteilung 192 

3.  Stuttgart,  obere  Abteilung 270 

mittlere  und  untere  Abteilung 713 

4.  Ulm,  obere  Abteilung 95 

mittlere  und  untere  Abteilung 239 

Aus  diesen  „Statistischen  Nachrichten  über  den  Stand  der  höheren  Schulen 
in  Württemberg  auf  1.  Jan.  1906"  (Stuttgart,  Kohlhammer)  ist  die  Gesamtschüler- 
zahl  der  Anstalten  ersichtlich,  ebenso  die  Schülerzahl  der  oberen  Abteilung  (I  und  II) 
und  der  mittleren  und  unteren  Abteilungen,  welche  zusammengenommen  sind; 
eine  Statistik  nach  einzelnen  Klassen  existiert  hier  nicht.  —  Nach  diesen  publizierten 
Zahlen  sind  unter  14  Gymnasien  und  4  Realgymnasien,  also  im  ganzen  unter  18 
höheren  Schulen,  1  Elefantenanstalt  (über  500),  2  Mammutanstalten  (über  600), 
darunter  das  Stuttgarter  Realgymnasium  mit  983  (!)   Schülern.  — 

Es  war  mir  Gelegenheit  gegeben,  eine  privatim  aufgestellte  Statistik  der  Gymnasien 
und  Realgymnasien  einzusehen,  welche  die  Zahl  der  Schüler  der  einzelnen  Klassen 
enthielt.  Danach  gibt  es  in  Württemberg  auf  den  höheren  Schulen  ca.  23  Klassen, 
die  überfüllt  sind,  und  unter  diesen  sehr  viele,  welche  die  gesetzmäßige  Maximal- 
grenze nur  um  1,  2  oder  3  Schüler  überschreiten.  Als  die  am  meisten  überfüllten 
Klassen  sind  mir  2  Untersekunden  aufgefallen,  von  denen  jede  46  Schüler  zählte. 

Von  den  10  Oberrealschulen  in  Württemberg  zählen  2  über«  500  Schüler, 
die  zu  Göppingen  (501)  und  die  zu  Eßlingen  (.57^);  3  unter  ihnen  sind  Mammut- 
anstalten: die  Oberrealschule  zu  Cannstatt  mit  687,  die  Friedr.  Eugen-Real- 
schule zu  Stuttgart  mit  868  und  die  Wilhelm-Realschule  zu  Stuttgart  mit 
887  Schülern.  —  Die  Hälfte  der  Oberrealschulen  ist  also  überfüllt. 


4.  Baden. 

Maximalzahlen:  30  —  40  —  45. 

Bestand  der  Knabenmittelschulen  Badens  im  Schuljahre  1904/5. 
Vgl.   „Südwestdeutsche  Schulblätter".  1905  Nr.  10.     (Verlag  von  Friedr.   Gutsch,  Karlsruhe.) 


Ol 

UI 

OII 

Uli 

CHI 

um 

IV 

V 

VI 

Sa. 

13 

10 

16 

15 

15 

14 

17     • 

22 

23 

145 

8 

16 

15 

31 

18 

20 

32 

28 

30 

198 

10 

9 

10 

15 

13 

24 

18 

22 

25 

146 

50 II 
27 

6411 
29 

55 II 
32 

79II 

38 

69 II 
32 

75II 

38 

84 II 
45 

59 II 

38 

79 II 
37 

6U 
316 

24 

32 

.3711 

57 II 

39 

48 II 

54 II 

35 

49 

375 

Bemer- 
kungen 


Gymnasien 

1.  Baden 

2.  Bruchsal     .    .    . 

3.  Donaueschingen 

4.  Freiburg  I  .    .    . 

5.  Freiburg  II     .    . 

6.  Heidelberg     .    . 


('.  (*l)cr  einige   Kinrichtuiii.'<ii   ii.  Zii>iaii<l.'  auf   lioh.  .Schulen.     Füllung  d.  höh.  Schuirn.      ir>l 


Ol      UI    ()II 


Uli  I  ()  III   r  III 


\  1 

nsiii 

iLlL 

41 

373 

30 

r.i:. 

18 

20  1 

8711 

593 

41 

220 

28 

201 

4ß 

17^ 

16 

308 

19 

12S 

28 

22  S 

100  II 

772 

06 II 

654 

66 

2  1ii 

168  IV 

10S4! 

113  III 

MO 

f>9Il 

612 

8«  II 

■l'.tll 

7711 

377 

136II1 

'■47 

noll 

112 

131111 

650 

C!y  innusioii. 

7.  Karlsruhe  I 

8.  Kiirlsniho  II 
(verl..m.H.CJ.K.) 

').   Konstanz.    .    .    . 

10.  Ljihr 

11.  Lörnich  (mit 
R.P.O.)   .... 

12.  Mannheim  .    .    . 

13.  Offenhurg  .    .    . 

14.  Pfor/.heim  .    .    . 

15.  Rjuätntt   .... 
It).  Tauberbischofs- 
heim     

17.  Wertheini   .    .    . 

Realgymnasien. 

1.  Baden  (verb.  m. 
O.R.S.)    .... 

2.  Kttonheim      .    . 

3.  Karlsruhe(m.G.) 

4.  Mannheim  .    .    . 

Oberrealschulen. 

1.  Baden  (m.  R.O.) 

2.  Freiburg      .    .    . 

3.  Hei(h-lberg      .    . 

4.  Karlsruhe  .  .  . 
Dazu  R.S.  Karls- 
ruhe      

5.  Konstanz    .    .    . 

6.  Mannheim  .  .  . 
DazuK. S.Mann- 
heim (ni.R.r.C;.) 


111  56II 


68  II 


60 II      65 II 


Siehe  bei  R.  (;.  Karlsruhe. 


81  II 


Iti 

46 II 
14 
12 
49II 

21 


12 
41 
10 
37 II 


34 

37 

42 

53 II 

39 

50 

41 

14 

17 

14 

18 

27 

33 

27 

14 

10 

20 

21 

24 

41 

41 

— 

1 

3 

6 

10 

3811 

44  II 

65 II 

76 II 

92 II 

72 II 

73 II 

31 

16 

22 

21 

23 

30 

22 

12 

12 

21 

29 

24 

34 

29 

52  II 

60II 

54 II 

5711 

Till 

4011 

40 

25 

31 

43 

44 

62 

49 

24 

^e  be; 

7 
O.R 

16 
S.  Bad 

11 
en. 

18 

20 

25 

20 

21 

27 

16 

37 

38 

29 

44 II 

4311 

67  II 

89II 

116III 

95 II 

nun 

11 

18 

10 

37  II 

66II 

58  II 

77II 

106 III 

1(»6III 

71 II 

5 

10 

26 

17 

21 

28 

40 

5 

5 

8 

6 

5 

38 II 
16 

74II 

30 

mm 

60 II 

116III 
5211 

146 IV 
64  11 

1661 V 

'.MIHI 

i62lV 
s.-.lll 

20 

30 

73 II 

67  II 

10211 

1(1511 

104 II 

9 

27 
37 

48 II 

38 

66 II 
38 

86II 
44 

90II 

fidll 

87II 
62  11 

23 

86 

77  II 

65 II 

55 II 

106  II 

U9III 

- 

- 

18 
18 

31 
20 

30 
32 

75 II 

98 III 

13 

24 

54  II 

71 II 

114III 

114III 

119III 

7.  Pforzheim  .    . 

Es  gibt  (oder  pab)  in  Baden  17  humanistische  Anstalten  (Gymnasien),  4  Hcal- 
gynmasialanstalten  (darunt^T  eine  mit  einer  Oberrealsohule.  eine  andere  mit 
Gymnasium  verbunden)  und  7  Oberrealschulen,  teilweise  auch  mit  anderen  Anstalten 
verbunden :  man  zählt  (oder  ziililte)  2S  Imliore  Schulen,  l'nter  diesen  sind  2  Klefanten- 
anstalten  (über  äOO  Schüler).  8  Mammutanstalten  (über  GOO  Schüler),  unter  diesen 
eine  Oberrealschulo  (Freiburp)   mit    WM  Schülern,  unter  einem  I)irokt«ir  stehend. 

Auf  den  Gymnasien  sind  20  Klassen  überfüllt,  unter  den  Realgymnasien  ca.  5, 
am  meisten  unter  den  Oberrealschulen:  ca.  20;  im  ganzen  ca.  45  Klassen,  wobei 
Überschreitungen  um  die  Zahl  1  oder  2  nicht  mitgere(>hnet  sind.  —  Was  die  Kla.'^sen- 

H.  Morsch,  das  hSherc  Lehramt.    2.  Aufl.  n 


162 


III.  Das  höhere  Lehramt. 


frequonz  anbelangt,  heißt  es  in  der  obigen  Zeitselu'ift :  „Es  soll  hier  nicht  untersucht 
oder  zusanunengestellt  werden,  bei  wievielen  der  891  Klassen  aller  Mittelschulen  die 
Schülerzahl  die  behördhcli  festgesetzten  Maxinia  (45,  40,  30)  übersteigt.  Denn  nach  §  6 
Abs.  2  der  neuen  Schulordnung  kann  die  überschulbehörde  aus  besonderen  Gründen 
auf  unbestimmte  Zeit  die  Vereinigung  einer  größeren  Schülerzahl  in  einer  Klasse  an- 
ordnen oder  gestatten." 

5.  Bayern. 

Maximalzahlen:  35  —  45  —  50.     Bestand  vom  1.  November  1905. 

Vgl.  Schlittenbauer,  „Statistisches  von  den  Mittelschulen  Bayern«". 

(Blätter  für  Bayer.  Gymnasialwesen.     1906.     S.  1  ff.) 


I 

(Seit.) 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

IX 

(Prima) 

Sa. 

ik'mer- 
kungen 

Gymnasien. 

35 

34 

63 

30 

39 

37 

19 

00 

20 

401 

Zwei  oder 
mehr 

35 

32 

25 

20 

einander 

Ansbach      

29 
•20 
45 

43 

33 

35 

34 

26 

19 
18 
43 

20 

28 

305 

stehende 
Zahlen  be- 

Aschaffenburg   .    .    . 

36 

27 

29 

27 

26 

29 

20 

475 

deuten  hier 
die 

47 

35 

28 

29 

27 

27 

Parallel- 

Augsburg,  S.  Anna    . 

28 

41 

41 

83 

27 

24 

21 

32 

21 

317 

lilassen. 

Augsburg 

28 
59 

45 

38 

43 

26 

48 

21 
47 

33 

38 

588 

München, 
Theres.- 

S.Stephan-O.S.B.  . 

68 

45 

38 

44 

26 

Gymn., 

Bamberg 

Altes  Gymn.   .    . 
Bamberg 

51 
39 

49 
32 

30 
25 
36 

27 
26 
38 

46 
27 

41 

28 

36 

31 

21 
32 

17 
22 

369 

486 

sind  es  auf 

der 
untersten 
Stufe  vier, 

Neues  Gymn.     . 

38 

32 

38 

38 

28 

27 

die  Schüler- 

Bayreuth  

Burghausen    .... 

30 
21 
37 

30 
31 

27 
29 

60 

42 

25 
23 
42 

26 
21 
29 

40 
40 

37 

25 

25 
24 

25 
16 

384 
311 

zahl  (49) 
der  vierten 

Parallel- 
klasse steht 

daneben. 

Dillingen 

42 

27 

40 

29 

36 

24 

30 

33 

20 

496 

26 

40 

28 

38 

33 

28 

22 

Eichstätt 

53 

40 

43 

41 

35 

25 

32 

25 

24 

318 

Erlangen 

34 

34 

34 

31 

26 

24 

29 

36 

26 

273 

FreLsing 

46 

30 

45 

46 

36 

36 
35 

30 
30 

22 

21 

26 
26 

428 

Fürth 

41 

41 

44 

22 
23 

37 

22 
21 

21 

18 

20 

310 

Günzburg  a.  D. .    .    . 

35 

35 

21 

27 

38 

33 

39 

34 

M 

296 

Hof 

36 

38 

33 

36 

29 

29 

19 

19 

19 

258 

Ingolstadt 

31 
33 

40 

41 

32 

28 

19 

21 

18 

15 

278 

Kaiserslautem    .    .    . 

25 
25 

52 

43 

40 

34 

39 

17 
17 

29 

20 
19 

360 

Kempten 

45 

50 

35 

31 

30 

32 

36 

24 

19 

302 

35 

40 

47 

23 
23 

32 

41 

30 

19 

29 

353 

34 

C.  über  einige  Einriolit untren  ti.  Zustände  nuf  höli.  Schulen.      Füllung  d.  höh.  Scliulen.      103 


1 

11 

1!  1 

I\ 

\ 

\l 

\  II 

\  III 

l\ 

-> 

IV'inor- 
kiiiit.'<'n 

(i  y  III 11  a  -  i  r  11. 

Lundshul     

:<() 

28 

30 

25 

30 

43 

23 

87 

_''i 

1 ;  1 

:V2 

29 

32 

36 

30 

23 

Lulir 

.12 

35 

24 

19 

23 

24 

22 

21 
25 

16 
20 

216 
275 

Luilwi^'sliafen      .    .    . 

.{() 

3S 

27 

30 

42 

27 

30 

Metten.   O.S.H.  .    .     . 

47 

£9 

M 

42 

46 

40 

M 

22 

23 

.356 

.Münehen 

|48 
4S 

47 

4(5 

40 

37 

3(1 

24 

26 

24 

812 

Ludw.-Ciynin.      . 

4G 

45 

38 

39 

31 

25 

29 

■Jl 

44 

41 

30 

München 

,50 

43 

60 

44 

38 

37 

25 

22 

26 

761 

Luitpold-tiymn. 

51 

Im 

42 
41 

60 

46 

43 

34 

24 

21 

24 

Miinchi'U 

:is 

48 

42 

46 

40 

37 

30 

26 

3S 

7^9 

Max-fJymn.     .    . 

40 
y  43 

47 
60 

36 
37 

46 

34 

32 

30 

26 

München 

f- 

47 

43 

45 

42 

37 

33 

25 

32 

hhO 

Theres.-(iynin.    . 

4S 

'  49/49 

60 
60 

46 
46 

46 

43 

37 

33 

24 

München 

88 

47 

32 

41 

35 

35 

33 

25 

34 

788 

Willielni-(;ynin. 

4ö 
l  43 

47 
46 

45 
45 

42 

31 

35 

33 

27 

32 

Münnerstadt   .... 

•J4 

37 

36 

27 

28 

30 

24 

20 

22 

24.S 

Neuburg  a.  I).    .    .    . 

3.^ 

31 

33 

26 

33 

31 

29 

24 

25 

267 

Neustadt  a.  H.  .    .    . 

45 

35 

44 

33 

33 

31 

30 

25 

27 

303 

Nürnberg 

38 

39 

27 

30 

24 

27 

25 

21 

19 

453 

Altes  Gynui.  .    . 

28 

25 

26 

29 

24 

26 

27 

IS 

Nürnberg 

47 

i9 

44 

34 

26 

25 

22 

29 

L'.-, 

540 

Neue.s  Gynin.     . 

47 

48 

43 

26 

34 

24 

23 

l'ivssau 

32 

32 

31 

27 

26 

26 

26 

22 

19 

4S4 

34 

33 

32 

28 

25 

25 

26 

21 

19 

Regensburg     .    .    .    . 

19 

56 

60 

43 

39 

34 

SO 

26 

26 

680 

Altes  Gynin.  .    . 

4t; 

56 

63 

42 

37 

25 

28 

18 

23 

Regensburg     .    .    .    . 

47 

35 

46 

32 

33 

30 

27 

21 

22 

569 

Neues  Gyinn.     . 

4Ü 

37 
33 

39 

36 

34 

29 

22 

Rosenheini      .    .    .    . 

29 
24 

30 

28 

47 

32 

32 

38 

28 

27 

IS 

333 

Schweinfurt     .    .    .    . 

68 

42 

24 

23 

28 

2s 

1»; 

12 

17 

243 

i^p^y«^«- 

l.') 

39 

45 

28 
24 

29 
24 

41 

19 
18 

18 
18 

19 
19 

386 

Stmubing 

42 
20 

35 
23 

45 
22 

38 
20 

42 

31 

28 

19 

19 

384 

Weiden 

M 

34 

36 

35 

25 

36 

20 

22 

2t>2 

Würzburg 

f  ^^ 

43 

60 

38 

26 

31 

23 

21 

iO 

656 

Altes   (Jynin.  .    . 

40 
1  30 

39 
43 

§1 

39 

27 

28 

22 

19 

Würzburg 

47 

66 

6S 

42 

*» 

34 

28 

8i 

_'.'-' 

731 

Neues  CTvnin. 

4ti 

66 

68 

43 

12 

33 

27 

ü 

23 

Zweibrüoken  .    .    .    . 

35 

33 

31 

20 

19 

37 

28 
29 

26 

IS 

'_'  7 1 . 

I(i4  III.   DiKs  höhoro  Lohramt. 

Zum  iriöl3tt<M  IVil  nach  Si-hlittoiibaiuMsM  AN'oiton  uobon  aucli  wir  eine  kurze 
l*bor!>i<.lit. 

L'nter  45  huinanistisohen  Ovnuiasien  hat  Bayoi'n  3  Elefautcnanstalteii  (über 
500  Soliüler).  8  Manimutanstaltcn  (über  GOO  Schüler),  unter  den  letzteren  6  mit 
über  700  Schülern.  Unter  592  Klassen  waren  35  übermaximal  nach  bayerischem 
offiziellen  Maßstab  gemessen. 

Der  Notstand  ist  besonders  in  München  groß,  die  4000  Schüler  der  Münchener 
humanistischen  Gymnasien,  die  in  fünf  Anstalten  untergebracht  sind,  würden 
sieben  Normalgymnasien  füllen.  —  Das  Luitpold- Gymnasium  behilft  sich  schon 
seit  Jahren  mit  dem  System  der  Wanderklassen,  das  Ludwigs  -  Gymnasium  mit 
Filialen-),  5  Klassen  sind  augenblicklich  in  der  Alten  Akademie  in  den  Räumen 
untergebracht,  welche  zuvor  das  Oberste  Landesgericht  innehatte.  Tatsächlich 
ist  denn  auch  in  München  ein  sechstes  Gymnasium  eröffnet  worden. 

Als  Gründe  für  die  Überfüllung  werden  angegeben: 

1.  Geringe  Überschreitung  der  Maximalzahl. 

2.  Mangel  an  Raum. 

3.  Mangel  an  Lehrkräften. 

Mit  Recht  sagt  dagegen  Schhttenbauer,  daß  der  erste  Grund  nie  maßgebend 
sein  sollte  angesichts  der  Tatsache,  daß  die  „ausgiebige  Bemessung  der  Maximal- 
ziffer vom  pädagogisch-didaktischen  Standpunkte  aus  ohnehin  zu  schweren  Be- 
denken Anlaß  gibt".  Der  dritte  Grund  ist  in  Bayern  am  wenigsten  berechtigt, 
denn  er  wird  durch  die  Tatsache,  daß  so  viel  geprüfte  Lehramtskandidaten  mit 
Sehnsucht  auf  Verwendung  harren,  ad  absurdum  geführt.  —  Der  „Mangel  an 
Raum"  zeigt  eben,  wie  wenig  man  an  vielen  Orten  auf  die  bestehende  Not  Rücksicht 
nimmt.  Die  letzten  beiden  Gründe  sind,  so  fügen  wir  hinzu,  eben  Scheingründe, 
sie  verschleiern  den  wahren  Grund:  Geldmangel  bzw.  Sparsamkeit. 

6.  Preußen. 
Maximalzahlen:  30  —  40  —  50,  ausnahmsweise:  40  —  50  —  50. 

Bestand  vom  1.  Februar  1906. 
(Auszug  aus  den  Jahresberichten  Berlins  und  Umgegend.) 
In  Preußen  existiert  eine  genauere,  sei  es  amtliche,  sei  es  private,  Statistik  über 
die  Füllung  der  höheren  Schulen  nicht.  Das  „Centralblatt  für  das  gesamte  Unter- 
richtswesen" veröffentlicht  zwar  eine  Art  Statistik,  aber  nur  die  Gesamtschüler- 
zahlen der  Anstalten  sind  daraus  ersichtlich,  die  Frequenzen  der  einzelnen  Klassen 
nicht.  Auch  Kunzes  Kalender  für  das  höhere  Schulwesen  verzeichnet  nur 
diese  Schülerzahlen  der  ganzen  Anstalten.  Danach  (nach  Kunzes  Kalender  1906) 
gab  es  damals  in  Preußen  unter  445  höheren  Lehranstalten  (Gymnasien,  Real- 


1)  Vgl.  Seb.  Schlittenbauer,  Statistisches  von  den  Mittelschulen  Bayerns.  Blätter  für 
Bayerisches  GjTnnasialwesen.     1906,  1.  S.  1  ff. 

2)  Ich  muß  gestehen,  daß  das  System  der  Wanderklassen  oder  Filialen  mir  immer  noch 
vom  didaktisclien  Standpunkte  aus  besser  erscheint  als  übervolle  Klassen  in  demselben  Schul- 
gebäude. 
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Gymnasien,  OIkiithIscIuiIcii,  Ir/.w.  imiu^m-ii  KcuIhcIuiIcii,  wrlchc  in  der  Kntwickeluiig 
zur  Obriifalscliulc  bcL'riffi'ii  «ind)  1(11  Scluilfi»,  welche  über  i)(\()  Schüler  aufweisen, 
iiiitri-  ihnen  scheinen  da«  stä(ltis«he  (Jy  nuia.si  u  in  mit  K<'alschule  zu  Mülheim 
a.  (1.  1\.  mit  7ü(i  Schülern  ilen  Preis  errungen  zu  haben,  und  ihis  Kaiser  Friedrich- 
Keal^'ymniusium  zu  Herlin-H  ixdorf  mit  1084  Schülern  (IX),  dazu  die  351  der 
damit  verbundenen  Kealscinilc).  Hierbei  ist  zweierlei  in  Betrivcht  zu  ziehen:  eretena 
daß  eitnge  Zaiden  deshalb  so  lux  h  sind,  weil  zu  der  einen  höheren  Seliule  noch  eine 
sich  entwickelnde  ;:jehört.  zweitens,  dali  andere  Zahlen  tatsächlich  zu  niedrig  sind, 
weil  unter  tlemselben  Leiter  noch  eine  Vorschule  steht,  deren  Schüler  eigentlich 
hinzugezählt  werden  müßten.  Da  es  w  ichtig  schien,  bis  auf  di«-  Küllung  der  einzelnen 
Klassen  zurückzugehen,  so  blieb  nur  übrig,  einige  Anstalten  h<  noiszugreifen;  dies 
geschieht  mit  den  sieben  königlichen  und  di-n  städti.schcn  iK'llieren  Lehranstalten 
Berlins, 

■Königliche  höhere  Lehranstalten  Berlins. 
Bestand  am  1.  Februar   190G. 


»1      ri    oil 

i.  M.    ().  M.    ().  M 


Uli 
6Jm. 


Olli  rii 

^IM^   O.iM 


IV    1    V       \  I 

O.  M.||0.  M.    ().  M 


l'.fin<Tkiint."n 


Kgl.  Luison-CJyiima.siuin 
Kgl.    Frieiirich    Willu-inis- 

(Jyninasiuin 

Kgl.  Wilhelms- (Jymna.xium 
Kgl.  Prinz  Heinrichs- (Jym- 

nasiuin  

Kgl.  Joncluinsthalsches 

(Jyninasium 

Kgl.  Französi.sches  Gyiiinn- 

siuni 


^17  30  l(;32l.'( 

i     ii 
17  2(»:|i';j  lSL>ti;{i 

LS,21  27  28  2.5  2M 


413-2 


41 


V2  2!»  h: 


13  25 
23 


>1  90  or,-)) 


Kl'1.   Kaiser  Willulins- 
Kenlgymnasiiim    .    . 


Kl'I.  Kaiserin  Augusta- 
(Jvmnosium  .... 


201 27l25|  2931 

~l  •  ' 

10       21 
oio-f- 

11" 

n; 
I 1... 

S|17    hijl(»2!t24 

I I 

(UM  {- 

I    IM 


22 


19 


19||23|26 


32 


43  38 


36141140  60 


30  36  35 
23  42  2 


39"464146|45 

'M  rr 

31  2ii.{7  3!i27'3.{ 
t;  IsJl  17.{f.  22 


344. 

26  28 

l| 

14;  21 


30 


38 


42 


35|36 


35 


34 


31 


'm|3«i 


>.[)!  N'or.suhiik 


121 
170 


,,..47  45  47' II  50  47 


36 


37 


36'|44 

I     I 


46  41 


1(;5 


*)  Das  Königl.  buisen-fJymna«ium  zeigte  auch  in  den  vorhergehenden  Jahren  sehr  hohe  iJesuchs- 
Ziffern;  1902:  677.  li»03:  660.  1905:  674.  dazu  die  Zahl  der  Vorschüler:  keine  städtische  Anstalt  hat 
so  hohe  Zahlen. 

••)  Dazu  die  353  Schüler  der  Königl.  Vorschule,  welche  für  da»  Friedrich  Wilhelni.s- Gymnasium 
und  das  Kai.xer  Wilhclm.s-RealgynmjUHium  geniein-Hani  vorl>ereitet.  Die.>«e  Vorschule  war  bisher  stets 
dein  Leiter  des  Friedrich  Wilhehns-tJynma.'iiuins  unterstellt,  liat  aher  n<  ch  einen  Vorf-chullelirer  mit  dem 
Titel  „Olierlehrer"  als  Vorsteher. 

•••)  Die  1x>iden  ()- und  l>eiden  M-C otrn  wenlen  bis  jetzt  gemeinsam  unterrichtet,  .«jo  daß  in  lo  16, 
in  IM  27  Schüler  sind;   1907  sind  in  I"  30.  in  IM  26  Schüler. 


166 


111.  Das  höhere  Lehramt. 


Btfidtische  höhere  Lehranstalten  Berlins. 
Bestand  am  1.  Februar  1906. 


Xame  der  Anstalt 


Ol 

M.      O. 


011 


Uli 

M.  O. 


Olli 


Ulli 


IV 


VI 


Bemerkunge 


c .  _v  m  u  a  8 10  n. 

Askanisches  Gymnasium 
Friedrichs- Gymnasium  . 
Friedrich  Werdersches 
Gymnasium     .... 

Humboldt- Gymnasium . 
Berlinisches  Gymnasium 
Zum  grauen  Kloster. 
Köllniäches  Gymnasium 
Königstädt.  Gymnasium 
Leibniz- Gymnasium  .  . 
Lessing- Gymnasium  .  . 
Sopliien- Gymnasium 

Lidsenstädt.  Gymnasium 


Realgymnasien. 

Andreas-Realgj-mnasium  . 

Dorotheenstädt.  Real- 
gjTnnasium      

Falk-Realgymnasium     .    . 

Friedrichs-Realgj-mnasium 

Königstädt.  Realgymna- 
sium       

Luisenstädt.  Realgymna- 
sium       

Sophien-Realgymnasium  . 


Oberrealschulen. 

Friedrich  Werdersche 
OberreaLschule     .    .    . 

Luisenstädt.  Oberreal- 
.schule 


26  I  22 
23 


21  27 
37 


|17|20,23- 


29  |20 

I 

36 

22 
16 

17 

23  I  20 
34 


17 

9|l5 
18 

'l 

21 

I 
12 

12 


17    13 


I 
40 
29 

14 
25 
16 

20121 

O.-fM 

26 


18 

18113 
27 
15 

I 
17 

i 

16 
17 


1817 


28    26 
36 


19    23 


29 


16 


34 


23 


34 


27 


28 


Ml28|2J 
25    24 


40 


32  34 

2ü:2,s 
3- 
21 


30 


30 


33  34 


29 


33 


43 


25  36 


28 


39 


20,34 
3927 


26  47 
42  27 


24 


26 


47 


652 

464 

443 
354 

551 

390 
375 
364 
513 
566 

399 


+  173Vorschüler 
+  137 

+  164 
+  105 

keine  Vorschule 
+  150  Vorschüler 
+  156 

+  160 
+  169 
+  165 

+  117 


+  169 

+  140 
+  159 

+  175 

+  182 

+  1.53 

+  181 


keine  Vorschule 
f  144  Vorschüler 


Vergleicht  man  die  Zahlen  der  königlichen  und  städtischen  höheren 
Lehranstalten  Berhns,  so  zeigt  allerdings  keine  der  letzteren  solche  Zahlen  wie 
das  Königl.  Luisen- Gymnasium  (655)  und  das  Königl.  Kaiser  Wilhelms-Real- 
gymnasium (623) ;  da  das  Königl.  Französische  Gymnasium  wegen  seiner  ganz  eigen- 
artigen Verhältnisse  mit  seiner  geringen  Zahl  von  219  Schülern  nicht  mitzurechnen 


C.  Vhvv  oini^'o  KinrirlitunK<ri    u.  Zuatiiiidf   iiuf    liüli.  Scliulon.      l-'iillun^  r|.  liöli.  Scliulcn.    1G7 

ist,  SO  muß  konstatirrt  wi-rdm,  daU  kciiu-  köni^;litlic  hölu-n'  Lehranatalt  so  geringe 
Bosuchsziffern  aufweist  wie  da«  städtische  Hurnboldt-Oymnaaium  (354),  daa 
städtische  Köiuj^'städtische  (37'))  und  das  städtische  KöUnische  Gymnasium  (390). 
In  denKrecjuciizcii  djTKhv«sen  fiiuh-n  «ich  nicht  solche  Ahwcicluin^cn,  dfK-h  sehen 
die  oberen  Khissen  d(>r  königlichen  Anstalten  hesHcr  aus  als  die  d<T  städtischen: 
40  wie  da«  Craue  Kloster  in  Prima,  3()  und  34  in  Obersekunda  des  Friedrichs-  und 
Luisenstädtisehen  Gymnasiums  hat  man  auf  den  köni^'lichen  Anstalten  nicht. 
Anderseits  eine  solche  Reihe  von  überfüllten  mittleren  und  unteren  Klassen  üncisf 
45  oder  über  45  Schüler)  wie  auf  dem  König!.  Luisen-Gy  mnasiu  m 

40,  41,  GO,  39,  46,  41,  46,  45 
und  auf  dem  Kciniirl.   Kaiser  Wilhelms-Realgymnasium: 

47,  45,  47,  43,  47,  44,  50,  47 
sucht  man  auf  den  städtischen  Anstalten  vergebens.  —  Kin  Vorwurf  ist  deswegen 
um  so  weniger  gegen  die  aufnehmenden  Anstaltsleiter  zu  erheben,  weil  diese  hohen 
Zahlen  in  Preußen  nach  der  Verfügung  (s.  oben  S.  152)  leider  gestattet  sind 
(abgesehen  von  den  60  Schülern). 

Auch  andere  Großstädte  Deutschlands  weisen  selbst  in  den  oberen  Klassen 
diese  erschreckend  hohen  Frequenzen  auf,  z.  B.  Würzburg  (40),  München,  Thercs.  (39), 
Karlsruhe.  Mannheim.  Freiburg,  vor  allem  Wien  42  und  45,  fast  gar  nicht  Dresden 
und  die  Hansastädte, 

Jedoch  werden  .sämtHche  höheren  Schulen  Berlins  durch  die  auf  der  Königl. 
Hauptkadettenanstalt  waltende  Vorsicht  beschämt.     Hier  ist  die 
ÖII  in   14  Parallelcöten  geteilt  mit  je 

27  —  23  —  25  —  26  —  23  —  25  —  23  —  25  —  21  —  26  —  28  - 
24  —  22  —  11  Schülern; 
UI  ist  in  6  Parallelcöten  geteilt  mit  je 

15  _  16  —  15  —  19  —  19  —  19  —  20  Schülern; 
Ol  ist  in  4  Parallelcöten  geteilt  mit  je 
12  —  15  —  18  —  13  Schülern. 
Diese  Zahlen  gelten  für  den  Sommer  1907;  nie  mir  versichert  wird,  ist  das  Zahlen- 
verhältnis stets  ein  sehr  ähnliches  gewesen.     An  Zivilanstalten  würde  man  ohne 
Bedenken  z.  B.  aus  den  vier  Cöten  der  Ol   deren  zwei  machen  mit  je  30  und 
28  Schülern  ! 

Es  scheint  so,  als  wären  auch  in  anderen  deutschen  Bundesstaaten  die  höheren 
Militärschulen  betr.  der  Frc(|ucnz  vor  den  Zivilanstalten  bedeutend  bevorzugt; 
wenigstens   die   Schülerzahlen    am    Königl.    Sächsischen    Kadettenkorps   zeigen 
dasselbe  günstige  Bild  für  da«  Schuljahr  1907/8: 
Ol  —  13,  UI  —  29  in  2  Abteilungen: 
OII  —  43  in  2  Abteilungen; 
Uli  —  57  in  2  Abteilungen; 
Olli  —  39  in  2  Abteilungen; 
um  —  2S; 
IV  —  18. 
Man  stelle  die  oben  S.  157  mitgeteilten  Zalilen  derLeipziger  höheren  Schulen  daneben  ! 
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111.    Pas  höluMo  I^>hmmt. 


Preoüen. 

Höhere  Schulen,  die  mehr  als  500  Schüler  haben. 

(Nach  Kunzes   Kalender  für  das  höhere  Schulwesen.     1906.)^) 


Prov.  Brandenburg, 
Potsdam    .... 

Rixd^nf      .    .    .    . 

Schöneberg    .    .    . 
StegUtz      .... 

Wilmersdorf      .    . 


Viktoria- Gymnasium 

Städtische  Realschule      

Kaiser-Friedrich-Realgymnasium  .    . 

Realschule      

Königl.  Prinz  Heinrichs-Gymnasium 

Gymnasium 

Oberrealschule 

Bismarck- Gymnasium      


Zahl 

der 

SoUüler. 

648 
511 

17332) 
13512) 
564 

548 
582 
634 


Berlin. 


Charlottenburg , 


Frankfurt  a.  0. 
Gr.-Lichterfelde 


Ostpreußen. 
Gumbinnen 
Insterburg 
Königsberg 


Städtische  höhere  Schulen. 


Askanisches  Gymnasium 

Graues  Kloster 

Lessing- Gymnasium 

Sophien- Gymnasium 

Andreas-Realgymnasium 

Dorotheenstädt.  Realgymnasium  .    . 

Falk-Realgymnasium 

Königst.  Realgymnasium 

Friedrich  Werdersche  Oberrealschule 
Luisenstädt.  Oberrealschule    .... 

Luisen- Gymnasium 

Friedrich  Wilhelms- Gymnasium    .    . 
Kaiser  Wilhelms-Realgymnasium 


Königl.  Kaiserin  Augusta- Gymnasium 

Städtisches  Realgymnasium 

Städtische  Oberrealschule 

Oberschule  (Realgymnasium)     .    .    .    . 

Schiller- Gymnasium 

Gemeinde-Oberrealschule 


Königl.  Friedrichschule  (Gymn.  u.  Realsch.) 

Königl.  Gymnasium  und  Realgymnasium  . 

I  Königl.  Friedrichs-Kollegium 


Zahl 

der 

Schüler, 

556 

563 
518 
566 
522 
587 
587 
510 
603 
512 
628 
519 
611 

580 
669 
669 
539 
575 
575 

502 
618 
677 


1)  Stand  vom  1.  Mai  1906;  daher  in  den  Zahlen  die  Abweichungen  von  den  Besuchsziffern 
ganzer  Anstalten  in  den  obigen  Tabellen,  denen  der  1.  Februar  1906  zugrunde  liegt. 

2)  Sind  jetzt  zwei  Anstalten  geworden. 


C.  über  einigi"   Einiiilituiiu<n  ii.  Zustände  auf  liöli.  Scliulcn.      Külliini.' d.  IkWi.  ScliuU-ii.      109 


Wcstprciiß.ii. 
J)aii/.iu'    .     . 

(Jraudi-nz  . 
Thoru     .    . 
I'oin  inern. 

Stettin    .    . 

Stülp       .    . 
Posi'H. 

Biomberg 

Posen .    .    . 


Schlesien. 

Beuthen     . 
Breslau  .    . 

(ileiwitz 
Oppeln  .    . 
Sachsen, 

Erfurt    .    . 
Halle  a.  S. 


Mairdebun 


Schli'swiji-Holstein. 

Altona 

FlenslnuL'       .    .    . 
Kiel 

Waiulshrk      .     .    . 
H  annovcr. 

(}o.slar 

Hannover   .... 


Kcini^'l.  GyniiuiHiuni 

Städtische  Oberrealschul«-  St.  l'ctri  uikI  l'nul 

Stadt isi'he  Oberrealscluile 

KöiUL'l.  (lyninjusiuni  und  Kealpynina«iuni  . 

Königl.   Marienstifts-(Jynina.siuni 

Städtisches  Friedrich  Wilhelnis-RealgynHi. 
Städtisches  Schiller-Realfiymnasiuni  .  .  . 
Stadt,  Gymnasium  u.  Real^'ymnasium  i.  K. 

Könifil.   Ciynn)a.^ium 

Königl.  Realj:ymna.sium      

Könipl.  Friedrich  Wilhelms- Gymna.^^ium 

Königl.  Marien- Gymnasium 

Königl,  Auguste  Viktoria-Gymnasium  .  . 
Königl,  Berger-Obenealschule 

Königl.   (Jynina.sium 

Königl.  Kath.  St.  Matthias-Gymna.sium 
Königl.  König  Wilhelms-Gymnasium  .    .    . 
Städtisches  Johannes-Gymnasium     .... 
Königl.  katholisches  Gymnasium      .... 
Königl.  katholisches  Gymnasium      .... 


Königl.  Gymna.^ium  .  .  . 
Stift.  Lat.  Hauptschule  .  . 
Städtisches  Stadtgymnasium 
Städtische  Oberrealschule  . 
Königl.  Dom-Gymnasium  . 
Städtisches  Realgymnasium 
Stadt i.sche  (Juerickc-Schule 


Städtisches  Realgymnasium 

Stadt  i.sche  Oberrealscluile 

Städtisches  Ref.-Realgymnas.  m.  Realschule 

Städtische  Oberrealschule 

Königl.  Matdi.  Claudius-Gynui.  m.  H«al.srh. 

Städtisclus  R(!ilgymMa.sium  mit  (JymiKVsiuin 

Städtische  Lf'ibniz.'^chule 

Stadt.  Ob«<rr«^alschule   vor  dem  Clever  Tor 
Stadt.  Oberrealschule   an    (h-r  Lutherkirche 


Zahl 

der 

SchUlcr. 

520 

Zah 
der 

KlMM 

16 

671 

20 

578 

16 

535 

18 

1 
509 

16 

588 

16 

551 

16 

508 

16 

565 

18 

589 

15 

550 

18 

570 

18 

613 

18 

652 

14 

557 

17 

573 

18 

540 

17 

561 

18 

610 

17 

504 

15 

549 

18 

621 

18 

678 

22 

588 

18 

630 

19 

582 

16 

689 

21 

548 

15 

703 

21 

633 

23 

571 

18 

641 

16 

652 

19 

617 

20 

606 

18 

609 

16 

111.  Das  höhere  Lehramt. 


Hannover. 

Lüneburi:    .  .  . 

Williolinshavon, 
Westfalen. 

Bielefeld    .  .  . 

Boehuni     .  .  . 

Dortnunul  .  . 


Hasen        ,    . 
Münster     .    . 

Paderborn .    . 

H^ssen-Xassau. 

Cassel     .    .    . 


Frankfurt  a.  M. 
Wiesbaden  .  . 
Rheinprovinz. 
Aachen  .... 
Barmen  .  .  . 
Bonn      .... 

Coblenz      .    .    . 
Cöln 


Cöln-Ehrenfeld 
Düsseldorf     .    . 


Elberfeld 
Essen .    . 


Mülheim  a.  d.  R, 
Remscheid    .    . 
Saarbrücken 
Trier 


Johanneiun 

Städt.Realsthulo  i.  E.  z.  Oberrealschule.    . 

Stadt,  u.  Königl.  Gymnas.  u.  Rcalgymnas. 

Städtische  Oberrealschule 

Städtisches  ev.  Gymnasium 

Städtisches  Realgymnasium 

Städtische  Oberrealschule 

Städtisches  Realgymnasium  u.  Gymnasium 

Königl.  Gymnasium  Paulinum      

Städtisches  Gymnasium  u.  Realgymnasium 
Königl.  Gymnasium  Theodorianum      .    .    . 

Königl.  Wilhelms-Gymnasium 

Städtisches  Realgymnasium 

Städtische  Oberrealschule 

Stadt.  Realschule  i.  E.  z.  Oberrealschule  . 

Städtische  Klingerschule 

Königl.  Gymnasium 

Stadt,  u.  Königl.  Kaiser  Karls- Gymnasium 

Städtische  Oberrealschule 

Königl.  Gymnasium 

Städtisches  Gynmasium  u.  Realgymnasium 
Königl.  Kaiserin  Augusta- Gymnasium    .    . 
Königl.  Friedrich  Wilhelms- Gymnasium 
Stadt.  Gymnasium  und  Realgymnasium    . 

Städtische  Handelsschule 

Städtisches  Schiller-Gymnasium 

Königl.  Hohenzollern- Gymnasium    .... 
Stadt.  Gymnasium  und  Realgymnasium    . 

Städtische  Oberrealschulc 

Stadt.   Realgymnas.   mit  Ref.-Realgymnas. 

Stadt,  und  Königl.  Gymnasium 

Städtisches  Realgymnasium 

Städtische  Oberrealschule 

Städtisches  Gymnasium  mit  Realschule.    . 
Städtisches  Reform-Realgymnasium     .    .    . 

Königl.  Ludwigs-Gymnasium 

Königl.  Kaiser  Wilhelms-Gymn.  m.  Realg. 
Königl.    (Stift.)   Friedrich    Wilhelms-Gymn. 


Zahl 

der 

Scluilor. 

554 
503 


585 
706 
625 
641 
560 
658 
550 
677 
619 

574 
600 
626 
524 
551 
512 

654 
606 
626 
649 
620 
574 
680 
525 
590 
671 
610 
584 
653 
503 
678 
511 
766 
560 
613 
600 
602 


Ziihl 

der 

Klassen. 

17 
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Wir  hahi'U  ")()()  als  .Ma\iinal/alil  /ii).'niii(lc  ;.'tl<v'l  ;  hiittcii  wir  KXJ  iiii).'<ii<)iiiriu-n. 
wie  t'S  lU'V  Bcsililuli  dvv  Dt/.i'mlx'rkonfircn/  vdii  IS'JO  wollte,  wie  sehr  wiire  die 
Zahl  dieser  preiiMischeii  Anstultcn  L't'Mtieyeii !  l'nd  diener  Index  übervoller 
höherer  Sclmleii  macht  rtcht  deiillieli,  wie  wirkungöloH  auf  (hr  .Jiini- 
koiifereii/.   l'JOl  die  „Kriiuieruii^"  au  die.sen  liesehluü  war. 


7.   (isterreie  h. 
Maximalzahlcn:  50  —  50  —  50.    Bestand  am  Seliluß  des  Schuljalircs  1905/6. 

.\ii-/.ut;  aus  den  JahrrslKMichtcn  der  K.  k.  SUiat^Kymmwien  in  Wii-n.     Die  Stuiit^n'ulHchulen. 
woil  Tklassin  (vl'I.  Mayrhofor  Tace  4,  S.  1037),  sind  nicht   hcrücksiohtij?t. 

Ebensoweniff  w  ie  in  Pri'uli(>n  ist  in  Osterreieii  eine  übersiehtliche  Gesaintstatistik 
derrüllun<ien  der  Klassen  vorhanden.  Das  Jahrbueh  des  iiöheren  Unterriehtswesens 
in  Ostcrrcieh,  bearbeitet  von  Divis,  ^ibt  nur  die  Gesamtschülcncahl  der  Mittelsehule 
an.  Hieraus  kann  man  sehen,  daß  in  Österreich  1906  unter  den  Gymnasien  im 
ganzen  54  Elefanten-  bzw.  Mammutanstalten  sind.  Davon  entfallen  nur  12  auf  die 
Kronländer  Nieder-,  Oberösterreich,  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Kü.stenland, 
liöhmen,  Mähren;  29auf  Galizien,  .Sauf  die  Bukowina,  keine  übervollen  Anstalten 
sind  vorhanden  in:  8alzbur<z,  Tirol,  Vorarlberg,  Schlesien,  was  wohl  mit  der  Kleinheit 
und  geringen  Bevölkerungszahl  zusammenhängt.  —  Im  Gegensatz  zu  Berlin  zeigt 
Wien  nur  zwei  CJynmasien  mit  über  500  Schülern,  die  K.  k.  Staat.sgymnasien  im 
III.  und  VIII.  Bezirk  (537  und  518);  freilich  ist  hierbei  wieder  zu  berücksichtigen, 
(laß  die  Wiener  Gymnasien  nur  acht  Klassen  haben,  daß  aber  viele  der  Berliner 
Sihulen  noch  mit  Vorschulen  versehen  sind,  .so  daß  dann  die  Zahlen  noch  ungünstiger 
würden,  wenn  man  die  der  Vorschulen  hinzuzählte.  —  Auffallend  ist  die  große  Zahl 
der  überfüllten  Gymnasien  gerade  in  Galizien.  —  Das  Kaiser  Friedrich- 
Realgynmasium  und  Realschule  in  Berlin-Kixdorf  mit  1084  Schülern  wird  noch 
überholt  von  den  k.  k.  polnischen  Staatsgymnasien  in  St  anislau  (1112  und  22). 
in  Tarnopol  (1102  und  45)  und  dem  k.  k.  ersten  Staatsgymnasium  in  Czerno- 
witz  (1279). 

Vm  einen  Einblick  in  die  Klas.«?enfrequenzen  zu  erhalten,  gebe  ich  dieselben 
für  die  Mittelscliulen  Wiens  nach  den  Programmen  von  1906,  muß  aber  im  voraus 
bemerken,  daß,  ebenso  wie  die  der  königlichen  höheren  Scluden  Berlins,  gerade 
auch  diese  Zahlen  aus  der  Hauptstadt  Wien  ein  ungünstiges  Bild  geben,  vielleicht 
würde  tine  Zusanwnenst«'llung  aus  anderen  Städten  ein  erfreulicheres  Ergebnis 
haben.  Xa<h  der  Tabelle  sind  an  den  17  Wiener  K.  k.  Gymnasien  15  Klas.sen  über- 
füllt; aber  num  bedenke,  daß  die  österreichischen  Maximalziffem  —  50  für  alle 
Klassen  —  die  liöchsten  sind,  die  es  gibt.  An  den  Maximalzahlen  Hessens  ge- 
messen, würde  über  die  Hälfte  sämtlicher  Wiener  Gymnasialkhvssen  stark  überfüllt 
sein;  besondei-s  leiden  die  oberen  Klassen,  von  der  \'I.     \'I11.M  (ungefähr  l'nter- 


1)  Die  StftAtsrcaUhulon  in  Ostornirh  linU-n  volistiindiK'  nur  7  Klassin  und  sind  deshalb 
nicht  berücksichtigt;  es  gibt  in  Wien  IG  K.  k.  StAntsrealschulcn  und  .3  Privat realschulcn,  einzelne 
halHMi  über  500  Schüler. 
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Sekunda  bis  Oborpriina  bei  uns),  die  auf  Ivoinoni  Wiener  Gymnasium  geteilt 
sind,  unter  der  Überzahl  von  Schülern.  Zalilen  wie  4.")  und  42  für  obere  Klassen 
sollten   überhaupt   nirgends  vorkommen. 


Wien. 
Sehülerzahl  zu  Ende  1905/6. 


1    I     1    II       III 

IV 

^ 

VI 

VIIVIll 

l'niii.i 

Sa. 

Bemerkungen 

l.K.  k.  akademisches 

a       b 

a        1) 

a        b 

a       b 

StaatÄiivninasiuni .... 

ö5    39 

40    43 

41    42 

27    29 

54 

23 

28 

26 

447 

])ic  hochstellenden 

kliMneu     Ziffern    be- 

2. K.  k.   Gymnasium    der 

zeichnen  die  Zahl  der 

Benediktiner     zu     den 

.,Privati9ten";  nicht 
immer    sind    sie   ge- 

Schotten  

54' 

52'> 

42'' 

43« 

32 -^^ 

36^ 

37» 

31' 

327»'- 

sondert      angegeben, 

hier  und  da  schon  in 

3.  K.  k.  Franz  Joseph- 

den   anderen  Zahlen 

Staatsgyuinasium  .... 

54» 

43» 

48' 

41' 

39 

24' 

32» 

34' 

315 

enthalten.       Wo   die 
Zahlen     für      einige 

4.  K.  k.  Sophien  -  Staats- 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

höhere  Klassen 
fehlen,   hat   sich  die 

g\-ninasium 

5.  K.  k.  Erzherzog  Rainer- 

46 

a 

51 

b 

41 

a 

46 
b 

43 

a 

42 

b 

33 

a 

32 

b 

44' 

33 

36 

26 

473» 

Schule  noch  nicht  zur 
Vollanstalt  ent- 
wickelt. 

Staatsgymnasium  .... 

52 

46 

37 

32 

36 

33 

30 

28» 

46» 

30 

41 

32 

443* 

6.K.  k.  Staatsgymnasium 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

im  III.  Bezirke     .... 

58 

53 

41 

43' 

42» 

44 

38' 

37 

54 

46^ 

39 

42 

537^ 

7.  Gymnasium  d.K.k. The- 

resianischen   Akademie 

53 

62 

53 

41 

42 

41 

36 

37 

365 

8.K.   k.   Elisabeth -Gym- 

a 

b 

^ 

b 

a 

b 

b 

nasium 

39 

a 

35 

b 

34 

a 

29 
b 

28 
a 

31 

b 

2^4 

a 

27 
b 

45 

25 

20 

37 

374 

9.  K.  k.  Staatsgymnasium 

im  VI.  Bezirke 

46 

47 

45 

42 

38 

29 

24 

27 

49 

33 

39 

31 

445 

10.  K.  k.  Staatsgymnasium 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

im  VIII.  Bezirke  .... 

51 

54 

44 

48 

47 

45 

28 

29 

50 

43 

45 

34 

518 

11.  K  k.  Maximilian-Staats- 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

1 
a    b 

gymnasium    

39' 

45'  32» 

30^ 

37 

33 

41 

27|24 

33' 

31' 

24 

396« 

12.  K.     k.     Carl     Ludwig - 

a 

b!a 

b 

a 

b 

Staatsgymnasium     .  .  . 

40 

43    30 

30 

34 

31 

49 

45 

32 

27 

28 

389 

13.  K.  k.  Staatsgymnasium 

a 

b       a 

b 

a 

b 

a       b 

im  XUI.  Bezirke  .... 

46 

47   36' 

34 

33' 

32 

27' 27' 

37' 

34 

32«,  25» 

412'« 

14.  K.  k.  Staatsgymnasium 

a 

b       a 

b 

a 

b 

im  XVII.  Bezirke    .  .  . 

24 

28  36» 

37 

28 

26 

44 

48 

37 

42»  21 

371« 

15.  K.  k.  Staatsgymnasium 

JJ 

bla 

b 

a 

b 

a       b 

im  XVIII.  Bezirke  .  .  . 

41' 

43  38» 

38 

38 

36 

36    36 

46 

30 

i 
1 

382 

16.  K.  k.  Staatsgymna-sium 

a 

1 

b 

im  XIX.  Bezirke  .... 

36 

26       46 

39 

36 

25 

30 

29 

28 

295 

17.  K.  k.  Staatsgj-mnasium 

im  XXL  Wiener  Ge- 

meindebezirke (Florids- 

dorf) 

3 

2 

3f 

)' 

4 

5 

2 

2 

20 

14 

17 

180» 
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Jaslo.    . 
Jaroslaii 


K.  k.  Staat.s<rvinnasiuin 


K.  k.  Staatsgymnasium  .  . 
K.  k.  Staatsgymnasiuni  .  . 
K.  k,  erstes  Staatstiynuiasiuni 


ÖBterreich. 

(Naclj   l)iviA,  .lalirlnuh  dt-s  h<>lit*ifii   riitorriclitswownH  in  ÖHUTn-icli.      19<> 

(Jyinnasien  in   ()s(  erreich ,  die  inelir  als  äOO  Sdiüler  haben. 

Niederüst  erreieli 

Wien K.  k.  Staatsgyninasium  im   III.   Bezirk      .       537-f-3 

K.  k.  Staat.sgymnasium  im  N'III.   Bezirk  .  556 

Oheröst  erreieli. 

Linz  .... 
Salzburg  .  .  . 
Steiermark. 

Marburg  .  . 
Kärnten. 

Klagenfurt  . 
Krain. 

Laibaeh  .  . 
Küstenland. 

Görz     .    .    . 

Triest    .    .    . 

Tirol    

Vorarlberg    .    . 
Böhmen. 

Budweis    .    . 

Pfibram    .    . 

Königl.     Wein 
berge     .    . 
Mähren. 

Brunn  .  .  . 
Schlesien  .  .  . 
(»alizien. 

Boehnia    .    . 

Brody   .    .    . 

Brzezany 

Buezaez    .    . 

Droiiobyez   . 


K.  k.  Staatsgymnasium 
K.  k.  Staatsgymnasium 
Komnuinal-CIymnasium 


K.  k.  böhm.  Staatsgymnasium^)  .... 

K.  k.  Staat.sgymnasium  (U.  S.  böhmi.seh) 

K.  k.  büh?Ti.  Staatsgymnasium     .... 

K.  k.  erstes  böhm.  Staiit.sgymnasium.    . 


K.  k.  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.)       .    . 

K.  k.  Rudolf-Staatsgymnasium 

K.  k.  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.)      .    . 

K.  k.  Staatsgyninasium  (U.  S.  poln.)       .    . 

K.  k.  Franz-Josefs-Staatsgymnasium  (U.  S. 

poln.) 

K.  k.  Staatsgynmasium  (U.  S.  pohi.)       .    . 

K.  k.  Staatsgymnasium  (V.  S.  poln.)       .    . 


5G0 

537 

508+3 

608 

538 

517  +  3 

536 


536 
568+2 


(iU? 


664 

635 

834 

603+16 

615+24 
726 

671 


1)  Wo  nichts  in  Klnnnnom  nnpepel>on  \nt,  ist  dio  l'ntorricht.'i.spmoho  dou(<icli:  natürlich  zeigt 
oft  der  Name  („nithenisch",   „imlni.^cli")  die  l'ntorrirht*v<»prache  (t=l*.  S.)  an. 
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Gali/.itMi. 
Kolomo; 

Krakau 


Leniberg 


Podgörze  . 
Przenu'sl  . 

Rzeszüw   . 

Sambor     . 

Neu-Sandez 
Sanok   .    . 
Stanislau 
Stryj.    .    . 
Tamopol  . 
Tarn  6  w     . 
Wadowice 
Zloczow    . 
Bukowina. 
Czemowitz 


Suczawa 


K.  k.  polnisches  Staatsgj'nmasiuni  .... 
K.  k.  nithonisclies  Staatsgymnasium  .  .  . 
K.  k.  Staatsgymnasium  bei  St.  Anna  (U.  S. 

pohi.) 

K.   k.   Staatsgymnasium  bei  St.   Hj^azinth 

(U.  S.  poln.) 

K.  k.  drittes  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.) 
K.  k.  viertes  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.) 
K.  k.  akadem.  Staatsgymn.  (U.  S.  ruth.) 
K.  k.  Franz  Josef s-Staatsgymn.  (U.  S.  poln.) 
K.  k.  viertes  Staatsgymnasium  {U.  S.  poln.) 
K.  k.  fünftes  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.) 
K.k. siebentes  Staatsgymnasium  (U.S. poln.) 
K.  k.  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.)  .  .  . 
K.  k.  ruthenisches  Staatsgymnasium  .  .  . 
K.  k.  polnisches  Staatsgymnasium  .... 
K.  k.  erstes  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.) 
K.  k.  zweites  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.) 
K.    k.    Erzherz.    Elisab. -Staatsgymnasium 

(U.  S.  poln.) 

K.  k.  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.)  .  .  . 
K.  k.  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.)  .  . 
K.  k.  polnisches  Staatsgymn.  (U.  S.  poln.) 
K.  k.  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.)  .  . 
K.  k.  polnisches  Staatsgymn.  (U.  S.  poln.) 
K.  k.  erstes  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.) 
K.  k.  Staatsgymnasium  (U.  S,  pohi.)  .  . 
K.  k.  Staatsgymnasium  (U.  S.  poln.)      .    . 

K.  k.  erstes  Staatsgymnasium  (U.  S.  dtsch.; 
in  4  Parallelkl.  rum.  u,  dtsch.)     .... 

K.  k.  zweites  Staatsgymnasium  (U.  S.  in  den 
Stammklassen  dtsch . ,  in  den  utraquistischen 
Parallelklassen  des  U.  G.  ruth.  u.  dtsch.) 

Griech.-orientalisches  Gymnasium    .... 


668 
626 

790 


802 

9 

843 

9 

627 

6 

973 

11 

657 

6 

1094 

13 

994 

12 

506 

7 

626 

6 

719 

4 

931  +  14 

13 

666+9 

7 

559+3 

4 

770+20 

8 

868 

13 

778+27 

10 

11124-22 

14 

948+25 

8 

1102  +  45 

17 

627+5 

6 

603 

8 

522 

5 

1279+64 


706+56 
647+22 


9+4 


Galizien  und  Bukowina  sind  sehr  industriearme  Kronländer;  mehr  noch 
als  im  übrigen  Österreich  drängt  sich  hier  fast  alles  nach  der  „Staatskrippe",  an 
die  ohne  den  Besuch  der  Mittelschulen  natürlich  nicht  heranzukommen  ist.  Daher 
wohl  in  erster  Linie  die  auffallende  Erscheinung  so  vieler  Mittelschulen  und  die 
große  Überfüllung  derselben. 
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8.   H  a  n  8  a  8 1  ü  d  t  o. 

Am  günstigsten  stehen  hier  dir  Verhältnisse  in  lirenicn  —  nur  eine  Anstalt 
hat  über  500  Sehüler  — ,  am  sthlinunsten  in  Hanihurg.  wo  sämtliehe  Anstalten 
über  äOO,  darunter  zwei  über  OOO  Schühr  /.iihhn,  unter  den  letzteren  eine,  weleho 
mit  V'orschülem  070  Sehüler  umfaßt  —  Zustände,  wflthe  denen  des  Königl.  Luisen- 
Gymnasiums  in  Berlin  (0")2)  ähneln.  —  Dagegen,  was  die  Schüler/.ahl  in  den  Klassen 
anbelangt,  so  sieht  es  damit  viel  besser  aus  als  in  Berlin  und  Wien,  München 
u.  a.  In  Bremen  ist  es  am  besten:  23,  45  (1  X),  42  (1  X)  lauten  die  Höchstziffem 
für  die  Frequenz  der  oberen,  mittleren  und  unteren  Klassen.  In  Lübeck  28  (1  X), 
81  (1  X),  40  (2  X);  dagegen  halte  man  die  Überzahl  in  den  Klassen  der  Groß- 
städte Berlin,  Wien,  München,  Karlsruhe,  Freiburg  i.  B.  u.  a.;  weniger  günstig 
freilieh  .steht  es  in  Hamburg,  27  (1  X)  —  42,  43,  41,  42  —  51,  50,  50,  49.  48  — ; 
freilieli  die  Zahl  60  (IV"  des  Luisen-Gymnasiums)  liest  man  auch  hier  nicht.  — 
Aber  sehr  zu  loben  ist  hier,  wie  in  den  Großstädten  des  Königreichs  Sachsen, 
daß  die  Klassen  sehr  oft  3-,  4-,  ja  5fach  geteilt  sind;  vgl.  die  Sexten  in  Bremen, 
die  Quarten  und  Quinten  in  Lübeck,  wogegen  man  in  Hamburg  leider  über  eine 
Zweiteilung  nicht  hinausgegangen  zu  sein  scheint. 
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III.   Oa.^  liöIuMv  Lohramt. 
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9.  und  10.  Braunschweig  und  Anhalt. 

In  kleineren  Staaten,  deren  Bevölkerung  nicht  zu  groß  und  dicht  ist,  sollten 
eigentlich  idealere  Zustände  herrschen.  Aber  die  Residenzstadt  Braunschweig 
zeigt  in  den  Primen  sogar  33,  32,  30  Schüler,  wie  man  sie  in  den  Königlichen  An- 
stalten Berlins  nicht  findet,  wohl  aber  an  städtischen  (sogar  40  am  Grauen  Kloster 
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1.    April    1900. 
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und  ;n  am  Fri(Hlri(li.s-(;ynina,sium) ;  natürlich  lo.son  wir  viol  kloinoro  Zahlen  in 
kloineren  Städten  Braun.schwoiir.s,  pcnau  so  wie  es  in  kloinoron  Städton  der  Provinzen 
Preußen.s  und  der  Kronliinder  Österreirh.s  solche  trehen  wird.  —  Und  dies  gilt  auch 
von  Anhalt,  einem  Herzogtume,  da.«»  verhältnismäßig  viel  höhere  Schulen  beaitzt 
und  so  ein  erfreuliches  Bild  zeigt:  freilich  ist  31  Maximalzalil  in  einer  oberen,  43  in 

H.  Morsch,  da«  höhere  Lehramt.    2.  Aufl.  |2 
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III.   Das  höhcw   Ixluaint. 


einer  mit f leren,  leider  aber  52  in  einer  der  unteren  Klassen.  Diese  Ziffern  stehen 
allertlinizs  ganz  vereinzelt.  Überbliekt  man  die  Zahlen,  so  entsprechen  sie 
im  allgemeinen  durchaus  strengen  hygienisch  -  pädagogischen  Forderungen, 
vgl.  unten. 

Braunscliweig. 

Bestand  zu  Ostern  1906. 

(Vgl.  Braunschweigischcr  Anzeiger,  10.  und  11.  Juli  1906.) 
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Am  )j;ünsti^.;.stri»  stclini  unter  den  ;/i()Ucnii  (icul.sclicii  Stiwvtcn  in  h(*/.ii;_'  auf  die 
l'üllung  der   höheren   Schulen   Saehsen    und    Württemberg;   am   HehU'ehte«len 
das  (>8terreiehi8che  Kronland  (ializien,    aber    Holcho   Zustünde   —    Ijöhere  Lehr- 
anstalten mit  nahezu  1000  Sehülern  txler  über  1000  Sehülern        finden  wir  aueh  in 
unserem   lieben  Deutaehland,   um   noch  einnuil  einiges  zu   rekapitulieren: 
in  Baden  die  Oberrealseliule  zu  Kreiburg  i.  B.  (lO.U). 
in   Württemberg  das  Stuttgarter   Healgymnnsium   (1)H.*{), 
in  Preußen  das  Kaiser  Friedrich- Realgymnasium  und  Realschule  in  Berlin- 
Kixdorf  (10S4)'). 
und,  wie  gesagt,  wenn  man  in  Preußen  die  Zahl  der  X'orschülcr  hinzuzählen  könnte, 
so  hat  Preußen  Galizieii  nicht   viel  vorauwerfen.^) 

c)  Folgen  und  Wirkungen  der  Frequenzen. 

In  der  Tat .  die  Überfüllung  der  Klassen  hat  recht  unheilvolle  Wirkungen.  Zu- 
nächst kommen  die  gesundheitlichen  Nachteile  in  Betracht  für  Schüler  und 
Lehrer,  auf  diese  gehen  wir  hier  nicht  weiter  ein,  da  wir  deren  Erörterung  den  Schul- 
hygienikern'^)  überlassen.  Es  reihen  sich  ihnen  schwere  pädagogische  Be<lenken 
an,  teils  idealer,  teils  recht  materieller  Art;  die  ersteren  bestehen  in  der  Unmöglich- 
keit, wirklich  erzieherisch  zu  wirken,  fällt  doch  das  L^iterrichten  schon  schwerer, 
wenn  man  statt  HO  in  den  Mittelklassen  .")0  Schüler  vor  sicl>  hat:  das  sind  ja  be- 
kannte Dinge.  Aber  immer  ist  es  noch  nicht  kräftig  genug  betont  worden,  wie 
sanz  leise  und  doch  unwiderstehlich  diese  übergroßen  Frequenzen  in  den  Klassen 
und  ganzen  Anstalten  die  Versetzungen  beeinflussen.  Wnin  z.  H.  jede  der 
.'i  untersten  Klassen  von  Sexta  bis  Untersekunda  mit  über  50,  bzw.  über  40  Schülern 
besetzt  ist,  so  muß  die  Versetzung  so  eingerichtet  werden,  daß  „alles  klappt"; 
i's  ist  gar  nicht  möglich,  daß  von  .öO  Schülern  einer  Untertertia*^  einmal  20 — 25 
ihr  Ziel  nicht  erreichen,  denn  bei  2  Parallelcöten  würde  dann,  da  die  nächstniedere 
Klasse  z.  B.  nur  8  nicht  versetzt,  also  aus  ihr  42  aufsteigen,  diese  Untertertia*' 
beim  Beginn  des  neuen  Semesters  ca.  25  -f  42  =  67  Schüler  haben;  oder  bei  Wcchsel- 
cöten  würde  (nur  w  enige  können  doch  zurückversetzt  werden  !)  der  entsprechende 
M-Cötus,  in  den  die  Nicht  versetzten  übergehen,  da  er  auch  ca.  LO  faßt,  zu  70  Schüler 
iiischw  eilen  -     Rcservekla.ssen.  Reservelehrer  sind  nicht  da,  eine  Teilung  gar  nicht 

1)  Die  beidrn  sind  jotzt  getrennt   worden. 

2)  Vgl.  hierzu  den  .\rtikel  ven  Kwoldt  im  „Tnp"  vom  17.  und  '2-i.  Novomhor  UUiO  Nr.  öf't» 
und  597. 

.1)  Mnn  Ie.se  da.s  in  den  Krei.^en  der  Faciigenof.scn  gewiß  zu  wenig  bekannte  Knjtitel:  „Hy- 
_'iene  de.-»  Lehrers"  S.  71hff.  in  Hurgerstein  -  Netnli  trky.  Hnndhuch  der  Scliulliygicne. 
liier  wini  in  einer  .Art  Tnifelle.  welche  iu'thesi<>nictn.'»ehe  Heol»nrhtunpen  (iriesbaehs  wiedcr- 
.  iht,  der  l'nterNchJed  zwi.sehen  Ma,sscnuntorrieht  (übrigen.'?  nirlit  üIht  .30  Schüler!)  und  Einzel- 
unterricht aufgezeigt.  „Die  Krniüdungskurve  st«'igt  von  I-cl»rstunde  zu  Ix-lir^tunde  immer  höher 
an  und  erreieht  nach  4stündigem  Kl«."<.xenunterrieht  l>ei  dem  Lehrer  eine  Höhe,  wie  sie  bei 
Sciiüleni  nicht  verzeichnet  wurtle;  die  gewaltige  Anstrengung  in  der  Sehulkla.'v-e  wird  illustriert 
durch  Bewegung  der  Kurve  in  der  letzten  Stunde.  Privatunterricht  eines  Schülers,  gewiß  auch 
geistige  Arbeitsleistung,  welche  aln-r  im  Verhältnis  zum  Kla.'««enuntcrricht  st»  gering  L-'t,  daß 
■  ine  beträchtliche  relative  Erholung  eintritt  .  .  ." 
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möfrlioh.  sie  wäre  auch  oi-st  von  der  vorgesetzten  Behörde  zu  erbitten.  Also  die 
Versetzung  wii-d  dann  oft  zu  einem  Reehenexenipel.  Wir  wollen  uns  darüber  nicht 
weiter  aussprechen,  sondern  z\\eierlei  zur  Erläuterung  anführen:  1.  daß  nach  dem 
Einblick  in  die  Schulprogramme  —  eine  ausführlichere  Statistik  können  wit  aller- 
dings nicht  geben  —  die  Zahl  der  Versetzten  eine  längere  Reihe  von  Jahren 
nicht  erheblich  genug  schwankt,  wie  es  doch  bei  der  recht  verschiedenen 
Fähigkeit  der  Schülergenerationen  sein  müßte;  2.  einige  Notizen  über  die 
Frequenzenverhältnisse  an  den  Kadettenanstalten  Preußens.  An  den 
Voranstalten,  z.  B.  Bensberg,  Köslin,  Oranienstein  usw.,  wo  nur  die  Klassen  von 
VI  bis  0 III  einschließlich  vorhanden  sind,  sind  in  den  Obertertien  2  oder  3  Parallel- 
cöten,  so  daß  die  Zahl  der  Schüler  je  25  nicht  übersteigt.  Für  die  Klassen  Ober- 
sekunda und  Prima  an  der  Hauptkadettenanstalt  sind  die  oben  mitgeteilten  Zahlen 
bezeichnend  genug.  Lehrkräfte  stehen  an  allen  Kadettenanstalten  zur  Verfügung, 
denn  die  Zivillehrer  sind  nur  mit  18,  20,  22  Stunden  beschäftigt  und  werden  mit  mehr 
Stunden  betraut,  falls  plötzlich  neue  Cöten  eingerichtet  werden  müssen;  für  diese 
Mehrstunden  erhalten  sie  jährlich  110  Mark  für  je  eine  Wochenstunde,  so  daß  diese 
Mehrbelastung  nicht  ungern  hingenommen  wird.  Auch  stehen  an  allen  Anstalten 
^lilitärlehrer  (Offiziere,  welche  die  Kriegsakademie  besucht  haben)  zur  Verfügung, 
die  in  Mathematik  und  den  neueren  Sprachen  mit  etwa  20  Stunden  zum  Unterricht 
herangezogen  werden  können. 

An  zivilen  höheren  Lehranstalten,  wo  übrigens  die  Höhe  der  Remuneration 
für  Hilfsunterricht  auch  110  Mark  beträgt  (Beier  I,  S.  336),  bleiben  fast  regel- 
mäßig die  von  jeder  Klasse  einmal  eingerichteten  2  Cöten;  eine  häufigere  Zu- 
sammenziehung und  dann  wieder  Teilung  der  Klassen  gehört  wohl  zu  den  größten 
Seltenheiten.  Und  doch  müßte  die  Zahl  der  Parallelcöten  keine  konstante,  sondern 
eine  variable  sein,  das  ist  doch  das  Naturgemäße;  und  wer  würde  nicht  gern  für  ein 
Jahr  eine  Zubuße  einiger  Stunden  mit  dem  obigen  Honorar  mit  in  den  Kauf  nehmen  ? 

Über  den  Einfluß  der  Frequenzen  noch  drei  Beispiele  aus  der  Praxis.  Vor  langen 
Jahren  ^^-urden  aus  einer  Obertertia  eines  Gymnasiums,  wo  ich  als  damals  natürlich 
unvereideter  Hilfslehrer  wirkte,  zu  „viel"  Schüler  versetzt,  was  man  nicht  gleich 
bemerkte.  Später  weigerten  sich  die  Klassenlehrer  in  einer  Besprechung,  eine  Rück- 
versetzung dieser  Schüler  des  Raumes  wegen  vorzunehmen.  Sie  blieben  in  der  Klasse, 
eine  Reserveklasse  war  natürlich  nicht  da,  so  wurde  diese  Überzahl  im  Gesangsaal 
untergebracht  und  Gesangunterricht  nun  in  der  Aula  erteilt.  —  So  wirkt  eine  Über- 
fülle von  Schülern,  doch  nun  sei  auch  die  Notlage  kurz  geschildert,  die  eintreten 
kann,  werm  zu  wenig  Schüler  da  sind.  In  deutschen  Landen,  auf  einer  höheren 
Schule  existierte  einst  eine  kleine  Obertertia  von  einem  Dutzend  Schülern  mit  einer 
geradezu  erschreckenden  Unkenntnis  in  den  Sprachen,  die  auch  die  kurzen,  den 
Ansprüchen  nach  äußerst  bescheidenen  Extemporalien  mit  ihren  vielen  roten 
Strichen  bezeugten  (relata  refero).  Nicht  etwa  pädagogische  Unfähigkeit  der  früheren 
Lehrer  war  an  der  Kalamität  schuld,  sondern  die  Zwangslage;  eigentlich  hätte  man, 
da  auch  in  anderen  Gegenständen  die  Generation  äußerst  schwach  gewesen  sei, 
keinen  oder  nur  einen  versetzen  müssen.  Aber  sollte  man  die  Obertertia  ganz 
ausfallen  lassen  oder   eine  Obertertia   mit  nur  einem  Schüler  haben?     Eine  in 
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«Icrst'llx'u  Stallt  rrwaclisciifh'  AiiHtalt  '/.oji  so  wie  so  ein«'  ^TÖlicn-  Zahl  von  Schülern 
an  sich.  Also,  anstatt  die  Fähi^sttMi  zu  versotzcn,  veraetzte  man  die  am  \veni\'Httn 
l'nfähi^cn  und  brkam  so  doch  eine  Obertertia.  —  Viel  beHprwhen  und  belacht 
wurde  auch  in  •!<  i  Keichshauptstadt  vor  un^'efähr  einem  Dezennium  der  Fall, 
•  laß  eine  Überprima  aus  einem  Schüler  bestand.  Dieser  Oberprimaner  —  Lan^- 
mann  war  sein  Name  —  soll  zwar  keine  Leuchte  des  (Jeistes  ^'cwesen  sein,  aber 
er  wurde  wie  eine  exotische  Pflanze  behütet  und  ^'cpfle^'t.  Der  Oberprimaner  I^n^- 
nuinn  war  einige  Zeit  krank,  und  es  herrschte  ^'rolie  Freude,  als  der  (Jenesene  wieder 
zum  Unterricht  erschien,  denn  nun  war  die  Khre  der  Anstalt  gerettet:  hatte  man 
dmh  nicht  nur  eine  Oberprima  wieder,  sondern  auch  einen  Abiturienten  und  ein 
Abiturientenexamen  am  Semesterschluß!  —  Diese  drei  etwas  krassen  Fälle  sind, 
u'laube  ieh,  typisch  für  die  {gesamte  Frage  der  Frequenz,  sie  wiederholen  sich  jährlich 
in  dieser  oder  jener  Art  fast  in  allen  Staaten,  auf  manchen  Anstalten,  natürlich  in 
viel  milderen  Formen.  Die  durch  den  ständigen  Raummangel  geschaffene  Zwangs- 
lage, zu  große  Rücksicht  auf  noch  herrschende  Anschauungen,  (icwöhnung.  Tradition, 
unbewußte  fJutmütigkeit  schließen  einen  Vorwurf  aus,  besonders  da  man  gegen 
die  dehnbaren  Versetzungsordimngen,  die  auch  der  Frequenznöte  wegen  so  abgefaßt 
sind,  dabei  nie  zu  verstoßen  braucht. 

Aber  was  würde  man  zu  Richtern  sagen,  welche,  wenn  die  Gefängnisse  über- 
füllt sind,  milde  rechtsprechen,  wenn  dieselben  leer  stehen,  die  volle  Strenge  des 
(Jesetzes  walten  lassen?  Icli  weiß,  daß  dieser  Oberlehrer-  und  Richtervergleich  zu 
denen  gehört,  die  hinken:  unsere  höheren  Schulen  sind  keine  Gefängnisse,  und  bei 
so  jungen  Menschenkindern  kann  man  eher  die  Grenze  zwischen  Milde  und  Strenge 
verwischen  als  dort,  obgleich  auch  beim  Rechtsprechen,  z.  B.  bei  der  Erwägung, 
ob  „mildernde  Umstände"  anzunehmen  sind,  durchaus  dem  persönlichen,  sub- 
jektiven Ermessen,  wie  bei  pädagogischen  Urteilen,  weiter  Spielraum  bleibt.  — 
Jedoch  das  Unangenehme  ist,  daß  die  Frequenzfrage  etwas  rein  Äußerliches 
ist;  kommt  es  doch  vor,  daß  solche  armen  Bübchen,  genule  weil  sie  in  eine  recht 
überfüllte  Klasse  versetzt  werden  sollen,  die  ganze  Strenge  fühlen  müssen,  während, 
w enn  vielleicht  vor  einem  Jahre  sie  in  eine  weniger  volle  Klasse  hätten  übergehen 
sollen,  sie  ohne  weiteres  mitgekommen  \vären;  Ähnliches  mag  sich  bei  Rück- 
versetzungen ereignen.  -  Das  Einwirken  solcher  ganz  zufälligen,  ganz  äußerücheu 
Umstände  ist  recht  häßhch,  unvereinbar  mit  unseren  Beamtenpflichten.  —  Also 
suchen   wir  nach  Maürc<:c!ii   zur  Abhilfe. 

d)  Maßregeln  zur  Abhilfe  der  Überfüllung. 
Vn\  solchen  Zuständ»>n  abzuhelfen,  denkt  man  zunächst  an  Vergrößerung  des 
der  Schule  zur  Verfügung  stehenden  Raumes,  d.  h.  an  Anlegung  von  Reserve- 
klassen, auf  die  man  schon  beim  Bau  eines  Schulgebäudes  Bedacht  nehmen  müßte. 
Solche  Reserveklassen  sind  eben  sehr  selten  vorhanden,  früher  dachte  man  über- 
haupt nicht  daran,  sie  anzulegen,  erst  in  jüngster  Zeit  hat  man  bei  Neubauten 
solche  gleich  mit  eingerichtet:  und  in  Bayern,  Braunschweig,  Bremen.  Hamburg, 
im  Königreich  Sachsen,  natürlich  auch  in  Preußen  ist  wohl  an  vereinzelten  Stellen 
P'ürsorge  getroffen,  daß  einige  überzählige  Schüler  Platz  fintlen.   Aber  da,s  i.st  nur  bei 
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Neuhauton  der  Fall,  und  es  ist  fast  immer  nur  eine  einzige  Reserveklasse  für  eine 
Anstalt  mit  THW — 700  Schülern  da!  So  scheint  es  die  Regel  zu  sein,  und  in  dem 
Aufsatz  von  Delius  in  der  „Monatsschrift  für  hcihcre  Schulen",  1903,  S.  249  wird 
diese  Regel  an  einem  Beispiel  bestätigt. 

Aber  was  soll  denn  eine  Reserveklasse  für  eine  Anstalt?  Mindestens  deren 
5 — 6,  größere  und  kleinere,  müßte  es  überall  geben,  Falls  sie  leer  ständen,  würden 
sie  als  Arbeits-  und  Sprechzimmer  für  die  Oberlehrer  (dafür  ist  meist  gar  nicht 
gesorgt)  ihren  guten  Zweck  erfüllen. 

Jedoch  was  nützen  die  Räume,  \\enn  keine  Lehrer  da  sind,  welche  die  dort 
untergebrachten  Schüler  unterrichten  können !  Also  müßten  alle  Staaten  für  eine 
genügende  Zahl  stets  zur  Aushilfe  bereit  stehender  Oberlehrer  oder  Oberlehrer- 
kandidaten  sorgen.  Der  jüngere  Nachwuchs  von  Kandidaten,  Seminar-  und  Probe- 
kandidaten, von  nicht  etatmäßigen,  nicht  vollbeschäftigten  Hilfslehrern  könnte 
hier  fürs  erste  in  Betracht  kommen.  Indessen  die  äußere  Lage  der  jungen  Anwärter 
ist  auch  in  den  Großstaaten  gerade  nicht  sehr  verlockend,  und  so  ist  es  denn  erklär- 
lich, daß,  um  plötzlich  neu  entstehende  Klassen  mit  Lehrkräften  zu  versehen, 
fast  überall  die  letzteren  fehlen  würden.  Einzig  in  Bayern  herrscht  eine 
große  Überfülle  von  Anwärtern  für  das  höhere  Lehramt,  auch  in  Hessen  ist 
starker  Nach\\'uchs  vorhanden,  besonders  an  Mathematikern  und  Naturwissen- 
schaftlern; was  die  Großstaaten  anbelangt,  so  sind  die  Dinge  in  Österreich  schhmmer 
als  in  Preußen,  in  Österreich  reicht  werügstens  die  Zahl  der  künftigen  Humanisten 
bei  weitem  nicht  aus,  in  Preußen  sind  die  Verhältnisse  nach  den  verschiedenen 
Provinzen  recht  ungleichartig,  in  Pommern  waren  nach  dem  Kalender  von  Kunze 
von  1906,  vgl.  Ewoldt  im  „Tag",  keine,  in  Ostpreußen  und  Schleswig-Holstein  nur 
zwei  anstellungsfähige  Kandidaten  vorhanden,  im  ganzen  nur  124  „anstellungsfähige 
Kandidaten",  allerdings  ein  Nachwuchs  von  494  +  596  Probanden  und  Seminar- 
kandidaten. 

Normal  sollen  nur  die  Anstellungs Verhältnisse  im  Königreich  Sachsen  sein, 
und  in  Mecklenburg-Schwerin  ist  der  bis  jetzt  stark  sich  fühlbar  machende 
Mangel  für  die  Zukunft  nicht  mehr  zu  befürchten.  Dagegen  in  einer  großen 
Zahl  von  Staaten  klagt  man  über  einen  starken,  chronischen  Mangel  an 
Oberlehreranwärtern,  so  besonders  in  einigen  Kleinstaaten  des  mittleren  Deutsch- 
land, in  Saclisen- Gotha,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen- Weimar;  in  anderen  Staaten, 
wie  in  Braunschweig,  Elsaß-Lothringen,  wenden  die  jungen  „Philologen"  bald 
nach  abgelegtem  Probejahr  ihrer  Heimat  den  Rücken;  am  bedenklichsten  aber  ist 
es,  daß  aus  Württemberg  und  vor  allem  aus  Baden  die  Nachrichten  „Mangel" 
und  „großen  Mangel"  bekunden.  Jedenfalls  wenn  in  allen  Staaten  die  Frequenzen 
der  Klassen  auf  das  gesetzliche  Maß  und  nun  gar  auf  das  hygienisch  und  pädagogisch 
zulässige  Maß  reduziert  würden,  würden  zurzeit  wohl  nur  in  Bayern  und  Hessen 
die  nötigen  Lehrkräfte  da  sein,  um  Lehrer  für  die  neuen  Klassen  zu  liefern,  sonst 
\vürden  einfach  überall  die  neugebildeten  Klassen  zwar  Schüler  genug,  aber  keineLehrer 
haben;  denn  da,  wo  die  Verhältnisse  normal  liegen  und  für  die  ausscheidenden  alten 
Oberlehrer  gerade  genug  junge  unten  nachgeschoben  werden  könnten,  wie  in  Sachsen, 
würden  für  neugebildete  Klassen  und  sogar  ganze  Schulen  die  Oberlehrer  fehlen. 


C.  ülu-r  finijit'   Kimiclituii^cn  ii.  Zustjindc  auf  hüli.  Solmli-ii.      Fiilluiig  d.  Imh.  Sclnilci).    Ig3 

Aus  dein  jiiiiLrcM  Xiichu  iiclis  ist  l»ci  dvm  iiiim'iihlickliclini  Stund  der  Diiij/e  (auH- 
m>ru)innieii  vii'llriclit  liiiytTii,  llrssni)  jwlso  viel  Hilf«-  nidil  zu  holen,  „Vielleicht 
aber  aus  der  Zahl  der  Pensionäre?"  Mir  stilhst  kommt  der  Vorschlaft,  Pro- 
fessoren der  Kcserve.  l*n)fessoren  z.  1).  zu  schaffen,  zunächst  etwa«  sonderbar  vor. 
Der  Hinweis  auf  Militärverhültnisse.  wo  für  den  Krie^'sfall  die  Offiziere  z.  I).  au«h 
wieder  zum  Dienste  heranj»ezogen  werden,  ma^'  ihn  wcnit'stens  erklären.  Aus  dem 
Ih'cre  werden  häufii;  K^nu^;  nicht  j/anz  ausgediente,  .sondern  ntK-h  im  beuten  .Mannes- 
alter Stehende  enthussen.  um  im  Ernstfälle  wieder  aktiv  zu  werden.  In  den  bür^er- 
liihen  staatlichen  Berufen  kennt  man  so  etwa.s  nur  hier  und  da'),  denn  ein  viel 
weiseres  Malihalten  gebieten  hier  überall  die  ^erintjen  finanziellen  .Mittel,  Erst  na<-h 
3.') — 40jähriger  Dienstzeit  dankt  man  hier  ab,  und  ist  man  dann,  im  Alter  von  rund 
(iö  Jahren  noch  „dienstfähig"  ?  Daß  dies  letztere  möglich  ist,  weiß  jeder  von  uns, 
denn  wer  kennte  nicht  Amtsgenossen,  die,  im  65,  Lebensjahre  stehend,  geistig  und 
körperlich  noch  rege  wiiren.  um  im  Notfall  wieder  einzuspringen?  Sind  doch  viele, 
die  im  Ruhestand  leben,  literarisch,  wi.ssen.schaftlich  noch  tätig,  sind  oft  auch  noch 
an  Privatschulen  mit  einigen  Stunden  beschäftigt,  warum  könnten  sie  nicht  no<-h 
einige  Zeitlang  eine  gewisse  Zahl  von  Unterrichtsstunden  in  einer  natürlich  nicht 
überfüllten  Klasse  von  10 — 15  Schülern  erteilen?  Solche  Professoren,  die  sich 
dazu  bereit  erklärten,  im  Notfalle  wieder  „Kriegsdienste"  zu  tun,  mache  man  zu 
„Professoren  z.  1).".  erhöhe  natürlich  ihre  Pension  um  einiges  und  honoriere  ihnen, 
wenn  sie  eingezogen  werden,  die  erteilten  Unterrichtsstunden  recht  „nobel";  ich 
glaube,  man  wird  deren  eine  erkleckliche  Anzahl  finden,  und  —  das  sei  wiederholt 
—  auch  solche,  denen  man  na<'h  ihrer  körperlichen  wie  geistigen  Verfassung  dies 
anvertrauen  kann,  denn  natürlich  handelte  es  sich  nur  um  Unterricht  kleinerer 
Klassen,  nämlich  derjenigen  Schüler,  die  aus  größeren  ausgeschieden  werden  müßten, 
weil  hier  die  Frequenz  über  die  vorschriftsmäßige  Maximalzalil  ansteigen  würde; 
auch  das  sei  erwähnt:  diese  Einberufung  der  „Reserveprofessoren"  würde  zunächst 
nur  immer  auf  ein  Jahr  sich  erstrecken,  bis  der  Notstand  vorüber  wäre.  Übrigens 
auch  die  ständigen,  noch  Dienst  tuenden  Oberlehrer  könnten,  falls  mir  ihre  Pflicht- 
stundenzahl überall  (Österreich  ausgenommen,  wo  sie  am  niedrigsten  ist)  um  3 — 4 
herabgesetzt  würde,  solche  Aushilfe  jederzeit  leisten,  und  die  meisten  würden, 
natürlich  geecn  eine  standesgemäße  Vergütung,  lieber  in  ihrem  Schulgebäude 
selbst,  wo  sie  es  bequemer  haben  könnten,  noch  Schüler  unterrichten,  anstatt  des 
Nachmittags  nach  weiten  Wegstrecken  anderwärts  von  neuem  mit  Unterrichten 
zu  bcL'innen.  Wie  können  die  Unterrichtsverwaltunpcn  es  mit  ansehen,  daß  ihre 
Oberlehrer,  um  sich  ,.noch  etwas  hinzuzuverdienen**,  an  anderen  Statten  wöchent- 
lich oft  4  bis  6  Stunden  noch  ihre  Kräfte  verbrauchen,  anstatt  sie  dort  zu  vorwenden, 
wo  es  im  Interesse  ihrer  eißenen  Schuler  und  im  Interesse  des  Staates  notwendiger 
und  nützlicher  wärel  Würde  der  Staat  diese  „Überstunden"  ebenso  honorieren 
wie  die  Privatlchranstaltcn.  nur  wenige  würden  sie  nicht  lieber  an  den  Staats- 


1)  Manchem  wertlon  wohl  IJcispicIe  au.s  dem  ZivilstAatfidicnntc  oinfallon.  Rondanton,  die 
mehrere  Kassen  zu  vcnvalton  hatten,  Whalton  nach  der  ronsionioninp  die  Vorwaltung  der 
kleinsten.  — ■  Professoren  a.  D.  verwalten  noch  die  AnstAltsbihliotheken  oder  sind  mit  der 
Einnahme  des  Schulgeldes  l>otraut. 
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anstalten  als  an  Privatschulen  erteilen.  Also,  \\enn  nur  die  finanziellen  Mittel  da 
wären,  Keserveoberlehrer  würden  sich  finden  für  die  Reserveklassen,  um  diese 
übernroßen  Frequenzen  einzuschränken. 

Gibt  es  nun  aber  nicht  irgendeine  Art  von   Radikalmittel,   um  sie  überhaupt 
aus    der    Welt    zu    schaffen?      Wermbter    („Korrespondenzblatt    für    die    Philo- 
logenvereine Preußens",    1899   Nr.    10)   hat  als  solches   vorgeschlagen:    die   Ein- 
teilung des  Landes  in  Schulsprengel,  ein  Mittel,  das  in  seiner  Wirksamkeit 
natürlich  auch  seine  Grenzen  hat.   Neben  Anstalten  mit  vollen,  überfüllten  Klassen 
gibt  es  ja  auch  eine  ziemUche  Anzahl  solcher,  deren  KJassen  schwach  oder  recht 
schwach  besetzt  sind.    Könnte  hier  nicht  ein  Ausgleich  hergestellt  werden?    „Eine 
planvolle  Regelung  des  Zustromes  der  auswärtigen  Schüler  —  denn  diese  sind  es, 
die  die   Überfüllung  (wenigstens  an  kleinstädtischen  Anstalten)   herbeiführen  — 
zu  den  verschiedenen  Anstalten  in  der  Weise,  daß  man  das  Land  in  Schulsprengel 
nach  Art  der  Kirchen-  und  Gerichtssprengel  teilt,  ^^'ü^de  hier  jede  Überfüllung 
leicht  beseitigen ;  sie  A^ürde  die  Arbeitslast  der  einzelnen  Lehrerkollegien  gleichmäßig 
gestalten,   und  sie  \\-urde  zugleich  den  Wettbewerb  der  Anstalten  untereinander 
jedes  Materiahsmus  entkleiden  und  ausschheßhch  auf  das  ideale  Gebiet  verschieben." 
So  \\'ermbter.     Natürüch  steigen  auch  jedem  gegen  diesen  Vorschlag  Bedenken 
auf.     Söhne  von  Beamten,  die  versetzt  werden  nach  einem  Ort,  dessen  Schulen 
überfüllt  sind,  wird  man  doch  kaum  in  einen  Ort  verweisen  können,  dessen  Schulen 
noch  freie  Plätze  haben;  sollen  die  Eltern  gezwungen  werden,  sich  von  ihren  Kindern 
zu  trennen  und  sie  auf  eigene  Kosten  auswärts  in  Pension  zu  geben?  —  In  solchen 
Fällen  nur  könnten  sie  gez^\'ungen  werden,  eine  bestimmte  Anstalt  zu  wählen,  wenn 
an  demselben  Orte  eine  mit  großer  und  eine  mit  geringerer  Frequenz  wäre  — 
freilich  beide  müßten  darm  Anstalten  derselben  Gattung  sein,  beides  Gymnasien 
oder  Realgymnasien;  kaum  könnte  man  jetzt,  wie  die  Gesetze  und  Vorschriften 
nun  einmal  liegen,  einen  Vater  zwingen,  statt  einem  überfüllten  Realgymnasium 
seinen  Sohn  einem  schwächer  besuchten   Gymnasium  derselben  Stadt   anzuver- 
trauen.    Auch  den  Zuzug  fremder  ZögHnge,  die  eine  Pension  in  einer  mit  recht 
vollen  Lehranstalten  beglückten  Stadt  aufsuchen  wollten,  köimte  man  nur  unter 
gewissen  Kautelen  regeln;  ist  man  in  der  Lage,  sie  aus  dieser  Stadt,  avo  sie  bei  wirk- 
lichen oder  nur  angebhchen  Verwandten  und  Bekannten  ein  gutes  Unterkommen 
finden  können,   zu  verweisen  in  eine  andere,   wo  solche  günstigen  Bedingungen 
für  sie  nicht  vorhanden?  —  Beide  Fälle  mag  man  gewiß  als  Ausnahmefälle  hin- 
stellen, jedenfalls  müßte  man  einer  Behörde  —  wahrscheinlich  dem  Provinzial- 
schulkollegium  der  Provinz  —  erst  Vollmacht  erteüen,  dieser  Sache  sich  anzunehmen, 
eine  statistische  Frequenzhste  der  Provinz  aufzustellen,  jedes  Jahr  zu  veröffent- 
lichen, damit  das  Pubhkum  Bescheid  wüßte  und  nicht  von  einer  Anstalt  zur  anderen 
zu  gehen  brauchte.    Ferner  macht  Wermbter  seinen  Vorschlag  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  sogenannte  Untergymnasien  mit  durchaus  gleichen  Lehrplänen  die 
Mehrzahl  der  Anstalten  einer  Provinz  bildeten  und  eine  geringere  Anzahl  von  Ober- 
gymnasien, deren  Kurse  sich  humanistisch  und  realistisch  spalteten  —  eine  Hoff- 
nung, welche  durch  den  gemeinsamen  Unterbau  der  Reformanstalten  vielleicht 
sich  einmal  gänzhch  erfüllt.  —  Indessen  ein  staatliches  Eingreifen  zur  besse- 


('.   Vhvv  viu'nir  Kiiirichtuiiv<'i>  u.  ZuMtuiuli-  iiut   höh.   S<liuli-n.      Kiilluiij.'  «I.  holi.  Sohiilm.    J  h5 

ICH  Ufj^uliiTiiii;,'  (In-  l'"i((|  iirn/.cii  wäre  sclioii  (Ii-hIiuII»  recht  \i  ü  M.schcnH- 
\\i>rt,  wi'il  die  MiJtive,  die  die  Kitern  veranliujMen,  auf  eine  beHtimint<',  ineiat  eine 
überfüllte  Schule  iiire  Söhne  zu  Bchieken.  nicht  immer  ho  K«inz  uiiHchuldi^  sind, 
wie  08  auHsieht:  oft  k^'^'J^  suchen  sie  sich  solche  Anstalten  mit  starken  KhiHsen  auf, 
weil  sie  glauben,  daü  dort  die  Disziplin  schlaff  ist,  daU  dort  natur^^emüü  auch  ihre 
.Jungen  beim  Versetzen  leichter  durchschlüpfen  können.  Kine  jede  Anstalt  hat 
ja  doch  ihren  cigenarti'.'cn  Ruf.  Solcher  Ruf  würde  schwinden,  wenn  der  Staat 
hier  mit  ir^'cndwelchen  Malirej,'eln  vorgehen  könnte.  Darf  deiwi  jeder  Staatsbürger 
.seine  Klage  dort  anbringen,  wo  es  ihm  gerade  behagt,  wo  er  gütige  bzw.  strenge 
Richter  voraussetzt?  —  Ich  weiß  zwar,  man  will  solche  W'rgleiche  nicht  haben, 
und  philosophische  Pädagogen  und  pädagogische  Philosophen  sind  entsetzt,  wenn 
man  Unterrichten  und  nun  gar  Erziehen  mit  dem  Richten  einigermaüen  gleichsetzt, 
und  doch  hat  eine  Direktorenversammlung  das  Urteil  einer  Versetzungskonferenz 
einen  „Kichterspruch"  genannt  —  mit  Recht.  Man  fa.sse  die  Sache  einmal  nicht  so 
pliilosophisch-idcal  an,  sondern  etwas  real  —  ich  glaube,  daß,  wenn  jeder  Staat.s- 
l)ürger  seinen  Sprößling  nicht  dahin  zum  Unterricht  schicken  dürfte,  wo  es  ihm 
beliebte,  wo  es  für  seinen  Jungen  am  bequemsten  wäre,  ein  baldiger  Ausgleich 
der  stark  und  schwach  besuchten  Anstalten  von  selbst  sich  vollziehen  würde,  es 
würde  die  Konkurrenz,  um  so  zu  sagen,  aufhören,  und  gerade  durch  eine  staathche 
Regelung  oder  wenigstens  strengere  Kontrolle  der  Frequenzen  das  Unterrichten 
und  auch  das  Erziehen  viel  idealere  Bahnen  einschlagen. 

So  müßte  denn  neben  der  Herstellung  der  nötigen  Anzahl  von  Reserveklassen 
und  von  Reserveoberlehrern  nicht  nur  für  den  ganzen  Staat  eine  amtliche 
Zentralinstanz  für  die  Statistik  auf  dem  Gebiete  des  höheren  Schulwesens 
geschaffen  werden,  sondern  auch  für  jede  Provinz  in  den  Großstaaten  jährlich  (wo 
zweimalige  Versetzung  ist,  auch  zweimal,  zu  Ostern  und  Michaelis)  eine  öffentliche 
Frequenzliste  seitens  der Provinzialbehörden  publiziert  werden,  natürüch  die  Ziffern 
nach  Klassen. 

Jetzt,  wo  alle  Jahre  nur  in  den  Schulprogrammen  eine  st)lche  Übersicht  L'eboten 
wird,  weiß  eigentlich  niemand,  wie  es  um  die  Frequenzen  bestellt  i.st.denn  nur  hier 
und  da  bemäclitigt  sich  privater  Sammeleifer  des  hier  gelieferten  .Materials,  eine 
offizielle  Zusammenstellung  erfolgt  nicht ;  die  im  „Centralblatt  für  das  gesamte  Unter- 
I  ichtswesen  in  Preußen"  gegebenen  Zahlen  gehen  bis  auf  die  Schülerzahl  der  Klassen 
nicht  hinunter,  sondern  geben  nur  die  Gesamtschülerzahl  der  Anstalten  an;  freilich 
die  Mammutanstalton  erkennt  man  auch  hier  .sofort,  aber  in  welchen  Klassen  gerade 
die  Überfülle  stei'kt,  ist  nicht  ersichtlich.  Warum  mat^ht  man  es  nicht  so.  \\ioo8  das 
nbige  Beispiel  im  Königreich  Sa<^hsen  zeigt,  wo  aus  den  Verhai\dlungen  des  Land- 
tags bzw.  denen  der  Sitzungen  der  Finanzdeputation  sofort  der  Sitz  des  Übels 
klar  durch.schaut  werden  kann?  Aber  nun  die  Hauptsache:  die  AnmelduiiL'cn 
für  Neuaufnahmen  müßten  gar  nicht  bei  dem  Direktor  oder  dorn  Lehrerkollegium 
selbst  eingehen  dürfen,  sondern  bei  der  nächsthöheren  Schulbehörde,  in 
Preußen    also    beim    Provinzialschulkollegiu  m^);    dieses    würde,    selbst- 

1)  Es  erhebt  sich  die  Frape.  oh  eine  .stnatliche  Schull>ehörde  da»  Reeht  Imt.  auf  den  Besuch 
'  iiuT  nioht«taatlichen  Anstalt  hemmend  (Hier  fönlemd  einzuwirken;  wie  e.><  in  anderen  Staaten 
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verstäiullii'li  iintor  steter  und  tunlielister  Berücksichtigung  der  privaten  Verhält- 
nisse des  Zöghngs,  diesen,  falls  er  ein  Zeugnis  von  einer  anderen  Anstalt  beibringt, 
nacli  Einsicht  in  die  der  Behörde  vorliegende  statistische  Frequenzliste  der  An- 
stÄlt  überweisen,  die  noch  Zuwachs  vertragen  kann.  Ist  der  Zögling  nur  privatim 
vorbereitet,  müßte  das  Provinzialschulkollegium  ihn,  ähnlich  wie  die  sogenannten 
„Extraneer"  bei  dem  Maturum.  zur  Aufnahmeprüfung  (s.  oben)  einer  noch  nicht 
allzu  vollen  Anstalt  überweisen,  und.  wie  oben  gesagt,  in  Geraeinschaft  mit  dem 
Direktor  müßte  das  Lehrerkollegium  (wie  es  ja  auch  in  Bayern,  Österreich, 
Königreich  Sachsen  direkt  vorgeschrieben  ist)  dann  über  seine  Aufnahme  in 
eine  bestimmte  Klasse  oder  seine  Nichtaufnahme  die  Entsciieidung  geben.  Wie 
oben  schon  verlangt,  wäre  für  Preußen  und  manche  Staaten  eine  Kompetenz- 
erweiterung der  Rechte  des  Lehrerkollegiums  hier  die  nötige  Konsequenz; 
und  aus  der  Betrachtung  der  Frequenzen  ergibt  sich  eine  fernere  Erweiterung: 
das  Lehrerkollegium  erhält  die  Befugnis,  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Direktor  natürlich,  bei  der  Behörde  die  Einrichtung  von  Parallel- 
abteilungen zu  beantragen.  Jetzt  hat  ein  Kollegium  bei  uns  wenigstens  dieses 
Recht  nicht.  Nun  wird  es  deutlich,  warum  man  in  Preußen  das  Recht  der  Auf- 
nahme in  die  Hände  des  Anstaltsleiters  gelegt  hat.  Die  Direktoren  fühlen  sich 
hier  oft  genug  ihren  „Kollegen"  gegenüber  als  Vertreter  der  Staatsregierung, 
d.  h.  als  kleine  Finanzminister^),  die  für  eine  möglichst  geringe  Belastung  des 
Staatssäckels  durch  recht  große  Füllung  der  Klassen,  möglichst  seltene  Einrichtung 
von  Parallelklassen  Sorge  tragen  sollen,  und  da,  wie  oben  gezeigt,  die  Maximal- 
frequenz in  Preußen  eine  recht  schwankende  ist,  so  hegt,  vorausgesetzt  die  nötige 
Zahl  von  Anmeldungen,  in  ihrer  Hand  die  Macht,  eine  mittlere  Klasse  plötzlich 
um  10  Schüler  zu  vermehren,  von  40  auf  50  anschwellen  zu  lassen.  Natürlich  ver- 
suchen oft  Direktoren  von  städtischen  höheren  Schulen  Ähnliches,  wenn  es  gilt, 
dem  Magistrate,  ihrem  Patrone,  falls  seine  Finanzen  nicht  günstig  stehen,  keine 
Kosten  zu  verursachen.  Wer  wollte  ihnen  daraus  einen  Vorwurf  machen?  Gibt 
es  doch  in  Preußen  keinen  Paragraphen  wie  den  in  Österreich  (s.  oben  S.  97),  wo  den 
„Lehrern  die  Möghchkeit  gegeben  ist,  unzweckmäßigen  oder  unbefugten 
Anordnungen  des  Direktors  ein  morahsches  Gewicht  entgegenzustellen  und  ihnen 
gegenüber  ihr  Recht  zu  wahren". 

Und  da  man  solche  direktoriale  Tendenzen  als  etwas  ganz  Selbstverständhches 
ansieht,  müssen  wir  hier  nun  die  eigentliche  Wurzel  dieser  gewiß  häufigen  „Frequenz- 
nöte" angeben.  Schheßlich  versagen  alle  die  oben  aufgezählten  Gegenmittel,  auch 
die  Reserveklassen  und  „Reserveoberlehrer",  die  ersteren  werden  leer  bleiben 

damit  steht,  weiß  ich  nicht.  Ein  negatives  Recht  besitzt  in  Preußen  die  staatliche  Behörde  als 
Schulaufsichtsbehörde  jedenfalls  insofern,  als  sie  die  zu  große  Überfüllung  von  Klassen  an  nicht- 
staatlichen Schulen  hindern  und  die  Einrichtung  von  Parallelklassen  verlangen  darf,  und  manche 
staatüche  Behörde  steht  „unverdienterweise"  in  dem  schlechten  Rufe,  daß  sie  bei  ihren  eigenen, 
den  königlichen  Anstalten  hierbei  viel  nachsichtiger  wäre  als  bei  nichtstaatlichen.  Doch  aus 
diesem  negativen  Recht  folgt  noch  nicht  das  positive  einer  staatlichen  Anstalt,  Schüleranmel- 
dungen für  nichtstaatliche  Schulen  anzunehmen  und  nach  Ermessen  der  einen  oder  anderen 
städtischen  Anstalt  zu  überweisen. 

1)  Natürlich,  recht  viele  unter  ihnen  spielen  diese  Rolle  nur  gezwungen. 
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und  die  Ict/tonMi  „iiiüliii:  luii  Miiiktc  .strli<-ii".  wenn  iiidit  eine  Kanzliche  WandluiiK 
der  GrundanschauuiiRen  \or  sich  in-\\t ,  s^.wnhl  \»■^  dt-n  Ijjtorrichtäverwaltun^cii 
als  juuh  l)iM  dt-n  An.staltsl(>itrni  und  di-ii  LelirL-rki)lk'^ii'n.  Verringert  Hich  die 
I'nMjun»/.  i'iiicr  Anstalt .  so  darf  tlixa  nicht  ala  eine  Art  Schmach  für  dieselbe 
botrnchtrt  werden,  es  (hvrf  dann  niclit  in  (\vm  Verwiiltungsboricht  oder  par  in  einem 
sofort  verlangten  iSonderbericIit  eine  peinliche  Angabe  von  (Jründen  für  solelien 
„Kückpmv'"  jzefordert  werden;  es  darf  nicht  als  eine  Schande  ««-Iten.  wenn  einmal 
eine  höhere  Lehranstalt  keine  Prima  (kUt  Oberprima  hat  und  keine  Abiturienten 
„er/ougt".  Es  muß  die  Air/ahl  der  C'öten  der  einzelnen  Klassen  öfter  wechseln, 
vor  allen  Dingen  darf  nicht  dieser  leise,  durch  das  bureaukratische  System 
entstehende  Druck  ausgeübt  werden,  möglichst  \  iel  /u  versetzen*),  und  die 
Tüchtigkeit  des  einzelnen  Oberlelners  darf  nicht  nach  der  Zahl  der  von  ihm  „reif 
gemachten"  Schüler  beurteilt  werden.  Dieser  stark  materialistische  Zug 
muß  ganz  heraus  aus  der  Tiitigkeit  der  Schulbehörden  und  der  Oberlehrer.  Die 
leidigen  finanziellen  Fragen  dürfen  hier  nicht  da,s  höhere  Lehramt  zu  einer  Finanz- 
(juelle  herabsetzen.  Wieviel  Geld  wird  oft  in  einem  Prozeß  von  dem  Staate  an 
Zeugengebühren  verausgabt,  damit  die  Wahrheit  offenbar  werde!  Zahlen,  die  von 
10  000—50  000  Mark  für  je  einen  Prozeß  steigen,  hat  man  in  den  Zeitungen  gelesen. 
Ich  weiß  nicht  (und  so  leicht  wird  es  sich  nicht  ergründen  lassen),  ob  auch  hier  der 
Kostenpunkt  unangenehm  wirkt.  Aber  die  Sorge  um  die  konstante  Erhaltung  der 
Schülerzahl  einer  Anstalt  und  der  Klassen  vernichtet  häufig  genug  den  sittlichen 
Geiialt  eines  Amtes  mit  so  idealen  Zielen,  wie  das  höhere  Lehramt.  Hier  muß  den 
Unterrichtsverwaltungen  ebenso  wie  dem  jünsisten  wissen.schaftlichen  Hilfslehrer 
viel  mehr  Raum  zur  Betätigung  eines  wirklichen  Idealismus  vergönnt  werden! 
Versuchen  wir  es  hier,  in  einer  zunächst  praktisch -pädagogischen  Angelegenheit, 
unsere  Ergebni.sse  und  Forderungen  zu-sammenzufa-ssen : 

1.  Die  Maximalzahlen  für  die  Kla.sscnfre(juenzen  in  Osterreich.  Preußen, 
Bayern  und  in  anderen  Staaten  sind  viel  zu  hoch,  sie  müssen  sich  den 
Zahlen  in  Sachsen.  Würt  te  mberg  und  Hessen  annähern;  aber  auch 
hier  sind  die  Höchstzalilen  für  <lic  Primen  zu  hoch.  Die  Höchstzahlen 
inü>i><cn   hinten: 

für  Sexta  und   Quinta 40 

für  (Quarta  und  l'ntertertia  .  .  .  3.") 
für  Obertertia  und  Untersekunda  .  .SO 
für  ()l)ersekunda  und  Prima    .    .    .    20. 

2.  Heim  Neubau  von  Schulen  ist  nicht  eine,  sondern  eine  größere  Zahl  von 
Heserveklassen  anzulegen-);  übertriebener  Luxus  in  der  Ausstattung 
von  Schulgebäuden  ist  zu  vermeiden,  dafür  ist  auch  auf  Gründung  von 
einer  größeren  Zahl  von  Oberlehrerstellen  bei  jcxler  Anstalt  Bedacht  zu 
nehmen. 

3.  Das  Land  bzw.  die  Provinz  ist   in  Schulsprengel  zu  teilen. 

1)  Vgl.  Herniftnn  I^attrannn.     Nouo  .Tfthrhüoljor,   1902  X..  S.  '2S»k 

2)  Wenn  man  .««ich  in  Preußen  ent.-ichlieDen  könnte,  die  Vorschulen  aufzuheben,  so  hätte 
man  sofort  an  vielen  Anstalten  „Reseri-eklassen". 
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4.  Aiunrlduiiiion  lunier  Si-lüilor  innerlialb  dieses  Sclmlsprengels  hat  die  vor- 
gesetzte Behörde  entgegenzunehmen,  dieselbe  weist  je  nach  der  ihr  be- 
kannten Frequenz*)  unter  Berücksichtigung  der  persönlichen  Wünsche 
der  anmeldenden  Eltern  den  Neuling  einer  Anstalt  ohne  weiteres  zu  oder 
zur  A'.ifnalimcprüfung. 

ö.  Über  die  Aufnahme  cntsclieidet  bei  einer  etwa  notwendigen  Prüfung  das 
Lehrerkollegium  in  einer  Konferenz  (bzw.  die  prüfenden  Lehrer)  unter 
dem  Vorsitz  des  Direktors. 

G.  Bei  kleineren  oder  in  Ent\\iekclung  begriffenen  Anstalten  kann  die  vor- 
gesetzte Behörde  das  Aufnahmereeht  auf  begrenzte  Zeit  (bis  die  Anstalt 
eine  bestimmte  Zahl  von  Schülern  hat,  z.  B.  350)  dem  Direktor  im  Verein 
mit  dem  Lehrerkollegium  überlassen. 

7.  Übersteigt  eine  Klasse  die  festgesetzte  Höchstzahl,  so  hat  der  Direktor 
im  Verein  mit  dem  Lehrerkollegium  bei  der  vorgesetzten  Behörde  die  Ein- 
richtung von  Parallelklassen  zeitig  zu  beantragen. 

8.  Die  für  solche  Parallelklassen  nötigen  Lehrkräfte  sind  in  der  Regel  aus 
der  Zahl  der  im  Dienst  befindlichen  oder  pensionierten  Oberlehrer,  die  sich 
dazu  bereit  erklären,  zu  nehmen;  für  den  von  ihnen  nur  in  beschränktem 
Lmifange  und  für  eine  beschränkte  Zeit  zu  erteilenden  Unterricht  ist  ihnen 
eine  angemessene  Vergütung  zu  zahlen. 

9.  Jährlich  ist  für  jedes  Land  bzw.  für  jede  Provinz  eines  größeren  Staates 
eine  Statistik  der  Besuchsziffern  einer  jeden  höheren  Lehranstalt  bis  zur 
Frequenz  der  einzelnen  Klassen  aufzustellen  und  in  mehreren  öffentlichen 
Blättern  zu  pubHzieren. 

Über  manche  dieser  Vorschläge  wird  man  anders  denken  als  ich,  aber,  ich  meine, 
in  der  Hauptsache  sind  wir  alle  einig:  die  jetzt  in  den  übergroßen  Anstalten  mit 
den  übermaximalen  Klassen  übliche  Art  der  Erziehung  und  des  Unterrichts,  bei 
der  jahrzehntelang  fast  dieselbe  große  oder  noch  anwachsende  Schülerzahl 
immer  nur  durch  die  zwei  vorhandenen  parallelen  Klassengänge  ans  Ziel 
getrieben  wird,  ist  pädagogisch  sehr  zweckwidrig.  Statt  zur  Individualisierung 
und  Differenzierung  kommt  man  zur  Mechanisierung  des  Unterrichts  und  zur 
Künstelei  bei  Klassenprüfungen  (wenn  man  dazu  überhaupt  Zeit  hat)  und  bei  Ver- 
setzungen. Darum:  mehr  „Bewegungsfreiheit"  für  Direktoren  und  Ober- 
lehrer bei  Einrichtung  von  Parallelklassen. 

D.  Versetzungen  und  "Versetzungsprüfungen. 
VersetzTingsbestimmungen. 
Was  die  Versetzungen  anbetrifft,  so  gibt  es  Staaten  mit  offiziellen  Versetzungs- 
ordnungen und  solche  ohne  dergleichen  amtliche  Bestimmungen:    Baden  hat  kurz 
vor  1870,  also  schon  vor  einem  Menschenalter,  in  der  Schulordnung  für  die  Mittel- 
schulen vom  2.  Oktober  1869  diese  Sache  in  Angriff  genommen;  dazu  gibt  es  Er- 

1)  In  Staaten,  wie  Preußen,  Anhalt,  Oldenburg  u.  a.  ist  leider  nur  alle  4,  bzw.  3  Jahre  ein 
Verwaltunffsbericht  zu  erstatten. 
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pin/uiigsvt'rfüj.'uiiL'<ii  von  1882.  188G  und  181)1.  dir  jütiuHtr  Imdiw-Iu-  Scliulnrdiiunjr 
von  1904  woiclit  in  §  18ff.  in  den  Hauptpunkten  von  drr  ältcron  niclit  ah.  Offizielle 
Ordnungen  sind  vorhaiulen  in  Aniialt  vom  .laliro  1887,  in  Bayern  in  der  Schul 
Ordnung  vom  23.  Juli  ISiM  ;  jünL'er  ist  eine  dieHbezügHche  Verfügung  im  Groß- 
her/.ogtuin  Hessen  vom  12.  Februar  li>(»2  »uul  ebenso  mehrere  Paragraphen  der 
Lehr-  imd  Prüfungsordnung  für  die  Healgynuuusien  im  Königreich  Sachsen  vom 
22.  August  11)02,  während  die  unalotren  Hestimnunigen  für  die  HJlchsi.schen  (Jym- 
nasien  .schon  von  181)3  datieren.  In  Preußen  ist  das  Versetzungsgcschäft  lange  Zeit 
einhcitlirh  nicht  geregelt  gewesen,  einzelne  Provinzial.schidkollegien  wie  daa  zu 
Magdebmg  unter  dem  20.  Mai  1878  haben  Normen  für  ihre  Provinzen  erlawjen. 
welche  jedoch  mir  auf  dem  Wege  nichtamtlicher  Übertragung  in  andere  Provinzen 
übergegangen  sind;  erst  am  25.  Oktober  1901  ist  dann  für  die  ganze  preußische 
Monarchie  eine  Versetzungsordnung  herausgekommen,  die,  besonders  in  einem 
Punkte,  dem  §  7,  mannigfache  Anfechtungen  erfahren  hat  und  weiter  erfahren  wird. 
Diese  neueste  preußische  Ordnung  ist,  da  „auch  nicht  scheinbar  an  den  diesseitigen 
{anhaltischen)  ein  strengerer  Maßstab"  hernschen  soll  als  in  Preußen,  in  Anhalt 
unter  dem  G.  Mai  1904  als  Ergänzung  der  obigen  von  1887  aufgenommen  worden; 
dadurch  sind  dort  die  schriftlichen  „Probearbeiten"  fortgefallen.  Desgleichen  hat 
Mecklenburg- Schwerin  unter  dem  28.  Oktober  1905  „Bestimmungen 
betr.  Versetzung  der  Schüler"  an  den  Gymnasien  zu  Schwerin,  Güstrow. 
Parchim  und  Doberan,  an  den  Realgymnasien  zu  Schwerin  und  Ludwigslu.st  sowie 
an  dem  Realprogymnasium  zu  Parchim  (d.  h.  an  den  Großhcrzogliclien  Anstalten) 
erlassen,  welche,  ausgenommen  den  §  7,  sich  an  die  ])reußische  Ordnunir  anlehnen. 
Der  Zeit  nach  folgen  die  „Vorschriften  für  die  Versetzung  der  Schüler  an 
den  höheren  Knabenschulen  mit  Oberklassen",  welche  11.  Mai  1907  für 
Württemberg  erla.ssen  wurden.  Die  jüng.sten  Versetzungsbestimmungen  sind  die 
von  Braunschweig,  die  von  der  Herzoglichen  Ober.schulkommission  erlas.sen  sind 
und  nach  dem  letzten  Paragra])hen  mit  dem  28.  April  1908  in  Kraft  traten; 
sie  schließen  sich  an  die  preußischen  an,  weichen  aber  von  dem  preußi.schen  §  7 
erfreulicherweise  durchaus  ab,  worüber  weiter  unten  S.  197  zu  handeln  sein  wird. 
Osterreich  hatte  schon  in  seinem  Organisationsentwurf  von  1849  Normen  für  die 
X'ersetzungen ;  jetzt  gelten  die  Bestimmungen  über  „das  Prüfen  und  Klassifi- 
zieren an  Mittelschulen"  vom  11. Juni  1908,  die  einiges  Altere  beibehalten  haben. 
In  Bremen.  Hamburg,  Mcnklenburg- Schwerin.  Oldenburg,  Sachsen -Weimar 
u.  a.  keimt  man  dagegen  allgemeine,  amtliche  Versetzungsordnungen  nicht  oder 
n(xh  nicht ;  allerdings  in  Schulordmingen  dieser  Staaten,  in  Dienstanweisungen 
bemerkt  man  vereinzelt  einige  Hinweise  auf  da,s  Vi-rhaltcn  des  Direktors,  hier  und 
da  auch   auf  dasjenige  der  Oberlehrer  bei   den   \'ersetzuniren. 

Verschiedene  Arten  der  Versetzungen.  Allgemeine  Bedingungen  der  ßeifc. 
Die  Versetzungen  kaim  man  trennen  in  bedingtnigslose  und  bedingte  Ver- 
setzungen, d.  h.  in  solche  ohne  .\dmonitionen.  Narh]>rüfimgen.  Rückversetzungen 
und  in  solche  mit  diesen  Miiglichkeiten;  die  einfachste  Division  wjire  natürlich: 
strenge  oder  milde  VersetzungsbestinununL'cn;  jene  träten  ein.  wi-nn  in  allen  Fächern 
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ein  volles  „Itenügend"  verlangt  wird,  diese  dann,  wenn  in  einzelnen  Fächern  auf 
ein  volles  „Genügend"  verziehtet  würde  unter  der  Zulässigkcit  von  Kompen- 
sationen oder  ohne  jede  Kompensation;  und  dann  könnte  man  hierbei  noch  auf  die 
Zahl  der  ausfallenden,  d.  h.  mit  einer  geringeren  Note  als  „Genügend"  zensierten 
Fächer  Rücksicht  nehmen  und  so  Ordnungen  finden,  nach  denen  dies  nur  in  einem 
Fach,  andere,  nach  denen  dies  auch  in  zwei  (die  ]\Iehrzahl  der  Reglements)  geschehen 
kann,  während  einige  diese  Zahl  unbestimmt  lassen,  also  auch  den  Ausfall  von  mehr 
als  zwei  Fächern  als  Hinderung  für  die  Versetzung  nicht  ansehen. 

Allgemeine  Gesichtspunkte  hat  Anhalt  in  der  obigen  Verfügung  gegeben,  es 
wanit  mit  Recht  vor  schablonenhaftem  Verfahren  und  hält  die  Beschaffenheit 
der  mündhchen  wie  schriftlichen  Leistungen  für  gleichwertig,  auch  natürhch  den 
Ausfall  et\Aaiger  Versetzungsprüfungen  für  nicht  allein  entscheidend.  In  dieser 
Verfügung  von  Anhalt  wird  mit  Recht  betont,  daß  neben  den  Leistungen  auch 
auf  das  Lebens-  und  Klassenalter,  auf  Fleiß  und  Fähigkeiten  sowie  auf  sittliche 
Reife  und  nötigenfalls  auch  auf  körperhche  Entwickelung  zweckdienliche  Rück- 
sicht zu  nehmen  sei.  Hier  findet  sich  auch  der  Satz:  „Nicht  gestattet  ist  es,  einem 
Schüler  nur  wegen  schlechten  Betragens,  resp.  wegen  mangelhaften  Fleißes  bei 
„genügenden"  Leistungen  die  Versetzung  zu  versagen." 

Auch  in  Preußen  wird  nach  §  6,  wie  in  Anhalt  in  den  oben  mitgeteilten  Sätzen, 
Rücksichtnahme  auf  Individualität  verlangt,  wenn  es  heißt:  „Inwiefern  auf  außer- 
ge\<öhnliche  Verhältm'sse,  die  sich  hemmend  bei  der  Entwickelung  eines  Schülers 
geltend  machen,  z.  B.  längere  Krankheit  und  Anstaltswechsel  innerhalb  eines  Schul- 
jahres bei  der  Versetzung  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  bleibt  dem  pfhchtmäßigen  Er- 
messen des  Direktors  und  der  Lehrer  überlassen."  Und  das  in  §  4  stehende  Wort: 
„Persönhchkeit"  —  wenn  nach  dem  Urteile  der  Lehrer  die  Persönhchkeit  und  das 
Streben  des  Schülers  die  Gesamtreife  gewährleisten  —  wird  doch  wohl  auch  nur 
als  „Individualität"  genommen  werden  können,  worauf  wir  noch  zurückkommen. 
Leider  steht  weder  in  Preußen  noch  in  Württemberg  noch  im  Königreich  Sachsen 
usw.  ein  Postulat  wie  in  Baden  §  11  der  alten  Ordnung:  „Das  Aufsteigen  nicht 
befähigter  Schüler  ist  streng  zu  verhüten"^),  was  auch  in  Bayern  §  29,  3:  „Das 
Vorrücken  nicht  hinreichend  befähigter  Schüler  ist  mit  rücksichtsloser  Strenge 
zu  verhindern"  und  in  Anhalt  gilt,  wo  es  schon  in  einer  Verfügung  von  1883  heißt: 
„Zu  vermeiden  ist  dabei  vor  allem  ein  Hinaufschieben  solcher  Schüler  zumal 
in  die  oberen  Klassen,  welche  durch  ihre  Befähigung  (soll  heißen:  Mangel  an  Be- 
fähigung), durch  ihren  fortdauernd  unzureichenden  Fleiß  .  .  .  wohlbegründeten 
Anlaß  zu  der  Befürchtung  bieten,  daß  sie  den  Anforderungen  der  bezeichneten 
Klassen,  resp.  des  Abiturienten-Prüfungsreglements  nicht  gewachsen  sein  werden." 
—  Eine  strengere  Beurteilung  der  Fähigkeiten  soll  hiernach  also  erst  bei  der  Ver- 
setzung in  die  höheren  Klassen,  eigentlich  erst  nach  der  Prima  in  Betracht  kommen, 
was  in  Preußen  schon  nach  einer  Ministerialverfügung  vom  3.  Juli  1861  geschehen 
soll,  „daß  kein  Schüler  nach  0  I  versetzt  werden  soll,  welcher  nicht  die  sichere 
Hoffnung  gewährt,  daß  er  nach  Absolvierung  dieser  Klasse  den  Anforderungen 


1)  In  der  jüngsten  Badischen  Schulordnung  ist  dieser  Passus  fortgelassen. 
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(Irs  .\l>ituiifiit<-ii-l*iiifwii;^sn>K'l«'">«'"<-*^  ciit.spn-clicn  werde".  Kh  fraj.,'!  hIcIi  ul»«r.  ob 
im«  li  §  111  (l(  r  neuesten  preußiselieii  Onlmin^ :  „mit  (leniselben  Tage  verlieren  alle 
Aiionlnunueii.  nach  welchen  bis  (iuhin  bei  den  Vei-Hetzun^'en  in  den  verschiedenen 
l'iovinzen  /u  verfaiuen  wai.  ihre  (leltun^'"  -  noch  an  dieser  größeren  Strenge 
bei  Pronu)ti»)nen  nach  ()  1  eigentlich  festzuhalten  sei.  —  Früher  wurde  auch  in 
Osterreich  (Weisungen  S.  7)  von  vornherein  „unbedingte  Strenge"  beim 
\ei-set7.en  verlangt:  „Hei  den  Versetzungen  in  die  höheren  Klassen  mit  un- 
bedingter St  renge  zu  verfahren,  haben  die  (Jymnasien  für  ihre  unverbrüchliche 
Pflicht  gegen  die  Schule  und  gegen  die  Schüler  selbst  anzusehen."  In  der  jüngsten 
österreichischen  Verordnung  aber  lesen  wir.  dnli  „Wohlwollen  als  wichtigste 
Bedingung  jeder  erziehlichen  Tätigkeit  auch  hierin  /.uin  Ausdruck  komme". 


Hindorungsgründe  für  die  Versetzung,  Zahl  der  ,, nicht-genügenden"  Fächer, 
bedingte   Versetzungen   (Nachprüfungen,    Admonitionen   usw.),  Wertung  des 

Betragens. 

So  weit  über  al Ige nuinc  Versetzungsgrundsätze.  Im  besonderen  sei  zunächst 
erwähnt,  daß  früher  in  Österreich  eine  unbedingte  Strenge  festgehalten  wurde 
nach  §  73.  6  des  O.  E.:  „Als  Grundsatz  für  das  Aufsteigen  in  eine  höhere  Klasse  ist 
streng  festzuhalten,  daß  es  keinem  Schüler  gewährt  werde,  der  auch  nur  in 
einem  Gegenstande  für  den  Unterricht  in  der  lu>heren  Klasse  entschieden 
unreif  ist."  Nach  §  7  stand  es  nun  abei  in  (Österreich  den  Lehrern  der 
Klasse  frei  mit  Zustimmung  des  Direktors  solchen  Schülern,  deren  Lücken  in 
einem  einzigen  Gegenstande  vielleicht  durch  Privatfleiß  ausgefüllt  werden  können, 
die  besondere  Erlaubnis  zu  einer  am  Schluß  der  Ferien  vor  Beginn  des  neuen  Schul- 
jahres abzuhaltenden  Prüfung  (W  iederholungsprüfung)  in  diesem  Gegenstände 
zu  geben  und  nach  günstigem  Ausfall  derselben  das  Aufrücken  zu  gestatten.  Da- 
mit aber  „hierbei  kein  Mißbrauch  getrieben  würde",  so  galt  nach  den  „Weisungen" 
S.  \),  10.  daß  erstens  nur  ein  seltener,  voreichtiger  Gebrauch  davon  genuuht  werden 
solle,  und  daß  zweitens  Unreife  aus  einem  der  Sprachfächer  oder  aus  der 
Mathematik  nur  ganz  ausnahmsweise  durch  Privatfleiß  in  den  Ferien  wird  be- 
hoben werden  können;  die  Erlaubnis  zu  einer  Wiederholungsprüfung  erstreckt« 
sich  also  meist  auf  sogenannte  Nebenfächer. 

Auch  hierin  ist  man  jetzt  in  Ost  erreich  miltler  geworden.  §  1(1  der  jüngsten 
VerfügiMig  bestimmt,  daß  „ein  Schüler,  der  nur  aus  i'inem  (Jegenstande  nicht 
entsjjrochen  hat.  nicht  unbedingt  für  nicht  geeignet  (zum  Aufsteigen)  zu  erklären 
ist.  Vielmehr  darf  auf  der  Unterstufe  .  .  .  ein  Schüler,  der  in  einem  Simichfache, 
in  der  Mathematik  oder  in  der  Geometrie  und  dem  geometrischen  Zeichnen  die 
Note  „nicht  genügend"  erhalten  hat .  aber  nach  Ansicht  der  Lehrerkonferenz  die 
geistige  Reife  für  die  folgende  Klasse  besitzt,  für  im  allgemeinen  zum  Aufsteigen 
geeignet  erklärt  werden,  jedoch  mit  dem  besonderen  Beifügen,  daß,  falls  er  in  der 
darauf  folgenden  Klasse  in  dem  betr.  Gegenstande  die  Note  „nicht  genügend" 
erhalten  sollte,  er  diese  Kla.«»se  unbe<lingt  zu  wie<lerholen  haben  wird.  —  Aus  den 
übrigen  Gegenständen,  die  ganz  oder  teilweise  mit  dem  .Tahrespensum  abschließen. 
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ebfiisi»  aus  dvu  oben  bozoichnotoii  (^eizcnständen  auf  der  Oberstufe  sind  Wieder- 
hol uiiixs]irüfungen  untiM-  (Ion  gleichen  Modalitäten  wie  bisher  zu  gestatten. 
Treffen  die  Voraussetzungen  für  das  bedingte  Aufsteigen  nicht  zu,  so  ist  der  Schüler 
auch  mit  einem  „nicht-genügend"  für  niclit  geeignet  zu  erklären". 

Man  avlito  darauf,  wie  in  Österreich  ein  Unterschied  zwischen  den  Gegenständen 
und  den  Klassenstufen  gemacht  wird. 

In  Baden  bestimmte  die  alte  Schulordnung  von  1869,  daß  die  Schüler  in  sämt- 
liclien  Lehrgegenständen  zum  Vorrücken  befähigt  sein  sollten,  und  daß,  wenn  in 
einem  einzelnen  Gegenstände  ein  Schüler  noch  zurück  ist,  er  unter  der  Bedingung 
promo\nert  werden  könne,  daß  er  sich  durch  Privatstunden  vervollkommnete  und 
erforderhchenfalls  später  noch  einer  besonderen  Prüfung  unterziehe.  Und  noch  eine 
Rmidverfügung  von  1891  schärft  ein,  daß  diese  Erlaubnis  zur  Nachprüfung  nur  für 
einen  Gegenstand  gewährt  werden  soll.  Freilich  die  neueste  badische  Ordnung 
von  1904  setzt  fest,  §  18:  „Falls  jedoch  ein  Schüler  im  ganzen  genommen  zur  Ver- 
setzung reif,  in  einem  einzelnen  Lehrgegenstand  noch  zurückgeblieben  ist,  so  kann 
ihm  die  Versetzung  unter  der  Voraussetzung  gewährt  werden,  daß  er  in  der  folgenden 
Klasse  die  vorhandenen  Lücken  ausfüllt",  und  sieht  auf  der  Zensur  einen  „Vermerk" 
vor,  daß,  wenn  der  versetzte  Schüler  im  nächsten  Jahre  ^vieder  „ungenügend"  in 
demselben  Fache  hat,  er  die  Klasse  repetieren  muß;  jedenfalls  ist  die  Forderung 
der  Privatstunden  aufgegeben! 

Baden  (§  21),  ebenso  wie  die  Königreiche  Württemberg  und  Sachsen 
schreiben  eine  Versetzungsprüfung  vor,  während  in  anderen,  z.  B.Preußen,  Anhalt 
und  in  kleineren  Staaten  eine  solche  der  Bestimmung  des  Direktors  überlassen  ist. 

Viele  Staaten  haben  die  Zahl  solcher  nicht-genügenden  Prädikate,  die  die  Ver- 
setzung hindern,  nicht  genau  angegeben,  meist  heißt  es:  ineinzelnenFächern. — 
Bayern  gestattet  das  Vorrücken  Schülern,  deren  Leistungen  in  einzelnen  Gegen- 
ständen nicht  genügten,  nur  dann,  Avenn  ihre  Gesamthaltung  erwarten  läßt,  daß 
sie  das  Versäumte  nachholen  und  an  dem  Unterricht  in  der  höheren  Klasse  mit 
Erfolg  teilnehmen.  „Darüber  ist  ein  Vermerk  in  das  Jahreszeugnis  mit  dem  Bei- 
fügen aufzunehmen,  daß  er  eine  gleiche  Nachsicht  in  der  nächsthöheren  Klasse 
nicht  mehr  zu  erAvarten  hat.  Diese  Nachsicht  ist  bei  Schülern  ausgeschlossen,  welche 
in  denselben  Gegenständen  wiederholt  die  Note  „ungenügend"  erhielten  (§  27,  4)." 
—  Für  Württemberg  heißt  es  jetzt  §  9:  „Ausgeschlossen  ist  die  vollgültige  Ver- 
setzung eines  Schülers,  welcher  in  einem  der  in  §  2  vorgeschriebenen  Prüfungsfächer 
unter  dem  Zeugnis  „ungenügend"  (=  2,  und  zA\ar  sowohl  im  Prüfungs-  als  im  Klassen- 
zeugnis) zurückbleibt,  wenn  dies  auch  im  vorhergehenden  Jahr  der  Fall  war,"  Sonst 
ist  eine  Durchschnittsberechnung  in  Württemberg  jetzt  vorgeschrieben;  Schüler, 
welche  3,8  der  Zeugnisnummem  (in  Klassen-  und  Prüfungszeugnissen)  erlangen, 
werden  versetzt.  —  Doch  ist  nach  §  11  Versetzung  auf  Probe  von  Schülern, 
die  nicht  3,8  erreichen,  noch  gestattet  bei  außerordentlichen  Umständen  (Krank- 
heit, Anstaltswechsel  usw.),  spätestens  zwei  Monate  nach  Beginn  des  Schuljahres 
ist  dann  ein  Konventsbeschluß  herbeizuführen,  ob  der  Schüler  in  die  niedere  Klasse 
wieder  zurückversetzt  werden  soll.  —  Hier  ist  also  von  einem  Vermerk,  wie  es  in 
Bayern  heißt  (in  Norddeutschland  gewöhnlich  „Admonition"),  nicht  die  Rede. 
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Audi  im  ( JrolJlu'i/.n^t  um  Hcssrii  int  dir  Aiizal»!  dt-r  utwa  diu  V'crHcl/un^^  liindrrii- 
(h'ii  KiicIuT  niclit  ange^clM-n.  «-s  lieilit  nur,  dali  liiiiHicIitlich  de*  AuwgleichcH  etwaiger 
uiiLMiiÜL'eridcr  Noten  die  „he/üglichen  HeHtiinmuugeii  der  Keifei)rüfunyeii  und  der 
AhscIilulJprüfuni:  und  l)/.\\ .  d«'r  Ordnung  der  fakultati\ «ui  AIjscIiluUprüfuuK  in  «inn- 
L'emälJer  Anwendung  als  Kiclit.schnur  dienen"  (V^•rf.  v.  12.  Kehr.  l\)U2).  Nach 
der  hessischen  Reife|)rüfnn^'s<)r(hiung  kann  freihch  immer  nur  ein  HchUM-hteres 
l'aeli  gegen  ein  hesseres  auHgeghehen  werden,  ja  ein  ungenügendes  Prädikat  im 
Deutselicn  ist  üherhaupt  nicht  kompensierbar,  und  in  der  Ordnung  für  die  Abschhiü- 
prüfung  ist  zu  lesen:  „Ks  ist  jedoch  /uliissig,  nicht  genügende  (Jesamtleistungen 
in  einem  Lelugegenstaiuh'  duich  mindestens  gute  in  einem  anderen  auszugleiclien." 
Doch  kann  die  übertragunir  natürlich  nur  eine  „sinngemäße"  sein,  schon  weil  das 
unt:enügentlePrädikat  im  DeutscluMi  nicitt  seine  prohibitive  Wirkung  bei  Versetzungen 
ausüben  kann,  und  so  wird  dann  gewili  ein  Ausgleich  mitunter  sich  auf  zwei  Fächer 
eretrecken  können,  auf  mehr  als  zwei  wohl  kaum.  Übrigens  ist  in  Hessen  der 
bayerische  Vermerk,  die  Admonition,  unbekannt,  aber  wie  in  Württemberg.  Baden, 
eine  Versetzung  niit  Bedingung  einer  Nachprüfung  wohl  gestattet,  indessen  dann 
auch  eine  Rückvereetzung  möglich. 

Eine  Versetzung  auf  Probe  mit  der  Möglichkeit  einer  Kückversetzung,  wenn 
bis  zu  einem  auf  der  Zensur  festgesetzten  Zeitpunkt  der  Schüler  gew  isse  Bedingungen 
nicht  erfüllt  hat.  ist  im  Königreich  Sachsen  möglich,  wie  aus  Verfügungen 
neusten  Datums  zu  den  Lehr-  und  Prüfungsordnungen  für  Gymnasien  und  für 
Realgymnasien  hervorgeht;  diese  Bedingung,  welche  auf  Abgangszeugnissen  nicht 
stehen  darf  —  bei  abgehenden  Schülern  soll  man  sich  für  oder  wider  ohne  Bedingung 
entscheiden  — ,  ist  auf  den  Zensuren  ausdrücklich  zu  vermerken,  und  „wer  nur 
bedingungsweise  versetzt  ist,  hat  die  Zurückversetzung  zu  Pfingsten  oder  Johannis 
zu  erwarten,  wenn  sich  die  Bedingung  nicht  erfüllt"  (Schulordnung  des  Königl. 
Gymnasiums  zu  Leipzig  von  1898  —  §  5  —  S.  8.  9).  Sonst  ist  im  Königreich 
Sachsen  die  Versetzung  nicht  in  allgemeingültiger  Weise  geregelt,  vielmehr  findet 
sich  in  jenen  beiden  Prüfungsordnungen  die  Bemerkung:  „P'ür  die  Versetzung  in 
eine  andere  Klaase  hat  jede  Schule  zur  Vermeidung  von  Ungleichheiten  des  Ver- 
fahrens gewisse  Grundsätze  aufzustellen,  denen  im  allgemeinen  nachzugehen  ist." 
An  der  einen  Anstalt  mag  man  also  wie  früher  in  Osterreich  verfahren  und  ein 
einziges  „Nichtgenügend"  den  Schüler  zu  Falle  bringen,  an  einer  anderen  mag  man 
weniger  streng  sein.  §  ö  der  Schulordnung  des  KöniuH.  (Jymnasiums  zu  Leipzig 
lautet:  „Die  Unreife  für  die  Versetzung  wird  in  der  Regel  durch  die  Nummer  4 
f>der  .')  in  der  Fachzensur  ausgedrückt." 

Im  den  Uindern,  wo  keine  amtliche  Versetzungsnorm  vorhanden,  in  Bremen. 
Hamburg.  Oldenburg.  Mecklenburg-Schwerin  u.  a.  hat  sich  die  Praxis  im  allgemeinen 
licrausgebildet.  dalJ  erst  zwei  volle  IV  in  Haujjtgegenständen  den  Schüler  zu- 
rückhalten. 

Diese  l'raxis  war  wdhi  schon  vor  Krlaß  ihrer  Versetzungsordnungen  gang  und 
gäbe  in  Anhalt  und  Preußen,  welche  wir  beide  zuletzt  betrachten.  Anhalt  hat 
zuerst  unter  allen  Staaten  Haupt-  und  Nebenfächer  unterschieden.  4  an  Gymnasien: 
Deutsch,  Lateinisch,  Griechisch.  Mathematik  (bzw.  Rechnen),  6  an  Realgymnasien: 
Deutsch.    Lateinisch,  Französisch.   Englisch.    Mathematik,    Physik.    —   Schon    aus 
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iiuüereii  Gründen,  damit  nämlich  die  Zahl  der  Hauptfächer  sich  ein  wenig  annähere, 
empfiehlt  sich  die  jetzt  in  Preußen  übliche  Scheidung,  nach  welcher  auch  den  Real- 
gymnasien unter  Wegfall  der  Physik  nur  5  übrigbleiben.  Anhalt  und  Preußen 
bestimmen,  daß  Versetzung  zulässig,  wenn  schwächere  Leistungen  in  einzelnen 
Fächern  durch  mehr  als  genügende  in  anderen  Fächern  kompensiert  erscheinen, 
daß  über  mangelhafte  und  ungenügende  Leistungen  in  dem  einen  oder  anderen  Fache 
hinweggesehen  werden  kann,  wenn  nach  dem  Urteil  der  Lehrer  die  Persönlichkeit 
und  das  Streben  des  Schülers  seine  Gesamtreife,  bei  deren  Beurteilung  auch  auf  die 
Leistungen  in  den  verbindhchen  nichtwissenschaftlichen  Unterrichtsfächern 
(also  auch  Singen,  Turnen  usw.)  entsprechende  Rücksicht  genotnmen  werden  kann 
(§4),  gewährleistet,  und  wenn  angenommen  werden  darf,  daß  der  Schüler  auf  der 
nächstfolgenden  Stufe  das  Fehlende  nachholen  kann.  Anhalt  und  Preußen  stim- 
men in  noch  weiterer  Nachsicht  überein:  „Indes  ist  die  Versetzung  nicht  statthaft, 
wenn  ein  Schüler  in  einem  Hauptfache  das  Prädikat  „Ungenügend"  erhalten  hat 
und  diesen  Ausfall  nicht  durch  mindestens  „Gut"  in  einem  anderen  Hauptfache 
ausgleicht"  —  ein  Ausgleich,  der  in  Anhalt  früher  nicht  möglich  war  und  erst  seit 
1904  gestattet  ist.  Mehr  nähern  sich  beide  Staaten  wieder  in  bezug  auf  die  Admonition ; 
Anhalt:  „. .  .in  jedem  Falle  ist  dafür  zu  sorgen,  daß  eine  solche  Admonition  während 
des  nächstfolgenden  Jahres  von  seiten  des  betreffenden  Schülers  ernsthche  Be- 
achtung findet"  —  eine  recht  allgemeine  Phrase,  die  etwas  präziser  wird  durch  den 
folgenden  Satz:  „Selbstverständlich  ist  fortgesetzte  Versetzung  eines  Schülers 
von  Klasse  zu  Klasse  mit  Admonition  —  zumal  in  denselben  Lehrgegenständen  — 
unstatthaft."  Und  Preußen:  „ein  Vermerk  aufzunehmen,  daß  sie  sich  ernstlich 
zu  bemühen  haben,  die  Lücken  in  diesen  Fächern  im  Laufe  des  nächsten  Jahres 
zu  beseitigen,  w  idrigenf alls  ihre  Versetzung  in  die  nächsthöhere  Klasse  nicht  erfolgen 
kann."  Beide  Fassungen  enthalten  die  Hauptsache  nicht:  nämhch,  daß  die  Ad- 
monition nach  einem  Jahre  getilgt  sein  muß,  d.  h.  daß  der  Schüler  in  dem  betreffenden 
Gegenstande  „genügend"  erreichen  muß.  In  Preußen  soll  es  hauptsächhch  vom 
„Bemühen"  des  Schülers  (§  5)  abhängen^),  ob  man  ihn  weiter  versetzt,  er 
karm  also  auch  in  dem  betreffenden  Gegenstande  im  folgenden  Jahre  nach 
Erteilung  der  Admonition  mit  einem  unter  „genügend"  stehenden  Prädikat 
versetzt  werden,  ebenso  ist  dies  in  Anhalt  statthaft,  nur  darf  er  keine  neue 
Admonition  erhalten.  In  Preußen  aber  wird  ihm  die  Admonition  verlängert 
und  kann  von  Klasse  zu  Klasse  bis  Prima  verlängert  werden !  Beide  Staaten 
haben  vergessen  hinzuzufügen,  was  z.  B.  in  Österreich  von  der  Erlaubnis 
einer  Wiederholungsprüfung,  in  Sachsen  von  einer  probeweisen  Versetzung 
gesagt  ist,  daß  nämlich  „Admonitionen"  Ausnahmefälle  sein  sollen  und 
man  damit  .sparsam  und  vorsichtig  umgehen  soll,  eine  Vorsicht,  welche  in 
Preußen  um  so  weniger  geübt  zu  werden  braucht  und  geübt  wird,  als  in  den 
preußischen  Jahresberichten  nur  die  Zahl  der  Versetzten  angegeben  wird,  nicht 
auch  daneben  die  Zahl  der  mit  „Admonitionen"  Versetzten,  auch  in  Österreich 


1)  Diese  Milde  schien  so  unerhört,  daß  man  in  praxi  sie  erst  gar  nicht  anwenden  wollte, 
so  daß  ein  preußisches  Provinzialschulkollegium,  das  unter  dem  23.  Oktober  1907  betr.  der 
Auslegung  des  §  b  bei  der  Zentralbehörde  anfragte,  unter  dem  15  November  1907  des 
richtigen  belehrt  werden  mußte  (Zentralblatt  1908,  S.  .302). 
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uinl  in  den  l'rouiaiiimcn  du-  Zahl  ti«r  /iir  \N'ic(lcrlii»luii)^Hpriifiui^  ZupelaHHeiien, 
der  in  derselben  Hestiindfiifii  ddcr  Niclit hcstaudeneii  an^'e^'eben.  In  Anhalt  wird 
die  Zahl  der  Adnionitioiiiii  in  «hin  /.u  (Jstern  «tetfl  fälligen  Versetzun^Hberichte  in 
tabellarischer  Form  an^eir<l)cii  (Krü^«*r,  S.  3(1;').  .'{60).  Hei  dem  Mangel  einer  rechten 
Kontrolle  de.s  Vei-setzunL,'s<f('.schäfte.s  seilen»  der  AufHichtsbeliörden.  der  bcHonder« 
in  großen  Staaten  auffallend  ist,  wiire  überall  eine  gewisse  Öffentlichkeit  heilsam; 
inanche  Anstalten  würden  sich  doch  etwjus  j^enieren,  wenn  es  dann  zutage  träte, 
daß  fast  die  Hälfte  der  Schüler  mit  Admonitionen  versetzt  wäre;  noch 
licilsamcr  wäre  es.  wenn  übeiliuiipt  angegeben  wäre  in  den  I'rogrammen.  wie, 
d.h.  mit  u  eichen  ZiMisurjirädi  Uat  en  versetzt  wäre.d.  h.  wieviel  Seh  ül  er  , 
lue  durcliwe<:  das  Prädikat  III  erhicdtcn,  wievitd  mit  halben  oder 
^'anzen  1\'  in  Hauptfächern  oder  Nebenfächern.  Die  Öffentlichkeit  soll 
keine  Schule  scheuen.  —  p]s  ist  also  eine  ziemliche  Maruiigfaltigkeit  von  Ver- 
setzungsivrten  vorhanden ; 

1.  Vereetzung  mit  Nachprüfung  (Nachprüfung  in  l'reulicn  verboten,  „Nach- 
versetzung" in  Anhalt  verboten) ; 

2.  Versetzung  auf  Probe  mit  fakultativer  Zurückversetzung; 

3.  Versetzung  mit  Admonition; 

4.  Versetzung  mit  nicht  genügenden  Leistungen  in  einem  Fach; 

f).  Vereetzung  mit  nicht  genügenden  Leistungen  in  zwei  oder  mehr  Fächern, 
welche  kompensierbar  sind  oder  nicht-kompensierbar. 
Als  Hauptgrundsatz  ist  jedoch  folgender  überall  zu  erkennen:  ob  ein  Schüler  vei-setzt 
werden  soll,  richtet  sich  in  erster  Linie  danach,  ob  er  in  der  folgenden  Klasse  dem 
Unterricht  folgen  kann;  daraus  ergibt  sich  konsequenterweise,  daß  derjenige  ver- 
setzt werden  muß,  der  überall  „genügend"  hat  (Anhalt).  Fine  offene  Frage  bleibt: 
ist  schlechtes  Betragen  ein  Hinderungsgrund  für  V'ersetzung?  Anhalt 
hat.  wie  wir  eben  gesehen,  die  Frage  verneint,  die  Direktorenkonferenz  Hannover 
1S.S8  macht  nur  die  „wissenschaftliche  Reife"  zur  Bedingung;  in  neueren  Hand- 
büi-hern  der  Pädagogik  liest  man,  es  sähe  aus  wie  ein  „Racheakt",  jemanden  wegen 
mangelnder  moraUscher  Reife  in  einer  Klasse  zurückzubehalten.  Und  so  soll  meist 
die  intellektuelle  Reife  allein  entscheidend  sein.  Aber  wenn  man  die  letztere  aus- 
schließlich bei  der  Versetzung  von  einer  Klasse  in  die  andere  berücksichtigt,  warum 
pK)tzlich  eine  andere  Anschauung  bei  der  Prüfung  für  die  Berechtigung  zum  Fin- 
jidirig-Freiwilligendienst  ?  Warum  hat  man  bei  der  Reifeprüfung  Bestimmungen 
getroffen,  die  .solchen  Schüler  gegebenenfalls  auf  einige  Zeit  zurückstellen?  Und 
in  welche  Verlegenheit  kommt  man,  wenn  man  einen  rtxht  betrügerischen,  viel- 
leicht auch  sonst  rohen  Untertertianer  mehrere  Tage  vor  dem  Semeaterschluü 
kräftig  und  empfindlieh  zurechtweisen,  ihn  aber  kurz  darauf  wegen  intellektueller 
Reife  nach  Obertertia  versetzen  muß?  Wer  die  Frage  nach  der  moralischen  Reife 
von  vornherein  bei  der  Versetzung  au.sstreicht,  setzt  sich  mit  jeglichem  natürlichen 
Empfinden,  setzt  sich  in  Widerspruch  mit  der  Praxis  bei  den  Ab.schluß-  (jetzt 
Schluß-)')  und  Reifeprüfungen,  setzt  sich  in  Widersprut  h  mit  der  pädagogi.schen 
Theorie,  welche  erziehen  will,  nicht  bloß  unterrichten.    Es  ist  gut,  daß  nur  Anhalt 

1)  Vgl.  Deutsche  Welirorduung  v.  22.  JuH  ltH)l  §  09:  (Beier  S.  187)  „Der  Meldung  sind  bei- 
zufügen .  .  .  c)  ein  Uubescholtenlieit-'-zougnis.  welche.'« . . .  durch  den  Direktor  . . .  auszustellen  ist." 
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mit  suKluMSi'liarfosii'h  jjogon  Niclit  Versetzungen  wegen  sclüechten  Betragens  wendet; 
nach  anderen  Reglements,  auch  nach  dem  preußischen,  wäre  ein  solches  Verfahren, 
dtvs  ja  zu  den  größten  Seltenheiten  gehören  \\  ürde,  im  Prinzip  nicht  ausgeschlossen. 
Sonst  aber  bieten  die  Vorschriften  jenes  norddeutschen  Kleinstaates  manches 
Nachahmenswerte,  wie  dies  auch  tatsächlich  nachgeahmt  worden  ist.  Die  Schüler 
sollen  nach  der  anhaltinischen  Verfügung  von  1887  eingeteilt  ^^erden  in  notorisch 
reife,  notorisch  unreife  und  zweifelliafte,  was  jetzt  tabellarisch  durch  +,  0,  ?  fixiert 
wird,  bezüglich  der  letzteren  fände  eine  eingehendere  Beratung  statt;  man  kann 
wohl  sagen,  daß  nur  die  letzte  Gruppe  eine  sorgfältige  individuelle  Prüfung  der  ein- 
zelnen nötig  macht.  In  der  Beurteilung  dieser  zweifelhaften  Schüler  ist  Preußen 
am  nachsichtigsten,  welches  mit  dem  Ausdruck:  „in  dem  einen  oder  anderen 
Fache",  teils  zwei,  teils  auch  mehr  solcher  Prädikate  „versetzbaren"  Schülern  auf 
der  Zensur  zuläßt.  Die  meisten  Staaten  haben  durch  Wiederholungsprüfungen, 
Nachprüfungen,  durch  die  Möglichkeit  von  Zurück  Versetzungen,  Admonitionen  sich 
gewisse  Kautclon  verschafft  gegen  solciic  schwach  Versetzten;  am  nachsichtigsten, 
vielleicht  am  „liberalsten",  ist  Preußen  in  solchen  Fällen,  denn  es  verlangt  von  dieser 
Klasse  von  „Reifen"  nur,  daß  sie  sich  ernstlich  bemühen;  ob  dies  ernsthche  Be- 
mühen so  stark  gewesen  ist,  daß  es  wirklich  Erfolg  gehabt  und  die  Lücken  hat 
ausfüllen  lassen,  das  bleibt  gänzlich  dem  Schüler  überlassen,  auch  die  Formel 
in  Anhalt  betreffend  die  Admonitionen  ist  ebenso  unzulänglich.  Wie  streng  ist  da- 
gegen auch  jetzt  noch  die  österreichische  Praxis  solchen  Schülern  gegenüber !  Wie 
unrecht  geschieht  da  Preußen,  w^enn  Eltern,  Publikum,  Presse  über  zu  harte, 
nervös  machende  Versetzungen  klfigen !  Und  doch  —  w^om  fiele  hier  nicht  das  Wort 
Zielinskis  ein:  „Eine  leichte  Schule  ist  ein  soziales  Verbrechen"  (Zielinski,  Die 
Antike  und  Wir.  Leipzig  1905,  S.  118). 

Versetzungskonferenzen   (Oberlehrer-  und  Lehrerrechte  in  Preußen). 

Anhalt  gibt,  wie  jüngst  Preußen,  weiter  bestimmte  Anw^eisungen  für  die  Ver- 
setzungskonferenz. „Klassenweise"  soll  die  Entscheidung  erfolgen,  wie  es 
jetzt  bei  uns  heißt  §  7:  „Zu  den  Beratungen  treten  die  Lehrer  klassenweise  unter 
Vorsitz  des  Direktors  zusammen.  Der  Ordinarius  schlägt  vor,  welche  Schüler 
zu  versetzen,  welche  zurückzuhalten  sind."  Dies  Vorschlagsrecht  des  Ordinarius  stand 
schon  in  den  meisten  alten  preußischen  Dienstinstruktionen,  wie  es  jetzt  auch  in 
Anhalt  ausdrücklich  hervorgehoben  wird.  Nach  den  alten  preußischen  Instruktionen 
mußten  auch  die  Lehrer  und  der  Ordinarius  der  nächsthöheren  Klasse 
an  den  Entscheidungen  teilnehmen,  das  ist  jetzt  für  Preußen  aufgehoben;  aber  in 
Württemberg  haben  die  Lehrer  der  nächsthöheren  Klasse  dies  Recht,  wie  sie  auch 
die  TTiemata  zu  den  Versetzungsarbeiten  stellen  (falls  es  der  Schulvorstand  nicht 
selbst  tut),  und  in  Bayern  nach  §  29,  2  nimmt  der  Ordinarius  der  nächsthöheren 
Klasse  ebenfalls  an  der  Beurteilung  der  Reife  der  Schüler  teil. 

Auch  eine  andere  Bestimmung  jener  preußischen  Instruktionen  ist  durch  die 
neue  Versetzungsordnung  aufgehoben.  Dem  Direktor  stand  gegen  Versetzungs- 
beschlüsse des  Kollegiums  nur  das  allgemeine  Interzessionsrecht  zur  Verfügung, 
das  ja  sämtliche  Anstaltsleiter  in  allen  Staaten  haben.  Sonst  galt  aber  in  Preußen 
meist  die  Regel  (vgl.  z.  B.  Instr.  für  Brandenburg  §  9) :    Bei  Versetzungen  finden 
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Al).stiiiiiiaiii^fii  stiitt,  lifi  StiiMiiiciij^'lcitlilitit  fiitMclnidcl  die  Stiiiiiiic  des  DircktorH, 
wiü  dit'H  ebenfalls  kurz,  j^eaa^t  IhI  für  OldeiiWiir^  in  der  „AnweiHunj,'  für 
den  Direktor  und  die  Lehrer  der  (JynuuiHien  /.u  ()l(^eId)ur^'  und  Jevcr"  (Olden- 
l)urji  1900):  „Die  Stinitnenrnehrheit  entHcheidet :  .  .  .  M.  bei  Versetzungen  der 
Stliider."  Die«  Recht  der  l^ehrerkollegien  Hchrunipft  aber  «ehr  zuHanunen  durch  die 
-I  limi  oft  angefochtenen  Worte  des  §  7  der  prenüisehen  VerHetzungHordnung:  „P>gibt 
sieh  über  die  Frage  der  Versetzung  oder  Niehtversetzung  eine  Meinungsverschieden- 
heit') unter  den  an  der  Konferenz  teilnehmenden  r^ehrern,  so  bleibt  es  den»  Direktor 
überlassen,  nach  der  Lage  des  Falles  entweder  selbst  zu  entscheiden  oder  dio  Sache 
dem  Königl.  Provinzial8chulk<»llegium  zur  Entscheidung  vorzutragen."  Zu  be- 
achten ist,  daß  hier,  im  Cegensatz  zu  den  früheren  Instruktionen,  nur  vom  Ab- 
geben des  „Urteils"  die  Rede  ist,  nicht,  wie  überhaupt  nirgends  in  der  ganzen  Ver- 
setzungsordnung, vom  Abgeben  der  Stimmen,  von  Stimmenmehrheit  usw.  Man 
k('>nnte  aus  diesem  Passus  entnehmen,  daß  bloß  nach  Anhörung  der  L'rteile  der 
einzelnen  Lehrer  der  Direktor  entscheidet;  jedenfalls  wird,  da  ein  di-ssentierendc« 
Urteil  oft  sich  findet,  häufig  genug  der  Direktor  allein  die  Entscheidung  in  den 
Künden  haben.  Aus  dem  beschließenden  Lehrerkollegium  wird  dann  beinahe  ein 
nur  „begutachtendes";  dae  ist  nur  in  Preußen  möglich,  in  keinem  anderen  Staate. 
Freilich  in  Bremen  ist  das  Recht  des  Kollegiums  noch  beschränkter,  §  9  der  Dienst- 
anweisung sagt:  „Die  Stellung  der  Lehrerkonferenz  ist  eine  begutachtende." 
vollständig  zu  einer  „begutachtenden"  Rolle  ist  ja  bei  Versetzungen  ein  preußisches 
Kollegium  noch  nicht  herabgedrückt  worden;  aber  die  Rechte  preußischer 
Oberlehrer  sind  geringer  als  die  preußischer  Lehrer;  man  vergleiche  §  11  der 
Dienstanweisung  für  die  Rektoren  der  Gemeindeschulen  in  Berlin  (1895),  Absatz  3: 
„Die  Versetzung  erfolgt  in  der  Konferenz  nach  Stimmenmehrheit.  Stimmrecht 
haben  die  Lehrer,  welche  in  der  Klasse  unterrichten,  und  der  Rektor.  Bei  Stimmen- 
L'leichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Rektors.  V^'^enn  der  Rektor  ein  Kind  gegen 
den  Beschluß  der  Konferenz  versetzen  oder  zurückhalten  will,  so  hat  er  den  Fall 
dem  Kreisschulinspektor  zur  Entscheidung  vorzulegen."  Das  sind  klare,  das  Kol- 
legialitätsprinzip wahrende  Anordnungen. 

Recht    interessant    ist    es,    hier    zu   beobachten*),    wie   zwei   andere   deutsche 
Staaten  sich  zwar  im  allgemeinen  in  den  Versetzungsbestimmungen   an  Preußen 
angesclilossen ,  aber  gerade  den  §  7  in  der  preußischen  Fassung  abgelehnt  haben. 
Zuerst  ist  dies  Mecklenburg- Schwerin.    Hier  lautet  §  7  an  der  cntschcidciidcii  Stelle: 
„Ergibt  sich  über  dieFrage  der  Versetzung  oder  Niehtversetzung  eineMeinungs- 
verschiedenheit   unter  den   an   der    Beratung   teilnehmenden   Lehrern,   so   ist. 
wenn  der  Direktor  Bedenken  trägt,  sich  der  Ansieht  der  Mehrheit  anzuschließen 
oder  bei  Stimmengleichheit  den  Ausschlag  zu  geben,  an  das  Ministerium,  Ab- 
teilung für   Unterrichtsangelegenheiten,   unter  Anschluß   der   Unterlagen,   zu 
berichten  und  die  Entscheidung  desselben  herbeizuführen." 

1)  (ienau  .so  sch«>n  1>>I  oinc  Dirpktorpnkonfcrcnz  von  \Vo*»tfaI«Mi:  finH«^(  Kinstininiipkoit 
nicht  9t«tt.  8o  ent.sclieidet  der  Direktor;  nur  in  Pommern  war  der  Direktor  derjenige,  welcher 
nach  .Vnliönuic  der  Konferenz  versetzte. 

•-')  Vgl.  aiuli  Ede,  Einige  Gedanken  üIht  die  Versetzungsbeatimmungen,  „Blätter  f.  höh. 
Schulwesen".   1909,  Xr.  1.3. 
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Das  ist  der  alte  Modus  der  preußischen  Provinzialdicnstinstruktioncn  von  1867/68: 
Kollepialitätsprinzip,  Vetorecht  des  Direktors  mit  der  PfHoht  der  Berichterstattung 
nach  oben. 

Ebenso  interc6sant  sind  in  dieser  Hinsicht  die  VerhandUnigen,  welche  im  Land- 
tage des  Herzoptums  Braunschweig  am  27.  Februar  1906  über  dieses  Versetzungs- 
recht geführt  winden.  Trotz  einer  wohlbegründeten  Rede  eines  Fachmannes, 
der  das  preußische  autokratische  Verfahren  nach  §  7  nur  aus  der  bestehenden  Not 
erklärte,  weil  so  sehr  viele  (109,  ja  112)  preußische  Anstalten  einem  einzigen 
Provinzialschulkollegium  unterstellt  seien,  suchte  man  doch  von  selten  der  Regierung 
mit  bekannten  Einwänden  zunächst  eine  feste  Formulierung  zu  umgehen:  die  Ab- 
stimmung per  maiora  sei  doch  etwas  formell,  der  Direktor  nicht  primus  inter  pares, 
sondern  Vorgesetzter,  die  Leitung  käme  zu  kurz  bei  voller  Aufrechterhaltung  des 
Kollegialitätsprinzips.  Doch  gestand  man  eine  nähere  Prüfung  der  Sache  zu,  be- 
sonders um  dadurch  auch  den  Wünschen  der  Lehrer  zu  entsprechen.  Schließlich 
hat  doch  das  Kollegialitätsprinzip  in  Braunschweig  den  Sieg  davon- 
getragen, und  §  5  zeigt  am  Schluß  folgende  Fassung: 

„Stimmenmehrheit   entscheidet,   bei  Stimmengleichheit  gibt  der  Direktor 
den  Ausschlag.    Demselben  steht  auch  das  Recht  des  Einspruchs  gegen  jeden 
Beschluß  der  Konferenz  über  Versetzung  oder  Zurückbehaltung  zu;  in  diesem 
Falle  ist  die  Entscheidung  der  Herzoglichen  Oberschulkommission  einzuholen." 
Das  ist  also  genau  das  koUegialische  Prinzip  der  alten,  sonst  gewiß  nicht  lobens- 
werten preußischen  Dienstinstruktionen, 

Geradezu  komisch  wirkt  es  nun,  daß  selbst  preußische  Direktoren  von  diesem 
§  7  der  Ordnung  vom  25.  Oktober  1901  nichts  wissen  wollen.  Verhandlungen  auf 
Direktorenkonferenzen  legen  davon  Zeugnis  ab.  Auf  der  Direktorenkonferenz 
von  1903  in  Pommern  wurde  auch  die  Frage  erörtert:  „Welche  Erfahrungen  sind 
bisher  mit  den  Bestimmungen  über  die  Versetzung  der  Schüler  vom  25.  Oktober 
1901  gemacht  worden?"  und  hierbei,  allerdings  äußerst  vorsichtig,  von  Direktor 
Koppin-Stettin  die  lliese  als  zu  „erwägende"  aufgestellt: 

„ob  die  von  den  Wortführern  der  Lehrerschaft  (soll  heißen:  Oberlehrerschaft!) 
lebhaft    angefochtene  Bestimmung   des   §  7,   welche  dem  Direktor  bei  jeder 
Meinungsverschiedenheit  unter  den  Lehrern  der  Klasse  die  Entscheidung  über 
die  Versetzung    gibt,    zweckmäßig  zu  ersetzen   sei  durch    eine   Bestimmung, 
welche  diese  Entscheidung   lediglich   der  Mehrheit  der  Versetzungskonferenz 
zuweist    (wobei    im   Falle   der   Stimmengleichheit   die   Stimme   des   Direktors 
selbstverständhch   den  Ausschlag   gäbe)    —  und    dem  Direktor  die  Befugnis 
eines   entscheidenden  Einspruchs   gibt  gegen   die  Versetzung  eines  Schülers, 
von  dessen  Unreife  er  fest  überzeugt  ist". 
(Verhandlungen  d.  Dir. -Vers.  1903,  Pommem,  S.  132  und  176.)    Wegen  der  „vor- 
gerückten Zeit"  (S.  176)  wurde  von  der  Besprechung  dieser  These  jedoch  abgesehen. 
Und  als  vor  ca.  zwei  Jahren,  in  Pommem  1907,  wieder  dieselbeFrage  zur  Erörterung 
stand,  da  wurde  von  einem  anderen  Gymnasialdirektor  zu  §  7  die  These  aufgestellt: 
„Es  ist  nicht  zu  billigen,  daß  nach  §  7  bei  einer  Meinungsverschiedenheit 
unter  den  an  der  Versetzungskonferenz  teilnehmenden  Lehrern  dem  Direktor 
die  Entscheidung  über  die  Versetzung  eines  Schülers  in  die  Hand  gelegt  wird, 
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weil    (lies    \'('rfahicn    der    Stellung'    der    Lfliirr    nicht    «-iit  h  jircc  IhtkI  er- 
Kcheint  und  get'ij^'net  ist,  ilir  V<'rrtiit  wortliclikcif  s^cf  ühl  ah/.ust  u  inpfon. 
Ks  empfiehlt  öich  daher  die   He«tiimnunf^,  daß  Stinuiienmehrheit  eiit«eheidet 
und  der   Direktor  hei  Stiinrneii^ieichlieit   den   AuHsehlaj^'  ^ibt." 
l-reiHch  ereieht  nuiu  aus  dem  Protokolle  der  W'rhandlun^'eti  (S.  \'V2),  daß  diestiThoHo 
fieetriclieu  wird.    Aber  daß  sie  überhaupt  wij'ilerholt  aufgestellt  ist,  gibt  d(K'h  zu 
denken,  sowie  der  Umstand,  daß  unt<'r  den  angenommenen  Leitsätzen  der  erst«  lautet : 
„Die  Bestimmungen  vom  2.').  Oktober  1901  haben  sich  im  ganzen  bewährt",  d.  h. 
also,  daß  im  einzelnen  mancherlei  auszusetzen  ist.    Doch  sehließen  wir  die  Krörterung 
über   diesen    peinlichen    §  7   der   preußischen  Versetzurigsordnung.    dieses  schul - 
politische  Uniku  m,  durch  den  Preußen  hinter  allen  Staaten  sich  zurückgestellt  hat. 
Ks  ist  deutlich:   gegenüber  den  Rechten  der  Oberlehrer,  welche  ihnen  nach  den 
Instruktionen  von  1867/68  bei  Versetzungen  in  Preußen  verbürgt  waren,  sind  ihnen 
jetzt  die  Befugni.sse  sehr  geschmälert  worden;  auch  hier  ist  die  Tendenz  jedenfalls 
nicht  zu  verkennen,  die  Tendenz  nämlich,  statt  des  Kollegialsystems  eine  bureau- 
mäßige Erledigung  der  Geschäfte  eintreten  zu  lassen. 

Obligatorische  und  nicht-obligatorische  Versetzungsprüfungen,  Vorsohriften 
für  die  schriftliche  Prüfung,  die  Prüfung  für  Obersekunda. 
Die  Versetzungsprüfungen  besonders  zu  betrachten,  empfiehlt  sich  schon  des- 
halb, weil  mit  ihnen  eine  durch  das  ganze  Deutsche  Reich  bestehende  Einrichtung 
zusammenhängt:  die  Erwerbung  des  Berechtigungsscheines  für  den  Ein- 
jährig-Frei willigendienst.  Wo  also  V^ersetzungsprüfungen  ordnungsmäßig  ab- 
gehalten werden,  bestehen  auch  wirkliche  l*rüfungen  für  diejenigen,  welche  auf  der 
Schule  das  Einjälirigenexamen  machen.  In  vielen  Staaten  mußten  früher  Versetzungs- 
prüfungen und  Einjährigenprüfungen  stattfinden.  Jetzt  sind  nur  noch  in  Würt  t  e  m- 
berg  und  im  Königreich  Sachsen  solche  Prüfungen  pflichtgemäß  abzuhalten, 
in  Preußen,  Anhalt,  Hessen  und  in  den  meisten  norddeutschen  Staaten  steht 
die  Abhaltung  solcher  Examina  dem  Direktor  bzw.  dem  Lehrerkollegium  frei. 

In  Württemberg  sind  für  diese  Versetzungsprüfungen  auch  in  den  neuest<»n 
Vorschriften  ganz  bestimmte  Richtlinien  gegeben  worden;  das  Wichtigste  sei  hier 
mitgeteilt.     Bei  der  Versetzungsprüfung  sind  Prüfungsfächer  (§  2): 

an    Gymnasien   und   Progymnasien:    Deutsch,   Latein,   Griechisch,  Fran- 

zöeisch,  Mathematik,  Physik; 
an  Roelgy mnasien  und  Realprogymnasien:    Deutsch,  Lateinisch,  Fran- 
zösisch,  Englisch,  Mathematik.  Naturwissenschaften; 
an   Oberrealschulen   und    Realschulen:    Deutsch.   Französisih.    Englisch, 
Mathemat ik,  Naturwissenschaften. 
.\us  dem  Kreis  dieser  Prüfungsfächer  sind  in  den  einzelnen  Khvssen  je  in  drei  bis  vier 
Fächern  Prüfungsarbeiten  zu  fertigen.     §  f)  bestimmt : 

,,In  welchen  Fächern  Prüfungsarbeiten  zu  fertigen,  in  welchen  Unterrichta- 

fächern    Klassenzeugnisse  einzusetzen,   und  wie  diese  Zeugnisse  in  ihrem 

V^erhältnis  im  einzelnen  zti   werten  sind,  wird  für  die  drei  Schulgattungen 

und  deren  einzelne   Klassen  durch  die   anliegentlen  Pläne  bestimmt." 

Diese  drei  „Vereetzungspläue"  sind  ziemlich  kompliziert,  wii-  lassen  sie  folgen : 
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Als  Hilfsmittel    ist    für    lateinische    Komposition   an  Klasse  VI — VIII    ein    lateinisch -deutsches 

An  der  Prüfung  in  der  Physik  in  der  Klasse  VIII  haben  alle  Schüler  teilzunehmen. 
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In  der  Mathematik  an  VI — VIU  sind  je  2  Arbeiten  in  je  2  Stunden  anzufertigen  und  je  doppelt 
In  vm  kann  an  Stelle  einer  mathematischen  Arbeit  eine   physikalische  treten;    in  diesem   P'all 
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Aufgaben  ■-  Im  Deutschen  in  Klasse  I  ein  Diktat,  in  Klasse  II  und  III  Diktat  oder  Nacherzählung. 

Im  Französischen  an  den  Klassen  I — V  eine  Komposition,    wozu  noch    ein  Diktat  ge- 

Im  Englischen  wie  im  Französischen  IV — VIII.  In  den  Xaturwissen- 

In  der  Mathematik  in  V — VIII  können    die  Aufgaben  zu  einer  Arbeit   aus   mehreren 

in  Klasse  VIII  zählt  die  für  die  Reifeprüfung  anzufertigende  Arbeit   in   niederer 
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lio«   Diktat   soll  nicht   über  oino   >tiind<>   m   Anspruch   nohmon. 

sebon   werden    kann,  an  den   Klassen   VI  — VIII   eine  Komposition  oder  Diktat  und   Kxposition. 

Schäften     Kntwodor  Physik  oder  (.'hemio  oder  Naturbpschreibnog. 

m«them.itlschcn   Fächern  gewählt  werden,  in   VI — VIU  sind  jedenfalN   -'   Arbeiten   in   le  ;   stunde,, 

Aualysis  auch  fflr   die  Versetsongsprtlfang. 


OQO  TTI.   Das  höhere  T.ehramt. 

Dazu  setzen  §  3,  4.  6  recht  beaclitenswerte  Einzelheiten  fest,  die  wir  im  Aus- 
zuge mit  teilen: 

1.  Die  Aufgaben  zu  dieser  l'rüfung  werden  von  dem  Vorstand  gestellt;  er 
ist  aber  befugt,  die  Lehrer  der  nächsthöheren  Klassen  damit  zu  beauftragen, 
wobei  dem  bisherigen  Lehrer  des  Faches  Gelegenheit  zu  geben  ist,  etwaige 
Bedenken  gegen  die  gestellte  Aufgabe  geltend  zu  machen. 

2.  Die  Korrektur  der  Arbeiten  hegt  in  der  Regel  dem  Lehrer  des  betr.  Faches 
in  der  nächsthöheren  Klasse  ob;  neben  ihm  ist  ein  Mitbcrichtei'statter  tätig 
für  jede  Arbeit,  bei  Meinungsverschiedenheiten  z\\ischen  ihm  und  dem 

'  bisherigen  Fachlehrer,   der   in   der   Regel   dieser   Mitberichterstatter   ist, 

entscheidet  der  Vorstand. 

3.  Vor  dem  Beginn  der  Prüfung  sind  die  Klassenzeugnisse  festzustellen, 
welche  mit  im  ganzen  anderthalb-  bis  zweifachem  Gewichte  neben  die 
Prüfungszeugnisse  treten. 

4.  Nicht  alle  Schüler  brauchen  Prüfungsarbeiten  anzufertigen,  sondern  nur 
die  schwächeren;  diejenigen  sind  von  den  Prüfungsarbeiten  befreit,  welche 
in  den  in  Betracht  kommenden  Klassenzeugnissen  mindestens  den  Durch- 
schnitt „befriedigend"   (=  5)  erreicht  haben. 

5.  Auch  nicht  in  allen  oben  genannten  Prüfungsgegenständen  werden  von 
den  einzelnen  Klassen  Arbeiten  angefertigt,  sondern  nur  je  drei  bis  vier 
von  jeder  Klasse,  teilweise  verschieden. 

Danach  ist  diese  Versetzungsprüfung  in  Württemberg  eine  ziemlich  starre, 
die  der  preußischen  gar  nicht  ähnelt,  weil  sie  in  ihrer  Ausdehnung  und  Art  von 
dem  Anstaltsleiter  fast  unabhängig  ist;  man  beachte,  wie  nach  Nr.  2  der  Anstalts- 
leiter nur  bei  Meinungsverschiedenheiten  ZAvischen  dem  Referenten  und  dem  Kor- 
referenten über  die  Beurteilung  der  Arbeiten  zu  entscheiden  hat.  Hier  sieht  man, 
wie  eine  feste  Normierung  das  Kollegialitätsprinzip  stärkt,  die  Willkür  bureau- 
kratischen  Urteils  niederdrückt. 

Und  durcli  diese  feste  Normierung  wird  auch  die  etwas  nach  dem  preußischen 
Bureaukratismus  (vgl.  §  7)  aussehende  Bestimmung  des  württembergischen 
§  13  eingeschränkt. 

Im  Königreich  Sachsen  ist  ebenfalls  schon  durch  die  Lehr-  und  Prüfungs- 
ordnung für  Gymnasien  vom  28.  Januar  1893  und  durch  diejenige  der  Realgymnasien 
vom  22.  Dezember  1902  eine  detaillierte  Versetzungsprüfungsordnung  aufgestellt, 
in  welcher  Versetzungsprüfungen,  mündliche  und  schrifthche,  vorgeschrieben  sind. 
Auf  den  sächsischen  Gymnasien  haben  bei  der  schriftlichen  Versetzungsprüfung 
zu  Ostern  zu  liefern: 

1.  alle  neun  Klassen: 
einen  deutschen  Aufsatz, 
ein  lateinisches  Skriptum, 

eine  mathematische  bzw.  Rechenarbeit; 
außerdem : 

2.  die  Klassen  Quarta  bis  Oberprima: 
ein  französisch eB  Skriptum; 
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H.  die  Klaaseii    rnt<"rt('itia  Ms  Oborprirna: 
ein  sogenaimto«  lHteinisoh{>H   Ivxtfinporale; 

4.  die  Klaasen    Untertertia  bis  ObcrHckiiiida: 
ein  priechisohes  Skriptum; 

5.  die  beiden  Primen: 

eine   Übereetzunir  ans  dem   ( JrieelnHchen   in   da«   Deutsehe. 
Auf    den    säebsischen    Real^'vnniasien    sind    folgende    Fächer    Genenatand    der 
selirift Hellen  Versetzungsprüfun^ : 

1.  in  allen  neun  Klassen: 

eine  deutsche  und  mathematische  bzw.   Rechenarbeit; 
außerdem 

2.  die  Klassen  Se.xta  bis   Unterprima: 
ein  lateinisches  Skriptum; 

3.  die  Klassen   Qunrta  bis  Oberprima: 

eine  französische  Arbeit  (Skriptum  oder  Aufsatz); 

4.  die  Klassen  Obertertia  bis  Oberprima: 

eine  Übersetzung  in  das  Englische,  beziehentlich  eine  freie  Nacherzählung 
in  dieser  Sprache; 

5.  die  Primen: 

eine  physikalische  Arbeit; 

6.  die  Oberprima : 

eine  Übersetzung  aus  dem  Lateinischen. 

Welche  Hilfsmittel  anzuwenden  sind,  bleibt  den  Bestimmungen  der  einzelnen 
Schulen  überlassen.  -  Dagegen  ist  die  Zeit  fixiert:  für  die  freien  Aufsätze  ist  eine 
Arbeitszeit  von  4  Stunden  zu  verwilligen,  für  die  übrigen  Arbeiten  eine  solche  von 
2  bis  3  Stunden.  —  Bei  den  .Michaelisprüfungen  kann  der  Anstaltsleiter  im  Kin- 
vernehmen  mit  den  Fachlehrern  Vereinfachungen  eintreten  lassen;  die  Aufgaben 
sind  dem  Rektor  vorher  zur  Genehmigung  vorzulegen,  nicht  über  drei  Tage  darf 
sich  die  Prüfimg  ausdehnen.  Die  Aussetzung  des  Unterrichts  (für  Klassen,  die  nicht 
geprüft  \\ erden)  ist  auf  das  Notwendigste  zu  beschränken.  Über  die  mündliche 
Prüfung  finden  sich  keine  Vorschriften,  zu  Ostern  findet  dort  eine  öffentliche 
mündliche  Prüfung^  statt,  während  derselben  sind  die  schriftlichen  Prüfungs- 
arbeiten, korrigiert  und  zensiert,  zur  Besichtigung  auszulegen.  Da  über  die  Ver- 
setzungsprüfung von  Untersekiuida  njich  Obersekunda  im  Königreich  Sachsen 
nichts  Besonderes  angeordnet,  so  gelten  die  obigen  Vorschriften  für  die  Prüfung, 
um  die  Berechtigung  zum  ?]injährig- Frei  willigendienst  zu  erwerben;  nur  das  eine 
ist  hierbei  verboten,  solche  Prüflinge    mit   irgendeiner    Bedingung   zu    versetzen. 

So  sind,  wie  gesagt,  die  Königreiche  Sachsen  und  Württemberg  also  die 
einzigen  Staaten,  in  welchen  spezielle  Anordnungen  über  Versetzungsprüfungen 
ergangen  sind;  in  anderen  Staaten  kennt  man  besondere  Versetzungsprüfungen, 
deren  Ansetzung  vom  Belieben  des  Anstaltsleiters  abhängt,  eigentlich  nicht,  wcthl 
aber  noch  eigenartige  Verfügungen  für  die  Versetzung,  die  das  Zeugnis  für  den 

1)   In  Trcuüen  zur  Freude  aller  Uberlehivr  abgeschafft. 
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Einjährigondiciist  nach  sich  zieht,  nämlicli  für  diejenige  von  Untersekunda 
nach  Obersekunda.  Zuerst  ist  hier  Bayern^)  zu  nennen.  „Dem  Rektor,  welchem 
neben  dem  bisherigen  Ordinarius,  den  übrigen  in  der  Ivlasse  beschäftigten  ordent- 
Uchen  Lehrern  und  dem  Ordinarius  der  nächsthöheren  Klasse  die  Beurteilung 
der  Reife  für  das  Vorrücken  vorzugsweise  zusteht,  liegt  es  ob,  auf  Klarstellung  der 
einschlägigen  Verhältnisse  rechtzeitig  Bedacht  zu  nehmen",  d.  h.  also  eine  Ver- 
setzungsprüfung anzuordnen  oder  lücht.  Aber  in  bezug  auf  die  „  Einjährigen- 
prüfung" wurde  es  den  Rektoren  in  Bayern  zur  Pflicht  gemacht,  durch  geeignete 
Maßnahmen  zu  verhüten,  daß  hierbei  in  irgendeiner  Hinsicht  ein  zu  milder  Maß- 
stab angelegt  wurde,  und  ein  bayerischer  Älinisterial erlaß  vom  24.  Februar  1894 
gab  dann  emgehende  Vorschriften: 

„Eine  besondere  Prüfungskommission  wird  gebildet  aus  dem  Rektor,  den 
Ordinarien  und  den  Fachlehrern  der  6.  und  7.  Klasse;  ein  Ministerialkommissar 
kann  den  Vorsitz  übernehmen,  sonst  der  Rektor.  Als  Unterlage  des  Urteils  dient 
der  Jahresfortgang  und  die  letzte  Schulaufgabe  in  jedem  Fache,  einschUeßlich 
ReUgion  und  Geschichte.  Dies  Thema  ist  im  Einverständnis  mit  dem  Rektor  zu 
stellen"  usw. 

Bei  der  Prüfung  sind  besonders  solche  Schüler  heranzunehmen,  welche  nach 
dem  Jahresfortgang  ungenügende  oder  kaum  genügende  Leistungen  erzielt  haben 
und  überhaupt  in  betreff  ihrer  Reife  für  die  7.  Klasse  Anlaß  zu  Bedenken  geben.  — 
In  Bayern  gibt  nun  das  Endurteil  über  die  Befähigung  zum  Einjährigendienst 
nicht  jene  Prüfungskommission,  sondern  der  Lehrerrat,  dem  zur  Be- 
schlußfassung die  Ergebnisse  der  Prüfung  vorzutragen  sind.  Bei  der  Beschluß- 
fassung gilt  dann  die  Vorschrift,  daß  das  Zeugnis  demjenigen  zu  versagen  ist,  welcher 
in  zwei  Gegenständen  die  Note  „ungenügend"  erhalten  hat  oder  auch  nur  in 
einem  einzigen  Gegenstande,  in  welchem  das  vorausgehende  Jahreszeugnis  einen 
Vermerk  aufweist. 

Einer  kurzen  Betrachtung  bedarf  noch  das  Großherzogtum  Hessen.  Ver- 
setzungsprüfungen sind  dort  nicht  angeordnet;  wohl  aber  ist  eine  Prüfung 
hier  noch  im  Gange,  die  iji  Norddeutschland  und  in  Preußen,  wie  in  Bayern, 
für  Vollanstalten  abgeschafft  ist:  die  sogenannte  Abschlußprüfung  nach 
Beendigung  des  6.  Jahrganges  sieben-  bis  neunstufiger  höherer  Schulen. 
Für  diese  Prüfung  existiert  eine  besondere  Ordnung:  „Ordnung  der  fakultativen 
Abschlußprüfung  nach  dem  6.  Jahrgang  sieben-  bis  neunstufiger  höherer  Schulen 
vom  15.  Dezember  1899."  Diese  hessische  Ordnung  ist  eingehender  als  die 
preußische  und  ähnelt  einer  Reifeprüfungsordnung  viel  mehr.  Die  Zulassung  zur 
hessischen  Abschlußprüfung  kann  nach  §  3  z.  B.  wegen  schwerer  Vergehen  gegen  die 
Schulordnung  beanstandet  werden ,  dann  aber  ist  die  Entscheidung  der  Ministerial- 
abteilung  einzuholen.  Genau  vorgeschrieben  sind  die  Prüf ungsfächer  in  §  4:  für  alle 
Arten  von  Anstalten  ein  deutscher  Aufsatz,  3 — 4  Aufgaben  aus  der  Mathematik, 
eine  Übersetzung  in  das  Französische;  für  Gymnasien  und  Progymnasien  eine  Über- 

1)  Die  im  folgenden  geschilderte  Versetzungsprüfung  gibt  es  in  Bayern  nur  noch  an 
Progymnasien,  und  zwar  auch  nur  als  ,, Abschlußprüfung"  zur  Erwerbung  des  Einjäbrig- 
Freiwüügen  -  Zeugnisses. 
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-rt/uiitr  i"H  Lfttriiiisclu',  vuw  (*l)ors('t/.un>;  oiiicr  Iciclitcrcn,  noch  nicht  in  der  Srlnile 
hchandoltcn  StoUc  aus  ciinMn  ^'riciliisclicn  IVosniker.  Für  K('alj:yniiia8i(!n  auü(;rdern 
eine  ühcrset/iin^'  in  (his  Lateinische  und  eine  solcliP  in  <la«  Knjjih.sche,  für  Oberreal- 
schulen  und  siebenkhis.si<re  Hcalschuh'n  auUerdom  eine  ÜhcrHctzun^  in  das  Knglische. 
—  Die  Zeit  zur  Ausarbeituni?  der  Themen,  die,  vom  Fa<'lilehrer  vorj^eschlaßen,  vom 
Direktor  /u  billigen  sind,  soll  beim  deutschen  Aufsatz  drei  Stunden,  sonst  zwei 
Stunden  betra^Mi.  Besondere  V'oi-Hiehtsmaßre^eln  sind,  ähnlich  wie  bei  der  Reife- 
|triifunir,  auch  hier  getroffen,  auch  hier  uelten  zwei  für  jene  Prüfung  vorgeschriebene 
Hestimniunüen.  erstens  nämlich,  daß  bei  ungenügenden  CJesaintleistunyen  im  Deut- 
schen (es  gibt  vier  Prädikate:  sehr  gut,  gut,  genügend,  ungenügend)  das  Zeugnis  über- 
haupt nicht  erteilt  wird,  ebensowenig  wie  bei  ungenügenden  Leistungen  in  beiden 
alten  Sprachen  auf  Gymnasien,  bei  ungenügenden  Leistungen  in  den  neueren  Sprachen 
auf  Realgymnasien.  ObeiTealschulen  und  Realschiden,  zweitens,  daß,  wie  bei  der 
Reifeprüfung,  ungenügende  Leistungen  durch  mindestens  gute  ausgeglichen  werden 
k()nnen.  —  So  ist  also  diese  hessische  Abschlußprüfung  ein  kleines  Abiturienten- 
examen. Wie  schon  die  Bezeichnung  „fakultative"  Abschlußprüfung  besagt,  ist 
diese  Prüfung  an  höheren  Schulen  nicht  notwendig,  tatsächlich  findet  in  Hessen 
dieses  Examen  nicht  mehr  statt  auf  neunstufigen  Schulen,  wolil  aber  an  Nicht- 
vollanstalten,  wie  bei  uns. 

Im  Königreich  Sachsen  und  in  Württemberg  sind,  wie  gesagt,  Versetzungs- 
j)rüfungen  pflichtgemäß  abzuhalten,  hier  sind  also  auch  die  Versetzungsprüfungen 
für  den  Einjähriu-Frciwilliircndienst  etwas  Regelmäßiges;  was  übrigens  Österreich 
anbetrifft,  so  wird  bei  allerdings  nur  achtstufigem  Lehrgang  dieser  BerechtiguuL's- 
schein  erat  erlangt  nach  Absolvierung  des  letzten  Jahrgangs^)  einer  höheren  Lehr- 
anstalt oder  einer  ihr  gleichgestellten,  d.  h.  wenn  dem  Schüler  mindestens  ein 
Zeugnis  der  ersten  Fortgangsklasse  gegeben  wird. 

In  Bayern  sollte  es  so  sein  wie  in  Württemberg,  daß  nämlich  die  Versetzungs- 
prüfungen ebenso  wie  die  Einjährigenprüfungen  auf  den  höheren  Lehranstalten 
regelmäßig  seien,  die  Praxis  hat  sich  aber  davon  meist  frei  gemacht.  Etwas  anders 
gestaltet  sich  die  Sache  niui  in  Preußen  und  den  meisten  norddeutsihen  Staaten. 
In  Preußen  kannte  man  immer  Versetzungsprüfungen.  Translokationsexamina, 
wie  sie  z.  B.  in  der  Brandenburgischen  Dienstinstruktion  heißen.  Mehr  oder  weniger 
hing  ihre  Abhaltung  von  dem  Willen  des  Direktors  ab.  einige  Instruktionen  freilich 
scheinen  sie  obligatorisch  zu  machen;  nach  Sätzen  wie:  „wird  abgehalten"  (Pommern) 
oder:  „geht  vorher"  (Brandenburg)  hätte  man  eigentlich  diese  Prüfung  für  eine 
obligatorische  Einrichtung  ansehen  sollen,  während  für  die  Provinz  Sachsen 
ausdrücklich  §  20  gesagt  ist :  „Dem  Ermessen  (des  Direktors)  bleibt  es  überlaÄsen, 
besondere  Versetzungsprüfungen  anzuordnen."  Eigenartig  für  manche  Provinzen,  so 
für  Rheinland  und  Provinz  Preußen  war  es,  daß  hier  die  Lehrer  der  nächsten 
Klasse  bei  den  Prüfungen  und  Abstimmungen  beteiligt  waren,  wie  wir 
es    in    Württemberg    noch    sehen.      Dies    letztere    ist    jetzt    durch    §  7   der   Ver- 


1)  Strol^l.  Der  Wcu'  /.um  Einjfthrii:Frri\villii.'rii  und  HocrviMiffi/Hr  in  dir  k    ii.  k.  .\rnior. 
Wien  1901. 
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setzungsordnunü.  nacli  welchoni  die  Lehrer  „klassenweise"  zuaaiunicntreten,  ab- 
gosolmfft.  Dann  führte  man  in  Preußen  1892  bekanntUch  eine  ziemUch  strenge 
Vorsot/unsisprüfung  für  die  Stufe  ein,  nach  welcher  man  die  Berechtigung  zum 
einjährigen  Militärdienst  bekam;  sie  trug  die  Formen  einer  Reifeprüfung,  nur  mit 
dem  Unterschiede,  daß  der  Königl.  Kommissar  selten  zur  Prüfung  erschien,  einfach 
deswegen,  weil  zu  einer  einigermaßen  gründlichen  Kontrolle  aucli  dieser  Prüfungen 
die  nötige  Zahl  von  Aufsichtsbeamten  in  den  Zcntralmittclbclu)rden  durchaus  fehlte. 
Da  ferner  in  der  Presse,  bei  den  Eltern  diese  Abschlußprüfung  sehr  lästig  empfunden 
wurde,  so  hob  man  sie  bald  wieder  auf.  Jetzt  gilt  die  Bestimmung  des  §  2:  „Dem 
Direktor  bleibt  es  unbenommen,  die  Unterlagen  noch  durch  Befragung  und  nötigen- 
falls auch  durch  schriftliche  Arbeiten  zu  vervollständigen.  Diese  Ergänzung  der 
Unterlagen  bildet  bei  der  Versetzung  nach  Obersekunda  die  Kegel,  von  der 
nur  in  ganz  zweifellosen  Fällen  abgesehen  werden  darf."  So  ist  denn  damit 
auf  den  neunstufigen  Anstalten  ein  besonderes  Versetzungsexamen  so  ziemhch 
verschwunden,  höchstens  werden  einige  zweifelhafte  Schüler  mündlich  geprüft; 
die  scliriftlichen  Prüfungsarbeiten  bilden  nur  „nötigenfalls"  eine  Vervollständigung 
bei  Unterlagen;  ebenso  wird  damit  das  sogenannte  Einjährigenexamen  in  Preußen 
und  den  norddeutschen  Staaten,  die  ihm  folgten,  häufig  gar  nicht  mehr  abgehalten 
werden.  In  Preußen  setzte  man  durch  die  Beseitigung  dieses  Examens  auf  den 
höheren  Lehranstalten  die  sechsstufigen,  die  Progymnasien,  Realprogymnasien 
und  Realschulen  doch  etwas  in  Verlegenheit,  eigentlich  hob  man  sie  zugleich; 
demi  auf  den  neunstufigen  Anstalten,  wo  eine  Einjährigenprüfung  jetzt  vielfach 
nicht  stattfindet,  kann  man  doch  eher  das  „Einjährigenzeugnis"  bloß  „ersitzen", 
auf  den  sechsstufigen  aber  muß  man  es  durch  eine  feierhche  Prüfung,  zu  der  häufig 
ein  Königl.  Kommissar  erscheint,  erwerben.  So  sah  man  sich  genötigt,  kurze  „Be- 
stimmungen über  die  Schlußprüfungen  an  den  sechsstufigen  höheren  Schulen" 
unter  dem  29.  Oktober  1901  zu  erlassen.  Zweck  dieser  Prüfung  ist  zwar,  zu  ermitteln, 
ob  der  Schüler  die  Reife  für  die  Obersekunda  der  entsprechenden  Vollanstalt  erreicht 
hat,  aber  doch  sind  die  Formen  der  Reifeprüfung  eingeführt,  §  3:  in  betreff  der 
Prüfungskommission  gelten  die  Bestimmungen  des  §  3  der  Reifeprüfung,  ja  das 
Rheinische  Provinzialschulkollegium  hat  den  26.  November  1901  verfügt,  daß 
2^  Monate  vor  dem  Schlüsse  des  Schuljahres  ein  Verzeichnis  der  zur  Prüfung 
in  den  obersten  Klassen  dieser  sechsstufigen  Anstalten  berechtigten  Schüler  mit 
einer  kurzen  Charakteristik  derselben  sowie  unter  Beifügung  der  Prädikate  ihm 
eingereicht  werde,  ebenso  daß  die  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  (nicht  die  Aufgaben 
vorher)  nach  ihrer  Vollendung  ihm  zugehen,  denn  der  Königl.  Kommissar  will  und 
muß  sich  natürhch  vorher  orientieren,  ob  und  in  welchen  Fällen  ein  „Absehen  von 
der  Ergänzung  der  Unterlagen"  zulässig  sei.  Durch  alle  diese  Dinge,  das  läßt  sich 
nicht  leugnen,  erhält  die  Abschlußprüfung  an  den  sechsstufigen  Anstalten  doch  ein 
ander&s  Aussehen  als  die  nur  in  das  Belieben  des  Direktors  gestellte  Versetzungs- 
prüfung von  U  II  nach  0  II  an  den  neunstufigen  Anstalten.  Natürlich,  manche 
einfache  Versetzung  von  Unter-  nach  Obersekunda  ohne  Prüfung  an  höheren  Lehr- 
anstalten mag  schwieriger  für  die  Schüler  sein  als  eine  förmliche  Abschlußprüfung 
an  sechsstufigen  Anstalten;  aber  schon  die  Art  und  Weise  der  Abschlußprüfung, 
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wir  sie  (liiicli  I'-iii.srii(liiiiL'  tl«'r  rrüfiiiii/surhfilcn.  (Iiircli  Aiiwcm-iihcit  ciricM  Köiiiyl. 
Kommissare  u.  a.  vor  aii'h  j^flit.  wirkt  docl»  von  vonihcrciii  otwa«  Schürfer  und  bc- 
änjistigeiulcr  auf  junjff  (IiMuütcr  als  die  andori-  primitive  Art,  auf  (Jymimsicn  sieh  den 
Berechtigungsaehcin  zu  erwcrhtn.  Indessen,  wie  die  Schulen  nun  einmal  organisiert 
warm,  nuilite  man  in  Preußen  diese  AbseliluUprüfunji  an  den  Nichtvollanstalten 
lassen.  \)vm  Heispiele  Preußens  sehlossen  sieh  die  meisten  norddeutsehen  Staaten 
an;  wo  die  Abschlußprüfung'  nach  \H\)2  am  Gyniruisium  ein^'eführt  war  —  in  Anhalt 
ist  sie  nie  auf;.'enommen  worden,  aucli  nicht  in  Mccklenbur^'-Schwerin  -.  ist  sie 
u  icder  abj^eschafft,  so  in  Braunsch  wcij^'  und  Oidcnbui^',  wo  sie  nacli  preußischem 
N'orbild  eine  kur/e  Zeit  bestand. 

Was  Österreich  anbetrifft,  so  bestimmt  die  Verordnung  vom  11.  .Juni  l'JOS, 
betr.  das  Prüfen  und  Kla&sifizieren :  „Ist  das  Urteil  des  Fachlehrere  nicht  ent- 
schieden ungünstig,  sondern  nur  schwankend,  so  ist  eine  Versetzungsprüfung 
in  Gegenwart  das  Direktors  oder  bei  dessen  Verhinderung  in  Gegenwart  eines 
Lehrers  desselben  oder  eines  verwandten  Faches  vorzunehmen.  Eine 
Schriftliche  Versetzungsprüfung  findet  nicht  statt." 

Allgemeine  Betrachtungen. 

Die  Tatsache  gibt  doch  zu  denken,  daß  man  in  Preußen  und  Xorddeutschland 
—  dem  Drängen  des  Publikums  nachgebend  —  auf  den  höheren  Anstalten  diese 
Abschlußprüfung,  weil  sie  gerade  dem  1")— 16jährigen  Alter  so  schädlich  wäre, 
verschwinden,  jedoch  sie  vielleicht  nur  etwas  ältere  Schüler  auf  sechsstufigen  An- 
stalten weiter  durchmachen  ließ,  und  daß  diese  Einjährigenprüfung  in  Süddeutsch- 
land auch  auf  neun-  und  scchsstufigen  Schulen  die  Kegel  bildet.  So  kann  man 
auch  nicht  behaupten,  daß  inDeut.schland  auf  den  höheren  Schulen  der  Berechtigungs- 
schein zur  einjährigen  Militärpflicht  auf  gleiche  Weise  erworben  wird,  dort  mit, 
dort  ohne  Prüfung,  dort  leichter,  dort  schwieriger.  Gleich  ist  nur  durch  ganz  Deutach- 
land das  Äußere  des  Berechtigungsscheines  mit  den  drei  Rubriken:  1.  Schulbesuch 
und  Betragen;  2.  Aufmerksamkeit  und  Fleiß;  8.  Maß  der  erreichten  Kenntnisse, 
wobei  übrigens  unter  1.  recht  disparate  Dinge  zusammengefaßt  sind  und  leider 
zusammen  beurteilt  werden  müssen:  der  Schulbesuch  ist  oft  von  Zufällen  abhängig, 
das  Betragen  lediglich  vom  Willen;  da  man  gern  oft  das  Betragen  „gut",  „löblich" 
nennen  möchte,  aber  ein  guter,  löblicher  Schulbesuch  ein  Unding  ist,  muß  das 
Ganze,  gewöhnlich  zum  Schaden  des  Betragens,  herabgetlrückt  und  meist  gesagt 
werden :    in  befrietligender  Weise  oder  ähnlich. 

Will  nmn  die  Frage  aufwerfen,  ob  die  Versetzung  besser  mit  oder  ohne  förmliche 
Prüfung  vor  sich  geht,  so  wird  man  sich  doch  auf  die  ersterc  Seite  neigen. M  Erstens 
der  Lehrer  und  des  Direktors  wegen.  Der  letztere  hat  die  Pflicht,  sich  von  dem. 
was  Lehrer  und  Schüler  zusammen  geleistet  haben,  am  Ende  eines  Schuljahres  zu 
überzeugen,  um  sein,  doch  oft  auch  irregehendes  Urteil  richtig  zu  stellen,  der  Unter- 
richtende muß  wünschen,  daß  auch  sein  über  die  Schüler  abgegebenes  Urteil  ge- 
prüft werde,  jeder,  der  es  mit  seinem   Berufe  ernst   nimmt,   muß  das  eigentlich 

1)  Vjjl.  Neues  Kom'sjKnidcnzblatt  fürWürtt.inlHMv  is'.iT,  uosi.li  Klitt  (S  l.iTi  t'pa.n  .lohn 
(S.  417)  für  Versetzungsprüfungen  aussprich! 
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wünsolieii.  Zwt'iteiuü  aber  ist  auch  der  Schüler  wegen  die  Abhaltung  solcher 
l*rüfungen  wünschenswert:  wenn  man  gerade  nicht  phrasenhafte  Preßstininien 
von  der  durch  die  Examina  hervorgerufenen  Nervosität  zitiercji  will  (wahihch 
in  einigen  Ländern,  wo  jahraus  jahrein  Versetzungsprüfungen  sind  und  die  Jungens 
sie  aushalten,  wie  z.B.  im  Königreich  Sachsen,  Württemberg,  müssen  dieselben 
ganz  besonders  starke  Nerven  haben!),  so  wird  das  zu  Recht  bestehen,  was  man 
in  den  österreichischen  „Weisungen"  S.  8  liest:  „Zunächst  ist  es  gerade  für  die 
tüditigsten  Schüler  ein  beachtenswertes  Bedürfnis,  durch  eine  Schlußleistung  zu 
zeigen,  was  sie  in  ihrer  bisherigen  Klasse  gewonnen  haben;  dann  können  bei  einzelnen 
Schülern,  bei  welchen  das  Urteil  im  Laufe  des  Jahres  schwankend  blieb,  die  Leistungen 
in  der  Versetzungsprüfung  mit  entscheidend  in  die  Wagschale  fallen." 

Wo  längere  Zeit  hindurch  ohne  jede  Prüfung  die  Schüler  versetzt  werden,  greift 
zu  leicht  der  Schlendrian  Platz:  der  Direktor  gefällt  sich  in  der  Rolle  eines  vor- 
züglichen Anstaltsleiters,  unter  dessen  Auspizien,  sogar  ohne  Prüfungen,  alles  zum 
besten  gedeiht ;  die  weit  größte  Zahl  der  Oberlehrer  erteilt  das  Prädikat  „genügend" 
fast  allen  Schülern  und  gefällt  sich  in  der  Rolle  ausgezeichneter  Pädagogen,  welche 
in  ihrer  Beurteilung  stets  sicher  sind  und  einer  Kontrolle  nicht  bedürfen.  Wird  auf 
einer  Anstalt  jalirelang  so  weiter  gewirtschaftet,  so  gehört  sie  dann  oft  zu  jenen, 
auf  welche  bessere  Nachbaranstalten  ihre  durchgefallenen  Schüler  schicken.  Zu 
bedauern  ist  es,  daß  die  Abhaltung  solcher  Prüfung  sehr  häufig  fast  nur  vom  Willen 
des  Anstaltsleiters  abhängig  ist;  warum  soll  nicht  das  Lehrerkollegium  oder  wenig- 
stens die  Klassenlehrer  unter  Vorsitz  des  Direktors  zu  beschließen  haben,  ob  die 
Versetzungsprüfung,  bzw.  die  Einjährigenprüfung  stattzufinden  hat  oder  nicht? 
Zur  Beurteilung,  ob  solche  nötig  sei  oder  nicht,  sind  sie  kompetenter  als  der  An- 
staltsleiter, der  ja  sehr  häufig  im  Unterricht  die  betreffenden  Schüler  gar  nicht  kennt. 
Am  besten  ist  es  ja  in  den  Staaten,  wo  diese  Prüfungen,  auch  die  Gegenstände 
und  anderes  dazu  Nötige  von  oben  festgelegt  sind;  hier  ist  deutlich,  wie  richtig  der 
Ausspruch  ist:  „Das  Gesetz  nur  kann  uns  Freiheit  geben."  Daß  eine  so  wich- 
tige Angelegenheit  wie  die  Versetzung  durch  die  Abhaltung  oder  Nichtabhaltung 
von  Prüfungen  nach  dem  Belieben  eines  einzelnen  beeinflußt,  geregelt,  gefördert, 
gehemmt  werden  kann,  ist  eben  nur  durch  das  Eindringen  des  bureau- 
kratischen  Systems  zu  erklären;  dieses  aber  ist  hier  deswegen  gar  nicht  am 
Platze,  weil  der  Anstaltsleiter,  wie  oben  gesagt,  fast  nie  oder  selten  die  Verantwortung 
tragen  kann ;  eher  könnte  man  die  Abhaltung  der  Reifeprüfung  in  sein  Belieben  stellen, 
weil  er  meist  in  Prima  unterrichtet  und  die  Schüler  wenigstens  kennt. 

E.  Die  Reifeprüfung.') 

Der  besseren  Übersicht  wegen  lassen  wir  hier  in  chronologischer  Reihe  die 
wichtigsten  jetzt  gültigen   Ordnungen  für  die  Reifeprüfungen  folgen,  diejenigen 

1)  Der  Abschnitt  über  die  Reifeprüfung  erschien  1903  in  den  „Neuen  Jahrbüchern",  XII.  Bd., 
2.  Heft;  mehrere  Änderungen  und  Zusätze  sind  aber  jetzt  liinzugekommen.  —  Übrigens  hat  die 
Abhandlung  über  die  Dienstinstruktionen  wie  vor  allem  die  über  die  Reifeprüfung  eine  sehr 
eingehende  und  anerkennende  Besprechung  gefunden  durch  Viereck  in  Rethwischs  Jahres- 
berichten 1902  S.  51—52  und  1903  S.  48—52. 
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für  diu  Gynuiuwicii  .sullfii,   w 

schlag  geben. 

Baden  186*J  für  (lymiutsicii,  ISS?  für 
Realgyinniusicn,  IS!).")  für  Ohrrrcal- 
schulcn.') 

W'ürt  te  ml)rr<^  1873  (eine  neue  ist  in 
\'(»rl)er(Mtiin^'). 

Sachsen  -  .McininLicn    ISS.'i. 

Keiiü  j.   L.    1S8.5  (ÄndcruMu'cn    l8!J(i).2) 

KeuÜ  ii.  L.    1881''.) 

Bayern  18'.)1  für  das  Al)st)lut(»riiun  des 
(»yuuuusiuinsund  des  Kealtrynniasiunis. 

Hamburg  1802  für  Gymnasien,  1808 
für  Realgymnasien  und  Oberreal- 
schulen. 

Sachsen  1803  für  Gynniasien,  1003 
für  Realgymnasien. 

Hessen  1803  für  Gymnasien  und  Real- 
gymnasien, 1001  für  Überrealschulen. 

Mecklenburg  -  Strelitz  ISOS.*) 

Mecklenburg  -  Schwerin  für  Gym- 
nasien 1804,  für  Realgymnasien  1895.^) 

Oldenburg  1806. 

Sachsen  -  Coburg  1000. 


die  zeitliche  Stellung   anbelangt  ,   dabei  den   Aus- 


Anhalt    1001. 

l'reuüen  1001,  da/u  eine  Abänderung 
vom  24.  Jatuiar   1009. 

Bremen   1002. 

Braunach  weig   1003. 

Sachsen  -  VVei  mar   1003. 

Sachsen-Altenburg  1003  (mit  Kr- 
gänzung  vom  10.  Februar  1900,  ge- 
mäß der  preulii.schen  Abänderung 
vom  24.  Januar  1000). 

Elsaß  -  Lothringen   100'). 

Sachsen  -  Altenburg 

Schwarz  bürg-  Rudolstadt 

Fürstentum  Lippe 

Waldeck  -  Pyrmont 

Österreich  1008  (Verordnungsblatt  usw. 
1.  März  1008.    Nr.  18,  10,  S.  181  ff.). 

Lübeck  1000.  Ordnung  der  Reife- 
prüfung am  Katharineum  und  Jo- 
hanneum.  (Sammlung  der  Lübecki- 
schen Gesetze  und  Verordnungen  Xr.  1 2, 
veröffentlicht  10.  Februar  1000.) 


laAkcn  ilin 
I'rUfimK'*n 
Min  rincrn 
prciiOUrh. 

Korn- 

miiwar  a)>- 

halu-n. 


Icli  brauche  kaum  hin/Aizufügen,  daß  mehrere  dieser  Ordnungen  in  den  bekannten 
Büchern  von  Kretzschmar,  Krüger.  Xodnagcl  usw.  veröffentlicht  sind;  einige 
sind  nur  als  amtliche  Drucksachen  vorhanden. 

Die  norddeutschen  Staaten,  besonders  die  kleineren,  haben  meist  die  verschieden- 
artigen Wandlungen^),  die  die  preußischen  Reglements  erfaliren  haben,  mit  durch- 
gemacht, teilweise  stehen  sie  auf  dem  Standpunkt  der  Ordnung  von  1001,  so 
z.  B.  aucli  die  allerjüngste  Ordnung  für  Lübeck,  teilweise  noch  auf  der  preußischen 
Ordnung  von  1892. 

Für  die  Reifeprüfung  ist  auch  wichtig  das  Abkommen,  welches  dio  deutschen 
Staaten  1874  über  die  gegenseitige  Anerkcnnungder  Gymnasialzeugnisse 
abgeschlossen  haben,    und  das  1880  durch  ein  ähnliches  ergänzt  wurde. 


1)  Vgl.  .loos  1H9S. 

2)  Rogxiliitiv  für  da«  fürstliche  CJymna.siuiu  in  (mmi  ISS.I  und  .Andeningen  iles  Kegulativa. 
Gera  189r). 

3)  Revidierte  Prüfungsordnung  für  da«  atiuit.  (Jymmusium  zu  (ireiz  188-1. 

4)  (iroülier/.ogl.   Meeklcnhurg-Strtditzschcr  offizieller  .Anzeiger.      25.  Sept.    1885. 

5)  Regierungsblatt    für   das   (Jroßhcrzogtum   Mecklenburg-Schwerin.      23.    Mai    1894    und 
14.  Okt.  1895. 

6)  ÜIht  diese  Wandlungen  vgl.  Max  Nath.   I>ehrpliine  u.  Prüfungsordnungen  im  höheren 
Schulwesen  PreuUens.      lierlin   19(H.). 

U.Morscb,  da«  b&bore  LelirMQt-    2.  Aufl.  14 
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Fivilioli  dürftig  ist  liior  dio  ÜbcMviiustiinuuing,  und  wir  werden  obendrein  sehen,  daß  die 
Staaten  in  iln-en  Seluilordnungen  doeh  melirfaeh  gegen  dasselbe  verstoßen.  Was  nützt 
oi«.  w  enn  man  sieh  einigt ,  daß  im  Deutsehen,  Lateinisehen,  Grieeliisehen,  Französischen, 
in  der  Mathematik  und  Gesehiehte  geprüft  werden  soll,  daß  die  sehrifthehe  Prüfung 
mindestens  umfa-ssen  soll  einen  deutschen  Aufsatz,  eine  lateinische  Arbeit  und  die 
Losung  mathematiselier  Aufgaben,  und  daß  ausnahmsweise  eine  Kompensation 
zulässig  ist  ?  Es  kommt  doch  nicht  bloß  auf  das  Was?,  sondern  auch  auf  das  Wie? 
an.  Und  über  das  letztere  ist,  abgesehen  von  der  Kompensation,  gar  nichts  gesagt. 
Wenn  man  ca.  2'i  Meilen  nördlich  von  der  Reichshauptstadt  Berlin  geht,  so  werden 
dort  Abiturienten  zum  mündliclien  Examen  zugelassen,  auch  wenn  sie  sämtliche 
sehrifthehe  Prüfungsarbeiten  „ungenügend"  geschrieben  haben,  ^\ährend  ungefähr 
'25  Meilen  südlich  von  Berhn')  die  Bestimmung  gilt,  daß  schon  zwei  ungenügende 
Prädikate  in  den  schriftlichen  Arbeiten  die  Fortsetzung  des  Examens  ausschließen. 
Bei  aller  Rücksichtnahme  auf  berechtigte  oder  unberechtigte,  historisch  gewordene 
Eigentümhchkeiten  ist  es  wirkhch  segensreich,  wenn  unsere  deutsche  Jugend, 
abgesehen  übrigens  auch  von  später  festzustellenden  quantitativen  Unterschieden, 
quahtativ  in  ihrer  akademischen  Vorbildung  so  auseinandergeht?  In  Deutschland 
gibt  es,  gerade  infolge  der  Kleinstaaterei,  so  mannigfaltige,  dabei  höchst  schätzens- 
werte pädagogische  Schuleinrichtungen  und  Schulgesetze,  daß  ein  jeder  Staat 
vielerlei  von  seinem  Nachbar  lernen  könnte,  wenn  er  nur  über  seinen  Zaun  sehen 
Avollte !  Hat  man  z.  B.  in  Bayern  bei  der  Abfassung  der  Schulordnung  von  1891 
Rücksicht  genommen  auf  das  preußische  Abiturientenprüfungsreglement  von  1882? 
Oder  bei  uns  1892  auf  das  bayerische  von  1874?  Natürhch  haben  die  kleineren 
norddeutschen  Staaten,  wohl  mehr  der  Not  gehorchend  als  dem  eigenen  Trieb, 
seit  einem  Jahrzehnt  an  das  preußische  Reglement  von  1892  sich  angelehnt^), 
aber  die  größeren  Staaten  (schon  Hessen)  stehen  unbeeinflußt  voneinander  ge- 
trennt da !  Wenn  öfter  Prüfungsreglements  entstanden  sind,  so  sind  es  einfach  nicht 
allzu  bedeutende  Modifikationen  der  eigenen,  oft  viele,  sehr  viele  Jahre  vorher 
abgefaßten  Ordnungen.  —  Wie  übrigens  verlautet,  soll  demnächst  ein  neues  Reichs- 
schulabkommen über  die  Reifeprüfung  u.  a.  abgeschlossen  werden. 

Zweck  der  Prüfung. 
Wenn  man  auf  den  Zweck  der  Prüfung  sieht,  w  ird  man  leicht  zwei  größere  Gruppen 
von  Staaten  unterscheiden.  Die  eine  läßt  das  Ziel  der  Prüfung  durchaus  inner- 
halb der  Schule  bleiben,  die  andere  sieht  es  außerhalb  derselben.  Um  von  der 
letzteren  auszugehen,  so  steht  hier  Österreich  in  seinen  „Weisungen"  von  1901, 
ebenso  in  §  1  der  Neuen  Vorschr.  1908  in  einer  Linie  mit  den  älteren  Bestimmungen 
Württembergs  vom  19.  Juni  1873  (Fehleisen  S.  95ff.),  Sachsens  vom  22.  August 


1)  Vgl.  Rud.  Menge,  Bemerkungen  zur  Ordnung  der  Reifeprüfungen  an  preuß.  Gymnasien 
vom  Jahre  1891.     I^ehrproben  und  Lehrgänge.     Heft  49. 

2)  Oft  mag  der  Zufall  hier  seine  Rolle  spielen.  Die  neueste  Prüfungsordnung  von  Lübeck, 
datiert  vom  15.  Januar  1909  (veröffentlicht  den  10.  Februar  1909),  enthält  noch  viele  Sätze 
der  preußischen  Ordnung  von  1901,  welche  durch  die  Verfügung  vom  24.  Januar  1909  auf- 
gehoben sind. 
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187Ü,  bzw.  2*J.  Januar  1877,  BadüiiB  von  186'J,  Bayerns  von  1891,  Haniburj^  vom 
29.  November  1892  und  Stw^hsen-Meinin^^'cnH  §  2.  in  don  „\Voi«ungen"  S.  19ff. 
licat  nuiu  unter  Nr.  1:  „Die  Notwendigkeit  der  .MaturitiitHprüfunf^en"  eine  auH- 
führliche  Bej^ründun;.,' dieser  Hxamina;  u.  a.  heiüt  es  darin,  der  Staat  habe  sieli  darüber 
.Sielierlieit  zu  versehaffen,  daß  der  Hauptstainin  (K-r  ordentlichen  Hörer  der  Uni- 
versität die  erforderhelle  X'orbildun^'  und  eine  gewisse  Kntwiekelun^  des  wiBsen- 
sehaftüehcn  Sinnes  sehon  zur  Univeraität  mitbringe;  der  Zweck  dieser  Prüfung 
ist  also  die  Ermittelung,  ob  der  Prüfling  die  Universität  mit  Verständnis  besuchen 
kann  oder  nicht.  Dieser  Standpunkt  ist  auch  jüngst  in  §  1  durchaus  festgehalten: 
„Die  Berechtigung  zum  Besuche  einer  Universität  ist  für  jene  absolvierten  Schüler 
eines  CJymniisiu ms,  welche  als  ordentliche  Hörer  immatrikuliert  werden  wollen, 
von  dem  günstigen  Erfolge  der  abzulegenden  Reifeprüfung  abhängig." 

In  dieser  unmittelbaren  Vorbereitung  auf  Universitätsstudien  erblicken  aber 
auch  die  anderen  oben  genannten  Staaten  das  Ziel  der  Maturitätsprüfung.  So  heiüt 
es  für  Baden  §  59,  Joos  S.  119:  „Die  Abiturientenprüfung,  der  sich  nach  Voll- 
endung des  Gymnasialkursus  diejenigen  Schüler  zu  unterziehen  haben,  welche  auf 
die  Universität,  bzw.  auf  das  l'ol3'tcchnikum  überzugchen  und  eine  spätere  Staats- 
prüfung in  denjenigen  Berufsfächern  zu  machen  beabsichtigen,  für  welche  der 
Besuch  einer  Hochschule  vorgcsciirieben  ist,  soll  ermitteln,  ob  die  Abiturienten 
die  Reife  erlangt  haben,  welche  eine  unerläßliche  Vorbedingung  für  eine  frucht- 
bare Betreibung  akademischer  Studien  bildet."  Kürzer  im  Königreich  Sachsen^) 
§  3G:  „Aufgabe  des  Gymnasiums  ist,  zum  selbständigen  Studium  der  Wissenschaften 
durch  allseitige  humanistische,  insbesondere  altklassische  Bildung  in  formeller  und 
materieller  Beziehung  vorzubereiten."  §43:  „Die  Realschulen  I.Ordnung  haben, 
wie  die  Gymnasien,  die  Aufgabe,  die  männliche  Jugend  zu  einer  allgemeinen  höheren 
Bildung  zu  führen,  sie  gründen  aber  dieselbe  vorzugsweise  auf  Unterricht  in  den 
modernen  Sprachen,  sowie  auf  Mathematik  und  Naturwissenschaften."  Es  erscheint 
somit  bei  den  Realschulen  I.  Ordnung  (Realgymnasien)  als  Zweck  nicht  wie  bei 
den  Gymnasien  irgendein  Studium,  sondern  eine  „allgemeine  höhere  Bildung", 
aber  §  47  des  Gesetzes  besagt,  ähnlich  wie  §  42  für  die  Gymnasien:  „Das  in  dieser 
Prüfung  (Reifeprüfung  an  den  Realschulen  I.  Ordnung)  erworbene  Zeugnis  der 
Reife  gewährt  das  Recht  zu  Studien  an  allen  höheren  Fachschulen  des  Landes  und 
zum  Besuche  der  Universität,  um  daselbst  Mathematik  und  Naturwissenschaf  ton, 
sowie  Pädagogik  in  Verbindung  mit  modernen  Sprachen  zu  studieren."  Warum 
ist  dies  nicht  auch  in  §  43  als  Zweck  der  Realschulen  I.  Ordnung  angegeben,  wie  bei 
den  Gymnasien  §  3G  „Studium  der  Wissenschaften"  im  allgemeinen?  Wie  dem 
aber  auch  sein  mag.  beide  Anstalten  wollen  mit  der  Maturitätsprüfung  die  Reife 
für  die  Studien  feststellen. 

Klar  sagt  das  auch  §  1  in  Württemberg  (Fchloisen  S.  97).  (Für  die  erst  kürz- 
lich errichteten  sächsischen  Obcrrcalschulen  wird  erst  später  ein  Prüfungs- 
reglement ausgearbeitet  werden.)  Durch  die  Prüfung  soll  ermittelt  werden, 
ob    der    Geprüfte    diejenige    Geistesbildung    erlangt    hat,    welche    ihn    zu    aka- 


1)  Nach  dem  Gesetz  vou  1^76,  vgl.  ftl>er  §  ob  der  ItestimniungeD  von  l!Sy3. 
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demischen  Studien  befähigt ;  dies  steht  in  einer  Verfügung  des  Ministeriums 
dc6  Kirchen-  und  Schulwesens,  betr.  Einführung  einer  Maturitätsprüfung  an  den 
Gymnasien  und  an  dem  Realgymnasium  zu  Stuttgart.  In  Bayern  ist  in 
der  Schulordnmig  für  die  humanistischen  Gymnasien  (IV.  „  Gymnasialabsolu- 
torium"  §  32)  zwar  kein  bestimmter  Zweck  dieser  Prüfung  angegeben,  etwa  eine 
„allgemeine  höhere  Bildung"  oder  ein  Universitätsstudium,  aber  unter  §  1  liest  man: 
„Die  humanistischen  Gymnasien  haben  den  Zweck,  die  männliche  Jugend  auf  der 
Grundlage  höherer  allgemeiner  Bildung  zu  selbständigem  Studium  vorzubereiten 
und  zu  religiös-sittUcher  Tüchtigkeit  zu  erziehen",  in  der  Schulordnung  für  die  Real- 
gymnasien §  1 : eine  höhere  allgemeine  Bildung  unter  besonderer  Betonung 

der  mathematisch-naturwissenschafthchen  Fächer  zu  gewähren  und  zu  religiös- 
sittlicher  Tüchtigkeit  zu  erziehen".  Und  wenn  das  Reifezeugnis  „ein  Zeugnis  über 
die  Absolvierung  des  humanistischen  Gymnasiums"  ist  (§  32),  so  legt  es  eben  Kenntnis 
davon  ab,  ob  der  Schüler  im  Sinne  von  §  1  das  G3'^mnasium  absolviert  hat.  An  diese 
Reihe  schheßt  sich  noch  Hamburg  1892  an;  hier  lautet  §  1  der  Prüfungsordnung 
für  die  Gymnasien:  „Zweck  der  Prüfung  ist,  die  Reife  für  die  akademischen 
Studien  bei  den  nach  Vollendung  des  Schulkursus  abgehenden  Schülern  zu  ermitteln." 
—  Wohl  gemerkt,  die  hamburgischen  Ordnungen  für  Realgymnasien  und  Ober- 
realschulen vom  Jahre  1898  geben  akademische  Studien  als  Zweck  nicht  an, 
sondern:  „zu  ermitteln,  ob  der  Schüler  die  Lehraufgaben  der  Anstalt  sich  an- 
geeignet hat". 

Auch  in  Preußen  war  natürhch  die  Erforschung  der  Universitätsreife  der  ur- 
sprünghche  Zweck  der  Prüfung,  so  vor  allem  1812,  obgleich  damals  auch  Durch- 
gefallene (mit  Nr.  III)  die  Universität  besuchen  durften.  Ebenso  1834  §  2:  „Der 
Zweck  dieser  Prüfung  ist,  auszumitteln,  ob  der  Abiturient  den  Grad  der  Schul- 
bildung erlangt  hat,  welcher  erforderhch  ist,  um  sich  mit  Nutzen  und  Erfolg  dem 
Studium  eines  besonderen  wissenschaftlichen  Faches  wddmen  zu  können."  Der 
Zweck  der  Prüfung  auf  den  Realschulen  war  §  1 :  „zu  ermitteln,  ob  die  Abiturienten 
diejenige  Reife  erlangt  haben,  welche  die  Bedingung  der  den  Realschulen  verliehenen 
Berechtigungen  ist",  d.  h.  also  auch  Studien,  zum  Teil  natürlich  auf  polytechnischen 
Hoclischulen.  Das  Ziel  von  1834  bheb  unverändert  bis  1882,  wo  es  heißt  §  1 :  „.  .  .  zu 
ermitteln,  ob  der  Schüler  dasjenige  Maß  der  Schulbildung  erlangt  hat,  welches  Ziel 
des  Gymnasiums  ist".  Dann  wurde  1892  als  Zweck  der  Prüfung  bekanntlich  an- 
gegeben in  §  1:  „  ...  zu  ermitteln,  ob  der  Schüler  die  Lehraufgabe  der  Prima  sich 
angeeignet  hat".  Dieser  Fassung  schlössen  sich  kleine  deutsche  Staaten  im  Norden 
sofort  an,  so  Anhalt  1892,  Braunschweig  1893,  Lübeck  1892.  Anderen  schien  jedoch 
dieser  Zweck  zu  eng  zu  sein,  und  man  behielt,  obwohl  man  sonst  die  preußische 
Ordnmig  von  1892,  z.  B.  in  der  Teilbefreiung  von  der  mündlichen  Prüfung,  vielfach 
annahm,  die  preußische  Formel  von  1882  bei,  hier  und  da  mit  unbedeutenden  redak- 
tionellen Ändenmgen;  so  Hessen  für  Gymnasien  und  Realgymnasien^),  Mecklenburg- 
Schwerin  und  -Strelitz,  Oldenburg,  Reuß  j.  L.  §  44. 


1)  Dagegen  ist  Zweck  der  Prüfung  für  die  hessischen  Oberrealschulen  die  Ermittelung,  ob 
der  Schüler  sich  das  Pensum  der  Prima  angeeignet  hat. 
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Dio  lu'iic  Fn«sunj;  von  l'.tfll  ii)  l'rculjcn  hat  dii«  FrimancrpciiHuiii  fiilN-n  lassen 
und  ähnelt  wieder  der  Foiin  von  \HH2:  „Zucck  der  I{eifeprüfunj4  ist,  zu  ennittoln, 
ob  der  Seluilcr  dasjenige  Maü  der  Schulhildunj^  erlangt  hat,  weichen  den  in  den 
Lchrplänen  und  Lehrauf ).'al)en  für  die  höheren  Schulen  ^cHtellten  Zielforderun^en 
des  Ciyinnasiunis,  des  Kealuynuuisiuins  oder  der  Oherrealsclnile  enlwprieht."  Ahnlich 
Elsaß  -  Lothringen  §  1.  Aufgenommen,  aber  in  verkürzter  Form,  hat  dies  die 
jüngste  Ordnung  Bremens  vom  10.  Mai  11)02:  „  .  .  zu  ermitteln,  ob  der  Schüler 
das  Lehrziel  der  von  ihm  besuchten  höheren  Schule  gemäß  dem  geltenden  Lehr- 
plane erreicht  hat";  und  das  ist  wohl  auch  der  Sinn  der  in  ihrer  Fassung  nicht  ganz 
klaren  sächsischen  Bestiinnuuigen :  „ob  ein  Schüler  die  Lehrziele  der  Oberprima 
eines  (Jymnasiums  (Real<:vninasiums)  .  .  .  erreicht  hat".  Man  identifiziert  hier  dm-h 
wohl  die  Lehrzielc  (niclit  Lehraufgaben  oder  Lehrpensa)  der  Oberprima  al.s  der 
Abschlußklasse  mit  den  Lchrzielen  des  Gymnasiums  überhaupt.  Anlialt  liat  zwar 
sich  an  die  preußische  Prüfungsordnung  vom  L  November  1*J02  (vgl.  Krüger 
S.  437)  angeschlossen,  aber  als  Z\\eck  der  Reifeprüfung  Aneignung  der  Lehraufgabe 
der  Prima  beibehalten.  Soweit  mir  bekannt,  planen  andere  Staaten  in  Norddeutsch- 
land gemäß  der  jüngsten  preußischen  Prüfungsordnung  eine  Abändenuig;  ob  sie 
den  alten  §  1   von  1892  auch  abändern  werden,  bleibt  abzuwarten. 

Es  ist  ja  bekannt,  aus  welchen  Gründen  man  in  Preußen  1892  zu  der  obigen 
Fassung  kam:  es  war  eben  einerseits  ein  Verzicht  auf  das  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  vorschwebende  Ideal  des  Gymnasiums  als  einer  Gelehrten- 
schule, einer  unmittelbaren  Vorbereitung  für  die  Universität,  anderseits  eine  Er- 
weiterung, einige  haben  gesagt,  Verflachung,  Abschwächung  derselben  zu  einer 
allgemeinen  Bildungsstätte  für  alle,  welche,  wie  die  sächsische  Bestimmung  von 
1877  für  die  Realgymnasien  lautet,  „eine  allgemeine  höhere  Bildung"  erwerben 
wollen.  Aber  wenn  es  so  scheint,  als  hätte  man  eine  gewisse  Scheu  getragen,  dies 
offen  auszusprechen,  so  konnte  man  eine  unglückUchere  Fassung  nicht  wählen 
als  die  Worte:  „Lehraufgabe  der  Prima".  Abgesehen  davon,  daß  die  Lehr- 
aufgabe der  Prima  doch  ohne  die  Pensa  der  früheren  Klassen  gar  nicht  zu  denken 
ist,  daß  z.  B.  „grobe  grammatische  Unsicherheit",  welche  beim  Übersetzen  nach 
§  3,  3  1892  von  dem  Prüfling  zu  vermeiden  sei,  doch  aus  dem  Lernziel  der  Prima 
sich  nicht  herleiten  läßt,  sondern  aus  dem  der  unteren  und  mittleren  Klassen,  so 
steht  auch  dieser  angegebene  Zweck  im  Widerspruch  mit  dem,  was  wir  1892  in  §  5 
unter  „Meldung  und  Zulassung  zur  Prüfung"  lesen:  „  .  .  .  festgestellt,  ob  diese 
Schüler  nach  ihren  Leistungen  und  nach  ihrer  sittlichen  Haltung  als  den  Zielforde- 
rungen de«  Gymnasiums  entsprechend  anzuerkennen  sind".  Hier  ist  also  von 
Zielforderungen  des  (Tymnasiunis.  d.  h.  der  ganzen  Anstalt,  der  ganzen  Sclml- 
zeit  die  Retle. 

Es  war  wirklich  ein  geringer  Maßstab,  der  da  angelegt  wurde,  und  so  wurde 
denn  1901  mit  Recht  der  Zweck  der  Reifeprüfung  in  die  oben  erwähnte  Fassung 
gebracht.  Diese  zieht,  ähnlich  wie  die  von  1882,  wenigstens  die  in  den  Lehrplänen 
und  Lehraufgaben  für  die  höheren  Schulen  gestellten  Zielforderungen  in  Betracht, 
also  auch  manches,  was  gerade  nicht  in  Prima  gelehrt  wurde.  Zwar  werden  natur- 
gemäß  in   der   nuindlichen   Prüfung   meist    solche   (Jebiete   berührt    werden,   die   in 
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I*rima  beliandelt  sind,  aber  „die  Bekanntschaft  mit  den  am  häufigsten  vorkommen- 
den Versmaßen,  einige  Gebiete  der  Geschichte"  und  anderes  Verlangte  fheßt  doch 
nicht  bloß  aus  dem  in  Prima  Gelernten. i)  So  ist  denn  jetzt  die  preußische  Reife- 
prüfung nicht  bloß  ein  Abfragen  des  Primanerpensums,  sondern  eine  Prüfung,  die 
mehr  oder  weniger  die  ganze  Schulzeit  ansieht  oder  wenigstens  ansehen  kann; 
dies  geht  u.  a.  aus  §  11,  3  hervor,  wo  es  bei  der  Kompensationsmöglichkeit  ver- 
boten wird,  „nicht  genügende  Leistungen"  zum  Ausgleich  zu  stellen,  welche  „unter 
das  Maß  hinabgehen,  welches  für  den  Eintritt  in  Prima  zu  fordern  ist". 

Indessen  einige  der  oben  erwähnten  deutschen  Staaten,  die  sich  noch  eng  an 
die  Ordnung  von  1892  anschUeßen,  sind  in  dieser,  geUnde  gesagt,  einseitigen  Auf- 
fassung der  Reifeprüfung  stecken  gebheben. 

Indessen  eigentümhch  ist  es  doch  für  die  neuste  Prüfungsordnung  in  Preußen,  daß 
man  eigentlich  keinen  Zweck  des  Maturums  angegeben  hat;  denn  daß  diese  Prüfung 
feststellen  soll,  ob  der  Schüler  dasjenige  Maß  der  Schulbildung  erlangt  hat,  welches 
den  Lehrplänen  entspricht,  ist  eigenthch  sehr  selbstverständlich;  es  klingt  ebenso, 
als  wenn  man  als  Zweck  einer  Versetzungsprüfung  von  Untersekunda  nach  Ober- 
sekunda fixieren  sollte:  zu  ermitteln,  „ob  der  Schüler  dasjenige  Maß  von  Kennt- 
nissen sich  erworben  hat,  welches  den  in  den  Lehraufgaben  und  Lehrplänen  für 
die  Uli  gestellten  Zielforderungen  entspricht". 

So  hatten  wir  also  recht,  dünkt  mich,  jene  obigen  zwei  Gruppen  von  Staaten 
aufzustellen.  Die  erste  Gruppe:  Österreich,  Bayern,  Baden  (Gymnasien  und  Real- 
g}-mnasien),  Württemberg.  Hamburg  (Gymnasien)  hat  noch  ein  positives  Ziel  der 
Reifeprüfung,  das  über  die  Schule  hinausweist:  Universitätsstudium;  die  Staaten 
der  zweiten  Gruppe,  innerhalb  deren  man  wieder  zwei  kleinere  Bezirke  unter- 
scheiden kann,  haben  ein  solches  nicht  mehr,  wenigstens  haben  sie  es  nicht  genannt, 
und  innerhalb  dieser  Gruppe  scheint  mir  der  Kreis  am  wenigsten  tief  diese  Prüfung 
aufzufassen,  welcher  sie  nach  dem  preußischen  Vorgange  des  Jahres  1892  zu  einem 
Primanerexamen  oder  zu  einer  reinen  Abschlußprüfung  nach  absolvierter  Prima 
herabdrückt.  Diese  Tatsache  mag  festgestellt  werden.  Manche  werden  sich  dar- 
über lobend  aussprechen  und  mit  Rethwisch^),  der,  ohne  auf  einzelne  Paragraphen 
einzugehen,  ganz  im  allgemeinen  darüber  handelt,  etwas  Volkstümhches  darin 
erbUcken,  wenn  so  die  höhere  Schule  und  ihr  letzter  Zweck  nicht  bloß  auf  irgend- 
welche „Studien"  hinarbeitet;  andere  werden  es  beklagen,  daß  das  Gymnasium 
nicht  mehr  ausschheßhch  Vorschule  für  die  Universität  ist  oder  als  solche  staat- 
hch  aufgefaßt  wird.  Eigenartig  freilich  bleibt  es,  daß  man  in  Deutschland  viel- 
fach von  dem  alten,  historisch  ererbten  Ziel  abgesehen,  aber  ein  neues  noch  nicht 
gefunden  hat.    Es  entspricht  dies  eben  auch  den  „Bildungs\\arren"  der  Gegenwart. 

Doch,  wird  man  mit  Recht  meinen,  ein  solches  Ziel,  in  Worte  eines  Paragraphen 
gefaßt,  sind  Worte!     Es  kommt  auf  die  Prüfung  selbst  an,  es  kommt  darauf  an, 

1)  Wie  hier  maßzuhalten  ist,  darüber  spricht  sich  sehr  treffend  schon  das  Zirkularreskript 
vom  24.  Oktober  1837  aus,  wenn  es  daf:egen  Verwahrung  einlegt,  daß  über  alles  in  10  Jahren 
historisch  Erlernte  in  wenigen  Stunden  Rechenschaft  gegeben  werden  solle,  wohl  aber  verlangt, 
daß  die  Gesamtbildung  festgestellt  werde. 

2)  Reth  wisch,  Deutschlands  höheres  Schulwesen  imXIX.  Jahrh.     Berlin,  Gärtner,  1893. 
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was  hier  in  sittlicliir  iiiul  u  iNsciKscIiaftliclicr  Hiimiclit  von  den  l'i  iifliii<_'(-n  vcrlarif^t 
wird.  Klic  wir  ubrr  ihi/u  übiTj^flu-n,  Illü^s.s(•n  wir  die  Art  dt-r  ZuHunimcnHetzuiig 
der  „Abituricntenprüfungskonunistiiom'n"  hctnichtcn. 

Zusammensetzung  der  Prüfungskommission. 

Ums  in  riculicii  erscheint  es  sehr  selhstversliiiidiich,  daß  auUcr  dem  AuHtalts- 
Icilci-  Hill  diejenigen  Lehrer  /,u  (hr  Kommission  gehören,  „welehe  in  der  obersten 
Khisse  mit  dem  Unterrichte  in  den  wissenschaftlichen  Lehrfächern  betraut  sind", 
wie  jetzt  1901  die  Formel  lautet.  So  lautete  sie  auch  schon  1882,  das  gleiche  be- 
sagte 1834  §  5:  „  .  .  .  Prüfungskommission,  welche  besteht  aus  a)  dem  Rektor  oder 
Direktor  —  b)  den  Jjeinern  des  (lynuuisiums,  welche  den  Unterricht  in  der  obersten 
Klasse  besorgen  .  .  .".  Größere  Ausdehnung  gab  aber  der  Kommission  auffallender- 
weise die  dazwischen  liegende  Ordnung  für  die  Realschulen  1.  Ordnung  von  1859, 
wo  §3  besagt:  „Die Prüfungskommission  besteht  aus  .  .  .  dem  Direktor  und  den  etat- 
mäßigen Oberlehrern  der  Anstalt,  sofern  diese  in  Prima  wissenschafthchen  Unter- 
richt erteilen.  Die  außer  diesen  in  Prima  in  wissenschaftlichen  Gegenständen 
unterrichtenden  ordentlichen  Lehrer  sind  auf  die  Zeit  ihrer  Beschäftigung  Mit- 
glieder der  Konnnission."  Möglicherweise  war  die  Prima  damals  noch  selten  in 
Unter-  und  Oberprima  getrennt^),  aber  dem  Wortlaute  nach  bildeten  auch  die 
Lehrer  der  Unterprima,  wo  eine  solche  später  bestand,  einen  festen  Bestandteil 
der  Kommission,  ja  nach  dem  ältesten  Prüfungsreglement  von  1812  §  8  konnte  dieser 
Bestandteil  auf  Grund  der  deutungsfähigen  Worte:  „besteht  aus  dem  Rektor  oder 
Direktor  und  sämtlichen  oberen  Lehrern  der  Anstalt"  noch  vergrößert  werden; 
ob  es  der  Fall  war,  w ird  sich  jetzt  schwer  ausmachen  lassen.  Jedenfalls  sind  augen- 
bhckhch  seit  1882  in  Preußen  nur  die  in  Ol  unterrichtenden  Lehrer  Mitglieder. 
Nebenbei  sei  bemerkt,  daß  aus  der  Ortsscimlbehörde ,  aus  irgendeinem  Kura- 
torium stimmberechtigte  Mitgheder  entsendet  werden  können.  Die  preußische 
Einrichtung  besteht  denn  auch  in  Anhalt,  Bremen,  Elsaß  -  Lothringen 
(§  10:  „  .  .  .  dem  Direktor  des  Gymnasiums  und  den  Lehrern,  welche  zum  lehr- 
planmäßigen wissenschaftlichen  Unterricht  in  der  obersten  Klasse  berufen  sind"), 
Hamburg.  Hessen,  Mecklenburg  -  Schwerin  und  -Strelitz,  Oldenburg, 
Sachsen  -  Meiningen,  Reuß  j.  L.  u.a.  --  In  Braunschweig  gehörten  nach 
der  Ordnung  von  1893  dazu  auch  die  Lehrer  der  Unterpri  ma,  §3:  „  .  .  .  und  den- 
jenigen Lehrern,  welche  in  der  Prima  mit  dem  Unterrichte  in  den  lehrplanmäßigen 
wissenschaftlichen  Fächern  betraut  sind".  Oft  freilici»  wird  der  Unterricht  in  Ul 
und  0  I  in  derselben  Hand  liegen. 

Auch  im  Königreich  Sachsen  i.st  die  Mitgliedschaft  ausgedehnt  auf  die 
Lehrer  der  Unterprima.  §  09  für  Gymnasien  und  §  GO  der  Ordnung  vom 
Dezember  1902  für  Realgymnasien:  „...  dem  Rektor  der  Schule  und  den  mit 
wissenschaftlichem  Unterricht  in  beiden  Primen  beschäftigten  Mitgliedern 
des  Lehrerkollegiums".     Die  größten  Rechte  aber  von  allen  Lehrern  an  höheren 

1)  Der  Ix>hrplan  der  RoftlschuK«  T.  Ordnunj;  1>oi  Wieso  I  70  zoipt  nur  eine  Priinn.  sjiäter 
wird  sich   wohl  überall  die  Tronnunp  nh  notwendig  horausgestollt  hnlx>n. 
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Schulen  Imbeii  die  Lehrer  der  beiden  Fürstensehulen  zu  Meißen  imd  7,u  Grimma 
naih  §  ,'»0:  „An  den  beiden  Fürstenschulen  bewendet  es  bei  dem  Herkommen,  nach 
welchem  sämtliche  ständige  wissenschaftliche  Lehrer  Mitglieder  der 
Prüfungskommission  sind."^) 

Was  die  süddeutschen  Staaten  anbetrifft,  so  stimmt  Baden  mit  Württem- 
berg und  auch  mit  Preußen  und  vielen  norddeutschen  Staaten  überein.  In  Baden 
nach  §  (U  (Gelehrtenschulen).  §  21  (Realgymnasien),  §  18  (Oberrealschulen)  sind 
der  Direktor  und  die  \\  issenschafthchen  Lehrer  der  obersten  Klasse  (des  obersten 
Jahreskui-sus)  Mitglieder,  gerade  so  in  Württemberg  nach  §  8  der  Instr.  von 
187.S:  besteht  aus  dem  „Rektor  des  Gymnasiums  (Realgymnasiums)  und  den  wissen- 
schaftlichen Haupt lehrern,  welche  den  obligatorischen  Unterriclit  an  der  obersten 
Klasse  erteilen ;  nach  Bedürfnis  können  auch  andere  Hauptlehrer  der  oberen  Klassen 
beigezogen  werden",  nach  Bedürfnis,  d.h.  nicht  bloß  in  Krankheits-  und  Be- 
hinderungsfällen der  Lehrer  der  Ol.  Und  hieran,  also  auch  an  Preußen,  schUeßt 
sich  jetzt  Österreich  an.  Die  Prüfungskommission  besteht  regelmäßig  außer 
dem  Vorsitzenden  (Landesscliulinspektor  oder  dessen  Stellvertreter)  aus  dem 
Direktor  und  aus  sämtlichen  Lehrern  der  obligaten  Unterrichtsfächer  (Turnen  aus- 
genommen) in  der  VIII.  Klasse  (§  14). 

In  Bayern  gehören  auf  den  Gymnasien  zur  Kommission  (§  32,  2)  außer  dem 
Rektor  „die  jeweiligen  Ordinarien  der  vier  obersten  Klassen^)  und  die- 
jenigen Lehrer,  welche  in  der  Oberklasse  während  des  Schuljahres  Lehrfächer,  die 
Prüfungsgegenstände  bilden,  behandelt  haben".  Alle  diese  dürfen  auch  Fragen  an  die 
Prüflinge  richten  nach  §  36,  6.  §  32,  2  für  die  bayerischen  Realgymnasien:  „. . .  von 
einer  Prüfungskommission  abgehalten,  welche  aus  den  angestellten,  ordentlichen 
Lehrern  für  Religion,  die  sprachlichen  Fächer,  die  Mathematik,  Geschichte  und 
Geographie,  die  Naturwissenschaft  und  das  Zeichnen  gebildet  wird".  — •  Das  ist  also 
eine  bunte  Musterkarte  von  Prüfungskommissionen! 

Man  kann  sich  vorstellen,  daß,  wenn  nun  die  Prüfungsarbeiten  in  Umlauf 
gesetzt  werden,  ihre  Beurteilung  recht  verschieden  ist,  je  nachdem  nur  ältere 
Oberlehrer,  oder  ältere  mit  jüngeren  zusammen  die  Einsicht  in  dieselben  er- 
iialten;  ebenso  müssen  später  in  der  mündlichen  Prüfung  die  Antworten  der  Ab- 
iturienten anders  beurteilt  werden,  wenn  fortgesetzt  nur  ältere  Oberlehrer  Kommis- 
sionsmitgheder  sind,  oder  auch  jüngere  mit  hineinzureden  haben.  Im  allgemeinen 
müssen  Kommissionen  mit  größerer  MitgUederzahl  strenger  kritisieren,  es  sind 
eben  zu  viel  Argusaugen  da  zum  Sehen;  auch  schützen  solche  weiteren  Kreise  vor 
einem  gewissen  Nachlassen  und  Einrosten,  von  welchem  diejenigen  leicht  betroffen 
\\  erden,  die  ununterbrochen  zehn,  fünfzehn  Jahre  lang  dasselbe  Pensum,  auch 
das  der  Oberprima,   zu  dozieren  haben.     Anderseits  ist  es  schwerlich  recht,  daß 


1)  Falls  alle  diese  Lehrer,  welche  doch  nicht  alle  in  Ol  Unterricht  erteilen  können,  auch 
Stimmrecht  haben,  was  angenommen  werden  muß,  so  widerspricht  dies  dem  §  8  der  deutschen 
Abiturientenkonvention.  Freilich  ist  zu  beachten,  daß  die  Fürstenschulen  weniger  Klassen 
(nur  Untertertia  bis  Oberprima)  und  somit  auch  weniger  I^hrer  haben. 

2)  Diese  vier  Ordinarien  haben,  wie  mir  versichert  wird,  Stimmrecht,  auch  werm  sie  nicht 
in   Ol  Unterricht  erteilen.     Dies  verstößt  gegen  §  8  der  deutschen  Abiturientenkonvention. 
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jüngere  Kiüfli'  (»Imc  die  nötige  l'jfaliriiiiLf  in  l'iiina  «in  rrtcil  über  Schüler  abgehen, 
weU'he  sie  früher  einmal  gekannt  haben,  deren  innere  Kntwiekehmg  aber  jetzt 
aieli  anders  gesta.ltet  hat.  Werden  nicht  die  wirkUchen  Abiturientenlelirer  mitunter 
(leider)  recht  empfindUch  sein,  wenn  alle  Mitglieder  des  Kollegiums  auch  über 
sie  als  Lehrer,  als  „Mitarbeiter"  an  diesen  Prüfungserzcugnissen  zu  Cericht  sitzen? 
Sollte  man  die  PrüfungskommisHion  vor  einer  gewissen  Einseitigkeit  und  Stagna- 
tion schützen  wollen,  so  wäre  wohl  die«  Erweiterung  dei-selben  auf  sämtliche  Lehrer, 
wie  in  Stuhsen  bei  den  Fürstenschulen  (deren  Lehrerkollegien  wegen  der  geringeren 
Klassenzahl  weit  kleiner  sind)  kaum  zu  empfehlen,  der  ganze  Apparat  würde  auch 
zu  schwerfällig  sein.  Aber  der  mittlere  Weg  — -  Hinzuziehung  von  einigen  anderen 
Oberlehrern,  z.  B.  der  Ordinarien  der  oberen  Klassen,  wie  in  Bayern  —  scheint 
zur  Belebung  recht  angängig  zu  sein,  w  ie  dies  wenigstens  für  die  schriftliche  Prüfung 
anderwärts  auc-h  tatsächlich  stattfindet  (s.  unten:  Beurteilung  der  schriftlichen 
Arbeiten).  Das  Beste  bleibt  natürlich  ein  häufigerer  Wechsel,  vielleicht  alle  drei 
bis  fünf  Jahre,  der  Kommissionsgliedcr,  beziehentlich  ein  Au.sschalten  eines  Teiles 
derselben.  Dies  freilich  setzt  wieder  einen  Wechsel  in  der  Verteilung  der  Unterrichts- 
fächer voraus,  bzw.  ein  Aufsteigen  der  Ordinarien  oder  einzelner  Fachlehrer  mit 
ihren  Schülern  innerhalb  bestimmter  Klassengruppen,  was  in  manchen  Staaten 
wirklich  geschieht.*) 

Wo  jahraus,  jahrein  dieselben  Lehrer  der  Oberprima  in  der  Reifeprüfung 
dieselben  Lehrfächer  prüfen,  da  stellen  sich  für  Lehrer  wie  für  Schüler  leicht 
verhängnisvolle  Zustände  ein,  von  denen  Schablone  und  Einseitigkeit  nur  die 
allerkleinsten  sind. 

Und  endlich  noch  ein  Vorschlag,  um  einen  Wechsel  der  Prüfungskommissionen 
zu  ermöglichen:  wäre  es  nicht  zum  mindesten  interessant,  wenn  die  Abiturienten 
einer  Anstalt  zur  Prüfung,  auch  schon  zur  schriftlichen,  an  die  Prüfungskommission 
einer  benachbarten  höheren  Schule  abgegeben  würden,  wenn  also,  um  für  mich 
naheliegende  Beispiele  zu  nehmen,  die  Abiturienten  des  K()nigl.  Friedrich  Wilhelms- 
Gymnasiums  zu  Berlin  der  Kommission  des  Joachimsthalschen  Gynma^siums,  die 
Schüler  des  letzteren  der  des  städtischen  Friedrichs-Gymnasiums,  die  Abiturienten 
des  Königl.  Kaiser  Wilhelms-Realgymnasiums  der  Kommission  auf  dem  Luisen- 
städtischen Realgymnasium  hierselbst  überliefert  würden?  „Ein  novum  atque 
inauditum",  höre  ich  den  Chor  der  Amtsgeno.ssen  einwenden;  wo  bliebe  da  die  ge- 
naue Erforschung  der  Persönlichkeit,  der  Individualität,  das  liebevolle  Eingehen  auf 
soviel  Einzelheiten,  die  erst  ein  objektives  Urteil  überhaupt  möglich  machen  u.a.?" 
—  Schön,  aber  alle  diese  Faktoren  spielen  bei  der  4,  ')  Jahre  darauf  stattfindenden 
Staatsprüfung  nur  eine  untergeordnete  Rolle,  wie  sie  überhaupt  bei  erwachsenen 
Prüflingen,  wozu  doch  Abiturienten  gehören,  nicht  allzusehr  berücksichtigt  werden 
sollten,  wie  auch  tatsächlich  die  sogenannten  „Extraneer"  deshalb  um  so  viel  un- 
günstiger stehen.  Und  vor  allen  Dingen:  ein  solches  Novum  ist  der  Vorschlag 
nicht,  es  gibt  auch  in  dieser  Hinsicht  nichts  Neues  unter  der  Sonne,  man  lese  §  5 
in    Elsaß  -  Lothringen :     „Der    Oberschulrat    ist     befugt,    zur    Rcifcjirüfung    an- 

1)  S.  oben  S.  69  ff. 
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gemeldcto  Schüler  ausnahmsweise  einer  anderen  als  der  von  ihnen  besuchten  Schule 
zur  Prüfung  zu  überweisen."  Es  wird  dies  hier  als  ein  Ausnahmefall  liingestellt,  wohl 
auch  als  ein  Älißtrauensvotum  gegen  die  Anstalt,  von  welcher  die  Schüler  ent- 
lassen würden.  Indessen,  ^\enn  solch  ein  Austausch  öfters  geschähe,  könnte  man 
es  nicht  mehr  als  Mißtrauensvotum  auffassen. 

Ferner  ist  noch  zu  bemerken,  daß  auch  der  Prüfungskommissar  nach  einigen 
Jahren  immer  wecliseln  müßte;  das  ließe  sich  auch  machen,  trotzdem  nach  §  3,  2 
immer  derjenige  zum  Kommissar  bestellt  werden  soll,  welcher  „die  inneren  An- 
gelegenheiten der  Anstalt  bearbeitet",  und  solcher  Wechsel  wäre  schon  deswegen 
nötig,  damit  nicht  immer  Gjannasialabiturienten  vor  einem  Schulrat  mit  spezifisch 
realistisch- mathematischer  Bildung,  Realgymnasialabiturienten  vor  einem  solchen 
mit  altklassischer  Vorbildung  zu  bestehen  hätten;  wie  dies  am  besten  zu  machen 
ist,  das  zeigt  die  neueste  Instruktion  für  die  Landesschulinspektoren  in  Österreich 
von  1901,  die  preußische  Instruktion  datiei-t  noch  von  1817  (Wiese  I  9);  oder  ist 
eine  spätere  erlassen? 

SchUeßlich  die  Frage:  Soll  ein  Professor  der  Universität  dem  Abiturienten- 
examen als  stimmberechtigtes  Mitghed  beiwohnen?  Oskar  Jäger  hat  sich  unter 
den  Rufen  Nein !  Nein!,  die  von  anderen  ertönten,  1890  auf  der  Dezemberkonferenz 
(S.  568)  lebhaft  dafür  ausgesprochen,  leider  erfolglos.  Schon  um  des  jetzt  zwischen 
Universität  und  Schule  zerrissenen  Zusammenhangs  willen,  den  man  auf  rein 
wissenschaftlichem  Wege  (Wendland)  vergeblich  herzustellen  sucht,  wäre  dies  sehr 
wünschenswert.  Tatsächlich  bestimmt  denn  auch  die  Prüfungsordnung  für  die 
sächsischen  Gymnasien  in  §  59:  Zum  Königlichen  Kommissar  kann  nicht  nur  ein 
Mitghed  des  Ministeriums,  sondern  auch  ein  anderer  Sachverständiger,  z.  B.  ein 
Professor  der  Universität  .  .  .  ernarmt  werden,  auch  in  Österreich  (§  14). 
Auch  in  Baden  wird  mitunter  ein  Universitätsprofessor,  weil  ein  solcher 
außerordenthches  Mitglied  des  Oberschulrats  ist,  als  Prüfungskommissar  an  Gym- 
nasien geschickt;  ebenso  in  Bayern,  auch  in  Braunschweig,  wo  ein  Professor 
der  technischen  Hochschule  jetzt  ab  und  zu  Prüfungskommissar  ist.^) 

Zulassung  bez.  Zurückweisung. 

Nach  §  4  des  preußischen  Reglements  von  1812  konnte  der  Direktor  allein 
einen  ihm  noch  nicht  reif  scheinenden  Schüler  von  der  Prüfung  zurückweisen; 
freiUch  war  dies  auch  nur  ein  Rat;  bestand  der  Schüler  darauf,  in  die  Prüfung  ein- 
zutreten, so  durfte  ihm  dies  nicht  verweigert  werden.  Das  Reglement  von  1834 
§  8  erklärt  auch  das  Einverständnis  der  „Lehrer"  (wohl  nur  der  Mitgheder  der 


1)  Der  Zeichenlehrer  gehört  an  „Realanstalten"  zur  Kommission;  vgl.  §  3  der  Prüfungs- 
ordnung. —  Auch  Sachsen-Weimar  §  3,  1  sagt:  „Bei  den  Realgymnasien  kommt  der  Lehrer 
hinzu,  welcher  den  Zeichenunterricht  in  der  Oberprima  erteilt."  —  In  anderen  Staaten,  so  in 
Österreich  und  Bayern,  ebenso,  aber  nicht  in  Elsaß-Lothringen  (§  10).  —  Sonst  ist 
zu  bemerken,  daß  Elsaß-Lothringen  das  einzige  Land  ist,  das  über  die  rechtliche 
Stellung  von  noch  nicht  fest  angestellten  Lehrern  (Kandidaten)  als  Mitgliedern  der  Prüfungs- 
kommission sich  ausspricht:  sie  haben  nur  für  ihre  Fächer,  in  denen  sie  prüfen,  eine  be- 
schließende, sonst  nur  eine  beratende  Stimme. 
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PrüfungökoininiBsion)  für  cifonlnlicli ;  iilx-r  der  ^'iit  v'ciiKiiilc  Kai  Ijnuiclit«- aiidi  du 
nicht  befolgt  zu  werden.  In  dem  Reglement  für  die  KealHeliulen  I.  Ordnung  wird 
dann  zum  erstenmal  Kinstimmigkeit  des  IJeHehhiwaeH  gefordert.  iJie  letzte  Be- 
dingung bleibt  bestehen  lh82  und  18i)2;  aber  nach  der  Ordnung  von  1882  konnte 
trotzdem  ein  Sehüler,  falls  er  natürlich  das  nötige  Klassenalter  hatte,  auf  dem 
Eintritt  bestehen.  Dies  Recht  wurde  1892  den  Schülern  genommen  und  ist  ihnen 
jetzt,   1901,  nicht  wiedergegeben. 

Alle  solche  auf  Einstimmigkeit  erfolgten  Zurückweisungen  waren  frülier  der 
Behörde  zu  melden  und  konnten  wohl  auch  noch  dort  geändert  werden.  Am 
schärfsten  ist  das  jetzt  §  4,  7  au.sgedrückt :  „Über  die  Zulassung  zur  Prüfung  ent- 
scheidet das  Könighcho  Provinzialschulkollcgium."  Die  einstimmigen  Beschlüsse 
der  Kommission  sind  also  provisorisch,  ein  wirkliches  Recht  zur  Zulassung  hat 
sie  allein  nicht;  ebenso  jetzt  in  Elsaß  -  Lothringen  §  4,  ü:  „Der  Oberschulrat 
entscheidet  alsdann  (nach  einstimmiger  Abmahnung)  über  die  Zulassung  zur  Reife- 
prüfung." 

Sehen  wir  nun  zu,  wie  streng  oder  milde  man  anderwärts  vcrfälirt. 

Vielfach  stehen  die  Prüfungsordnungen  in  Norddeutschland  auf  dem  Boden 
der  preußischen  von  1892,  so  in  Anhalt,  Braunschweig,  Hamburg,  Mecklenburg- 
Schwerin  und  -Strehtz,  Oldenburg.  Hier  und  da  ist  von  der  Zurückweisung  an 
die  Behörde  Mitteilung  zu  machen,  so  nicht  in  Mecklenburg -Strelitz.  Bremen 
hat  schon  die  preußische  Fassung  von  1901,  aber  mit  dem  für  dort  nötigen  Zusatz: 
„Die  Zula'ssung  zur  Prüfung  geschieht  durcli  den  Regierungskommissar,  der  in  allen 
Ausnahme-  und  Zweifelsfällen  Entscheid  der  Sonatskommission  für  das  Unter- 
richtswesen hcrbeizufülnen  hat."  Einstimnngkcit  des  Urteils  schreibt  auch  die 
Ordnung  von  Lübeck,  die  sächsische  Ordnung  für  Gymnasien,  §  61,  und  für  Real- 
gymnasien, §  62,  vor;  ebenso  verlangt  Einstimmigkeit  die  württembergische,  §  Ic; 
aber  hier  kann,  wenn  solche  Eröffnung  bezüglich  eines  Zurücktretens  erfolglos 
bleibt,  nur  Schülern,  die  die  oberste  Klasse  nicht  vollständig  besucht  haben,  die 
Zulassung  verweigert  werden. 

In  Österreich  können  nach  der  neuesten  Vorschrift  (§  3)  Schüler,  denen  wegen 
ungenügender  Leistungen  die  Zulassung  nicht  gestattet  wm-de,  an  den  I^ndcs- 
schulrat  appellieren. 

Nicht  ganz  klar  ist  der  Wortlaut  in  Hessen.  §  3  lautet:  „Zur  Reifeprüfung 
werden  diejenigen  Schüler  eines  Gymnasiums  zugelassen,  welche  sich  mindestens 
im  vierten  Halbjahre  des  zweijährigen  Kursus  der  Prima  befinden  .  .  .  Ihre  Zu- 
l{u««sung  erfolgt  durch  die  Direktion,"  §  4  lautet :  „Das  Gesuch  um  Zulassung  zur 
Reifeprüfung  ist  zeitig  vor  Schluß  des  Schuljahres  an  die  Direktion  zu  richten, 
worauf  die  Zulassung  erfolgt,  wenn  gegen  dieselbe  kein  I^edenken  vorliegt."  Solche 
Be<lenken  sind  w  ohl  die  am  Schluß  des  vorhergehenden  §  3  ausgesprochenen :  frühere 
Entfernung  des  Schülers  durch  Relegation  von  einem  anderen  Gymnasium,  die 
Frage,  ob  das  nötige  Klassenaltcr  vorhanden  ist  usw.;  aber  von  einer  Vor- 
konferenz des  Direktors  mit  den  Lehrern,  von  einer  darin  beschlossenen 
Zurückweisung  ist  nirgends  die  Rede.  So  ist  wenigstens  das  Saoh Verhältnis 
nach  den  Ordnungen  für  die  hessischen  (iynumsien  und  Realgymnasien  von  1893; 
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etwa«  anders  lautet  der  §  4,  8  für  die  hessisclien  Oberrealsehulen :  „Wenn  die  Zu- 
lassung wegen  schwerer  Vergehen  gegen  die  Schulordnung,  wegen  nicht  genügender 
Jahresleistungen,  wegen  unregelmäßigen  Schulbesuchs  oder  aus  einem  anderen 
Grunde  beanstandet  wird,  so  ist  die  Entscheidinig  der  Ministerialabteilung  für  Schul- 
angelegenheitcn  einzuholen."  Die  Prüfungskommission  hat  hier  also  in  dieser  Hin- 
sicht nur  das  Recht  eines  Antrages,  nach  dem  Wortlaut  aber  scheint  es,  als  ob 
„die  Direktion"  allein  solchen  Antrag  zu  stellen  hätte. 

Auch  in  Baden  nach  §  62,  §  22,  §  19  der  drei  Ordnungen  hat  die  Kommission 
für  sich  nicht  die  Befugnis,  Schüler  zurückzuweisen.  „Hierbei  liegt  es  der  Lehrer- 
konferenz (dem  gesamten  Lehrerkollegium  oder  nur  den  Lehrern  der  Kommission?) 
ob,  zu  prüfen,  ob  die  Abiturienten  die  nötige  Charakterreife  für  die  Entlassung 
zur  t^niversität  haben,  und  sind  liierüber  die  zweckdienlichen  Bemerkungen  bei 
Einsendung  der  Abiturientenliste  beizufügen."  Es  hat  hier,  wie  in  Hessen,  auf 
etwaigen  Antrag  der  Oberschulrat  zu  entscheiden;  eine  förmliche  Zurückweisung 
durch  Einstimmigkeit  oder  Mehrheitsbeschluß  seitens  der  Kommission  kann  nicht 
stattfinden.  In  Bayern  ist  ebensowenig  von  einer  solchen  Vorkonferenz  mit 
einer  Entsclüießung  betr.  Zurückweisung  etw^as  zu  finden;  aber  man  liest  hier  auch 
nirgends  etwas  von  einer  Zurück^\'eisung  durch  irgendeine  andere  Behörde.  Es  müssen 
also  auch  die  schlechtesten  Schüler,  wenn  sie  w^ollen,  zur  Prüfung  zugelassen  Averden. 

Tot  ci\itates,  tot  sententiae!  Man  muß  gestehen,  daß  das  bayerische  Ver- 
fahren der  Gerechtigkeit  wegen  das  korrekteste  ist;  da  es  sich  um  eine 
Prüfung  handelt,  deren  Ergebnis  über  die  Schule  hinaus  reicht,  so  mag  jeder 
sein  Heil  versuchen^),  wie  vier,  fünf  Jahre  später  bei  irgendeiner  Staatsprüfung 
auch  nicht  erst  über  eine  solche' Zulassung  besonderer  Beschluß  gefaßt  wird.  Die 
Zurückweisung  schon  vor  dem  schriftlichen  Examen  hat  ein  gewisses  odium;  über- 
haupt erst  nach  der  schrifthchen  Prüfung  müßte  wohl  dann  eine  Auslese  stattfinden. 
Natürhch  würde  damit  die  Last  der  Prüfung  größer,  auch  die  Zahl  der  Durch- 
gefallenen würde  sich  sehr  vermehren,  und  die  Abiturientenstatistik  der  Bestandenen 
ungünstiger  sein;  jetzt  bestehen  nach  den  öffentlichen  Programmen  immer  sehr 
viel;  indessen  die  Zahl  der  heimlich  Durchgefallenen,  welche  schon  von  der  schrift- 
lichen und  später  etwa  von  der  mündhchen  Prüfung  zurückweichen  müssen,  ist  nie 
öffentlich  angegeben.  Demnach  sind  die  aus  der  Zahl  der  Bestandenen  in  den 
Schulprogrammen  gezogenen  Folgerungen  trügerisch. 

Dann  möchte  ich  fast  behaupten,  die  Kommission  wäre,  wenn  alle  Schüler, 
die  es  wünschten,  geprüft  würden,  etw^as  unbefangener;  unAviUkürhch,  ohne  irgend 
damit  einen  Vorwurf  zu  erheben,  herrscht  den  nun  einmal  Zugelassenen  gegen- 
über, besonders  bei  den  mündhchen  Prüfungen,  das  Bestreben  vor,  sie  nicht  durch- 
fallen zu  lassen,  weil  man  sich  vor  sich  selbst  mit  seinem  früheren  Votum  für  Zu- 
lEtssung  nicht  bloßstellen  will.  Warum  auch,  so  könnte  man  fragen,  vorher  der 
Meldeapparat  mit  den  Bezeichnungen  „zweifellos",  „nicht  zweifellos",  wenn  nach- 
her doch  noch  geprüft  wird,  ob  diese  Aussprüche  richtig  sind?     Folgerichtiger 


1)  Freilich  würde  er  sich  dann  dem  „Spiel  des  Zufalls  überlassen",  wogegen  sich  Frick  wehrt 
(Verhandlungen  1890,  S.  580);  aber  wo,  bei  welcher  Prüfung  spielt  der  Zufall  nicht  hinein? 
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wäre  es,  wenn  man,  wio  in  Bayern,  alle  Schüler,  die  es  wünschten,  ohne  vorher 
schon  durch  ein  Vorurteil  über  ihre  zweifellose  oder  nicht  zweifellose  Reife  etwas 
gebunden  zu  sein,  wenigstens  in  die  schrifthche  Prüfung  schickt«. 

Betragen,  sittlioheB  Verhalten, 
a)  Täusch  ungon,  Täuschungsversut  lic. 

Alle  Staaten  haben  natürlich  ihre  Vorkehrungsmaßrcgeln  getroffen  gegen  Täu- 
schungen und  Täuschungsversuche,  die  bei  den  schriftlichen  Prüfungen  etwa  ge- 
macht werden  sollten.  Sie  stimmen  alle  darin  überein,  daß  solche  Prüflinge  „mit 
sofortiger  Ausschließung  von  der  ferneren  Teilnahme  an  der  Prüfung",  wie  es  in 
Preußen  heißt,  „und,  wenn  die  Entdeckung  erst  nach  Beendigung  derselben  erfolgt, 
mit  Vorenthaltung  des  Prüfungszeugnisses  bestraft  werden"  (§  7,  7).  In  Preußen 
kann,  wenn  dies  Vergehen  bei  der  Wiederholung  der  Prüfung  geschieht,  ein  solcher 
Schüler  von  der  Prüfung  überhaupt  ausgeschlossen  werden;  da  man  aber  bei  uns 
im  ganzen  dreimal  nach  §  lö,  1  zur  Prüfung  zugelassen  werden  darf,  so  ist  es  auch 
solchem  Defraudanten  immerhin  möglich,  dreimal  sich  prüfen  zu  lassen.  Schärfer 
lauten  die  Bestimmungen  für  Baden  §  63:  „Die  Benutzung  unerlaubter  Hilfs- 
mittel sowie  jeder  sonstige  Betrug  beim  Arbeiten  wird  mit  sofortiger  Zurück- 
weisung von  der  Prüfung  bestraft;  und  nur  ganz  ausnahmsweise  kann  in  mil- 
deren Fällen  dafür  das  Verfahren  eintreten,  daß  dem  betreffenden  Abiturienten 
neue  Aufgaben  zu  separater  Arbeit  vorgelegt  werden."^)  Da  aber  naich  §  67  die 
W'itxlerholung  der  Prüfung  den  nicht  entlassenen  Abiturienten  nur  noch  einmal 
gestattet  ist.  so  ist  in  Baden,  wenn  überhaupt,  betrügerischen  Prüflingen  die  Wieder- 
holung der  Prüfung  nur  einmal  möghch.  Genau  dasselbe  lesen  wir  für  Württem- 
berg §  5  S.  98:  „  .  .  .  wird  von  der  Prüfung  zurückgewiesen;  nur  in  Ausnahme- 
fällen, bei  geringerer  Verschuldung,  ist  es  zulässig,  daß  dem  betreffenden  Exami- 
nanden neue  Aufgaben  zu  gesonderter  Bearbeitung  gegeben  werden";  aber  hier 
ist  es  nach  §  8  Durchgefallenen  -  und  solche,  welche  wegen  Täuschung  zurück- 
gewiesen, .sollen  gleich  diesen  behandelt  werden  --  gestattet,  sich  noch  zweimal 
zum  Examen  zu  stellen.  In  Osterreich  ist  nach  §  1,  5  solch  ein  Prüfling  „un- 
mittelbar aus  dem  Arbeitslokale  zu  entfernen;  er  hat  sodann  die  betreffende 
Arbeit,  nach  Umständen  auch  sämtliche  Klausurarbeiten  unter  Erteilung  neuer 
Aufgaben  in  Zeiten  außer  den  Schulstunden  und  unter  besonderer  Aufsicht  zu 
wiederholen.  Bei  schwereren  Vergehen  sowie  bei  einem  zweiten  V^ersuche  der 
Täuschung  wird  der  Kandidat  für  den  laufenden  Termin  zurückgewiesen.  Ein 
weiterer  derartiger  Versuch  hat  die  Ausschheßung  von  jeder  Keifeprüfung  zur 
Folge." 

Die  Aufnahme  eines  \'ermerks  über  die  Täu.schung  in  das  Abiturientenzeugnis, 
welcher  früher  in  Österreich  nach  „Weisungen"  S.  28  lautete:  „Mußte  nach  §  81 
Punkt  9  des  Organisationsent wurfcs  für  Gymnasien  die  schriftliche 
.Maturitätsprüfung  wiederholen."  scheint  durchaus  gerecht;  gerade  dadurch, 
daß  solcher  Vermerk  mit  ins  Lt^hen  genommen  wird,  dürfte  mancher  von  derartigen 

1)  Die  Praxis  ist  hier  tilxT  mildor  als  daa  (.Jcst'tz,  wie  mir  uiitgitcilt  wird. 
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Vcreiulion  ivbgovsohnvkl  woriliMi.  8l>n^!t  i.st  in  Östoninrli  eine  droiiimliuc  WIihUm-- 
holung  der  Prüfung  möglich  für  diejenigen,  welche  nicht  bestanden,  alsi)  aucli  für 
IX^fmudanten,  aber  —  im  Unterschiede  zu  Preußen  und  anderen  Staaten  —  das 
drittemal  nur  mit  Genehmigung  des  Ministeriums,  an  welelics  ihireh  die  Vermitte- 
hing  lies  Landessehulrats  sieh  der  betr.  Schükn*  zu  wenden  hat.  Ohne  solcher, 
ei-sehwerenden  Instanzenweg  kann  bei  Ausschließung  von  der  Prüfung  in  Bremen. 
Uraunschweig,  Anhalt,  V]lsaß-Lothringcn,  Hamburg,  Hessen,  Oldenburg  u.  a.  die 
Prüfung  noch  zweimal  versucht  werden,  ebenso  wie  in  Preußen,  da  hier  überall 
im  ganzen  ein  dreimaliger  Verauch  stattfinden  kann;  in  Bayern  nach  §  34,  7  in 
Verbindung  mit  §  38  und  in  Sachsen  nach  §  iiS  ist  wie  in  Baden  nur  ein  zweimaliger 
Versuch  (im  ganzen)  möglich.  Älmlich  ist  das  Verfahren  in  IMecklenburg- 
Schwerin:  nach  §  7,  7  wird  ein  solcher,  „der  sich  einer  Täuschung  oder  eines 
Täuschungsversuches  auch  bei  der  Wiederholung  der  Prüfung  schuldig  macht", 
von  der  Zulassung  zur  Reifeprüfung  überhaupt  ausgeschlossen.  Doch  bedarf  in 
dit^en  Fällen  divs  Urteil  der  Bestätigung  des  Ministeriums,  welche  sofort  unter  Ein- 
sendung der  Akten  durch  den  Direktor  zu  beantragen  ist;  auch  in  Mecklenburg- 
Strelitz  ist  nach  §  7,  6  durch  einen  Rekurs  an  das  dortige  Konsistorium  ein  dritter 
\'ersuch  in  solchen  Fällen  mögUch. 

P^ndlich  ist  hier  zu  bemerken,  daß  man  in  einigen  Staaten  sich  gegen  Täu- 
schungs versuche  auch  bei  der  mündlichen  Prüfung  vorgesehen  hat,  so  in 
Preußen  schon  1892  durch  die  Bemerkung  §  11,  4:  „in  betreff  etwaiger  Täuscliungen 
oder  Täuschungsvei'suche  bei  der  mündlichen  Prüfung  gelten  die  Bcstimnmngen 
des  §  8,  6"  (Täuschung  bei  der  schriftlichen  Prüfung).  Dies  ist  dann  in  die  Ord- 
nungen von  Anhalt,  Braunschvveig,  Elsaß-Lothringen,  Hamburg,  Oldenburg,  Meck- 
lenburg-Sch\\erin  und  -Strelitz,  Reuß  j.L.  u.a.  übergegangen;  ein  solcher  oder 
älmhcher^)  Paragraph  fehlt  aber  in  allen  di'ei  Prüfungsordnungen  Hessens,  auch 
in  denen  des  Königreichs  Sachsen,  ebenso  in  Baden,  auch  in  Österreich;  hier  könnte 
immer  nur  der  Kommissar,  dessen  Machtbefugnis  meist  ziemlich  groß  ist,  irgend- 
wie einschreiten;  sonst  würde  man  in  Verlegenheit  geraten,  wenigstens  da,  wo  die 
Prädikate  für  sittliches  Verhalten  schon  vor  Beginn  der  mündhchen  Prüfung 
fixiert  sind  und  dann  gar  nicht  mehr  einer  Beschlußfassung  der  Kommission  unter- 
liegen. 

b)  Fristerstreckung  bei  Beurteilung  des  Betragens. 

Täuschungen  und  Täuschungs versuche  sind  ja  Ausnahmen,  und  die  eben  be- 
sprochenen Paragraphen  deshalb  nicht  zu  wichtig.  Viel  wichtiger  ist  aber  die 
Frage:  Wie  weit  gehen  die  einzelnen  Staaten  bei  der  Beurteilung  des  Betragens 
oder  sittlichen  Verhaltens  zurück?  Zunächst  ist  auffallend,  daß  einige  Staaten 
das  Betragen  während  der  ganzen  Schulzeit  in  Betracht  ziehen,  viele  —  die  über- 
wiegende Mehrzahl  —  nur  das  Betragen  während  der  letzten  zwei  Schuljahre, 
und  nur  ein  Staat  das  des  letzten  Jahres,  dasjenige  der  Oberprima.  Das  letztere 
soll  nach  der  Ordnung  für  Hessen  geschehen,  §  8,  2:  „Die  in  einer  Konferenz  der 
betr.  Lehrer  vor  der  schriftlichen  Prüfung  festzustellenden  Prädikate  über  Betragen 


1)  Bayern  hat  §  34,7  so  gcfaüt,  daß  er  auch  auf  die  mündliche  l'rüfung  bezogen  werden  kan 
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und  l''lfiÜ  wälin-ud  des  Ict/lcu  ScIiuljiilitcH",  und  ho  auch  uocli  in  d<T  jünj^'sten 
Ordnung  für  ilic  hcssisclicn  Ohcrrcivlschulrn  nach  §  H,  2.  Die  ganze  iScliulzcit 
niuli,  weni^'stens  dein  Wortlaut  der  Hestiinniungeii  luwh.  in  Hadcn  in  Anrechnung 
kommen,  vgl.  §  62:  „hierbei  liegt  es  der  L<'hrerkonferenz  (aller  Lehrer  doch  wohl!) 
üb,  zu  prüfen,  ob  die  Abiturienten  die  nötige  Charakterreife  für  die  Kntla«Hung 
zur  Universität  haben  .  .  .",  und  hiermit  stimmt  der  Druck  im  Zcugnisformular 
überein,  wo  es  zuerst  heilit:  „Sein  sittliehe«  Verhalten  an  der  An.stalt",  dann: 
„Sein  Fleiß",  wo  der  Zusatz:  „an  der  Anstalt"  fehlt. ^)  Aueli  in  der  einen  der  Hansa- 
städte, in  liremen,  heilit  es  j«'tzt  §  4,  5:  „  .  .  .  auf  Cirund  ihres  Verhaltens  in  der 
Schule  das  SehlulJprädikat  für  Betragen  und  Fleiß  .  .  .  festgestellt".  Ebenso  kann 
in  Hamburg  nach  dem  Zeugnisformular:  „I.  Während  seiner  Schulzeit  war: 
1.  der  Schulbesuch.  2.  das  Betragen.  3.  der  Fleiß.  II.  Leistungen  im  Unter- 
richte und  in  der  Prüfung"  usw.  —  nur  das  Betragen  während  des  ganzen  Auf- 
enthaltes auf  der  Schule  gemeint  sein,  obsehon  in  §  4,  4  die  Bestimmung  steht: 
„  .  .  .  und  auf  (Jrund  der  in  der  Prima  den  betr.  Schülern  erteilten  Zeugnisse  (Jut- 
aehten  darüber  festgestellt,  ob  diese  Schüler  nach  ihrer  sittlichen  Haltung  als  den 
Zielforderungen  des  Gymnasiums  entsprechend  anzuerkennen  sind".  Hier  ist  also 
ein  kleiner  Widei-spruch  zwischen  dem  Text  der  Ordnung  und  dem  Zeugnisformular; 
auch  in  anderen  Hamburgischen  Ordnungen  findet  sich  derselbe.  Ganz  deutlich 
redet  aber  liier  der  bayerische  §  37,  4:  „Für  das  Urteil  über  Fleiß  und  Betragen 
sind  die  Beobachtungen  maßgebend,  welche  während  seiner  ganzen  Studienzeit 
gemacht  worden  sind."  Damit  stimmt  in  Beilage  III  das  Zeugnisformular  über- 
ein. Also  auch  der  Fleiß  der  ganzen  Schulzeit'-)  kommt  auf  dem  Prüfungs- 
zeugnis zum  Ausdruck. 

Das  Bayern  so  benachbarte  Württemberg  verfährt  gänzlich  anders,  es  urteilt 
nur  über  eine  zweijährige  Zeit,  über  die  Primanerzeit,  vgl.  §  1  der  Instruktion 
von  1873,  wo  nur  von  den  beiden  letzten  Jahren  die  Rede  ist. 

Somit  weichen  hier  alle  drei  süddeutschen  Staaten  voneinander  ab.  Ks  scheint, 
als  hätte  Württemberg  1873  zuerst  jene  Einschränkung  festgesetzt;  in  Preußen 
finden  wir  sie  schon  in  der  Ordnung  von  1882^)  in  §  ö,  4  und  daher  auih  in  der- 
jenigen von  1892,  wo  solche  Fristgrenze  gleich  in  §  1  zu  lesen,  und  daher  auch  in 
derjenigen  von  1902  §  4,  5,  nach  welchem  in  der  Konferenz  über  die  Zulassung 
festgestellt  werden  soll  auf  Grund  der  in  der  Prima  den  Schülern  erteilten  Zeug- 
nisse, ob  diese  Schüler  nach  ihrer  sittlichen  Haltung  und  ihren  Leistungen 
den  Zielforderungen  entsprochen.  An  die  Forderungen  von  1892  haben  sich  dann 
viele  norddeutsche  Stmiten  angeschlo.ssen,  so  Braunschweig  §  4,  4.  Hamburg  §  4.  4. 
Mecklenburg-Schwerin  um!  -Strclitz  §  4.  4  und  auch  dius  Königreich  Sachsen  in 
§  »)()  der  Ordnung  für  (iymnasien  und  §  67  der  Ordnung  füi  Realgymnasien.  Nicht 
klar  ist  der  §  4,  4  in  Oldenburg:  „In  einer  Sitzung  .  .  .  werden  die  Urteile  über  die 
Klassenleistungen  der  betr.  Schüler  in  sämtlichen   wissenschaftlichen  Ix'hrgegen- 

1)  Doch  kommt  in  Wirklichkeit  nur  da^  lotztr*  .Jahr  zur  .Anrechnung,  oft  nur  d&t*  letzte 
Tertial;  das  Frühere  gilt   für  ahprtan.   wenn  dno   Hrtmgen   zuletzt   put   »nr. 

2)  Wie  verhält  man  sich  nlH>r,  wenn  der  rrüfling  mehrere  Anstalten  besucht  hat? 

3)  Leider  auch  schon  in  der  Ordnung  von  1834  §  27. 
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ständen  der  Oberprima  festgestellt  .  .  .  und  ebenso  Gutachten  darüber  abgefaßt, 
ob  diese  Schüler  nach  ihren  Leistungen  und  nach  ihrer  sittlichen  Haltung  als  den 
Zielforderungen  des  Gymnasiums  entsprechend  anzuerkennen  sind."  Soll  diese 
sittliche  Haltung  auch  bloß  nach  dem  Betragen  in  Oberprima  (wie  in  Hessen) 
beurt  eilt  werden  ?  Es  scheint  so,  aber  in  §  4,  5:  „Wenn  in  dieser  Sitzung  ein  Schüler 
nach  einstimmigem  Urteile  die  Reife  in  geistiger  und  sittlicher  Hinsicht  noch  nicht 
erreicht  hat.  so  ist  er  zurückzuweisen",  -  -  ist  keine  Zeitgrenze  fixiert.  Nicht  sicher 
ist  auch  die  Auslegung  von  §  4,  5  in  Elsaß-Lothringen :  „In  einer  Konferenz,  welche 
von  dem  Direktor  mit  sämtlichen  Lelirern  der  obersten  Klasse  zu  halten  ist,  werden 
die  Meldungen  vorgelegt,  und  mit  Berücksichtigung  der  in  dieser  Klasse  erteilten 
Schulzeugnisse  Prädikate  über  die  bisherigen  Leistungen  .  .  .  festgestellt;  dabei 
ist  besonders  auch  über  Aufmerksamkeit  und  Fleiß  des  Schülers  in  Religions- 
unterricht und  über  seine  geistige  Gesamtentwickelung  ein  Urteil  abzugeben 
und  das  Prädikat  für  „Sittliches  Verhalten",  „Aufmerksamkeit  und  Fleiß"  und 
„Fertigkeiten"  vorzuschlagen."  Über  welche  Zeit,  ob  über  die  ganze  Schulzeit  oder 
nur  über  die  Primanerzeit  sich  diese  Urteile  zu  erstrecken  haben,  ist  nicht  ersieht - 
hch ;  trotzdem  daß  nur  der  Direktor  und  die  Lehrer  der  obersten  Klasse  an  der  Kon- 
ferenz teilnehmen,  könnten  sie  doch  sämtliche  früheren  Zeugnisse  in  Betracht  ziehen. 
Sehr  beherzigenswert  ist  das  Verfahren,  das  zwar  im  Anschluß  an  das  preußi- 
sche Reglement  von  1892,  aber  in  geistiger  Vertiefung  desselben  Anhalt  vor- 
geschrieben hat  §  4,  4;  hier  wird  in  der  Vorkonferenz  auf  Grund  eines  Entwurfs 
eine  Charakteristik  jedes  einzelnen  Prüflings  festgestellt,  welche  dem  Kom- 
missar einzureichen  ist.  Eine  solche  Charakteristik  der  Schüler  geben  zu  können, 
ist  ja  ein  pädagogisches  Ideal  der  Erzieher,  und  die  von  preußischen  Direktoren 
geforderte  Übersicht  und  Zusammenstellung  der  Prädikate  (§  8,  3)  kann  zu  einer 
Charakteristik  sich  ausbilden,  wie  es  auch  vielfältig  geschieht;  aber  folgerichtig 
kann  sie  nur  dort  gegeben  werden,  wo  auch  in  bezug  auf  Schülerzahl  ideale  Zustände 
herrschen,  so  daß  die  Oberlehrer  und  die  Prüfungskommissare  unter  der  Last  der 
Prüfungen  nicht  erliegen.  In  Anhalt  sind  nur  7  höhere  Lehranstalten,  über  welche 
ein  Kommissar  entscheidet. 

c)  Wertung  des  Betragens  im  allgemeinen. 

Endlich  ist  hier  eine  dritte  Frage  zu  erörtern:  Welchen  Einfluß  hat  das  Be- 
tragen auf  die  Befreiung  von  der  mündlichen  Prüfung,  und  welchen  bei  Ausglei- 
chungen nicht  genügender  Leistungen  in  einem  Gegenstande  durch  gute  in  einem 
anderen?  Schon  Württemberg  hatte  1873  in  §  6  „wissenschaftliches  Streben  und 
geordnetes  Betragen"  als  Vorbedingung  für  die  Dispensation  verlangt.  Ziem- 
lich entscheidend  aber  ist  hier  erst  die  Bestimmung  des  §  10,  4  a  des  preußischen 
Reglements  von  1892  gewesen:  „Die  Befreiung  von  der  ganzen  mündlichen  Prüfung 
hat  dann  einzutreten,  wenn  der  Schüler  bei  tadellosem  Betragen  sowohl  in 
sämthchen  schriftlichen  verbindüchen  Fächern  vor  Eintritt  in  die  Reifeprüfung 
als  auch  in  sämtlichen  Prüfungsarbeiten  das  Prädikat  'genügend'  ohne  Einschrän- 
kimg erhalten  hat";  ähnhche  Rücksicht  auf  gutes  Betragen  bestimmte  die  Ordnung 
von  1882  §  10,  4. 
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„Tiulflloses  JJc(ra;,'i'n"  aln  coiKlitii)  huw  (|ua  noii  ist  «luiui  in  viele  Onlnuiif^en 
üborgeganKon,  so  in  die  liraunschweigs  (§  9,  4a),  Haniburgs  (§  9,  4a  Gymnaa., 
Realtrymiias..  Ohorrcalscluilen),  Olclcnburga  (§  9.  4a);  Hchr  pornildert  ist  diese  Be- 
diiiu'uii^  sclion  in  MeeUleiihurg-Schweriji  §  9,  4:  „Von  der  ganzen  mündlichen  Prü- 
fung zu  befreii-n  sind  diejenigen  Seliüler,  deren  Schul-  und  I'rüfungHleiHtungcn  .  .  . 
mit  dem  uneingeschränkten  Prädikat  'g*'"''^''""<^'  zensiert  sind,  und  deren  .  .  .  Be- 
tragen zu  schwererem  Tadel  keinen  Anlaß  gegeben  hat";  und  im  (iroüiier/ogtum 
Hessen  hat  das  Betragen  offenbar  gar  keine  Bedeutung  melir,  es  wird  gar  nicht 
erwähnt  in  §  9:  „Mit  Genehmigung  des  Regicrungskommissärs  kann  auf  Be- 
schhiß  der  Prüfungskommission  eine  Befreiung  von  der  mündlichen  Prüfung  oder 
von  einzelnen  Teilen  derselben  eintreten,  wenn  nach  den  Jahresleistungen  und  den 
Ergebnissen  der  schriftlichen  Prüfung  außer  Zweifel  steht,  daß  der  Betreffende 
die  Prüfung  im  ganzen  gut.  bzw.  in  einzelnen  Teilen  gut  besteht."^)  Anders  neuer« 
dings  jetzt  in  Sachsen- Wei  mar,  \\o  es  heißt  §  10,  2:  „Weiterhin  kann  aber 
Ausschließung  aucli  dann  noch  erfolgen,  wenn  neuerdings  das  Betragen  des  Prüf- 
lings Anlaß  zu  schweren  Schulstrafen  gegeben  hat." 

In  Elsaß-Lothringen  ist  eine  Befreiung^)  von  der  ganzen  mündlichen  Prüfung  nicht 
möglich  (§  11.  3).  anderwärts  ist  sie  sehr  e^sch^\ert,  wie  im  Königreich  Sachsen 
§  05  für  Gymnasien  und  §  G6  für  Realgymnasien  nur  durch  einen  Beschluß  des 
Ministeriums;  in  Baden  §  i\2:  „nur  auf  Grund  besonderer  Verhältnisse, 
wie  Krankheit  des  Abitini(>nten,  bei  genügenden  schriftlichen  Leistungen  und 
bei  sonstiger  guter  Prädizierung  (also  Betragen  wohl  eingeschlo.ssen),  auf  Antrag 
der  Lehrerkonferenz  durch  den  Oberschulrat".')  —  Anhalt  endlich  steht 
zwar  in  §  9,  4:  „Dispensation  von  der  mündhchen  Prüfung"  auch  noch  unter  dem 
Einfluß  des  preußischen  Reglements  von  1892,  aber  hier  hat  man  doch  sich  mit 
dein  bloßen  Hinübernehmen  des  „tadellosen  Betragens"  nicht  begnügt,  sondern 
die  Bedingung  wieder  vertieft  und  dadurch  erschwert:  „Bei  Anwendung  dieser 
Bestimmung  ist  auf  die  sittliclie  Führung  des  betr.  Schülers  führend  seines  Auf- 
enthaltes in  der  Prima  besondere  Rücksicht  zu  nehmen." 

In  jüngster  Zeit  ist  nun  aber  durch  die  preußische  Ordnung  von  1901  wieder 
ein  Wandel  eingetreten  §  10,  2:  „Ein  Schüler,  der  in  dem  Gutachten  der  Lehrer 
(§  4,  n)  als  'zweifellos'  reif  bezeichnet  worden  ist,  kann  von  der  mündlichen  Prüfung 
befreit  werden,  wenn  er  nach  seinen  Leistungen  in  der  Khvsse  und  nach  seiner 
ganzen  Persönlichkeit  dieser  x\uszeichnung  würdig  erscheint."  Diesen 
Au.sdruck  finden  wir  schon  in  Bremen  §  10,  2:  „Befreiung  von  der  mündlichen 
Prüfung  kann  erfolgen,  wenn  die  ganze  Persönlichkeit  des  Schülers  ihn 
dieser  Auszeichnung  würdig  erscheinen  läßt,  die  Mehrzahl  der  Urteile  über 
die    Klassenleistungen    mid    über    die    .schriftlichen    Prüfungsarbeiten    mindestens 


1)  So  auch  für  die  ()lM>rr«M»lscluilen  in  Mp.Hson  §  '.>,  .">.  Kn-ilich  wiixl  in  Wirklichkeit  auf  da» 
Betragen  inaofom  doch  noo.h  (Jewicht  gelegt,  als  eine  HefnMung  nur  eintreten  kann,  man  al»o 
hierbei  da.s  Betragen  wohl  l)erücksjclitigen  kann. 

2)  Vgl.  unten  „ni-*|H'nsntion  von  der  mündliehen  Prüfung". 

3)  Naeh  Joos  S.  124  sind  jetzt  laut  einer  Verfügung  von  1891  und  1S02  in  Baden  die  Prüfungs- 
koramissäre  dazu  ermächtigt. 

H.  Morsch,  das  höhere  Lchriuiit.    2.  Aufl.  15 
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das  Prädikat  'Gut'  erreicht,  keines  der  Urteile  'Nicht  genügend'  lautet,  und  Avenn 
dieser  Beschluß  einstimmig  gefa(3t  vird."  Wie  bei  uns  in  Preußen  steht  dann  als 
Schluß:  „Dabei  ist  hinsichtlich  der  Leistungen  besonderes  Gewicht  auf  das  Deutsche 
zu  legen."  —  Es  ist  aber  ersichtlich,  um  wieviel  genauer,  eingehender  und  deswegen 
auch  strenger  man  in  Bremen  diesen  Paragraphen  formuliert  hat.  Die  Worte: 
„dieser  Auszeichnung  würdig"  lassen  zwar  keinen  Zweifel  an  der  Bedingung  eines 
„tadellosen  Betragens"  aufkommen,  aber  der  Begriff  der  „Persönlichkeit",  zu  dem 
nicht  bloß  Betragen  gehört,  ist  doch  etwas  vage  und  unbestimmt,  worauf  später 
noch  zurückzukommen  ist. 

Bei  etwaigen  Befreiungen  von  Teilen  der  mündlichen  Prüfung  oder 
bei  Kompensationen  hat,  soweit  ich  gefunden,  das  Urteil  über  Betragen  gar  kein 
Gericht.  Bei  der  teilweisen  Befreiung  hätte  man,  streng  logisch  genommen, 
ebenfalls  der  sitthchen  Haltung  einen  Einfluß  gestatten  müssen,  wie  bei  der  völligen 
Befreiung:  was  die  Kompensation  anbelangt,  so  könnte  es  scheinen,  als  hätte  man 
recht  getan,  wenn  man  ein  moralisches  Zeugnis,  das  über  Betragen,  nicht  mit- 
sprechen läßt  bei  Zeugnissen,  welche  von  Kenntnissen  handeln.  Indessen  das 
Kompensieren  ist  doch  nicht  ein  rein  äußerliches  Verfahren;  man  soll  doch  nicht 
etwa  ein  ]\linusgew  icht  von  25  Kilo  im  Lateinischen  als  aufgewogen  betrachten 
durch  ein  Mehrgewicht  von  50  Kilo  in  der  Mathematik!  Als  oberste  Richtschnur 
waltet  hier  Milde  und  Güte  der  Kommission,  also  ein  ethisches  Moment,  immer 
hat  die  Kommission  sich  die  Frage  vorzulegen,  genau  so  wie  bei  der  Dispensation 
von  der  gesamten  Prüfung:  „Ist  der  Prüfling  seiner  Persönlichkeit  nach  der  Aus- 
gleichung würdig",  wie  ja  tatsächlich  durch  die  Worte:  „kann  oder  darf  aus- 
gegUchen  werden"  dies  meist  freigestellt  ist.  Wenn  nun  sittliches  Verhalten  hier 
gar  nicht  mitzureden  hat  —  und  es  ist  den  Texten  nach  nicht  erforderlich,  freilich 
auch  nicht  ausgeschlossen  — ,  so  kann  es  vorkommen,  und  es  ist  schon  vorgekommen, 
daß  moralisch  räudige  Schafe,  vielleicht  sogar  Böcke,  obendrein  noch  gütig  und 
nachsichtig  bei  der  Kompensationsfrage  behandelt  werden  und  durch  die  Prüfung 
schlüpfen. 

Und  dies  führt  uns  zu  der  allgemeinen  Betrachtung  über  die  Abwertung  des 
sittlichen  Verhaltens  bei  der  Reifeprüfung.  Es  ist  ja  eine  alte  Streitfrage,  ob  und 
wieweit  man  eine  Note  im  Betragen  schon  bei  der  Versetzung  in  die  Wagschale 
werfen  soll;  manche  sagen,  daß  ein  Schüler  nicht  gebessert  werde  durch  das  Sitzen- 
bleiben, Hierin  mag  bei  dem  Aufrücken  von  einer  Klasse  in  die  andere  etwas 
Wahres  liegen.  Freihch,  werm  ein  Schüler  versetzt  wird,  auch  trotz  eines  sittlichen 
Mangels,  so  behält  ihn  die  Schule  in  der  Gewalt  und  mag  ihn  weiter  erziehen.  Aber 
je  höher  die  Klasse  ist,  um  so  mehr  müßte  das  Betragen  bei  Versetzungen  in  Frage 
kommen.  Und  bei  der  Entlassungsprüfung  gibt  die  Schule  den  Prüfling  aus  den 
Händen,  überhefert  ihn  der  Selbsterziehung  und  läßt  ihn  frei  in  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  umherwandeln.  Hier  ist  also  zu  prüfen:  Kann  er  sich  selbst  erziehen? 
Stiftet  er  keinen  morahschen  Schaden  draußen  im  Leben?  Früher,  bei  den  Ver- 
setzungen war  die  Schule  eigentlich  nur  sich  selbst  verantwortlich;  jetzt,  bei  der 
Entlassungsprüfung,  hat  sie  aber  auch  der  Gesellschaft  gegenüber  die  Ver- 
antwortlichkeit.    Und  in  der  Tat  haben  ja  fast  in  allen  Staaten  die  Oberlehrer 


H.   Die  K(iff|.riifunK'.     Müiidlicli.-    I'iiifiinn  (Religion).  227 

siliitii  hei  (Itr  ZulassuML.'  imd  spälti-  dir  Kiimiiiissidii  duiimf  /ii  inlitcii,  ol)  die  l'iiif- 
lin^'i'  „  •  •  •  nncli  ihrer  sittlichen  HidtiiriL'  als  dni  Ziclfiirdtniiii.'rii  des  (JymiiiihiuinH 
fntsjjicchciid  iinzucikciuicn  sind". 

Nur  Österreich  nuuht  imih  dtr  ncucstfii  Vorschrift  lii«'rhci  eine  Ausnahme: 
es  nimmt  gar  keine  Note  über  das  Betragen  in  das  Reifezeugnis  auf,  natürhch  gibt 
der  §  M  der  r)stcrreichisclien  OrchiiuiL;  ein  Mittel  an  die  Hand,  nntreei^Miete  Schüler 
von  der  Prüfuni,'  zurüek/uweisi'H;  indessen  aus  den  el)en  angeführten  (Gründen  wird 
man  diesen  Wejj;,  das  lietra^en  «rar  nicht  zu  zensieren,  nicht  ^utheiUen  können. 
Für  eine  andere  Ciruj)pe  von  Staat iMi  bleibt  das  He<lenken  übriy,  daß  sie  nur  ein 
Jahr  oder  auch  zwei  Jahre  für  Heurteilun}^  des  sittlichen  Verhaltens  in  Rechnung 
ziehen.  Man  wiitl  zwar  nicht  dem  Verfahren  beipflichten,  welches,  wie  es  in 
Bayern.  Bremen,  vielleicht  aiK  h  in  Baden,  Hamburg  üblich,  die  ganze  Schulzeit 
mitsprechen  läßt;  hier  nuil.i  man  doch  in  praxi  oft  genug  über  den  Wortlaut  der 
Ordnungen  hinwegsehen,  wenn  man  nicht  kleinlich  sein  will. 

Diese  Befristung  ist  zu  weit,  die  andere  aber  zu  eng.  Vortrefflich  war  das, 
was  für  das  Königreich  Sachsen  nach  §  05  der  Verordnung  vom  29.  Januar  1877 
galt,  jetzt  aber  leider  in  der  Ordnung  von  1898  nicht  mehr  steht:  „Einem  abgehenden 
Schüler,  welcher  frühere  Anstöße  in  seinem  Verhalten  später  durch  anhaltend 
tadelloses  Betragen  ausgeglichen  hat,  mag  der  erste  Zensurgrad  nicht  vorenthalten 
werden;  nur  ist  der  Zensur  ein  Zusatz  oder  eine  beschränkende  Zeitbestimmung 
(wie  z.  B.  'seit  seinem  Eintritt   in   l'nterprima')  beizufügen." 

Liest  man  heute  in  gewissen  j)ädaüogischen  Handbüchern  und  Sihriftcn,  so 
stößt  man  auf  eine  erschreckend  milde  Beurteilung  von  Betrügereien  und  Durch- 
stechereien auf  der  Schule.  Man  glaubt  solche  Nachsicht  darauf  zu  gründen,  daß 
man  nicht  einen  absoluten,  allgemeinen  Maßstab  anlegt,  sondern  den  der  Schüler, 
des  Publikums,  der  Presse.  „Der  Schüler  ist  das  Maß  aller  Dinge",  denkt 
man  hier  in  sophistischer  Weise,  in  den  Augen  der  Schüler  sind  diese  Kleinigkeiten 
keine  Betrügereien.  Wer  wollte  also  z.  B.  solcher  „Kindereien"  wegen  einem 
Jungen  verweigern,  zum  dritten  Male  die  Keifeprüfung  zu  versuchen?  Wer  wollte 
ihm  eine  Note  auf  das  Zeugnis  für  die  ganze  Lebenszeit  mitgeben,  falls  er  ein  (xler 
das  andere  Mal  auch  in  den  oberen  Klassen  seine  Lehrer  in  jugendlichem  Übernmt 
hat  hintergehen  wollen?  Es  scheint  mir  so,  als  hätte  man  in  manchen  Staaten 
auch  bei  der  Niederschrift  der  Prüfungsordnungen  zu  sehr  diesem  naturalistisch- 
individualistischen Zuge  unserer  Zeit  nachgegeben,  wie  man  in  der  Schulpraxis 
überhaupt  ihm  zu  sehr  nachgibt.  Man  verfolge  nur  einmal  mit  Strenge  und  Kon- 
sequenz solche  Vorkommnisse  auf  der  Schule  und  in  der  Prüfung,  scheue  sich  aber 
nicht  vor  der  Zahl  der  Durchgefallenen  und  vor  Zeitungsartikeln;  daim  wird  schon 
die  öffentliche  Meiniini:  bald  anders  darüber  denken. 

Mündliche  Prüfung. 
Religion. 
Eine  merkwürdige  Stellung  nimmt  die  Religionslehre  ein:  teils  wird  in  ihr  gar 
nicht,  teils  nur  schriftlich,  teils  nur  mündlich  geprüft,     überhaupt    nicht  ge- 
prüft   wird    ii\    der    Religionslehre    in    Mecklenburg  -  Seh  weri n .    wohl    aber    in 
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Lübeck  (^  i\  G).  Meckleiibur«:;  -  8trelitz,  nicht  im  Großherzogtum  Hessen, 
auch  nicht  in  Bremen^)  und  Hamburg,  Sachsen  -  Meiningen,  Baden, 
Württemberg.  In  Bayern  findet  nur  eine  schriftliche  Prüfung  statt,  eine  Arbeit 
aus  der  Kehgionslehre  Mird  am  ersten  Prüfungstage  nachmittags  von  3 — 5  Uhr 
geliefert.  Dagegen  scheint  man  in  Elsaß  -  Lothringen  auf  die  Rehgion  beson- 
deres Gewicht  zu  legen,  vgl,  §  4,  5:  „Bei  der  Entscheidung  darüber,  ob  die  Prüfung 
bestanden  ist,  ist  ...  auch  das  Urteil  .  .  .  über  Aufmerksamkeit  und  Fleiß  des 
Schülere  insbesondere  im  Religionsunterricht  in  Betracht  zu  ziehen",  während 
andere  Staaten  hier  in  erster  Linie  das  Deutsche  betonen,  so  Preußen  ähnlich  §  10,  2. 

In  Ost  erreich  ist  eine  Reifeprüfung  in  der  Religionslehre  ausgeschlossen,  der 
§  S3  des  O.  E.  erwähnte  unter  den  Gegenständen  der  mündlichen  Prüfung  die  Religion 
nicht;  ein  Ministerialerlaß  vom  18.  Juni  1878  (Norm.  Nr.  259)  verbot  dieselbe, 
und  auch  in  den  „Weisungen"  fehlte  der  Gegenstand  bei  der  mündhchen  Prüfung 
S.  30.  Doch  war  früher  eine  Durchschnittsnote  aus  den  Klassenleistungen  in  das 
Prüfungszeugnis  aufzunehmen.    Jetzt  geschieht  dies  auch  nicht  mehr. 

In  allen  anderen  Staaten  ist  eine  mündliche  Prüfung  vorgeschrieben;  allerdings 
in  Preußen  erst  seit  1834,  während  die  älteste  Ordnung  von  1812  an  Religion  nicht 
dachte  (vgl.  Nath,  Tabelle).  Wer  die  Verhandlungen  der  Dezemberkonferenz  1890 
eingesehen,  der  weiß,  wie  sehr  die  Religionsprüfung  hier  die  Gemüter  beschäftigt 
hat,  der  weiß  auch,  daß  es  im  preußischen  Staate  einst  Zeiten  und  Provinzen  gab, 
wo  man  auch  schriftliche  Religionsprüfungen  anstellte.  Die  höchste  Frucht  und 
Blüte  dieses  Unterrichts,  die  lebendige  Aneignung  eines  innerlichen,  wahren  Christen- 
tums, bleibt  natürhch  in  der  mündlichen  Prüfung  stets  verborgen,  wie  ja  der  geistige 
Ertrag  jedes  Unterrichts  eigentlich  nicht  abgefragt  werden  kann.  Keiner  aber  wird 
sich  der  Walu-heit  dessen  verschheßen,  was  Klix  als  Referent  hier  für  Beibehaltung 
der  mündlichen  Prüfung  vorgebracht  hat.  „Ich  kann  nicht  verstehen,  daß  man 
dagegen  geltend  macht:  das  Beste,  was  der  Religionsunterricht  leiste,  könne  man 
ja  doch  in  der  Prüfung  nicht  sehen.  Nein,  das  kann  kein  Mensch  sehen,  das  sieht 
ein  anderes  Auge  als  ein  Menschenauge.  Aber  so  gewiß  es  wahr  ist,  daß,  Aver  niclits 
weiß,  nichts  kann,  ebenso  gewiß  ist  es  wahr,  daß  ohne  Wissen  religiöser  Dinge  es 
auch  kein  rehgiöses  Interesse  gibt." 

In  Hessen  und  Mecklenburg-Schwerin,  deren  Prüfungsordnungen  bald  darauf 
1893,  1894  entstanden,  scheinen  solche  Erwägungen  nicht  gewirkt  zu  haben,  hier 
hat  man  vielleicht  gerade  aus  diesen  Verhandlungen  heraus  den  Beweis  für  das 
Gegenteil  geschöpft.  Die  jetzt  noch  einzig  in  Bayern  zu  Recht  bestehende  schrift- 
liche Religionsprüfung  aber  ist  auf  derselben  Konferenz,  ohne  daß  man  von  der 
Existenz  einer  solchen  bayerischen  Prüfung  etwas  wußte,  mit  dem  einen  Satz,  wie 
mich  dünkt,  verurteilt  worden:  der  schriftliche  Religionsaufsatz  sei  eigenthch 
weiter  nichts  als  ein  zweiter  kleinerer  deutscher  Aufsatz,  in  welchem  Phraseologie 
mehr  als  dort  eine  verderbliche  Rolle  spielen  könnte.     Sachsen-Weimar  hat  jetzt 


1)  In  Bremen  findet  Religionsunterricht  nur  in  den  Klassen  Sexta  bis  Quarta  statt;  vgl. 
den  Artikel  „Religionslehre"  von  Vollert  in  Teubners  „Handbuch  für  Lehrer  höherer 
Schulen"  1905.     S.  92. 
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(§  .'),  .'{a)  ciricii   MittclucL'  <iiiL'c.s(lilau'<'ti :  mir  (iicjcni^M-n  Scliülcr  Hfillcn  in  df-r  Rc- 
lij.Mon  geprüft   worden,  deren  Klossenlcistunf^en  „nicht  j;onüf;en(l"  sind. 

Was  die  saehlichen  Anforderungen  an  clie  Zöglinge  anbetrifft,  so  sind  sie  in  den 
protestantischen  Staaten  fast  genau  die  gleichen  und  seit  langer  Zeit  dieselben  ge- 
Mieben:  Kirchengeschichte,  (Jlaubens-  und  Sittenlelire,  Inhalt  und  Zusammen' 
hang  der  Heiligen  Schrift.  Das  letztere,  der  Inhalt  der  Bibel,  besonders  der  Kvango- 
lien,  scheint  die  Hauptsache  zu  sein,  und  über  Inhalt  und  Disposition  der  ßerg- 
|»redigt,  der  fJleichnisreden  und  anderer  Stellen,  auf  denen  die  gesamte  christliche 
•Moral  sich  gründet  oder  sich  gründen  sollte,  müßten  stets  Furagen  gestellt  werden. 
Zu  bedauern  ist  es.  daß  die  Forderung  von  1834  §  23,  5,  wonach  der  Schüler  zu  zeigen 
liat,  ob  „er  in  dci-  ( Jrundsprache  des  Neuen  Testaments  einiges  mit  dem  Erfolge 
eines  im  ganzen  leichten  Vei-ständnisses  gelesen  hat",  auch  auf  Gymnasien  nicht 
mehr  in  Kraft  ist.  Vergeblich  ist  Paulsen  auf  der  Dezemberkf)nferenz  ISlM)  dafür  ein- 
getreten, daß  die  Prüfung  in  der  Religion  im  wesentlichen  „in  der  Interpretation 
eines  Abschnittes  des  Neuen  Testaments"  bestehe  (Verhandlungen  S.  5!)»]).  woran 
sich  dann  weitere  Fragen  zu  knüpfen  hätten. 

Hervorzuheben  ist  schließlich,  daß  nach  der  neuesten  prcußi.schcn  Ordnung 
die  Religionslehre  der  einzige  Gegenstand  ist,  bei  dem  die  Prüfung  im  wesentlichen 
sich  auf  die  Lehraufgabe  der  Prima  zu  beschränken  hat;  offenbar  wollte  man  gerade 
in  diesem  Mehrfache  den  Meniorierstoff  —  die  Furcht  vor  zu  großer  Anhäufung 
desselben  hatte  ja  1892  die  ganze  Prüfung  zu  einem  Primanere.xamen  herabgedrückt 
-  -  soweit  wie  möglich  für  Examenszwecke  vermindern.  Aber  wenn  sich  nun  heraus- 
stellt, daß  keine  Kenntnis  des  Katechismus  mehr  vorhanden  ist,  daß  der  Prüfling 
nicht  mehr  weiß,  was  Matth.  5 — 7  steht?  —  Doch  da  hilft  uns  hier  das  hübsche 
Wörtchen  „im  wesentlichen"  ! 

Bedauerlicherweise  geht  gerade  in  betreff  der  Religion  durch  die  deutschen 
Staaten  ein  ziemlicher  Riß.  Wenn  Lehrfächer,  welche  in  der  mündlichen  Reife- 
[trüfung  keine  Rolle  spielen,  an  Wert  sinken,  was  nicht  abgestritten  werden  kann, 
wenn  bew  iesene  Kcnntni.sse  in  einem  Gegenstande  das  Interesse,  vor  allem  das  Ver- 
ständnis für  denselben  notwendig  bedingen  imd  erhöhen,  so  werden  deutsche  Jüng- 
linge aus  Nord  und  Süd,  aus  Ost  und  West  häufig  genug  im  Verstehen  und  Er- 
örtern religiöser  Fragen  sich  nicht  genug  entgegenkonmien  können.  Und  doch 
haben  wir  in  bezug  auf  Religion,  schon  weil  unsere  Bevölkerung  zwei  großen  christ- 
lichen Konfessionen  zugetan  ist.  gegenseitige  Achtung  und  gegenseitiges  Verständnis 
(IrinL'end   nötig. 

Alte   Sprachen. 

In  vielen  Staaten  macht  man  eine  bestimmte  Zahl  von  Schriftstellern  namhaft, 
welche  verstanden  sein  müssen.  So  war  es  früher  auch  in  Österreich,  vgl.  zu 
§  84  „Weisungen"  S.  33:  „Der  Examinand  muß  über  die  im  Gymnasium  gelesenen 
Schriftsteller.  aKso  über  Cäsar,  Ovid.  Livius,  Sallust ,  Cicero. Tacitus.  Vergil, 
Horaz.  was  Inhalt  und  Form  ihrer  Werke  anbelangt.  Rechenschaft  geben  können 
und  muß  fähig  sein,  einen  .  .  .  Abschnitt  aus  diesen  Schriftstellern  .  .  .  gewandt  zu 
übersetzen."  Und  für  das  Grie<'hische  hieß  es:  „Der  Examinand  muß  über  das 
aus    Xenophon.     Homer.     Herodot.    Demosthenes.    Piaton.    Sophokles 
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Gelesene  nach  Inhalt  und  Form  Kei-henschaft  geben  können  und  muß  fällig  sein, 
einen  nieht  besondei-s  seln\  ierigen,  aber  im  Unterrichte  nicht  gelesenen  Abschnitt 
aus  diesen  Schriftstellern  .  .  .  gewandt  vai  übersetzen."  Jetzt  sind  in  Österreich 
in  der  Ordnung  von  1908  bestimmte  Schriftsteller  nicht  mehr  genannt,  also  werden 
die  in  der  obersten  Klasse  gelesenen  (vgl.  die  Anforderungen  in  Preußen)  herangezogen 
Verden.  Anders  in  Württemberg,  wo  schon  1873  §  5  bestimmt  hatte,  „daß  nach 
liest inunmig  des  Prüfungskommissars  leichtere  poetische  und  prosaische  Schrift- 
steller, insbesondere  Ciceros  leichtere  Reden,  Livius,  Sallust,  Tacitus,  Vergils  Äneis, 
Horaz;  Homer,  Xenophon,  Demosthenes'  Staatsreden,  leichtere  Dialoge  Piatons 
benützt  werden".  Allgemeiner  lautete  schon  die  badische  Bestimmung  §  65: 
„Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung  sind:  Stellen  aus  einem  oder  mehreren 
lateinischen  und  griechischen  Schulautoren  ..."  In  Bayern  §  36  sind  bestimmte 
Autoren  nicht  vorgeschrieben,  nur  eine  Übersetzung  und  Erklärung  einer  noch  nicht 
gelesenen  Stelle  Ho  niers  wird  als  notwendig  verlangt.  Die  Reihe  der  vorzulegenden 
Schriftsteller  nimmt  sich  recht  stattlich  aus  da,  wo  sie  genannt  werden.  Auch  das 
preußische  Prüfungsreglement  von  1892  verlangte  noch  kühn  (§  3,  3  und  4)  als  „Maß- 
stab zur  Erteilung  des  Zeugnisses  der  Reife",  daß  der  Schüler  die  leichteren  Reden 
Ciceros,  den  Sallustius,  Livius,  die  Äneide  Vergils,  die  Oden  und  Episteln  (!) 
des  Horaz  verstehe^),  ebenso  den  Homer,  den  Xenophon,  die  kleineren  Staats- 
reden des  Demosthenes  und  die  leichteren  Dialoge  Piatons  ohne  erhebliche  Nach- 
hilfe zu  übersetzen  vermöge.  Freilich  bescheidener  schon  heißt  es  in  demselben 
Reglement  §  11  Ausführung:  „Zur  Prüfung  im  Lateinischen  und  Griechischen 
\\erden  den  Schülern  zum  Übersetzen  Abschnitte  aus  solchen  Schriftstellern  vor- 
gelegt, welche  in  der  Prima  gelesen  werden  oder  dazu  geeignet  sein  würden."  Hier 
Mar  zweierlei  mißlich:  erstens  daß  man  das  „Verstehen"  von  Schriftstellern  wie 
Horaz,  Sallustius,  Livius,  Vergil,  Homer,  Piaton  Primanern  kaum  zuti'auen  durfte, 
und  daß  ein  Widerspruch  existierte  zwischen  diesen  allgemeinen  recht  hohen  An- 
forderungen und  den  besonderen  in  der  mündHchen  Prüfung;  denn  eigenthch  kann 
man  nur  hier  feststellen,  ob  denn  ein  Primaner  diese  große  Reihe  von  Autoren 
„versteht";  aber  in  dem  §  11,  welcher  sich  dann  über  die  wirklichen  Postulate  der 
mündlichen  Prüfung  ausläßt,  ist  von  so  vielen  Schriftstellern  nicht  mehr  die  Rede, 
meist  begnügt  man  sich  schon  der  Zeit  wegen  mit  der  Erklärung  eines  oder  zweier 
Schriftsteller. 

Das  jüngste  Prüfungsreglement  von  1901  hat  dann  dies  Übermaß  beseitigt  und, 
weil,  wie  gesagt,  Verständnis  von  Autoren  nur  in  der  mündUchen  Prüfung  festgestellt 
werden  kann,  diesen  ganzen  Paragraphen:  „Maßstab  zur  Erteilung  des  Zeugnisses 
der  Reife"  mit  Recht  fortgelassen.  Jetzt  ist  auch  keine  Disharmonie  mehr  vorhanden, 
denn  nun  heißt  es  einfach  nur  für  die  mündliche  Prüfung  §  10,  7:  für  die  Prüfung 
in  den  fremden  Sprachen  werden  den  Schülern  Abschnitte  aus  solchen  Schriftstellern 
zum  Übersetzen  vorgelegt,  welche  in  der  Prima  gelesen  werden  oder  dazu  geeignet 
sein  würden;  inwieweit  dazu  Dichter  oder  Prosaiker  oder  beide  zu  benutzen  sind, 

1)  Fr.  Aug.  "Wolf  spottete  denn  auch  schon  über  die  Forderungen  des  Reglements  von  1812, 
die  erst  ein  Vierzigjähriger  erfüllen  körmte;  viel  ist  dabei  auf  seine  zu  Übertreibungen  und 
Paradoxien  geneigte  Natur  in  Abzug  zu  bringen. 
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bleibt  (Irr  Best  iinmiiiiL'  dis  K(.iiuiiiss;us  iil.ci  liisxii.  Das  .Miüvcrliältiiis  ist  ab<r 
bei  di-njciiiiicn  Staiiti'H  ucblicbcn,  uclclu"  ihhIi  unter  (Umii  Huiuie  von  lH\i2  Htchen. 
So  sollen  Primaner  die  oben  {.'enannten  Sebrifl.stt'lier  noch  ver.stehen  in  Anhalt, 
Braunsciiweiu,  Klsali-Lolbrin^'en,  Hamburg'.  Me<klenl)nr^',  Oldenburg  u.  a.  (wo 
sogar  noeh  Taeitus  nebenbei  genannt  wird),  während  man  in  HesHen  dienen  Fehler 
vermieden  hat.  Die  neuere  preußische  N'erbesserun;.'  findet  sich  jetzt  schon  in 
Bremen. 

In  der  Ordnung'  für  Sachsen  von  IS'.I,}  werden  iilxrhaupt  bestimmte  .Anforde- 
rungen, auch  in  bezug  auf  .Schriftsteller,  gar  nicht  genannt;  da  aber  gleich  im 
ersten  Paragraphen,  dem  §  "jS,  /u  lesen  ist :  „  .  .  ,  zu  ermitteln,  ob  ein  Scluiler  die  I^hr- 
zicle^)  der  Oberprima  in  .  .  .  erreicht  hat",  .so  ist  bei  den  betreffenden  Pensen  nach- 
zusehen; liier  liest  man  dieselbe  Reihe  wie  anderwärts  in  Prima,  nur  „zur  Abweclis- 
lung  oder  unter  Umständen"  sollen  gelesen  werden  eine  römische  Komödie,  auch 
Plutareh,  ein  Stück  des  Euripides  oder  ausgewählte  lyrische  griechische  (ledichte; 
auch  womöglich  ein  Stück  des  A.schylos.  Auch  in  Württe  mberg  (Hl  Lateinstunden, 
4(1  griechische)  findet  man  Aschylos  und  Euripides  als  zulä.ssige  Lektüre  in  der 
Oberkla«se;  ebenso  ist  in  Preußen  bei  ü8 Latein-  und  .SGgriechisciicn  Stunden  (Sachsen 
hat  deren  71  bzw.  40)  Euripides  neben  Sophokles  in  Klammern  beigefügt;  außer- 
dem: „andere  inhaltlich  wertvolle  Prosa,  auch  geeignete  Proben  aus  der  griechischen 
Lyrik" ;  ebenso  steht  es  in  Bayern  bei  66  Latein-  und  36  griechischen  Stunden,  wo 
noch  Quintilians  zehntes  Buch,  Isokrates,  Lykurgos  möglicherweise  zu  lesen  sind. 
—  Schwerlich-)  wird  man  wohl  aber  bei  der  Reifeprüfung  aus  diesen,  gleichsam 
als  glänzende  (lipfcl  des  klassischen  Unterrichts  hervorragenden  Schriftstellern  etwas 
vorlegen:  der  Wortlaut  der  Ordnungen  verbietet  es  nicht. 

Erfr(>ulicherw  eise  stimmen  also  die  deutschen  Staaten,  auch  Osterreich,  in  den  alt- 
sprachlichen Anforderungen  so  ziemlich  überein,  trotzdem  z.  B.  in  Österreich  der  latei- 
nischen und  griechischen  Stunden  weniger  sind  als  bei  uns;  auch  da.  wo  infolge  eigen- 
artiger Lehrpläne  Mehrleistungen  stattfinden,  wenigstens  qualitativ,  wie  an  den 
Realgymnasien  in  Württemberg  (wöchentlich  67  Lateinstunden,  gegen  74  der 
Württemberger  Oynmasien  und  gegen  49  Lateinstunden  an  preußischen  Real- 
gynmasien  und  68  Lateinstunden  an  preußischen  Gymnasien),  heißt  es  auch  nur  in 
§  ö  der  Prüfungsordnung:  „  Ln  Lateinischen  wird  dem  E.xaminanden  eine  zuvor 
nicht  gelesene,  aus  sich  selbst  verständliche  Stelle  von  mittlerer  Schwierigkeit,  aus 
einem  Dichter  oder  Prosaiker,  der  in  der  obersten  Klasse  gelesen  wird  oder  sonst 
sich  dazu  eignet,  und  nach  deren  Übersetzung  eine  mäßige  Zahl  die  sprachliche  und 

1)  Siehe  diese  Ix>hr/.ielc  in  §  12  für  diw  l^ttinisohe.  in  §  1.')  für  dn»  C.ricchi!*cho.  wo 
auch  „Kenntnis  des  Kriechischen  Lehens,  Knt  wickelnng  (ies  priechischen  Geistes- 
lobens"  nis  Ziel  venwichnet  ist. 

2)  Stark  üJ>ertriel)en  ist  deshalb  da«,  wa«  in  dem  Buehe  „Die  Refi>rni  de.s  höheren  Schul- 
wesen-s  in  Preußen".  Halle  1902  z.  H.  S.  12»>  und  l')!)  Re.saRt  ist:  Diese  Kordeninjien  an  die 
Abiturienten  nacli  dem  Reglement  von  lS.1-4  wären  fa.st  dies«41>en  wie  nn  eine  ()t>erlehrer- 
prüfung.  —  Demnach  hätten  meine  Kollepen  und  ich.  die  »ir  l>ald  nach  1S70  durch  die  Reife- 
prüfung pinpen,  zweimal  die  ()l)orlehrerprüfunp  Jx-standen;  wahrlich,  nl»  wir  sie  auspnnps  der 
siehziper  Jahre  wirklich  bestanden,  merkten  wir  nicht*«  davon,  daß  wir  sie  schon  einmal 
gemacht ! 
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Siwhlicho  Interpretation  betreffender  Fragen  vorgelegt."  Ein  solelier  Kealgymnasial- 
abiturient  Württembergs  kann  im  Lateinischen,  ^vas  Literatur,  Grammatik,  Vers- 
kunde. Antiquitäten  anbetrifft,  mehr  wissen  als  ein  preußischer  Gymnasialabiturient, 
Ähnhch  soll  nach  der  1902  erschienenen  Ordnung  für  die  sächsischen  Real- 
gymnasien, welche  nur  zwei  ^^'ochenstunden  mehr  als  in  Preußen  für  Latein  fixiert, 
nach  §  12  beim  Abschluß  der  Schüler  imstande  sein,  Stellen  aus  Schriftstellern  im 
Bereiche  der  Schullektüre  ...  zu  übersetzen,  sich  darüber  ausweisen,  daß  er  im 
römischen  Staats-  und  Kriegswesen,  in  der  lateinischen  Metrik  und  in 
der  Literaturgeschichte  des  klassischen  Zeitalters  .  .  .  Bescheid  weiß. 
Auf  bayerischen  Gymnasien  und  Realgymnasien  wird  übrigens  eine  Stelle  eines 
gelesenen  antiken  Schrif  tstellere  und  eine  leichtere  Stelle  eines  nicht  gelesenen  vor- 
gelegt —  also  je  zwei  Schi-iftsteller  (§  36). 

Sehr  hübsch  war  es,  wemi  früher  in  Österreich  verlangt  wurde,  die  Schüler  sollten 
über  Inhalt  und  Form^)  der  gelesenen  Schriftsteller  Rechenschaft  geben  können; 
auch  in  Oldenburg  (§  2,  3  und  4,  5)  fordert  man:  „  .  . .  auch  mit  dem  Inhalte  der 
von  ihm  in  Prima  gelesenen  (lateinischen  und  griechischen)  Schriftwerke  und  mit 
deren  Gliederung,  bzw.  Kunstform  sich  bekannt  zeigen",  ähnhch  in  Sachsen- 
Meiningen  §  13,  3:  in  den  auf  Mythologie  und  Kunst  der  Griechen  sich  be- 
ziehenden Gegenständen.  Das  ist  sehr  nachahmenswert,  und  die  neueste  preußische 
Fassung:  „  .  .  .  den  Schülern  Gelegenheit  zu  geben,  ihre  Kenntnisse  auf  dem  Gebiete 
der  Altertumskunde,  soweit  diese  für  das  Verständnis  der  Schriftsteller  erforderhch 
ist,  sowie  ihre  Bekanntschaft  mit  den  am  häufigsten  vorkommenden  Versmaßen 
zu  erweisen",  klingt  dagegen  für  Gymnasien  recht  nüchtern,  für  Realgymnasien 
aber  ziemhch  weitgehend,  während  nach  1892  hier  nur  Bekanntschaft  mit  dem  dak- 
tyhschen  Hexameter  gefordert  wurde,  was  z.  B.  in  Anhalt,  Braunschweig,  Hamburg, 
Mecklenburg  jetzt  noch  besteht. 

Schließhch  muß  noch  darauf  verwiesen  werden,  daß  grammatische  Fragen 
an  die  mündhche  Prüfung  in  den  alten  Sprachen  angeschlossen  werden  müssen 
nach  den  Reglements  für  Württemberg  §  5  für  Gymnasien  (nicht  für  Realgymna- 
sien), Reuß  j.  L.  (Gymnasien  §  54,  5)^);  sonst  sind  überall  nur  die  Fragen  über 
Altertumskunde  und  die  Hauptregeln  der  Metrik,  höchstens  nur  insofern  gramma- 
tische Fragen  zu  stellen,  soweit  das  Verständnis  der  Autoren  dadurch  erhärtet 
werden  soll.  Die  grammatische  Sicherheit  ist  aus  den  Klassenleistungen  und  aus  den 
schrifthchen  Prüfungsleistungen  zu  erfahren,  —  Woher  nur  dies  Vermeiden  gram- 
matischer Fragen  in  den  alten  Sprachen  bei  der  mündhchen  Reifeprüfung,  während 
doch  die  Ordnungen  für  die  neueren  Sprachen  grammatische  Fragen,  oft  allerdings 
nur  synonymische,  durchaus  verlangen?  Hat  man  Furcht  vor  solchen  Fragen 
in  den  alten  Sprachen?*  Oder  ist  man  der  grammatischen  Kenntnisse  in  denselben 
so  sicher? 


1)  Jetzt  auch  aufgenommen  in  Sachsen  -  Weimar  §  2,  b). 

2)  Bis  vor  kurzem  waren  solche  Fragen  auch  in  Elsaß  -  Lothringen  ausgeschlossen,  jetzt 
müssen  die  an  die  Übersetzung  anzuschheßenden  Fragen  die  Sicherheit  der  grammatikahschen 
und  lexikalischen  Kenntnisse  erproben  (§  11,  8). 
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Ks  iiiiiütc  natiiilich  in  l'rciilicii  Itci  dci-  Aufstclluiii:  von  I'rüfuii^isoidtiun^^en 
für  alle  drri,  nuiiiiK'hr  glciiliwcrti^cn  Austalt.sarti'n  sic-li  als  eiiu'.Scli\vifrif.'keit  lierauö- 
stelk'U,  d'w  Worte  «o  zu  wühlen,  dali  man  ticn  doeli  versehiedenen  Lelirzielen  der- 
selben gerecht  wurde;  untl  es  wird,  wenn  man  anderwärtH  da«  preußische  Verfahren 
fortsetzen  sollte,  schwer  sein,  da.s  Zuviel  und  Zuwem'^  zu   vcrmeidf-n. 

Neuere    Sprai-hen. 

Der  ehen  hervorgehobene  Übelstand  macht  sich  auch  im  l'^ranzösisehen 
und  Englischen  geltend.  Für  alle  preußischen  Anstalten  lautet  hier  §  10,  8  der 
neuesten  Orcbunig:  „Bei  der  Prüfung  im  Französischen  und  im  Englischen  ist  die 
tJeübtheit  der  Schüler  im  mündlichen  CJebrauche  der  fremden  S])rache  zu  ermitteln; 
auch  sind  Fragen  aus  der  Synonymik  und  über  die  Hau])t])unkte  der  Metrik  zu 
stellen."  An  Realgymnasien  und  Oberrealschulen  wurde  und  wird  jetzt  natürlich 
stets  im  Französischen  und  Engbschen  eine  mündhche  Prüfung  verlangt,  an  Gym- 
nasien entweder  im  Französischen  oder  im  Englischen.  Für  das  Französische  am 
Gymnasium  wurde  gefordert  1892  §  3,  5:  „sicheres  Verständnis  und  geläufiges 
Übersetzen  leichterer  Schrift\\  erke,  sowie  einige  Übung  im  mündlichen  und  schrift- 
lichen Gebrauch  der  Sprache".  Jetzt  muß  nach  dem  Wortlaut  des  neuesten  Re- 
glements an  Gymnasien  auch  in  der  Synonymik  geprüft  werden,  eine  Mehrforde- 
rung für  Gymnasien.^)  —  In  alten  Sprachen  also  legt  das  Reglement  (meist 
unter  „Ausführung")  bei  der  Prüfung  ausdrückUch  Wert  auf  Kunstform,  Inhalt 
der  Dichtungen  oder  auf  „Antiquitäten";  was  dagegen  die  neueren  Sprachen  an- 
belangt, so  muß  man  erst  in  den  Lehrplänen  der  drei  Anstalten  nachschlagen,  um 
sich  darüber  zu  vergewissern,  daß  auch  hier  die  mündliche  Prüfung  auf  diese  Gebiete 
Rücksicht  zu  nehmen  hat.  Meist  wird  ja  auch  der  Stoff  der  mündlichen  Sprach- 
übungen daraus  genommen:  der  Schüler  erzählt  etwas  über  das  Leben  Molieres 
oder  Shakespeares  in  französischer  oder  englischer  Sprache,  oder  er  gibt  den  Inhalt 
des  ersten  oder  zweiten  Aktes  aus  l'Avare  oder  Coriolanus  wieder,  Sprechübungen, 
welche  oft  genau  denselben  Eindi-uck  machen  sollen  wie  die  früheren  lateinischen, 
eine  vita  Horatiana  oder  das  argumentum  einer  Horazischen  Ode.  Hier  müßte 
eine  Bestimmung  Platz  greifen,  nach  welcher  nicht  an  solchen,  meist  schon  in  der 
Klasse  dagewesenen  Materien  die  Sprechfertigkeit  gezeigt  werden  dürfte;  mehr  der 
Umgang  des  wirklichen  Lcbena,  Reisen,  Ereignisse  im  Leben  des  Schülers,  der 
Schule,  der  Vaterstadt  oder  des  Vaterlandes  müßten  als  L'nterlage  dienen. 

In  Süddeutschland  wird  Kulturelles  und  Literarisches  im  Französischen 
und  Engbschen  auch  nicht  allzusehr  in  den  Vordergrund  gerückt;  weder  die  Examen- 
ordnung für  die  Realmittelschulen  (Realgymnasien.  Oberrealschulen)  Badens  (in 
§  19,  3  und  §  24.  4d)  noch  die  für  da,s  Stuttgarter  Realgynuuusium  (in  §  .">)  .spricht 
davon;  in  dem  bayerischen  Ahsohitoiiiim  dv>i  Realgymnasiums  (§  3ti)  erstreckt 
sich  die  mündliehe  Prüfung 

a)  auf  Übersetzung  und  Erklärung  je  einer  Stelle  aus  den  in  der  obersten  Klasse 
behandelten  römischen,   französischen  und  englischen  Schriftstellern  und 

1)  Fragen  aus  der  Synonymik  zu  »tollen,  verlangt  auch  die  Ordnung  für  das  Gymnasium 
zu  Greiz  in  Rouß  ä.  L.  §  {^  D.  .'>  und  j.  L.   §  ö4.  6. 
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b)  auf  Übei-setzunsi  einer  noch  nielit  i::eleseneii.  leielitereii  Stelle  eines  .  .  .  fran- 
zc^sisehen  und  englisehen  Sehriftst ellers: 
wieweit  bei  a)  Kulturelles  eine  Rolle  s})ielt,  ist  den\  Einzelfall  überlassen:  also  hier 
Bwei  Sehrif tsteller  in  den  drei  Fremdspraehen. 

Im  Königreieh  Saehsen  (§  69)  sind  die  Forderungen  für  die  mündliche  Prüfung 
gar  nieht  spezialisiert;  greift  man  auf  die  Lehrziele  zurück,  so  liest  man  §  15  der 
neuesten  Lehrordnung  für  Realgymnasien  unter  Lehrziel  im  Französischen :  „Sicher- 
heit in  den  Elementen  der  Grammatik  und  Stilistik,  Geübtlieit  im  Verstehen  des 
gesprochenen  Französisch  w  ie  im  schriftlichen  und  mündlichen  Gebrauche  derSprache, 
ausreichende  Bekanntschaft  mit  dem  allgemeinen  Entwickelungsgange  der  Literatur 
und  Kultur  des  französischen  Volkes";  und  für  das  Englische  §  18:  „Ausreichende 
Bekanntschaft  mit  der  englischen  Grammatik  ...  in  englischer  Sprache  gestellte 
einfa<?he  Fragen  zu  verstehen  und  englisch  zu  beantworten.  Durch  Lektüre  ge- 
^^onnenes  Verständnis  einiger  der  wichtigsten  Sehrif twerke  älterer  und  neuerer  Zeit." 

Es  ergibt  sich  also  aus  der  sinngemäßen  Anordnung  der  Lehrziele  der  neueren 
Sprachen  auf  die  Anforderungen  in  der  Maturitätsprüfung,  daß  man  in  Sachsen 
wenigstens  im  Französischen  Literaturgeschichtliches  und  Kultur- 
geschichtliches verlangen  kann.  Im  allgemeinen  aber  muß  man  sagen,  daß 
in  den  neueren  Sprachen  fast  alle  Ordnungen  dem  Wortlaut  nach  das  Lite- 
rarische und  Kulturelle  so  gut  wie  nicht  betonen. 

Was  Österreich  anbelangt,  so  A^rd  auf  den  Gymnasien  bekanntlich  der  Prüf- 
ling nur  auf  seinen  Wunsch  im  Französischen  geprüft,  worüber  er  ein  geson- 
dertes Zeugnis  erhält.  —  Für  die  Realschulen,  wo  stets  nur  in  einer  neueren 
Sprache  geprüft  wird,  heißt  die  Forderung:  „Der  Examinand  muß  sich  fähig  zeigen, 
die  an  ihn  in  französischer  Sprache  gestellten.  Form  und  Inhalt  des  Gelesenen  be- 
treffenden Fragen  in  derselben  Sprache  mit  einiger  Gewandtheit  zu  beantworten." 

Geschichte. 
In  der  Geschichte  hieß  es  für  Preußen  1892  übereinstimmend  für  alle  drei  Schul- 
arten §  11,  8:  „Die  geschichtliche  Prüfung  hat  die  Geschichte  Deutschlands  und  des 
preußischen  Staates,  soweit  sie  in  der  Prima  eingehender  behandelt  worden  ist, 
zum  Gegenstande."  Ebenso  vielfach  in  Norddeutschland.  Die  neueste  Ordnung 
für  Preußen  trägt  den  Zusatz :  „bei  Gymnasien  sind  auch  Fragen  aus  der  griechischen 
und  römischen  Geschichte  zu  stellen".  Die  Ausschließung  der  alten  Geschichte 
als  Gegenstand  der  Prüfung  für  Realgymnasien  findet  aber  nicht  statt  in 
Mecklenburg- Schwerin,  vgl.  §  10,  6,  der  wörthch  mit  dem  §  10,  6  für  Gymnasien 
übereinstimmt:  „Die  geschichtliche  Prüfung  hat  insbesondere  die  Geschichte 
Griechenlands,  Roms  und  Deutschlands  zum  Gegenstande,  die  Geschichte  der 
außerdeutschen  Staaten  nur  insoweit,  als  sie  die  deutsche  Geschichte  unmittelbar 
beeinflußt."  Selbstredend  fordern  einige  norddeutsche  Staaten  dazu  noch  Kenntnisse 
ihres  engeren  Vaterlandes,  so  Anhalt,  Hamburg,  Hessen,  Sachsen-Meiningen, 
andere,  wie  Bremen,  Braunsch\veig,  Mecklenburg,  Oldenburg  merkwürdigerweise 
nicht.  Die  meisten  von  ihnen  verlangen  nur  das  Primanerpensum,  wennschon  die 
Worte  selbst  oft  eigentlich  eine  etwas  weitergehende  Prüfung  zulassen. 
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Sachsen  iiiul  die  süthlrulsilicii  Stuatfii  wollen  natürlich,  dali  die  Scliiilfr 
in  der  (Joschic-hte  ihres  eiim-ren  Vaterlande«  BeHclu-id  w  is-seii ;  oft  ergibt  sieli  dii-H 
nur  au«  dein  Pensum  der  obersten  Klassen;  hesonders  ausv'es|)ro<hen  ist  es  al)er  in 
Bayern  (§  11,  4  und  '.)). 

In  Will  t  t  e  inherp  findet  auf  (Jyinnasien  und  Keal^'ynHui.sien  eine  nehrift- 
liihi'  l'rüfun;,'  in  der  (iesehichte  statt,  v^l.  Fehleisen  S.  11 1  und  121,  und  keine 
mündÜehc.  Diese  sehrift liehe  ^'e.sehichtlicho  Prüfung  ist  auf  die  Lehrauftrabo  der 
zwei  obeixten  Khvssen  beschränkt;  sie  fordert  die  Beantwortung'  zweier  Frajjen  aus 
der  (Je.schiehte  mit  der  dazu  ^ehörif^en  (j!eo^rai)hie.  Weiui  niwh  dem  I^ehr/.iel 
im  Köniureich  Sachsen  (§  ;U)  Wiederholung'  der  für  das  Verfassun^'sleben 
wichtiuen  Al)schnitte  gefordert  wird  und  ähnlich  auf  Real^'vnmasien  (§  21)  die 
bedeutenderen  Vorgän<_'e  auf  dem  (Jebiete  des  Kultur-  und  (Jeisteslebens  in  ihren 
Beziehun<ien  zueinander  und  im  Zusammenhange  mit  der  (iesamtcntwickclung  zur 
Keiuitnis  gebracht  werden  sollen,  so  ist  auffallend,  daß  dieser  eigentlich  selbst- 
verständliche Gesichtspunkt  in  anderen  Staaten  zu  wenig  gewürdigt  wird,  wenig- 
stens auf  dem  Papier;  nur  in  Bayern  (§  14,  4)  lesen  wir:  „Kulturhistorischer  Stoff 
ist  dem  Standpunkte  der  Si-hule  entsprechend  zu  verwerten."  In  den  Lehrplänen 
Württembergs  und  Badens*)  findet  man  kaum  eine  Andeutung  davon,  geschweige 
in  den  Prüfungsordnungen.  Höchst  bedeut.sam  ist  ja  diejenige  Behandlung  des 
Geschichtsunterrichts,  die  nach  den  neuesten  preußischen  Lehrplänen  1901.  auch 
schon  nach  denen  von  1892,  für  die  Klassen  Uli  bis  Ol  als  Norm  aufgestellt  wird: 
Belehrung  über  wirtschaftliche  und  gesellschaftliche  Fragen  in  ihrem  Ver- 
hältnis zur  Gegenwart;  der  von  ethischem  und  geschichtlichem  Geiste  getragene 
Unterricht  hat  hierbei  einerseits  auf  die  Berechtigung  mancher  sozialen  Forderungen 
der  Jetztzeit  einzugehen,  anderseits  al)er  die  V'erderblichkeit  aller  gewalt.samen 
Versuche  der  Änderung  sozialer  Ordnung  darzulegen:  Takt  und  große  Umsicht 
gehöre  ja  dazu.  Dies  und  Weiteres  liest  man  nach  1892  auch  jetzt  in  den  „Metho- 
dischen Bemerkungen  für  die  Geschichte".  Warum,  fragt  man  sich,  ist  auch  nicht 
ein  Körnchen  davon  in  die  Forderungen  für  die  preußischen  Reifeprüfungen  über- 
gegangen ".'  Man  fürchtete  wohl,  dann  könnten  zu  leicht  eingelernte  Phrasen  hier 
wiedergegeben  werden.  Indes  soll  doch  der  Unterricht  in  diesen  Fragen  über- 
zeugend wirken,  und  man  wird  doch  schließlich  auf  junge  .Menschenseelen  so  viel 
Einfluß  sich  zutrauen  und  auch  tatsächlich  haben,  daß  man  die  Überzeugung  von 
der  Richtigkeit  solcher  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Darlegung  in  ihnen 
fest  begründet,  wenigstens  während  der  Schulzeit,  auch  auf  einige  Jahre  darüber 
hinaus.  Warum  sollen  die  Prüflinge  dann  nicht  auch  im  mündlichen  K.xamcn  vor- 
sichtig und  taktvoll  dazu  gebracht  werden,  ab  und  zu  .solcher  Überzeugmig  Aus- 
druck zu  verleihen,  ohne  daß  sie  gerade  8ozialj)olitische  Theorien  und  I'hrasen 
nachbeten?  —  Je<lenfalls  brauchte  man  sich  in  der  Prüfungsordnung  s««lbst  nicht 
zu    scheuen.     Worte     wie     „Kulturgeschichte,     kulturgeschichtliche     Knt  u  ickelum.!. 


1)  Außer  in  dem  IVnsuin  für  die  ()lMTi)rim(i  der  hiidi.-^chen  Dlx-rrcalsih vilen.  wo  man 
§G  Host:  „die  Vcrfatisunps-  und  Vonvnhiinnsdr^rnnisfttion  dos  I>utj<rhen  Reiches«  und  Baden.«»": 
in  den  Loliraufgabon  für  die  Prima  der  dortipon  (Jymnasien  und  Realgymnasien  ."«toht  dies  nif^lit, 
natürlich  auch  nicht   in  den  PrüfunKsonlnunj^cu. 
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wirtsrhaftlirh-sozialc  Orundlage"  und  Ähnliches  zu  gobraucliou.  Soweit  ich  sehe, 
hat  frcihch  kein  deutscher  Staat  nach  1892  dies  getan. 

Nur  in  der  jüngsten  Ordnung  von  Sachsen- Weimar  und  früher  in  Österreich 
finden  \\ir,  vgl.  „Weisungen"  S.  34  „Geschichte  und  Geographie",  das  Wort  „Kultur- 
geschichte" wenigstens  erwähnt :  „  .  .  .  genauere  Rechenschaft  soll  er  geben  können 
im  Gebiete  der  griechischen  und  römischen  Geschichte,  ebensowohl  der  äußeren 
wie  der  inneren  und  der  Kulturgeschichte";  jetzt  heißt  es  in  Österreich:  „Die 
Prüfung  aus  Geschichte  und  Geographie  wird  auf  die  österrcicliische  Vaterlands- 
kunde beschränkt.  Demnach  soll  der  Kandidat  über  die  \\ ichtigeren  Tatsachen 
aus  der  Geschichte  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  in  Entstehung,  Aus- 
bau und  imierer  Entwickelung,  sowie  in  den  Wechselbeziehungen  zur  Geschichte 
der  übrigen  Länder  und  Staaten  unter  Betonung  der  kulturgeschichtlichen 
und  wirtschaftlichen  Momente,  weiter  über  Verfassung  und  Verwaltung  der 
Monarchie  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  österreichischen  Reichshälfte 
Bescheid  wissen.  —  In  der  Geographie  hat  der  Kandidat  die  Kenntnis  der  für  den 
Aufbau,  das  Landschaftsbild  und  die  Besiedlung  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  maßgebenden  Tatsachen  der  Geologie,  der  uro-  und  Hydrographie, 
der  Khmatologie,  der  politischen  und  Wirtschafts- Geographie  nachzuweisen.  Spezial- 
fragen  aus  der  Statistik  sind  nicht  zu  geben,  die  Topographie  ist  einzuschränken  und 
auch  sonst  sind  Detailfragen,  welche  rein  gedächtnismäßiges  Wissen  voraussetzen, 
zu  vermeiden." —  Der  Wortlaut  vieler  Prüfungsordnungen  also  kommt  fast  nirgends 
über  die  alte  landläufige  Art  des  Geschichtsunterrichts  hinaus,  woraus  natürlich 
niclit  immer  auf  die  Wirklichkeit,  sei  es  des  Unterrichts,  sei  es  der  Abiturienten- 
prüfung selbst ,  geschlossen  werden  darf. 

Der  Geschichtsunterricht  hat  in>  Lauf  der  Zeit  am  meisten  gelitten  unter  der 
Furcht  vor  Anhäufung  des  Gedächtnisstoffes,  wenigstens  bei  uns  in  Preußen  zeigt 
dies  deuthch  die  Tabelle  bei  Nath.  Noch  1882  war  zu  lesen:  Sichere  Orientierung 
über  Zeit  und  Ort  der  Begebenheiten,  d.  h.  es  mußte  nach  Geschichtszahlen  gefragt 
werden.  Davon  ist  nie  wieder  etwas  aufgenommen  worden.  Geradezu  verblüf- 
fend wird  es  aber  auf  jeden  \\irken,  wenn  er  unter  den  Anforderungen  für  Real- 
schulen 10  1859  hest:  genaue  Kenntnis  der  griecliischen  Geschichte  bis  zum  Tode 
Alexanders  des   Großen,  der  römischen  bis  zum  Kaiser  Marcus  Aurelius. 

Wenn  Hamack  neuerdings  (Verhandlungen  1900  S.  145)  die  römische  Kaiserzeit 
mit  Recht  wieder  in  den  Kreis  des  Unterrichts  hineinziehen  will,  so  stellt  er  etwas 
her,  was  vor  50  Jahren  verlangt  wurde^),  sogar  auf  der  Realschule  10,  W^ie  zu- 
sammengeschrumpft ist  das  jetzt  für  die  preußischen  Realgymnasien:  die  geschicht- 
hche  Prüfung  hat  vornehmlich  die  Geschichte  Deutschlands  und  des  preußischen 
Staates  zum  Gegenstande;  für  Gymnasien  gilt,  wie  gesagt,  der  Zusatz:  bei  den 
Gymnasien  sind  auch  Fragen  aus  der  griechischen  und  römischen  Geschichte  zu 
stellen.^)  —  Den  Tiefstand  der  Postulate  zeigt  wohl  Baden  für  die  Gymnasien'') 

1)  Erst  1901  wiederhergestellt  in  den  Lehraufgaben  für  U  I:  „Die  für  die  Weltkultur  be- 
deutsamsten römischen  Kaiser". 

2)  In  Sachsen  -  Weimar  jetzt:  vornehmlich  die  vaterländische  und  die  neuere  Geschichte. 

3)  Vgl  Joos  S.  122  A.  2. 
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und  für  die  Oberri-alsiluilcn  §  20,  M.  wo  nur  (Ihh  Ohcrjiri  nianerponKU  m  j/i-fnigt 
wtrdcn  tltirf :  „In  der  (H-schiditf  bildet  luir  <lcr  LcluHtoff  der  KhiHsc  Ol  den  (Jcgen- 
fitund  der  Prüfung."  Nicht  so  «c-hliinin  steht  e.s  um  die  (JeHchiehtHprüfung  in  .SuehHcn 
nach  §  .{.'),  '.i  und  §  23,  0:  „Die  Keifeprüfung  in  (iewchichte  ist  überwiegend  al« 
Khissenprüfung  der  Oberprima  auf/,ufjus«en;  wie  hat  wiel»  daher  im  wesen  1 1  ic  licii 
auf  das  in  den  Primen  (eben  nur:  Oberprima)  behandelte  zu  beHchränken,  in- 
soweit auf  Früheres  zurückgegriffen  uird,  kann  den  Prüflingen  nur  die  sichere  Be- 
kaimtschaft  mit  den  Haupt begcbenheiten  zugenmtet  werden."  Zu  kurz  gehalten 
sind  aber  die  l'onictungen  in  Bayern  sowohl  für  (Jynuuwien  als  auch  für  Real- 
gymnasien (§  'M')  Jd) :  „Beantwortung  von  Fragen  au«  der  (lesehichte."  —  Freilicli 
an  die  Forderungen  für  die  Beifeprüflinge  der  Ilealgy mnasien  in  Mecklen- 
burg -  Scli  werin  reicht   man  weder  in  Sachticn  noch  in  Prenlicn  heran. 

Deutsch. 
Hier  steht  Österreich  allein,  es  fordert  auch  jetzt  noch  analog  den  „Weisungen" 
S.  34  §  84,  3  eine  mündliche  Prüfung  im  Deutschen,  außer  der  schriftliehen. 
Man  le8e  §  19.  1  für  Gymnasien  und  §  19.  1  für  Realschulen,  die  denselben  Wortlaut 
aufweisen: 

I»t  die  Unterriohtssprnche  die  deut.sohe,  su  ist  vom  Examinanden  die  durch  eigene  Lektüre 
gewonnene  Bekanntsclinft  mit  den  hervorragendsten  Erscheinungen  der  deutschen  Literatur 
(mit  Einschluß  der  Ix-deutendsten  deutsch-österreichischen  Dichter)  aus  der  Zeit  seit  Klop- 
stock,  iH'i  den  Koryphäen  der  neueren  Literatur  auch  die  Kenntnis  des  Ent wickelungsganges 
derselben  zu  verlangen,  ohne  dabei  auf  die  zeitliche  Abfolge  der  einzelnen  Werke  und  auf 
das  Zahlenmaterial  überhaupt  besonderes  Gewicht  zu  legen.  Eine  Prüfung  aus  dem  Mittel- 
hochdeut.schen  findet  nicht  statt. 

Diese  Anfordeioingen  haben  für  Anstalten,  an  denen  die  rnterrichtssprache  eine  andere 
ist  als  die  deutsche,  sinngemäüe  Anwendung  zu  finden. 

Das  Substrat  der  Prüfung  in  der  Unterrichtssprache  bildet  für  gewöhnlich  ein  Ab- 
schnitt einer  Dichtung  oder  eines  Prosawerkes,  der  dem  Kandidaten  zur  Vorbereitung 
vorzulegen  ist.  Hei  der  Prüfung  hat  er  einen  Teil  davon  sinngetreu  und  mit  richtiper  Be- 
tonung zu  lesen  und  sodann  den  Gedankengang  de.s.selben  klarzulegen.  Daran  sehließt  sich 
in  F'orm  eines  Kollociuiums  die  Besi)rccluing  des  Inhaltes,  der  inneren  und  äußeren  Form, 
der  dichteri.schen  (Jattunp.  der  literari.>ichen  Bedeutung  des  l>etreffenden  Werkes  u.  dgl. 
an,   wobei  auch  andere  Dichtwerke  herangezogen  werden  können. 

Sorgfältig  zu  vermeiden  ist  jede  Veranlassung  zur  Wiedergalx.'  kritisierender  Be- 
mcrkunpen,  welche  der  Kandidat  ohne  genügende  eigene  Literaturkenntnissc,  mithin  auch 
ohne  eigenes   I'rteil  aufgenommen  hat. 

Württemberg  hatte  cbctifalis  bis   1S83  eine  solche  Prüfnnu'.   nannte  sie  aber 
passender  eine  Prüfung  in  der  Literaturgeschichte,   vgl.  §  2  der  Instruktion   vom 

19.  Juni   1873:    „(legenstände    der    mündliehen  Prüfung   sind:    lateinische. 

deutsche  Literaturgeschichte,  philosophische  Propädeutik".  Die  Anfordeningen 
waren  für  (iymna.sien  und  Realgymtuvsien  gleii-hlautend  §  .")  S.  IIa  und  S.  124.  Die 
philosophische  Propädeutik  als  mündliches  Prüfungsfach  ist  übrigens  beim  Real- 
gj-mnasium  hier  nicht  genannt;  besondere  Postulate  scheinen  für  das  Gymnasium 
nicht  vorhanden  gewesen  zu  sein;  sie  sind  wohl  aus  dem  Lehrplan  zu  holen,  welcher 
„eklektische  Behandlung  der  empirischen  Psychologie"  neben  derjenigen  der  Logik 
heischte.    Indessen  seit  18<S3  ist  dieses  Fach  fortgefallen;  vgl.  Fehleisen  8.  112  Anm. 
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Baden  abor  will  nach  der  Ordnung  deutsche  Literaturgeschichte  und  philo- 
sophische Tropädeutik  auf  Gymnasien  {§  Üö),  bloß  deutsche  Literaturgeschichte 
auf  Kealgymnasien  (§  26)  geprüft  wissen,  obgleich  nach  dem  Lehrplan  derselben 
in  I  auch  eine  Besprechung  logisch -rhetorischer  Kategorien  stattfinden  soll;  be- 
sondere Ansprüche  sind  hier  ebensowenig  formuliert.  Sehr  auffallend  ist  es,  daß 
die  neueste  badische  Reifeprüfungsordnung  vom  27.  März  1895,  die  für  Oberreal- 
schulen. Realschulen  und  höhere  Bürgcrsclmlen  gilt,  an  den  Oberrealschulen 
keine  mündliche  Prüfung  im  Deutschen  bestimmt,  vgl.  §  20,  3  (Joos  S.  294). 
Hier  hätte  man  wohl  eine  Übereinstimmung  mit  den  Gymnasien  und  Realgymnasien 
erwarten  sollen^) ;  aber  die  Ordnung  für  Gymnasien  stammt  von  1869,  die  für  Real- 
gynmasien  von  1887,  es  konnte  also  hier  das  preußische  Beispiel  von  1892  noch  nicht 
einwirken. 

Im  schroffen  Gegensatz  zu  Österreich  schließt  das  bayerische  Reglement 
für  Gymnasien  und  Realgymnasien  eine  mündliche  deutsche  Prüfung  aus; 
in  §  36  ^^ird  unter  den  Gegenständen  der  mündlichen  Prüfung  Deutsch  gar  nicht 
erwähnt.  In  Bayern  hat  auch  der  Königl.  Kommissar  nicht  das  Recht,  eine  solche 
anzuordnen. 

Denn  in  allen  anderen  Staaten  (ausgenommen  Württemberg)  steht  diesem 
eine  solche  Befugnis  zu;  besonders  hervorgehoben  wird  dies  für  Elsaß- Lothringen 
(§  6) :  „Bei  allen  drei  Schulgattungen  ist  der  Vorsitzende  befugt,  eine  mündliche 
Prüfung  einzelner  Schüler  im  Deutschen  anzuordnen."  Ebenso  für  Oldenburg 
§  5.  5  und  für  das  Königreich  Sachsen  §  65  für  Gymnasien,  §  66  für  Real- 
gymnasien. In  Preußen  gilt  jetzt  §  10,  5:  „.  .  .  anderseits  aber  auch  eine 
Prüfung  noch  in  anderen  als  den  in  §  5,  3  genannten  Lehrfächern  der  Prima 
anzuordnen."  Die  mündliche  Prüfung  im  Deutschen  ist  also  durchaus  in  das 
Belieben  des  Vorsitzenden  gestellt.  In  Bremen  aber,  wo  man  sich  sonst  wörtlich 
an  die  preußische  Ordnung  von  1901  anschheßt,  hat  man  diesen  letzten  Satz  aus- 
gelassen. Da  also  in  Bremen  auf  diesem  Wege  eine  mündliche  deutsche  Prüfung 
nicht  möglich  ist  und  der  §  5,  3  sie  ausschließt,  stimmt  hier  Bremen  mit  Bayern 
und  Württemberg  vollkommen  überein. 

Auch  diese  Frage,  ob  nämlich  eine  mündliche  deutsche  Prüfung  angebracht  sei, 
scheint,  ähnheli  wie  die  betreffs  der  Religion,  eine  Ait  pädagogischer  Doktor- 
frage zu  sein,  welche  je  nach  der  Eigenart  der  Staaten  und  Personen  immer  anders 
entschieden  worden  ist.  Die  Aufgabe  des  deutschen  Unterrichts,  der  mit  Rehgion 
und  Geschichte  am  meisten  auf  Gemüt  und  Herz  der  Schüler  einwirken  muß,  ist 
jedenfalls  in  letzter  Hinsicht  die  Pflege  vaterländischen  Sinnes.  Natürlich  gilt  hier 
wie  dort  der  Satz:  „Das  Beste  kann  nicht  geprüft  werden",  und  leicht  können  hohle 
patriotische  Phrasen  von  dem  Zöglinge  vorgebracht  werden.  Aber  ganz  so  zart  und 
so  keusch  ist  der  Gegenstand  doch  nicht  wie  die  christliche  Religionslehre;  und 
wenn  man  dort  in  der  mündlichen  Prüfung  nicht  fromme  und  wahrhaft  rehgiöse 
Gesinnung  erhärten  will  noch  kann  und  trotzdem  sehr  richtig  auf  Kenntnisse  in 


1)  Diese  mündliche  Prüfung  soll  jetzt  auch  auf  Gymnasien  und  Realgymnasien  tatsäch- 
lich fortfallen. 
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der  Ceschiclitc  der  Kcli^ion  hcIich  soll,  ho  liättc  mai»  hier  (Auw  Zucifci  n<K-h 
mit  grölit'ifin  Hechto  auf  Kennt nissc  in  tlt-r  Literat urjicschichte,  in  den  Meister- 
Aserken  unserer  Klassiker  „Her/  und  Nieren"  de«  Seiiülens  ym  prüfen;  die  württeni- 
ber/.'iselielnstruktiiin  besa^'le  dies  auch  sehr  rieht  i^.  Ks  ist  aUo  nieh  t  f  ol^eriehtijr , 
in  der  Kelii^ion  und  CJesehiehte  nüindlieh  zu  prüfen,  im  Deutsehen 
nicht ;  alle  drei  (Jegenständc  sind  innerliei»,  wie  gewagt,  nahe  verwandt.  Das  iiuiere 
Ergebnis  dieser  drei  Unterrichtsgegenstände  braucht  dabei  nicht  immer  x.utftge 
zn  treten;  ist  aber  in  der  Gcscbielite  jemand  so  unwissend,  dali  er  z.  H.  von  den 
Taten  Karls  des  Großen  sehr  wenig  weiß,  wird  man  diesen  für  reif  erklären?  Ob 
dagegen  jemand  die  Biograpliien  Goethes  und  Sihillers  kennt,  ob  er  mit  einigen 
Worten  die  geistige  Betleutung  der  Sturm-  und  Drangperiode,  den  Gehalt  der 
Dichter  der  Freiheitskriege  /u  sciüldern  in  der  Lage  ist,  darum  kümmert  man  sieli 
oft  nicht.  Man  sage  nicht,  der  schriftliche  Prüfungsaufsatz  genüge  hier:  er  ist  auf 
ein  verhältnismäßig  kleines  Gebiet  beschränkt,  meist  seinem  Inhalte,  oft  sogar  der 
Disposition  nach  den  Schülern  vorher  merklich  oder  unmerklich  zurecht  gelegt^); 
wollte  man  durch  ihn  literargeschichtliche  Kenntnisse  ans  Tageslicht  fördern,  man 
müßte  ihm  inhaltlich  eine  große,  sehr  große  Ausdehnung  geben,  wie  man  es  nicht 
kann.  —  Und  kann  man  von  dem  Schüler  sagen,  er  gebe  etwas  auf  seine  Nation, 
er  verstehe  und  fühle  etwas  von  nationaler  Dichtung,  weim  er  von  Klopstocks 
Oden  nichts  weiß,  Schillei-s  „Wilhelm  Teil"  vor  1800  ansetzt?  P'alls  hier  einige 
Staaten  unter  den  Lehrzielen  ihrer  höheren  Schulen  Erziehung  zu  nationalem, 
patriotischem  Sinne  angegeben  haben,  bleibt  es  bei  der  guten  Absicht,  wenn  eine 
mündliche  Prüfung  im  Deutschen  durch  die  Ordnungen  ausgeschlossen  ist. 

Der  Kundige  weiß  übrigens,  daß  in  Preußen  einst  auch  eine  mündliehe  deutsche 
Prüfung  stattfinden  mußte,  die  Tabelle  Naths  beweist  es,  und  schon  in  der  De- 
zemberkonferenz 1890  hatte  man  darüber  gesprochen;  1856  wurde  die  mündliche 
Prüfung  im  Deutschen  entfernt;  schon  das  Reglement  von  1859  für  Realschulen 
zählt  unter  den  Gegenständen  der  mündlichen  Prüfung  das  Deutsche  nicht  mehr 
auf.  Wer  wissen  will,  was  von  1834 — 1856  in  der  deutschen  mündlichen  Prüfung 
gefordert  wurde,  lese  §  28  von  1834:  allgemeine  Grammatik.  Prosodie.  Metrik, 
Hauptepochen  der  Geschichte  der  vaterländischen  Literatur.  Kenntnis  einiger 
\N"erke  der  vorzüglichsten  vaterländischen  Schriftsteller;  doch  war  ein  besonderer 
längerer  Vortrag  nicht  nötig  nach  einem  ergänzenden  Ministerialreskript  vom 
18.  Dezember  1834.  Der  Rückgang  der  Forderungen  ist  natürlich  auch  hier  aus 
dem  Bestreben  zu  erklären,  das  Gedächtnis  für  die  Prüfung  mit  Lernstoff  nicht  zu 
überlasten. 

Mathematik   und   Physik.') 

Niclit  ül)erall  sind  in  den  Ordnungen  der  Reifeprüfungen  die  Anforderungen 
für  Mathematik  verzeichnet,  vielfach  muß  man  sich  dieselben  aus  den  I.,<*hri)länen 
herausholen,  besonders  da,  wo  die  Priifum:  auf  dir   F.rmittelune  ausgeht,  ob  der 

1)  t*ber  die  Bodcutunn  und  den  Wirt  ilvs  dnitsrlun  l'iiifiin^'Miufsatzts  i.-^t  unter  „Stellung 
der  .-VufRaben"  gehandelt. 

2)  Die  Pii\-sik  i.st  nur  insoweit  l)erürk.'*iehtipt.  nl.s  sie  in  einigen  Staaten  eng  mit  der  Mathe- 
matik verbunden  ist. 
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Srhülor  ilasjoniLre  Maß  drr  Bildunü  orrcirhl  hat.  weKlies  in  den  l^rlirauffiaben  hin- 
gestellt ist :  aber  aueh  in  Jiaden  und  Bayern  sind  unter  den  Anforderungen  in  der 
mündliehen  Prüfung  bestimmte  Punkte  nicht  angegeben  und  daher  aus  den  Lelir- 
plänen  selbst  erst  zu  entnehmen:  Wiiiltomberg  kennt  kcMiic  mündliehe  Prüfung 
in  der  Mathenuitik. 

Drei  Gruppen  von  Staaten  lassen  sich  hier  bilden:  Preußen  mit  vielen  nord- 
deutschen Staaten  {^^elehe  freilieh  die  Modifikationen  von  1901  noch  nicht  auf- 
genommen haben,  sondern  außer  Bremen  die  Ziele  von  1892  als  maßgebend  an- 
erkennen, dazu  auch  Sachsen  und  Elsaß-Lothringen);  zweitens  Baden  und  Württem- 
berg; drittens  Bayern  und  Österreich. 

In  der  ersten  Gruppe  sind  als  Zielleistungen  der  Gymnasien  fast  immer  hin- 
gestellt: in  der  Arithmetik  der  binomische  Lehrsatz,  oft  mit  dem  ausdrücklichen 
Zusatz  „für  ganze  positive  Exponenten",  in  der  Algebra  Gleichungen  zweiten 
Grades,  in  Preußen  1901  mit  dem  Zusätze:  „auch  solche  höheren  Grades,  die  sich 
auf  quadratische  zurückführen  lassen".  Was  die  Trigonometrie  anbelangt,  so  finden 
sich  hier  meist  allgemeine  Bestimmungen,  „daß  der  Schüler  sichere,  geordnete,  z\i- 
sammenhängende  Kenntnisse  besitzen  soll"  (so  in  Braunschweig  §  2,  7  und  Elsaß- 
Lothringen),  oder:  „Fortsetzung  der  Übungen  in  der  Trigonometrie",  d.  h.  also 
(vgl.  Pensum  für  UI)  der  Goniometrie  und  der  Dreiecksberechnungen.  Dazu  kommt 
mathematische  Geographie,  auf  welche  im  Königreich  Sachsen  §  25  besonderes 
Gewicht  gelegt  wird:  „unter  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  mathematische 
Geographie  bei  Behandlung  der  Kugeloberfläche".  Ausgeschlossen  sind  hier  also 
von  den  Gymnasien  die  Gleichungen  dritten  und  vierten  Grades,  eingehende  Lehre 
von  den  Kegelschnitten  und  analytische  Geometrie. 

Für  Realgymnasien  und  Qberrealschulen,  deren  Prüfungsordnungen 
meist  dieselben  sind,  sind  diese  Grenzen  erweitert^):  in  der  Arithmetik  bis  zum 
binomischen  Lehrsatz  für  behebige  Exponenten  (einschließUch),  zur  Entwickelung 
der  einfacheren  unendlichen  Reihen,  in  der  Algebra  bis  zu  den  Gleichungen  dritten 
Grades,  in  der  Geometrie  bis  zu  den  wichtigsten  Sätzen  über  Kegelschnitte  und  bis 
zu  der  analytischen  Geometrie;  am  weitesten  geht  man  hier  in  Hamburg, 
wo  zu  lesen  ist  §2,6  der  Prüfungsordnung  für  Realgymnasien :  „in  den  Grundlehren 
der  Differentialrechnung"^),  und  §  2,  5  der  Oberrealschulen:  „bis  zu  den  Glei- 
chungen höheren  Grades  (also  auch  vierten  Grades),  .  .  .  den  Grundlehren  der  In- 
finitesimalrechnung"; aber  im  Königreich  Sachsen  ist  Lehrziel  für  Realgymnasien 
(§  34)  nur:  „kubische  Gleichungen,  binomischer  und  Moivrescher  Satz  .  .  .  Elemente 
der  analytischen    Geometrie   einschheßlich   der  Lehre   von   den   Kegelschnitten." 

Also  auch  die  Lehrziele  der  Realgymnasien  und  der  Oberrealschulen  dieser 
Staaten,  bzw.  die  Anforderungen  an  die  Prüfhnge  sind  fast  dieselben. 

Was  nun  aber  hier  auf  dem  Realgymnasium  verlangt  wird,  das  lesen  wir  in 
Baden  oft  als  Zielleistung  des  Gymnasiums;  in  neun  Klassen  bei  durchschnittlich 

1)  Nur  in  Elsaß -Lothringen  heißt  es  jetzt  lOB:  „Realgymnasium.  Die  Lehraufgabe 
ist  dieselbe  wie  im  Gymnasium";  für  die  Oberrealschulen  ist  sie  erweitert. 

2)  Hier  wäre  einmal  ein  Fall,  wo  man  aus  dem  individuellen  Charakter  der  Handelsstadt 
ein  solches  Mehr  erklären  könnte. 
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H.]  WoclifiistwiKlrii  sollen  in  Hadrn  dir  Ahit  in  irntcii  ii.kIi  «ii-iii  I^clirpliin  von  IHG«) 
§  11  (JoohS.  '.).")  IM!)  auf  den  ( iyiuiuusicn  es  hrinj,'(>n  zur  Hichcrcii  „  Kennt  nis  der  neueren 
Hyntlietischon  (Jeonietrie  mit  hesontierer  KückHicIit  auf  die  Kej.'elHehnitle,  eventuell 
auel»  zu  den  Kettenbrüehen  und  diophiintisehen  (Jleiehun^cn".  KtwaH  «elir  all- 
pemein  freilich  lautet  der  §  <)()  der  Keifeprüfun^'HordnunK:  „in  der  Mathematik 
wird  verlangt:  gediegene  Kenntnis  der  Elementarmathematik  in  Hehulmäüigem 
l'mfang  und  Fertigkeit,  eine  Aufgabe  von  mäßiger  Schuierigkeit  aus  dem  genaimten 
iiereiehe  zu  ir)s«>n". 

In  Württemberg,  wo  der-  liiterricht  auf  zehn  Jahre,  von  der  Vorklaüse 
l)is  Ol,  sieh  erstreckt,  und  .'{!)  W'ochenstunden  hat  (Fehleisen  S.  02),  werden 
zwar  in  der  Reifeprüfung  selbst  (vgl.  §  (>  der  Instruktion  S.  llü/117  Fehleisen) 
niiht  größere  Anforderungen  gestellt,  aber  nach  dem  Lchrplan  sollen  in  Ol 
diophantische  Gleichungen  behandelt  werden,  ebenso  Kettenbrüche. 

Für  württembergische  Realgymnasien  heißt  es  §  6,  5  unter  Maßstab  für  die 
Erteilung  des  Zeugnisses  der  Reife:  „in  der  Mathematik  nniß  er  Kenntnis  der 
Differential-  und  Integralrechnung  und  ihrer  wichtigsten  Anwendungen 
besonders  auf  Geometrie  .  .  .  zeigen".  Weiter  sollen  die  Abiturienten  der  Ober- 
realsehulen  Badens  nach  den  Lehrplänen  gebracht  werden,  wenn  gefordert  wird 
für  Oberprima:  „Gleichungen  dritten  Grades  mit  einer  Unbekannten,  Gleichungen 
vierten  Grades  und  angenähertes  Lösen  von  Zahlengleichungen  höherer  Grade; 
Kettenbrüche,  die  Kegelschnitte  als  geometrische  örter"  u.  a.  §  11  (Joos  S.  289). 

Wenn  al.so  in  diesen  beiden  süddeutschen  Staaten  die  Abiturienten  nach  den 
Lehrplänen  etwas  weitere  Kenntnisse  erwerben  müssen  als  in  der  Kla.s.se  der  obigen 
Staatengruppe,  .so  sind  die  Postulate  in  dem  dritten  süddeut sehen  Staate, 
in  Bayern,  bedeutend  geringer,  ebenso  in  Osterreich,  bedeutend  geringer  auch 
als  in  Norddeutschland.  Das  ist  sehr  natürlich,  denn  hier  sind  nicht  nur  der  Mathe- 
matik die  wenigsten  Wochenstunden  zugeteilt  (33  in  Bayern,  34  in  Österreich), 
sondern  es  wird  auch  die  Physik  als  integrierender  Teil  zusammen  mit  der 
Mathematik  behandelt,  so  daß  in  den  bayerischen  34  Stunden  auch  der  gesamte 
{)liysikalische   Unterricht   mit   inbegriffen   ist. 

Das  Lehrziel  in  Bayern  ist  laut  §  13,  \:\:  „Neunte  KUisse:  a)  mathematische 
CJeographie;  Grundbegriffe,  wt-lche  sich  auf  die  Erscheinungen  am  Sternenhimmel 
beziehen  .  .  .  Sternzeit,  .  .  .  einheitliche  Wcltzeit  .  .  .  die  Keplerschen  Gesetze:  das 
Newtonsche  Gravitationsgesetz;  .  .  .  Bestimmung  eines  wahren  und  eines  mittleren 
Sonnentages:  L'ngleichheit  der  wahren  Sonnentage;  .  .  .  b)  .  .  .  .Mathematisches 
Repetitorium,  .  .  .  Wiederholung  und  Erweiterung  sowie  übei-sichtlidie  Zu- 
sammenfa-ssung  und  Vertiefung  des  mathematisch -physikalischen  I^^hrstoffes 
der  vier  letzten  Kla-ssen,  und  zur  Erklärung  möge  aus  dem  Lehrstoff  der  achten, 
der  vorhergehenden  Klasse  einiges  beigefügt  sein,  a)  Algebra:  arithmetische  und 
geometrische  Reihen;  Zin.seszins-  und  Rentenrechnung;  b)  Stereometrie:  Lage  und 
Stellung  gerader  Linien  und  Ebenen;  Polyeder,  Prismen,  Pyramide,  Kegel  und 
Kugel:  im  Anschlüsse  die  Grundgleichungen  der  sphärischen  Trigonometrie;  c)  Phy- 
sik: ..  .  Fallgesetze;  das  einfache  Pendel;  die  Lehre  vom  Lichte.  Zurückwerf ung, 
Brechung,  Zerstreuung;   .   .   .   Elektrizität   und   Magnetismus,   (trunderscheinungen 

U.  Morsch,  das  höhere  Lehnunt.   2.  Aufl.  ^g 
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und  Grundgesetze.  Telegraph.  Telephon."  Es  fehlt  also  hier  die  analytische 
Geometrie.  In  Osterreich  wird  jetzt  verlangt:  Überblick  über  den  auf  der 
Oberstufe  behandelten  mathematischen  Lehrstoff;  Vertrautheit  mit  Methoden, 
Lösung  von  Aufgaben,  abstrakten  wie  angewandten  aus  anderen  Wissenschaften  (auch 
der  Plu-sik)  und  dem  praktischen  Leben.  —  Diese  Forderung  gilt  für  Gymnasien  wie 
Realschulen.  Im  Vergleich  zu  denen  aller  anderen  deutschen  Staaten  gehen  demnach 
die  Abiturienten  Bayerns  und  Österreichs  mit  den  geringsten  mathematischen 
Kemitnissen  von  der  Schule  ab;  das  Studium  der  Mathematik,  auch  das  erfolg- 
reiche Hören  von  Vorlesungen  auf  polytechnischen  Fachschulen,  falls  diese  nicht 
auf  solche  Vorbildung  der  Schule  Rücksicht  nehmen,  muß  ihnen  anfangs  schwerer 
fallen.  L^nter  den  norddeutschen  Staaten  überflügeln  die  Schüler  der  Realgymnasien 
und  Oberrealschulen  Hamburgs,  außerdem  die  Schüler  der  Realgymnasien  und 
Oberrealschulen  Württembergs  die  der  gleichartigen  Realanstalten  Deutschlands, 
diesen  scheinen  sich  die  Abiturienten  der  Gymnasien  Badens  und  vielleicht  Württem- 
bergs zu  nähern,  während  die  Schüler  der  höheren  Realanstalten  dieser  beiden  süd- 
deutschen Staaten  es  auch  nicht  weiter  bringen  als  die  Hamburger  Schüler.  Alle 
anderen  GjTimasien,  Realgynmasien,  Oberrealschulen  in  Deutschland  haben  fast 
dasselbe  Lehrziel  und  dieselben  Prüfungsordnungen  in  der  Mathematik  und  Physik. 
Es  braucht  wohl  kaum  gesagt  zu  werden,  daß  gerade  in  bezug  auf  die  Mathematik 
der  Schluß  von  dem  Papier  der  Reglements  auf  die  Wirklichkeit  am  vorsichtigsten 
gezogen  werden  muß;  auch  die  neuesten  preußischen  Lehrpläne  müssen  gerade 
in  diesem  Fache  ziemUch  weite  Grenzen  gestatten.  Immerhin  Mird  ersichtlich  sein, 
daß  unter  den  deutschen  Staaten  Bayern  allein,  wie  es  ja  bekannt  ist,  und  wie 
es  seine  schulgeschichtliche  Entwickelung  mit  sich  brachte,  sich  hier  nahe  zu 
Osterreich  stellt:  die  bayerischen  und  österreichischen  Gymnasien  haben  ja  schon 
durch  die  geringere  mathematische  Stundenzahl  mehr  noch  jene  Einheit,  welche 
sonst  durch  den  Utraquismus  der  Humaniora  und  Realia  auf  Deutschlands  Schulen 
fast  verloren  gegangen  ist. 

Als  Abschluß  dieser  Erörterung  über  die  mündliche  Prüfung  sei  noch  auf  einen 
Punkt  hingewiesen.  L'm  die  Prüfhnge  von  einem  Übermaß  des  Lernstoffes  zu  be- 
freien^), hatte  man  bekanntHch  in  Preußen  1892  die  Lehraufgabe  der  Prima 
als  Ermittelungsobjekt  der  Prüfung  hingestellt.  Das  gilt,  was  Ge- 
schichte, Geographie,  Mathematik  anbetrifft,  jetzt  auch  für  Österreich,  wo  die 
Prüfung  in  Physik  jetzt  fortgefallen  ist.  Nicht  immer  war  man  in  Preußen 
so  ängstlich.  In  dem  Reglement  für  die  Abiturientenprüfung  der  Realschulen 
vom  6.  Oktober  1859  steht  wörtUch  zu  lesen:  „Gegenstand  der  Prüfung  ist 
daher  nicht  ausschließlich  das  Pensum  der  Prima,  sondern  alles  dasjenige, 
was  in  dem  Lehrplan  der  Realschule  von  fundamentaler  Bedeutung  ist." 
Auch  1882  kannte  man  solche  Vorsicht  noch  nicht.  Nach  dem  jüngsten  Prü- 
fungsreglement in  Preußen,  das  in  §  1  die  Lehraufgabe  der  Prima  hat  fallen  lassen, 
braucht  man  sich  nicht  vorsichtig  auf  das  Primanerpensum,  zu  beschränken ;  natür- 


1)  Vgl.  S.  11  der  Denkschrift  betreffend  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Eevision  usw. 
Berlin  1S92. 
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lieh  wild  ilii's  luiuptsäcliliili  dus  (Jcl)ict  sein,  lUi.s  dfiii  die  Kraj^on  ^'fiioiiuncn  u<T(1«'ii, 
abrr  i's  ist  wirklich  als  eint«  iSrhiitzwchr  gt'jirii  j^Mobe  flcniciitare  UnwinKenhi-it  zu 
betrac'htrn,  wenn  man  jit/t  §  11,  .{a  bti  der  Koiniu-nsatioii  lii-st :  „die  al«  'nitlit 
genügend'  bezeic-hncten  Leistungen,  dcitii  Aii.s^|(i(  Ihihl'  in  I'ra^'e  kommt,  dürfen 
nieht  unter  das  Mali  hinabgehen,  widcht-H  für  dm  Kintritt  in  die  Prima 
/.ii  fordern  ist".  Ki;.Miit  lieh  ist  es  ja  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  eine  Abiturienten- 
j)rüfung  so  einzurichten,  daß  sie  ihren  Stoff  tun-  aus  dem  IVimancrpeuHum  nimmt 
—  man  müiite  dciui  in  Prima  fortgesetzt  Wiederholungen  früherer  Khu-senaufgaben 
vornehmen  und  die  „Lehraufgabe  der  I'rima"  in  diesem  Simie  fiuisen.  In  einem 
solchen  Zwiespalt  stecken  luni  doch  alle  diejenigen  Ordnungen,  welche  die  preuUische 
von  1892  sich  mehr  oder  weiiij^cr  wörtlich  aneigneten,  so  Anhalt,  Hessen 
(für  die  Oberrealschulcn) ;  auch  die  Urdimng  für  das  Königreich  Sachsen  §58: 
„Die  Reifeprüfung,  welche  den  Zweck  hat,  zu  ermitteln,  ob  ein  Schüler  die  Lehr- 
zielo  der  Oberprima  in  allen  wissenschaftlichen  Fächern  erreidit  hat",  wird  die 
Prüfenden  in  praxi  wegen  §  12  und  §  15  oft  in  Verlegenheit  setzen.  Am  auffallendsten 
zeigt  diesen  Zwiespalt  die  eben  zitierte  hessische  Ordnung  für  die  Oberrealschulen 
von  1901,  wenn  sie  in  §  1  festsetzt:  „Zweck  der  Prüfung  ist,  zu  ermitteln,  ob  der 
Schüler  die  Lehraufgabe  der  Prima  sich  angeeignet  hat",  und  in  §  10,  G:  „die  Prü- 
fung in  der  Mathematik  und  Physik  darf  nicht  auf  das  Lehrpensum  der  Prima 
beschränkt  werden".  Dieselbe  Forderung  gilt  auch  für  die  Gymnasien  in  Mecklen- 
burg-Strelitz  §  10,  9,  Reuß  j.  L.  §  54,  8  und  Reuß  ä.  L.  §  6  D  7,  während  nach 
§13,5  in  Sachsen  -  Meiningen  auf  dem  Gynmasium  die  mündliche  mathe- 
matische Prüfung  sich  gerade  auf  die  Teile  beschränken  soll,  welche  in  Prima 
vorgetragen  werden.  Bezeichnend  genug  ist  es,  daß  diese  Ausnahme  nur  für  die 
Oberrealschuli'U  und  nur  für  die  Mathematik  genuicht  wurde. 

Schriftliche  Prüfung. 
Stellung   der  Aufgaben. 

Die  Bestimmungen  über  die  schriftliche  Prüfung  in  den  vci-schiwlenen  Ländern 
werden  weniger  Differenzen  hinsichtlich  des  Inhalts  dieser  Prüfung  aufzeigen  als 
vielmehr  solche  betr.  der  Hechte  inul  Kompetenzen  des  Konnnissars  und  der  Prü- 
fungskommission. Bei  der  Stellung  der  Aufgaben  und  der  Beurteilung  derselben 
werden  ziemlich  bedeutende  Abweichungen  hervortreten;  und  im  An.schluß  hieran 
möge  denn  dasjenige  seinen  Platz  finden,  wjvs  über  Feststellung  des  Urteils 
und  Kompensation  zu  sagen  ist. 

Wie  ich  schon  oben  in  dem  Absclinitt  über  die  Dienstinstruktionen  nach- 
gewiesen zu  haben  glaube,  sind  nach  dem  Wortlaut  der  Vorschriften  die  Htxhte  der 
Oberlehrer  in  Preußen  ihrem  unmittelbaren  Vorgesetzten,  dem  Anstaltsleiter  gegen- 
über, wenig  fest  und  wenig  weitgehend.  Dies  zeigt  sich  auch  schon  bei  der  Stellung 
der  Abiturientenaufgaben.  In  dem  Reglement  von  1834  §  15  heißt  es:  „Für  jede 
schriftliche  Arbeit  werden  mehrere  Aufgaben  von  dem  Direktor  und  den  prüfenden 
Lehrern  vorgeschlagen  und  dem  Königl.  Kommissarius  ztir  Auswahl  vorgelegt. 
Dem  letzteren  steht  es  frei,  nach  Befinden  der  Umstände  die  Aufgaben  selbst  zu 
bestimmen."  —  Auch  das  HeL'lement  für  die  Realschulen  von  1859  sagt  §  5:  „Die 
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AufgahiMi  zu  dcu  siluiftliihon  Prüfuni:saibcittMi  wriden  von  den  betreffenden 
Lehrern  pe\\  iililt  und  für  jede  Arbeit  z\\  ei  vorgesehlagen  .  .  .  Der  Königl.  Kommissar 
trifft  die  Auswahl."  —  Hier  steht  zwisehen  dem  die  Themata  stellenden 
Lehrer  und  dem  Kt)mmissar  noch  nieht  der  Direktor.  Schon  1882  §  7,  3 
aber  heiüt  es :  „Die  Aufgaben  für  jeden  einzelnen  Gegenstand  legt  der  Lehrer,  welcher 
denselben  in  der  obersten  Klasse  erteilt,  dem  Direktor  zur  Genehmigung 
vor."  Und  diese  prüfende  Zwiseheninstanz  ist  dann  stehen  gebheben  bis  1901: 
„Der  Direktor  hat  die  Aufgabenvorsehläge,  und  zwar  die  von  anderen  gemachten 
mit  seinem  Genehmigungsvermerke  versehen .  unmittelbar  an  den  Königl.  Kom- 
missar einzusenden." 

So  hat  denn  der  Oberlehrer  mit  seinen  Vorschlägen  zwei  prüfende  Instanzen 
zu  durchlaufen.  Diese  große  Vorsicht  ist  dann  auch  in  fast  allen  norddeutschen 
Staaten  und  sonst  beibehalten  worden,  so  in  Anhalt,  Bremen,  Braunschweig,  Elsaß- 
Lothringen  (§7),  Hamburg,  Mecklenburg,  Sachsen-Weimar,  Reuß  ä.  u.  j.  L.,  Olden- 
burg, Hessen,  wo  es  noch  einschränkender  lautet  §  6:  „Die  Aufgaben  für  die 
schriftlichen  Arbeiten  \\erden  auf  Vorschlag  des  betreffenden  prüfenden  Lehrers 
von  der  Direktion  bestimmt";  weniger  beschränkend  für  die  hessischen  Oberreal- 
schulen (§  6.  3).  Auch  im  Königreich  Sachsen  sind  auf  Gymnasien  und  Real- 
schulen I.  und  II.  Ordnung  nach  §  63  und  64  die  Themata  dem  Rektor  vorher  zur 
Genehmigung  vorzulegen.  Hiermit  stimmt  so  ziemHch  das  Verfahren  in  Baden 
überein  (Joos  S.  125/126:  „.  .  .  werden  bei  den  einzelnen  Gymnasien  die  Aufgaben 
für  jeden  Gegenstand  von  dem  Lehrer  .  .  .  entworfen  und,  nachdem  der  Direktor 
dieselben  geprüft,  von  diesem  mit  der  Meldung  der  Prüfungsbewerber  dem  Ober- 
schulrat vorgelegt."  Gleichlautend  ist  der  §  21,  2  der  Prüfungsordnung  für  die 
Oberrealschulen  Badens,  anders  der  betreffende  für  die  Realgymnasien  daselbst, 
worauf  wir  noch  zurückkommen.  Nach  §  3  der  Instr.  f.  d.  Gymnasien  und  Real- 
gymnasien Württembergs  werden  „die  Aufgaben  zu  den  schriftUchen  Prüfungs- 
arbeiten von  den  betreffenden  Lelirern  gewählt  .  .  .  Der  Regierungskommissar 
trifft  die  Auswahl,  ist  aber  auch  befugt,  nach  seinem  Gutdünken  sämtliche  oder 
einzelne  Aufgaben  selbst  zu  stellen."  Ob  hier  der  Direktor  als  Zwischeninstanz 
eine  RoUe  spielt,  ist  nicht  ganz  deutlich;  man  möchte  es  auch  nicht  annehmen, 
wenn  man  den  davon  etwas  abweichenden  §  3  der  Instr.  für  die  Realanstalten  liest: 
„Die  Aufgaben  zu  den  schrifthchen  Prüfungsarbeiten  werden  in  jedem  Fache  von  dem 
Lehrer,  welchem  dasselbe  an  der  obersten  Klasse  zugeteilt  ist,  als  Referenten  im 
Einvernehmen  mit  dem  von  dem  Rektor  gestellten  Korreferenten  gewählt  ,  .  ."; 
hier  ist  also  auch  von  dem  Direktor  nicht  die  Rede,  wohl  aber  noch  von  einem  anderen 
Oberlehrer,  dem  Korreferenten,  von  dem  später  noch  die  Rede  sein  wird. 

In  Österreich  schickte  bis  vor  kurzem  der  Mittelschulprofessor  die  Abituri- 
ententhemata durch  Vermittelung  des  Anstaltsleiters  in  einem  mit  seinem  Privat- 
siegel verschlossenen  Kuvert  an  den  Landesschuhnspektor,  vgl.  „Weisungen" 
S.  26  zu  §  80;  „Die  Lehrer  haben  die  vorgeschlagenen  Themen  für  jeden  Teil  der 
Prüfung  abgesondert  in  doppeltem  Kuvert,  wovon  das  innere,  für  die  Rücksendung 
bestimmte  unversiegelt  bleibt  und  jedes  die  entsprechende  Aufschrift  trägt,  mit 
dem  eigenen  Privatsiegel  geschlossen  dem  Direktor  zu   übergeben,  der 
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(lit'sclhcn  ...  «Irin  Laiul..s.s.liiiliii.s|,.kt(.r  /.ii.sciKl.t ."  .I.t/.t  .iImt  li.-ilit  es  §'.):  „Die 
betr.  Ftulilclin-r  haben  dir  vnr^M  s<  lilii^'ciici»  Ailx-itni  dem  Direktor  zu  überleben, 
der  sie  nach  Ki  iisich  t  na  h  me  und  eventueller  liisprech  u  nf,'  mit  dem  Fach- 
lehrer ver.sie;.'elt  (i<iii  L;iiule.s.schulinsj)ekt(>r  übermittelt."  In  Ohterreieh  ist  also 
die  Kormi'l  am  niildtstcn.  aber  uo/.u  dient  eiL'entlidi  diese  ZulHcheniiiHtanz  dc8 
Direktors  bei  der  Stelliirit;  der  .s.hrifl lieben  .ViifL'aben?  Ist  nieht  die  Prüfung  der 
Aufgaben  dureli  den  Kommi.s.sjir  genügend?  Freilich  keruit  der  KommiKsar  die 
Prüflinge  /unäeh.st  gar  nieht  und  muli  .sieh  deshalb  auf  das  l'rteil  des  Anstalts- 
leiters in  ei-ster  Linie  verlassen.  Aber  der  Direktor  unterrichtet  nur  in  gewissen 
Fächern,  die  Leistungsfähigkeit  der  Schüler  in  seinem  Fach  kennt  am  besten  natür- 
lich der  Fachlehrer,  nieht  immer  wird  der  Vorgesetzte  imstande  sein,  sein  besseres 
Urteil  hier  geltend  zu  machen.  Fs  ist  meist  natürlich  eine  Form,  dieses  „fienehmigt" 
unter  den  Aufgaben  dci-  Kominissionsmitglieder,  aber  die  amtliche,  juristische 
Stellung  eines  Beamten  kennzeichnet  sich  eben  in  solchen  Formalien. 

In  Bayern  bedarf  es  solcher  Gegenzeichnung  des  Anstaltsdirektors  nieht, 
denn  dort  werden,  im  Gegensatz  zu  allen  anderen  Staaten,  die  Themata  nicht  von 
den  Oberlehrern  bestimmt,  sondern  von  der  Zentralstelle  aus,  von  dem  Königl. 
Staatsministerium  des  Innern  für  Kirehen-  und  Schulangelegenheiten;  die  baye- 
rischen Abiturienten  schreiben  und  bearbeiten  an  vier  Prüfungstagen  hintereinander 
alle  dieselben  Themata  (vgl.  §  .l'i  für  Gymnasien  und  Realgymnasien). 

Notwendig  ist  es.  die  einschlägigen  Restinimungen  in  Bayern  hier  vollständig 
herzusetzen. 

§  H.3.     Für  CJy  ninasien. 

2.  Am  ersten  i'rii  f  uni-'stage:    a)  eine  nicht  zu  .schwieripe  und  aus  dem  Ideonkreise  der 

alt<?n  Welt  gewählte  Übersetzung  aus  dem  Deutsciien  in.s  Ijiteinisohc  vormittagR  von 
7 — 11    Ulir,   b)  eine  Arbeit  aus  der  Religion.slelire  naeiimittags  von  3 — ."i   l'hr.') 

Am  zweiten  Prüfungstage:    eine  deutsche  Ausarbeitung,  vormittags  von  7 — 11  Uhr. 

Am  dritten  Prüfungstage:  a)  eine  Übersetzung  aus  dem  (J riech i.'<chen  ins  Deutsche, 
wofür  der  griechische  Text  autographiert  oder  gedruckt  zur  Verteilung  kommt, 
vormittags  von  7 — 10  Uhr.  b)  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  in  da«  Fninzcisische 
und  aus  dem  Französischen  ins  Deutsche,  nachmittags  von  3 — .'i'/j  (früher  ö)  l'hr. 

Am  vierten  Prüfungstage:  .Aufgaben  aus  der  Mathematik  und  Physik,  vormittags 
von  7 — 11   l'hr. 

3.  Das  K.  Staatsministerium  des  Innern  bestimmt  die  Prüfungsartn-iten.     Diese  wertlen  dem 

Vorstande  der  I'rüfungskommission  verschh)ssen  zugesendet,  welcher  die  Kröffnung  un- 
tnitteibiir  vorder  Bekanntpal>e  und  in  (Jepenwart  der  Kxaminandcn  vorzunehmen  hat. 
J.  Da  jediK'h  in  betn-ff  des  dcut.sclien  .Aufsatzes  die  .Auswahl  »inter  mehreren  Aufgaben 
den  .Anstalten  freigeget)en  wirtl.  so  Ijat  am  betreffenden  I'rüfunpstage  tue  Kom  mission 
kurz  vor  dem  .AnOmge  der  I'rüfimg  zusammenzulret<'n  unii  sich  über  die  Wahl  des  zu 
»tollenden  Tliema.s  .schlüs.sig  zu   machen. 

§  33.     Kür  Realgymnasien. 
2.  Am  ersten  Prüf unpstage:    a)  eine  deutsche  .AusarluMtung,  vormittags  von  7 — 11  Uhr; 
b)  eine  Arbeit  aus  der  Religionslehre,  nachmittags  von  .3 — .'>  l'hr. 


1)  Nur  für  die  israoliti.schen  Schüler  pilt  der  (Jnuid.satz  der  oinheitliclien  .Aufgabenstellung 
nicht,  der  Rabbiner  des  Ortes  scliUipt  dem  Rektor  die  Themata  vor,  vgl.  „Rlätter  f.  höh.  Schulen", 
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Am    zweit  (Ml    l'rüf  ungsl  age:    a)    eine    l'berselziiiiij;   aus   dem    Deulsehen   ins   Fran- 
ziisisehe,  vormittags  von  7 — 10  Uhr;   b)  eine    LU)ersetzung  aus  dem  Deutschen  ins 
Knglischc.  nachmittags  von  3 — G  Uhr. 
Am  dritten  Prüf ungstage:    a)  Aufgaben  aus  der  Algebra,  Geometrie  und  Trigono- 
metrie, vormittags  von  7 — 10  Uhr;    b)  Aufgaben  aus  der  darstellenden  Geometrie, 
nachmittags  von  8 — 5  Uhr. 
Am  vierten  Prüf  ungstage:    a)  eine  Übersetzung  aus  dem  Lateinischen  ins  Deutsche, 
wofür    der    lateinische   Text    autographiert    oder    gedruckt    zur    Verteilung 
kommt,    vormittags   von  7 — 10  Uhr;   b)  Aufgaben  aus  der  Chemie  und  Mineralogie 
sowie  aus  der  Physik,   nachmittags  von  3 — (i  Uhr. 
Eis  folgen,  gleichlautend  mit  denen  für  die  Gymnasien,  die  Bestimmungen  8  und  4.    Ebenso 
gleichlautend  ist  der  §  34: 

^        ..Die  Bearbeitung  liat  unter  Aufsicht  zweier  Lehrer,  von  denen  jedenfalls  einer  der 
Prüfungskommission  angehören  muß.  stattzufinden"  usw. 

Daraus  ist  ersichtlich,  daß  in  Bayern  niclit  nur  für  das  Deutsche,  sondern  für 
alle  anderen  Fächer  dieselben  Aufgaben  und  dieselben  Termine  gegeben  werden; 
eine  Auswahl  steht  der  Prüfungskommission  nur  unter  den  drei  Themen  des 
deutschen  Aufsatzes  frei;  ferner  ist  ersichtlich,  daß  auf  den  Realgymnasien  ein 
französicher  Aufsatz  nicht  angefertigt  wird,  sondern  eine  „Übersetzung  aus  dem 
Deutschen  ins  Französische",  nachmittags  folgt  eine  solche  ins  Englische.  —  Die 
Praxis  weicht  nach  mir  vorliegenden  Schuljirogrammen  bayerischer  Realgymnasien 
insofern  davon  ab ,  als  die  schriftliche  Absolutorialprüfung  aus  drei  Teilen  be- 
steht: a)  einem  französischen  Diktat  (Vg  Stunde  Arbeitszeit);  b)  Übersetzung  aus 
dem  Französischen  ins  Deutsche;  c)  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  ins  Fran- 
zösische.^)    (Für  b  und  c  zusammen  drei  Stunden  Arbeitszeit.) 

Die  eben  erwähnte,  früher  in  Baden,  jetzt  nur  noch  in  Bayern  übliche  ein- 
heithehe  Aufgabenverteilung  hat,  das  läßt  sich  nicht  leugnen,  manche  Vorteile, 
besonders  was  den  deutschen  Aufsatz  betrifft.  Ich  will  nicht  reden  von  der  dabei 
gleichA\  alt  enden  Gerechtigkeit,  daß  alle  Schüler  dasselbe  Thema  mit  denselben 
Schwierigkeiten  zu  lösen  haben,  und  daß  keine  Klage  seitens  des  Publikums  wegen 
Ungleichheiten,  Zufälligkeiten  bei  der  Prüfung  usw.  erhoben  werden  kann,  bei  der 
heutigen  individuahstischen  Richtung  werden  manche  ein  Abwägen  je  nach  dem 
Können  der  Schüler  auf  einzelnen  Anstalten  lieber  wollen;  auch  davon  will  ich  nicht 
reden,  wie  dadurch  der  „Mogelei"  seitens  der  die  Themata  meist  vorausahnenden 
Schüler  gesteuert  wird,  ebenso  einer  zu  großen  Gutmütigkeit  einzelner  Oberlehrer. 
Aber  eins  läßt  sich  nicht  abstreiten:  die  Vorschriften,  welche  überall,  außer 
natürhch  in  Bayern,  für  die  Stellung  z.  B.  des  deutschen  Abiturientenaufsatzes 
gegeben  sind,  lassen  sich  einfach  nicht  befolgen;  §6,6  sagt  in  Preußen  jetzt 
noch:  „  .  .  .  Pfhcht  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Aufgaben  für  die  schriftliche  Prüfung 
den  Schülern  erst  bei  Beginn  der  einzelnen  Arbeit  zur  Kenntnis  kommen;  auch  ist 
jede  vorherige  Andeutung  über  sie  auf  das  strengste  zu  vermeiden*'.  Und  gleich- 
lautend .sind  die  Verbote  in  vielen  Ländern,  so  in  allen  norddeutschen  Staaten, 
Anhalt  §  6,  7,  Bremen  §  6,  6,  Braunschweig  §  6,  7;  auch  in  Elsaß-Lothringen  §  7,  7, 
Hamburg  §  6,  8,  Hessen  §  6,  Hessen  (Oberrealschulen)  §  6,  5,  Mecklenburg-Strehtz 

1)  Proben  solcher  Absolutorialaufgaben  aus  dem  41.  Jahresbericht  über  das  Königl.  Real- 
gymnasium zu  München,  1904/05  s.  hinten.  —  Möchten  sie  unsere  Neusprachler  doch  vergleichen ! 
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§  <;,  (■).  ( )l(l.iil.inMr  §  (;.  7,  Kcuü  j.  L.  §  .')().  S;  aiiücnlciM  in  Hiul»-ii  §21,4  (iiu-rkwürdiger- 
weisi'  nur  in  der  Ortlminu  für  die  OlM-nculKcluilcn) ;  in  ("iHtcrreich  werden  jetzt 
zwei  CJruppen  mit  je  drei  verHcliiedenarti^en  'J"hern<'n  vor^esehhiKen,  wobei  es  statt- 
haft ist,  „einige  erklärende  und  die  Helmndlun^  erleichternde  Bemerkungen  bei- 
zufügen" (§  9).  Mehr  als  diese  Hemerkuniren  darf  num  dann  nicht  geben,  und 
in  §10  heißt  es:  „Andeutungen  während  des  Unterrichts,  aus  denen  ein  Schluß 
auf  die  vorgeschlagenen  Themen  gezogen  werden  k(>nnte.  sind  sorgfältigst  zu  ver- 
meiden." 

Wenn  nun  aber  diesem  Verbote  nach  wirklich  verfahren  wird,  so  stellt  der 
deutsche  Prüfungsauf.satz.  auch  unter  Innehaltung  des  §  .3  der  Ordnung  1^92,  wo- 
nach der  Schüler  ein  in  seinem  Gedankenkreis  liegendes  Thema  bearbeiten  soll, 
Anforderungen  an  denselben,  welche  er  zu  erfüllen  bisher  selten  gewohnt  war. 
Jeder  häusliche  Aufsatz  wird  doch  in  der  Schule  mehr  oder  weniger  vorher  be- 
sprochen^), der  Schüler  weiß  das  Thema,  er  weiß  deshalb,  wohin  jeder  Wink  des 
Lehrers  während  der  Stunde  abzielt,  es  wird  womöglich  ein  principium  divisionis 
für  die  Disposition  gefunden,  vor  einigen  Irrwegen  wird  gewarnt;  ja  zu  Haus  kann 
der  Schüler  sein  poetisches  oder  prosaisches  Stück,  Egmont  oder  Lessings  I^okoon, 
fortgesetzt  nachschlagen.  Und  nun  soll  er  in  der  Examensnot  über  ein  Thema  schrei- 
ben, über  das  er  vorher  „keine  Andeutung  erhalten"  hat?  Wie  stimmt  dies 
mit  §  6,  2:  „Die  Aufgaben  sind  so  zu  bestimmen,  daß  sie  in  Art  und  Schwierigkeit 
die  KJassenaufgaben  der  Prima  in  keiner  WVise  überschreiten?"  Bei  strenger  Be- 
folgung des  §  ♦),  ()  wird  der  deutsche  Abiturientenaufsatz,  nicht  anders  wie  der 
französische,  zu  einer  Ungeheuerhchkeit;  ja  welcher  Erwachsene  mit  aka- 
demischer Bildung,  au.sgenoniincn  liier  und  da  ein  Literarhistoriker,  getraute  sich 
über  ein  Drama,  das  er  vielleicht  Monate,  viele  Monate,  vielleicht  ein  Jahr  lang  nicht 
gelesen,  plötzlich  aus  dem  Stegreif  in  fünf  Stunden  hintereinander  einen  kleineren 
Aufsatz  niederzuschreiben,  wobei  man  freilich  wieder  zu  bedenken  hat.  daß  reife 
Männer  bei  der  Ausarbeitung  an  sich  selbst  ganz  andere  Ansprüche  in  bezug  auf 
Gewissenhaftigkeit  und  Genauigkeit  zu  stellen  pflegen  als  Abiturienten  und  viel- 
leicht deshalb  nichts  zustande  brächten  oder  bringen  wollten?  Nun  vergesse  man 
aber  auch  nicht,  daß  neben  diesen  Gedankenreihen  für  den  deutschen  Aufsatz, 
die  eine  ziemliche  Anzahl  von  poetischen  und  prosaischen  Stücken  umfassen  sollen, 
auch  noch  Ideenkreise  für  andere  l'hemen  wie  für  den  französischen  Aufsatz  liegen 
müssen. 

So  die  Lage  des  Schülers.  Nicht  viel  angenehmer  ist  die  des  Lehrei-s.  dem  es 
verboten  ist,  irgendwelche  „Andeutungen"  über  die  Aufsätze  zu  geben.  Tatsächlich 
aber,  schon  um  ähnliche  Vorbedingungen  für  diesen  Prüfungsaufsatz  zu  schaffen, 
wie  für  die  häuslichen  gemäß  §  (i,  2  der  Ordnung,  ist  er  doch  gezwungen,  eine  große 
Menge  von  Winken,  natürlich  ohne  eins  der  von  ihm  eingereichten  Themen  zu  nennen, 
wiederholt  zu  geben.  Es  begiimt  nun  ein  gar  anmut  iges  Versteckspiel:  fortgesetzt 
will  der  Lehrer  diese  Aiidciitniigcn  verberL'cn.  fortgesetzt  fordert  seine  ernst -schalk- 

1)  Daß  solche  VorlxTfitung  noch  in  I  doch  leider  oft  fienuf!  nöti^;  int.  das  Ix^weist  am 
deutlichsten  die  Tatsache,  daß  in  einigen  Staaten  (s.  S.  249  -Anra.  2)  lioihilfcn  ex  officio  zu 
deut.'<chon  lVüfungHauf.><ätzen  his  vor  kurzem  geurlx^n  wurden. 
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hafte  Miene  die  Selüiler  auf:  Snelit  !  Siu-ht  !  Fortgesetzt  suchen  und  finden  sie  wolil 
meist  das  Verborgene.  Wie  sollten  sie  aueh  nicht  ?  Im  letzten  Jahre  der  Prima  wird 
z.  B.  Cioethes  „Torquato  Tasso"  oder  eine  philosophische  Abhandlung  Schillers 
gelesen.  Plötzlich,  mit  mehr  oder  veniger  Geschick,  z.  B.  unter  dem  Vorwande 
der  Repetition  springt  der  Lehrer  von  dem  Goetheschen  Drama  auf  Schillers  „Wallen- 
stein", auf  das  Verhältnis  von  Max  und  Wallenstein,  oder  von  der  Schillerschen 
Prosa  auf  dtvs  achtzigste  Stück  von  Lessings  Hamburgischer  Dramaturgie  über. 
„Alu\.  da  haben  wir  eins  der  Abituriententhemata!  Entweder:  „Wodurch  wird 
Max  an  Wallenstein  gefesselt?"  oder:  „Warum  verurteilt  Lessing  die  französische 
Tragödie?"  Am  leichtesten  werden  Themata  allgemein-moralischen, 
auch  geschichtlichen  Inhalts  von  den  Schülern  aufgespürt.  Der  Sprung 
von  der  Lektüre  der  Unterrichtsstunde^)  zu :  „Lust  und  Liebe  sind  die  Fittiche  zu 
großen  Taten"  oder:  „Die  Bedeutung  Karls  des  Großen  für  seine  Zeit  und  für  die 
Geschichte"  ist  eben  sehr  auffällig,  auch  dann,  wenn  er  maskiert  wird,  durch  die 
Form  von  Dispositionsübungen,  \velche,  soweit  die  knappe  Zeit  reicht,  aucli  auf  der 
obersten  Stufe  ja  mit  Recht  verlangt  werden. 

Am  natürlichsten  A\erden  solche  Arbeiten  als  reife  Früchte  vom  Baume  des 
deutschen  Unterrichts  fallen,  die  nur  auf  die  Lektüre  des  letzten  Jahres  oder  Halb- 
jahres sich  gründen  und  entA\eder  diamaturgische  Dinge  behandeln,  wie  Exposition, 
Höhepunkte  der  Handlung,  Charaktereigenschaften,  vielleicht  Vergleiche  des  eben 
gelesenen  Dramas  mit  früheren  (aber  auch  hier  schon :  „sie  schweigen  und  horchen 
\ne  Mäuslein!"),  oder  Berichte,  vielleicht  mit  kurzen  eingeflochtenen  kritischen 
Bemerkungen  einfachster  Art  über  Prosalektüre  aus  Herder,  Goethe,  Schiller.  Die 
Auseinandersetzung  über  solche  Dinge,  welche  doch  seit  Jahren  stattfinden,  bleibt 
im  Rahmen  des  Unterrichts  und  fällt  deshalb  nicht  auf;  Abituriententhemata 
dieser  Art  werden  am  wenigsten  „vorher  empfundet"  im  Gegensatz  zu  geschicht- 
hchen  und  moralischen  Themen,  welche  als  solche  sofort  erkannt  werden, 2) 

Auch  fremdsprachliche  Aufsätze  werden  leicht  herausgespürt.  Hier  muß  wohl 
noch,  v>ie  früher  bei  den  lateinischen  Aufsätzen,  etwas  Phraseologie  zurechtgelegt 
\\  erden.  In  den  französischen  Stunden  z.  B.  werden  Phrasen  über  Kriegführen, 
über  Friedensschlüsse,  über  diplomatische  Verhandlungen  wiederholt,  daneben 
durch  französische  Fragen  französische  Antworten  über  Karl  den  Großen,  Na- 
poleon L,  den  Krieg  von  1870  ganz  unauffällig  herausgelockt.     „Alia,  das  Thema 


1)  Fr  ick  (Verhandlungen  1892,  S.  581)  nennt  aeswegen  die  allgemeinen  Themen  „Ruin  des 
deutschen  Unterrichts",  weil  sie  nicht  aus  dem  Unterrichtsstoff  hervorwachsen. 

2)  In  Bayern  dürfen  natürlich  allgemeine  Themata  gegeben  werden;  aber  auch  literarische 
Themata,  wie  „die  Exposition  eines  der  im  letzten  Jahre  gelesenen  Dramen",  kommen  dort  vor. 
So  wird  trotz  aller  Zentralisation  die  nötige  Freiheit  gelassen,  auch  der  Zufallstücke  vorgebeugt. 
Auf  dieselbe  Art  könnten  doch  auch  für  eine  ganze  preußische  Provinz  einheitliche  Themata 
gestellt  werden,  z.  B.:  der  dramatische  Konflikt  in  einem  der  in  I  gelesenen  Dramen  oder  „In- 
haltsangabe eines  der  im  letzten  Jahre  gelesenen  klassischen  Prosastücke  oder  eines  Abschnittes 
aus  diesen"  u.sw.  Diese  Themata  klingen  nicht  so  prunkhaft,  wie  die- üblichen,  bürgen  aber  dafür, 
daß  sie  vorher  nicht  von  langer  Hand  zurechtgelegt,  vorausgeahnt  und  vielleicht  schon  zu  Hause 
etwas  ausgearbeitet  worden  sind.  Und  deswegen  würden  sie  schwieriger  sein  als  diejenigen, 
welche  man  nach  dem  bisherigen  Verfahren  stellt. 
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ist  ein  iri-srliiclitliclifs  I"  IJtcraiischc  Aiifi.'iil)tii  üImt  «li-i»  rrsti'ii  (»dt-r  zwritcn  Akt 
VOM  Molit-n'.s  L'Avan"  (kIit  all^cim'im'rr  Scliildt'niiiycu  inÜHseii  älinlich  vorbereitet 
werden.  Ks  würden  ja  sonst  nur  weni^  Sehüler  fällig  sein,  solchen  franztiniHclien 
Aufsatz  anfertijjen  /u  können.  Nieht  viel  undt'i-H  wird  es  bei  den  mathematischen 
Aufgaben  sein:  stets  wird  der  Lehrer  dafür  zu  sorgen  haben,  daß  sie  nicht  früheren 
Aufgaben  zu  ähnlicl»  wcnicn:  der  mathematische  Lehrer  wird  weniger  mit  §  ü,  6 
als  mit  §  (),  2  in  Konflikt  geraten  :  „.sie  dürfen  aber  nieht  einer  der  bereit«  bearbeiteten 
Aufgaben  so  nahe  stehen,  daß  ihre  Bearbeitung  aufhört,  den  Wert  einer  selbständiuen 
Leistunir  /u  iiaben".  Freilieh  so  groß  ist  hier  die  (Jefahr  eines  Konfliktes  bei  weitem 
nicht.  Aber  aucl»  dann,  wenn  die  Abiturienten  die  Anspielungen  nicht  merken, 
liegt  doch  immer  ein  Veretoß  vor  gegen  die  Mahnung  des  §  Ü,  (j:  „jede  vorherige 
Andeutung  aufs  strengste  zu  vermeiden".  Jeder,  der  einmal  in  der  Lage  war,  Ab- 
iturienten im  Deutschen  und  Französischen  vorzubereiten,  wird  einen  peinlichen 
Gewissenskampf  durchgemacht  haben,  er  wird  zur  Einsicht  kommen:  entgegen 
dem  §  6,  6  muß  in  verkappter  Weise  eine  große  Zahl  von  Andeutungen  fa.«<t  immer 
gemacht  werden,  mögen  sie  verstanden  werden  oder  nicht,  und  nicht  über  ein 
in  ihrem  Gedankenkreise  liegendes  Thema  schreiben  die  Prüflinge,  sondern 
über  ein  in  ihren  Gedankenkreis  hineingelegtes. 

Solchem  Gewissenskampf  würde  man  nach  meinem  Dafürluilten  entgehen, 
falls  bei  uns  und  anderwärts  der  Hergang  wäre  w  ie  in  Bayern,  wo  die  Themata 
auch  den  Mitgliedern  der  Prüfungskommission  unbekannt  sind.^)  In  Bayern  ist 
denn  auch  irgend  solch  Verbot  betr.  etwaiger  Ajideutungen  natürlich  nicht  vorhanden, 
auch  nicht  nötig.  Waa  den  deutschen  Aufsalz  anbelangt,  so  wird  hier  weiter- 
hin nach  §  33,  4  verfahren:  „Da  jedoch  in  betreff  des  deutschen  Aufsatzes  die  Aus- 
wahl unter  mehreren  Aufgaben  der  Anstalt  freigestellt  wird,  so  hat  am  betreffenden 
Prüfungstage  die  Kommission  kurz  vor  dem  Anfang  der  Prüfung  zusammenzutreten 
und  sich  über  die  Wahl  des  zu  stellenden  Themas  schlüssig  zu  machen."  Soll  dieser 
deutsche  Prüfung.saufsatjZ  nun  die  gleichen  V^oraussetzungen  haben  wie  der  häus- 
liche, so  ist  nicht  abzusehen,  warum  vor  der  Ausarbeitung  nicht  Hilfen  gegeben 
werden  könnten,  wie  ja  bei  anderen  Themen,  den  Übersetzungen  z.  B.  nach  §  7,  5 
solche  Hilfen  erlaubt  sind.  Ist  also  da.s  Aufsatzthema  von  einer  Zentralstelle  aus. 
in  größeren  Staaten  von  der  höchsten  Provinzialbehörde.  der  Prüfungskommission 
l)zw .  dem  Lehrer  des  Deutschen  oder  Französischen  zugestellt  worden,  so  hätten  die 
Lehrer  sich  vorher  kurz  zu  überlegen,  was  sie.  gleichartig  wie  vor  jedem  häuslichen 
Aufsatz,  den  Abiturienten  zum  Verständnis  sagen  wollten.  Dies  wäre  zu  Papier  zu 
bringen')  und  der  Behörde  mit  den  korrigierten  Arbeiten  einzusenden.  Oder  aber 
nach  Bekanntmachung  des  Themas  vor  den  Prüflingen  müßte  der  Lehrer  kurz  das 
Nötige  zur  Klnrlcgung  des  Aufsatzes  mündlich  vortragen,  während  ein  anderes 
Mitglied  der  Kommi.ssion  diese  BcnurkuiiL'cn  in  ein  den  Prüfunu'saktcn  beizufügen- 


1)  .\uch  I'aul.scn  tritt  dafür  ein,  dali  «kr  I'r<>vin/.ial.-(  hiilrat  dii-  l'iiifiinf;stln  mala  vorteile 
(Verhandlungen  l.S5)0  S.  595). 

'2)  Nur  in  Braunschweig  war  früher  in  §  (•.  -1  ein  äluilioher  Wog  vorge.'^chriclH'n.  „Hei 
dvn  AufgalK>n  für  den  deutschen  Auf.satz  ist  e»  gestattet,  einige  orkiän-nd»'  imd  die  Bi Handlung 
erleichternde   Bemerkungen  hinzuzufügen"  (Um  der  Kin.'Johii-kung  der  Themata). 
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dts  l^idtukoll  eiiitrüiri'.  l-'iulliih  ist  duri-liaus  selbstvorstäiidlifh,  daß  —  abgesehen 
von  Aufsiit/.on  alliieniein- nuMalisohen  Inlialts  --  immer  deutsche  Texte  der  Dramen 
und  rrosa^tiuke.  ohne  Kinleitun<i;  und  Anmerkungen,  den  Schülern  aus  der  An- 
staltsbibhotliek  nach  Pubhkation  des  Prüfungsaufsatzes  in  die  Hände  gegeben 
werden  müßten.  Erst  unter  diesen  Bedingungen  wäre  man  der  Notwendigkeit, 
sei  es  jenes  Versteckspielens  mit  den  Schülern  oder  jenes  pädagogischen  Eiertanzes 
vor  seinem  eigenen  Gewissen  überhoben,  erst  unter  diesen  Bedingungen  wäre  der 
Prüfungsaiifsatz  nacli  §  G.  2  gleichartig  dem  häuslichen  Aufsatze.  Erst  unter  diesen 
Bedingungen  wird  der  Hauptzweck  der  Prüfung  erreicht:  ein  wirkliches  Bild  von  dem 
Können  der  Prüflinge  zu  gewinnen.  Jetzt  \\  ird  vielfach  so  getan,  als  würde  unter 
Innehaltung  der  gesetzhchen  Vorschrift  von  §  6,  6  etwas  Großes  von  Lehrern  und 
Schülern  geleistet,  was  doch  unter  wesentlich  anderen  Faktoren  zustande  kommt. 
Es  ist  wahrlich  nicht  schön,  daß  gerade  der  §  6,  6  in  vielen  Fällen  einfach  nur 
anf  dem  Papier  steht! 

Und  Mahrlich,  es  ist  aucli  von  vornherein  peinhch,  wenn  man  das  Gefühl  nicht 
los  wird,  daß  die  Reifeprüflinge  die  drei  zur  Wahl  gestellten  Themata  vorher  heraus- 
gefunden, etwa  schon  sich  dieselben  zu  Haus  ausgearbeitet  haben,  vielleicht  mit 
Hilfe  jener  Aufsatzbücher  oder  gar  jener  bezahlten  Winkelkonsulenten^)  in  deut- 
schen Aufsatznöten,  und  nun  mehr  oder  weniger  fertig  im  Kopfe,  möglicherweise 
auch  in  der  Brusttasche  zum  Prüfungstermin  mitbringen ! 

Ist  es  daher  Zufall  oder  Absicht,  wemi  z.  B.  in  Mecklenburg  -  Schwerin 
an  der  betr.  Stelle  §  6,  4  (schriftliche  Prüfung;  Stellung  der  Aufgaben),  wo  sonst 
dieses  Verbot  steht,  dasselbe  ausgelassen  ist  und  man  nur  hest:  „Die  Aufgaben  dürfen 
erst  unmittelbar  vor  Beginn  der  für  sie  bestimmten  Arbeitszeit  zur  Kenntnis  der 
Schüler  kommen"  ?  —  Ist  es  Zufall,  oder  Absicht,  wenn  in  den  drei  Instruktionen 
Württembergs  nicht  ein  Jota  von  jener  Warnung  zu  finden  ist?  —  Ist  es  Zufall 
oder  Absicht,  wenn  im  Königreich  Sachsen  in  den  Prüfungsordnungen  gar  nichts 
dergleichen  steht,  sondern  nur  bestimmt  wird:  „Keine  derselben  (der  Aufgaben) 
darf  von  einem  der  Prüflinge  schon  früher  bearbeitet  worden  sein?"  Ja,  die  säch- 
sische Prüfungsordnung  weiß  gar  nichts  von  einer  Einsendung  der  Themata 
an  das  Ministerium  oder  den  Prüfungskommissar;  der  Lehrer  hat  die 
Aufgaben  nur  dem  Rektor  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die  vor  der 
Ausarbeitung  nach  eigenem  Ermessen  den  Schülern  gegebenen  Er- 
läuterungen   werden    dann    in    das    Prüfungsprotokoll    aufgenommen. 

Übrigens  nach  dem  Wortlaut  vieler  Prüfungsordnungen,  auch  der  jüngsten 
preußischen,  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  das  Thema  oder  die  Themata  (auch 
die  für  das  Lateinische,  für  die  Mathematik  usw.)  von  der  Zentralstelle  ausgegeben 
werden,  leider  aber  ist  es  vöUig  ausgeschlossen 2),  daß  jene  Beihilfen  für  die  Auf- 


1)  In  der  „Zeitschrift  für  das  humanistische  Gymnasium"  1902  Heft  IV  ist  ein  Brief  eines 
solchen  Winkelschreibers  an  einen  hilfsbedürftigen  Primaner  veröffentlicht;  die  Tatsache,  daß 
auf  diese  unredliche  Art  deutsche  Aufsätze  zustande  kommen,  war  Oberlehrern  größerer  Städte, 
wenigstens  uns  in  Berlin,  längst  bekannt. 

2)  Der  §  7,  5  Absatz  2  kann  leider  nur  auf  die  Beihilfen  bei  den  Übersetzungen  bezogen 
werden. 
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Sätze,  die  daim  ahsdlut  iii)tiL'  sind,  vom  I''ii<hlcliii  r  uruiiliit  und  iiadi  dem  friilirrcii 
N'oryHnm'  Hrauiiscli  u  i'igs  und  dem  iintli  in  Sadiscn  iililiclim  ins  rrotokoll 
oinj^etragi'H   würden. 

Beurteilung   der  schriftlichen  Arbeiten. 

In  l'itußcn  ktiniL'iertc  und  /.cnsirite  die  Hchriftliclicn  Aihcitcn  inirncr  der 
Faclilrlucr  {.'anz  allein;  v^l.  §  S,  1:  „.Fede  Arbeit  wird  zunäehst  von  dem  Fachlehrer 
dureh^'cselien  und  beurteilt"  und  §  •).  2:  „Mieraiif  werden  die  Aufsahen  hei  den  der 
rrüfunjiskoinniission  anjzehörenden  Lehrern  in  l'inlauf  gesetzt.  In  einer  sodann 
von  dem  Direktor  mit  diesen  abzuhaltenden  Konferenz  werden  die  den  einzelnen 
Arbeiten  erteilten  Prädikate  zu.sammenge.stellt."  Dies  schon  seit  den  idteren  Ke).de- 
nients  herkönunliehe  \'eifahren  hat  sicli  denn  aucli  bei  vielen  norddeutschen  Staaten 
eingebüri^ert .  i^o  in  Anhalt.  Bremen,  Braunsclnveig,  Elsaß  -  Ivothringen,  Hessen, 
in  beiden  Mecklenburg.  t)ldenburg,  Reuß  j.  und  ä.  L.,  Sach.sen  -  Meiningen.  Saclisen- 
\\  eimar,  auch  in  Baden  und  in  r)stcrreich. 

Es  entsteht  hier  von  selbst  die  Fräse:  Haben  noch  andere  MitRlieder,  sei  es 
bei  der  Korrektur  selbst,  sei  es  bei  der  Beurteilung  ein  Wort  mitzureden? 

Tatsächhch  sind  in  vielen  Staaten  zwei  Zensoren  bei  der  Korrektur  tätig, 
so  in  Württemberg  und  Bayern.  Vgl.  Württemberg  §  4  S.  113:  „.  .  .  hierauf 
werden  die  Arbeiten  einem  von  dem  Rektor  für  das  betreffende  Fach  im  voraus 
bezeichneten  Korreferenten  übergeben,  welcher  dieselben  ebenfalls  revidiert  und 
prädizicrt."  Referent  und  Korreferent  haben  sich  dann  zu  verständigen;  erst  wo 
l)eide  sich  nicht  einigen  können,  entscheidet  der  Kommissar,  der  damit  auch  ein 
Mitglied  der  Kommission  und  die  gesamte  Kommission  beauftragen  kann.  Hier 
ist  also  ausführlich  für  den  Fall  gesorgt,  was  geschehen  .soll,  wenn  Referent  und 
Korreferent  nicht  miteinander  einig  werden. 

Auch  in  Bayern  korrigieren  zwei  Kommissionsmitglieder  die  Arbeiten, 
vgl.  §  35,  3:  „Nach  erfolgter  erster  Korrektur  und  Zensur  vollzieht  ein  Mitglied 
die  Xachzensur  .  .  ..  worauf  die  Kommission  die  Noten  für  die  schriftlichen  Ar- 
beiten feststellt."  Auch  in  Hamburg  §  8,  1  ist  für  einen  Mitberichtei-statter  gesorgt: 
„Jede  Arbeit  w  ird  alsdaiui  einem  anderen,  vom  Direktor  zu  bestimmenden  Fachlehrer 
der  l*rima  als  Mitberichterstatter  zur  Begutachtung  übergeben."  —  Aber  in  Ham- 
burg ist  nicht  angegeben,  was  bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  beiden 
Referenten  zu  geschehen  hat. 

\\'ährend  nun  in  Preußen  und  in  den  meisten  oben  erwähnten  Staaten  weder 
ein  Korreferent  noch  überhaupt  irgendein  anderes  Mitglied  die  Korrektur  des 
Fachlehrei-s  zu  prüfen  hat,  sondern  die  Arbeiten  einfach  zur  Kenntnisnahme  bei  der 
ganzen  Kommi.ssion  in  l'mlauf  gesetzt  werden,  haben  anderwärts,  auch  da.  wo 
k<Mn  Korreferent  ist,  doch  sämtliche  Examinatoren  nach  dieser  Kennt  nis- 
nahme  einen  Einfluß  auf  das  Prädikat  der  Prüfungsarbeit,  d.  h.  in  der 
Konferenz,  in  ihr  bei  uns  und  meist  anderswo  die  Prädikate  einfach  zusammengestellt 
werden,  hat  dort  die  Kommission  in  ihrer  (lesamtheit  über  die  Urteile  zu  beraten 
und  zu  beschließen,  so  im  Königreich  Sachsen  §  »U  und  §  (iö:  „Nach  beendigtem 
Vinlauf   hat    die   Prüfuimsknmmission    vorbehaltlich   der   na^Miträclichen    (ienehmi- 
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iiung  dos  Könii:!.  Kommissars  die  ZtMisuron  dor  schriftlichen  Arbeiten  festzustellen." 
Hier  hat  also  die  Mehrheit  der  Kommission  schließlich  die  Entscheidung,  und  somit 
eigentlich  au(>h  über  eins  ihrer  Mitglieder. 

Ähnlich  lautet  in  Braunschweig  §  8:  „.  .  .  werden  die  von  den  Fachlehrern 
erteilten  Prädikate  zusammengestellt,  und  nachdem  die  Kommission  dieselben 
entweder  bestätigt  oder  abgeändert  hat,  wird  darüber  Beschluß  gefaßt  .  .  ." 

In  Anhalt  hat  num  auch  hier  wieder  am  sorgfältigsten  und  Sachgemäßesten 
entschieden,  §  8,  2:  „Sodann  zirkulieren  die  Arbeiten  bei  den  der  Prüf ungskommission 
angehörenden  Lehrern.  .  .  .  Entscheidet  sich  die  Majorität  für  ein  anderes  Prädikat 
als  das  vom  Fachlehrer  erteilte,  so  hat  der  Direktor  diesen  Beschluß  unter  der  von 
Seiten  des  Fachlehrers  erfolgten  Beurteilung  hinzuzufügen."  Die  endgültige  Ent- 
scheidung trifft  dann,  wie  in  Württemberg  bei  Differenzen  zwischen  dem  Referenten 
und  Korreferenten,  der  Kommissar.^) 

Wenn  die  Arbeiten  bloß  zur  Einsichtnahme  zirkulieren,  ohne  daß  jemand  anderes 
als  der  Fachzensor  hineinzureden  hat,  wird  der  Umlauf  zu  einer  leeren,  zeit- 
raubenden Form.  Die  Praxis  in  Württemberg,  in  Bayern,  wo  schließlich 
die  Kommission  die  „Noten  feststellt",  oder  die  noch  bessere  in  Anhalt  ist 
auch  deswegen  vorzuziehen,  weil  sie  das  Interesse  aller  an  der  ganzen  Prüfung 
erhöht  und  der  einseitigen,  oft  milden  Beurteilung  seitens  langjähriger,  älterer 
Fachlehrer  vorbeugt.     Freilich  empfindlich  darf  keiner  dieser  Fachlehrer  sein. 

Zieht  man  noch  in  Betracht,  was  oben  über  die  Zusammensetzung  der  Prüfungs- 
kommission gesagt  ist,  daß  z.  B.  hier  und  da  das  ganze  Lehrerkollegium  die  Kom- 
mission bildet,  so  würden  manche  Fachzensoren  mitunter  recht  viel  Anfechtungen 
zu  erleiden  haben;  und  damit  sie  nicht  majorisiert  werden,  scheint  allerdings  jene 
Bestimmung  von  Anhalt  vor  allem, den  Vorzug  zu  verdienen:  wird  nach  Umlauf  der 
Arbeiten  von  seiten  eines  Kommissionsmitghedes  Widerspruch  gegen  das  Urteil 
eines  Fachzensors  erhoben,  und  tritt  auf  der  Beurteilungskonferenz  die  Majorität 
diesem  Widerspruch  bei,  so  soll  dies  unter  der  betr.  Arbeit  hinzugefügt  und  dem 
Königl.  Kommissar  die  Entscheidung  überlassen  werden. 

Zurückweisung  und  Dispensation  von  der  mündlichen  Prüfung. 

Sehr  verschieden  sind  wieder  die  Ansprüche,  welche  die  einzelnen  Staaten  in 
dieser  Beziehung  stellen.  In  Baden  scheint  nur  infolge  von  Täuschungsversuchen 
eine  wirkliche  Ausschließung  von  der  mündlichen  Prüfung  stattfinden  zu  können; 
sonst  habe  ich  in  keiner  der  drei  Prüfungsordnungen  irgendeine  Bestimmung  ge- 
funden, nach  welcher  der  Ausfall  der  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  die  Zurück- 
weisung bewirken  könnte;  hier  scheinen  also  alle  Prüflinge,  auch  wenn  sie  in  sämt- 
lichen Arbeiten  das  Prädikat  „ungenügend"  erhalten  haben,  in  die  mündliche 
Prüfung  eintreten  zu  können.  Auffallenderweise  gibt  auch  unser  altes  Reglement 
von   1834  durch  keinen  Paragraphen  irgendwelchen  Anlaß,  wegen  ungenügender 

1)  Etwas  Ähnliches  war  früher  in  Baden  vorgesehen,  freilich'  nur  in  §  63  für  Gelehrten- 
schulen: „Alsdann  schickt  die  Direktion  dieselben  mit  begleitendem  Berichte,  worin  etwaige 
.  .  .  Meinungsverschiedenheiten  bezüglich  der  Taxierung  einzelner  Arbeiten  zu  erwähnen  sind, 
.  .  .  an  den  Oberschulrat." 
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8cliiiftli(lifi-  l'riifiinu'  dir  iiiiiii(lliilir  «iiicm  lv\aiiiiiiaini<ii  /.ii  \  ciw  ci^'r-rn ;  crut 
in  (l.i-  liii-  die  Itcalscluilni  I.  ( ).  is:.'.)  cilassnicii  steht  §  10  dir  jft/.l  ül.liclic 
JJfdiiiL'iiiiL'. 

{'m  in  l)(/.UL'  auf  die  iil)ri)_M'n  Stauten  das  Kesultat  /iisaiiinieir/.ufasHen,  HO  sei 
hctneikt,  dali  inerkwürdi^'erweisc  Österreich  uiul  Meekleii  hiir^-Streli  t /,  flie 
mildesten  liest iimnunj^en  liier  ol)\valteii  hissen.  Sachsen  die  schärfsten.  In 
Me«kh'nbin>;-StreUtz  müssen  sämthclie  l'riifuntrsarheiten  mit  „un^enü^end" 
zensiert  sein,  erst  dann  ist  der  Kxaminand  /iirüek/uw eisen  von  dem  Fort^anye 
(\vr  Prüfung:,  vud.  §  \).  '^:  „Ein  Schüh>r.  dessen  schrifthehe  Prüfungsarbeiten  sämtlich 
(his  Prädikat  'nidit  ^enü^end'  erhalten  haben,  ist  von  der  mündlichen  l'rüfunu 
auszuschließen."  In  Österreich  gilt  jetzt  §  13:  „Das  ungünstige  Ergebnis  der  schrift- 
lichen Prüfungen  bildet  kein  Hindernis  für  die  Fortsetzung  der  Keifeprüfung." 
Und  in  Sachsen  können  schon  zwei  „Ungenügend"  diese  böse  Wirkung'  haben. 
§  ()l  und  §  ()."):  „Sind  zum  mindesten  zwei  Prüfungsarbeiten  wenig  genügend  (un- 
genügend) befunden  worden  ....  so  kann  die  Kommission  die  Zurückweisung  von  der 
mündlichen  Prüfung  besehließen."  Freilich  bedarf  dieser  Beschluß  der  (Jeneh- 
migung  des  Kommissars. 

Daß  die  Zensur  „ungenügend"  im  Deutschen  allein  (d.  h.  als  (iesamturteil, 
Zusammenfassung  von  den  Klassenleistungcn  und  der  Prüfungszensur)  eine  Zurück- 
weisung zur  Folge  hatte,  war  für  Preußen  nach  dem  Reglement  1892  festgesetzt 
und  ebenso  für  diejenigen  Staaten,  die  es  annahmen,  und  ist  jetzt  noch  in  Bayern 
vorgeschrieben  §  85,  ä:  „Wer  im  Deutschen  sowohl  bei  der  schriftlichen  Prüfung 
wie  im  Jahresfortgange  die  Note  'ungenügend'  erhalten  hat,  ist  von  der  mündlichen 
Prüfung  auszuschließen,  ebenso  derjenige,  welcher  im  Deutschen  und  in  drei  (!) 
anderen  Fächern  bei  der  schriftlichen  Prüfung  die  Note  'ungenügend'  erhalten  hat." 
Sehr  scharf  sind  diese  Bedingungen  gerade  nicht  zu  nennen,  wenn  auch  hier  auf 
den  Gymnasien  wegen  des  scliriftlichen  Religionsaufsatzes  im  ganzen  fünf  Arbeiten 
sind.  Sonst  gilt  jetzt  außer,  wie  gesagt,  in  Baden.  Elsaß-Lothringen.  Mecklenburg- 
Strelitz,  Sachsen  u.  a.  die  Regel,  daß,  wenn  die  Mehrzahl  der  Arbeiten  ein  „Un- 
genügend" erhalten  hat,  der  Examinand  in  die  mündhche  Prüfung  nicht  eintreten 
darf,  falls  auch  sonst  seine  Reife  nicht  sieher  war,  sei  es  wie  in  Württemberg 
S.  124:  „Ein  Abiturient,  dessen  Arbeiten  sämtlich  oder  der  Mehrzahl  nach  von 
den  beiden  Referenten  für  ungenügend  erklärt  worden  sind,  ist  von  der  münd- 
lichen Prüfung  au.szuschließen,  wenn  die  Lehrer  der  obersten  Klasse  schon  nach 
seinen  bisherigen  freist ungen  seine  geistige  Reife  für  akademische  Studien  zu  be- 
zweifeln in  der  Lage  waren",  sei  es  wie  in  Preußen  nach  lSi)2.  §  10.  .8:  „Ein  Schüler, 
dessen  schriftliche  Prüfungsarbeiten  sämtlich  oder  der  Mehrzahl  nach  das  Prädikat 
'nicht  genügend'  erhalten  haben,  ist  von  der  mündlichen  Prüfung  auszuschließen, 
wenn  bereits  in  der  auf  Anlaß  der  Meldung  aufgestellten  Beurteilung  der  Zweifel 
an  der  Reife  desselben  Ausdnuk  gefunden  hat",  wonach  sich  einige  norddeutsche 
Staaten:  Braunschweig,  Hamburg.  Oldenburg  noch  jetzt  richten;  oder  sei  es  wie 
seit  1901  bei  uns  nach  §  10.  2:  „Ein  Schüler.  des.sen  schriftliche  Prüfungsarbeiten 
sämtlich  oder  der  Melirzahl  nach  das  Prädikat  'nicht  genügend'  erhalten  haben  .  .  .". 
was  jetzt   Bremen  wörtlich  angenommen  hat. 
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Mecklenburg  -  8oh\vcM-in  hat  die  rot'ht  allgoinoine  Bostiimnung  §  9,  3: 
„Von  der  müiulliohon  Prüfung  auszAisohlioßen  sind  diejenigen  Schüler,  nach  deren 
Schul-  und  schriftlichen  Prüfungsleistungen  die  Aussicht  auf  einen  günstigen  Er- 
folg der  gesamten  Prüfung  ausgeschlossen  ist."  Schließlich  noch  einen  feinen  Unter- 
schied :  Hessen .  für  alle  drei  Anstaltsarten  (§  9,  4  für  Gymnasien  und  Realgymnasien 
und  0.  2  für  Oberrealschulen),  will,  daß  solcher  Beschluß  einstimmig  gefaßt  wird! 

Übrigens  ist  es  sehr  zweckmäßig,  wenn  die  Zahl  der  ungenügenden  Prüfungs- 
arbeiten genau  fixiert  ist,  wie  inSachsen-Weimar  §  10,3  und  in  Bayern,  wo  ein 
Ausfall  im  Deutschen  und  in  drei  anderen  Fächern  die  Fortsetzung  der  Prüfung  aus- 
schließt; eine  Bestimmung  wie  die  von  Älecklenburg-Schwerin  z.  B.  ist  ganz  über- 
flüssig, aber  auch  der  Ausdruck  „die  Mehrzahl"  ist  nicht  glücklich,  da  solche  Mehr- 
zalü  oft  nicht  vorhanden  ist.  Das  kann  in  Preußen  häufig  genug  eintreten.  Nach 
1892  nämlich  waren  es  in  Preußen  auf  dem  Gymnasium  fünf  schriftliche  Prüfungs- 
arbeiten, die  verlangt  wurden:  Deutsch,  Lateinisch,  Griechisch,  Mathematik, 
Französisch,  so  daß  sich  immer  eine  Mehrheit  ergeben  konnte;  jetzt  dagegen,  da 
die  französische  Prüfungsarbeit  fortgefallen  ist,  sind  es  deren  nur  vier,  gegen  fünf 
auf  den  Realgymnasien  und  Oberrealschulen;  es  braucht  sich  also  häufig 
genug  auf  den  Gymnasien  keine  Mehrheit  zu  ergeben,  und  die  Prüflinge  sind  nach 
dem  Wortlaut  zur  mündhchen  Prüfung  zuzulassen,  wenn  zwei  „genügende"  und 
zwei  „ungenügende"  Prädikate  sich  die  Wagschale  halten.  So  stehen  sich  die 
Gymnasialabiturienten  hier  besser  als  die  der  beiden  anderen  Schulen, 
auf  denen  sich  immer  eine  Mehrheit  ergeben  muß. 

Nun  zum  Gegenteil:  zur  Dispensation  von  der  mündlichen  Prüfung!  Wir 
haben  hier  wieder  eine  recht  große  Zahl  von  Möglichkeiten.  Zuerst  ist  Dispensation 
von  der  ganzen  mündlichen  Prüf  ung  verboten  in  Elsaß -Lot  bringen  nach  §  11,3, 
auchinReußj.L.  geschieht  einer  solchen  keine  Erwähnung.  Ebenso  ist  in  Öster- 
reich, wo  allerdings  nur  in  vier  Fächern  mündlich  geprüft  wird,  jede  Dispensation 
ausgeschlossen.  Eine  Befreiung  von  der  gesamten  mündlichen  Prüfung  ist  in 
Württemberg  zulässig,  aber  erschwert  durch  die  Einstimmigkeit  der  Kom- 
mission und  durch  die  Bedingung:  „ist  eine  der  schriftlichen  Prüfungsarbeiten 
für  ungenügend  erklärt  worden,  so  ist  die  Dispensation  nicht  zulässig"  (S.  99).  So 
nach  der  Instruktion  von  1873;  nach  späteren  Bestimmungen  von  1876  kann  aber 
derKommissar  „solchen  Abiturienten,  die  nicht  von  der  ganzen  mündhchen  Prüf  ung 
dispensiert  werden  können,  dieselbe  in  einzelnen  Fächern  erlassen  oder  abkürzen". 

Keine  EiiLstimmigkeit ,  Avohl  aber  die  Zustimmung  des  Prüfungs- 
koramissärs  gehört  zur  Dispensation  in  Bayern,  wo  nach  §  35,  5  „die  münd- 
liche Prüfung  denjenigen  Schülern  erlassen  werden  kann,  bei  welchen  sowohl  in 
der  schriftlichen  Prüfung  als  im  Jahresfortgange  die  Leistung  in  keinem  Gegen- 
stande mit  „ungenügend"  bezeichnet  worden  ist  und  das  arithmetische  Mittel 
aus  den  Durchschnittsnoten  der  schriftlichen  Prüfung  uud  des  Jahresfortganges 
nicht  mehr  als  2,59  beträgt". 

In  Sachsen  ist  dagegen  die  Befreiung  erschwert,  wenigstens  die  Gesamt- 
befreiung nach  §  65  und  §  66:  „Die  Befreiung  eines  Schülers  von  der  ganzen  münd- 
lichen Prüfung  kann  nur  durch  einen  Beschluß  des  Ministeriums  erfolgen.    Dahin- 
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rmstäiidf.  insbesondere  ( Jesundheitsriieksiehten  für  die  Ciewäliruntj  sprec-lien 
und  dem  l'rüflinu'  die  un/.ueifelhaftu  Keife  für  alle  Fächer  bezeugt  werden  kann." 
Also  äliidicli  wir  in  Baden.  Eine  Teilbefreiung  dagegen  ist  auf  säeliHischen  Gym- 
iiiusien  und  Kealjiyinnasien  schon  durch  den  Kommissar  niciglich,  §  (».')  und  §  OG 
Sclduli:  „I)aj;e<ien  ist  zulässig,',  dali  Schüh-r  für  einzelne  Fächer,  in  welchen  sie  .  .  . 
mindestens  (Jutes  j^eleistet  haben,  von  der  Teilnahme  an  dem  mündlichen  Examen 
duri'h  den  Kommissar  befreit  werden,  dafern  derselbe  dies  im  Interesse  des  l'rüfungs- 
ireschäftes  für  angemessen  erachtet,"  Nicht  allzuleicht  ist  auch  in  Reuü  ä.  L.  die 
Dispensation  gemacht,  §  G,  2:  „Dispensation  ist  zulässig,  wenn  nicht  nur  die 
Leistungen  eines  Schülers  während  der  Lehrzeit  der  Prima  nach  dem  einstimmigen 
l'rteil  der  Lehrer  befriedigten,  sondern  auch  die  schriftlichen  Arbeiten  sämtlich 
genügend,  einige  besser  ausgefallen  sind.  Der  Antrag  muß  von  dem  Direktor 
und  von  den  Lehrern  einstimmig  gestellt  und  vom  Kommissar  genehmigt  sein." 
Ktwas  sonderbar  ist  der  Ausweg  in  Sachsen-Meiningen;  hier  ist  eine  Dispen- 
sation von  der  ganzen  mündlichen  Prüfung  nicht  möglich;  um  jedoch  von  den 
benachbarten  norddeutschen  Staaten  nicht  allzusehr  abzuweichen,  kann  hier  ge- 
gebenenfalls eine  Bemerkung  im  Prüfungszeugnis  Platz  finden,  daß  „man  dem 
Prüfling  eine  solche  Dispensation  nicht  versagt  haben  würde,  wenn  diese  üblich 
gewesen  wäre".  Ein  Beweis,  wie  zähe  man  in  Deutschland  an  Schultraditionen 
auch  dann  haftet,  wenn  man  sie  für  unzweckmäßig  hält. 

Die  meisten  anderen  norddeutschen  Staaten^).  Anhalt.  Hamburg,  .Meckleiüjurg- 
Schwerin  und  Strelitz,  Oldenburg  stehen  noch  unter  dem  Einfluß  von  1892,  wo 
es  in  Preußen  hieß,  daß  eine  Gesamtbefreiung  möglich  sei  „bei  tadellosem  Betragen" 
und  bei  genügenden  Prädikaten  in  allen  Fächern  vor  Eintritt  in  die  Prüfung  und 
in  den  schriftlichen  Prüfungsarbeiten,  oder  eine  Teilbefreiung  in  einzelnen  Fächern 
bei  dem  Prädikat  „genügend".  Auch  den  Wortlaut  der  damaligen  preußischen 
Bestimmungen  hat  man  sich  angeeignet,  nur  Hessen  hat  eine  besondere  Formel 
§  0:  „Mit  Genehmigung  des  Regierungskommissars  kann  auf  Beschluß  der  Prüfungs- 
kommission eine  Befreiung  von  der  mündlichen  Prüfung  oder  von  Teilen  derselben 
eintreten,  wenn  nach  den  Jahresleistungen  und  den  Ergebnissen  der  schriftUchen 
Prüfung  außer  Zweifel  steht,  daß  der  Betreffende  die  Prüfung  im  ganzen  gut,  bzw. 
in  einzelnen  Teilen  gut  besteht",  und  ähnlich  für  die  Oberrealschulen  §  9,  3,  Man 
wird  auch  diese  P'ormel  nicht  glücklich  finden,  sie  hält  sich  zu  wenig  an  tatsäch- 
liche Ergebnisse  und  stützt  sich  auf  Erwartungen,  welche  doch  nicht  immer  so  ganz 
zweifellos  eintreten  würden;  die  Praxis  korrigiert  gewiß  auch  hier  tlen  Paragraphen, 
1901  ist  nun  in  Preußen  wieder  ein  Wandel  eingetreten:  eine  Teilbefreiung 
ist  eigentlich  nicht  möglich,  außer  auf  Grund  der  Vollmacht  des  Kommissars  §  10.  5: 
„er  ist  befugt,  die  Prüfung  in  dem  einen  oder  anderen  Fache  bei  einzelnen  Schülern 
nach  Befinden  abzuküraen  oder  ganz  fortfallen  zu  lassen",     Wohl  aber  kann  eine 

1)  Für  Snchson-Mrininpon  heißt  es  in  §  1.3,  0:  ,.S<Mn(>r  (des  K<>mmis.«nn»)  und  der  übrigen 
Zensoren  IViirtoihinp  wird  es  auch  nnhoimprstellt.  die  niiindUrlie  Trüfung  in  dvm  einen  (xler 
anderen  Gegenstande  zu  lx?schränken  (also  nicht  ganz  ausfallen  zu  !a*isen  I),  wenn  die  Examinanden 
in  demselben  bereits  durch  ihre  schriftlichen  Arbeiten  den  Forderungen  genügt  haben," 
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Gosiaintbofreiunj:  statt fiiult-ii  nacli  §  10,  2:  „Hin  Schüler,  dor  in  dem  Gutachten 
der  Lehrer  als  'zweifellos'  reif  bezeichnet  worden  ist,  kann  von  der  mündlichen 
Prüfung  befreit  werden,  \\enn  er  nach  seinen  Leistungen  in  der  Klasse,  sowie  in  der 
schriftlichen  Prüfum:  und  nach  seiner  ganzen  Persönlichkeit  dieser  Aus- 
zeichnung würdig  ei-scheint;  dabei  ist  hinsichtlich  der  Leistungen  besonderes  Ge- 
wicht auf  das  Deutsche  zu  legen." 

Diese  neueste  Wandlung  hat  Bremen  schon  teilweise  mitgemacht,  §  10,  2: 
„Befreiung  kann  erfolgen,  wenn  die  ganze  Persönlichkeit  des  Schülers  ihn  dieser 
würdig  erscheinen  läßt,  die  Mehrzahl  der  Urteile  über  die  Klassenleistungen  und 
über  die  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  mindestens  das  Prädikat  „gut"  erreicht, 
keines  dieser  Urteile  „nicht  genügend"  lautet,  und  \\enn  der  auf  die  Befreiung 
gehende  Beschluß  einstimmig  gefaßt  wird.  Dabei  ist  hinsichthch  der  Leistungen 
besonderes  Gewicht  auf  das  Deutsche  zu  legen."  Wie  schon  oben  erwähnt  ist, 
ist  dies  aber  hier  sehr  erschwert,  besonders  durch  die  Forderung,  daß  Einstimmig- 
keit des  Beschlusses  und  kein  „nicht  genügend"  vorhanden  sei.  Ähnlich  jetzt  auch 
in  Sachsen-Wei  mar  §  10,  2:  „.  .  .  kann  von  der  mündlichen  Prüf ung  befreit  werden, 
wenn  seine  Prüfungsarbeiten  sämtlich  genügend,  einige  darunter  besser  ausgefallen 
sind,  und  wenn  er  nach  seinen  Leistungen  in  der  Klasse  und  seiner  Führung  w  ährend 
der  Prima  einer  Auszeichnung  würdig  erscheint."  Das  Wort:  „Persönlichkeit" 
ist  in  Sachsen-Weimar  nicht  aufgenommen. 

Eine  Kritik  der  neuesten  preußisclien  Bestimmung  kann  nur  auf  Grund  des 
Begriffes  „Persönhchkeit"  erfolgen,  was  später  bei  der  Kompensation  geschehen 
soll;  hier  sei  nur  noch  hervorgehoben,  welch  bedeutendes  Gewicht  man  1812  auf  die 
mündliche  Prüfung  legte,  wie  man  gerade,  statt  sie  abzukürzen,  sie  bei  großer  An- 
zahl der  Examinanden  auf  hinlängliche  Zeit  ausdehnte,  S.  17,  §  11:  „Sollte  zu- 
zeiten auf  frequenten  Schulen  die  Zahl  der  Examinanden  groß  sein,  so  hat  der 
Prüfungskommissarius  dahin  zu  sehen,  daß  entweder  dieselbe  für  die  mündliche 
Prüfung  geteilt  oder  eine  zu  gründlicher  Würdigung  der  Kenntnisse  jedes  einzelnen 
in  jedem  Falle  hinlängliche  Zeit  der  Prüfung  aller  Examinanden  zusammen  ge- 
widmet werde."  Freilich  war  die  mündliche  Prüfung  1812  auf  die  „positiven  Kennt- 
nisse" gerichtet;  es  wurde  in  neun  (!)  Fächern  geprüft:  Lateinisch,  Griechisch, 
Mathematik,  Geschichte,  Geographie,  Naturlehre,  Französisch,  deutsche  Grammatik 
und  Literatur. 

Schon  in  dem  Reglement  von  1834  §  24  tritt  dann  das  Bestreben  ein,  die  münd- 
liche Prüfung  einzuschränken;  es  wird  „der  pflichtmäßigen  Beurteilung  der 
Prüfungskommission  anheimgestellt,  die  mündliche  Prüfung  in  dem  einen  oder  dem 
andern  Unterricht.sgegenstande  zu  beschränken,  wenn  die  Examinanden  in  den- 
selben bereits  durch  ihre  schriftlichen  Arbeiten  den  Forderungen  genügt  haben". 
Dies  ist  dann  durch  Verfügung  vom  15.  Juli  1841  des  Ministers  Eichhorn  genauer 
spezialisiert  und  weiter  bis  1892  beibehalten  worden,  wo  offenbar  gleichsam  der 
Höhepunkt  der  Dispensationen  zu  verzeichnen  ist,  bis  dann  jüngst  A^ieder  ein  kleiner 
Rückschlag  eintrat.^) 

1)  Der  Vollständigkeit  wegen  sei  schon  hier  darauf  hingewiesen,  daß  nach  der  neusten 
Ordnung   von    1908  in  Österreich  ein  Schüler  sich    insofern  selbst  von  der  Prüfung  in 
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Dio  Komponsution,  das  Bostehon  clor  Prüfung. 

Hier  wollen  wir  /uci.st  das  \'.i  faliicii  in  ciniv'rii  niclit  pn'iiUiHcluMi  Stauten 
betrathten. 

In  (isterreieh  ist  hekiiiuitlieli  hei  \'erset/,urt).'en  ein  foi  inliclier  AuHyleieh 
zwischen  sehleehteron  uiul  besseren  Leistun^'en  nicht  inö^'iich.  sondern  dafür  in 
einem  Fache,  in  wolciuMn  (h'r  Schüler  nicht  bestanden  luvt,  ausnahmsweise  eine 
\\  ietlerholunu'sprüfun«,'  zulässig.  Analog  dieser  Praxis  ist  auch  na<h  der  neuesten 
NDrschrift  bei  der  Keifeprüfung  eine  Kompensation  nicht  mö^jlieh,  die  frühere 
W  ic(l(  rhi>hMigsprüfun<4  aber  abgeschafft,  ja  sogar  bestimmt  worden,  §21:  „Beider 
Hcurti'iluiiL'  kann  die  rrüfinigskommission  einen  Kandidaten,  dessen  Keife  im 
iiUgemeinen  nach  dem  KrLicbni.sse  der  Beratung  feststeht,  für  reif  erklären,  auch 
wenn  er  in  einem   CJegenstande  nicht   völlig  entsprochen  hat." 

Auch  Baden  hatte  an  eine  förmliche  Kompensation  ui-sprünglich  nicht  gedacht. 
Nun  ist  aber  hier,  wie  in  Bayern  und  Württemberg,  eine  ziffernmäßige  Durch- 
schnittsberechnung der  Reife  vorgeschrieben ;  daher  sagt  die  älteste  Reifeprüfungs- 
ordnung von  18(39  §  66:  „Im  übrigen  findet  durch  die  Berechnung  aller  Prüfungs- 
fächer eine  Kompensation  guter  Leistungen  in  den  einen  gegen  minder  gute  in  den 
anderen  von  selbst  statt."  Voraus  geht  in  Baden  die  interessante  Bemerkung,  daß 
ein  Zögling,  der  in  einigen  Fächern  (ausgenommen  Deutsch,  Lateinisch,  Griechisch, 
Mathematik)  eine  sehr  schlechte  Note  erhalten  hat,  doch  zur  Universität  entlas.sen 
werden  darf,  aber  bei  der  Staatsprüfung  sich  über  den  Besuch  von  akademischen 
Vorlesungen  über  die  betreffenden  Fächer  ausweisen  nmß,  also  eine  Forderung, 
wie  jetzt  seit  kurzem  in  Preußen  bezüglich  der  Hochschulkurse. ') 

Die  jüngere  badische  Ordnung  für  Realgymnasien  §  27  enthält  aber  nur  den 
allgemeinen  Satz:  „Im  übrigen  ist  es  zulä.ssig,  nicht  hinlängliche  Lt^stungen  in  dem 
einen  Fache  durch  mindestens  gute  Leistungen  in  einem  anderen  als  ergänzt  zu 
erachten;  gänzlicher  Mangel  an  Kenntni.ssen  —  das  ist  Note  6  —  in  Deutsch, 
Lateinisch,  Französisch,  Mathematik  und  Physik,  d.  h.  in  einem  Hauptfach,  schließt 
die  Reife  aus." 

Wieder  andei-s  lautet  die  allerjüngste  Ordnung  für  die  badischen  Oberrealschulen 
vom  Jahre  1895,  die  sich  in  §  2ö,  2a  und  b  an  die  preußische  Kompensation  von 
1892  anschließt,  worüber  später  zu  reden  sein  wird. 

In  Bayern  ist  nach  §  37,  8  ein  Ausgleich  zwischen  ungenügenden  Leistungen 
in  einem  Fache  und  guten  in  einem  anderen  Fache  vorgeschrieben,  dabei  w  ird  ein 
LTnterschied  zwischen  Haupt-  und  Nebenfächern  nicht  gemacht. 

Württemberg  hat  schon  1879  eine  Kompensation  aufgenommen  §  7;  „Dabei 
ist  ausnahmsweise  eine  gegenseitige  Kompensation  in  der  Art  zulässig,  daß  das 
Zurückbleiben   in   einem    Gegenstande  durch   desto   befriedigendere  I>eistungen   in 

einer  der  klaasiachcn  Sprachen  dispensieren  kiwin,  ala  er  bei  gleichen  schriftlichen  Noten 
in  den  Arbeittn  die  Wahl  hat  zu  cntticheiden.  oh  t-r  in  I^tein  oder  Griechisch  mündlich 
geprüft  werden  will. 

1)  In  ontm>'(n^eset7.ter  Woi.'ie.  nämlich  auf  der  Schule  selbst,  wird  jetzt  ein  wahlfreier 
lateinischer  Ersatzunterricht  den  sächsischen  Realgymna.iio.Mtcn  geboten  nach  §  1,  2  und  §  13. 
—  Die  obige  badische  Möglichkeit  ist  übrigens  jetzt  nicht   mehr  v«>rhanden.  wie  icli  erfahre. 

U.  Morsch,  (las  bähcrc  Lehramt.    'J.  .<u{l.  17 
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einem  aiuUien  uedei  kt  wird."  Besonders  ist  dies  hier  niöglieh  im  Verliältnis  der 
alten  Spnulien  zur  Mathematik,  aber  wie  in  Osterreich  die  ^^'iedel■llolungsprüfung, 
so  soll  hier  die  Kompensation  nur  eine  Ausnahme  sein,  und  die  Kenntnisse  dürfen 
niihi  unter  l'nter})rimaiu'rk(>iintnisse  herabiiesunken  sein,  eine  Bedingung,  die  hier 
zum  erstennml  auftaucht  luid  bei  uns  in  Preußen  erst  jetzt  1901  aufgenommen  ist. 

Die  württembergische  Vorschrift  ist  noili  ziemlich  allgemein,  noch  allgemeiner 
ist  die  in  Elsaß -Lot  bringen  §  12,  3,  wo  nicht  einmal  einzelne  Unterrichtsfächer 
genannt  sind:  „Der  Prüfungskommission  steht  es  zu,  nach  i)flichtmäßigem  Er- 
messen zu  entscheiden,  ob  und  inwieweit  sie  'nicht  genügende'  Leistungen  in  einem 
Prüfungsgegenstande  durch  die  Leistungen  des  Schülers  in  einem  anderen  als  aus- 
geghchen  erachtet."^)  Ebenso  allgemein  ist  der  Kompensationsparagraph  für  das 
Königreich  Sachsen  §  65,  S.  69:  „Wenig  genügende  oder  ungenügende  Leistungen 
in  einem  einzelnen  Fache  können  durch  besonders  tüchtige  Leistungen  (I,  P,  II'') 
in  einer  der  alten  Sprachen  oder  in  der  Mathematik  als  ergänzt  erachtet  werden"; 
ebenso  für  Realgymnasien  §  67:  „Ungenügende  Leistungen  (IV)  in  einem  ein- 
zelnen Fache  können  durch  besonders  tüchtige  Leistungen  (I,  I^,  11'^)  in  einer  der 
Fremdsprachen  oder  der  Mathematik  als  ergänzt  erachtet  werden";  doch  hier 
nach  der  neuesten  Fassung  von  1902  mit  dem  verschärfenden  Zusatz:  „voraus- 
gesetzt, daß  es  sich  nicht  um  Lücken  von  solcher  Erheblichkeit  handelt,  daß  völlige 
Unreife  in  dem  betreffenden  Fache  ausgesprochen  werden  muß".  —  Ähnhch  wie 
in  Sachsen  und  anderen  Staaten  hatte  schon  1893  Mecklenburg-Strelitz  §  11,  2a 
die  Forderung,  daß  die  auszugleichenden  Kenntnisse  nicht  unter  die  von  Unter- 
prima herabsinken  dürften,  in  weiser  Fürsorge  gestellt;  ebenso  bestimmte  Reuß  ä.  L. 
§  7,  4,  daß  gute  Leistungen  in  einzelnen  Fächern  wohl  geringeres  Maß  in  anderen 
ausgleichen,  aber  nie  einen  völligen  Mangel  ersetzen  könnten;  während  Reuß  j.  L. 
§  55  S.  58  die  preußische  Kompensation  von  1882  hat:  „Zulässigkeit  des  Ausgleichs 
von  Leistungen  in  einem  Gegenstande  durch  Leistungen  in  einem  anderen", 
also  im  Gegensatz  zum  Schwesterlande  eine  Erschwerung  darin,  daß  das  Mindest- 
maß der  geringeren  Kenntnisse  nicht  fixiert  ist.  In  Sachsen -Meiningen  scheint 
eine  Kompensation  nicht  ausgeübt  zu  werden. 

Wer  entscheidet  nun  darüber,  ob  die  Ausgleichung  stattfinden  soll  oder  nicht  ? 
Selbstverständhch  wohl  die  Mehrheit  der  Kommission,  nur  wenige  Staaten  haben 
dies  besonders  hervorheben  zu  müssen  geglaubt,  so  Elsaß-Lothringen,  Anhalt 
§  11,  3  und  Hamburg  §  11,  3:  „Die  P]ntscheidung  darüber,  ob  eine  solche  Aus- 
gleichung im  vorkommenden  Falle  zuzulassen  sei,  wird  von  der  Prüfungskommission 
nach  Stimmenmehrheit  getroffen."  Erst  ganz  kürzhch  hat  man  auch  bei  uns  in 
Preußen  durch  den  Ergänzungserlaß  vom  24.  Januar  1909  dieses  Recht  der 
Prüfungskommission  zuerkannt. 

Bei  uns  in  Preußen  hat  sich  der  Kompensationsgedanke  erst  ganz  allmählich 
zu  einer  festen  Form  entwickelt.  Im  Reglement  von  1812  ist  darüber  noch  nichts 
gesagt,  aber  das  vom  Jahre  1834,  welches  Rücksicht  auf. das  künftig  zu  wählende 
Fach  des  Abiturienten  zu  nehmen  gestattete,  hat  schon  den  Passus  §  28B:  „Um 

1)  Dieser  Wortlaut  der  Kompensation  in  Elsaß  -  Lothringen  (vom  4.  Februar  1905) 
ist  mit  unbedeutenden  Änderungen  jüngst  von  Preußen  übernommen  worden. 
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jrdoch  scholl  auf  der  Si  Imli-  tii  r  fniiii  liiit  u  ickchiiiL'  fi).'<'iitüriiliclu'r  Anlajjfii  iiidit 
hitidrrlii'h  zu  wciclrii,  ist  auch  tlrin  Abituricnton  ihis  Zi-u^uis  der  Keife  zu  erteilei», 
welcher  in  Hinsicht  Huf  die  M  ut  ters  piuche  uiul  dius  LuteiniHche  den  unt<T- 
m>«tellten  Forderungen  vollständig  entHpricht.  auüerdein  aber  entweder  in  den 
beiden  alten  Sprachen  oder  in  der  Matheniatik  bedeutend  mehr  alfl  da,s  (Je- 
forderte  leistet,  \\enn  auch  seine  LcistniiL'cn  in  tlen  ül)rigbleibenden  Fäehern  nielit 
völlig  den  Anforderungen  entsprechen."  Kür/er  daiui  IH.')!)  für  Kealschulen  I.  (). 
§  7:  „.  .  .  so  ist  zulässig,  auf  besondere,  hervortretende  Begabung  Rücksicht  zu 
nehmen,  daß  vorzügliche  Leistinigen  in  einigen  Objekten  ein  geringeres  Mali 
des  Wissens  und  Könnens  in  anderen  au.sgleichen",  al)er  mit  dem  wohltätigen 
Zu.satz:  „einen  völligen  Mangel  nieht  ersetzen  dürfen".  1882  ist  der  letztere  wieder 
gefallen  §  12,  ."{:  „Eine  Abweichung  hiervon  in  Berüeksiehtigungdes  von  den  Sehülern 
ge\\ählten  Berufes  ist  nieht  zulässig.  Dagegen  ist  zulässig,  daß  nieht  genügende 
Leistungen  in  einem  obligatorischen  Gegenstande  durch  mindestens  gute  I^-istungen 
in  einem  anderen  als  ergänzt  erachtet  werden."  1892  trat  dann  die  Verordnung 
ein  §  12,  .^:  „Eine  Abweichung  hiervon  in  Berücksichtigung  des  von  den  Schülern 
gewählten  Berufes  ist  nicht  zulässig.  Dagegen  ist  zulässig,  daß  nicht  genügende 
Leistungen  in  einem  Lehrgegenstande  durch  mindestens  gute  Leistungen  in  einem 
anderen  verbindlichen  Gegenstande  als  ergänzt  erachtet  werden."  Es  folgen  die 
bekannten  Einschränkungen,  nach  denen  u.  a.  „Ungenügend"  im  Deutschen  oder 
in  beiden  alten  Sprachen  das  „Reif"  ausschließen.  Und  1901  ist  dann  daraus  ge- 
worden §  11,  3:  „Eine  Abweichung  davon  in  Berücksichtigung  des  von  dem  Schüler 
gewählten  Berufes  ist  nicht  zulässig.  Dagegen  soll  bei  Schülern,  deren  Leistungen 
in  verbindhchen  Lehrgegenständen  das  Gesamturteil  'nicht  genügend'  erhalten, 
dieser  Ausfall  als  ausgeglichen  angesehen  werden,  wenn  bei  ihnen  das  Gesamturteil 
in  ebenso  vielen  anderen  verbindlichen  Lehrgegenständen  mindestens  'Gut'  lautet, 
dabei  sind  aber  folgende  Einschränkungen  zu  machen:  a)  Die  als  'nicht  genügend' 
bezeichneten  Leistungen,  deren  Ausgleich  in  Frage  kommt,  dürfen  nicht  unter 
das  Maß  hinabgehen,  welches  für  den  Eintritt  in  die  Prima  zu  fordern  ist.  b)  Das 
Gesamturteil  'nicht  genügend'  darf  nur  für  je  einen  unter  folgenden  Gegenständen 
des  Gymnasiums:  Deutsch,  Lateinisch,  Griechisch,  Mathematik;  des  Realgym- 
nasiums: Deutsch,  Lateinisch,  Französisch,  EngUsch,  Mathematik;  der  Ober- 
realschule:  Deutsch.  Französisch,  Englisch,  Mathematik.  Physik,  und  zwar  nur  dann 
als  ausgeglichen  angesehen  werden,  wenn  das  Gesamturteil  in  einem  anderen  zu 
derselben  Gruppe  gehörenden  Lehrfache  mindestens  'Gut'  lautet.  Prüflingen, 
die  in  mehr  als  einem  der  genannten  (Jegenstände  das  Gesamturteil  'Nicht  ge- 
nügend' erhalten,  ist  das  Reifezeugnis  zu  vei-sagcn." 

Aber  dieser  ganze,  gezwungene  und  dabei  höchst  dehnbare  Passus  hat  kein 
langes  Leben  gehabt.  Jüngst,  durch  die  Verfügung  vom  24.  Jan.  1909,  ist 
er  durch  folgenden  kurzen  ersetzt  w  orden : 

„Dagegen  steht  es  der  Prüfungskommission  zu.  muh  pflichtmäüigem  Er- 
messen zu  entscheiden,  ol)  und  inwieweit  etwa  nicht  genügende  I^eistungen 
in  einem  Lehrgegenstande  durch  die  J..eistungen  des  Schülers  in  einem  anderen 
Lehrgegenstande  als  ausgeglichen  zu  erachten  sind." 

17* 
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Die  Entw  itkolung  ist  iloutlii-h:  frülior  war  die  KimijxMisat  it)ii  mir  in  besonderen 
Fällen  zulässig,  nur  erlaubt,  aueh  naeh  1802,  1901  wurde  sie  dmch  das  Wörtchen 
„soll"  in  Preußen  pflichtgemäß,  jetzt  ist  sie  wieder  fakultativ;  früher,  noch 
1834.  stand  die  Muttei-sprache  und  das  Lateinische  als  ein  fester  Turm  unerschütter- 
lich da,  1802  allein  dtvs  Deutsche;  wenn  hier  ein  „Ungenügend"  sich  ergab,  so  war 
die  Prüfung  nicht  bestanden;  seit  li)()l  ist  auch  das  letzte  Bollwerk  bei  uns 
gefallen.^) 

Auch  hinsiihtlicli  der  Anzahl  der  zu  kompensierenden  Gegenstände  finden 
merkliche  Schwankungen  statt.  Zwar,  wie  gesagt,  das  Reglement  von  1812  hat 
niH'h  keinen  wirklichen  Kompensationsparagraphen,  indessen  es  gab  ein  Reife- 
zeugnis der  bedingten  Tüchtigkeit  Nr.  II,  und  wer  das  als  Beispiel  ausgefüllte 
Formular  emes  solchen  Zeugnisses  Nr.  II  (S.  29  Die  Abiturientenprüfung)  hast: 
„Kenntnisse.  N.  X.  liat  im  Griechischen  und  Lateinischen  einen  beträchtlichen 
Grad  von  Fertigkeit  erlangt.  .  .  .  Seine  Geschichtskenntnisse  dagegen  sind  un- 
zusammenhängend und  unchronologisch,  in  der  Mathematik  ist  er 
sehr  zurückgeblieben.  Sein  deutscher  Ausdruck  ist  zu  wenig  in  der  Prosa  ge- 
bildet, daher  er  leicht  in  Bombast  ausartet.  Von  groben  Fehlern  des  Stiles  ist  er 
indessen  frei.  Im  Französischen  ist  er  nicht  bis  zur  grammatischen  Richtigkeit 
gekommen  und  hat  eine  fehlerhafte  Aussprache"  —  der  wird  bemerken,  daß 
hier  von  einer  Ausgleichung  einfach  nicht  die  Rede  zu  sein  brauchte,  weil  man  einen 
Prüfling  zur  Universität  entließ,  der  in  drei  Gegenständen:  Geschichte,  Mathematik, 
Französisch  „Nicht  genügend"  nach  unseren  Begriffen  erhielt  und  in  keinem  anderen 
Fache  mehr  als  „Genügend".  Natürlich  war  ein  solcher  durch  die  Nr.  II  „bedingt 
tüchtig"  gleichsam  gebrandmarkt,  während  später  und  jetzt  durch  das  „Reif" 
alle  möghchen  kompensierten  Mängel  verdeckt  \serden. 

Nach  der  Ordnung  von  1834  konnten  offenbar  mehrere  Fächer  ausgeglichen 
werden  (§  28  D) :  „wenn  auch  seine  Leistungen  in  den  übrigbleibenden  Fächern 
nicht  völhg  den  Anforderungen  entsprechen" ;  ja  nach  §  28  C  ist  es  der  pflicht- 
mäßigen Beurteilung  der  Prüfungskommission  überlassen,  auch  einem  solchen 
Abiturienten,  welcher  in  einigen  Prüfungsgegenständen,  die  nicht  die  notw^endige 
Grundlage  seines  künftigen  Studiums  ausmachen  (vorher  war  gesagt,  es  sei  ge- 
stattet, bei  Prüflingen  „von  schon  vorgerücktem  Alter  im  Interesse  des  Staates" 
auf  das  zukünftige  Fach  Rücksicht  zu  nehmen),  hinter  den  unter  A  genannten 
Forderungen  zurückgebüeben  ist,  das  Zeugnis  der  Reife  zu  erteilen,  wenn  er  in 
Hinsicht  auf  die  Muttersprache,  das  Lateinische  und  noch  zwei  der 
übrigen  Prüfungsgegenstände,  die  zu  seinem  künftigen  Beruf  in  näherer 
Beziehung  stehen,  nach  dem  einstimmigen  Urteil  der  Prüfungskommission  das 
unter  A  Geforderte  leistet.  Auch  hier  sind  mehrere  Gegenstände,  die  „nicht 
genügend"  ausfallen  können  und  doch  die  Reife  nicht  hindern. 

Auch  1859  auf  der  Realschule  I.  O.  waren  mehrere  Gegenstände  ausgleichbar, 
aber  es  mußte  in  dem  besseren  das  Prädikat  „vorzüglich!',  nicht  bloß,  wie  später 
imd  jetzt,  „gut"  erreicht  worden  sein  §  7  (Wiese-Kübler  S.  78). 

1)  Vgl.  indessen  unten  S.  276,  wo  der  Schlußsatz  zum  preußischen  §  11,  3  angeführt  wird, 
nach  des-sen  Wortlaut  unter  dieses  Maß  noch  hinuntergestiegen  werden  darf. 


K.    [»ir    K.Mftpnifim^'       I»ir    KomiK-iisnt  iun,   <lus    I5csi«licii  (|<t   l'rüfwii^;  2<)1 

1HS2  §  12.  .■{  war  aiicli  bloß  ein  fiii/iu;«'!-  L»'liij_'CLM'M.stHii(l  (liinli  ciiicii  iiiidcrrn 
aiis/iiL'lriclicii.  ciiif  l'lrUMchterun^  fand  witHlcr  darin  Htatt,  daU  die  Leistungen  in 
diesem  mir  „L'ut"  zu  sein  braueliten.  Nach  18U2  wurden  hekanntlieh,  wie  aueh  bin 
vor  kurzem,  zwei  Klassen  von  Fädn ni  unterHehicden;  innerhalb  der  ersten  Gruppe 
(Deutseh.  Lateinisch  usw.)  ist  nur  je  ein  nicht  genü^'ender  (iegeuHtand  durch  einen 
anderen  jiuten  zu  crjzänzen ;  in  der  anderen  (Jrupj)e  (Religion,  (JeHchiehte,  I'hyHik, 
•''ranziisisch  bzw.  Chemie)  sollten  melirere  miteinander  au.Hgegliehen  werden,  wobei 
ausnahmsweise  über  Mängel  in  jener  zweiten  firuppe  auch  ohne  Kompensation 
cinfaeh  hinweggesehen  werden  konnte. 

Es  läßt  sieh  nicht  abstreiten:  zu  dem  Zwange  einer  Au.sgleichung  kam  die  Ver- 
mehrung der  Zahl  der  auszugleichenden  mangelhaften  Gegenstände,  besonders  gegen 
lcS82,  und  damit  war  die  Möglichkeit,  die  Prüfung  zu  bestehen,  wieder 
bei  uns  viel  größer  geworden  und  wird  in  allen  den  Staaten  größer  sein,  welche 
unsere  frühere  obligatorische  Konipensat ionsmet hode  noch  nachahmen. 
Aber  wenn  jetzt  die  Muß-Kompensation  in  Preußen  gefallen  ist,  so  ist  wieder  ander- 
seits die  Zahl  der  kompensierbaren  Gegenstände  gewachsen;  denn  in  den  Worten: 
„in  einem  Lehrgegenstande  ...  in  einem  anderen  Lehrgegenstande"  wird  man  an 
der  ersten  Stelle  kein  Zahlwort  (=  einem  einzigen  Gegenstande),  sondern  nur  den 
unbestimmten  Artikel  sehen  wollen,  und  es  kann  geschehen,  daß  nun  2 — 3  „un- 
genügende" Leistungen  mit  ebensovielen  „iruten"  oder  „genütrenden"  Leistungen 
als  au.sgleichbar  von  der  Kommission  bct lachtet  werden,  worauf  wir  noch  im  i)e- 
sonderen  zu  sprechen  kommen. 

Kieiliih  die  frühere  preußische  Fassung  der  Kompensation  von  1901  hatte  bis 
jetzt  nur  in  Bremen  Beifall  gefunden,  oder  vielmehr  eigentlich  nicht,  denn  der 
Paragraph  wurde  zwar  beibehalten,  das  kleine  Wörtehen  „soll"  aber  in  Bremen 
§11.2  in  „darf"  verändert,  so  oben  S.  259;  leider  i.^^t  in  Anhalt  (S.  440)  das  „soll" 
stehen  geblieben,  nicht  aber  in  Sachsen-Weimar  §  11.  3:  „dagegen  ist  zulässig, 
daß  .  .  ."  So  wurde  damals  schon  aus  der  preußischen  pflichtgemäßen  Kompen- 
sation in  einigen  Staaten  wieder  die  ziilässiL'e,  die  seit  kurzem  ja  aucii  in  Preußen  lmU. 

Es  wäre  sehr  wünschenswert,  daß  auch  in  anderen  norddeutschen  Staaten 
über  kurz  oder  lang  das  preußische  Verfahren  von  1909  Nachahmung  fände  oder 
das  Wörtchen  soll  in  darf  und  kann  umgeändert  würde:  deim  man  sollte  bei  der 
Kompensation  doch  auch  darauf  achten,  ob  sonst  der  Zögling  einer  solchen  luuh 
.seiner  sittlichen  Führung  würdig  ist.  wie  schon  oben  bei  Besprechung  des  Betragens 
bemerkt  ist.  Will  man  wirklich  rein  äußerlich,  ohne  irgendein  et  hisches  Moment 
zu  berücksichtigen,  ein  Plus  gegen  ein  Miiuis  abmessen?  Jedenfalls  müßte  ein 
solches  Abmessen  immer  der  Beurteilung  der  Kommi.ssion  anheimgestellt  werden. 
Das  ist  auch  jetzt   in  Preußen  g(>sehehen. 

Andere  bedenklichen  Au.sdrücke  sind  allerdings  leider  auch  durch  die  Wrfügung 
vom  24.  Januar  1909  nicht  getilgt  w»»rden.  so  der  Begriff  der  „Persönlichkeit". 
Man  mag  wohl  satten:  „Ich  kehre  mich  nicht  an  Kinz(>lheiten.  an  einen  Ausfall  von 
Kenntnissen  in  dem  einen  cnler  anderen  Fache,  ich  sehe  mir  den  ganzen  Mensehen 
an.  ob  er  einer  Dispensaticm  oder  Kompensation  würdig  ist."  Aber  was  heißt  „ganze 
Peisönlirlikeit"  ?        Zur    Persönlichkeit,     besonders    zur    ganzen     Persönlichkeit 
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goliöron  naturuoniälJ  Dinge.  \\io  Äußeres.  Manieren.  Stand,  Reichtum  oder  Armut 
und  Ähnliches,  die  bei  der  Beurteihuig  doch  absolut  nicht  in  Betracht  kommen 
dürfen.  Auch  der  bei  „Persönlichkeit"  stehende  Ausdruck  „geistige  Entwickelung" 
ist  als  Handhabe  bei  der  Beurteilung  schwer  zu  gebrauchen;  er  ist  nicht  positiv 
genug:  welche  geistige  Entwickelung?  in  welcher  Richtung?  fragt  man  unwillkürlich. 
In  Sachsen-Weimar  steht  dafür  jetzt:  „bei  sonst  tüchtigen  Schülern".  Das 
Beste  aber  liest  man  bei  der  Kompensation  in  Reuß  ä.  L.  §  7,  4:  „auf  hervor- 
tretende Begabung  und  ernste  Selbsttätigkeit  .  .  .  Rücksicht  zu  nehmen"; 
das  ist  besser,  greifbarer,  klarer,  und  so  wird  hier  das  große  Preußen  von  dem  kleinen 
Reuß  ä.  L.  in  Schatten  gestellt,  was  ich,  als  eine  Art  Historiograph  des  Abiturienten- 
examens, mit  tiefer  Bekümmernis  in  meinem  patriotischen  Preußenherzen  für 
alle  Zeiten  feststellen  muß.  Selbstredend  ist  solch  dehnbarer  Begriff  wohl  nicht 
ohne  Absicht  bei  uns  gewählt:  man  wollte  einen  möglichst  großen  Spielraum,  eine 
möghchst  große  Bewegungsfreiheit  gewähren,  aber  dieser  Begriff  kommt  dem 
Prüfling  eo  ipso  viel  zu  sehr  entgegen,  viel  Mißbrauch  kann  damit  getrieben 
werden,  und  das  soll  jeder  Gesetzgeber,  auch  der  pädagogische,  zu  verhüten  suchen. 

Drittens  werden  manche  preußische  Prüfungskommissionen  die  Worte:  „ob 
und  inwieweit  nicht  genügende  Leistungen  in  einem  Lehrgegenstande  durch  die 
Leistungen  in  einem  anderen  als  ausgegUchen  zu  betrachten  seien"  so  auslegen,  als 
ob  der  Ausgleich  sich  nicht  etwa  auf  je  zwei,  sondern  auf  mehrere  Fächer  erstrecken 
könne,  und  da  für  den  Ausgleich  nur  „Leistungen",  keine  „guten",  erforderhch 
sind,  wird  man  sich  oft  genug  mit  mäßigen  Leistungen  begnügen  und  eine  recht 
große  Xaclisicht,    recht  verschiedenartige  Reifezeugnisse  hervorgehen  lassen. 

Freilich  der  Wortlaut  der  allerneuesten  preußischen  Variante  der  Reifeprüfungs- 
ordnung verstößt  nun  nicht  mehr  gegen  das  Übereinkommen  der  deutschen  Staaten 
betr.  der  Maturitätsprüfung  (Wiese-Kübler.  1886  I.  392),  worin  gesagt  war,  daß 
die  Kompensation  nur  ausnah  msweise  stattfinden  soll,  wohl  aber  wird  die  prak- 
tische Anwendung,  die  sich  nicht  kontrollieren  läßt,  häufig  genug  dagegen  fehlen. 
Einige  Prüfungskommissionen  werden  der  größeren  Mehrzahl  ihrer  Prüflinge  fast 
immer  diese  „Wohltat"  zuteil  werden  lassen,  anderen  nur  eben  in  Ausnahmefällen. 
Hier  zeigt  sich  wieder  der  Nachteil  milder  und  unbestimmter  Vorschriften;  sind 
die  amtlichen  Paragraphen  eben  durch  ihre  Unbestimmtheit  schlaff,  die  Praxis 
wird  daim  erst  recht  schlaff  werden.  Tatsächlich  ist  jetzt  Bayern  der  einzige 
Staat,  der  mit  §  37,  3  seiner  Ordnung  das  Reichsabkommen  außer  acht  läßt,  denn 
hiemach  ist  die  Kompensation  ein  Muß. 

Bei  solchen  schwankenden,  in  vielen  Punkten  unbestimmten  Prüfungsordnungen, 
durch  welche  man  es  allerdings  in  der  Hand  hat,  die  Prüfungen  zu  „regeln", 
wie  sie  nun  in  Bremen,  Sachsen- Weimar,  Preußen,  vielleicht  auch  bald  anderwärts 
bestehen,  wird  es  zweckmäßig  sein,  auf  das  Prüfungsreglement  Frankreichs 
hinzuweisen;  in  Frankreich  hat  man  jüngst  die  preußische  Schulreform  etwas 
nachgeahmt^)  und  bekannthch  vier  Arten  von  höheren  Schulen  gegründet  mit  allen 

1)  Vgl.  darüber  die  sehr  lichtvolle  und  gründliche  Darstellung  von  C.  F.  Vrba:  Die  neue 
französische  MitteLschule  und  die  Schulreform  in  Preußen.  Zeitschrift  für  österr.  Gymnasien 
1903.     III.  Heft. 


!•'.   Du-   Hfifr|)riifun^'.      Di«-   Ki>iii|MMiHiit  ioii,  «Inn   !i«Hti-li<  t»  «li-r  Prüfiui).' 
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iii(i<^'litlM'ii  Üborpanpsartcii ;  frtiliili  tin  lirdciitsuimr  rdtt-ihiliicd  ist  sofort  Ixnicrk- 
l.ar:  in  l'rculicn  ist  dir  ( il.i.lil.,  r.clii  il'uh-  <I<>«Ii  iiiclii  v..||  d  u  ir  |, -<•[  ü  li  t  t 
uonUii.  da  ja  hinterher  der  Minister  der  Justiz  und  der  Minister  des  Unterrichts 
erklart  haben,  unter  dem  1.  Februar  1902,  für  das  juristische  Studium  sei  das  Gym- 
nasium die  geeignetste  Vorbildung;  dir  'r«iliialiiiM'  an  diu  rnivtrhiiiit.skurhcM 
zu  riiicm  ui iiiidlidini  \'(istiindiiis  der  (Quellen  (Ich  röniisohcn  HochtH  und  zur  Kr- 
Icnuinu  di's  (Jiii-rhisrlu'n  ist  allcrdiiiL's  nicht  pflii  ht^cinälj.' i  In  Frankreich  jciloch 
stehen  aUen  denen,  die  das  haccalaureat  (die  Heifeprüfnnj;)  an  einer  der  (.deich  zu 
nenneiuK'n  Arten  vor»  h«)lieren  rnterrichtsanstalten  heHtaruhM»  haben,  ohne  weiteres 
alle  H(Mhschidstudien  aller  Arten  offen,  ohnedali  vor  oder  na<h  der  Prüfung'  irgend- 
welche Bildunjzsart  als  die  peeignet.stc  empfohlen  oder  eine  Kr^änzunji  vorgc«ehlajien 
wii-d.  Die  vier  Arten  von  höheren  Schulen,  von  denen  I-At in- Grce  unj^cfähr  uiiBerem 
(Jynujasiuni  entspricht,  sind:  Latin-Grce.  Latin-Langues  Vivantes,  Latin-Sciencc«, 
Sciences-Lanizues  Vivantes;  die  letztere  übrigens  ist  unserer  Oberrealsclnile  vergleich- 
bar.   Die  Bewertung  der  einzelnen  Fächer  ist  folgende: 


I.     -    Latin  -  CJrcc. 

< 'oni|M>sition  fran^^aisc 2 

\'crsiun  iatinc 2 


•rsiiin  grecque 


Kxphcation  grccquc 1 

Kxpliciition  latine 1 

Kxplication  franc^aisi- 1 

l-]pn.'uve  de  langue  vivantc  etrangerc     .     2 
liUerrogation  sur  l'liistoire  ancicnne 
Intorrogation  sur  riiistoire  inudcmc 
Intorrogation  sur  !a  geographie    .    . 
InterrDgation  sur  Ics  niathematiqucs 


Intern  )gat  Ion 


la   physiquc ( 


i'i;k.mii:i;k  rAirrii-:.-) 

III.  —   Latin  -  Sciences. 

C'oinposition  fran^ai-se 2 

Version  latine 2 

Compositinn     de     niatliömatiqucs     et     do 

physi(pie 1 

Kxplication  latine 1 

Kxplication  frani,aisc 1 

Kprcuve  de  languc  vivante  etrangere      .    .  2 

1          Intorrogation  sur  l'histoirc 1 

1          Interrogation  sur  la  geographie 1 

l          Interrogation  sur  los  mathematiques  ...  3 

(».')      Interrogation  .«'ur  la  jthysique 2 

Interrogation  -sur  la  chiniie    .  1 


II.  —   Lat  in  •  Langues  Vivantes. 

<  ■<iniiM)sition  franvaise 2 

\'orsion  latine 2 

< 'omi>osition  en  languc  viviiiit«-  tiran^rere  2 
Kxplication  latine     .    .                                  .1 

Kxplication  fmnvaise  .  1 

Ire  eprcuve  de  languc  vivani«  I 

2e  eprcuve  de  langue  vivantc  1 

liiterropition  sur  Thistoii-o  ancicnne    .    .  1 

intcrnigation  .<»ur  Thistoire  nuKlemc    .    .  1 

Intern)gati»>n  sur  la  K»'H»gmphie    ....  1 

Intern>gation  sur  Ics  mathematiques  .    .  0. 

Intorrogation  sur  la  physiquc (t. 


IV.  —    Sciences  -  Langues  Vivantes. 
Composition  fran9aisc 


f'om|K>sition  on  langue  vivante  etrang^rc  . 

C'onijxKsition     de     mathcniatiqucs     et     de 
physicpie ,    . 

Kxplication  fran^aisc  . 

Intermgation  sur  riiistoire     . 

Intorrogati<»n  sur  la  gcograpliii 

Ire  epn'uvo  de  langue  vivantr 

2e  «Eprcuve  de  lanpue  vivantc 

Interrogation  sur  les  mathematiijui  ,s 

i   Intern)gation  sur  la  phj-sique 

I   Interrogation  sur  la  chimie 


1)  Vgl.  l>esonders  die  Krkliirunj;  des  Regienmpsverlrrlerx  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses vom  2").  April   10(i2. 

2)  Programme    des    oxamcns    du    Nouveau    Haccalaun-nt    ilc    rEnscignetuont    secondaire, 
instituc  par  decret  du  .31  niai  1902.     Taris  Librairio  Vuibort  &  N<»ny.     S.   \4 — 16. 
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I.  —   riulosophii'. 

Dissrrtrttion  phila^ophiquo '2 

r<)in|KX'iition  de  scioncos 1 

Intormgation   sur   la   philosopliio   ol    los 

autours  phiKvsopliiqucs 2 

lntern>pation  sur  I'histoirc  cuntoiuporninc  1 

lntorn>galion  sur  les  scioncos  jihysiqucs  1 

Intornigati<in  sur  los  scioncos  naturelles  1 


11.  —  Mal  hö  ni  a  1  iq  lies. 

ComiKisition  de  mathöniatiquos 2 

Conii)osition  de  scioncos  physiques  ....  2 

Dissertation  philosophique 1 

Intorrogation  sur  los  mathomatiqucs  ...  2 

Intorrogation  sur  la  physiquo 1 

Intorrogation  sur  la  chiniie 1 

Intorrogation  sur  les  scionoos  naturelles     .  1 

Intorrogation  sur  la  philosophie 1 

Intorrogation  sur  I'histoirc  contom]joraine  .  1 

Pour  etre  admis,  les  candidats  doivent  avoir  obtenu  la  moitie  du  nombre  maxi- 
nium  des  points. 

Les  certificats  d'aptitude  portent  les  mentions  suivantes: 

Passable,  quand  le  candidat  a  obtenu  la  moitie  du  nombre  maxinmm  des  points; 

Assez  bien,  quand  le  eandidat  a  obtenu  la  moyenne  de  12  points; 

Bien,  quand  le  candidat  a  obtenu  la  moyenne  de  14  points; 

Tres  bien.  quand  le  candidat  a  obtenu  la  moyenne  de  16  points. 

Le  candidat  ajourne  ne  peut  se  representer  dans  le  cours  de  la  meme  Session. 

Zu  bemerken  ist  hierbei,  daß  die  Prüfungskommission  sich  zusammensetzt  aus 
Mitgliedern  der  Universität  (de  membres  de  la  Faculte  des  lettres  et  de  la  Faculte 
des  Sciences)  und  aus  Mitghedern  der  Mittelschulen,  aber  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung,  daß  diese  letzteren  die  Schüler  ihrer  eigenen  Schule  nicht 
prüfen  dürfen  (les  professeurs  en  exercice  de  l'enseignement  secondaire  siegeant 
dans  les  Jurys  ne  peuvent  examinier  les  eleves  de  l'etablissement  auquel  ils  ap- 
partiennent)^). 

Das  obige  Noten-  oder  Punktiersystem,  das  ja  auch  bei  den  Versetzungsprüfungen 
bei  uns  in  Deutschland  hier  und  da  eine  Rolle  spielt,  auch  auf  militärtechnischen 
Lehranstalten  angewandt  zu  werden  pflegt,  liat  bei  der  Reifeprüfung,  soweit  ich 
gesehen,  auf  deutschem  Boden  nur  in  Bayern  etwas  Anklang  gefunden,  nämlich 
bei  der  Frage  einer  Befreiung  von  der  mündhchen  Prüfung.  §  35,  5  der  Ordnung 
für  das  Gymnasialabsolutorium  lautet,  wie  schon  angeführt:  „.  .  .  hingegen  kann 
unter  Zustimmung  des  Prüfungskoramissärs  die  mündliche  Prüfung  denjenigen 
Schülern  der  Oberklasse  erlassen  werden,  bei  welchen  sowohl  in  der  schriftlichen 
Prüfung  als  im  Jahresf ortgange  die  Leistung  in  keinem  Gegenstande  mit  „un- 
genügend" bezeichnet  worden  ist  und  das  arithmetische  Mittel  aus  den  Durch- 
schnittsnot^n  der  schriftlichen  Prüfung  und  des  Jahresfortganges  nicht  mehr  als 
2,59  beträgt.  Dazu  dienen  in  Bayern  folgende  Formulare,  die  exempli  causa  mit 
Nummern  hier  ausgefüllt  sind: 


1)  Das  Urteü  in  der  „Monatssohrift  für  höhere  Schulen"  1904  Heft  1  S.  37  ist  danach  doch 
bedeutend  abzuschwächen. 
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l)ies(M-  Prüfling  stellt  mit  dem  arithmetischen  Mittel  2.38  weit  unter  der  obigen 
Höclist/.iffer  2J^\)  und  konnte  —  es  ist  auch  hier  wie  in  Preußen  nach  §  10,  2  nur 
die  Müjilichkeit  geboten  —  daher  von  der  mündlichen  Prüfiniu  befreit  werden; 
wären  in  einzelnen  Fächern  mehrere  4  zu  verzeichnen  gewesen,  so  wäre  das 
arithmetische  Mittel  höher  gewesen,  hätte  leicht  2,59  erreicht  oder  überstiegen. 
Dieses  Notensystem  hefert  jedenfalls  zunächst  ein  festes,  unverrückbares  Bild 
der  Prüfungslcistungen  eines  jeden,  in  seltenen  Fällen,  bei  Krankheiten,  Unglücks- 
fällen in  der  Familie  des  PrüfUngs  usw.  mag  vielleicht  dann  ein  Abweichen  von  dem 
Zahlenresultat  gestattet  sein;  es  scheint  so,  als  wäre  diese  Möglichkeit  in  Frankreich 
nicht  gegeben,  dann  allerdings  wird  dieser  „Schematismus"  zur  Härte.^  Aber 
man  vergcs.se  nicht,  daß  .solche  Ausnahmefälle  eben  Ausnahmefälle  sind,  und  daß 
bfi  dem  Mjissenunterricht,  der  ja  mitunter  auch  „Massenreifeprüfungen"  ( !)  er/.cugt, 
man  doch  in  der  Beurteilung  und  Rücksichtnahme  auf  „Persönlichkeiten",  „Indi- 
vidualitäten" viel  eher  irren  kann  als  bei  Rechencxempeln.  vor  allem,  daß  man 
Irrtümer  der  letzteren  Art  viel,  viel  leichter  kontrollieren  kann.  Diese  ganze  „Indi- 
vidualpädagogik"  führt  bei  den  großen  Frequenzen  der  höheren  Lehranstalten  oft 
genug  zur  Ungerechtigkeit,  weil  sie  einzelne  bevorzugt;  im  allgemeinen  paßt  sie 
mehr  für  Kinzelunterricht,  für  Internatserziehung,  wo  der  Lehrer  wirklich  auch 
Krziehcr  sein  kann  und  seine  Zöglinge  genauer  kennt.  Man  verwechselt  stets  Kinzel- 
mid  Gesamtunterricht,  wenn  man  die  Individualpädagogik  em})fiehlt.  sie  läßt  sich 
kaum  durchführen  bei  dem  letzteren,  und  diejenigen,  welche  glauben,  eines  schema- 
tischen Überblicks  entbehren  zu  können,  müssen  sich  für  ausgezeichnete  Seelen- 
keimer  und  I'ädagogen  halten. 

Jedenfalls  ist  es  sehr  nützlich,  bei  der  Vcrsctzungs-  wie  bei  der  McifcprüfunL' 
sieh  zunächst  mit  Hilfe  des  Noten.systems  ein  leicht  übersichtliches  Bild  zu  ver- 
schaffen, dann  prüfe  man,  ob  und  wo  dasselbe  vielleicht  einer  kleinen  Hetuschicrung 
bedürftig  ist. 

Der  Prüfungskommissar. 

Xatürlich  sind  in  vielen  Punkten  die  I\«<hte  des  KtiMimi.s.>^ars  ül)enill  du-.>elben; 
dies  bringt  eben  seine  Stellung  als  Voi-sitzcndcr  mit  sich.  So  hat  er  den  Zeitpunkt 
der  Prüfung  zu  bestimnu-n,  die  Folge  der  Prüfungsgegenständ««  festzusetzen,  selbst 


1)  Allerdings  läUt  ja  Ui  der  Zi'n.sioruiiK  dor  Einzclfächer  d.kx  Notciv*y-i<  in  in  Krankreich, 
wie  ül>erall,  eine  mildere  Beurteilung  für  solche  AuRnahnjcfällc  zu. 


2(56  111-   r)as  höliore  Ix^hiamt 

FraüCü  an  dio  rrüflingo  /u  ricl\ton.  die  Auswahl  zu  troffen  unter  den  eintiereiehten 
Themata  und  den  vornesehlagenen  Textstellen,  welche  im  mündliehen  Examen 
zu  übei-setzen  sind,  die  Prüfung  eventuell  abzukürzen,  bei  Stimmengleichheit  zu 
entscheiden  und  das  iMgebnis  zu  verkündigen.  Seine  rechtliehe  Stellung  kenn- 
zeichnet sich  aber  am  meisten  in  zwei  Dingen:  Abänderung  der  Prcädikate  der 
schriftlichen  Aibeiten.  Interzessionsrecht;  hier  können  wir  schon  erhebliche 
Abweichungen  bemerken.     Am  wenigsten  in  bezog  auf  die  Zulassung. 

Rec>ht  einschneidend  ist  die  Befugnis  des  Kommissars,  die  Abänderung 
der  Urteile  unter  den  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  zu  verlangen.  Am  schärfsten 
ist  dies  Recht  in  Preußen  betont  §8,  4:  er  ist  befugt,  Änderungen  in  den  den  Prü- 
fungsarbeiten erteilten  Prädikaten  zu  verlangen  und  eintreten  zu  lassen.  So  auch 
in  Anhalt,  in  Hamburg  §  8,  4,  Braunschweig  §  8,  4,  Reuß  j.  L.  §  52,  Mecklenburg- 
Strehtz  §  8.  4,  Sachsen- Weimar  §8,  4,  milder  in  Mecklenburg-Schwerin  §8,  2: 
„.  .  .  werden  die  Urteile  in  einer  von  dem  Direktor  mit  den  Lehrern  abzuhaltenden 
Konferenz  festgestellt,  vorbehälthch  einer  Revision  in  einer  Konferenz  vor  der 
mündlichen  Prüfung  auf  etwaiges  Verlangen  des  Regierungskommissars". 
Noch  milder  in  Oldenburg  §  8,  3:  „Hat  der  Regierungskommissar  Bedenken  gegen 
die  Beurteilung  von  Prüfungsarbeiten,  so  hat  er  diese  vor  dem  Eintritt  in  die  münd- 
liche Prüfung  zu  äußern  und  gegebenenfalls  eine  Beschlußfassung  der  Prüfungs- 
kommission herbeizuführen";  und  diese  Verweisung  seiner  Bedenken  an  die  Kom- 
mission wird  zur  Regel  in  §  8,  4  in  Bremen,  wo  wieder  das  schroffe  preußische 
Reglement  gemildert  ist:  „.  .  .  ist  befugt,  die  gefällten  Urteile  zu  beanstanden 
und.  wenn  sich  der  Fachlehrer  seinem  Bedenken  verschließt,  die  Angelegenheit 
der  Prüfungskommission  vorzulegen.  Bleibt  die  Abstimmung  in  dieser  zwiespältig, 
so  ist  der  Vorgang  im  Protokolle >  zu  vermerken".  Hier  appelhert  also  in  solchen 
Fällen  der  Kommissar  an  die  Mehrheit  der  Kommission ;  nach  dem  Wortlaut  scheint 
er  nicht  einmal  das  Recht  zur  Abänderung  zu  haben. 

Im  Königreich  Sachsen  dagegen  ist  ihm  das  Recht  wieder  eingeräumt,  §  64  (65) : 
„.  .  .  vorbehälthch  der  nachträghchen  Genehmigung  des  Königl.  Kommissars". 
In  Baden  ist  nichts  von  diesem  Rechte  zu  bemerken,  die  beiden  gleichlautenden 
§§  25,  2  und  23,  2  heißen:  „Dem  Kommissar  der  Oberschulbehörde  werden  die 
Arbeiten  bei  dessen  Eintreffen  (also  dann  erst!)  vorgelegt,  sofern  nicht  im  Einzel- 
fall die  Einsendung  an  den  Amtssitz  des  Kommissars  von  demselben  angeordnet 
wird."  Ebensowenig  hat  er  dies  Recht  in  Württemberg  (§  4  Absatz  2),  wo  be- 
kannthch  gleichwie  in  Hamburg  ein  Korreferent  bestellt  ist;  erst  wenn  die  beiden 
Referenten  nicht  zu  einer  Verständigung  kommen,  hat  er  insoweit  einzugreifen, 
als  er  die  Sache  durch  Mehrheitsbeschluß  der  Kommis.sion  zur  Abstimmung  bringen 
kann.  Auch  in  Bayern  §  34,  4  steht  ihm  nur  das  Recht  eines  nachmaligen  Appells 
an  diese  Kommission  zu  (§  35,  4):  „.  .  .  etwaige  Bedenken  bezüglich  der  Koirektur 
und  Zensur  der  Kommission  mitzuteilen  und  nötigenfalls  eine  nochmalige  Beschluß- 
fassung darüber  zu  veranlassen".^)     Eben.sowenig  läßt  sich  in  Österreich,  auch 


1)  Vgl.   K.  Rück:     „Kandbemerkungen    zu    dejii   Aufsatz  von  H.  Morsch    über  die  Reife- 
prüfung" (im  SeptemlxT — Oktoberheft  1904  der  „Blatt,  f.  bayer.  Gymn."). 
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iiiclit  aus  der  iHiicsltn  Wusdirift ,  uiilii  lu-hiiicii,  «Ijili  dir  Koinrnihsar  /,ii  ciuf-m 
hoIcIh'U  Eingriff  bcfiiyt  wäre.  Mrrk  würdijifiwt'iHc  liut  er  das  Vetorecht 
nicht  in  Mccklcnl)urg  -  Seh werin')  und  in  Oldenburj^,  wo  der  SehluÜHatz 
des  Ifctr.  §  1 1  sduai  lautet  (Nr.  7) :  „CJcgen  die  KntHeheidung  der  PrüfungHkonmiisHiotj 
findet  eine  Berufung'  nicht  statt";  wohl  aber  im  Königreich  Sachsen  (§  59,  vor- 
iet/.ttr  Absatz):  „Hegt  derselbe  bezügHch  eines  BeschhisseH  (h-r  Koininission  er- 
hebliche Hedenken.  so  ist  er  J)erechtigt,  die  Entscheidung  auszusetzen  und  an  das 
Ministerium  zu  bericliten,  welches  dann  endgültig  in  tier  Sache  beschließt"  (vgl. 
§  (')()  f.  (1.  Jiealgynui.) ;  ebenso  in  Bayern.  Württemberg.  Baden,  Hessen.  Klsaü- 
I.othringcn,  Anhalt.  Bravnischweig.  Heuß  j.  L.,  Hand)urg,  Bremen,  .Mecklenburg- 
Strclitz,  natürlich  auch   in  l'rculicn. 

Nicht  immer  war  bei  uns  in  Preußen  der  Prüfungskommissar  mit  der  dikta- 
torischen (iewalt  bekleidet  wie  heutzutage.  Das  Recht  der  Kinsprache  bekam  er 
1834  (§  2(>) :  „Sieht  derselbe  sich  bei  der  Stimmensammlung  .  .  .  nt)ch  vor  der  Ab- 
gabe seines  Votums  überstimmt,  so  hat  er  die  Befugnis,  sich  selbst  vom  Votieren 
zu  entbinden  und  ent\\eder  den  durch  die  Stimmenmehrheit  gefaßten  Ent.schluß 
oinie  weiteres  zu  bestätigen  oder  demselben,  wenn  er  seiner  Überzeugung  wider- 
spricht, seine  Bestätigung  zu  versagen."  —  Das  Recht,  die  Prädikate  unter  den 
schriftliehen  Arbeiten  zu  ändern,  besaß  er  damals  noch  nicht,  ebensowenig  1859 
in  der  Ordnung  für  die  Realschulen  I.  O.,  erst  1882  erhielt  er  es  durch  §  9,  3  sclion 
in  der  jetzigen  kategorischen  Form:  Änderungen  zu  verlangen  und  eintreten  zu 
la.ssen.  Jetzt  ist  ein  Teil  der  Befugnisse,  mit  denen  die  Kommission  1892  ausgestattet 
wurde,  auf  den  Kommissar  übertragen.  Der  Prüfungskommissar  in  Norddeutsch- 
land hat  die  Befugnis:  nach  der  Anmeldung  und  dem  Antrag  der  Überlehrer  die 
Zulassung  zur  Prüfung  auszusprechen,  die  Themata  zu  den  schriftlichen  Arbeiten 
auszuwählen  oder  neue  zu  stellen,  die  Texte  auszuwählen  oder  neue  zu  geben,  die 
l'rtcilc  unter  den  Arbeiten  zu  ändern,  bei  den  Schülern  die  Prüfung  in  dem  einen 
oder  anderen  Fache  abzukürzen  oder  ganz  fortfallen  zu  hvssen-),  d.  h.  also  die  1892 
eingeführte,  jetzt  aufgehobene  Teilbefreiung  nach  seinem  (Jutdünkcn  wiwler  zur 
(ieltung  zu  bringen,  eine  Prüfung  auch  noch  in  anderen  Fächern  zu  verlangen  als 
in  den  vorgeschriebenen,  die  Prüfung  selbst  zu  übernehmen,  die  Reihenfolg«'  der 
Beratungen  bei  der  Feststellung  des  Urteils  zu  fixieren,  schließlich  gegen  einen 
.Mehrheitsbeschluß  in  bezug  auf  Reife  oder  Unreife  seine  Einspnuhc  zu  erheben 
und  die  ganzen  Prüfungsakten  der  Behörde  einzureichen.  Zwei  Lücken  weist  die 
preußische  PrüfunKSordnung  immer  noch  auf: 

1.  W'ci-   bistiiiiiiif    die    l*r;i<Iikatc   für   die    einzelnen   Fächer   in    der   mündlichen 
Prüfung?   Der  Fachlehrer  allein?  Die  Kommission  nath  Mehrheitsbeschlüssen? 

2.  Wer    bestimmt ,    ol)   die   lA'istungen    unter   das    für   Prima    geforderte    Maß 
heruntergehen?     Der  Fachlehrer  allein?     Die  Kommission  nach  Mehrheits- 


1)  In  Mcokionburg  -  Srhworiii  vcrwci^jcrt  ein  l'riil  iingskoin  missnr  einfach 
.•>cino  Unterschrift,  wenn  die  Mdirlieit  der  Konimissi.m  nirlit  srinor  Mcinnnj!  ist.  tmd  zwingt 
sie  so,  iiim  iHM/ustinimcn. 

2)  Wie  anders  in  IJftden.  wo  nacli  §  <>■')  „auf  (JmlMfiiKirii  li.  r  l'nifung^knniniission  ein  «.>dcr 
der  andere  GegenstAnd  wegbleiben  kann". 
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hosc'hlüs8cn?  Hat  violleicht  in  beiden  Fällen  aueh  der  Königl.  Kommissar  das 
Recht   zur  endgültigen   Entscheidung? 

Dies  gälte  dann  auch  für  Bremen  und  Sachsen  -Weimar,  aber  auch  für  viele 
Oixlnungen  nach  dem  Muster  von  1892. 

Wahrlieh,  ein  solcher  Prüfungskommissar  ist  ein  verkörpertes  Prüfungsreglement; 
warum  überhaupt  dann  noch  eine  in  zahlreiche  Paragrapheii  geghederte  Ordnung? 
Und  wo  hat  man  größeres  Vertrauen  zu  den  Oberlehrern,  dort,  wo,  wie  in  Österreich, 
Oldenburg,  dem  Kommissar  nicht  einmal  das  Veto  zusteht,  oder  in  den  Staaten, 
wo  ihm  außer  dieser  doch  schon  beträchtlichen  Macht  noch  allerlei  andere  Rechte 
gegeben  sind?  Und  mit  welcher  Begründung  könnte  man  es  überzeugend  dartun, 
daß  es  notwendig  sei,  alle  diese  Rechte  auf  eine  Instanz  zu  häufen,  welche  von  allen 
ÄDtgliedern  der  Prüfungskommission  die  Schüler  am  wenigsten  kennt?  Es  ist 
deutlich,  hier  w  aren  andere  als  in  der  Sache  liegende,  andere  als  päda- 
gogische Rücksichten  maßgebend.^) 

Varia. 

Schließlich  wären  der  Vollständigkeit  wegen  noch  mancherlei  Kleinigkeiten 
zu  erwähnen.  In  Württemberg  z.  B.  ist  die  Zeitdauer  jeder  mündlichen  Einzel- 
prüfung genau  bestimmt,  vgl.  §  5,  für  Lateinisch  und  Griechisch  je  12  Minuten, 
für  deutsche  Literaturgeschichte  10  Minuten,  für  Französisch  und  philosophische 
Propädeutik  nur  je  8  Minuten!  Sehr  viel  Zeit  nahm  früher  die  Prüfung  in 
Österreich  ein;  nach  einem  mir  vorliegenden  Programm  wurden  im  ganzen 
42  Reifeprüflinge  examiniert  in  der  Zeit  vom  5.  Juli  bis  11.  Juli,  d.  h.  (6.  Juli  ist 
ein  Sonntag)  in  sechs  Tagen,  und  zwar  vormittags  von  8 — 12  bzw.  1  Uhr,  nach- 
mittags von  3 — 7  oder  länger^)";  das  ist  beträchtlich  länger  als  bei  uns 
in  Preußen,  wo  „in  der  Regel"  nie  mehr  als  zehn  Schüler  (§  10,  3)  an  einem 
Tage  geprüft  werden  sollen,  aber  wegen  des  üblichen  Zusatzes  „in  der  Regel"  doch 
12  meist  vorgenommen  werden;  hiernach  würden  also  41  Schüler  nur  3 — 4  Tage 
bei  uns  in  der  Prüfung  stehen,  während  man  allerdings  in  Baden  für  40  Schüler 
nur  ungefähr  1  Yo  Tage  brauchen  soll !  Diese  auffallend  lange  Zeit  in  Österreich 
mußte  die  Prüfung  zu  einer  sehr  gründlichen  machen ;  ob  sie  auch  dementsprechend 
strenger  war,  kann  hier  nicht  festgestellt  werden ;  in  dem  oben  erwähnten  Einzelfalle 
wurde  von  jenen  42  nur  einer  „reprobiert",  37  bestanden  glatt  (5  mit  Auszeichnung), 
4  erhielten  die  Erlaubnis  zu  einer  Wiederholungsprüfung,  welche  nach  8  Wochen 
abgehalten  wurde  und  auch  noch  diese  4  „reif"  machte.^) 

1)  Daß  der  Prüfungskomniissar,  d.  h.  der  Piovinzialschulrat  von  dem  Direktor  sich  ver- 
treten lassen  kann,  ist  inPreußen  häufig;  aber  fast  immer  ist  der  Direktor  ein  solcher  Stellvertreter 
gerade  für  die  von  ihm  geleitete  Anstalt;  warum  nicht  für  fremde,  ihm  persönlich  nicht 
unterstellte  Schulen?  In  Österreich  ist  aus  §  14  ersichtlich,  daß  dort  in  Verhinderung  des  Vor- 
sitzenden Direktoren  als  Prüfungskommissare  nur  bei  solchen  Gymnasien  fungieren,  die  sie 
nicht  leiten.  Nur  in  „unvorhergesehenen  Verhinderungsfällen"  kann  der  Vorsitzende 
durch  den  Anstaltsdirektor  vertreten  werden. 

2)  Vgl.  „Weisungen"  S.  31,  §  83,  Punkt  4. 

3)  Das  wird  mir  allerdings  als  ein  „selten  günstiges"  Resultat  bezeichnet. 
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Für  Sachsrii-.Mciiiiiii'cn  (§  IS)  ist  «-.s  »•im-ntiiiiiliili,  diiü  die  für  reif  ftklärtcn 
Schiilrr  iKicli  Itis  /.ii  (Inri  Sdilnlj  des  Hulhjahri'.s  dem  gesamten  riitcrriclitr  l»ci- 
wolirirn  iniisstii  (aii.li  iii  iJudi-n).  für  Kt-uli  ii.  L.  (§  (1  I).  U)  ^ilt  die  Bt-stiimnun^'. 
daß  das  rmtokoll  mit  i  ii  ii  1  icliHt  iT  S<' liarf  ••  den  (Jan^  dfH  KxamenH  darHtcIle.  — 
Hüclicr  und  rtfiisilifii  dürft-n  die  Scluilcr  zur  imiiullichon  Prüfung'  nicht  nuthriii^i-n ; 
kömiti'ii  sit'  lüclit  zur  mündlichen  Prüfung  in  d«'r  Mathematik  Zirkel  und  Papier 
b<'i  sich  führen  ?  Kreide  und  scliwarze  Wandtafel  müUte  seitens  der  Schule  in  Bereit- 
sihaft  ^rclialten  werden,  wivs  oft  nicht  j^esihieht.  In  Bayern.  Baden  und  HesHen 
unterschreiben  divs  Zeugnis  nur  der  Kommissar  und  der  Bektor,  sonst,  \vi(*  in  I'reulien, 
wohl  ül)erall  die  ^'csamte  Kommission,  Doch  da«  situl  Quisquilicn.  Wichtiger 
scheint,  was  wir  in  (^stcircic  h  §  l(i  lesen:  „Der  mündlichen  Reifeprüfung  dürfen 
.  ,  ,  auf  ihren  besonderen  Wunsch  auch  die  Eltern  oder  Vormünder  der  (iej)rüften 
und  die  Abiturienten  der  Anstalt  beiwohnen,"  Hier  ist  also  die  mündliche  I*rü- 
funu'  eine  öffentliche;  in  Preulien  ist  dies  nie  Sitte  gewesen,  auch  habe  ich  nicht 
gefunden,  daß  in  anderen  Staaten  Privatpersonen  zu  dem  mündlichen  Kxamcn 
Zutritt  gestattet  wäre. 

Was  die  Art  des  Prüfens  anbetrifft,  so  hat  Österreich  in  der  neuesten  Vor- 
schrift vom  Mär/,  l'.)U8  recht  beherzigenswerte  Mahnungen  erlassen,  vgl.  §  20.  Da,s 
Hauptgewicht  .sei  einzig  und  allein  auf  jene  allgemeine  Bildung,  auf  den  ge- 
wonnenen geistigen  Gesichtskreis  und  jene  formale  Schulung  des  Cieistes 
zu  legen,  welche  zu  wissenschaftlichen  Studien  die  notwendige  Vorau.s.setzuni: 
sei.  Ferner  mü.sse  bei  jenen  Gegenständen,  welche  am  ehesten  zu  gedächtnismäliiger 
Vorbereitung  Anlaß  böten,  die  Prüfung  mehr  dieForm  eines  freien  Kolloquiums 
aiuiehmen,  um  das  Gebiet  der  Prüfung  je  nach  dem  Ausfalle  der  Antworten 
angemessen  einschränken  oder  erweitern  zu  können;  der  letzte  Zusatz  wäre 
besser  weggeblieben,  weil  doch  großer  Mißbrauch  damit  getrieben  werden  kann. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  es  zweckmäßig  sei,  die  Ergebnisse  im  Betragen 
sowohl  wie  in  den  Einzelfächern  in  Nummern  oder  in  bestimmte  Prädikate  (vorzüg- 
lich, gut  usw,)  zusammenzufassen.  In  Baden  gab  es  Gesamtnoten  1 — 4,  jetzt 
ilafür  Worte;  in  Sachsen  wird  auch  das  Betragen  durch  Nummern  I,  II,  III  charak- 
terisiert; in  Bayern  werden  die  Leistungen  ganz  kurz  durch  die  üblichen  Prädikate 
zensiert;  bei  uns  in  Preußen  wird  Betragen,  Fleiß,  Aufmerksamkeit  durch  längere 
('haraktcrisicruiiL'  ausfülulichcr  beschrieben,  ebenso  wie  meist  aiulcrwärts.  Aber  die 
Leistungen  müßten  auch  in  Preußen  einfach  durch  die  vorgeschriebenen  Bezeich- 
nungen nur  ganz  kurz  ausgedrückt  werden;  erstens  bedient  man  sich,  wie  gewiß 
auch  anderwärts,  meist  d(.(li  mir  der  W  orte,  welche  unter  „Maßstab  zur  Erteilung  des 
Zeugnisses"  in  dem  Prüfungsreglement  von  1892  stehen,  wonach  es  dem  Schüler 
gelungen  ist,  „ein  in  seinem  Ideenkreise  liegendes  Thema  ,  ,  ,  in  angemessener  Ord- 
nung und  fehlerfreier  Schreibart  zu  bearbeiten"  usw,  usw.  Und  zweitens:  wer 
liest  später  bei  der  Immatrikulation,  .selbst  bei  Bewerbungen  um  Stipendien,  diese 
eingehende  Schildcrunu  der  Lei.stungen?  Wohl  muß  man  vom  sittlichen  Verhalten 
genauere  Kenntnis  nehmen,  bei  den  Leistungen  sieht  jeder  nur  zu,  ob  das  Schluß- 
prädikat gut,  genügend  ist.  Es  wäre  also,  auch  um  das  Schreibwerk  zu  er- 
sparen, wünschenswert,  wenn  man  überall,  wo  es  noch  nicht  geschieht,  sich  der 
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bayerischen  Kürze  befleißigle.  S(n\eit  mir  bekannt,  pflegt  man  bei  viel  wichtigeren 
Zeugnissen,  z.  B.  bei  denjenigen  der  Oberlehrer  in  Preußen,  jetzt  auch  nicht  das 
Wissen  oder  das  Nichtwissen  genau  aufzuzählen^),  um  schließlich  doch  die  Fakultas 
für  alle  Klassen  zu  gewähren:  hier  wiire  es  vielleicht  wichtiger:  warum  also  bei  der 
Reifeprüfung? 

Daher  wird  ilcnn .  denke  ich.  das  neuste,  ziemlich  einsclnieidende  Verfahren 
Österreichs  bald  vielen  Anklang  finalen:  hici-  hat  man  nach  der  neusten  Vor- 
srluift  reinen  Tisch  gemacht.  Die  neusten  österreichischen  Prüfungsformulare, 
die  nur  aus  einem  einzigen  Blatt  bestehen,  äußerlich  sehr  geschmackvoll  sind  (der 
große  österreichische  Doppeladler  in  der  Mitte  auf  weiß -bläulichem  Papier), 
enthalten  nur  die  Mitteilung,  daß  der  Prüfling  (ein  kurzes  Nationale  wird  an- 
gegeben) als  „reif  mit  Stimmenmehrheit"  oder  als  „reif  mit  Stimmeneinhelligkeit" 
oder  als  „reif  mit  Auszeichnung"  zum  Besuche  der  Universität  erklärt  wird.  Es 
wird  kein  Prädikat  über  Leistungen  in  den  einzelnen  Fächern  angegeben.  Ein 
solches  Zeugnis  trägt  nur  drei  Unterschriften,  die  des  Kommissars,  des  Direktors 
und  des  Klassenvorstandes. 

So  wäre  es  besser  gewesen,  wemi  man  sicli  auch  in  Preußen  und  in  anderen 
Staaten  entschlossen  hätte,  ein  Gesamtprädikat  für  das  ganze  Zeugnis  zu 
geben,  wie  es  bei  uns  1812  vorgeschrieben  war,  wie  es  auch  jetzt  in  Baden  nach 
den  Nummern  1 — 4,  in  Sachsen  von  I — III  mit  Zwischenstufen  Ib,  IIa  usw.  ge- 
schieht, oder  wie  in  Reuß  ä.  L.  und  j.L.  nach  den  Prädikaten  „sehr  gut",  „gut", 
„genügend",  „bestanden"  es  noch  üblich  ist. 

Um  so  mehr  wäre  das  jetzt  1901  bei  uns  angebracht  gewesen,  als  durch  den 
sehr  ausgedehnten  Gebrauch  der  Kompensation  Reifezeugnisse  entstehen  können  mit 
drei,  vier  Fächern,  die  als  „nicht'  genügend"  bezeichnet  sind  (wie  unten  Beispiele 
zeigen  werden) ,  und  die  man  doch  durch  Nr.  II  oder  III  von  den  besseren  bilhger- 
weise  hätte  unterscheiden  müssen :  die  einfache  Bezeichnung  „reif"  ist  doch  hier 
eine  Ungerechtigkeit  gegen  solche,  die  überall  „genügend",  „gut",  „vorzüglich" 
aufweisen;  die  Befreiung  von  der  mündlichen  Prüfung,  welche  ja  auf  dem  Zeugnis 
vermerkt  wird  (nicht  in  Württemberg),  hebt  diese  guten  oder  besseren  Reifeprüf- 
linge von  den  schlechteren  nicht  genug  ab. 

Zuallerletzt  noch  den  Hinweis  darauf,  daß  in  Deutschland  für  Schüler  höherer 
Lehranstalten  Prüfungsgebühren  nicht  zu  entrichten  sind;  in  Sachsen  ist  in  §  71 
besonders  gesagt:  „Für  Schüler  der  Anstalt  sind  die  Reifeprüfungen  unentgeltlich." 
Eine  einzige  Ausnahme  bildet  hier  Mecklenburg  -  Schwerin,  während  in  dem 
Schwesterlande  Mecklenburg-Strelitz  die  Prüfung  nichts  kostet.  In  der  Prüfungs- 
ordnung für  Mecklenburg-Schwerin  liest  man  §  17:  „Die  Abiturienten  der  Gym- 
nasien haben  vor  Einhändigung  ihres  Abgangszeugnisses  eine  Gebühr  von  14  M. 
und  den  Betrag  des  zu  verwendenden  Stempels  an  die  Kasse  des  Gymnasiums  zu 
entrichten  .  .  .  Extraner^)  haben  vor  Beginn  der  schriftlichen  Prüfung  ...  an  Ge- 

1)  Ebenso  auf  den  Zeugnissen  der  Ärzte,  vgl.  die  für  ganz  Deutschland  geltende  neueste 
Prüfungsordnung  für  Ärzte  vom  28.  Mai  1901. 

2)  Die  Bedingungen,  unter  denen  Extraner  die  Prüfung  zu  bestehen  haben,  konnten  hier 
nicht    berücksichtigt    und  verglichen  werden,    weil  Extraner  nicht  auf  den  höheren  Schulen 
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liiiliicii  iiml  StrmprK.i  liiL'  tl  M.  <>"  l'f.  .  .  .  /n  ••iit  riclilrii."  Ivs  ist  mii-  j/iit.  rlaU  dicHo 
11  M,  nicht  vor  1-lintritt  in  dii-  rriifun^  iihciliau))!  crliol«!!  \\»i(1<m,  .s.iihI.iii  iils  lim- 
Alt    Kt>|)iiilifn ;  uIxt  hoch  uriiii<j  sind  diese   Kopiiihrn  I 

Auch  in  Österreich  ist  die  Piiifiin;:  nicht  kostenfrei;  v^I.  §  2<j:  „AIh  Taxe 
für  (hvs  IvNuineii  hiit  ein  KxHininund,  welclier  uls  öff«-ntliehor  Schüler  die  oherHte 
Kliusse  eines  /iir  Abhaltung'  (hr  Matiiritiitsprüfunt;  hertnhtijften  (jJyninaHJuinH  ab- 
solviert hat,  L*()  Kr.,  ein  Privatist  oder  lv\ternr-r  "lO  Kr.  vor  dem  He^'inru'  der  sehrift- 
liehen  PrüfiiHL'  />'  erle^'en."  Ks  fol;zt  danti  noch  die  liest inununi;,  dali  halbe  oder 
Ljaiize  Freisi'hüler  in  demselben  \'eiliält nis.se  auch  vom  Krla^'e  der  l'riifnn).'staxe 
befri-it   sind. 

Allgemeine  Betrachtungen. 

Xaeh  solcher  mühsanicn  Wejistrocke  durch  diese  ijapiernon  Vi  .sclirifton  m&fi 
es  sich  wohl  lohnen,  einen  Rückblick  und  einen  Ausblick  zu  tun.  Zun.  hst  wird  man 
sich  des  Eindrucks  nicht  erwehren  können,  daß  unsere  deutschen  Jungen  trotz 
der  Abiturientenkonvention  auf  noch  recht  verschiedenartigen  Wegen  zur  Uni- 
vci-sität  gelangen,  was  ja  jeder  Kundige  wußte.  Streng  genommen,  sind  eigentlich 
t'bereinstimnnuigen  vorhanden  nur  in  den  Forderungen  betr.  die  Sprachen;  und  da 
im  Verhältnis  zu  der  großen,  übergroßen  Zahl  der  (iynuiasien  nur  wenig  andere 
h<iherc  Lehranstalten  vorhanden  sind,  so  kann  man  eine  einheitliche  deutsche 
Jugcndbildung  zu  Uni versitätszwecken  nur  in  altsprachlicher  Hinsicht 
feststellen;  hier  sind  die  Anforderungen  überall  die  gleichen,  sie  reichen  einer- 
seits bis  Tacitus  und  bis  zur  lateini.schen  Komödie,  anderseits  bis  zur  griechischen 
Lyrik,  Äschylos  und  Piaton  hinauf;  mag  auch  dies  Ziel  oft  nur  gelegentlich  erstrebt 
sein  —  immerhin  eine  recht  beträchtliche  Höhe!  Die  Mathematik  aber  hat 
sich  nicht  solche  durchgängige  Gleichheit  erringen  können;  abgesehen  von  Württem- 
berg und  Hamburg,  wo  Differentialrechnung  auf  der  Schule  getrieben  wird,  fällt 
Bayern  aus  dem  Rahmen  Deutschlands  heraus,  Württemberg  auch  deswegen, 
weil  keine  mündliche  Prüfung  hierin  stattfindet.  Da.s  sind,  abgesehen  vom 
Deutschen,  die  „Hauptfächer". 

Ein  eigentümliches  Geschick  hat  nun  diejenigen  Fächer  getroffen, 
welche  man  die  „ethisch  bedeutsamsten"  genannt  hat.  Am  leidlichsten 
ist  es  noch  der  (Jeschichte  ergangen,  aber  sehr  bildungsnivellierend  wird  es  auch 
nicht  wirken,  wenn  alte  (Jeschichte*)  auf  den  norddeutschen  Realanstalten,  außer 
in  Mecklenburg,  nicht  bei  der  Reifeprüfung  herangezogen  wird,  mögen  auch  die  für 
die  „Weltkultur  wichtigsten  römischen  Kaiser"  jetzt  wieder  in  den  Lehraufgaben 

vorgebildet  sind.  Indessen  mögen  liiir  als  Ktniosu  nicht  UMcrwähnt  bhilu-n:  in  Hiulm  «ird  für 
Kxtnincr  die  Trüfunn  an  GymniUHicn  um  .'>  M.  höher  einge.selüilzt  ('M)  M.)  njs  nn  <l«n  dortigen 
Kealjiyninasien  und  nlHTrenbeliulen  (2n  M.),  in  KlHaü-l>>tl)rinjjen  kostot  für  die  Wilden  die 
l'riifun^rsnn^st  s'l  M.  (§  17.  h).  wovon  nllerdinnn  «iie  Hälfte  „l)ei  günstigem  Erfolge"  znrüek- 
erstntt<t  wird.  Wahrscheinlich  hoW  dtus  nhschreeken !  Sonst  sind  diese  Gebühren  3(1  .M..  niir 
in   Hreiuen  4(1  M. 

1)  In  WürttemIxTg  wini  die  ait«>  (Jeschiohte  ülH-rhaupt  nur  in  der  sehriftliohen  (ü.schiohts- 
prüfung,  bei  den  „  Zahlenf  ragen  ".  iMrü.-k-i.lit  iw'i .  auüenlem  Ihm  di-r  mündliehen  Prüfung  im 
lateinischen  und  Griechischen. 
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für  ftUo  Obei-stufon  vorhanden  sein;  wie  sieh  die  Anforderungen  aueh  hier  bei  weitem 
nicht  auf  gk^eher  Höhe  lialten.  ist  oben  S.  234  ff.  gezeigt.  Ja  selbst  im  Deutsclien 
gehen  die  Ansprüelie  in  der  Art  wie  in  dem  Maß  sehr  auseinander.  FreiHch  em 
deutscher  Aufsatz  wird  überall  gefordert;  oft  kann  ein  „Ungenügend"  im  Deutschen 
noch  die  Reife  hindern.  Indessen  da,  wo  das  Aufsatzthema  von  der  Zentralstelle 
gegeben  \\  ird.  inul.^  der  Aufsatz  ganz  anders  sein,  andere  Ansprüche  stellen  als  da, 
wo  dies  niclit  geschieht ;  inid  anderwärts  kann  er,  auch  wenn  er  vorher  nicht  zurecht 
gelegt  ist.  literarhistorische  Kenntnisse  nicht  dartun;  nach  literarliistorischen 
Kenntnissen  fragt  man  nur  in  Ost  erreich  und  Württemberg.  Wie  es  hinsichtlich  der 
Reliiiion  steht,  braucht  nach  obigem  nicht  mehr  dargelegt  zu  werden.  Wenn  man 
gegenüber  der  Forderung,  auch  dem  Deutschen  und  der  Religion  in  der  mündlichen 
Reifeprüfung  Raum  zu  gönnen,  immer  wieder  darauf  verweist,  daß  doch  ein  ener- 
gischer Unterricht  in  diesen  Fächern  fast  dasselbe  erreiche  ohne  eine  spätere  Prü- 
fung, so  \\  ird  doch  die  geringere  Wertschätzung  von  Lehrgegenständen,  in  welchen 
nicht  mündhch  geprüft  wird,  mindestens  seitens  der  Schüler  keiner  irgendwie  ab- 
streiten wollen.  In  der  Tat  scheint  man  auch  den  Ergebnissen  der  Maturitätsprüfung 
in  diesen  Fächern  nicht  recht  zu  trauen,  daher  wohl  auch  die  bei  der  Oberlehrer- 
prüfung z.  B.  in  Preußen  betonte  Forderung,  eine  allgemeine  Bildung  gerade  im 
Deutschen  und  in  der  Religion  (früher  auch  noch  in  der  Geschichte)  von  neuem  zu 
beweisen.  Wenn  die  Reifeprüfung  auf  der  Schule  hier  ihre  Schuldigkeit  täte,  warum 
solche  Postulate  Männern  gegenüber,  deren  ernste  Studien  und  innerer  Bildungs- 
trieb von  selbst  sie  zur  Aneignung  jener  Bildungsgebiete  anspornt,  in  ganz  anderem 
Maße  als  oft  törichte,  im  Schulzwange  gehaltene  Jungen?  Was  schon  aus  dem  Text 
der  Abiturientenkonvention  hervorgeht,  es  läßt  sich  nicht  leugnen:  gerade  in  den 
Fächern,  welche  nicht  nur  den  Charakter  des  einzelnen,  sondern  den 
einer  Nation  bestimmen,  geht  die  deutsche  Bildung  ziemlich  ausein- 
ander. In  Religion  wird  sich  das  ja  schwerlich  ändern  lassen,  aber  in  Literatur  und 
in  Geschichte  brauchte  die  deutsche  Vielstaaterei  der  Einheit  nicht  im  Wege  zu 
stehen.  Mögen  also  seit  1892  viele  norddeutsche  Staaten  Preußen  sich  zum  Muster 
genommen  haben,  die  großen  Staaten,  besonders  die  süddeutschen  einerseits,  Preu- 
ßen anderseits,  stehen  wie  unzugängliche  pädagogische  Burgen,  jede  von  der 
anderen  weit  entfernt  und  getrennt,  vor  unseren  Blicken  da;  auch  die  deutsche 
Abiturientenkonvention  ist  ihnen  längst  aus  dem  Sinn  gekommen.  Und  was  das 
beinahe  Komische  ist,  selbst  innerhalb  desselben  Landes  haben  wir  recht  verschiedene 
Prüfungsordnungen,  ich  denke  dabei  zuerst  an  die  drei  badischen,  für  Gelehrten- 
schulen, Realgymnasien  und  Oberrealschuleni),  an  die  drei  hessischen,  an  die  für 
Mecklenburg -Schwerin  und  Mecklenburg- Strelitz,  zwei  so  nahe  beieinander 
liegende  Länder !  Kann  man  wirklich  einen  anderen  Grund  für  diese  Abweichungen 
angeben  als  den  höchst  nichtigen,  daß  die  Zeit  der  Entstehung  dieser  Reglements 
eben  eine  verschiedene  ist  und  man  es  für  überflüssig  hielt,  die  spätere  nach  der 
älteren  etwas  zu  modeln? 


1)  Selbstredend  handelt  es  sich  nicht  um  die  in  der  Natur  dieser  Anstalten  begründeten 
Verschiedenheiten  der  Anforderungen,  .sondern  um  die  Art  und  Weise  der  Prüfung. 
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So  sind  die  wciiif^stcn  tlicst-r  Artfii  (»tlrr  Spiflmtfu  mhi  l'rijfiniL'H»»rdriurit.MMi 
au8  dt-r  Iiidividualitiit  der  Staaten  zu  rwhlferti^en,  wenn  man  nicht  die  Traditifjn 
von  lüötorischeui  Kecht  oder  liiHtoriseheni  Tureclit  (denn  auch  aolehea  exiHtiert) 
als  individuelle  Eigenschaft  auHieht ;  jemand  soll  doch  einmal  mit  dem  Charakter 
der  bayerischen  Prüflinge,  der  Eigenart  des  l^niles  es  w  irklich  in  Kinklan^  zu  bringen 
versuchen,  dali  dort  das  Hetra^'cn  der  ^'anzen  Schulzeit  auf  das  l'rüfunyszeu^'nis 
Mut  einwirkt  !  Kann  man  es  dabei  aber  übersehen,  wieviel  schwerer  die  Keifeprüfiin^ 
in  dem  einen  Lande  ist  als  in  tiem  anderen,  viclleiclit  nur  einige  Meilen  jenseits  der 
(Jrcii/.c.'  \'icifii(li  ist  in  der  letzten  Zeit  der  Ruf  nach  gänzlicher  Abschaffung  des 
Abiturientenexamens  laut  gew orden .  ju  eine  Zeitung  (die  „  liciliner  Neucäten 
Xaehrichten  ".  IG.  Januar  H)0(iff.)  hat  das  Problem  für  so  brennend  gehalten,  daß 
sie  deswejzen  eine  linfraire  bei  hervorrauenden  Persfiidichkeiten  voranstaltete,  um 
festzustellen,  uii  fiii  und  wer  ijegen  diese  l^rüfunir  ist.  Die  Mehrzahl  der  Ant- 
uortenden sprach  sich  füi-  Beibehaltung  aus;  vgl.  Max  Naths  kritischen  Bericht 
in  der  „VVochensclirift  für  klassische  Philologie",  15.  August  190(3.  Und  in  der  Tat, 
das  Interesse,  welches  der  Staat  an  einer  gleichmiUiigeji  Ausbildung  der  künftigen 
L'niversitätsbesucher  (Hochschüler)  hat,  erheischt  dringend  dieses  Examen.  Natür- 
lich wird  auch  die  unter  Aufsicht  eines  Königlichen  Kommissars  stehende  Prüfung 
nicht  überall  gleich  sein  können,  das  liegt  eben  an  der  Verschiedenheit  der  Menschen; 
wie  manche  Vorsitzende,  so  machen  sich  auch  manche  Oberlehrer  oft  genug  ohne 
Grund  zu  Verteidigern  wenig  befähigter  und  unwürdiger  Schüler,  während  man 
andere  die  Rolle  von  Staatsanwälten  spielen  sieht.  J)as  wird  im  allgemeinen  so  blei- 
l)en;  wenn  aber  die  staatliche  Kontrolle  ganz  fehlte,  würde  es  gehen  wie  mit  dem 
Rigorosum:  man  weiß  ja,  daß  trotz  des  Warnrufes  eines  Theodor  Mommsen  im 
Anfang  der  siebziger  Jahre  von  einigen  Universitäten  der  Doktorhut,  der  doch  im 
\'erhältnis  zur  Reifeprüfung  nur  ein  Ehrenzeichen  ist  mit  nur  sehr  geringen  Be- 
rechtigungen, sehr  leicht  zu  holen  ist.  und  so  würden  bald  noch  viel  mehr  höhere 
Schulen  als  jetzt  eine  recht  große  Anziehungskraft  ausüben,  weil  man  dort  ohne  viel 
Mühe  als  „reif"  abgestempelt  \\  erden  köruite.  Aber  auch  um  der  Jugend  selbst  willen 
ist  diese  letzte  Station  der  Schule  dringend  geboten.  Zu  ihren  Gunsten  sprechen  im 
wesenthchen  bekannte  Gründe,  welche  schon  in  den  österreichischen  „Weisungen" 
sowohl  für  Beibehaltung  der  Versetzungs-  wie  der  Maturitätsprüfung  zu  lesen  sind. 
( Jerade  die  besseren  Schüler  wünschen  von  selbst  eine  Zusammenfassung  und  Dar- 
legung ihres  Wissens  nach  bestimmten  Abschnitten.  Und,  fügen  wir  hinzu,  die 
Schule  soll  fürs  Leben  vorbereiten,  die  höhere  Schule  für  das  Studium  auf  einer 
Hochschule.  Das  Maturum  gibt  doch  eine  Art  Vorgeschmack  von  dem  späteren 
Staatsexamen,  fällt  das  Abiturientenexamen  gänzlich,  besonders  das  mündliihe, 
so  würden  die  CJenerationen,  welche  das  Maturum  gar  nicht  mehr  kennen,  die  Pein 
der  späteren  Prüfungen  desto  stärker  empfinden. 

Also  keine  Abschaffung!     Aber  wohl  eine   Erleichterung? 

Doch  beantworten  wir  erst  die  Frage;  Sind  in  diesen  Prüfungsordnungen 
schon  Anzeichen  vt)r banden,  welche  die  Prüfung  leicht  zu  machen 
heischen?  Zunächst  erscheint  es  fast  wunderbar,  daß  man  so  häufig,  nach  meinem 
Dafürhalten   wenigstens,   ilas    Betragen   ni(>lit    hoch   genutr  einschätzt.      Unsichere 
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Kunden,  vielleicht  auch  Schwindler,  können  oft  dreimal  die  Prüfung  versuchen, 
ja  sie  können,  einmal  oder  gar  /um  zweiten  Male  zurückgestellt,  nach  den  geltenden 
Bestimmungen  dann  noi'h  von  der  mündlichen  Prüfung  dispensiert  werden 
und  sogar  hier  und  da  der  Wohltat  einer  Kompensation  noch  teilhaftig  werden. 
Dem  Prüfungszeugnis  selbst  braucht  man  es  dann  gar  nicht  anzusehen,  was 
der  Inhaber  als  immerhin  schon  reiferer  Jüngling  verschuldet  hat;  wie  er  selbst 
bei  dem  letzten  feierlichen  Abschluß  seiner  Schullaufbahn,  sehr  gelinde  gesagt,  die 
Manieren  unreifer  Schulbuben  nicht  abgelegt  hat.  Ganz  unschuldig  sieht  sein 
Zeugnis^)  aus:  nur  daß  er  2^2  Jahre  in  Prima  gewesen,  erweckt  Bedenken.  Lediglich 
in  Österreich  wurde  früher  geradezu  eine  Bemerkung  darüber  beigefügt,  daß 
solch  Vergehen  stattgefunden  hat.  Ferner  soll  oft  nur  das  Betragen  der  letzten  zwei'^), 
vereinzelt  sogar  nur  das  des  letzten  Jahres  mitsprechen.  Schon  oben  ist  gesagt, 
daß  diese  Beschränkung  nicht  genug  Bürgschaft  dafür  bieten  kann,  daß  die  Schüler, 
wenn  sie  sittlich  für  mündig  erklärt  werden,  nun  auch  mündig  sind.  Jetzt  hat 
man  in  Österreich  darauf  verzichtet,  überhaupt  das  Betragen  im  Reifezeugnis 
zu  erwähnen;  welche  Erwägungen  dazu  geführt  haben,  läßt  sich  erraten:  ehe  man, 
was  häufig  geschieht,  irrige  Urteile  im  Betragen  abgibt,  gibt  man  lieber  keins,  eh^ 
man  einem  Schüler  für  „sein  ganzes  Leben  einen  Makel  anheftet",  spricht  man  sich 
über  sein  Verhalten  auf  der  Schule  gar  nicht  aus.  Nach  bisherigen  Erfahrungen 
auf  höheren  Schulen  hat  man  aber  leider  kein  Recht,  Schüler  durchweg  wie  Er- 
wachsene zu  behandeln;  müssen  doch  selbst  die  Kandidaten  zur  Staatsprüfung 
ein  meist  amthches  Zeugnis  über  ihren  Lebenswandel  einreichen  (vgl.  z.  B.  §  6d 
für  Preußen). 

Auch  für  die  Leistungen  darf  häufig  genug  nur  das  angerechnet  werden, 
was  als  Primanerpensum  (in  Sachsen  nur  das  Oberprimanerpensum)  abgefragt 
werden  kann.  Besonders  gilt  diese  Norm  für  die  norddeutschen  Staaten,  welche 
noch  auf  dem  Boden  von  1892  stehen;  indessen  auch  in  Preußen  bildet  in  der  Religion 
jetzt  noch  das  Primanerpensum  den  Gegenstand  der  Prüfung,  in  Baden  in  der  Ge- 
schichte für  die  Gelehrten  und  Oberrealschulen^)  sogar  nur  das  der  Oberprima. 

Endlich  müssen  wir  hier  noch  eingehender  die  Sicher heitsfor mein  besprechen, 
die  überall  für  die  schriftliche  wie  für  die  mündliche  Prüfung  ein  zu  straffes  An- 
spannen des  Bogens  verhindern  sollen.  In  Baden  findet  es  in  einem  Runderlaß 
vom  23.  Juh  1888  durchaus  Billigung,  daß  der  Prüfungsaufsatz  an  irgendein  im 
Unterricht  behandeltes  Literaturwerk  anknüpft,  auch  sollen  die  zu  übersetzenden 


1)  In  Preußen  existierte  in  der  Ordnung  für  Realschulen  I.  O.  von  1859  geradezu  ein  Verbot, 
daß  solcher  Täuschungsversuch  ins  Zeugnis  aufgenommen  würde  (§  5),  und  für  Reuß  ä.  L. 
existiert  dies  Verbot  noch  heutzutage,  vgl.  §  5  ß.  8. 

2)  Nachträglich  sei  hinzugefügt,  daß  Sachsen  -  Meiningen  §  17,  Anmerkung  ad  I  be- 
stimmt: „Gesetzlichkeit,  Anständigkeit  und  Sittlichkeit  .  .  .  auch  außerhalb  der  Schule  zu 
würdigen  und  auf  Grund  der  bisherigen  Schulzensuren  das  urteil  aus  der  ganzen  bisherigen 
Führung  des  Abiturienten  abzuleiten".  Und  in  Reuß  ä.  L.  §  7,  2  lesen  wir:  „Das  Prädikat 
'sehr  gut  bestanden'  darf  niemals  zugestanden  werden,  wenn  das  Urteil  der  Lehrer  erhebliche 
Anstände  wegen  des  sittlichen  Verhaltens  des  Schülers  enthält." 

3)  Bezeichnend  ist  es,  daß  für  die  badischen  Realgymnasien  §  20.  4  keine  Beschränkung 
auf  das  Oberprimanerpen.sum  gefordert  ist,  die  tatsächlich  aber  doch  stattfinden  soll. 


K.   I'it*   Reifi'priifunt'      .\ll(?i'mt«inf   liotnu-htungen  27.') 

'l\'xtHtfllfii  iiiilit  zu  liinu.sriu;  füidu- ( )l)(tiful.s(luilcii  ;.'il(  die  iiaclilicr  zu  »'i^iiluiend«- 
pri'UÜiHC'lu-  Fornu'l.  FcriUT  luuU'tt-  sc-lion  ein  Kuucii-rlulJ  (k-H  (JlKTschulralH  vom 
M.  \)v7.vmUcr  ISX'A:  „.  .  .  howoIiI  hei  di-r  Stt-llun^'  df« 'riii-nuus  zum  dcut.sclieii  Aufsatz 
als  der  luatlu-rujitischen  Aufu'alHii  ist  darauf  Ik-dadit  zu  uclimfii,  dali  der  (ie^'eii- 
staud  als  w oli  I  hckannt  voraus^'t-sctzt  werden  darf  und  dos  tJelin^eii  der  Arbeit 
iiiilit  davon  al)li;in)^'t,  ol)  ein  Sehüler  dabei  durch  besondere  Erfindungsgabe 
unterstützt  wird";  freilicli  müsse  es  vermieden  werden,  daß  die  im  Schulunterricht 
voran^'ehenden  Übungen  den  Charakter  spezieller  Vorbereitung  für  die  Prüfung 
annehmen,  doch  sei  es  gut,  wenn  die  sclirifthchcn  Arbeiten  immer  melir  Aniclitiung 
an  den  Lelii-stoff  des  letzten  Jahres  fänden. 

Während  man  in  Bayern  .solche  Kautelen  gar  nicht  nötig  hatte  und  in  Württem- 
berg §M  (8.  112  Fehleisen)  wie  auch  in  Sachsen  §(38  nur  vorschreibt,  die  Aufgaben 
sollten  noch  nicht  behandelt  sein,  heißt  es  jetzt  in  Österreich  §  8:  „Für  den  Auf- 
satz .  .  .  sind  Themen  zu  wählen,  w eiche  innerhalb  des  Anschauungs-  und  Gedanken- 
kreises der  Examinanden  liegen  und  der  Höhe  der  von  ihnen  zu  bekundenden  all- 
gemeinen Bildung  angemessen  sind,  ohne  daß  jedoch  dieselben  oder  zu  nahe  ver- 
wandte bereits  in  der  Schule  selbst  bearbeitet  sind." 

Preußen  hatte  1834  in  §  14  die  Formel:  „.  .  .  solche  Aufgaben  zu  wählen,  welche 
im  (Jesichtskreis  der  Schüler  hegen,  und  zu  deren  augenbhcklicher  Behandlung 
auf  eine  dem  Zweck  entsprechende  Weise  Verstand,  Überlegung  und 
Sprachkenntnisse  ohne  spezielle  Vorbereitung  hinreichen,  und  über 
welche  eine  ausreichende  Belehrung  durch  den  vorgängigen  Gymnasialunterricht 
vorausgesetzt  werden  kann";  1859  sucht  man  vergeblich  nach  dergleichen.  Da 
lesen  wir  1882  §  7,  2  zuerst  die  jetzige  Fassung:  „die  Aufgaben  sind  so  zu  bestimmen, 
daß  sie  in  Art  und  Schwierigkeit  die  Klassenaufgaben  der  Pri  ma  in  keiner 
Weise  überschreiten;  sie  dürfen  aber  nicht  einer  der  bereits  bearbeiteten  Auf- 
gaben so  nahe  stehen,  daß  ihre  Bearbeitung  aufhört,  den  Wert  einer  selbständigen 
Leistung  zu  haben."  So  ist  es  auch  1892  und  jetzt  1901  stehen  gebheben.  Diese  Worte 
sind  dann  in  die  Ordnungen  der  meisten  norddeutschen  Staaten  übergegangen, 
so  in  die  von  Anhalt,  Braunschweig,  Elsaß -Lothringen,  Hamburg,  Hessen.  Meck- 
lenburg-Schwerin und  Strelitz,  Oldenburg,  Reuß  j.  L.  u.  a.  Es  ist  klar,  diese  letzte 
Reihe  von  Staaten  ist  durch  die  Bedingung:  „die  Arbeiten  sollen  in  Art  und  Schwie- 
rigkeit die  i'rimancraufgaben  nicht  überschreiten"  in  Sorge  um  zu  ungünstigen 
Ausfall  des  Examens;  Württemberg  und  Sachsen  untersagen  die  Behandlung 
eines  schon  dagewesenen  Themas. 

Auch  die  mündliche  Prüfung  soll  nicht  zu  schwer  gemacht  werden.  Alle  Staaten, 
auch  Bayern,  das  ja  allein  für  die  .schriftliche  keine  Sicherheitsformel  aufzunehmen 
nötig  hatte,  stellen  natürlich  die  F'orderung,  daß  einige  Textstellcn  gelesen,  andere 
noch  ni»ht  gelesen  seien,  und  daß  die  letzteren  leichter  seien,  frei  von  kritischen 
oder  sachlichen  Schwierigkeiten,  oder  wie  sonst  die  Wendungen  lauten  mögen. 
Zwei  Staaten  haben  noch  größere  Fürsorge  getroffen,  Hessen  und  Elsaß  -Loth- 
ringen: Hessen  hat  in  der  Ordnung  für  alle  drei  Schularten,  auch  in  der  von  1901 
für  die  Oberrealschulen,  in  §  9  und  §  10,  3  folgenden  Wortlaut  stehen:  „Bei  der 
Prüfung  sollen  in  der  Regel  solche  Fragen  gestellt  werden,  welche  ein  fleißiger  Ober- 
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prinianor  von  durolisolm  i  1 1  licher  ( !)  Begabung  ohne  besondere  ( !)  Vorbereitung 
zu  beantworten  vermag,  und  welehe  geeignet  sind,  nieht  sowohl  sein  gedächtnis- 
niäßiges  Wissen  als  sein  Können  hervortreten  zu  lassen.  Auch  ist  dem  Schüler 
Cielegenheit  zu  geben,  sich  klar  und  zusammenhängend  auszusprechen."  Genau 
diVvselbe  liest  man  §  11,  7  für  Elsaß  -Lothringen,  nur  mit  der  Einleitung:  „Der 
\'orsitzende  hat  darüber  zu  wachen  .  . .".  Auffällig  bleibt  es,  daß,  abgesehen  von  einer 
mehr  die  Lehrer  treffenden  Warnung,  nirgends  gegen  zu  große  Leichtigkeit 
der  Prüfung  Sicherheitsmaßregeln  getroffen  sind,  wohl  aber  überall  gegen  zu  große 
Schwierigkeiten.  Hierin  aber  geht  offenbar  jener  Passus  für  Hessen  und  Elsaß- 
lx)t bringen,  mag  man  auch  sonst  vieles  in  ihm  billigen,  durch  die  verlangte  Rück- 
sichtnahme auf  die  durchschnitthchc  Begabung  der  Prüflinge  viel  zu  weit.  Man 
muß  ja  leider  innerhalb  der  Schule,  bei  Klassenarbeiten  und  Versetzungen  oft 
die  Durchschnittsbegabung  in  Rechnung  ziehen,  und  man  kann  dies  aus  dem  Grunde, 
weil  es  Schüler  sind,  weil  man  jungen  Menschenkindern  schließhch  nie  trotz  kleiner 
Anfänge  Entwickelung  zu  Großem  absprechen  soll,  auch  weil  man  sie  ja  noch  weiter 
in  der  Fortbildung  behält.  Muß  man  aber  auch  schon  hierbei  um  so  strenger  ver- 
fahren, je  höher  die  Klasse  ist,  so  soll  man  bei  der  Reifeprüfung  doch  einen  ab- 
soluten Maßstab  haben  und  nicht  nach  der  Durchschnittsbegabungi)  die  Anforde- 
rungen qualitativ  hcrabmildern.  Wohin  kann  das  führen?  Da  gibt  es  bald  keine 
Grenze  nach  unten  mehrl 

Aber  auch  in  Preußen  konnte  bis  vor  kurzem  die  Möghchkeit  eintreten,  daß 
die  Prüfungen  ziemhch  leicht  waren.  Nach  §  11,  3  b  konnte  hier  ein  Prüfling  z.  B. 
von  einem  Gymnasium  mit  folgendem  Zeugnis  entlassen  werden: 


ReHgion:  genügend; 
Deutsch:  genügend; 
Lateinisch:  nicht  genügend; 
Griecliisch:  gut; 


Mathematik:  genügend; 
Französisch:  gut; 
Geschichte:  nicht  genügend; 
Geographie:  nicht  genügend. 


Das  konnte  man  allenfalls  noch  hingehen  lassen;  aber  nach  dem  Satze:  „Aus- 
nahmsweise ist  es  zulässig,  bei  den  Schülern,  die  nach  ihrer  Persönlichkeit 
und  geistigen  Entwickelung  besondere  Berücksichtigung  verdienen, 
über  unzureichende  Leistungen  in  dem  einen  oder  anderen  unter  b)  nicht  erwähnten 
Fache  auch  dann  hinwegzusehen,  wenn  die  Voraussetzungen  für  einen  Ausgleich 
nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  in  Absatz  2  nicht  vorliegen",  war  auch  folgendes 
Reifezeugnis  möghch: 


Rehgion:  nicht  genügend; 
Deutsch:  genügend; 
Lateinisch:  nicht  genügend; 
Griechisch:  gut; 


Mathematik :  genügend ; 
Französisch:  genügend; 
Geschichte:  nicht  genügend; 
Geographie:  nicht  genügend. 


Ja ,  das  Französische  konnte  auch  noch  „nicht  genügend"  sein ,  denn  diese  „Neben- 
gegenstände", wie  \\ir  sie  nennen  können  im  Unterschiede  zu  der  Reihe:  Deutsch  — 

1)  Wie  anders  daa  älteste  preußische  Reglement  von  1812  in  §  ll,  wo  die  schriftliche  Prüfung 
auf  das  „Talent"  gerichtet  war  (worauf  schon  Nath  aufmerksam  gemacht  hat).  —  Daß  man 
jetzt  auf  den  höheren  Schulen  zu  sehr  nach  dem  Durchschnitt  urteilt,  sagt  auch  P.  Geyer,  Monats- 
schrift für  höhere  Schulen  1902.   I  19. 
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Mathciiuitik,  luaiiclilrn  iiiitcrciiiaiKlcr  nicht  iiusjrcgiirlicn  /.ii  wcnlrn;  ch  war  (Iciiinacli 
möglich,  daß  da«  FranzösiHc  he  auch  luuli  „nicht  genügend"  bUeb,  also  alle  drei 
bzw.  vier  Nebenfächer  ausfielen  und  doch,  da  der  Schüler  wegen  „Heiner  Persön- 
lichkeit und  seiner  geistigen  Kntwickelung  besondere  Küeksicht  verdiente",  die 
Konnnission  ihn  für  reif  erklärte.  Kin  solches  Abiturienten/.eugnis  ähnelte  dem 
oben  S.  2()1  mitgeteilten  von  1S12  gar  sehr,  nur  war  man  danuils  vorsichtiger,  man 
naiwite  den  Krwcrbcr  eines  solchen  Zeugnisses  „be<lingt  tüchtig",  h<iiir  würde 
man  ihn  iiitlit  „bi-dingt  reif"  nennen,  sondern  einfach  „reif".  Zur  größten  Befrie- 
diKUHR  fast  aller  Beteiligten  aber  ist  durch  die  Verfügung  vom  24.  Januar  1909 
dieser  ganze  Absatz  gestrichen^)  und  durch  folgendes  ersetzt  worden: 

„Dagegen    steht     es   dci-    Prüfungskommission    zu,    nju-h    pflichlmäüigem 

Krmessen  darüber  zu  entscheiden ,   ob   und  inwieweit  etwa  nicht  genügende 

Leistungen   in  einem   Lehrgegenstande  durch  die  Leistungen  eines  Schülers 

in  einem  anderen  Lehrgegenstandc  als  ausgeglichen  zu  erachten  sind." 2) 

ICine  Krleichterung  gewährt   diese  Bestimmung   natürlich   auch,  aber    doch   nicht 

eine  80  weitgehende  als  früher. 

Im  allgemeinen  sind  die  Erleichterungen,  die  man  jetzt  eingeführt  hat  odei-  noch 
(inführen  will,  in  der  Regel  zweierlei  Art :  solche  „unstarren",  solche  „starren  Systems", 
um  in  dieser  Form  zu  reden.  Diejenigen  der  ersteren  Art  gestalten  sich  natürlicii 
höchst  mannigfaltig,  beruhen  sie  doch  auf  der  Individualitätspädagogik, 
wollen  die  Eigenart  eines  jeden  Schülers  berücksichtigen  und  sind  daher  stets  mit 
der  Dispensation  (bzw.Teildispensation)  und  Kompensation  verbunden,  so 
daß  jedem  Schüler  für  jedes  Fach  manche  Entlastungen  gewährt  werden  können. 
Ohne  uns  hier  über  die  Gefährlichkeit  dieser  Erziehungsmethode  u  la 
Schopenhauer  und  Nietzsche  auszulassen,  sei  nur  darauf  verwiesen  ,  wie  man 
jüngst  in  den  Verhandlungen  zu  Wien  (Mittelschulenquete  S.  450)  davon  ge- 
sprochen, daß  die  Schüler  auf  solche  Kompensationen  spekulieren,  d.  h.  sich 
schon  längere  Zeit  vorher  in  den  ihnen  nicht  „liegenden"  Fächern  absichtUch 
vernachlässigen,  um  dadurch  in  solchen  Gegenständen,  bei  Lehrern,  die  ihnen  „be- 
<]uemer"  sind,  sich  auszeichnen  zu  können.  Nach  der  jüngsten  obigen  Verfügung 
wird  in  Preußen  die  Kompensation  ganz  ebenso  wie  in  Bayern  ausgeübt,  d.  h. 
sie  geschieht  zwischen  allen  Fächern,  mögen  sie  zwei  oder  acht  Unterrichtsstunden  in 
der  Woche  bean8j)ruchen ;  und  schon  aus  diesem  rein  äußerlichen  Grunde  werden  viele, 
so  hoffe  ich.  mit  solcher  Ausdehmmg  der  Kompensation  nicht  ganz  einverstanden 
sein.  Soll  wirklich  ein  Wissen,  welches  in  einem  wöchentlich  zweistündigen  l'nter- 
richtsfaoh  erworben  wird,  ein  Nichtwissen  in  einem  Fiwhe  mit  6 — 8  Unterrichts- 
stunden aufwiegen?  Ich  halte  das  für  ein  schreiendes  Unrecht  nicht  nur  gegen  das 
stärkere  Kräfte  in  Anspruch  nehmende  Fach,  sondern  auch  gegen  die  Schüler,  welche 

1)  Don  Fortschritt  der  iimtHchen  pnMiliiscIicn  Iy«>lirjtliin«'  von  ISiVJ — lOdl  iK'Icuchtot  Chr. 
■~^»'höner,  Blatt,  f.  bayer.  Cymn.  190.3.  I.  —  Daß  m«n  alwr  in  don  .Anfordcningen  lx»i  der  Roifp- 
prüfung  stetig  abwärts  go-Htiogrn  ist.  sagt  auch  Münob.  Monatsschrift  für  höhorr  Schulen  190.'^. 
I  12.  —  Sicher  feststellen  könnte  man  dies,  wenn  man  sieb  entsehiielien  könnte,  die  Abiturienten- 
arbeiten früherer  Jahrzehnte  nach  Pn>K-n  zu   veröffentlichen. 

2)  Vgl.   Blätter  für  höheres  Schulwesen  1909  Nr.  8  und  1.3 
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sich  in  solol\on  Haiiptfäclioiii  redlich  abmühen,  wiihrend  ihre  Kameraden  bei  ihrer 
mehr  ixier  weniger  sieh  kundgebenden  Neigung  für  (Mn  Nebenfach  mit  zwei  Stunden 
pro  Woche  leicht,  olme  eigenthche  Schwierigkeilen  zu  überwinden,  durch  das  Examen 
kommen.  Denke  man  doch  an  die  l'jfalnnuigen  seiner  eigenen  Schulzeit  vor  zii'ka 
80  bis  4(Klahren.  da  die  Kompensation  nur  auf  dem  Papier  stand:  wirklich  begabte 
und  fleißige  Schüler,  solche,  welche  allein  die  höheien  Schulen  besuchen  sollten,  waren 
stets  in  allen  Fächern  gleichmäßig  „gut"  und  „genügend"  und  haben  nachher 
in  höheren  und  hohen  Stellungen  ihren  von  der  Schule  herrührenden  Ruf  aus- 
gezeichnet bcwiihrt;  auch  heute  noch  sind  diejenigen  Abiturienten  stets  die  besten, 
welche  in  keinem  Gegenstande  ganz  versagen.  Die  Kompensation,  die  in  erster 
Linie  für  die  hervorragend,  aber  einseitig  Begabten  erfunden  ist,  wird  in  praxi 
zu  einem  Durchschlupf  für  die  geistige  plebs,  die  in  starker  Zahl  die  höheren 
Schulen  bevölkert.  Ausnahmen  bestätigen  nur  die  Regel.  Die  Anforderungen  in 
den  einzelnen  Fächern  sind  tatsächlich  so,  daß.  wenn  auch  der  eine  oder  der  andere 
für  eins  mehr  begabt  ist.  er  nötigenfalls  durch  Fleiß  sich  die  Kenntnisse  des  ihm 
unbequemen  Gegenstandes  erwerben  kann. 

Und  dies  letzte  ist,  für  mich  wenigstens,  der  ethische  Grund,  der  Hauptgrund 
gegen  die  Erleichterungsmethode  jener  epikureischen,  modernen  Pädagogik:  keinem 
ihrer  Schüler  ruft  sie  das  kategorische:  du  sollst,  du  sollst,  du  sollst  zu,  für 
ihre  Schüler  soll  nur  gelten  Nietzsches:  ich  will,  ich  will,  ich  will;  was  mir  nicht 
zusagt,  lehne  ich  ab.  mit  dem  mir  Bequemen  gleiche  ich  das  Manko  im  Unbequemen 
aus.  Ich  frage:  erziehen  sollen  wir  die  Jugend,  das  geben  alle  zu;  erziehen  wir  aber 
eine  solche  Jugend  zur  Selbstüberwindung?  Erziehen  wdr  sie  zur  Ausdauer,  daß  sie 
dereinst  im  Leben  lerne  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  Unglück  zu  ertragen  ? 
Die  Klagen  über  mangelnde  xaQzsQia  des  akademischen  Nachwuchses  in  unserem 
Berufe  wie  in  dem  juristischen ,  ebenso  wie  über  höchst  unzureichende  Schulkennt- 
nisse mehren  sich  bei  denjenigen,  denen  sie  zur  Vorbereitung  überwiesen  sind; 
neulich  erst  haben  wir  von  Münch  einen  solchen  gewaltigen  Stoßseufzer  i)  gehört. 
Für  alle,  welche  nicht  einseitige  Freunde  der  unzulängHchen  Schulreform  von  1901 
sind,  war  solche  Klage  ganz  natürlich. 

Und  endhch  —  wo  bleibt  denn  bei  solchem  fortgesetzten  Niedergange  der  An- 
forderungen, bei  solchem  Mischmaschsystem,  wo  dem  einen  dies,  dem  anderen  jenes 
erlassen  wird,  die  neueste  Schulreform?  Wo  bleibt  da  die  seit  der  Schulreform 
so  oft  gehörte  Redensart:  „jede  Schulform  solle  ihre  Eigenart^)  beibehalten 
und  entwickeln"  ?  —  Ist  ein  Gymnasium,  dessen  Abiturienten  im  Lateinischen 
oder  Griechischen  (vielleicht  in  beiden  Fächern)  ein  „Nichtgenügend",  ein 
„Gut"  in  Physik  im  Reifezeugnis  aufweisen,  womit  sie  zur  Universität  entlassen 
werden,  noch  ein  Gymnasium  zu  nennen  ?  Und  ist  es  wirklich  noch  eine  Oberreal- 
schule, wo  ein  Ausfall  in  der  Mathematik  durch  ein  „Gut"  in  der  Rehgion  oder  Ge- 


1)  Krückmann,  Prof.  in  der  juristi.schen  Fakultät  der  Uaiversität,  erhebt  große  Klage 
über  das  aus  den  ,, Winkelgymnasien"  kommende  juristische  Proletariat  (vgl.  „Das  Recht", 
25.  April  1909). 

2)  Reinhard  (Dir.-Verhdlgn.  Pommern  1907,  S.  132,  Bd.  75)  gründet  sogar  bei  der  Ver- 
setzung das   Bestehen  der  Haupt-  und  Nebenfächer  auf  die  Beibehaltung  der  Eigenart. 
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schichte  gedeckt  wird'.'  Miui  .sa^'c  iiiclit  :  „I'as  ucidni  AuHiiuhiiKMi  l»lfil»fii."  Paul 
Cauer  sagt  mit  Recht,  daß  Ausnahmen  im  ReKlement  unmerkhch  sich  zu  Regeln 
verschieben,  wie  es  die  Talsiulir  /.<ii.'t,  »ii«-  jiiii>:st  ans  Lidit  ^'<ki»iniiirii  int.  daü  in 
liaycrn  zu  „^'utnuiti^'c"  kathoiisriu'  Krli^ionslchirr  duich  „^'ute"  Prädikate  in 
ihrem  Fache  so  vielen  Schülern  dunhhalfen  (vgl.  Blätter  für  Ixiheren  Schulwem-ii 
IDOS  Nr.  40).  l'nd  ao  wird  es  (so  ist  es  eiyentlich  schon  jetzt)  für  andere  Fächer 
anderwärts  auch  „gutmütige"  Lehrer  u'elx-n  und  dit-  Keifc-prüfungen  sehr,  zu  srhr 
\er8chieden  sein,  was  man  doch  duidi  die  .Anwesenheit  eine«  besonderen  Kom- 
missars verhindern  will. 

Soll  ich  deshall)  noi-li  ilavon  reden,  dali  eiiii;_'e  den  Selniiern  eine  Wald  freistellen 
wollen  zwisehen  cinzehu-n  Fiiehern.  daß  sogar  ein  Friedrieh  l'aul.sen  kurz  vor  seinem 
so  frühen  Dahinscheiden  gefordert  hat,  man  solle  einem  (iymiuusia»sten  z.  B.  die 
Ablehnung  der  ihm  nicht  liegenden  Mathematik  freistellen,  einem  Healabiturienten 
eine  solche  des  Lateinischen;  ja  auch  die  Geschichtsprüfung  düi-fe  ihm  erspart 
werden,  wenn  ihm  „die  Geschichte  nicht  in  einer  ihm  verdaulichen  Form  vorgesetzt 
sei"  und  „seine  Intelligenz  einseitig  auf  das  Allgemeine  und  Geaetzmäüige  der  Wirk- 
lichkeit eingestellt  sei".')  Es  ist  diese  Ansicht  wenig  übereinstimmend  mit  Paulsens 
sonstigen  Außerungen^die  eine  strengere  Auslese  durch  die  Reifeprüfung  heischen, 
wie  wir  sie  z.  B.  in  der  „Monatsschrift  für  höhere  Schulen  190G"  S.  17  lesen. 

Man  wird  auch  zweifeln,  ob  jüngeren  Men.schenkindern  im  Alter  von  Schülern 
schon  so  viel  Selbsterkenntnis  zur  Unterscheidung  des  ihnen  Zusagenden  und  Nicht- 
zusagenden innewohne,  ob  nicht  eine  Zurückweisung  des  einen,  Bevorzugung  des 
anderen  Faches  ihnen  gerade  verhängnisvoll  werden  könnte.  Deswegen  erscheint 
mir  auch  in  der  neuesten  Form  der  österreichischen  Reifeprüfung  nicht  glücklich 
§  17  zu  sein,  nach  welchem  die  mündliche  Prüfung  nur  in  einer  der  klassischen 
Sprachen,  und  zwar  in  jener,  in  der  der  Abiturient  die  bessere  schriftliche  Arbeit 
geliefert,  stattzufinden  hat,  und  bei  gleichen  schriftlichen  Arbeiten  die  Wahl  der 
mündlichen  Prüfung  für  die  eine  oder  die  andere  dieser  Sprachen  dem  Prüflinge 
zusteht,  wogegen,  falls  der  Kalkül  in  einer  oder  in  beiden  schriftlichen  Arbeiten 
nicht  genügend  ist,  die  mündliche  Prüfung  aus  jedem  S])rachfach  abzulegen  ist.  — 
.Jedoch  solche  Wahlfreihcit  ist  meist  ein  zweischneidiges  Schwert. 

Wir  köimen  hier  nicht  auf  eine  gründliche  P^rörterung  der  Frage  eingehen, 
ol)  und  warum  deim  überhaupt  Enthvstungen  in  den  für  die  Jugend  bestimmten 
l'rüfungen  jetzt  immer  von  neuem  eintreten  sollen,  da  doch  noch  vor  einem 
.Mcnschenalter  unsere  Schüler,  nach  heutigem  Maße  ziemlich  schwer  gerüstet, 
durch  diese  Prüfung  hindurchgingen.  —  Mögen  also  wirklich  unsere  Jünglinge 
seit  einem  Dezennium  so  „differenziert"  sein  (die  Ärmsten  !),  daß  sie  sechs  bis  sieben 
Fächer  zugleich  nicht  mit  Erfolg  treiben  können,  mag  unser  ganzes  Zeitalter  mehr 
dem  Technisch- Realen  zugewandt  sein  als  dem  Sprachlich-Historischen,  immerhin 
bleiben  solche  sich  wiederholenden  Rufe  gerade  kein  Ruhmestitel  für  dies  (Je- 
schlecht  und  für  dies  Zeitalter.  Schwer  aber  ist  es.  wenn  sie  in  solchem  Chorus  er- 
tönen, sich  ihnen  zu  entziehen,    l'nd  so  sollen  denn  auch  hier  Mittel  gezeigt  werden, 

1)  Vgl.  Fr.  PaiiKseii,  „Richtlinien  der  jüngsten  Bewegung  im  höheren  Schulwesen  Deutach- 
lands".      Berlin   1009.     S.  lOy. 
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wie  vielleicht,  ich  will  nicht  saircn.  auf  Icichlcroin.  soiuUmu  niif  einem  bequemeren 
Wege  dasselbe  Ziel  wie  früher  erreicht  werden  kann,  olmc  daß  die  sachlichen 
An f ordern njien  oder  die  Oründlichkeit  Einbuße  erleiden. 

Vor  allen  Dinnen  aber  möge  auch  bei  dieser  Jugendpiüfung  der  Grundsatz  uns 
leiten:  Fort  mit  allen  schwankenden  Bestimmungen,  welche  unendlich  viele  Varia- 
tionen gestatten,  großes  Unrecht  vielen  Fiüflingen  zufügen,  indem  sie  vielleicht 
einem  einzigen  einmal  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen.  Fort  mit  dem  System 
der  auf  „Individualität"  und  „Differenzierung"  beruhenden  Kompensationen  und 
Dispensationen'),  welche  das  Examen  oft  genug  zu  einem  Handelsgeschäft,  zu  einer 
leeren  Form  herabsinken  lassen.  Vor  allem:  klare,  feste  Formen!  Nach  Analogie  des 
bei  den  Staatsprüfungen  üblichen  Verfahrens  könnte  man  ja  zuerst  an  eine  Teilung 
des  Abiturientenexamens  denken:  auf  den  gymnasialen  Anstalten  zuerst  die  Prüfung 
in  den  Humaniora,  dann  nach  einem  Viertel-  oder  Halbjahr  eine  solche  in  den  Realien; 
und  auf  den  Realanstalten  vielleicht  umgekehrt !  Natürlich,  man  wird  das  ablehnen; 
welche  Zumutung  an  unsere  Jugend,  wird  man  ausrufen,  zA\'eimal  hintereinander 
die  Not  eines  Examens  zu  überstehen  1  Der  Hauptgrund  wird  aber  ein  mehr  äußerer 
sein:  der  Mangel  an  Prüfungskommissaren  und  Prüfenden,  vielleicht  auch  Furcht 
vor  zweimaliger  lästiger  Unterbrechung  des  gewöhnlichen  Unterrichts. 

Also  wird  man  es  nur  so  einrichten  können  und  müssen,  wie  schon  Cauer 
es  vorgeschlagen  hat  und  es  jetzt  in  Österreich  verwirkhcht  worden  ist:  Be- 
schränkung der  Reifeprüfung  auf  die  jede  Schulgattung  als  solche 
charakterisierenden  Fächer.  Auf  den  österreichischen  Gymnasien  wird  jetzt 
geprüft  in  den  Hauptfächern: 

Deutsch  (bzw.  Unterrichtssprache), 

Lateinisch, 

Griechisch, 

Geschichte    und    Geographie    (österreichische    Vaterlandskunde,     d.    h. 
Lehrstoff  der  VIII.  Klasse)  und  in  der 

Mathematik, 
wobei  zu  bemerken  ist,  daß  nur  eine  Übersetzung  aus  dem  Lateinischen,  wie  aus 
dem  Griechischen  stattfindet,  daß  eine  schriftliche  Prüfung  in  der  Mathematik 
auf  den  Gymnasien  nicht  abgehalten  wird  und  gegebenenfalls  je  nach  dem  Ausfall 
der  schriftlichen  Arbeiten  auch  das  mündliche  Examen  in  einer  der  klassischen 
Sprachen  wegbleiben  darf.  —  In  analoger  Weise  sind  die  Prüfungsfächer  auf  den 
österreichischen  Staatsrealschulen : 

Deutsch  (bzw.   Unterrichtssprache), 

Französisch  (Aufsatz  oder  Übersetzung  in  das  Französische), 

Englisch  (Übersetzung  aus  der  englischen  Sprache), 

Mathematik   (hier  schriftliche  Prüfungsarbeit  aus  der  darstellenden   Geo- 
metrie) ; 
für  die  mündhche  Prüfung  gilt  der  Grundsatz,  daß  auf  diesen  Schulen  in  einem 
Sprachfach   (in  dem,  worin  die  beste  Arbeit  gehefert  ist,   Wahl,   bzw\  Nichtwahl 


1)  Dos  ist  leider  in  Preußen  durch  die  Verfügung  vom  24.  Januar  1909  nicht  geschehen. 
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nach  (»l)iL'<'in  PriM/ip),  m  der  ( Jcsth  ic  li  t  c  iiiid  (I  coL'rapli  ic  ,  in  der  M  a  t  li«- iiia  t  i  k 
niul   l'liysik  geprüft    wird. 

Wenn  man  nun  fraj^d  :  „wd  hlrihcn  dort  die  NfiMiifächcr?"  ho  uird  ch  virllciclit 
bekannt  sein,  daß  dort  Hcligion  ganz  fortfidit.  auf  den  (lyniiiasieri  KranzÖHJHch 
nur  fakultativ  gegeben  untl  nur  auf  Wuusel»  daj'iii  geprüft  wird,  worüber  man  dem 
Prüfling  dann  ein  Sonderzeugnis  gibt;  sonstige  in  der  oberston  Klasse  gegebenen 
Lehrfäiher  Physik,  Chemie,  Zeichnen  (je  nach  der  Art  der  Anstalt)  kommen  mit 
ihrer  Note  etwa  nur  bei  der  Frage  der  Zidiussung  zum  Maturum  in  Betracht.  Knd- 
lich  nuiß  noch  einmal  erwähnt  werden,  dali  dort  Dispensationen  oder  Teil- 
dispensat ionen  ebensowenig  wie  Kompensationen  zugelassen  werden. 
.Icdcr  Schüler,  der  beste  wie  der  schlechteste,  nudi  sich  über  seine  Kenntnisse  aus- 
weisen. 

Man  inuB  anerkennen,  daß  in  dieser  neuesten  Form  der  österreichischen  lieife- 
prüfung  l'rinzij)  und  Konsequenz  herrschen.  Daß  auch  die  Besten  durch  die 
mündliche  Prüfung  gehen,  ist  nur  gerecht  und  beugt  auch  hier  Irrtümern  vor;  selbst 
durchweg  gute  oder  ausgezeichnete  Prädikate  in  den  schriftlichen  Arbeiten  geben 
durchaus  nicht  die  Gewähr  für  sichere  und  ausreichende  Keiuitnisse.  Wenn  jemand 
einen  guten  Aufsatz  über  ein  beschränktes  Thema  verfaßt  hat,  wo  es  doch  auf  gute 
Anordnung  des  Stoffes  und  guten  Ausdruck  ankommt,  so  kann  doch  niemand  daraus 
auf  positive  Kenntnisse  in  der  Literaturgeschichte  schließen.  Und  wenn  er  einen 
lateinischen  Text  aus  Ciceros  Schriften  gut  übersetzt,  braucht  er  deswegen  im  Horaz 
L'ut  Bescheid  zu  wissen?  —  Man  sage  auch  nicht,  daß  eben  schon  die  guten  Klassen- 
leistungen eine  Prüfung  unnötig  machen;  wenn  man  sich  auf  jene  verlassen  dürfte, 
könnte  man  ja  jegliche  Prüfung  abschaffen  und  müßte  dann  folgerichtig  die  Schüler 
mit  schlechten  Noten  überhaupt  durchfallen  lassen.  Daß  man  von  vornherein  solche 
Musterjünglinge  aufstellt,  die  den  Wettstreit  des  Examens  nur  halb,  nur  im  Schrift- 
lichen, mitmachen,  erscheint  mir  als  ein  großes  Unrecht  gegen  die  übrigen,  die 
weniger  stark  den  vollen  Kampf  aufnehmen  müssen.  Man  übertrage  diesen  Dis- 
pcnsationsmodus  auf  sportliche,  z.  B.  auf  Huderübungen;  da  brauchten  dann  solche 
Ituderer.  die  das  ganze  Jahr  fleißig  und  geschickt  geübt  hätten,  gar  nicht  das 
\\  ettrudern  mitzumachen,  sondern  würden,  mit  dem  höchsten  Preis  geziert,  venrnügt 
sofort  wieder  nach  Haus  fahren.    Da  sieht  man  den  Nonsens  dieser  Dispensationen! 

Gestehen  wir  es  doch  offen  ein:  nur  Mangel  an  Zeit,  im  besonderen  auch  Mangel 
an  Prüfungskommissaren  und  an  laufenden  ist  der  eigentliche  (Jrund,  warum  man 
jetzt  jene  Massendispensationen  vornimmt,  die  schon  seit  1834  in  Preußen  gestattet, 
doch  vor  20 — IM)  Jahren  zu  den  größten  Seltenheiten  gehörten.  Natürlich  spielt 
bei  einzelnen  Anstalten  auch  die  Sucht,  nach  außen  hin  zu  glänzen  und  eine  gewisse 
Anziehungskraft   auszuüben,  dabei  eine  gefährliche   Holle. 

Beschränkt  man  also  die  Heifeprüfung  auf  dit^e  4  Hauptfächer,  wie  es  jüngst 
m  Österreich  geschehen  ist,  so  ist  das  gewiß  eine  Krieiehterung  der  Jugend,  hat 
aber  die  natürliche  Folge,  daß  keine  Dispensationen  eintreten  und  auch  keine  Kom- 
pensationen. Die  Gründe  gegen  solche  Au.sgleiche  brauchen  wir  hier  nicht  zu  wijxler- 
holen.  Soll  nun  etwa  innerhalb  dieser  8  o<ler  4  Fächer  noch  ein  Ausgleich  erlaubt 
sein?    Viele  in  Deutschland  würden  wahrsihcinlich  auch  dies  no«'h  wünschen,  wie  ja 
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viele  schon  deswegen  gecen  dio  Hor\  (M-liohnnu;  joner  wonitron  Hauptfächer  sind,  weil 
dann  der  KroL«?  der  Nebenfächer  gar  niclit  für  die  Kompensation  in  Betraclit  kommt. 
Doch  diese  Erörterungen  kommen  zu  spät,  die  Entscheidung  ist.  wie  bekannt, 
für  Preußen  und  damit  für  Norddeutschland  schon  gefallen,  und  zwar  wohl  für 
längere  Zeit.  So  vielen  Beifall  sie  gefunden  haben  mag.  so  hätte  man  bei  der  aller- 
neuest en  Form  der  Prüfung  in  Preußen  folgendes  berücksichtigen  müssen: 

1.  Die  Religionsichre  durfte  nicht  zum  Ausgleich  gebraucht  oder  gemißbraucht 
werden.  Das  verbietet  schon  die  ganz  eigenartige  Natur  dieses  P^aches,  wie  erst 
kürzlich  vortrefflich  Oskar  Holtzmann^)  dargelegt  hat;  und  auch  deswegen 
durfte  dies  nicht  geschehen,  weil  nicht  nur  in  manchen  Staaten  dieses  Fach  kein 
Prüfungsgegenstand  ist.  hier  also  die  Abiturienten  eine  Möglichkeit  weniger  hätten, 
durch  Kompensation  die  Prüfung  zu  bestehen,  sondern  weil  diese  Ungleichheit 
auch  innerhalb  jeder  einzelnen  Anstalt  durch  das  Vorhandensein  von  Schülern  ver- 
schiedener Rehgionsbekenntnisse  leicht  eintritt. 

2.  Man  hätte  auch  jetzt  lieber  die  feste  Forderung  stellen  sollen,  daß  ein  Fach 
durch  ein  anderes,  wenn  es  die  Prüfungskommission  nach  Stimmenmehrheit  so 
beschlossen  hätte,  auszugleichen  sei.  Denn  nach  der  jetzigen  Fassung  wird  nun 
jenes  Kollegium  sehr  milde  sein  und  recht  viel  Fächer  zum  Ausgleich  heranziehen, 
dieses  gar  nicht.  Und  der  Einfluß  des  Prüfungskommissars,  der  ja  die  geringste 
Kenntnis  von  den  Abiturienten  besitzt,  wird  vielfach  sich  geltend  machen,  jener 
wird  bald  in  den  Ruf  eines  grimmigen  Schulrats  kommen,  dieser  in  den  eines  allzu 
gütigen  Vaters,  unter  dessen  Augen  recht  viele  Ausgleiche  möglich  sind.  Alle  der- 
gleichen nicht  sachgemäßen  und  von  der  Person  abhängigen  Umstände  sollten  bei 
einem  solchen  Akt,  wie  der  staatlichen  Reifeprüfung,  schon  durch  das  Reglement 
ausgeschlossen  werden.  Und  nun^  welche  Spielarten  von  mannigfachen  Zeugnissen 
werden  zum  Vorschein  kommen ! 

Überliaupt  die  in  Preußen  und  vielleicht  auch  in  Deutschland  so  beliebte  un- 
gleiche und  schwankende  Form  der  Reifeprüfung,  die  es  zuläßt,  daß  dort  infolge 
von  Dispensation  oder  Teildispensation  ein  Prüfling  in  3  Fächern,  der  andere  viel- 
leicht nur  in  einem,  der  dritte  in  gar  keinem  examiniert  wird,  ist  (so  wenig  es  auf 
den  ersten  Blick  erscheint)  gerade  eine  große  Erschwerung  für  alle  —  nämhch 
durch  die  Vorbereitung,  der  sich  die  Schüler  für  6 — 7  Fächer  unterziehen.  Nie- 
mand weiß  doch  vorher,  ob  und  worin  er  die  Probe  bestehen  soll,  folglich  muß  für 
alle  7  Fächer  Tage  und  Wochen  vorher  „gebüffelt"  werden;  jeder  weiß  aus  eigener 
Erfahrung,  daß,  wenn  man  erst  im  Feuer  ist,  die  Angst  gleich  schwindet,  daß  aber 
die  Zeit  vorher  in  geistige  Aufregung  versetzt. 

Ist  es  nun  nicht  eine  wahre  Erlösung,  wenn  die  Schüler  wissen,  daß  sie  in  den 
Hauptfächern,  in  denen  bekanntlich  der  Gedächtniskram  fast  gar  nicht  zur  Schau 
getragen  wird,  geprüft  werden  müssen,  und  sie  durch  fleißige  Lektüre  sich  in 
Übung  halten  können  ?  Und  ist  es  nicht  dagegen  eine  wahre  Marter ,  sich 
auf  6  —  7  Fächer  wochenlang  vorzubereiten?  Und  ist  es  nicht  nachher  eine 
wahre  Komödie,  werm  den  schwarzbefrackten  Jünghngen  dann  kundgetan  ward, 
in  einer  Anzahl  von  Gegenständen  wären  sie  von  jedem  Examen  befreit?  Wo 
ist  die  größere  Erleichterung:  bei  dem  starren  Prüfungssystem,  wo  jeder  weiß, 

1)  Ein  Büchlein  vom  staatlichen  Religionsunterricht.     Gießen  1908. 
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was  »T  \  iflltii  ht  iiiM-li  tun  kaiiii.  ixIit  l)ci  dem  uiiHtaricn  IMiifuii^'hHystoni,  wo  viele 
sich  oft  u'uri/.  iiriiiüt/.  Sarlicn  finpaukrii.  «lir  iiaclilnr  u'nr  nicht  L'<-fia).'t  u  erden?  — 
Aber  diese  ^aue  Theorie  der  DifferenzierunK,  welche  bei  so  junRen  Geistern  doch 
so  selten  wirklich  anwendbar  ist,  läßt  uns  in  Deutschland  die  VorbereitunR  für  die 
Prüfung  so  schwer  werden.  liid  jeiicH  andere  Htarre  SyMlein  bewahrt  auch  vor 

unbowuliter.  liici  und  da  auch  howußter  Parteilichkeit.  In  ÖHterreich  muß  jeder, 
der  Sohn  des  höchsten  Staatsheainten  wie  de«  einfach.Hten  HandwerkerH,  durch 
W'jiaser  und  Feuer,  durch  da«  schriftlielie  wie  mündliche  K.xamen  nehen,  hei  un«  ist 
durch  den  uniilücklichen  Het^riff  der  „Persönlichkeit"  (s.  oben  S.  2()l/(»2)  der  Hoden 
der  Beurteilung,  ob  Dispensation,  Kompensation  stattfinden  hoII,  »ehlüpfrig  ge- 
worden. Aus  allen  diesen  (Jründen  erscheint  mir  der  in  Osterreieh  eingCHchlagene 
W  i'L'  des  starren  Prüfungssystems  mit  Beschränkung  auf  die  Haupt- 
fächer der  einzig  gangbare. 

l'nd  auch  einige  andere  Krleichterungen  könnttMi  wir  von  dort  lernen,  die 
ich  hier  mit   wenigen  eigenen  Vorschlägen  der  Kürze  halber  verbinde. 

1.  Die  Themata  für  den  deutschen  Aufsatz  müssen  einfacher  werden.  Das 
wird  ganz  von  selbst  geschehen,  wenn  sie  von  einer  Zentralstelle  aus,  in  größeren 
Ländern  für  j(^  eine  Provinz  oder  ein  Kronland  genau  dasselbe,  zur  Bearbeitung 
an  einem  untl  demselben  Tage,  den  Kollegien,  so  wie  es  in  Bayern  üblich,  zu- 
gestellt werden.  Jetzt  herrseht  hierbei,  man  möchte  sagen,  eine  gewisse  Prunksucht, 
jetzt  w  ill  oft  ein  Deutschlehrer  den  andern,  eine  Anstalt  die  anderen  an  Oelehrsamkeit 
und  ästhetischer  Schönheit  der  Themata  überbieten.  Da  trotz  des  §  G.  G  (s.  oben) 
die  Schüler  recht  wohl  ungefähr  teils  die  Themata  selbst,  teils  ihre  (Gedankenkreise 
erraten,  so  hen-scht  für  den  schriftlichen  deutschen  Aufsatz  eine  gewisse  Vor- 
l)ereitungswut ;  alle  möglichen  Themata  werden  ganz  oder  halb  ausgearbeitet, 
Lektüre  wird  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  getrieben,  und  sehließhch  ist  dcx'h 
ein  Teil  der  Prüflinge  auf  falscher  Fährte,  hat  im  Examen  selbst  große  Not  n)it 
der  Ausarl)eitung.  während  die.  welche  richtig  geraten,  ein  leichter<'s  Spiel  haben. 
Dies  sind  allgemein  bekannte  Tatsachen.  Schon  u?n  diese  große  Ungleichmäßigkeit 
und  Ungerechtigkeit  zu  beseitigen,  müßte  man  zur  einheitlichen  Regelung  schreiten. 

2.  Bei  der  Ausarbeitung  des  deutschen  Aufsatzes  gebe  inan  den  Schülern  nicht- 
kom  mentierte  Te.xtausgaben  derjenigen  Dramen  und  Schriftstücke 
in  die  Hand,  aus  denen  das  Thema  genommen  ist.  bei  geschichtlichen  Themen  das 
fiii-  die  Anstalt  eingeführte  geschichtliche  Hilfsbuch.  —  (Janz  allgemein  gehaltene 
riicmata  sind  zu  vermeiden,  weil  sie  (vgl.  oben  S.  24S)  während  der  „geheimen" 
Besprechung  fast  immer  vorhergefühlt  werden  und  zur  leeren  Phraseologie  verleiten. 

3.  Wenn  das  Thema  des  deutschen  Aufsatzes  d(Mi  Prüflingen  bekannt  gegeben 
ist,  ist  es  dem  Kachlehrer  gestattet,  kurz  dixa  Thema  zu  bespreidien,  während  ein 
zweiter  Lehrer  möglichst  wortgetreu  darüber  Protokoll  führt,  welches  dam»  den 
Prüfungsakten  beizufügen  ist.  —  Dieselbe  Freiheit  ist  dem  Mathematiklehrer  erlaubt. 

4.  Ferner  steht  es  frei,  ähnlieh  wie  jetzt  in  Osterreich  nach  §  iL  schon  bei 
der  Finreichung  der  Themata  von  selten  des  Fm-hlehrers  bzw.  bei  der  einheitlichen 
Zusendtmg  von  der  Zentralstelle  aus  durch  die  letztere  „einiue  erklärende  und  die 
Bchandhing  erleichternde  Bemerkungen"  hinzuzufügen;  diese  wiiren  allen  Schülern 
zu   diktieren;    bei   der   unter   3.   erwähnten    mündlichen    Besprechung   dürften  die 
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Schüler  sirli  koi?icrloi  Noti/oii  niarluMK  Das  gilt  aiu'li  für  iVw  inathoinatisclien 
ThematA.  —  Erst  unter  solchen  Bedingungen  würde,  wie  gesagt,  die  Art  und 
Schwierigkeit  dieser  Prüfungsarbeiten  derjetügen  der  häuslichen  gleichkommen, 
eine  Vorbereitung  von  Seiten  der  l'rüfling(>  wär«^  dann  ausgeschlossen. 

5.  Dringend  notwendig  erscheint  es  mir,  daß  Juan  nach  der  Korrektur  der  schrift- 
lichen Prüfungsarbeiten  das  Resultat  den  Schülern  niillciil.  wenn  möglich,  recht 
bald,  jedenfalls  einige  Tage  vor  dem  mündlichen  Kxamen;  natürlich  darf 
dies  nicht  jeder  Fachlehrer  formlos  tun,  etwa  nach  mehrmaliger  Anfrage  von  Seiten 
der  Schüler,  sondern  es  nuiß  diese  Verkündigung  des  Ausfalls  der  schriftlichen 
IVüfung  der  Gesamtheit  in  etwas  feierlicher  Weise  geschehen,  dabei  kann  man 
ruhig  hinzufügen:  „vorbehaltlich  des  Einverständnisses  von  selten  des  Prüfungs- 
kommissars". Die  jetzige  gewiß  fast  allgemein  beliebte  Geheimniskrämerei  hat  für 
die  Examinanden  viel  Aufregendes  und  Peinliches,  sie  gehen  ruhiger  ins  Examen, 
wenn  sie  diese  Resultate  wissen,  diejenigen,  welche  eine  genügende  oder  eine  noch 
bessere  Note  erhalten  haben,  gewiß  frisch  und  zuversichtlich,  die  wenigen,  welchen 
man  ein  ungünstiges  Resultat  der  schriftlichen  Arbeiten  hat  mitteilen  müssen, 
deswegen  ebenfalls  frischer  und  zuversichthcher  als  bei  der  Unkenntnis  über  ihr 
Schrifthches.  weil  sie  nun  ihrer  Zurüstung  ein  bestimmtes  Ziel  haben  geben  können, 

6.  Ebenso  unzweckjnäßig,  ja  vollkommen  unnütz  ist  es,  daß  man  bei  uns  nicht, 
wie  in  Österreich  es  schon  vor  der  jüngsten  Ordnung  üblich  war,  die  Prüfung  in 
solche  von  Gruppen  von  4  Schülern  zerlegt,  die  man  erst  vollständig  zu  Ende  prüft, 
ihnen  dann  gleich,  gew^öhnlich  am  Schluß  des  Vormittags,  das  Endergebnis  sagt, 
während  man  mit  anderen  4  Schülern  des  Nachmittags  es  ebenso  macht,  vielleicht 
auch  noch  am  nächsten  Tage.  In  Deutschland  herrscht  leider  die  Sitte,  daß  erst, 
wenn  alle  Prüflinge  durchgeprüft  worden  sind,  über  alle  die  Beschlußfassung 
stattfindet.  So  durchleben  manche,  meist  solche,  die  nur  in  einigen  Fächern  des 
Vormittags  herangezogen  wurden,  bis  zum  Abend,  oft  bis  zum  nächsten  Tage  qual- 
volle Stunden  der  Ungewißheit,  die  man  ihnen  wahrhaftig  abkürzen  sollte.  Zur 
Nachahmung  setze  ich  den  Wortlaut  des  österreichischen  Paragraphen  hinzu  (§  14) : 
„Die  mündliche  Prüfung  wird  durch  je  vier  Stunden  vormittags  und  vier  Stunden 
nachmittags  —  die  genauere  Bestimmung  der  Tageszeit  steht  dem  Vorsitzenden 
im  Einvernehmen  mit  der  Prüfungskommission  zu  —  in  der  Art  vorgenommen, 
daß  vor-  und  nachmittags  je  eine  Gruppe  von  Kandidaten  vollständig  geprüft  wird 
und  das  Ergebnis  der  Prüfung  der  Kandidaten  unmittelbar  nach  der  Beschlußfassung 
der  Prüfungskommission  mittags  und  abends  bekannt  gegeben  ward." 

7.  Während  der  Prüfung  lasse  man  den  Prüflingen  reichlich  Zeit  zur  Über- 
legung, gebe  ihnen  nicht  nur  die  Texte  der  Schriftsteller  mit  eingelegten  Zetteln,  die 
zu  wenig  bekannte  Vokabeln  in  tTbersetzung  und  andere  Hilfen  enthalten,  längere 
Zeit  vorher,  sondern  ebenso  auf  Zetteln  alle  PVagen,  welche  eine  längere  Zeit  zur 
Überlegung  nötig  haben  und  bei  der  Beantwortung  längeres  Vortragen  erheischen. 

8.  Für  Österreich  lautet  jetzt  §  6,  Abs.  4:  „Während  der  sechs  dem  Beginne  der 
mündlichen  Prüfung  unmittelbar  vorangehenden  Wochentage,  beziehungsweise, 
werm  die  mündliche  Prüfung  in  die  Hauptferien  fällt,  während  der  letzten  6  Wochen- 
tage des  Schuljahres  findet  für  die  Abiturienten  keinerlei  Unterricht  statt."  Ich 
bezweifle,  ob  es  zweckmäßig  ist,  sechs  Tage  die  Prüflinge  gänzlich  vom  Unterrichte 
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/.ii  »•iiti)iii(ltir,  Iciflitsiiiiii^r  Xatuifii  koinilfn  dies  /.iiiii  l'>iitniii<-lii  l)fimt/.<-ri,  und 
wvnu  tlie  Siliüler  tun  rntnriclit  tcilnclwncn,  könnt'n  Hit-  dcxh  in  dun  letzU-n  Ta^on 
rniuu-lu'rlci  für  die  rriifunu  lernen,  jedfnfiill.s  kiitnen  n'w  nicht  zu  H«.'hr  außer  Zu- 
sanwnenlianu  niit  de  in  Stoff«-.  So  l)cfr('ir  man  Hie  tticht  ^an/  vom  Unterrichte  der 
letzten  WcmIic,  wulil  alter  von  der  V'erpf  I  ieh  t  n  n^.  die  laufenden  Aufgaben 
linzufert  i;^'en.  leh  halte  es  wirklich  für  eine  üherhürdun^,  ihnen  die  letzteren 
aufzuerlei^en  und  lUK-h,  utus  (hnh  immerhin  ^esthehen  wird,  di(^  Vorhereitun)_'  für 
diis  mündliche  Hxamon  als  selhstverständlich  vorauHZUHetzen. 

Das  sind  Krleichteiunj^cn,  dii*  nach  meiner  Meinunj^  nicht  unl)illi)Z  siiul.  Viele  von 
ihnen  können  sowohl  bei  dem  starren  als  auch  bei  dem  unstarren  l'rüfun^sHVstem 
angewandt  werden;  natürlich  wird  wohl  ein  jeder  die  Verbindurig  die«er  zuletzt  vor- 
ueaciilagenen  Erleichterungen  mit  den  in  Kompensation  und  Dispensation  bestehenden 
„Vereinfachungen"  des  unstarren  Systems  doch  für  ein  „Zuviel  des  Guten"  halten. 

Und  noch  einmal  möchte  ich  am  Schlüsse  auf  die  (iefährlichkeit  liinweiaen, 
welche  durch  die  Praxis  allen  Prüfungsreglements  droht;  jeder  weiß,  wie  die  Wirk- 
lichkeit schon  ganz  von  selbst  Prüfungsforderungen  herabsetzt.  Daher  sollen 
Prüfungsordnungen  streng  und  fest,  Prüfungen  selbst  gerecht,  d.  h. 
für  alle  gleichmäßig  und  sachgemäß  sein. 

(iewiß  auch  bei  dem  starren  oder  unbeweglichen  System  ist  es  leicht  möglich,  daß 
schon  in  der  Art  der  schriftlichen  Aufgaben,  in  der  Fragestellung  beim  mündlichen 
Examen  und  in  der  Beurteilung  große,  übergroße  Milde  waltet  und  der  Wert  des 
ganzen  Examens  sehr  sinkt;  aber  dies  geschieht  in  den  Staaten,  wo  das  unstarre 
System  regiert,  natürlich  auch,  und  dazu  kommen  dann  noch  die  besonderen  Er- 
leichterungen in  Kompensationen,  \'()ll-  uiul  Teildispensationen.  L'nd  (hvs  wird 
jeder  auch  zugeben,  daß  die  Praxis  die  in  der  Beweglichkeit  des  unstarren  Systems 
gegebenen  Variationen  reichlich  ausnützt  und  viellciiht  kaum  ein  Vicrtil  samt 
lieber  Fälle  durch  Nichtanwendung  etwas  schwerer  wiid,  während  bei  der  weit 
überwiegenden  Mehrzahl  die  Examina  in  ihrer  Bedeutung  tief  und  immer  tiefer 
sinken  und  jene  ,,Winkelgymnaäien"  aufkommen,  von  denen  Krückmann  spricht. 
So  müssen  Prüfungen  der  ei-steren  Art,  weil  sie  infolge  der  Vorschriften  nur 
jene  allgemeinen  Erleichterungen  gewähren  können,  stets  schwerer  und 
sachgemäßer  sein,  jene  nach  dem  unstarren  System  bei  der  doppelten  Art 
der  Erleichterung  stets  leichter,  besondere  einzelne  Fälle  ausgenommen,  l'nd 
bei  dem  Gebrauch  der  beweglichen,  unstarren  Prüfungsmethode  wird  das  ganze 
Examen  oft  zu  einer  Form.  Denn  eine  leere  Form  wird  oft  eine  Prüfung,  weim 
t)  7  I'rüfungsfächer  im  Reglement  genannt  sind,  in  denen  junge  Leute  ihre  Kennt- 
nisse zeigen  sollen,  wenn  dann  diese  Jünglinge,  schwarz  uekleidet  und  etwas  ab- 
gearbeitet, oft  ängstlich  vordem  grünen Ti.sch  erscheinen,  damit  ihnen  mitgeteilt  wird, 
daß  einige  entweder  gar  nicht  geprüft  werden  und  andere  nur  in  zwei  Fächern;  wahr- 
lich, Respekt  vor  dem  Examen,  vor  der  Schule,  vor  dem  Staate,  der  für  diese  ihm 
unterstellten  Schulen  solche  Reglements  entwirft  und  so  schwächlich  dann  aus- 
'führt,  pflegt  solch  ein  Prüfung.sakt  ihnen  nicht  einzuflößen,  er  wirkt  demorali.sicrcnd. 
denn  die  Jugend,  die  solche  Sitten  schon  auf  der  Schule  erlebt,  sieht,  daß  man 
schließlich  nicht  Ernst  macht,  wird  geistig  verweichlicht  und  wird  sich  später  zu 
dem:  „Perfer  et  obdora'*  nicht  immer  emporschwingen  kömien. 


IV.  l)i(:  Aufsiclitsbdiördoii  für  das  höhere  Lehramt. 

A.  Die  Zentralbehörden  (Ministerien  usw.). 

Äußere  Organisation. 

Ge.st'liicht  liclics,   Namen. 

Strenp;  logisch  genommen,  müßten  die  höchsten  Staatsbehörden  immer  nur 
zwei  größere  Zentren  haben:  Ministerium  des  Äußern  und  Ministerium  des  Innern, 
und  als  Abzweigungen  des  letzteren  müßten  dann  die  Ressorts  der  Justiz,  des 
Unterrichts,  des  Handels,  der  Finanzen  u.  a.  sich  ergeben.  .Jetzt  freilich  bestehen, 
eigentUch  in  wenig  folgerichtiger  Art,  nebeneinander  die  Ministerien  des  Äußern, 
der  Finanzen,  des  Innern,  des  Kultus  usw.,  als  ob  die  Verwaltung  des  Kultus  und 
der  Finanzen  nicht  innere  Angelegenheiten  eines  Staates  wären.  Die  geschichtliche 
Entwickelung  zeigt  aber  die  richtige  Logik:  manche  Zentralbehörden  für  den  Unter- 
richt sind  aus  dem  Ministerium  des  Innern  herausgewachsen,  so  vor  allem  die  preußi- 
sche: das  preußische  Kultusministerium  war  ja  nach  dem  Publikandum  vom 
16.  Dezember  1808  noch  eine  Unterabteilung  des  Ministeriums  des  Innern;  es  war 
dies  das  Departement  C,  während  das  Departement  A  die  allgemeine  Polizei, 
B  Handel  und  Gewerbe,  D  das  Postwesen  umfaßte. i)  Endlich  erfolgte  dann  unter 
dem  .3.  Nov.  1817  die  bekannte  Verordnung:  „Der  Minister  des  Innern  gibt  das 
Departement  für  den  Kultus  und  den  öffentlichen  Unterricht  und  das  damit  in 
Verbindung  stehende  Medizinalwesen  ab.  Die  Würde  und  Wichtigkeit  der  geist- 
lichen und  der  Erziehungs-  und  Schulsachen  macht  es  rätlich,  diese  einem  eigenen 
Minister  anzuvertrauen,  und  ernenne  dazu  den  Staatsminister  Freiherrn  v.  Altenstein." 

In  Österreich  ist  das  „Kultusministerium"  an  Stelle  der  Studienhof kommission 
von  1760,  welche  einige  Zeitlang,  von  1791  an,  ihre  Geschäfte  an  die  böhmische 
Hofkanzlei  abgeben  mußte,  aber  1808  wiederhergestellt  \vurde,  erst  im  Jahre  1848 
als  „Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichts"  errichtet  worden,  also 
ein  Menschenalter  später  als  das  preußische;  seine  Wirksamkeit  erstreckte  sich 
als  „Ministerium  des  Kultus  und  Unterrichts"  aber  nur  bis  zum  20.  Oktober  1860; 
damals  wurde  es  wieder  aufgehoben  und  die  oberste  Leitung  der  administrativen 
und  politischen  Angelegenlieiten  einem  Staatsministerium  übergeben,  neben  welchem 
ein  „Rat  des  öffentlichen  Unterrichts"  als  Beirat  wirkte.  Bald  trat  wieder 
eine  Änderung  ein,  schon  nach  sieben  Jahren.  Durch  ein  Kaiserhches  Handschreiben 
vom  2.  Ma,rz   1867  wurde  ein  eigenes  „Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht" 
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uIikIit  orriihtcl.  wt-lchcs  licutr  ihmIi  Ix-stclit.  Kit»  ZuHuriuncnhari;.'  mit  dem  Kessort 
des  liiiKMi»  fand  HiK'h  lüt*r  iiiMofrrn  Htatt,  alu  vor  1848,  zur  Zeit  der  Studieiihof- 
korninlHsion,  die  Kullu8an^elep>Mli(MtcMi  in  einem  geJHtlichen  Departement  der 
Hofkan/Iei.  hzw.  de«  Ministeriums  des  Innern  entschieden  wurden. 

Nur  rKH'li  ein  Staat  liiBt  di(>se  Kntsteluinn  des  „Kultusministeriuma"  aus  dem 
des  Innern  schon  in  dem  Xiinieii  erkennen:  das  bayerisc^he  Kultusministerium, 
das  1S4'J  von  dem  des  Innern  abjzetrermt  wurde,  heilJt  jetzt  n(x;h :  „Staatsministe- 
rium des  Innern  für  Kultus  und  Unterrieht";  aber  auch  in  Württemberg  und 
in  Saehsen  sind  die  Kultusministerien  aus  dem  d(>s  Innern  entstanden,  unrl  im 
(Jroiiherzoutum  Hessen  ist  jetzt  ncxh  die  Abteilung  für  das  Schulwesen 
dem  Ministerium  des  Innern  untergeordnet;  eine  Loslösung  dieser  Abteilung  von 
diesem   Ministerium  wäre  wohl   bei  der  Kleinheit  der  Verhältnisse  nicht  geboten. 

Dieser  Kt/.tcre  rmstand.  die  geringe  Ausdehnung  einzelner  Bundesstaaten. 
hat  natürlich  auf  die  .\usgestaltung  der  einzelnen  Ministerien  eingewirkt,  und  so 
erklärt  sich  manche  auf  den  ersten  Bliik  befremdliche  Verbindung  oder  Unter- 
ordrunig  vt)n  .Ministerien  oder  deren  Ressorts.  Es  mögen  zuerst  die  Namen  der 
„l'nterriciitsministerien"  mehrerer  Staaten  folgen,  dem  aufmerksamen  Leser  sagt 
der  Name  an  und  für  sich  schon  vii'lcs.  meist  sind  deshall)  auch  die  Xanicn  anderer 
Ki'ssorts  beigegeben : 

Baden: 

L   Departement  des  Auswärtigen  (Ministerium  des  Großherzoglichen  Hauses 
und  der  auswärtigen  .Angelegenheiten); 

2.  Departement   der  .lustiz.   dv^^   Kultus   und    l'nterrichts   (Ministerium 
der  Justiz  usw .) ; 

3.  Departement  des  Innern  (Ministerium  des  Innern); 

4.  Departement  der  Finanzen  (Ministerium  der  Finanzen). 
Königreich  Sachsen: 

1.  Ministerium  des  Königl.   Hauses; 

2.  Departement  der  Justiz; 

3.  Departement  der  Finanzen; 

4.  Departement  des  Irmern; 

5.  Departement  des  Kultus  und  öffentlichen   Unterrichts; 

6.  Departement  der  auswärtigen  Angelegenheiten; 

7.  Departement  des  Krieges. 
Württemberg: 

1.  Departement  der  Justiz; 

2.  Departement  der  auswärtigen  Angelegenheiten; 

3.  Departement   des  Innern; 

4.  Departement  des  Kirchen-  und  Schulwesens; 

5.  Departement  des  Kriegswesens; 

6.  Departement  der  Finanzen. 
Mecklenburg  -  Schwerin: 

1.  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten; 
■J.   Ministerium  des  Iiwiern; 
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i  Ministerium  der  Finanzen; 

4.  Ministerium    für    die    Justiz    mit    den    Abteilungen    für    geistliche, 
Medizinal-  und  Unterrichtsangelegenheiten. 
Großherzogtu m  Sachsen-Wei mar: 

1.  Das  Departement  des  Großlier/.oglichen  Hauses,  das  Departement  des 
Äußern  und  des  Innern; 

2.  Das  Departement  der  Justiz; 
M.  Das  Departement  des  Kultus: 
4.   Das  Departement  der  Finanzen. 

Hessen: 

1.  Ministerium  des  Innern  [dazu  gehörig:  a)  Abteilung  für  Schulangelegen- 
heiten, b)  Abteilung  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  c)  Abteilung  für 
Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe]; 

2.  Älinisterium  der  Justiz; 

8.  Ministerium  der  Finanzen. 
Oldenburg: 

1.  Ministerium  des  Innern,  des  Großherzoglichen  Hauses  und  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten ; 

2.  Ministerium  der  Finanzen; 

3.  Ministerium  der  Justiz,  der  Kirchen  und  Schulen  und  der  Militär- 
angelegenheiten. 

Man  sieht,  wie  mit  dem  Staatsumfange  die  Zahl  der  einzelnen  Ministerien  sich 
vermindert,  auch  wie  manche  Ressorts  zusammengelegt  sind,  so  in  Baden, 
Sachsen-Weimar,  Oldenburj^.  Aber  das  ist  das  Gemeinsame,  alle  diese  Staaten 
können  noch  ein  Staatsministerium  oder  Gesamtministerium  bilden,  welches  sich 
aus  Ministern  zusammensetzt,  mögen  es  deren  auch  nur  drei  sein.  Etwas  anders 
gestaltet  sich  die  Sache  —  und  zwar  in  beiden  Staaten  ganz  verschiedenartig  und 
eigentümlich  —  in  Anhalt  und  Braunschweig. 
Anhalt: 

Hier  existiert  zwar  ein  Staatsministerium,  aber  die  einzelnen  Ressorts 
haben  keinen  besonderen  Minister  an  der  Spitze,  werden  teils  unmittelbar 
vom  Staatsministerium  beaufsichtigt,  wie  das  dortige  Landgericht,  die  Amts- 
gerichte und  die  Staatsanwaltschaften,  teils  mittelbar;  in  diesem  Falle  sind 
besondere  „Verwaltungen"  vorhanden.  Die  Gliederung  ist,  abgesehen  von 
einigen  Verwaltungszweigen,  folgende: 

1.  Justiz.     Verwaltungsgerichtsbarkeit; 

2.  Kultus.  A.  Die  evangelische  Landeskirche,  B.  Katholischer  Kultus, 
C.  Israelitischer  Kultus; 

3.  Verwaltung  des  Innern  und  des  Schulwesens.  Regierung, 
Abteilung  des  Innern,  Regierung,  Abteilung  für  das  Schulwesen 
(in  nichtamtlicher  Art  genannt:  Oberschulbehörde); 

4.  Finanzdirektion. 


A.    Dif  Zfntnill»cli<>rilt<ii  (MiiiifiUTifii   uhw  ).      AiilJ<Ti'  OiguiiiHalion.      Ij-\Ui    iihw  .       ^89 

Brauiisch  wi'ij^: 

Audi  hier  exiHticrt  ein  StuiitHiiiiniHteriuni  iiiul  iiintMluilh  cU'HHell)!*»  für  drei 
VorwaltunmMi  „Miniati'iittldfpartciiu'iits",   daluT    i'in  .MiiÜHter  für  Kiuaiizcn, 
der  augenblicklich  auch  Piäaidcnt  ist,  einer  für  da«  Innere,  einer  für  KultuH 
und  Ju.sti/,.      Hierbei   besteht   aber  für   Braunschweig  die  Htaatarethtlielie 
Eigentüniliihkeit,  daß  das  .Ministerium  so  streng  als  geschlnswenc  (JcManitheit 
auftritt,   daß   es  dort   einen   „.Justi/niinister"   usw.   nicht    gibt,  sondern   bloü 
einen  „Minister  für  (hus  .lusti/departenient",  ja  daü  eine  amtliche  Bekannt  - 
machung   über   die   NCiteilung  der  einzelnen    \'<r  walt  u  ngszweige 
unter   die   Mitglieder   des   Staatsministcriu  m.s    nicht    existiert,    ob- 
gleich sie  vom  Landtag  im  Februar  1889  angeregt  uurde;  vgl.  Rharnm,  Die 
Verfassungsgesetze  des  Herzogtums  Braunschweig,  1900,  S.  193.      Hierrimh 
kann  also  jeden  Augenblick  für  den  Kultusminister  der  Minister  des  Iiujern 
eintreten   und   umgekehrt:    man    kann   also   hier   weder   von  einem   Kultus- 
ministerium  noch   von   einem  Justizministerium  sprechen,   es   besteht   eben 
nur  ein  Staatsministerium. 
Die  obereten  Schulbehörden  der  beiden  Hansestädte  Hamburg  und  Bremen 
werden  bei  den  Zwi8chen-(Provinzial-)behörden  betrachtet  werden.  —  Aus  dieser 
Zusammenstellung  der  Zentralbehörden   ergibt  sich  schon  das  eine,  daß,   wie  in 
Braunschw  eig  Kultus  und  Justiz  zusammengehören,  auch  Baden  und  Mecklen- 
Iturg-Schwerin  ein  abgesondertes  Unterrichtsministerium  nicht  haben,  sondern 
in  beiden  Staaten  die  Zentralbehörde  für  den   Unterricht   mit  derjenigen  für  die 
Justiz  verbunden  ist,  wobei  in  Mecklenburg-Schwerin  die  „Unterricht.sabteilung" 
dem  Justizministerium  subordiniert,  in  Baden  Kultus  und  Unterricht  dem  Justiz- 
departement koordiniert  sind;  hierbei  muß  der  eine  Umstand  gleich  noch  erwähnt 
werden,    daß    in    dem    nördlichen    Großherzogtum    auch    keine    Provinzialbehördc 
existiert,   während  in  dem  südliehen.   Baden,  durch  das  Vorhandensein  des  Ober- 
schulrates als  einer  Zwisehenbehörde  der  Mangel  einer  ganz  selbständigen  obersten 
Behörde  wieder  etwas  ausgeglichen  w  ird.   Auf  andere,  schon  im  bloßen  Titel  liegende 
Unterschiede   werden    wir   später   bei    der    imieren   Organisation   dieser    Behörden 
zurückkommen.*) 

Leiter  und  Mitglieder  der  Zent  rul  beliördcn. 
Die  Leiter  der  obersten  Unterrichtsbehörden  führen  in  Ost  erreich.  Preußen, 
Bayern,  Württemberg  den  Titel  „Minister",  auch  im  Königreich  Sachsen, 
obwohl  hier,  wenigstens  nach  dem  Staatshandbuch  für  1901,  die  amtliche  Be- 
nennung ist:  „Departement  des  Kultus  und  des  öffentlichen  l'nterrichts",  wie 
„Departement  des  Innern";  der  gleichlautende  Titel  bt^^teht  für  die  Vorsitzenden 
der  Zentralliehörden  in  01denl)urg  und  .Mecklenburg-Schwerin,  wo  übriuens 
statt  „Dei)artement"   überall  „Ministerium"   zu  lesen  ist.     Nur  im   Großherzogtum 

1)  Die  Reich.s.HchulkommiHsion,  (Irren  Koiupetcnwn  olK»n  S.  3  kurz  po-streift  wunlcn.  i«t 
liier  nicht  erwähnt  wonlon;  es  hätte  nur  wieder  nhpednickt  worden  können.  wa.s  /,.  13.  im 
Statistisclien  Jahrhvieh  (^hislmoke)  l'.M)-]/.")  1.  .Aht.  S.  V  7,u  lesen  Htelit.  Kine  pnn/,  kurze,  nicht 
vt»llständige  Aufzälilung  der  Auf8ichti«l>ehörden  i'^t  7n  l<"<en  in  (l<-ni  lui  'r.-nhner  liernusgepelx'non 
„Handbuch  für  Lehrer  höherer  Schulen". 

U.  Morsch,  d.t9  h&hore  Lehramt.   2.  Aufi  19 
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BadtMi.    wo    liokanutlirh    „Drparteinent "    die    ;untlii'lu>    Bozoichnung    ist,    heißen 
die  Leiter  „rriisidenten". 

IXt  preußisehe  Kultusnuiiister  hat,  wie  seine  preußisehen  Kollegen,  den  Vorzug, 
in  der  Person  des  Unterstaatssekretärs  einen  Stellvertreter  zu  haben,  selbst  das 
große,  komplizierte  österreichisehe  Ministerium  hat  für  seinen  Chef  keinen  be- 
sonderen Stellvertreter;  in  Bayern  ist  für  eine  Stellvertretung  im  Behinderungs- 
falle des  Chefs  dureh  Urlaub,  Krankheit  usw.  gesorgt,  indem  ein  Staatsrat  im 
Nebenamte  dieselbe  übernimmt.^) 

Aber  wie  in  Bayern  ein  Staatsrat,  so  sind  fast  überall  die  Abteilungsdirek- 
toren, auch  Direktoren  oder  ähnlich  benannt,  die  natürlichen  Stellvertreter  der 
Minister  oder  Präsidenten,  mit  dem  Unterschiede,  daß,  wo  mehrere  Abteilungen 
sind,  dieser  Direktor  allein  für  seine  Abteilung  die  Stellvertretung  des  Ministers 
hat,  falls  nicht  besondere  Fälle  oder  besondere  Aufträge  vorliegen.  Wo  also,  wie 
in  Sachsen,  diis  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  sich  nicht  in  Abteilungen 
gliedert,  ebensowenig  wie  in  Württemberg  das  „Departement  des  Kirchen-  und 
Schulwesens",  hat  der  dort  einzige  Ministerialdirektor  gegebenenfalls  die  Stell- 
vertretung, ebenso  im  Großherzogtum  Baden.  Wer  in  Mecklenburg-Schwerin 
in  Behinderungsfällen  den  Minister  der  Justiz,  bzw.  in  den  Abteilungen  für  geist- 
liche, Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  zu  vertreten  hat,  ist  aus  dem 
Staatskalender  nicht  ersichtlich ,  wahrscheinlich  wird  es  durch  den  ältesten  vor- 
tragenden Rat  geschehen. 

Wie  schon  angedeutet,  haben  Preußen  und  Österreich  als  die  größten 
Staaten  mehrere  Abteilungen  in  ihren  Unterrichtsministerien.  Das  preußische 
zerfäUt  in  vier  Abteilungen^),  sie  werden  von  Ministerialdirektoren  geleitet, 
alle  sind  (1908)  Wirkl,  Geh.  Oberregierungsräte.  Ebenso  zerfällt  das  öster- 
reichische Unterrichtsministerium  in  vier  Abteilungen,  dort  Sektionen  ge- 
nannt, an  deren  Spitze  sich  je  ein  Sektionschef  befindet,  so  daß  hier  —  ab- 
gesehen von  dem  fehlenden  Unterstaatssekretär  —  an  der  obersten  Leitung  genau 
so  viel  hohe  Beamte  wie  in  Preußen  stehen.  - —  Seit  dem  Ausgang  des  Jahres  1908 
existiert  im  bayerischen  Kultusministerium  eine  „Ministerialabteilung  für 
die  humanistischen  und  realistischen  Mittelschulen".  Titel  und  Zahl 
der  übrigen  MitgUeder  der  Ministerien  sind  natürlich  sehr  verschieden  in  den  ver- 
schiedenen Staaten,  wir  müssen  uns  hier  begnügen,  mehr  eine  statistische  Übersicht^) 
zu  geben,  da  wir  auf  ihre  Befugnisse  und  ihre  Stellung  weiter  unten,  bei  der  inneren 
Organisation  zu  sprec-hen  kommen: 

In  Baden  sind  7  Räte  im  Ministerium  tätig;  Titel  in  aufsteigender  Linie :  Ministerial- 
rat, Geh,  Oberregierungsrat,  Geh.  Rat  II.  (bzw.  I.)  Klasse. 


1)  Früher,  1898,  gab  es  auch  in  Bayem  einen  Ministerialdirektor,  das  war  aber  nur  eine 
Titularauszeichnung  für  einen  Ministerialrat. 

2)  Vgl.  Das  höhere  Schulwesen  in  Preußen,  Bd.  4  von  Wiese-Irmer,  1902,  S.  102.  Die  vier 
Abteilungen  sind  bezeichnet  I,  IIa,  IIb,  III. 

3)  Die  Angaben  teils  auf  Grund  persönlicher  Erkundigungen,  teils  auf  Gi-und  von  Staats- 
handbüchem;  da  nicht  immer  die  allemeuesten  benutzt  werden  konnten,  ist  es  möglich,  daß  die 
Zahlen  and  Titel  mit  dem  augenblicklichen  Stand  nicht  ganz  übereinstimmen. 
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HaNCin:    10,   tkl.s  Kfi.'i(iiiiiL'srätf,    ()l)crrcL'i<-riiii!.'.srätf,    Miiii.slriiiilrätc,    Stuatsral; 
ä  juiistiailu'   HilfsurljritiT,    da/.u    jetzt    diu    f»   .Mitgliedi-r   der    „MiiÜHtcrial- 
abtt'iluiiii    für    die    liumaMiHtiörlicii    und    real  ist  iMchcn    -MittolHchuli-ii".    mit 
'l'itclii   \sii'  „Obt'rr('j4ii'runf^Hrat",  „Hc^'icrunj«-  und  Studicnrat". 
WüittrinbiTg;  4,  näiulidi   2  als  Ministerialräte,  2  al«  Ke^ierungaräte. 
Königreich  Sachsen:  (j,  nümlicli  .'{  al«  CJeli.  Kegierungsräte;  2  Geh.  Schulräte, 
1   Geh.   Hat,    auch    8chultivhni.s(h   gebiklet;    hier    iat    aus  dein  Titel  schon 
die  verschiedene  Vorbiklung  ei-sichtlich,  ferner  .'}  Hilfsarbeiter  (2  juristische 
Sekretäre,  1  Honorarprofessor  von  der  Te«  Imischen  Hochschule),  1  .Ministerial- 
direktor, der  auch  als  vortragender  Hat  tätig  ist. 
Mecklenburg-Schwerin:     1    im    .Justizministerium    überhaupt,    als   .Ministerial- 
räte, Geh.  Ministerialräte;   in  der  Abteilung  für  Untcrrichtsangelegenheilen 
1  Ministerialrat,  3  Schulräte,   1   Hilfsarbeiter. 
Die  Abteilungen  für  Schulangel(\uenheiten  in  Hessen  und  Sachsen-Weimar 
(Departement  des  Kultus)  und  in  Oldenburg  werden  bei  den  Zwischenbehörden 
bespriK'hcn   werden;   nicht   zu  erwähnen  sind   .Vriluilt    und    Hraunsdiweig,  da  hier 
nur  ein  Gesamt ministerium  vorhanden  ist. 

Was  endlich  die  beiden  Großstaaten  anbelangt,  so  haben  wir  in  Preußen 
ca.  30')  vortragende  Räte,  ca.  10  Hilfsarbeiter;  die  amtlichen  Titulaturen  sind 
bekanntlich:  Geh.  Regierung«-  und  vortragender  Rat,  später  Geh.  Oberregierungs- 
rat,  Wirkl.  Geh.  Oberregierungsrat;  einige  haben  aber  auch  höhere  Titel,  so 
Wirkl.  Geh.  Rat,  obgleich  sie  Ministcriaklirektoren  mit  dem  Titel:  Wirkl.  Geh.  Ober- 
rcgierungsrat  (der  weniger  bedeutet  als  der  Wirkl.  fieh.  Rat)  untei-stellt  sind. 
Mehrere  unter  diesen  tragen  den  Titel  ihres  Spezialfivches:  Geh.  Medizinal-, 
Geh.  Obermedizinalrat,  auch  Geh.  Oberbaurat  und  1  Oberkonsistorialrat ,  der 
evangelische  Fcldpropst  der  Armee.  Augenblicklich  sind  4  von  ihnen  technische 
Räte  für  das  höhere  Unterrichtswesen,  unter  ihnen  einer  für  die  Angelegenheiten 
der  höheren  Schulen  katholischer  ReUgion  und  was  damit  zusammenhängt ;  sie 
gehören  derjenigen  Abteilung  (IIa)  an,  welcher  u.  a.  auch  das  höhere  Unterrichts- 
wesen untei-stellt  ist. 

Wie  n)an  bei  uns,  allerdings  in  nicht  offizieller  Weise,  von  Dezernenten  spricht, 
so  heißen  in  Osterreich  die  Voretände  der  einzelnen  Ministerialdepartements 
„Referenten";  es  gibt  deren  etwas  über  20  (1906  waren  es  22),  in  ordentlicher 
Verwendung,  die  in  aufsteigender  Linie  in  der  Regel  Sektionsräte,  Ministerial- 
räte sind  und  \ erschiedenen  Rangklassen  angehören  können;  aui-h  hier  kommt 
es  vor.  daß  man  Sektionsrat  mit  dem  Titel  und  Hang  des  höhergi'stellten  Heferenten, 
eines  .Ministerialrates,  sein  kann;  zu  diesen  ordentliihen  Heferenten  kommt  eine 
Zahl  von  ca.  13  in  außerordentlicher  Verwendung  stehenden  Beratern,  teils 
mit  dem  Titel  und  Rang  eines  Hofratea,  teils  mit  dem  Titel  und  Hang  ihres 
ui"sprünglichen  Amtes,  z.  B.  Direktor  der  Handels-  und  nautischen  Akademie, 
Professor  an   einer  Staatsmittelachule  usw.      Indessen    nur  eins  von  dieaen  außcr- 


1)  Aas  dem  „TaschcnknliMulcr  für  N'rrwaltuiiir-^'x'.wntc"    r.tns  kiinii  man  ilif  ftiiccnMicklich 
gültigen  Zahlen  und  Titel  er>eh<ii.  sie  sind  ja  selbstverständlich  kaum  längere  Zeit  stabil. 

l'J' 
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ordontliflu'ii  Mit>:liodiMii  ist  „Hrfoiont ".  diMcii  Zahl  auf  2.'>  imiunchr  steigt.  Diesen 
ca.  28  MitiilitHieni,  welelic  den  Räten.  s})e7,iell  den  vortragenden  Räten  in  Preußen  ent- 
sprei-hen.  gesellen  siel»  nun  aber  in  Osterreieli  noeh  37  Beamte  zu,  die  in  aufsteigender 
Linie  Ministerial-Konzipisten  (10),  Ministerial-Vizesekretäre  (15)  und  Ministerial- 
Sekretäre  (12)  anitlieh  benannt  werden.  Naeh  dem  Titel  zu  urteilen,  erscheint  es 
für  Nichtösterreieher  auf  den  ersten  Blick,  als  ob  diese  Ministerial-Konzipisten, 
Ministerial-Vizesckretiire.  Ministerial-Sekretäre  Beamte  ohne  akademische  Bildung 
wären  und  vielleicht  dort  die  Rolle  unserer  Subalternbeamten  spielten.  Indessen 
schon  der  Umstand,  daß  fast  überall  hinter  den  Namen  JUDr.  steht,  spricht  dagegen, 
und  in  der  Tat  sind  diese  drei  Beamtenkategorien  dort  keine  Beamten,  wie  unsere 
Kanzleiräte  in  den  Ministerien,  sondern  studierte  Männer,  „Konzeptsbeamte"; 
aus  der  Gruppe  der  Minist erialsekretäre  nimmt  man  dort  meist  den  Ersatz  für  die 
Räte,  Ministerialräte  und  Sektionsräte  her,  und  in  der  Regel  erfolgt  im  Falle  einer 
erledigten  höheren  Stelle  das  Aufrücken  in  die  nächst  höhere  Klasse  des  „Konzepts- 
Konkrctalstatus"  nach  dem  Dienstalter. 

Schließlich  kommt  noch  zu  diesen  Gruppen  eine  größere  Zahl  (20 — 30)  von 
studierten  Beamten  in  „außerordentlicher  Verwendung",  z.  B.  Bezirkskommissäre 
aus  verschiedenen  Kronländern,  die  nicht  „fachliche  Berater"  sind  und  etwa  unseren 
„Hilfsarbeitern"  entsprechen.  Im  ganzen  werden  dann  im  österreichischen  Ministe- 
rium ca.  86  studierte  höhere  Beamte  sein. 

Ein  ziemlicher  Unterschied  zwischen  dem  österreichischen  und  preußischen 
UnteiTichtsministerium  ist  hier  hervorzuheben.  Wie  schon  oben  angedeutet,  wird 
der  Ersatz  für  die  österreichischen  höheren  Stellen  im  Ministerium  fast  immer 
aus  der  Zahl  dieser  Ministerialsekretäre  genommen,  die  schon  längere  Zeit  in  dem- 
selben tätig  waren  und  nun  langsam  aufrücken;  in  Preußen  dagegen  werden  bei 
Besetzung  erledigter  Stellen  von  vortragenden  Räten  die  Ersatzmänner  fast  immer 
aus  anderen  oder  ähnlichen  Verwaltungen  erst  in  das  Unterrichtsministerium  hinein- 
verpflanzt, da  ein  so  zahlreicher,  in  die  Geschäfte  eingearbeiteter  Nachwuchs  wie 
in  Österreich  bei  uns  nicht  vorhanden  ist.  Das  österreichische  Unterrichtsministerium 
ergänzt  sich  also  viel  mehr  aus  sich  selbst  als  das  preußische.  Auch  ist  in  Österreich 
die  Zahl  derer,  die  man  in  Preußen  „Subalternbeamte"  nennt,  viel  geringer  im  Ver- 
hältnis zu  den  höheren  Beamten,  dort  ca.  86  zu  ca.  40  (Rechnungsräte,  Rechnungs- 
revidenten  usw.),  in  Preußen  ca.  30  (dazu  ca.  11  Hilfsarbeiter)  zu  über  100  nicht- 
studierten  Beamten. 

Gliederung  der  Ministerien. 

Bei  kleineren  Zentralbehörden  wäre  eine  nach  außen  kenntliche  Gliederung 
überflüssig.  Freilich  ist  sie  dort  eigentlich  vorhanden,  wo  das  Unterrichtsministerium 
mit  einem  anderen  zusammengeschweißt  ist;  bei  dem  Departement  der  Justiz,  des 
Kultus  und  Unterrichts  in  Baden  bestehen  zwar  nominelle  Abteilungen  nicht, 
doch  sind  faktisch  zwei  vorhanden:  a)  für  die  Justiz,  b)  fiir  Unterricht  und  Kultus 
(evangelisch,  katholisch,  israelitisch) ;  merkwürdig  sind  die  Abteilungen  in  Württem- 
berg und  in  Hessen:  die  Ministerialabteilung  für  die  höheren  Schulen  dort  ist 
ebensogut  eine  Abteilung  des  „Departements  des  Kirchen-  und  Schulwesens"  wie 
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ein«'  srlhstäruliLT  Z\s  isclirnhcliciirlc  iiiit«T  der  ZcntrulhclKlrd«';  yoiad«'  so  «tt-lit  vh 
in  Hcssni,  wo  dir  „AhtciluriL'  für  Srliidanjiclc^culicitcn"  /u^ilficli  Al)ti-iluii^  de« 
Ministeriums  rlcs  InruMii  wie  antli  eine  Zw  iselienbehörde  ist.  Wie  in  M  eck  I  enlxi  ry- 
Sthweiin  das  slimtsreelitlielie  Verhältnis  der  „Ahteilnni^  für  die  ^eistli<hen,  l'nter- 
liclits-  und  Medi/.inalan^'elet_'enlieiten"  zu  dem  .Inst  i/minirttoriuni  ist.  ist  au<li  nielit 
klar   ausjiesproehen ;   es   lieilil  :    „in    besonderen    Al)teihjnj.'en    mit    ilini   verbunden". 

Im  Köniiirei«  li  Sadisen  ist  keine  (iliederun^'  vorhanden,  wohl  auch  nicht 
iioti}.;;  das  letztere  scliieu  in  Bayern  liei  einer  ^'röf3eren  Zentralbehörde,  ^'eboten 
und  ist  jüuL'st  durch  (He  Schaffumr  dei  „Miiüsterialabteiluii).'  für  .Mittels<hulen" 
in  jicwissom  Sinne  doit  ein^'etreten.  I*ieu(ien  hat  die  bekamiten  drei  Abteihin^en. 
welche,  da  die  zweite  ueleilt.  ei<ientlich  vier  sind:  I.  Abteilunji  für  geistliche  An- 
•leleiienheiten.  IIa.  Krste  Abteilun<j;  für  l'ntenichtsangele).'enheiten.  IIb.  Zweite 
Abteiluiiii  für  rnteirichtsangelei^enheiten.  III.  Abteilung  für  die  MiMlizinalange- 
hgenheiten.  Die  .Abteilung  IIa  bearbeitet  u.  a.  das  höhere  l'ntcrrichtswesen,  die 
\bt(Mhing  IIb  u.  a.  da-s  gesamte  Mädehcnsehul-  und  Volksschulwesen. 

In  Osterreieh  sind,  wie  erwähnt,  vier  Sektionen  vorhanden,  und  bei  der  .Aus- 
dehnung der  Behörde  daneben  oder  darunter  der  Ziffer  nach  21  Departements. 
.Icdes  dieser  Departements  steht  unter  einem  „Referenten",  fast  durchgehends 
einem  Ministerialrat  oder  Sektionsrat.  mit  Ausnahme  von  dem  Departement  IX 
(den  didakt  isch-j)ädagogischen  .Angelegenheiten),  gerade  dieses  steht 
unter  einem  zu  „außerordentlicher  Verwendung"  einberufenen  Beirat,  der  Hofrat 
ist.  Aus  dem  „Jahrbuch  für  das  höhere  Unterriehtswesen  in  Österreich"  1906 
sind  auf  Seite  5 — 8  diese  Dezernate,  die  Namen  der  Referenten,  ihr  Oesehäftskreis 
bis  in  alle  Einzelheiten  ersichtlich,  eine  (>ff<'nlicit.  die  num  leider  bei  anderen 
.Ministerien  vermißt. 

Damit  der  (Jeschäftskreis  der  Departements  IX  und  X.  in  welchen  man  das 
.Mittelschulwesen  bearbeitet,  klar  wird,  geben  wir  einen  .Abdruck  nach  d«'in  „.Talir- 
bui'h  für  das  höhere  Unterrichtswesen"   von   lOOli. 

Departement  IX. 

.\llc  didakliKcli-pädagogisttlien  .Angelegenheiten  des  MitleLseliuhvf,siii.>i  (i-in.sihlicUiiel» 
der  liöheren  Mädchenschulen).  Schuiaufsicht  rück.'^ichtlich  der  Mi t teUchulen. 
Ix'hrpliine,  Appr<)l)ation  und  Knipfehlung  von  Ix'hrbüchcrn  und  Ix*hr mittein.  Ix'hr»«r-  und 
Sehülorhihliotlieken;  außerordentliche  Dotationen  für  Ix^lirmittelsammlungon  aus  dem  InMref- 
fenden  I'au.schidkredite.  Zeit*«cliriften.  l'rüfungskommi.ssionen  für  das  lychramt  an  MitteUehulen 
und  Miülchenlyzeen.  Tunilehn-rhildungskurse.  Uc8tcllung,  Refördorung  und  Pensionierung 
lies  lx'hr|)er-Honale.'<.  Forthildungskurse.  Hewilligung  von  Urlauben  und  Unterstützungen  zu 
wi.ssonseliaft liehen  Zwecken.  Rei.seslijK'ndien.  .lahresunterstützinigen  für  Ix'hramtskanthilaten. 
Srhülerangelegenlieiten  (.Aufnahme.  IVüfungswesen,  Disziplin).  Schtdliygi«'ne.  Ix-hrmittdwesen 
für  den  Zeielienimterricht  an  Mittel.-^cliulen.  Ins|H'ktionslHMielUc  der  Fachins|Hklonn  an  den 
.Mittelschulen.     Ixlircr-  und  Ix'hn-rinnenhihiung.sanstahen. 

RefertMit:     Hof-H.    Dr.   Hii.ni.i. 

Departement    .\. 

.Alle   adnünistrativ-ökonomischen    und   judiziellen    Angelegenheiten    ties    Mittelsehulwcst-ns. 

Krriehtuug.    Krweitenmg.    Sul>ventionierung.    Verstaatlichung   von    Mittelsrhulen.      Errichtung 

von  Parallelklivssen.     >*<ystemi.sierung  von  Stellen.     Hetttätigung  der  Ix'hrcr  im  I>ehramto.     Alle 

Besokiungsangelegenlieiten    (Gehalte,     Quinquennalztdagen.    Dienstalterszu lagen).       Gänzliche 
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«.xler  toilwoiso  Uourlaiilmng  von  Ix^lirpei-sonen  in  l-lrkranUungsfiilU  n,  l^owilligiing  von  Celd- 
auslnlfon.  Diszipliiinrbrhandlung  dos  Loliri)oi*sonalos.  Einnialigo  l'nterstülziingen  von  Lehr- 
amtskandidaten. Forion-  unci  Solnilgoldangologonhoilon.  ökononiisclio  ri-ogramiiiangologonhcitcn. 
Sohuldionor.  Rogiokoston.  Thorcsianischo  Akadoiiiio  mit  Aussohluß  ilor  Jurist onabtcilung. 
Koforont:    Sokt.-R.   Dr.  Krappol. 

Endlich  ist  als  Beirat  dein   österreichischen  Unterrichtsministerium  zuerteilt: 
Die  k.   k.  Zentraldirektion  der  k.  k.  Schulbücherverläge,   1887 
errichtet,  an  der  Spitze  steht  ein  Hofrat  als  Zentraldirektor,  unter  iiim 
3  höhere  Beamte,  darunter  1  Regierungsrat  und  1  Professor  in  Prag. 
Unter  dieser  Behörde  stehen: 

a)  k.  k.  Schulbücherverlagsdircktion  in  Wien,  schon  1772  gegründet, 
mit  einem  Direktor  an  der  Spitze  und  2  Direktionsadjunkten  nebst 
Kanzleibeamten; 

b)  k.  k.  Schulbücherverlagsdirektion  in  Prag;  ebenfalls  sehr  alt,  1775 
gegründet.*) 

Die  dem  Ministerium  untergeordnete  Zentraldirektion  der  k.  k.  Schulbücher- 
verläge beschäftigt  sich  mit  der  Herausgabe  von  Lehrtexten  für  alle  Kategorien 
der  Elementar-  und  Mittelschulen,  auch  der  Blinden-  und  Taubstummenschulen, 
der  gewerblichen  Schulen,  der  Handwerkerschulen,  Werkmeisterschulen,  Mädchen- 
schulen, der  Lehrer-  und  Lehrerinnenbildungsseminare.  Ferner  gibt  sie  auf  diese 
Schulen  bezügliche  Drucksachen  heraus,  Schulgesetze,  Schulgesetzsammlungen, 
Normahen,  Lehrpläne  und  Instruktionen,  ebenso  Lehrmittel. 

Natürlich  hat  neben  dem  Betriebe  dieses  staatlichen  Buchhandels  die  Zentral- 
direktion der  Schulbücherverläge  auch  noch  eine  finanziell-administrative  Aufgabe: 
sie  hat  nämhcli  den  Fonds  der  beiden  Schulbücherverläge  in  Wien  und  Prag  unter 
sich,  auch  liat  sie  natürlich  die  Oberleitung  der  Schulbücher  Verlagsdirektionen 
in  Wien  und  Prag,  endlich  auch  die  Leitung  der  staatlichen  Druckerei  in  Prag; 
der  Wiener  staatliche  Verlag  läßt  bei  einer  Privatdruckerei  drucken.  Natürlich 
gibt  sich  die  Zentraldirektion  nicht  selbst  mit  dem  Verkaufe  ab,  weder  im  großen 
noch  im  kleinen ;  §  2  der  Vorschriften  des  k.  k.  Schulbücherverlages  in  Prag  lautet : 
„Die  k.  k.  Schulbücherverlagsdirektion  in  Prag  führt  als  solche  keinen  Detail- 
verschleiß, die  Schulbücherverläge  geben  die  gedruckten  Sachen  zum  Verschleiße  an 
die  Buchhändler  und  andere  ab,  welche  dazu  berechtigt  sind",  wobei  zu  bemerken, 
daß  sie  die  Bücher  zu  keinem  höheren  Preise  als  zu  dem  auf  dem  Titelblatt  vor- 
gedruckten verkaufen,  sowie  daß  Lehrer  sich  mit  dem  Verschleiße  nicht  befassen 
dürfen.  Auch  die  gewährte  Provision  ist  festgesetzt,  sie  schwankt  innerhalb  der 
öeterreichisch-ungarischen  Monarchie  zwischen  17  %  und  20  %,  im  Auslande  ist 
sie  25  %.  Ein  Unterschied  besteht  zwischen  Mittelschulen  und  gewerblichen  Lehr- 
anstalten einerseits  und  allen  anderen  Lehranstalten  anderseits.    Die  Herausgabe 

1)  Die  früher  dem  k.  k.  österreichischen  Unterrichtsministerium  zugeteilte  ,,ZcntraI- 
kommission  für  Angelegenhfiten  des  gewerblichen  Unterrichts"  gehört  jetzt  zu  dem  durch 
Gesetz  vom  27.  Juni  1908  errichteten  ,,k.  k.  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten".  —  Diesem 
neuen  Ministerium  ist  auch  das  gesamte  gewerbliche  Unterrichtswesen  überwiesen  worden, 
hingegen  verblieben  die  Agenden  der  kommerziellen  Schulen  beim  k.  k.  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht. 
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(1(1  I..flirtc.\ti'  für  M  i  1 1  clscli  ulcn  iin(i  i:»"\v  crhliclic  Lcli  ran.st  nl  t  oii  IkI  auf 
jene  Külle  hoscliräiikt ,  in  wt-lclicii  dius  HcdürfiUH  durcli  den  Privatvfrla^  nicht  aus- 
reichend gedeckt  ist  und  ciiic  Ahhilfc  geboten  erHcheint,  DcHhalh  erbhckt  man 
in  dem  „Katalog  der  Lehitc.Mc,  Lehrmittel  und  DruekHorten  de«  k.  k.  Sehulbüeher- 
verhiijt^s"  in  Praji  (auHge<,'el)en  am  20.  .luli  r.KI.'i),  übrigen»  in  einem  Exemj)hir 
tUut.s(  li  und  tscliecliisch,  keine  hiteinischen  (Grammatiken,  wohl  aber  unter  „Mittel- 
schuh'n";  (Jrolier  Katechismus  (h-r  kathohsclieri  Heh^ion.  weil  es  derselbe  ist  wie  für 
Volksschulen.  Regeln  für  deutsche  Kechtschreibung.  deutsche  Sprachlehre  für 
.M.idciicnly/.een.  Schule  und  Jugendspiel.  Leitfaden  für  Freunde  des  .Jugendsi)ieU-8, 
Lehrbuch  der  Stenographie,  natürlich  aber  eine  Disziplinarordnung  für  Mittelschulen 
Böhmens,  Lehrpläne  für  Volksschulen,  Lehrpläne  und  Instruktionen  für  den  Zeichen- 
unterricht, den  Lchrplan  für  den  rnterricht  an  den  (Jymnasien  in  (isterreich, 
rrüfungsvorschrifteii .  X'erordnuMgeii  und  eine  große  Menge  von  Formularen, 
Tiilx-lleii.    Katalogen   usw..  alles   mit   festgesetzten  Preisen.  Obgleich  die  Lehr- 

l)ii<her  für  Mittelschulen  und  gewerbliche  Unterrichtsanstalten  im  allgemeinen 
nicht  von  diesem  staatlichen  Verlage  hergestellt  werden,  ist  der  Gesamtumsatz 
d(x*h  ein  großer:  im  Wiener  Verlage  beträgt  er  ca.  8  Millionen,  im  Prager 'Verlags- 
bezirke ungefähr  1  Millioii  Exemplare, 

Für  die  Abfassung  und  Herausgabe  dieser  Lehrtexte  und  Lehrmittel  hat  also 
die  Zentraldirektion  die  nötige  Sorge  zu  tragen,  sie  hat  die  diesbezüglichen  Anträge 
an  das  Kultusministerium  zu  bringen,  welches  endgültig  darüber  Beschluß  faßt; 
divs  Ministeriuu)  hat  so  auch,  allerdings  auf  Antrag  der  ihr  untei-stellten  Direktion, 
die  Herausgabe  aller  neuen  Lehrmittel  zu  beschließen,  ebenso  die  Honorare  für  die 
Verfasser  festzusetzen,  die  Preise,  die  Lieferungs-  und  andere  Verträge,  u.  a.  auch 
die  jährlichen  Armenbücherquota  und  ähnliches. 

Wir  in  Preußen  haben  erst  seit  ungefähr  10  Jahren,  seit  1891).  diesen  so  alten 
österreichischen  Instituten  etwas  Ähnliches  an  die  Seite  zu  stellen:  die  „Koni  gl.  Aus- 
kunftsstelle für  Lehrbücher  des  höheren  Unterrichtswesens"  in  Berlin; 
sie  hat  es  auch  mit  Schulbüchern  in  erster  Linie  zu  tun,  freilich  in  etwa«  anderer  Art : 
sie  sammelt  die  an  höheren  Sehulen  Preußens  eingeführten  Lehrbücher,  führt  Statistik 
über  die  Verbreitung  derselben  und  kontrolliert  Neueinführungen.  Zu  diesem 
Zweck  erschien  1901  im  Teubnerschen  Verlage  zu  Berlin  und  Leipzig  ein  „Ver- 
zeichnis der  an  den  höheren  Lehranstalten  Preußens  eingeführten  Schulbücher". 
LTnter  den  Rubriken:  1.  Religionslehre.  2.  Deutsch.  .8.  Latein.  4.  Griechisch.  .').  Fran- 
zösisch. ().  Englisch.  7.  Dänisch.  S.  Litauisch.  0.  Polnisch.  10.  Hebräisch.  11.  Ge- 
schichte. 12.  Geographie.  \'A.  Xaturbcschreibung  (Botajiik,  Zoologie.  Mineralogie). 
14,  Physik  und  matheniatische  CJeographie,  15.  Chemie  und  Mineralogie.  IG.  Rech- 
nen, 17.  Mathematik,  18.  (iesang,  19.  Handelslehre,  sind,  alphabetisch  nach  den 
\'erfassern  geordnet,  die  eingeführten  Lehrbiuher  aiifgezählt,  liinter  jedem  eine 
Angabe  darüber,  in  welcher  Provinz,  an  wie  vielen  und  an  welchen  Anstalten  (Gym- 
nasien. Realgymnasien,  (^berrealschulen  und  Realschulen)  sie  benutzt  werden, 
natürlich  mit  Preisangabc.  der  Verlagsanstalt  und  ähnlichem.  -  Das  war  die  nächste 
Aufgabe,  die  nunmehr  «'rfüllt  ist.  Indessen  man  hat  hier  angefangen,  auch  außer- 
prcußiscli(\  ja  auch  ausländische  Selmibüchcr  /.u  sammeln,  ebenso  wie  pädagogische 
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S}>o7.ial\MM-ko.  W  orkc  über  ("Josct/.gebuiiü;  und  Vorwaltunu  der  Scliulcn,  auch  Ord- 
nunpen  und  (Jcsotzc.  die  sich  auf  das  IiöIhmc  Schulwesen  bezidien.  Das  Institut, 
das  sich  hoffentHch  einmal  zu  einem  Schul  museum,  wie  es  in  Wien^)  seit  kurzem 
besteht,  erweitern  wird,  ist  noch  wenig  bekannt,  wird  wenig  gebraucht,  hier  und 
da  auch  gemißbraucht;  der  Leiter,  Prof.  Dr.  Hörn,  plauderte  im  Februarheft  der 
„Monatschrift  für  höhere  Schulen"  1905  in  guter  Laune  von  solchem  Mißbrauch, 
wie  z.  B.  auch  eine  Mutter  mit  ihrem  Sj)rößling  zu  ihm  gekommen  sei,  um  sich 
bei  ihm  Auskunft  zu  holen,  wo  es  eine  Schule  gäbe,  auf  der  „die  Mathematik  nicht 
zu  schwer  sei". 

So  sind  wenigstens  in  Preußen  die  Anfänge  zu  einer  älinlichen,  direkt  unter 
der  Zentralstelle  stehenden  Behörde  wie  in  Österreich  vorhanden. 

Innere  Organisation. 

Medizin,  technischer  Unterricht,  Kunst. 

Der  Name:  „Ministerium  für  geistliche,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegen- 
heiten", wie  ihn  das  preußische  Älinisterium  an  der  Spitze  trägt,  zeigt  schon  an, 
Vielehe  drei  Gebiete  diese  Zentralbehörde  in  sich  vereinigt;  auch  in  Mecklen- 
burg -  Schwerin  sj^richt  man  amtlich  von  den  „Abteilungen  für  geistliche,  Unter- 
richts- und  Medizinal- Angelegenheiten",  die  dem  dortigen  Justizministerium  an- 
gehängt sind.  Jedenfalls  gehört  die  Kirche  in  allen  Staaten  zum  Bereich  des  Unter- 
richtsmimsteriums.  "* 

Ein  großes  Schwanken  bemerkt  man  aber,  was  die  Medizin  anbelangt.  Nicht 
zum  Untemchtsministerium,  sondern  zum  Ministerium  des  Innern  gehört  die 
Medizin:  im  Königreich  SachSven,  in  Baden,  in  Sachsen  -  Weimar,  in 
Württemberg,  Oldenburg;  in  Hessen  ist  für  die  „öffentliche  Gesundheits- 
pflege" eine  Parallelabteilung  neben  der  Schulabteilung  gebildet  unter  dem  Ressort 
des  Irmern.  Zu  diesen  Staaten  gehört  auch  Bayern,  denn  auch  hier  ressortiert 
die  ganze  Medizinal  Verwaltung,  wie  auch  eine  „Abteilung  für  Landwirtschaft, 
Gewerbe  und  Handel",  vom  „Staatsministerium  des  Innern",  dem  der  „Ober- 
medizinalausschuß" als  beratendes  Organ  zur  Seite  steht;  aber  alles,  was  Vorbildung 
und  Prüfung  der  Ärzte  und  Hebammen  anbetrifft,  untersteht  dem  bayerischen 
Kultusministerium,  wie  dies  übrigens  auch  im  Königreich  Sachsen  der  Fall  ist, 
denn  hier  untei-steht  die  „Prüfungskommission  für  Ärzte"  dem  Departement  des 
Kultus  und  öffentlichen  Unterrichts. 

So  ist  in  diesen  Staaten  die  Zentralbehörde  wenigstens  eines  großen  Teiles 
der  medizinischen  Sorgen  enthoben,  und  nur  in  den  zwei  Staaten:  Mecklenburg- 
Schwerin  und  Preußen  ist  der  Minister  fast  mit  allen  diesen  Dingen  noch  belastet. 


1)  Das  österreichische  Schulmuseum,  welches  Subvention  erhält  von  der  Gemeinde 
Wien,  von  dem  Lande  Xiederösterreich  und  dem  Unterrichtsministerium,  ist  am  2.  Februar  1903 
feierlich  eröffnet  worden.  Es  ist  errichtet  worden  durcli  die  Hilfe  und  Wirksamkeit  der  „Ge- 
sellschaft für  Gründung  und  Erhaltung  eines  österr.  Schulmuseums  in  Wien",  vgl.  den  ersten 
Bericht  dieser  Gesellschaft,  Wien  1903.  —  Die  bis  jetzt  errichteten  14  (18)  Abteilungen  um- 
fassen das  Mittelschulwesen  noch  nicht. 
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In  l'rculioii  ist  es  seit  der  lOrriclitunj^  eines  heHunderen  riiteiiielitsiiiiiiih(«TiiHnH  1S17 
8()  jicbliebcn,  vcrsducdcnc  Vereuehc,  dl«-  Medizin  untei  das  .Ministeiiuin  de«  Innern 
zu  hriniieii,  sind  bei  uns  ge«eheitert. 

(winz  andei-H  gruppieren  sieh  nun  die  Sluiiten,  wenn  niim  fra;:t,  wie  weit  der  Be- 
griff „l'nterriclit,  Unterrichts« esen"  bei  ilinen  sieh  ersticikt.  Hier  scheidet  sieh 
Ost  erreich  von  Preußen.  In  Ost  erreich  ist  j«'tzt  das  gesinnte  gewerbhche  Unter- 
riihtswesen,  wie  gesagt,  dem  neuen  „Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten" 
überwiesen,  während  die  Agenden  der  konunerzielh'n  Si-huh'n  bei  dem  Unterrieht«- 
ministerium  verbheben  sind.  His  1884  war  bckanntUch  das  teehnisehe  Unter- 
rielitswesen  in  Preußen  zusammen  mit  Universitäts-  und  Kunstangelegcnheiten 
Dezernat  der  betreffenden  Abtcihmg;  aber  (buch  Erlaß  vom  .'}.  September  1881 
wurde  dies  gesamte  Gebiet  dem  Ministerium  für  Handel  und  (Jewerbe  unterstellt, 
wo  es  auch  bis  heute  noch  vcrblieb(Mi  ist. 

Auch  drei  andere  Staaten  haben  es  für  nötig  gehalten,  die  oberste  Unterrichts- 
behörde von  dem  sogenannten  technischen  Unterrichte  zu  befreien,  nur  mit  dem 
l'nterschiede,  daß  dieses  zum  Departement  des  Innern  gekommen  ist,  wohl  di-shalb, 
weil  hier  besondere  Ministerien  für  „Handel  und  Gewerbe"  fehlen  und  beides  eben- 
falls dem  Ressort  des  Innern  untersteht;  es  ist  das  Königreich  Sachsen,  Groß- 
herzogtum Sachsen  -  Weimar  -  Eisenach  und  Oldenburg.  In  dem  ersten 
war  es  wohl  wegen  der  reich  entwickelten  Industrie  und  der  dort  besonders  zahl- 
reiclien  Industrie-  und  Handelsschulen  einfach  unmöglich,  deren  Angelegenheiten 
auch  noch  im  Unterrichtsdepartement  bearbeiten  zu  lassen,  und  so  gehören  nicht 
zum  sächsischen  Kultusministerijim,  sondern  zu  dem  des  Innern:  sämtliche  tech- 
nischen Staatslehranstalten  zu  Chemnitz,  welche  die  dortige  Königliche  Gewerbe- 
akademie, Baugew erken-,  Maschinenbau-,  Färber-  und  Gewerbezeichenschulen 
umfitssen,  ebenso  die  Baugewerbeschulen  zu  Dresden,  Leipzig,  Plauen  und  Zittau 
(mit  Tiefbauschule)  und  die  Industrieschule  zu  Plauen;  an  ihnen  ist  ein  sehr  großes 
Pcreonal  von  Lehrkräften  tätig,  welches  einen  besonderen  Gewerbeschulinspek- 
tor hat.  Diesem  Ministerium  des  Innern  sind  auch  die  zahlreichen  privaten,  aber 
vom  Staate  unterstützten  Klöppelschulen  im  Erzgebirge  und  Vogtlande  zugeteilt, 
sie  haben  jedoch  einen  besonderen  Klöpj>elschulinspektor.  —  Vielleicht  hat 
auch  die  übergroße  Anzahl  solcher  Anstalten  im  Großherzogtum  Sachsen -Weimar  zu 
gleicher  Verteilung  geführt,  und  denuiach  ist  die  Baugewerkenschule  zu  Weimar,  je 
eine  Gewerbeschule  zu  Weimar,  Eisenach.  Jena  und  Kalteimordheim.  wie  auch  die 
Karl  Friedrich-.Vckerbauschule  zu  Zwätzen  und  eine  Holzsehnitzschule  zu  Empfcrts- 
liausen  dem  Ministerium  des  Innern  zugesellt,  während  die  zwei  Zeichenschulen  zu 
W'einiai  uikI  Eisenach,  wie  schon  zu  Goethes  Zeiten,  unter  dessen  Mitwirkung  sie 
1781  und  1784  gegründet  wurtlen,  als  Kunstinstitute  vom  Kultu.sdepartement 
abhängig  sind.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  hat  man  aber  den  Fach-  tind  tech- 
nischen I'nterricht  beim  Unterrichtsministerium  belassen,  so  in  Bayern.  Baden, 
Württemberg,  in  Mecklenburg  -  Seh  werin .  wo  es  nur  Pri  vat  -  Gewerbe- 
schulen unter  staatlicher  Aufsicht  gibt. 

Hierbei  ist  zu  erwähnen,  daß.  während  Bayerns  zahlreiche  teihiüsche  Unter- 
richtsanstÄlten  (zu  ihnen  werden  bekanntlich  auch  die  4  Realgymnasien  gerechnet). 
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\\io  Industrit'sohulcn.  Roalsc-hukMi.  o{{  mit  Handolsabtcilunii,  ObeiTealschulon,  Bau- 
gewerksoliuloii.  Websi-hulon.  Kunstgewerbescluilen.  eine  Musikschule  in  \\  iirzburg, 
auc-li  eine  TöpfiM-siluilo  und  eine  Korbfloohtcschule  u.a..  direkt  unter  dem  Ministe- 
rium stehen,  man  im  Oroßherzogtum  Baden  eine  eigene  Zentralmittelbehörde  für 
diesen  Zweig  des  Unterrichts  im  Gewerbeschulrat  seit  der  Verordnung  vom  1.  März 
18ü2  ceschaffen  hat;  er  besteht  aus  einem  Geh.  Oberregierungsrat  als  Vorsitzendem, 
4  ordentlichen  Mitgliedern  (darunter  l  Baurat  und  1  Direktor  einer  Kunstgewerbe- 
sehule)  und  ti  außcrordentliilicn  Mitgliedern,  welche  auch  dem  Stande  des  Kunst- 
gewerbes angehören,  unter  ihnen  ein  Sattlermeister  und  ein  Edclstcinliändler;  unter 
diesem  Gewerbeschulrat  steht  wieder  ein  Gewerbeschulinspektor;  ihm  sind 
dami  die  Kunstgewerbeschulen  (2),  eine  Baugewerkschule,  je  eine  Uhrmacher- 
und Schnitzereisehule,  endlieh  43  Gewerbeschulen  unterstellt.  Durch  diese  Zwischen- 
behörde in  Gestalt  des  Gewerbeschulrates  mit  einem  Gewerbeschulinspektor  ist 
natürlich  das  badische  Departement  der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichts  sehr 
entlastet.  Es  wäre  im  Interesse  des  gewerblichen  Unterrichts,  vor  allen  Dingen 
auch  zum  Zwecke  der  Entlastung  der  Ministerien,  sehr  wünschenswert,  wenn  auch 
in  anderen  deutschen  Staaten  eine  besondere  Zwischenbehörde  für  den  technischen 
Unterricht  geschaffen  würde. 

In  Preußen  stehen  die  Baugewerkschulen  unter  dem  Regierungspräsidenten. 
Den  meisten  Regierungen  sind  jedoch  technisch  vorgebildete  „Regierungs-  und 
Gewerbeschulräte"  (im  ganzen  16)  beigegeben,  so  daß  wenigstens  eine  Zwischen- 
instanz, die  freihch  nicht  ganz  selbständig  ist,  besteht.  --  Seit  5.  April  1905  existiert 
dann  als  schultechnisch  -  beratende  Behörde  des  HandeLsministeriums  das 
„Landesgewerbeamt",  in  dem  jetzt  6  Landesgewerberäte  neben  der  Abteilung  IV 
dieses  Ministeriums  unter  einem  Ministerialdirektor  tätig  sind. 

Ähnlich  wie  mit  der  Medizin  und  dem  technischen  Unterrichtswesen  sind 
einige  Staaten  auch  mit  der  Kunstpflege  verfahren.  Zwar  in  Preußen,  Bayern, 
Baden,  Sachsen  -  Weimar,  Württemberg  werden  die  darauf  sich  beziehenden 
Angelegenheiten  von  Räten  des  Kultusministeriums  oder  -Departements  bearbeitet. 
Anders  mußte  sich  notwendigerweise  die  Sachlage  in  Hessen  gestalten,  die  „Ab- 
teilung für  Schulangelegenheiten",  die  selbst  ja  dem  Ministerium  des  Innern  ge- 
wissermaßen unterstellt  ist,  hat  natürlich  mit  der  Kunstpflege  nichts  zu  tun;  sondern 
die  Anstalten  für  Kunst  haben  selbständige  Behörden,  wie  die  Hofbibliothek- 
Direktion  und  Museums  -  Direktion,  beide  unterstehen  direkt  dem  Ministerium 
des  Innern.  Auch,  was  in  Mecklenburg  -  Schwerin  von  Kunstverwaltung  vor- 
handen, hat  mit  den  Abteilungen  für  geistliche,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegen- 
heiten nichts  zu  tun,  sondern  ressortiert  teils  vom  Ministeriun)  des  Innern  (z.  B. 
Kommi.ssion  zur  Erhaltung  der  Denkmäler)  teils  vom  Finanzministerium  (z.  B. 
das  Hoftheater).~ —  Einzig  und  allein  das  Königreich  Sachsen  hat  auch  hier 
reinen  Tisch  gemacht:  es  hat,  wie  wir  oben  gesehen,  nicht  nur  die  Medizin  und 
den  gesamten  technischen  Unterricht  unter  das  Ressort  des  Innern  gebracht,  son- 
dern auch  die  gesamte  Kunstpflege  gehört  m"cht  zum  Kultusministerium,  die  Aka- 
demie der  Künste  in  Dresden  mit  ihren  Lehranstalten,  die  Kommission  zur  Erhaltung 
der  Kunstdenkmäler  in  Dresden,  die  „Königlichen  Sammlungen  für  Kunst  und 
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Wissciisclmft".  (äMuäldfL'Jilciic,  KupforHticlikahjm'tt ,  Skulpturciisiiininluii;.'.  auch 
(!if  Kruii^'liclic  Hibliothok,  uiuli  iiiitiirwisHcnHr'lmftlifhe  Muhwii  bilden  eine  ab- 
u'csoiulcrtf  Bc'luu'dc,  iintor  einer  ( Jeiieiiildirekt  ioii,  deren  VorHit/emler  der  säeliHische 
l'^inan/ minister  ist. 

Medizin.  Knnst.  teelinisehes  l'nterriehtHuesen  sind  alHo  in  vei-HchiwIeneii  Staaten 
u'iin/.  verschiedenen  Hessorts  7.uuej.'ebcn,  nieht  ho  djiH  Hoehseh  ul  wesen:  dicHCH 
hat.  \va,s  man  nicht  anders  erwarten  kann,  Htota  seinen  Platz  in  den  KidtuHinini- 
sterien.  und  /.war.  was  an  und  für  sieh  nielit  notwendig,  stet«  in  unmittelbarer 
Weise,  oline  jede  Zwischeninstanz;  Universität  und  Technische  Hoclischuie  sind 
überall  unmittelbar  dem  Kultu.sminister  unterstellt,  ein  Beweis  für  die  große  Be- 
deutung dieser  höejisten  und  vornehmsten  Unterriehtszweige.  Ks  fragt  sieh,  ob  dieses 
Dezernat  allein  in  einer  Hand  liegt  oder  mit  anderen  (Jegenständen  verbunden 
ist.  Damit  kommen  wir  von  selbst  auf  die  Untersuchung,  welche  vei-sehiwietuirt ige 
Dezernate  von  einem  Dezernenten  zusammen  bearbeitet  werden,  und  das  Krgebnia 
kann  uns  vielfältig  eine  Antwort  darauf  geben,  in  welchem  Maße  diese  Bearbeitung 
eine  ganz  fachgemäße  ist. 

Verbindung  einzelner   Dezernate. 

H(X'hscliulangelegcnhciten  sind  einigen  Staaten  so  w  iehtig.  daß  für  sie  besondere 
Heferenten  existieren,  welche  ausschließlich  diese  zu  entscheiden  haben:  in  Baden, 
in  Hessen  und  in  Sachsen  -  Wci  mar;  in  den  beiden  ersteren  natürlich  Univei-sität 
und  polytechnische  Hochschulen,  im  letzteren  nur  Universität;  auch  in  Bayern 
bildet  das  Hochschulwesen  ein  besonderes  Referat.  Ebenso  sind  natürlich  in  Preu- 
ßen sowohl  für  die  Universitäten  wie  für  die  technischen  Hochschulen  breondere 
Dezernenten  vorhanden;  beide  Gruppen  gehören  zur  ersten  Abteilung  für  das 
Unterrichtswcsen,  welche  ja  auch  die  höheren  Schulen  umfaßt    (IIa). 

So  sind  Univei-sität  und  technische  Hochschulen  fast  überall  vereinigt,  anders 
in  r)sterr<>ich.  Die  Angelegenheiten  der  twhnisehen  Hoehsehulen  gehörten 
früher  zum  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht,  jetzt,  seit  1908.  zum 
k.  k.  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten. 

Während  hier  also  Preußen  und  Österreich  vt)neinander  abweichen,  stimmen 
sie  darin  überein,  daß  höheres  und  niederes  Schulwesen  weder  zu  derselltcn 
\l)tcilung  (Sektion)  gehören  noch  von  demselben  Dezernenten  bearbeitet  werden; 
doch  darin  gehen  beide  Staaten  wieder  auseinander,  daß  bei  uns  dem  niederen 
Schulwesen  das  gesamte  Mädchenschulwesen  beigegeben  ist,  während  dort  die 
höheren  Mädchenschulen  zu  den  Mittelschulen  (d.  h.  also  höheren  Schulen)  gehören, 
aber  die  Lehrerinnenbildungsanstaltcn  zu  dem  V'olk.sschul wesen.  In  Preußen  unter- 
stehen bekanntlieh  die  Volks.'<chiden.  höheren  Mädehen.schulen,  alle  lychrer-  und 
Lehrcrinnenbildnngsanstaltcn  der  Abteilung  IIb.  gewöhnlieh  dritte  Abteilung 
genaimt,  die  gesondert  von  der  zweiten  Abteilung  (IIa)  ist.  In  Ost  erreich  aber 
fallen  Angelegenheiten  der  höheren  Mädchenschulen  dem  Heferenten  für  das  Mittel- 
i  hui  wesen  zu,  gehören  zum  Departement  X  und  zur  ersten  Sektion;  Angelegenheiten 
der  Lehrerinnenbildungsanstalten  zum  Departement  XII  und  zur  dritten  Sektion; 
hier  ist  also  nach  meiner  Ansicht  bei  uns  schärfer  und  richtiger  geschieden  ab  dort. 
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Wie  es  sonst  mit  der  V^ereinigung  l)z\v,  Trennung  einzelner  Dezernate  ander- 
\\ärts  stellt,  besonders  was  höheres  und  niederes  Schulwesen  anbelangt,  läßt  sieh 
dahin  beantworten,  daß  im  sächsischen  Ministerium  getrennte  Dezernate  für 
höhere  Schulen  und  Volksschulen  bestehen,  ebenso  im  bayerischen  Ministerium. 
In  Württemberg  dagegen,  wo  im  Gegensatz  zu  anderen  Staaten  Gattungen  und 
Arten  der  zu  den  höheren  Schulen  sich  rechnenden  Anstalten  von  den  Gymnasien, 
Realgymnasien  bis  zu  höheren  und  niederen  Realschulen,  ja  bis  zu  den  für  die 
humanistischen  und  realistischen  Lehranstalten  vorbereitenden  Elementarschulen 
sehr  mannigfaltig  sind,  reichen  die  Volksschulen,  da  sie  unter  örthcher  Aufsicht 
stehen,  nicht  einmal  bis  zu  der  „Kultministerialabteilung",  geschweige  denn  ins 
Alinisterium  mit  iliren  Verwaltungsbeamten  hinein.  In  Baden  aber  gibt  es  im 
Ministerium  besondere  Dezernenten  für  niederes  Schulwesen  auch  nicht,  sondern 
dsLS  letztere  wird  zusammen  mit  dem  Büttel-  und  gewerbhchen  Unterrichtswesen 
von  demselben  Rat  bearbeitet.  Die  Kleinheit  und  Einfachheit  der  Verhältnisse  in 
anderen  Bundesstaaten  heischte  natürlich  oft  eine  Zusammenlegung  nicht  ganz 
passender  Geschäftskreise,  soweit  sich  dies  feststellen  ließ.  Im  Großherzogtum 
Sachsen-Weimar  z.  B.  ist  das  gesamte  Schulwesen  unter  zwei  Referenten  geteilt, 
der  eine  bearbeitet  alle  schultechnischen  und  Personalfragen,  der  andere  äußere 
Verwaltungsgeschäfte. 

Zur  Beurteilung  der  Frage,  mit  welchem  Maß  von  Sachkenntnis  etwa  in  den 
obersten  Zentralbehörden  Schulsachen  verwaltet  werden,  ist,  wie  angedeutet, 
die  Untersuchung  nicht  abzu\A  eisen,  ob  etwa  heterogene  Dezernate  in  einer  Hand 
zusammenliegen,  daher  ist  die  obige  Zusammenstellung  versucht  worden.  Eine 
ganz  logische  Abgrenzung  karm  es  rürgends  geben,  und  wo  es  eine  solche  vielleicht 
gibt,  ist  sie  nicht  ohne  weiteres  eröichtUch.  Um  so  mehr  wird  es  interessieren,  daß 
wir  in  der  I^ge  sind,  zur  Ergänzung  des  eben  über  Bayern  Gesagten,  die  dortige 
Einteilung  der  Dezernate  wiederzugeben,  auch  wenn  sie  nicht  überall  unmittelbar 
höheres  Schulwesen  angehen.  Die  Teilung  ist  nach  Gegenständen,  nicht  nach  Pro- 
vinzen geschehen  und  ergibt  folgende  Abgrenzungen: 

katholischer  Kultus.  |    allgemeine  Angelegenheiten,  Personalien,   Etat- 

protestantischer  Kultus,    J  wesen,  Stiftungen. 

Volksschulen, 

Mittelschulen  (humanistische  und  technische), 
Hochschulen, 

landwirtschaftliche  und  andere  Fachschulen, 
Bauwesen. 
Kunstpflege, 

P^rziehungsinstitute,  Lehrerbildungsanstalten,  wissenschafthche  und  Kunst- 
sammlungen, Bibüotheken. 
Zur  Begutachtung  von  Bausachen  ist  dem  bayerischen  Ministerium  ein  Referent 
der  obersten  Baubehörde,  die  im  übrigen  dem  Mirüsterium  des  Innern  untersteht, 
ständig  zugegeben. 

Sehr  praktisch  erscheint  die  in  Österreich  fast  konsequent  durchgeführte 
Trennung  der  juristisch-administrativen  Seite  von  der  rein  fachlichen. 
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vvclcho  vii'llciclit  aiicli  juulcrwärtH  Ix'Htclit,  iilx-r  Ix-i  dt-iii  .Mihi).m-1  im  Offciitliclikcit 
iiirlit  oliiu-  wrilni's  /,u  ersehen  int.  So  \ver(l»"ii  iille  „udininiHtrativ -«ikonornisclM-n 
lind  jiuliziellen  Aii^eleirenheiten".  eljenso  alle  finuii/.iellen  SjM-hen  dcH  .Mittels<hul- 
wesens,  Gehalte,  die  liewillimui),'  der  in  (")sterreieh  üblichen  Quinquennalzula^en, 
rnterstüt/un^en,  Disziplinarsaehen  in  dem  Departement  X  entMchiwlen,  aber  alle 
didaktisch- päda^ogisehen  Angelegenheiten,  Lehrplüne,  Kmpfehlung  von  Lehr- 
büchern usu.  für  Mittelschulen  in  dem  Departement  IX.  freilich  ist  die«em  »lie 
Schulhygiene  angegliedert. 

In  Preußen  ist  diese  Trennung  nicht  so  ilurchgeführt.  vielmehr  sind,  soweit 
bekannt,  die  J)ezernate  im  Ministerium  in  der  Kegel  muh  Provinzen  verteilt. 
Jetzt  aber  soll,  was  eigentlich  die  Hauptsache  ist,  die  Arbeitsart  in  den  Zentral- 
behörden. s(nveit  sie  darstellbar,  noch  erörtert   werden. 

Si  t  /.  u  ngen  .   1  n.st  luk  tioncn .   ( i  e. •schüft  so  rdnung. 

Vielfältig  gibt  man  sich  der  Vorstellung  hin.  als  träten  die  Kultusministerien 
als  solche  zu  (.Jesamtsitzungen  zusammen;  sofort  wird  man  jedoch  dit^e  Vorstellung 
aufgeben,  wenn  man  an  die  Größe  und  Mannigfaltigkeit  gerade  dieser  Zentral- 
behörden denkt.  Am  häufigsten  tritt  das  Königlich  Sächsische  Kultusministerium 
zu.sammen,  wöchentlich  nämlich  zweimal,  auch  im  braunschweigischen  Staats- 
ministerium  findet  allwöchentlich  eine  Sitzung  statt.  Je  größer  der  Umfang  der 
Zentralbehörden,  je  weniger  ist  eine  gemeinsame  Beratung  möglich,  vielleicht  auch 
weniger  zweckmäßig.  Schon  in  Bayern  bei  nur  10  vortragenden  Räten  finden 
in  der  Regel  keine  Sitzungen  statt,  in  Österreich  gehört  eine  Plenarsitzung 
zu  den  größten  Selteniieiten,  nur  in  den  wichtigsten  Fällen  treten  alle  vier  Sektions- 
chefs und  alle  Referenten  hier  zusammen;  aber  auch  in  dem  viel  kleineren  Württem- 
berg finden  Sitzungen  in  der  Regel  nicht  statt,  in  Baden  auch  nur  daiui,  wenn  es 
sich  um  endgültige  Beratung  neuer  Gesetzentwürfe,  um  Rekurse  u.  dgl.  handelt. 
In  Preußen  versammelt  der  Minister  „nach  seinem  Gutdünken  die  Räte  zu  Plenar- 
sitzungen". Aber  in  Preußen  und  in  Osterreich  handelt  es  sich  noch  um  die  Frage, 
wann  und  wie  oft  die  Abteilungen  oder  Sektionen  gemeinsani  beraten.  Bestimmte 
Festsetzungen  gibt  es  auch  hierfür  nicht.  Freilich  viel  öfter  sind  solche  Abteilungs- 
ider  Sektionssitzungen  als  Plenarsitzungen,  aber  auch  hier  wird  dies  sehr  verschieden 
ehalten,  weil  das  alles  von  der  Entscheidung  des  Ministers  oder  des  Abteilungs- 
hcfs  abhängt,  und  weil  häufig  der  Minister  den  Vorsitz  in  diesen  Abteilungssitzungen 
führt,  häufig  auch  der  Abteilungs-(Sektions-)Vorstand. 

(*^ber  die  Anzahl  der  Plenarsitzungen  besteht  also  mir  in  Siwhsen  eine  Art  Vor- 
sdirift.  sonst  nirgends,  noch  viel  weniger  über  die  Art  der  (ü^chäftsbehandlung 
in  diesen  Sitzungen.  Maßgebend  nämlich  ist  in  keinem  Staate  irgendeine  Instruk- 
tion für  die  Räte  der  Ministerien  noch  irgendeine  Geschäftsordnung.  In  vielen 
Staaten  sind  überhaupt  gar  keine  vorhanden,  so  in  Hesvsen.  Württemberg.  Sm^hsen- 
Weimar,  auch  im  Königreich  Bayern  sind  im  allgetneinen  keine  solche  Vorst^hriften 
für  die  Räte  da. 

In  Baden  gibt  es  alte  Instruktionen,  sie  sind  jedoch  nicht  mehr  brauchbar 
und   in   Vergessenheit   geraten.      In  Preußen   wären   maßgebend   „die  Verordnung 
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über  die  veränderte  Verfassung  aller  oberaten  Staatsbehörden  in  der  preußischen 
Monarchie"  vom  27.  Oktober  1810  und  die  „Kabincttsordi-e  wegen  der  Geschäfts- 
führung bei  den  Oberbeliörden  in  Berlin"  vom  3.  November  1817.^)  Indessen  die 
K^tztere  liandeh  nur  davon,  welclie  Sachen  von  den  einzelnen  Ministerien  dem 
Gesanitministerium  (Stjwtsministerium)  vorzulegen  sind,  und  in  der  crsteren  stehen 
unter:  „die  Staatsminister  und  die  Departementschefs",  außer  den  sehr  wichtigen 
Kompetenzabgrenzungen  nacli  oben,  den  Befugnissen  der  Minister  und  Departe- 
mentschefs, nur  zwei  Sätze,  die  uns  hier  vielleicht  schon  angehen,  die  über  die  Stel- 
lung der  Direktoren  in  den  Abteilungen  und  der  vortragenden  Räte;  aber  detaillierte 
Geschäftsinstruktionen  für  beide  sind  hier  nicht  gegeben,  diese,  wenn  vorhanden, 
kann  nur  der  innere  Dienst  geschaffen  haben,  sie  entziehen  sicli  also  der  Kenntnis. 

Entscheidung  und  Stellung  der  Mitglieder  der  Ministerien  zu  den 
Abteilungschefs  und  zu  den  Ministern. 
In  allen  Staaten  gilt  mit  geringen  Modifikationen  der  bekannte  Grundsatz: 
„Die  Gesamtheit  der  Ressortchefs,  welche  das  Staatsministerium  bilden,  beraten 
unter  dem  Vorsitz  ihres  Chefs,  der  gewöhnlich  den  Titel  Ministerpräsident  führt, 
inkollegialischer  Art,  aber  ihre  ihnen  untergebenen  Ministerien  werden  von  ihneji 
selbst  bureaukratisch  regiert."  Alle  in  den  Ministerien  tätigen  Räte  vom  jüngsten 
bis  zum  ältesten,  ja  bis  zum  Abteilungschef  haben  nur  beratende  Stimme  dem 
Minister  gegenüber.  Gewiß  finden,  sei  es  bei  den  seltenen  Plenarsitzungen,  sei  es 
bei  den  Sitzungen  der  Abteilungen,  Abstimmungen  statt,  aber  nur  soweit  der  Vor- 
sitzende es  zuläßt;  gewiß  kommt  es  auf  diesem  Wege  zu  Majoritätsbeschlüssen, 
aber  die  Vorsitzenden  stehen  diesen  durchaus  frei  gegenüber;  sie  haben  nicht  etwa 
bloß  \\ie  bei  den  Provinzialbehörden  das  Vetorecht,  sondern  können  stets,  ohne 
an  jemanden  zu  berichten  und  von  ihm  die  Entscheidung  einzuholen,  nur  auf  ihre 
eigene  Verantwortung  hin  jeden  Beschluß  verwerfen  oder  ausführen  lassen.  Das 
ist  das  Wesen  des  bureaukratischen  Regiments^),  das  in  allen  Ministerien,  auch 
in  den  Kultusministerien,  herrscht.  So  erfolgt  denn  in  allen  deutschen  Kultus- 
ministerien, auch  in  dem  österreichischen,  die  letzte  Entscheidung  in  irgendeiner 
schultechnischen,  juristischen  oder  Personalangelegenheit  stets  durch  den  Minister 
allein.  Die  Referenten,  vortragenden  Räte  schlagen  nur  vor.  Ob  eine  Beratung 
in  einem  größeren  Kreise  vorher  stattfindet,  ob  dieselbe  meist  koUegialisch  ist  bei 
wichtigeren  Sachen,  wie  in  Baden,  entscheidet  stets  der  Minister;  vielleicht  nur 
noc-h  in  Hessen  ist  eine  kollegialische  Form  der  Beratung  vorhanden.  Sonst  herrscht 
in  Bayern,  im  Königreich  Sachsen,  im  Großherzogtum  Sachsen- Weimar,  in  Württem- 
berg, Oldenburg  die  Form,  die  bei  bureaukratischem  Regiment  nicht  anders  möglich: 
die  Dezernenten,  Referenten,  vortragenden  Räte  tragen  ihre  Ansicht  dem  Chef  vor, 
und  dieser  gibt  seine  Entscheidung.  Ob  überhaupt  und  wieweit  die  Räte  selbständig, 
ohne  Vortrag,  entscheiden  können,  ist  durchaus  dem  persönlichen  Willen  des  Mini- 
sters überlassen:  er  allein  ist  natürlich  überall  der  einzig  verantwortliche  Beamte. 

1)  Über  die  Geschichte  der  preußischen  Verwaltung  bes.  E.  Meier,  Die  Reform  der  Ver- 
wahungsorganisation  unter  Stein  und  Hardenberg.     Leipzig  1881. 

2)  Vgl.  S.  57  ff. 


A      Die  ZciitialliolKndcM   ( Miiiistoricii   uxw  )       liiinic  ( )ri;imiHiif iou.      l^ntHcliciiluinj   ii>-\v.      303 

Nur  (Ici  l-'orm,  iiitlil  dem  Wesen  iiaeli  j.'e.stjilte(  .sicli  die  lMjtH(liei(luii<j:  <loil 
anders,  wo  gröUere  Abteilim^^'eii  mit  einem  benonderen  Vorstand  in  den  .Minihiterien 
bestellen:  in  Preußen  wie  in  Ost erreieli.  Die  .Ma<-lit  eines  Abteilunj^HVorstandes 
(Minist  eiialdireU  (  ors  in  PreulJen.  Sektionsehefs  in  östcrreieli)  ist  bekanntlich 
sehr  groß;  er  ist  in  Preußen  Stellvertreter  des  Ministera,  die  Ausfertigung  der  Mehr- 
zahl der  Verfügungen  erfolgt,  sofern  sio  nicht  in  mehrere  Abteilutjgen  eingreifen, 
im  Auftrage  des  Ministers  eben  dureh  den  Ministerialdirektor,  und  auch,  wenn 
eine  Kntstheidung  nach  Maßgabe  der  im  innerer»  Dienst  getnjffcnen  Anordimngen 
durch  ihn  erfolgt  ist,  gilt  sie  doch  nach  außen  hin  als  eine  Verfügung  des  Ministers. 
Der  (Jeschäftskreis  des  Ministerialdirektors  wird  zwar  durchaus  von  dem  Minister 
l)estimint,  der  ihm  gewisse  J)inge  entziehen  und  der  eigenen  Entscheidung  vor- 
behalten kann,  aber  innerhalb  dieses,  meist  recht  großen,  von  seinem  Chef  ihm 
überlassenen  Kreises  ist  des  Abteilungsdirektors  Macht  eine  fast  allgewaltige,  welche 
der  ministeriellen  beinahe  gleichkommt,  in  Preußen  wenigstens.  Vor  allen  Dingen 
findet  gegen  die  geschäftsmäßig  getroffenen  Verfügungen  eines  Abteilungsdirektors 
in  Preußen  und  Ost  erreich  ein  Instanzenzug  an  die  Person  des  Ministers  nicht  statt. 
Abweichende  Ansichten  eines  Dezernenten  könnten  nur  in  Form  einer  Gegen- 
vorstellung —  a  male  informato  ad  melius  informandum  —  weiter  verfolgt  werden; 
dergleichen  Gegenvorstellungen  unterliegen  aber  wiederum  der  Entscheidung  des 
Abteilungsdirektors;  es  müßte  demi  sein,  daß  der  Minister  angeordnet  hätte,  gewisse 
oder  alle  Gegenvorstellungen  seien  ihm  vorzulegen  oder  vorzutragen,  was  freilich 
sofort  ein  starkes  Mißtrauen  bezeugen  und  die  Stellung  des  Abteilungschefs  erschüt- 
tern wiiide.  Wie  die  Stellung  des  Abteilungschefs  im  Grunde  genommen  eine  von 
dem  Minister  ganz  abhängige,  tatsächlich  aber  oft  eine  von  ihm  fast  unabhängige 
ist  —  schon  deshalb,  weil  der  oberste  Leiter  eines  so  komplizierten  Organismus, 
wie  es  gerade  ein  Kultusministerium  ist,  in  bezug  auf  Personal-  und  Sachkenntnis 
auf  seinen  Abteilungsdirektor  sich  verlassen  muß  — ,  so  kann  auch  die  Stellung 
eines  vortragenden  Rates  in  Preußen  sehr  machtvoll  sein,  obwohl  er  nach  den  Ver- 
ordnungen nur  eine  beratende  „Stimme"  hat^);  auch  in  den  Sitzungen  der  Ab- 
teilungen hat  allein  der  Abteilungsdirektor  die  entscheidende  Stimme,  braucht  sich 
an  die  Abstimmung  (wenn  er  überhaupt  es  zu  einer  solchen  kommen  lassen  will) 
der  Dezernenten  nicht  zu  kehren;  aber  auch  für  den  Minister  sind  die  Meinungen 
einer  Abteilung  (Sektion)  oder  die  ihres  Direktors  nicht  bindend.  Hierbei  ist  es 
selbstverständlich,  daß  nicht  alle  Sachen  bis  zur  höchsten  Spitze  behufs  ihrer  Er- 
ledigung zu  gelangen  brauchen,  in  Osterreich  ebensowenig  wie  in  Preußen;  wie  weit 
die  Kompetenzen  des  vortragenden  Referenten,  wie  weit  die  des  Abteilungschefs 
reichen,  gehört  natürlich  zu  den  Mysterien  der  Ministerien;  immerhin  ist  es 
wahrscheinlich,  daß  in  jedem  Augenblick  die  Kompetenz  des  einen  durch  den 
Nächst -Vorgesetzten    und    dessen    Kompetenz    wieder    durch    den    Höclist-Vor- 


1)  Verordnung  über  die  veränderte  Verfassung  aller  obersten  Stant.shehörtlen  in  der  prvuDi- 
solien  Monarchie  vom  27.  (^ktol>er  ISIO:  Die  Staat^^miniHter  und  die  I)ej>artement.«chefs.  Gc- 
sctzaauiml.  1810,  S.  8:  Die  in  jedem  iX-partement  angestellten  vortragenden  Räte  haben  bloß 
beratende  Stimme,  die  Direktoren  der  einzelnen  Unterabteilungen  in  solelien  aber  eine  ent- 
scheidende; vgl.   V.  Rönne,  Venvaltungsrecht  S.  66. 
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gesetzten  abgeändert  werden  kann;  das  ist  eben  das  Wesen  des  bureaukratischen 
Regiments.*) 

Fachmänner  und  Nicht  -  Faehmänner. 

Ist  so  im  allgemeinen  der  mehr  äußere  Gang  geschildert,  auf  dem  sciiließlich 
in  den  Ministerien  schultechnisclie  Fragen,  auch  solche,  die  persönlicher  oder  judiziell- 
administrativer  Art  sind,  zur  Entscheidung  kommen,  so  spricht  natürlich  die  Art 
der  Vorbildung  der  Dezernenten  hier  ganz  bedeutend  mit.  Und  deshalb  muß 
festgestellt  werden,  wie  stark  das  fachliche  Element  in  den  Zentralbehörden  ver- 
treten ist.  Zunäclist  ist  hier  hervorzuheben,  daß  alle  jetzigen  Kultusminister  in 
Deutschland  juristisch  vorgebildet  sind;  auch  sind,  soweit  mir  bekannt,  diese  Posten 
in  deutschen  Landen  immer  von  Juristen  ausgefüllt  gewesen,  nur  in  Württem- 
berg ist  es  einmal  von  1857 — 61  vorgekommen,  daß  ein  philologisch  gebildeter 
Chef  an  der  Spitze  des  Departements  des  Kirchen-  und  Schulwesens  gestanden  hat. 
—  Auch  in  Österreich  sind  früher  nur  Juristen  zum  Posten  eines  Kultusministers 
erhoben  worden,  vom  Januar  1900  bis  12.  September  1905  aber  war  bekanntlich 
Wilhelm  Ritter  von  Hartel  Kultusminister,  ein  Philologe,  und  so  ist  Österreich 
das  einzige  Land,  in  welchem  einmal  ein  Philologe  diese  oberste  Behörde  der 
„geistigen  Interessen"  leitete. 

Österreich  ist  jetzt  auch  das  einzige  Land,  in  welchem  ein  Philologe,  auch 
ein  früherer  Universitätsprofessor,  Direktor  einer  Ministerialabteilung  ist:  der 
Leiter  der  vierten  Sektion  im  österreichischen  Ministerium  ist  ein  bekannter  Ge- 
lehrter, er  leitete  bis  vor  kurzem  die  Abteilung  nicht  als  Sektionschef,  sondern  als 
Ministerialrat  mit  dem  Titel  und  Range  eines  Sektionschefs.  Ob  in  deutschen 
Staaten  es  möglich  wäre,  daß  ein  Nicht-Jurist  zum  Ministerialdirektor  auch  nur 
in  Stellvertretung  aufrücke?  Soweit  man  urteilen  kann,  ist  die  Frage  für  ganz 
Deutschland  zu  verneinen;  im  Königreich  Sachsen  wenigstens  ist  den  schul- 
technisch gebildeten  Räten  die  Stelle  des  Ministerialdirektors  verschlossen.  Daß 
in  Preußen  ein  Mann  aus  dem  Oberlelirerstande  Abteilungsdirektor  gewesen  wäre, 
ist  wohl  nicht  dagewesen;  ebenso  wie  dies  jetzt  einfach  unmöglich  wäre.  Ich  brauche 


1)  Diese  Unbestimmtheit,  welche  das  oben  notwendige  bureaukratische  System  mit  sich 
bringt,  hat  im  kleinen  in  den  unteren  Behörden  ähnliche  Folgen.  Deutlich  wird  dies,  wenn  man 
sich  überlegt,  welche  Wirkung  mit  der  Zeit  jene  Ausdrücke:  „in  dem  einen  oder  andern  Fache", 
„Meinungsverschiedenheit",  „Persönlichkeit"  (s.  oben  S  261 )  haben  müssen.  Zunächst  werden  sich 
manche  über  dieselben  freuen,  weil  sie  eine  Freiheit  in  ihrer  Auslegung  zu  gewähren  scheinen.  Dies 
ist  aber  gerade  das  Bedenkliche.  Denn  jeder  Vorgesetzte  (Anstaltsleiter  oder  Prüfungskommissar) 
wird  dahin  streben,  daß  seine  persönliche  Überzeugung  auch  die  seiner  Untergebenen  wird. 
Sollte  sich  eine  Differenz  zwischen  beiden  Teilen  ergeben,  so  wäre  die  Anrufung  der  nächst  höheren 
Instanz  ganz  zwecklos,  weil  solche  Ausdrücke,  welche  kein  Mensch  sicher  zu  definieren  imstande 
ist,  auch  diese  Instanz  nicht  fest  umschreiben  karm,  sich  auch  wohl  hüten  wird,  sie  in  ihrer 
Bedeutung  festzulegen.  Folglich  wird  fast  alles  von  der  Ansicht  eines  einzelnen  Vorgesetzten 
abhängig  sein,  der  es  allein  in  seiner  Macht  hat,  auf  Grund  dieser  dehnbaren  Ausdrücke  Ver- 
setzungen und  Prüfungen  bald  schwer,  bald  leicht  zu  machen.  Vorzüglich  in  Norddeutschland, 
besonders  in  Preußen,  wird  dadurch  ganz  allmählich  das  Kollegialitätsprinzip  zurückgedrängt 
werden.  Für  das  äußere  Gedeihen  mancher  Anstalten  mag  ja  das  ganz  vorteilhaft  sein;  daß  es 
ihrem  inneren  Gedeihen  frommt,  wird  wohl  jeder  bezweifeln. 
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wohl  kaiiiii  zu  iTwähiu'ii,  (laß  aurh  allf  j>r(>iiUisi'licii  KiiltuHMiiniHter  von  Altonsteiii 
an  stets  Juriötcn  gewesen  sintl  mit  Ausnahme  eines,  der  imr  sehr  kurze  Zeit  amtierte. 
Was  die  Mitglieder  des  Ministeriums  und  ihre  Vorbildung  anbelangt,  so  mag 
folgende  Übersicht  uns  belehren.    In  der  Zentralbehörde  sind 

in  Bayern:    15    Räte   —  die   Mehr/alil   Juri.sten,    unter   den    aiuh'n-n    jetzt 

5  Schulmänner, 
in  Baden:  7  Räte  —  sämtlich  Juristen, 
in  Anlialt  und  in  Braunschweig,  d.  ii.  in  den  Staatsministerien  beider  Staaten, 

sind  sämtliche  Mitglieder  Juristen, 
in  Württemberg  —  4  Juristen,  1  Tiieologe, 
in  Hessen  —  4  Juristen,  1  Philologe, 
in  Sachsen  -  Weimar  —  2  Juristen,  1  Philologe, 
in  Oldenburg  —  1  Jurist,  3  Theologen  und  Philologen, 
in  Mecklenburg  -  Schwerin  im  Ministerium  4  Juristen,   in  der  Unterrichts- 
abteilung 2  Theologen,   1  Philologe^), 
im  Königreich  Sachsen  —  3  Juristen,  3  schultechnisch  gebildete  Mitglieder, 
in  Preußen  —   18  (?)  Juristen,  5  Räte,  aus  dem  Oberlehrerstande  hervor- 
gegangen,  von  denen  einer  die  katholischen  Gymnasien  unter  sich  hat, 
ein  anderer  Dezernent  über  Mädchen-  und  Volksschulwesen  ist,  so  daß 
für  die  höheren  Schulen  nur  4  Räte  aus  dem  Oberlehrerstande  übrigbleiben. 
In  Preußen,  wie  in  den  anderen  Staaten,  sind  natürlich  für  die  geistlichen  und 
Mcdizinalangelegcnheitcn,  ebenso  für  Bausachen  noch  Fachmänner  als  Räte  zur 
Begutachtung  vorhanden,  aber  ihre  Zahl  ist,  abgesehen  von  den  4  Medizinern  im 
preußischen  Ministerium,  verhältnismäßig  noch  etwas  geringer  als  die  der  „Philo- 
logen", d.  h.  der  früheren  Schulmänner.    Ferner  muß  man  in  Preußen  noch  einen 
Unterstaatssekretär,  4  Ministerialdirektoren  zu  den  Juristen  hinzuzählen,  so  daß 
deren  Zahl  auf  ca.  23  steigt. 

Abgesehen  von  dem  Umstände,  daß  in  Österreich  ein  Philologe  Sektionschef 
ist,  ist  es  dort,  was  die  Zahl  der  schultechnisch  vorgebildeten  Räte  betrifft,  schlechter 
bestellt  als  bei  uns:  sämtliche  in  ordentlicher  Verwendung  stehende  Re- 
ferenten, die  Vorsteher  der  Departements,  21  an  der  Zahl,  sowie  3  Sektionschefs 
sind  Juristen,  ebenso  natürlich  die  unter  ilinen  arbeitenden  Ministerialsekretäre, 
Ministcrialvizcsckretäre  und  Ministerialkonzipisten.  Der  Vorstand  des  Departe- 
ments IX  (didaktisch-pädagogische  Angelegenheiten  des  Mittelschul- 
wesens), welcher,  frülier  Landesschulinspektor,  jetzt  Hofrat  ist,  steht  aber  in 
außerordentlicher  Verwendung;  zwar  ist  er  den  juristischen  Referenten 
durchaus  koordiniert,  aber  die  Dauer  seiner  Verwendung  im  Ministerium  ist  zeitlich 
nicht  bestimmt,  und  sein»»  StcllunL'  kommt  hierin  etwa  nur  der  eines  Hilfsarbeiters 
in  Preußen  gleich.  Es  ist  dies  eine  sehr  auffallende  Tatsache,  die  eben  nur 
aus  historischer  Kntwickelung  zu  erklären  ist.  Bis  vor  einigen  Jahren,  bis 
1898,  waren  die  Geschäfte  des  jetzigen  Departements  IX  (didaktisch -jwidagogische 

1)  Es  ist  möglich,  dnli  seit  Niederschrift  des  Obigen  die  Angaben,  dif  /um  Teil  den  Staat«- 
handbüchem  entnommen,  teils  nach  |H>rsönIielien  Krkundig\ingen  gegeben  wurtlen.  liier  und  da 
nicht  mehr  ganz  richtig  sind. 

H.  Morsch,  das  höhere  I/ohranit.    2.  Aufl.  20 
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Angelegenheiten)  und  Departements  X  (administrativ -ökonomische  Angelegen- 
heiten) in  einem  Departement  vereinigt,  dann  folgte  wegen  zu  großer  Ausdehnung 
und  Überhvstung  die  Trennung  in  die  jetzigen  beiden,  von  denen  dem  einen,  dem 
didaktiseh-pädagogisehen,  eben  ein  Fachmann  vorgestellt  ist;  — so  mag  die  geschicht- 
liche Ent^^iekelung  hier  die  Veranlassung  gegeben  haben  und  diesen  Zustand  ent- 
schuldigen. Es  kommt  noch  hinzu,  daß  der  Sektionschef  der  1.  Sektion,  zu  welcher 
das  höhere  Schulwesen  dort  gehört,  ein  Jurist  ist,  ebenso  wie  in  anderen  Staaten; 
nur  die  4.  Sektion,  die  hauptsächlich  Universitätssachen  bearbeitet,  leitet  dort  ein 
Nicht- Jurist.  -  Aus  dieser  Darlegung  ergibt  sich  dann  der  Schluß,  wie  wenig  in 
allen  Zentralbehörden  das  höhere  Schulwesen  durch  Fachmänner,  die  früher  der 
höheren  Schule  selbst  angehörten,  vertreten  ist.  Ferner,  wie  in  fast  allen  schul- 
teclmischen  Dingen  die  letzte  Entscheidung  juristischen  Räten  zukommt,  in  einigen 
Staaten,  z.  B,  in  Bayern,  schon  wenn  vortragende  Räte  diese  Sachen  in  die  Hand 
bekommen,  in  allen  anderen  aber,  wenn  sie  dem  Abteilungsdirektor  bzw.  dem 
Minister  vorliegen.  Endlich  ist  hierbei  nie  außer  acht  zu  lassen,  daß,  wenn  auch 
schultechiüsch  gebildete  Räte  m  geringer  Zahl  hier  und  da  ihres  Amtes  walten,  ihre 
faclüiche  Ansicht  bei  der  bureaukratischen  Verwaltung  sämtlicher  Zentral- 
behörden häufig  gewiß  nicht  durchzudringen  vermag,  wobei  allerdings,  wie  oben 
auseinandergesetzt,  vieles  auf  Persönlichkeiten  ankommt.  Da  andere  sich  hieran 
anschließende  Betrachtungen  weiter  unten  erfolgen  sollen,  wollen  wir  nur  noch 
die  Organisation  der  höchsten  Unterrichtsbehörden  von  einer  anderen  Seite  zu 
beleuchten  versuchen. 

Bei  der  großen  Mannigfaltigkeit  der  Ver\\  altungszweige  überhaupt  ist  es  ja 
unmöglich,  ganz  einheitliche  Zentralbehörden  zu  schaffen;  wollte  man  nur  auf 
die  Einheitlichkeit  der  Ministerien,  sehen,  so  würde  man  üirer  sehr  viele,  oft  mit 
zu  kleinem  Geschäftskreis,  errichten  müssen.  Es  werden  stets  einige  Ressorts 
übrigbleiben,  welche  nur  Anhängsel  an  größeren  sind,  besonders  wird  es  sich  in 
kleineren  Staaten  so  fügen;  auch  hat  die  geschichtliche  Entwickelung  oft  Gebiete 
nahe  aneinander  gerückt,  die  sonst  ihrem  Wesen  nach  getrennt  liegen.  Daher  findet 
man  mancherlei  Ressortverbindungen,  welche  in  der  Sache  nicht  begründet  sind, 
wenn  z.  B.  in  Baden,  Württemberg  im  Ministerium  des  Königlichen  Hauses  und 
des  Äußeren  neben  den  Angelegenheiten  der  Gesandtschaften,  der  Konsular- 
behörden  und  pohtischen  Dinge  auch  die  Sachen  der  Eisenbahn,  Post  und  Tele- 
graphie  bearbeitet  werden,  die  höchstens  deswegen  zum  Ministerium  des  Auswärtigen 
gehören,  weil  sie  (so  könnte  man  scherzhaft  sagen)  auch  nach  außen  befördern, 
während  es  doch  sonst  Institute  sind,  welche  recht  zum  Inneren  des  Landes  gehören. 
Auch  die  Verwaltung  der  Forsten  erblickt  man  hier  unter  der  obersten  Finanz- 
verwaltung (Baden,  Bayern,  Königreich  Sachsen  und  Sachsen- Weimar),  dort  unter 
der  des  Inneren  (Württemberg),  und  solche  nicht-sachgemäße  Zuteilungen  wird  man 
bei  den  obersten  Bergbehörden,  bei  Abteilungen  für  Handel  und  Gewerbe  und  anderen 
vielfach  finden.  Eine  Zentralbehörde  hat  sich  immer  am  reinsten,  um  so  zu  sagen, 
zu  bewahren  gewußt,  es  ist  die  Justiz,  auch  da,  wo,  wie  in  Baden  und  Mecklen- 
burg-Schwerin, eine  Zusammenlegung  mit  anderen  Ressorts  nötig  wurde;  zur  Justiz 
gehört  notwendigerweise  immer  nur  die  Aufsicht  über  die  Reclitsj)rechung  in  den 
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drei  In.sluii/A'ii,  d'w  Aiit'siilit  üI)(.t  (lii-  W-ruivItuiij^  ik-r  (ii'rifhlc  und  über  fim'ii  Teil 
der  Strafaiiötaltcn,  wozu  in  einigen  HÜddcutachen  Staaten  noch  diejenige  über  die 
Notariats-  und  Anwaltskainniorn  kommt;  so  ist  es  auch  in  kleineren  Staaten,  in 
Hessen,  in  Sachsen- Weimar,  Oklcnhur^'  ^el)lieben.  Selbst  das  Finanz  mi nisteri u  m 
hat  sich  solche  Einheit  nicht  bewahren  können;  am  einfachsten  zei^jt  siel»  hier  das 
preußische  FinarrÄministerium  mit  seinen  drei  Abteilunj^'cn  für  das  Ftat-  und 
Kassenwesen,  für  die  Ver\\altun<i  der  direkten  Steuern  und  für  die  V^erwaltunj^  der 
indirekten  Steuern  und  den  dazu  gehörigen  Behörden,  die  alle  durch  ein  geistiges 
Band  notwendig  mit  ihrer  Oberbehörde  verbunden  sind,  während  in  anderen  Län- 
dern, wie  schon  oben  gezeigt,  durch  gar  mannigfaltige  Anhängsel  auch  die  Ver- 
waltung der  Finanzen  beschwert  ist,  am  meisten  wohl  im  Königreich  Sachsen, 
wo  ihr  außer  der  Forstverwaltung  und  dem  Berg-  und  Hüttenwesen  noch  das  ge- 
samte Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphcnwesen  in  wenig  organischer  Weise  an- 
Licglicdert  ist.  Mögen  sich  also  manche  Zentralbehörden  auch  durch  ihre  Pondcrabilieii 
und  Imponderabilien  recht  beschwert  fülilen.  es  ist  doch  ersichtlich,  die  sogenannten 
Unterrichts-  oder  Kultusministerien  haben  sich  das  bunteste  Kleid  in  allen  Staaten 
gefallen  lassen  müssen.  Die  oben  erwähnte  preußische  Kabinettsorder  vom  3.  Xo- 
\ciiibcr  IS  17,  die  das  preußische  Unterrichtsministerium  von  dem  des  Inneren  ab- 
zweigte, betont  richtig  die  „Würde  und  Wichtigkeit"  dieses  Ressorts;  indessen 
gerade  die  „Würde  und  Wichtigkeit"  der  Kirche,  wie  die  „Würde  und  Wichtigkeit" 
des  gesamten  Unterrichtes  und  vielleicht  ebenso  die  der  Medizin  hätte  folge- 
richtig drei  besondere  getrennte  Zentralbehörden  gefordert  und  in  der  Folge- 
zeit, wo  die  Ausdehnung  der  drei  Teile  sehr  gewachsen,  noch  mehr;  freilich  das 
österreichische  Kultusministerium  vereinigt  z.  B.  mit  seinen  verschiedenartigen 
Kirchen  (in  Deutschland  sind  doch  deren  nur  3  vorhanden)  noch  viel  mehr  heterogene 
Elemente  in  sich,  was  trotz  der  vortrefflichen  klaren  Einteilung  in  4  Sektionen 
und  vor  allen  Dingen  in  diejenige  der  Departements  sich  nicht  ableugnen  läßt. 
Stellt  man  neben  diese  beiden  Unterrichtsministerien  andere  Zentralbehörden, 
wie  die  für  „Landwirtschaft,  Domänen  und  Foraten",  für  „Handel  und  Gewerbe" 
(Preußen),  wie  das  „Ackerbauministerium"  und  „Handelsministerium"  (Österreich), 
so  erscheinen  die  letzteren  schon  in  ihrem  Namen  fester  und  einheitlicher  gefügt; 
auch  die  Erklärung,  die  Kultusministerien  seien  die  obersten  Verwaltungsbehörden 
für  die  Pflege  „geistiger  Interessen",  kann  über  die  Tatsache  nicht  hinweghelfen, 
daß  gerade  diese  Zentralbehörden  vielfach  wenig  einlieitliche  Körperschaften  sind; 
_'ewiß  bedeuten  „Kirche,  Unterricht,  Medizin,  Kunst"  geistige  Interessen,  aber  pflegt 
die  Justiz  keine  geistigen  Interessen?  Dann  könnte  oder  müßte  man  diese  auch  noch 
durchweg  demselben  Minister,  dem  Kultusminister,  unterstellen;  und  die  geistigen 
Interessen  der  Kirche,  des  wissenschaftlichen  Unterrichtes,  der  Medizin,  des  tech- 
nischen Unterrichtes  sind  so  verschieden,  daß  sie  kaum  von  einem  Manne  in  der 
(icgenwart  wahrgenommen  oder  übei-sehen  werden  können.  Diese  Tatsache  ist  ja 
bekannt,  überall  zugestanden  und  wird  als  ein  durch  die  Entwickelung  gegebener 
Notbehelf  nun  einmal  hingenommen.  Die  Forderungen  nach  einer  Trennung  z.  B. 
des  preußischen  Kultusministeriums  in  zwei  gesonderte  Ministerien  sind  daher 
wohl  berechtigt,  eins  dieser  Ministerien  müßte  ein  wirkliches   Unterrichts mini- 
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steriuiu  sein  und  aucli  diosoii  Titel  fühion;  ioli  glaube,  viele  von  uns  würden 
schon  zufrieden  sein,  wenn  \\ir  --  ähnlich  wie  das  Landesgew  erbeanit  —  zunächst 
ein  Landesoberschula  mt  bekätnen  (s.  unten  S.  364). 

Von  allen  Zentralbehörden  entspricht  nach  den  oben  angegebenen  Tatsachen 
offenbar  das  Departement  des  „Kultus  und  öffentlichen  Unterrichts"  im 
Königreich  Sachsen  am  meisten  dem  Ideal  eines  Kultusministeriums;  hat  es 
doch  nur  den  öffentlichen  Kultus  (die  Sachen  der  evangelischen,  katholischen, 
israelitischen  Religion)  unter  sich,  sowie  den  auf  Wissenschaft  beruhenden  oder 
schheßlich  davon  abhängenden  Unterricht:  Universität,  höheres  und  niederes 
Unterrichtswesen  nebst  den  Mädchenschulen  und  Taubstummenanstalten,  trägt 
also  als  einziges  aller  Unterrichtsministerien  einheitlichen  Charakter 
an  sich,  weil  Medizin,  Kunst,  technisches  Unterrichtswesen  aus  ihm  entfernt  sind, 
wozu  noch  als  ein  die  Einheitlichkeit  fördernder  Umstand  kommt,  daß  der  evan- 
gelische Kultus  wie  der  katholische  in  Zwischenbehörden  ihre  besondere  Aufsichts- 
und Verwaltungsorgane  haben,  so  daß  die  6  Räte  im  sächsischen  Kultusministerium 
zu  Dresden  sich  in  erster  Linie  wohl  ausschließlich  dem  öffentlichen  Unterricht 
widmen  können.  FreiUch  ein  anderer  Umstand  mag  dies  wieder  etwas  be- 
einträchtigen; es  fehlt  im  Königreich  Sachsen  eine  Zwischen(provinzial)behörde, 
so  daß  jegliche  Vorarbeit,  wie  sie  in  anderen  Staaten  durch  Provinzialschul- 
kollegien.  Obersten  Schulrat  usw.  geleistet  wird,  für  die  Räte  des  sächsischen 
Kultusministeriums  ausfällt.  Immerhin  wird  der  einheitliche  Charakter  des 
sächsischen  Kultusministeriums  für  andere  Staaten  vorbildlich  bleiben. 

B.  Zentralmittelbehörden^)  (Zwischen-  oder  Provinzialbehörden). 

a)  Äußere  Organisation 

Namen,  Geschichtliches. 

Wie  oben  angedeutet,  wollten  wir  an  dieser  Stelle  auch  die  beiden  Schulbehörden 
von  Hamburg  und  Bremen  darstellen,  und  der  äußeren  Zw'cckmäßigkeit  wegen 
müssen  wir  hier  mit  der  Behörde  beginnen,  die  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  am  jüngsten 
ist:  es  ist  die  Senatskommission  für  das  Unterrichtswesen  der  freien  Hansa- 
stadt Bremen:  dieselbe  besteht  seit  1885,  sie  ist  an  Stelle  des  ehemaligen  Scholar- 
chats getreten.  Ihre  Zusammensetzung  ist  durch  die  Verfassung  von  Bremen  ge- 
regelt und  bis  auf  weiteres  festgesetzt. 

Eine  größere  Zahl  solcher  Schulbehörden  ist  um  das  Jahr  1870  entstanden, 
darunter  als  die  älteste  diejenige  der  Schwesterstadt  von  Bremen:  die  freie  und 
Hansastadt  Hamburg  hat  unter  dem  11.  November  1870  ein  Gesetz  betr.  das 
Unterrichtswesen^)  erlassen  und  damit  am  gleichen  Tage  die  jetzige  Oberschul- 
behörde enichtet,  von  welcher  uns  nur  die  Sektion  II  (für  das  höhere  und  private 
Schulwesen)  interessiert. 


1)  Diese  nicht  ganz  einwandfreie  Bezeichnung  haben  wir  der  Kürze  und  Deutlichkeit  wegen 
beibehalten. 

2)  Siehe  Gesetzsammlung  der  Freien  und  Hansastadt  Hamburg.     6.  Bd.     1870.     S.  117ff. 
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Aus  dem  .Julirt'  1S7l!  staiiimt  il»-r  l)uy i'ii.schc  uherate  Schulrat;  eine  Köni^- 
lic-lie  Allcrlick-listc  Vefi»rtliiuiif^  vom  22.  Noveinbor  1872:  „L>ic  Kinrif.-htung  einer 
techniMtlicii  Oborleituiii^  der  liuinaniHtischen  und  toclwiiachen  Mittelschulen  be- 
treffend", hat  denselben  ins  Leben  gerufen,  ähnlich  wie  1874  im  GroOherzogtum 
Hessen  durch  eine  Verordnung  vom  3.  August  dieses  Jahres  an  Stelle  der  dortigen 
früheren  Oberstudiendirektion  die  jetzige  besondere  Abteilung  des  Ministe- 
riums des  Innern  trat.')  Zu  dieser  Gruppe  gehört  auch  ninh  Braunschweig: 
am  8.  April  187G  kam  dort  ein  Gesetz  zustande  „die  Errichtung  einer  Oberschul- 
kommission und  die  .staatliche  Beaufsichtigiuig  der  Unterrichtsanstalten  betreffend", 
infolgedessen  ist  die  jetzige  „Oberschulkommission"  in  Braunschweig  seit 
Neujahr  1877  tätig.  Und  kurz  vorher  1874  war,  gemäß  eines  vom  anhaltischen 
Landtage  gestellten  Antrages,  in  Anhalt  eine  landesherrliche  Verfügung  ergangen*), 
kraft  deren  eine  andere  Organisation  der  oberen  Verwaltungsbehörden  eintrat ; 
bei  dieser  wurde  die  Finanzvcrwaltung  von  der  Regierung  abgezweigt,  die  letztere 
in  zwei  Abteilungen  getrennt,  in  die  Abteilung  des  Innern  und  in  die  Abteilung 
für  das  Schulwesen;  seit  dem  1.  Januar  1875  fungiert  dann  diese  Abteilung  für 
das  Schulwesen  in  Anhalt,  welche  im  wesentlichen  einem  preußischen  Provhizial- 
schulkollegium  entspricht.  Zwar  wie  in  Braunschweig  existiert  auch  hier  noch  als 
Oberbehörde  ein  Ministerium,  aber  wie  in  Braunschweig  nur  ein  Gesanitministerium, 
ohne  daß  besondere  Ressort  minist erien  vorhanden  wären,  während  in  einem  anderen 
deutschen  Bundesstaate  von  ähnlicher  Ausdehnung  (Oldenburg)  ein  Gesanit- 
ministerium mit  drei  getrennten  Ressorts  und  eine  schon  am  15.  August  1858  ein- 
gerichtete Zwischenbehörde  vorhanden  ist  in  doppelter  Gestalt:  ein  evangelisches 
Oberschulkollegium  und  ein  römisch-katholisches  Oberschulkollegium. 

Viel  älter,  zum  Teil  noch  aus  der  Zeit  vor  den  deutschen  Einigungskriegen, 
sind  die  Zwischenbehörden  Württembergs  und  Badens;  am  2.  Oktober  1860 
erging  in  Württemberg  eine  Königliche  Verordnung  betreffend  die  Aufsicht 
über  das  CJclehrtcn-  und  Realschulwesen,  auf  Grund  deren  der  bisherige  „Studien- 
rat" als  Zentralbehörde  aufgehoben  wurde  und  als  eine  besondere  Abteilung  des 
Ministeriums  des  Kirchen-  und  Schulwesens  unter  der  Bezeichnung:  „Abteilung 
für  Gelehrten-  und  Realschulen"  (gewöhnlich  früher  Kultmmisterialabteilung 
genannt)  fortbestand;  seit  1903  heißt  sie:  „Ministerialabteilung  für  die  höheren 
Schulen".  Schon  vier  Jahre  vorher  war  im  benachbarten  Baden  der  seit  1836 
tätige  Obei-studienrat  außer  Wirksamkeit  gesetzt,  da  derselbe  bis  dahin  noch  zu 
iMig  mit  den  obersten  Kirchenbehörden  organisch  verknüpft  war.  so  in  bezug  auf 
(Ion  V^orsitz  und  auf  die  finanzielle  Verwaltung;  an  seine  Stelle  trat  durch  Ver- 
ordnung vom  12.  August  1862,  die  Beaufsichtigung  und  Leitung  des  Schulwesens 
im  Großherzogtum  betreffend,  der  jetzige  Oberschulrat.^) 

Was  die  beiden  Großstaaten  Österreich  und  Preußen  anbetrifft,  so  ist  die 
österreichische  Zentralmittelbehörde,  der  Landesschulrat .  ungefähr  ebenfalls  um 
licsc  Zeit,  aber  erst  in  der  zweiten  Hälfte  der  sechziger  Jahre  ins  lieben  gerufen: 
freiüch  schon  viel  früher,  nach  dem  Hevolutionsjahre  1848,  als  luu'h  Abänderung 


1)  Xodnagel  S.  1.  2)  Krüger  S.  1.  3)  Joos  S.  l.^ff. 
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der  alten  „Studionhofkoinniission"  duivh  kaiserliche  Verordiiunc;  vom  23.  März 
1848  divs  Ministoriuni  des  öffentlichen  Unterriclits  eingerichtet  wurde,  wurden  auch 
in  Osterreid)  provisorische  Landesschulbehörden  eingesetzt;  sie  hatten,  wie  die 
heutigen,  pädagogisch  gebildete  Fachmänner  und  „administrative  Referenten" 
und  bildeten  einen  ziemlich  selbständigen  Teil  der  politischen  Landesbehörde. 
Aber  ihre  Dauer  war  nicht  lang.  Schon  1854  wurden  sie  wieder  aufgelöst,  und 
ihren  Wirkungskreis  übertrug  man  den  politischen  Landesstellcn.  1860  wurde  auch 
das  12  Jahre  vorher  gegründete  Unterrichtsministerium  aufgehoben,  und  erst 
als  dieses  am  2.  Älärz  1867  durch  kaiserliches  Handschreiben  wieder  hergestellt 
wurde,  traten  auch  die  Landesschulbehörden,  wenn  auch  unter  anderem  Namen, 
als  Landesschulräte.  wieder  in  Wirksamkeit.  Das  Eigentümliche  bleibt,  daß 
mittels  kaiserlicher  EntschUeßung  vom  25.  Juni  1867  diese  Landesschulbchördc 
zuerst  für  Galizien  und  Lodomerien  samt  dem  Großherzogtum  Krakau  entstand, 
und  daß  für  diesen  einen  Landesschulrat  in  sieben  Artikeln  mit  vielen  Absätzen 
ein  ausführhches  Organisationsregulativ  gegeben  wurde. ^) 

Erst  ein  Jahr  später  erschien  dann  das  Gesetz  vom  25.  Mai  18G8,  welches  die 
reichsgesetzliche  Grundlage  für  die  Zusammensetzung  der  Landesschulräte  bildete; 
freilich  für  die  Kompetenz  dieser  Behörde  waren  und  sind  immer  noch  manche 
Bestimmungen  aus  den  Jaliren  1853/54  gültig,  'welche  für  die  damaligen  Landes- 
schulbehörden gesclirieben  waren.  Der  §  10  des  obigen  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868 
lautet:  Zur  Leitung  und  Aufsicht  über  das  Erziehungswesen,  dann  über  die  Volks- 
schulen und  Lehrerbildungsanstalten  werden  in  jedem  Königreiche  und  Lande 
a)  ein  Landesschulrat  als  oberste  Landesschulbehörde,  b)  ein  Bezirksschulrat  für 
jeden  Schulbezirk,  c)  ein  Ortsschulrat  für  jede  Schulgemeinde  bestellt.  Die  Ein- 
teilung des  Landes  in  Schulbezirke  erfolgt  durch  die  Landesgesetzgebung.  —  Zur 
Durchführung  dieses  Gesetzes,  welches  übrigens  grundsätzliche  Bestimmungen 
über  das  Verhältnis  der  Schule  zur  Kirche  enthielt,  wurden  dann  auf  Grund  einer 
Ministerial Verordnung  vom  10.  Februar  1869  provisorische  Anordnungen  über  die 
Schulaufsicht  getroffen,  welche  derzeit  nur  mehr  für  Triest  wirksam  sind;  für  die 
übrigen  Länder  gelten  die  im  Sinne  der  §§  10 — 13  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868 
erlassenen  Landesgesetze  über  die  Schulaufsicht.  Doch  soll  im  voraus  gesagt  werden, 
daß  auf  Grund  jenes  Erlasses  für  Gahzien  von  1867  und  des  Gesetzes  von  1868 
trotz  mancher  Verschiedenheiten  im  einzelnen  die  österreichischen  Mittelbehörden 
durchaus  ein  einheitliches  Organisationsbild  zeigen,  wie  wir  nachher  besonders 
aus  ihrer  Zusammensetzung  ersehen  werden. 

Der  Zeit  nach  viel  älter  und  in  ihrer  Entwickelung  viel  stabiler  zeigen  sich  die 
preußischen  Provinzialbehörden,  sie  stammen  aus  der  Zeit  nach  den  Befreiungs- 
kriegen. Ihr  Geburtsjahr  ist  das  Jahr  1825,  eigentlich  freilich  das  Jahr  1815,  wo 
am  30.  April  die  bekannte  „Verordnung  w-egen  verbesserter  Einrichtung  der  Pro- 
vinzialbehörden" ^j  erschien;  hier  lautet  §  15:  Für  die  Karchen-  und  Schulsachen 

1)  Mayrhofer-Pace  IV,  S.  544  ff. 

2)  Diese  und  die  folgenden  Verordnungen  sind  natürlich  in  den  betr.  Jahrgängen  der  Gesetz- 
sammlung für  die  Königl.  Preußischen  Staaten  abgedruckt,  einzelne,  wie  die  Instruktion  für  die 
Oberpräaidenten  von  1825,  die  Pvegierungsinstruktion  vom  23.  Oktober  1817  wieder  abgedruckt 
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besteht  im  Huiiptoit  jctici  l'idviii/.  ein  KoiLsirtlnriiiiii,  deHHcn  Priiaident  Her  Oher- 
präsident  ist  usw.  §  10:  Alle  ruterridits-  und  UildunnsuiiHtalten  stellen  f,deieh- 
fiills  unter  diesen  Konsistorien  mit  Ausnahme  der  rniversitiiten,  welehe  unmittel- 
bar dem  Ministerium  des  Innern  (jetzt  natürUeh  dem  Kultusministerium)  unter- 
L'oordnet  sind.  -  Aber  ei-st  zwei  .lahre  später  erpin^  unter  dem  2.'J.  Oktober  1817 
/ii;:l(i(  li  mit  der  bekannten  Regierunpsinstruktion  für  die  politischen  Verwaltungen 
auch  die  nocli  heute  für  die  l^rovinzialHchulkollejzien  gültige  Instruktion.  Indes 
für  die  Kirchen-  und  Schulsachen  war  damals  ein  und  dieselbe  Behörde  in  Preußen 
/nständig.  acht  Jahre  später,  1820  unter  dem  IM.  Dezember  dieses  .Jahres  erfolgte 
dann  die  Verordnung,  welche  diese  Konsistorien  in  zwei  Abteilungen  trennte: 
„Allerhöchste  Kabinet tsordre  vom  31.  Dezember  1825,  betr.  eine  Abänderung  in 
der  bisherigen  Organisation  der  Provinzialverwaltungsbehörden"  (Gesetzsammlung 
1826,  S.  5):  B,  Für  die  Geschäftsführung  der  Konsistorien  bleibt  die  Dienst- 
instruktion vom  23.  Oktober  1817  mit  folgenden  Abänderungen  maUgebend:  1)  Das 
Konsistorium  teilt  sich  in  zwei  Abteilungen,  die  eine  bearbeitet  unter  dem  Namen 
Konsistorium  die  evangelischen  geistlichen  Sachen,  und  die  andere  unter  dem 
Xamen:  Provinzial-ScluilkoUegium  die  dem  Kollegium  durch  jene  Dienstinstruktion 
überwiesenen  Unterrichtsangelegenheiten.  —  Zwar  haben  einige  Verordnungen, 
z.  B.  eine  solche  V^on  1845  Abänderungen  mit  sich  gebracht,  aber  im  wesentlichen 
sind  unsere  preußischen  Provinzialbehörden  seit  nunmehr  fast  80  Jahren  so  ge- 
blieben, wie  sie  damals  konstituiert  wurden,  auch  die  neuen  preußischen  Verwaltungs- 
gesetze von  1883  haben  diese  Behörden  kaum  berührt. 

Die  übrigen  Staaten  kommen  hier  nicht  in  Betracht:  Mecklenburg-Schwerin 
und  Sachsen-Weimar  nicht,  weil  die  dortigen  Behörden  zugleich  Ministerial- 
und  Zwischenbehörden  sind;  das  Königreich  Sachsen  hat  keine  Provinzial- 
behörde. 

Unzweifelhaft  liaben  geschichtliche  Ereignisse  überall  die  Organisation  auch 
dieser  mittleren  Schulbehörden  gefördert.  In  Preußen  hat  unmittelbar  nach  den 
Niederlagen  von  180Ü/7  bekanntlich  die  gewaltige  Pei-sönlichkeit  des  Freiherrn 
vom  Stein  eigentlich  alles  Neue  zum  Teil  ei-strebt,  zum  Teil  geschaffen;  die  oben 
»Twälinte  Verordnung  von  1815  wegen  „verbesserter  Einrichtung  der  Provinzial- 
behörden" ist,  wie  schon  der  Titel  sagt,  eine  Modifikation  und  Ausführung  der 
von  Stein  noch  kurz  vor  dem  notwendigen  Austritt  aus  dem  Staatsdienst  rechts- 
kräftig gewordenen  Verordnung  vom  26.  Dezember  1808:  wegen  verbesserter  Ein- 
richtung der  Provinzial-,  Polizei-  und  Finanzbehörden  (vgl.  (J.  S.  1808.  S.  464ff.). 
drei  Tage  vorher,  unter  dem  23.  Dezember  1808,  war  die  erete  Instruktion  für  die 
Oberpriisidenten  erlassen,  unter  demselben  Datum,  dem  20.,  die  erste  Geschäfts- 
instruktion für  die  Regierungen;  ntuh  dem  Publikandum  vom  26.  Oktober  1808 
ichörtcn  übrigens  (§  10)  die  Angelegenheiten  des  öffentlichen  Kultus  und  Unter- 
richtes (d.  h.  auch  höhere  Schulen)  vor  die  Regieningen,  nur  die  Universitäten  nicht. 

Die  durch  die  Kriege  1813/15  eingetretene  Vergrößerung  dee  Staates  sowie  der 

im  Anhang  von:  Die  neuen  iirenüisehon  Verwaltungsgesctze  von  M.  v.  Hmuchitsch  (umgearbeitet 
und  herausgegeben  von  Studt  und  Hraunbchrens).     5.  Hoarboitung.     1896.     Bd.  1. 
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Wechsel  in  der  obei-sten  Verwaltung,  /.um  Teil  auch  derjenige  der  Ansehauungen 
unter  Hardenberg  ließ  dann  1817  das  Kultusministerium  entstehen  und  mit  den 
Instruktionen  für  die  Konsistorien  und  Regierungen  bald,  1825,  die  Zentral- 
niittelbehörde. 

In  gleieher  Weise  sind  in  Österreieh  die  Niederlagen  von  1866  die  Ursachen 
von  Neuorganisationen  auf  dem  Gebiete  des  höheren  Unterrichtes  gewesen;  es 
ist  wohl  kein  Zufall,  daß  bald  nach  diesen  Ereignissen  das  Kultusministerium  wieder 
hergestellt  wurde  und  die  neuen  Gesetze  betr.  der  Landesschulräte  herauskamen. 
Aber  auch  schon  die  Zeit  von  1848  ist  nicht  ohne  Einfluß  geblieben;  wie  in  Öster- 
reich das  Kultusministerium  damals  überhaupt  geschaffen  wurde,  so  entstand 
bald  darauf  auch  ein  solches  in  Bayern  (s.  oben).  Endlich  ist  in  Deutschland  für 
manche  Bundesstaaten  die  große  Zeit  von  1870/71  folgenreich  auf  dem  Gebiete 
des  höheren  Unterrichtswesens  gewesen,  weniger  unmittelbar  als  mittelbar  durch 
den  sich  allmählich  geltend  machenden  Umschwung  in  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnissen,  daher  wohl  die  Neuordnung  der  Schulbehörden  Hamburgs,  Bayerns, 
Hessens,  Braunschweigs,  Bremens.  Einzig  und  allein  in  Preußen  ist  die  Zentral- 
mittelbehörde, das  Provinzialschulkollegium,  von  1817  an  fast  drei  Menschen- 
alter hindurch,  so  gut  wie  gar  nicht  von  den  großen  Geschichtsperioden  in  seiner 
Organisation  tangiert  worden.^) 

Vorsitzende  und  deren  Stellvertreter. 

In  einigen  Staaten  ist,  wie  schon  oben  kurz  angedeutet,  eine  Art  Personal- 
union zwischen  der  obersten  Zentralbehörde  und  der  Zwischenbehörde  dadurch 
vorhanden,  daß  die  Vorsitzenden  der  letzteren  zugleich  IVIitglieder  der  Ministerien 
sind,  ja,  daß  eigentlich  die  Ministfer  selbst  als  Chefs  auch  dieser  Behörde  gedacht 
sind,  sich  aber  in  vielen  FäUen  durch  Mitglieder  ihres  Ministeriums  vertreten  lassen. 
So  ist  das  in  Bayern  der  Fall:  den  Vorsitz  des  obersten  Schulrates  hat  der  Minister 
des  Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  (vgl.  §  6  der  Verordnung) :  „bei 
Verhinderung  desselben  aber  das  hierfür  bestimmte  Mitglied  des  obersten  Schul- 
rates"; zurzeit  hat  aber,  da  für  eine  regelrechte  Stellvertretung  nicht  gesorgt  ist, 
der  älteste  Minist erialreferent  aus  dem  Ministerium  tatsächlich  den  stellvertretenden 
Vorsitz. 

Ganz  ebenso  ist  es  im  benachbarten  Württemberg,  auch  hier  präsidiert  der 
Minister,  trotzdem  ein  besonderer  Direktor  der  „MinisterialabteUung  für  die  höheren 
Schulen"  vorhanden,  sehr  häufig  selbst  den  Sitzungen;  die  Verordnung  §2  sagt 
ausdrücklich:  „bei  dieser  Abteilung  werden  die  wichtigsten  Gegenstände  .  .  .  auf 
Grund  der  unter  seinemVorsitze  zu  haltenden  Kollegialberatungen  . . .  erledigt." 

In  Hessen  ist  nach  §  2  der  Verordnung  der  „Referent  für  Schulangelegen- 
heiten  im  Ministerium"  zugleich  Vorsitzender  der  Abteilung  für  Schulangelegen- 


1)  Erst  ganz  kürzlich,  worauf  wir  noch  zurückkommen,  ist  durch  Hinzuziehung  schultech- 
nischer  Mitarbeiter  eine  kleine  Änderung  versucht  worden.  Hierbei  haben  Sparsamkeits- 
rückäichten  mitgewirkt,  statt  der  schultechnischen  Mitarbeiter  hätte  man  eine  Zahl  von 
allerdings  höher  besoldeten  ProviuziaLchulräten  schaffen  müssen. 
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liciltii.  Inil  für  BiJiuiischweig  ^'ilt  ilt-r  §  11  di-s  (leHctzi-H  vom  b,  April  187G: 
Den  Vorsitz  (in  der  Obei-HiluilkominisHioii)  führt  il»w  mit  dem  iX'partement  für 
«^(•istlifho  und  SfluilHaiheii  beauftragte  Htimmfüjiremio  Mitglied  cieH  Herzog!. 
Staatamiiüsteriums.  Im  evaiigeliaclien  Oberseliulkollegium  zu  Oldenburg  int 
der  Vorsitzende  ein  Jurist,  zugleich  vortragender  Hat  im  „Departement  de« 
limern";  dagegen  steht  das  katholische  Oberschulkollegium  daselbst  unter  einem 
l)isehöflichen  Offizial,  mit  dem  Titel  eines  (Ich.  Obcrkirchcnrates,  hat  also  einen 
Geistlichen  zum  Voi-sitzendcn. 

In  allen  anderen  Ländern  mit  eigenen  Zwi.sehenbehörden  haben  die  letzteren 
auch  ihre  besonderen  Präsidien,  oft  in  größeren  noi-h  mit  StellvertretJ-rn.  worauf 
wir  bald  noch  zurückkommen. 

Nicht  ohne  Interesse  ist  die  Feststellung,  welche  Vorl^ildung  diese  Chefs  der 
Mittelbehörden  genossen  haben;  hierbei  ist  natürlich,  daß  da,  wo  die  Ministerien 
nur  von  Juristen  in  Besitz  genommen  sind  und  ein  Mitglied  des  Ministeriums  zugleich 
Chef  der  Zwi.schcnbehörde  ist,  die  Leitung  derselben  in  der  Hand  eines  Juristen 
liegt.  So  werden  jetzt  die  Zentralmittelbehördcn  von  Juristen  geleitet  in:  Bayern, 
Baden,  Braunschweig,  zum  Teil  in  Oldenburg,  Hamburg,  Österreich, 
wo  das  Präsidium  der  Landeschef  (Statthalter)  des  betr.  Kronlandes  führt;  natürlich 
liegt  die  Leitung  der  zum  Justizministerium  in  Mecklenburg-Schwerin  gehörigen 
Unterrichtsabteilung  auch  in  juristischer  Hand.  —  Anders  in  Anhalt,  Hessen, 
Württemberg,  Bremen;  in  Anhalt  ist  der  Vorsitzende  theologisch,  in  Hessen 
und  Württemberg  philologisch  vorgebildet;  in  allen  diesen  Ländern  sind  dies  Männer, 
die  früher  im  praktischen  Schuldienst  waren;  der  Vorsitzende  in  Bremen  ist  Histo- 
riker seinem  Fach  nach.  Ja,  in  Württemberg  ist  der  Direktor  der  „Ministerial- 
abteilung  für  die  höheren  Schulen  "  seit  der  Verwandlung  des  Studienrates  in  eine 
Ministerialabteilung  (1866)  stets  ein  früherer  Schulmann  gewesen,  wobei  zu  be- 
achten ist,  daß  de  iure  nach  §  2  der  Einsetzungsorder  und  de  facto  dieser 
Direktor  den  Vorsitz  innehat,  außer  in  Angelegenheiten,  die  der  Minister  der 
Beratung  unter  seinem  Vorsitz  vorbehalten;  er  wird  dieselbe  Rolle  spielen  wie 
in  Osterreich  und  Preußen  die  Dirigenten,  Vizepräsidenten,  Stellvertreter  der 
Landeschefs. 

Diese  beiden  letzteren  Großstaaten  haben  das  Gemeinsame,  daß  die  Leitung 
der  Zentralmittelbehörde  durchaus  dem  zukommt,  welcher  auch  an  der  Spitze  der 
politi.schen  I^iiidesverwaltung  steht.  In  Preußen  haben  diese  höchsten  Provinzial- 
beamten  durchweg  den  Titel  „Oberpräsident",  in  (Österreich  „Statthalter"  oder 
„Landespräsident",  in  Preußen  nach  §  .'{  der  Instruktion  für  die  Oberpräsidenten 
vom  31.  Dezember  1825:  „In  den  Provinzialkonsistorien,  Schul-  und  Me<lizinal- 
koUegien  haben  die  Oberpräsidenten  den  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Geschäfte"; 
was  auch  nach  dem  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  von  1883  §  8 
noch  gültig  ist.  Für  Österreich  besagt  dies  jetzt  das  Gesetz  vom  25.  Dezember  1904 
§  14,  L.-G.-Bl.  07:  „Der  Landessdndrat  besteht  1.  aus  dem  I^ndeschof  oder  seinem 
Stellvertreter  als  Vorsitzendem." 

In  beiden  Großstaaten  ist  die  Stellvertretung  nicht  ganz  einheitlich  geregelt. 
In  dem  österreichischen  Gesetz  vomi  18.  April   18iK)  nämUch  heißt  §  1:  „Bei  den 
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Landcssoluilniteii  in  \\'ion.  PmiX  und  Leinborp:  ist  /ur  Vortrotunti  dos  Statthalters 
ein  eigener  Beamter  zu  bestellen.  Derselbe  ^\^^d  über  Vorschlag"  des  Ministers 
für  Kultus  und  Unterrieht  vom  Kaiser  ernannt,  fühi-t  den  Titel  Vizepräsident  des 
k.  k.  Landesschulrates  und  steht  in  der  V.  Rangklasse."  —  So  ist  hier  der  Stell- 
vertreter des  Landesohefs  ein  für  allemal  bestimmt,  in  allen  anderen  Kronländern 
kann  der  Landeschef  einen  solchen  selbst  bestellen  nach  dem  Ministerialerlaß  vom 
4.  Juli  1870.  doch  „wird  es  sich  aus  Opportunitätsrücksichten  empfehlen,  daß 
von  einer  solchen  Wahl  Umgang  genommen  und  der  zur  Vertretung  des  Landes- 
ohefs überhaupt  berufene  Rat  stets  auch  zum  Stellvertreter  im  Landesschulrate 
liestimmt  werde". 

In  der  Tat  amtiert  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Galizien  ein  Vizepräsident 
neben  dem  Statthalter,  in  anderen  Ländern  ein  Stellvertreter,  der  nicht 
den  obigen  Titel  hat;  in  Kärnten,  im  Küstenland,  BukoAvina,  Dalmatien 
ist ,  zurzeit  wenigstens ,  kein  ständig  bestellter  Stellvertreter.  Indessen  das 
eine  ist  klar:  der  Präses  der  Schulaufsichtsbehörde  und  sein  Stellvertreter  sind 
in  Österreich  immer  Juristen;  ja  die  Fortsetzung  des  oben  zitierten  Ministerial- 
erlasses  vom  4.  Juli  1870:  „Hierbei  kann  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  bei 
der  Bestimmung  dieses  Funktionärs  auf  die  im  §  38  sub  2  bis  7  des  Schulaufsichts- 
gesetzes  bezeichneten  Mitglieder  des  Landesschulrates  nicht  gegriffen 
werden  kann,  weil  die  Versehung  der  denselben  gesetzlich  zugewiesenen  Funk- 
tionen mit  der  gleichzeitigen  Führung  des  Vorsitzes  und  der  sonstigen  dem  Vor- 
sitzenden übertragenen  Geschäfte  sich  durchaus  nicht  vereinbaren  läßf'i)  — 
dieser  Passus  gestattet  es  auch  gar  nicht,  ganz  entgegengesetzt  der  vereinzelten 
preußischen  Praxis,  daß  andere  als  Juristen  die  Stellvertretung  für  den  wirklichen 
Chef  übernehmen  können. 

In  Österreich  sind  es  drei  Stellen,  wo  ein  besonderer  Vizepräsident  die 
Provinzialaufsichtsbehörde  leitet:  Wien,  Prag,  Lemberg;  in  Preußen  hat  nur 
in  Berlin  und  in  der  Provinz  Brandenburg,  für  die  ein  Provinzialschul- 
koUegium  besteht,  der  Chef  einen  besonderen  Stellvertreter,  welcher  bei  uns  ebenfalls 
„Vizepräsident"  heißt.  Das  Stellvertretungswesen  ist  in  Preußen  nicht  so  klar  ge- 
regelt wie  in  Österreich,  man  hat  auf  die  älteren  Instruktionen  der  Oberpräsidenten 
und  der  Regierungen  von  1825  und  1817  zurückzugehen  und  diese  in  Verbindung 
zu  setzen  mit  dem,  was  sich  aus  §  9  des  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landesver- 
waltung von  1883  und  aus  einer  Kabinettsorder  von  1881  ergibt.  Nach  dem  Landes- 
verwaltungsgesetz von  1883  ist  der  Stellvertreter  des  Oberpräsidenten  den  Regie- 
rungen gegenüber  ein  Oberpräsidialrat,  vgl.  §  9  des  O.-G.,  aber:  „Die  zuständigen 
Minister  sind  befugt,  in  besonderen  Fällen  eine  andere  Stellvertretung  anzuordnen. 2) " 
Dies  war  für  die  kirchlichen  Provinzialbehörden  in  Preußen,  welche  seit  der  Kabi- 
nettsorder vom  27.  Juni  1845  einen  besonderen  Vorsitzenden  haben,  den  jetzigen 
Konsistorialpräsidenten,   nicht  nötig,   wohl  aber  für  die  Provinzialschulkollegien, 


1)  Mayrhofer-Pace  IV,  S.  547/48  Anmerkung. 

2)  Vgl.  Anmerkung  6  zu  §  9  des  L.-V.-G.  von  v.  Brauchitsch  (5.  Bearbeitung  von  Studt  und 
Braunbehreng). 
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in  (Iciifii  ti^tiitliih  ilii'  llc;.'it!iuii^.spnusid('iitcii  hiHlicr  die;  Strllvcitrctuii^  auszuüben 
halten.  Unti  ao  ordnete  denn  die  oben  erwähnt«-  Kubinettsorder  vom  28.  No- 
vember 18S1  an  „für  diejeni)Z<'n  l'rovin/.en.  in  welchen  das  Or|.'ani8ationfige«etz 
eingefüln-t  ist  oder  eiiij^efiihrt  werden  hoII.  daU  bri  den  I'rovinzialsehulkollej^ien. 
sofern  für  dieselbi-ri  nieht  besondere  Dirijzenten  l)eätimmt  sind  «xler  künftigliin 
bestellt  werden,  die  Präsidenten  der  am  Ort  befindli<'hen  Regierungen  die  Ver- 
tretung des  \'orsit '/.enden  in  Hehinderun^'sfällen  zu  übernehmen  und  die  (Jewhäfte 
ständiger  Direktoren  zu  führen  hal)en.  Di«»  St««IIvertretung  (!«•«  Hej^icrungspräsi- 
«h'nten  in  diesen  Indien  erfolgt  der  Heg«'l  nach  dunh  das  j«'desmal  anwesende  dienst - 
idteste  Mitglied  der  liehiirde.  Der  Minister  der  (ieist liehen  ...  ist  befugt,  in  be- 
sonderen Fällen  eine  andere  Stellvertretung  anzuordnen". 

Augenblicklich  ist  denn  in  Preußen  der  Tatbestand  f«)lgender:  abgesehen  also 
von  Berlin,  wo  ein  juristisch  vorgebildeter  Vizepräsident  fungiert,  haben  statt  «ler 
OlxM-präsidenten  an  fünf  Stellen  (Westpreußen,  Pommern,  Pasen,  Westfalen.  Hhein- 
provinz  und  Hohenzollernsche  Lande)  ^)  Regierungspräsidenten  den  stellver- 
tretenden Vorsitz  inne,  an  fünf  Stellen  Mitglieder  des  Provinzialschulkollegiums, 
und  zwar  zweimal  die  Justitiare,  in  Schlesien  und  Hannover,  an  drei  Stellen,  in 
Ostpreußen,  Sachsen  und  Hessen-Nassau,  technische  Räte;  nur  diese  drei  letzteren 
sind  natürlich  aus  dem  Oberlehrerstande  hervorgegangen,  alle  anderen  Stell- 
vertreter, die  Regierungspräsidenten  und  die  beiden  Justitiare  sind  Juristen ;  übrigens 
führen  fast  sämtliche  Stellvertreter,  abgesehen  von  ihrem  sonstigen  Giarakter, 
Oberregierungsrat  oder  Geh.  Regierungsrat,  den  Titel:  Direktor. 

b)  Innere  Organisation. 
Mitglieder,   ihr  Amt   und  ihre  Vorbildung. 

Die  Zusammensetzung  der  Zentralmittelbehörden  ist  eine  sehr  mannigfaltige; 
offenbar  hat  man,  vorzüglich  bei  den  Behörden  jüngeren  Datums,  versucht,  nach 
drei  Rücksichten  hin  sie  auszugestalten.  Erstens  wollte  man  diese  Behörden 
und  durch  sie  die  höheren  Schulen  stets  in  Kontakt  halten  mit  der  Wissenschaft 
und  zog  in  ihren  Kreis  Lehrer  der  Htxhschulen,  sowohl  der  theoretisch- wissenschaft- 
lichen wie  der  jiraktisch- wissenschaftlichen,  daneben  wollte  man  offenbar  die  Mit- 
glieder dieser  Behörden  nicht  von  der  Praxis  des  Schullebens  gänzlich  abschließen 
und  setzte  sie  fast  ganz  aus  praktischen  Schulmännern  zusammen,  welche  dann 
im  „Nebenamt"  als  Mitglicnler  dieser  Ik'hörde  fungieren,  «ider  man  ließ  praktische 
Schulmänner,  Direktoren,  Oberlehrer,  Professoren  höherer  Lehranstalten  in  irgend- 
einer Form  an  den  Sitzungen  teilnehmen. 

Zweitens  sollten  die  Räte  der  Zwischenbehörden  auch  von  Laienelementen, 
wenn  nötig,  sich  beraten  lassen  können,  und  deswegen  wurden  Vertreter  der  Ge- 
meinden zugleich  Mitglieder  der  Behörden. 

Dritt  ens  gibt  es  allerdings  Staaten,  welche  gar  keine  dieser  Rücksichten  keimen, 
weder  Männer  di-r  Wissenscluvft   noch  .Männer  «ler  Schulpraxis  noch  I^ien  an  den 

1)   Nach   Kunzes  Kftleiider  1908. 
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Verhandlungen  dieser  Sehulbehörde  teilnehmen  lassen.  —  Natürlieh  sind  überall 
Juristen  vorhanden,  wie  bei  uns  die  Justitiare,  in  Österreich  die  administrativ- 
ökonouiisohen  Referenten,  ebenso  hier  und  da  Gewerbeschuh'äte,  Bauräte, 
Medizinalräte,  auch  Kirchenräte. 

Zur  ersten  Gruppe,  in  der  Lehrer  von  Hochschulen  und  praktische  Schul- 
männer in  dieser  Behörde  sitzen,  gehören  Bayern,  Baden,  Württemberg, 
Braunschweig;  zur  zweiten  Gruppe,  welche  besonders  durch  die  Teilnahme  von 
Laien  charakterisiert  wird,  gehört  außer  Braunschweig,  das  auch  hier  genannt 
werden  muß,  vor  allem  Österreich,  dami  aber  auch  Bremen  und  Hamburg'); 
übrigens  sind  auch  hier  Vertreter  der  Schulpraxis,  welche  noch  unterrichten,  aber 
in  anderer  Weise  als  bei  der  ersten  Gruppe  tätig. 

Zur  dritten  Gruppe,  bei  welcher  man  weder  praktische  Schulmänner  noch 
Univei-sitätslchrer  noch  Laien  findet,  gehören  Anhalt,  Hessen,  Preußen, 
Oldenburg. 

Wir  lassen  die  MitgUeder  der  Zentralmittelbeliörden  folgen,  indem  wir  diese 
Gruppeneinteilung  beibehalten  und  zugleich  angeben  werden,  welcher  Art  ihre 
schulmännische  Vorbildung  (Altphilologen,  Neusprachler  usw.)  bei  jedem  ist,  so- 
weit sich  dies  feststellen  läßt. 

I.  In  Baj'crn  besteht  der  oberste  Schulrat  jetzt  nach  der  Neuorganisation 
der  Schulaufsichtsbehörden  vom  3.  Dezember  1908  eigentlich  nur  aus  9  Mitgliedern. 
Augenbhcklich  sind  es  5  Rektoren  von  höheren  Schulen,  unter  denen  2  Rektoren 
von  Oberrealschulen  sind,  1  Professor  einer  Universität,  1  Professor  der  Tech- 
nischen Hochschule,  1  Konrektor  eines  Gymnasiums,  1  Professor  einer  Realschule. 
—  Von  ihnen  wohnen  6  in  München,  3  auswärts.  Alle  verwalten  ihr  Amt  als 
Nebenamt  und  beziehen  dafür  ^ine  Remuneration  von  1000  M.  jährlich,  die  aus- 
wärtigen 750  M. ;  diese  letzteren  werden  zu  besonderen  Plenarsitzungen  einberufen 
und  erhalten  dann  im  Falle  „ihrer  Einberufung  die  regelmäßigen  Tagegelder  und 
Vergütung  der  Reisekosten  "(§  8  der  Verordnung).  —  Übrigens  erstreckt  sich  dieses 
Nebenamt  auf  5  Jahre.  —  Indessen  treten  zu  diesen  nebenamtlichen  Mitgliedern 
jetzt  noch  die  hauptamtlichen  der  jüngst  eingerichteten  „Ministerialabteilung 
für  die  humanistischen  und  realistischen  Mittelschulen"  (vgl.  oben  S.  290);  ihre 
Zahl  ist  augenblicklich  5,  so  daß,  wenn  man  die  3  noch  hinzukommenden  Juristen 
dazurechnet,  im  ganzen  17  Mitglieder  dieser  Behörde  angehören.  Abgesehen  von 
3  Juristen  sind  von  den  14  Mitgliedern  ihrer  Vorbildung  nach:  6  Altphilologen, 
wozu  wir  einen  Historiker  rechnen,  1  Neuphilologe,  4  Mathematiker,  1  Fachmann 
für  Naturwissenschaft  und  Chemie,  2  Fachmänner  für  Realien  (unter  ihnen  1  für 
Geographie  und  1  für  Zeichnen).  Den  Vorsitz  führt  der  Minister,  im  Falle 
der  Verhinderung  als  Stellvertreter  zurzeit  der  Referent  des  Ministeriums  für 
humanistische  Gymnasien.  Genau  ebenso  ist  die  Einrichtung  der  Zwischenbehörde 
in  Braunschweig,  die  1876  vielleicht  nicht  ohne  Nachahmung  der  bayerischen 
gegründet  ist.     Man  sieht  dieselben  Prinzipien  verwirklicht:    Heranziehung  von 


1)  Die  bei  vielen  Mecklenburgischen  höheren  Schulen   bestehenden   „Scholarchatc"   sind 
hier  nicht  behandelt. 
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jjiftUtisc-hoM  Sc'luiliiiäiUKMii  im  Nchi-mimt  untl  Hcit  kur/.cin  iiikIi  ciiicH  Hochschul- 
Iclircrs  von  tier  Technischen  Hochschule  (früher  ein  juristiHch  gebildeter  Ober- 
bürgermeister an  seiner  Stelle).  Auüer  diesem  HtH-hschulprofessor  sitzen  in  der 
braunschweigischen  OberschulkommisHion  augenblicklich  'i  (JymnaHialdirektoren, 
von  denen  2  in  Braunsthweig.  1  in  Woifcnbüttcl  wohnt.  Alle  drei  hukI  Vertreter 
der  altklassischen  Hithtung;  Mathematik  und  Xaturwissen-schaft  vertritt  der  in 
ilic  Behörde  berufene  Professor  der  Technischen  HcH-hschule. 

Dil'  Zahl  der  Mitglieder  ist  hier  ebensowenig  fest  bestimmt  wie  in  Bayern,  die 
l)raunschweigische  Verordnung  spricht  ebenso  wie  der  bayerische  §  2  nur  von  einer 
„angemessenen"  Zahl  von  stimmführenden  ordentlichen  Mitgliedern.  Doch  „werden 
auch  außerordentliche  Mitglieder  ernannt,  welche  nur  in  besonderen  Fällen  mitwirken, 
dann  aber  dieselben  amtlichen  Befugnisse  haben  wie  die  ordentlichen  Mitglieder". 
§11:  „Den  Vorsitz  führt  das  mit  dem  Departement  für  geistliche  und  Schul- 
-aehen  beauftragte  stimmfülircndc  Mitglied  des  Her/orrlichen  iStaatsministeriums." 

In  Baden  sind  schon  weniger  aktive  Scluilmänner  im  Oberschulrat,  aber  es 
sind  w  ie  in  Bayern  und  Braunschweig  Lehrer  der  Hochschulen  vertreten.  Zu  unter- 
scheiden sind  ordentliche  und  außerordentliche  Mitglieder,  erstere  lebenslänglich, 
letztere  auf  drei  Jahre  berufen;  es  sind  drei  außerordentliche  vorhanden: 
1  Univci-sitätsprofessor  und  2  Gymnasialdirektoren. *)  —  Von  den  ordentlichen 
Mitgliedern  ist  nur  einer  noch  als  Leiter  eines  Gymnasiums  im  »Schuldienst,  ein 
anderer  ist  Professor  an  der  Technischen  Hochschule.  .Außerdem  fungiert  ein 
wissenschaftlich  gebildeter  Hilfsarbeiter,  ein  Professor,  als  Zeicheninspektor  für 
Mittelschulen,  ebenfalls  ein  Obei*schulrat,  Die  ältesten  Mitglieder  heißen  „Geh.  Räte", 
andere  „Geh.  Hofräte"  und  „Oberschulräte".  —  Was  ihre  Vorbildung  anbetrifft, 
haben  4  alt  klassische,  2  neusprachliche,  2  theologische  und  2  mathematische  Studien 
gemacht.  —  Als  Direktor  ist  ein  Jurist  angestellt  und  außerdem  ein  stellvertretender 
Vorsitzender,  ebenfalls  ein  Jurist,  beide  gehören  nicht  dem  Ministerium  an. 

Weiter  ab  steht  dann  Württemberg.  Nur  insofern  ist  noch  die  Organisation 
im  Prinzip  ähnlich  derjenigen  der  vorher  genannten  Staaten,  als  noch  ein  aktiver 
Schulmann,  aber  auch  nur  einer,  sich  unter  der  Zahl  der  Räte  der  Ministerial- 
abteilung  befindet,  aber  kein  Universitätsprofessor.  Zwei  andere  Abweichungen 
treten  hervor:  der  Vorsitzende,  wie  bekannt,  ist  Philologe,  und  ein  Mitglied,  der 
Justitiar,  gehört  zugleich  dem  württembergischen  .Ministcriujn  an.  Fünf  schul- 
technische Referenten  sind  vorhanden,  1  Delegierter  des  evangelischen  Konsistoriums. 
1  Delegierter  des  katliolischen  Kirchenrates  und  1  Finanzmann;  als  außerordent- 
liches Mitglied  wirkt  dann  ein  Realgymnasialrektor,  der,  wie  die  ö  Referenten, 
den  Titel  „Oberstudienrat"  hat;  auch  ein  Ehrenmitglied  existiert  mit  demselben 
Titel.  —  V^on  den  5  .schultechni.schen  Referenten  gehören  2  der  humanisti.schen, 
3  der  realistischen  Richtung  an.  Der  V^orsitzende  ist  altklassi.seher  IMiilologe. 
II.  In  der  zweiten  Gruppe,  welche  durch  die  Heranziehung  von  Laien  charak- 
terisiert wird,  ist  zuerst  Ost  erreich  zu   ntMinen;  offenbar  hat   die  österreichische 


1)  So  der  Bostnnd  nacli  di-m  ..M  iiist iscIrmi  .laliil'uclr-  (I.Mii.n<'n  r,K.l7  li,R)i>;  .uu-h  dieser 
Hcatand  ist  kein  fester. 
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Schulgcsetzgobiiiig  viMi  I8li8  als  dir  erste,  \velchc  dies  Prinzip  ver\virklicl\te,  auf 
andere  eingewirkt.  Der  §  10  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868^)  heißt:  Zur  Leitung 
und  Aufsicht  über  das  Erziehungswesen,  dann  über  die  Volksscluilen  und  Lehrer- 
bildungsanstalten werden  in  jedem  Königreiche  und  Lande  a)  ein  Landesschulrat 
als  obei^stc  Landesschulbehörde,  b)  ein  Bezirksschulrat  für  jeden  Schulbczii'k,  c)  ein 
Ortsschulrat  für  jede  Schulgemeinde  bestellt.  Die  Einteilung  des  Landes  in  Schul- 
bezirke erfolgt  durch  die  Landesgesetzgebung.  —  Auf  Grund  dieses  Reichsgesetzes 
sind  dann  in  den  folgenden  Jahren  für  jedes  Kronland  die  betreffenden  Landes- 
gesetze erla.ssen,  für  Niederösterreich  z.  B.  1870  galt  ein  Gesetz,  dessen  §  33  lautete-) : 
Der  Landesschulrat  besteht  1.  aus  dem  Landeschef  oder  seinem  Stellvertreter  als 
Vorsitzenden;  2.  aus  vier  vom  Landesausschusse  abgeordiieten  Mitgliedern;  3.  aus 
einem  Referenten  für  die  administrativen  und  ökonomischen  Angelegenheiten ;  4,  aus 
den  Landesschulinspektoren;  5.  aus  einem  kathoUschen  und  evangeh'schen  Geist- 
lichen und  einem  Bekenner  des  israelitischen  Glaubens;  6.  aus  drei  von  dem  Ge- 
meinderat der  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  gewählten  Mitgliedern;  7.  aus 
den  Fachmämiern  im  Lehrwesen. 

So  waren  die  Bestimmungen  für  den  niederösterreichischen  Landesschulrat; 
für  die  übrigen  gelten  ähnliche  Anordnungen  und  Gesetze,  sie  sind  nur  in  einigen 
Punlvten  (vgl.  die  nationalen  Sektionen  in  Böhmen)  von  dem  niederösterreichischen 
Schulauf  Sichtsgesetz  abweichend;  einige  solcher  Abweichungen  werden  nachher 
erwähnt  werden,  sie  beziehen  sich  hauptsächlich  auf  gewisse  Modalitäten  bei  der 
Walil  der  Gemeindevertreter;  denn  das  ist  das  Eigenartige  in  der  Zusammensetzung 
der  österreichischen  Landesschulräte :  einige  Mitglieder  werden  ernannt,  andere 
gewählt. 

Von  diesen  Mitghedern  ernemit  der  österreichische  Kaiser  natürlich  den  Landes- 
chef und  seinen  Stellvertreter,  außerdem  aber,  auf  Vorschlag  des  österreichischen 
Kultusministei-s  1.  die  Referenten  für  die  administrativen  und  ökonomischen  An- 
gelegenheiten; 2.  die  Landesschulinspektoren;  3.  die  Vertreter  der  Religions- 
genossenschaften; 4.  die  Mitglieder  des  Lehrstandes. 

Jedoch  die  Vertreter  des  Laienelementes  kommen  durch  eine  Wahl  (vgl. 
§  33,  6  des  früher  gültigen  Gesetzes  vom  12.  Oktober  1870,  jetzt  §  44  des  oben 
zitierten)  in  den  Landesschulrat.  Hier  sind  zwei  Gruppen  von  österreichischen 
Provinzen  wohl  zu  trennen;  einige  Länder  sciiicken  Vertreter  nur  ihres  Landes- 
ausschusses in  die  Schulaufsichtsbehörde:  Küstenland  (Triest,  Görz  und  Gradiska, 
Istrien),  Tirol,  Vorarlberg  und  Dalmatien.^)  Alle  übrigen  Länder,  d.  h.  alsoNieder- 
östeneich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Böhmen,  Mähren, 
Schlesien,  Galizien,  Bukowina  schicken   sowohl  Vertreter   ihrer  Landesaus- 


1)  Mayrhofer-Pace  IV,  S.  497. 

2)  Jetzt  dafür  gültig  das  oben  zitierte  Gesetz  vom  25.  Dezember  1904,  §  44,  welches  in  §  44 
denselben  Wortlaut  hat. 

3)  Also  die  Hauptstädte  Görz,  Parenzo,  Innsljruck,  Bregenz  und  Zara  haben  keine  Ver- 
treter im  Landesschulräte,  wohl  aber:  Wien,  Linz,  Salzburg,  Graz,  Klagenfurt,  Laibach,  Prag, 
Brunn,  Troppau,  Krakau,  Czemowitz.  —  Übrigens  auch  die  Zahl  der  Vertreter  der  Religions- 
gesellflchaften  schwankt  je  nach  der  Zahl  der  Bekenner  in  einer  Provinz. 
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scliiissf  als  .iiuli  \'crl  n-t  er  iliii-r  Lamlcslia  u  p  t  s  t  iid  t  c  in  den  Laiidch- 
sclmlnil,  so  (laß  also  z.  H.  in  dtr  nifdcrÖHtorrcichisflien  Zciitralriiittclbi'liörde  Ver- 
troter  der  Stadt  Wien  w'u-  Al»>^ci)idnetü  dc8  nictleiÖHtoiTcichiHchen  L;iiidctjaii8- 
sthussca  sitzen,  olicnso  wir  im  HcljicHihicIuM»  I^iiuic>i<ächulratc  solche  der  Stadt  Troppau 
und  solche  des  schlesisclien  Laiulesaussi-husses  usw. 

Die  Art  dieser  Wahl  ist  nicht  überall  gleich,  weder  bei  dm  Alj-rordrutcn 
(U\s  Landesausschusses  ncHJi  bei  denen  der  Hauptstädte.  In  manchen  iJindern 
werden  diese  Laien  aus  dem  Landesausschusse  einfach  aus  dessen  Mitte,  in  manchen 
von  demselben  frei  gewählt;  in  'I'in»!  (vgl.  (jeset/.  vom  1.  .Mai  l'.)04,  l-,.-(i.-HI.  41) 
wendet  man  beide  M(xlalitätcn  an.  Auch  der  Wahlmodus  der  Vertreter  der  Haupt- 
städte ist  nicht  überall  der  gleiche,  in  fast  allen  Kronländern  werden  sie  allerdings 
von  der  Gemeindevertretung  gewühlt  aus  irgendeinem  Kreise  der  Bevölkerung, 
nur  in  Bukowina  uiul  in  Mähren  müssen  sie  immer  aus  der  Gemeindevertretung 
selbst  genommen  werden. 

Auch  die  Zahl  dieser  Mitglieder  ist  selbstverständhch  überall  ver8chie<ien, 
sie  richtet  sich  nach  der  Größe  des  Landes  und  der  Städte.  Der  Landesaus-schuli 
von  Niederösterreich  sendet  4  Vertreter  in  die  Provinzialschulbehörde,  deren  3  der- 
jenige von  Vorarlberg,  die  Landesausschüsse  der  übrigen  Kronländer  2,  nur  Böhmen 
und  Tirol  wegen  der  Zweisprachigkeit  der  Bevölkerung  senden  6  in  den  Landes- 
schulrat,  dort  3  deutsche  und  3  böhmisclie  Vertreter,  hier  3  deutsche  und  3  ita- 
lienische (Mayrhofer-Pace  IV,  S.  549).  Von  den  Landeshauptstädten  hat  Wien 
als  die  größte  4,  Prag  2,  alle  übrigen  nur  1  Vertreter  ins  „Provinzialschulkollcgium" 
zu  schicken.  Rechnet  man  zusammen,  so  hat  Böhmen  im  Landesschulrat  eine 
sehr  große  Zahl  von  Laien,  nämlich  8  (2  Vertreter  von  Prag,  6  Vertreter  deö 
böhmischen  Landesausschusses) ,  ebenso  Niederösterreich  auch  mit  8  Vertretern 
des  Laienelementes*)  (4  aus  Wien,  4  aus  dem  niederösterrciehischen  Ljindes- 
ausschussc)   usw. 

Die  Funktionsdauer  der  V^ert reter  des  Landesausschusses  richtet  sich  nun  in  der 
Bukowina,  in  Kärnten,  Krain,  Mähren,  Oberösterreich,  Salzburg  und  Tirol  einfach 
nach  der  Dauer  Uires  Mandats  als  Mitglied  des  Landesausschusses  überhaupt,  das 
gleiche  gilt  in  der  Bukowina  und  Mähren  für  die  Vertreter  der  Landeshauptstadt. 
„Die  Funktionsdauer  der  frei  gewählten  Delegierten  des  Landesausschusses  in 
Tirol,  die  Funktionsdauer  der  V\'rt reter  des  Landesausschusses  und  der  Landes- 
hauptstadt in  den  übrigen  IJindern,  endlieh  in  allen  Ländern  die  Funkt ion.sdauer 
der  Vertreter  der  Religionsgenossenschaft  und  des  Lehi-standes  ist  zeitlich  fest 
abgegrenzt  und  beträgt  in  Oberösterreich  drei,  in  den  übrigen  Uindern  sc.  hs 
Jahre"  (Mayrhofer-Pace,  a.  o.  O.). 

Einfacher  gestaltet  sich  die  Remuneration  dieser  Mitglieder;  diejetimm  .Mit- 
glieder des  Landesschulrates,  welche  mehr  als  8  Kilometer  vom  Amtssitze  desselben 
wohnen,  haben  Anspruch  auf  Vergütung  der  Reisekosten  und  Zehrungsauslagen. 
Die  Vertreter  des  Lehrstandes  erhalten  eine  Funktionsirebühr.  die  vi>m  Minister 
bestimmt    wird  (§  f)  des  (tcsetzes  vom  2(i.  Mär/,   ISti*»). 

1)  Die  Laudcsau^chib^o  küniun  iiatiiilicli  uiuei   den  „l^iion"  aiuii  Sclndmünuer  senden. 
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Wenn  in  dem  früheren  österreieliischeii  Gesetz  vom  12.  April  1870  (für  Niedev- 
öst erreich)  §  33,  7  vom  Landesschuh-at  gesagt  war,  er  solle  auch  aus  „drei  Fach- 
männern im  Lehrwesen"  bestehen,  so  gilt  dies  auch  jetzt  nach  dem  neuen  Gesetz; 
unter  „Lelirwesen"  ist  aber  Mittelschul-  wie  Hochschulwesen  zu  verstehen,  auch 
Gewerbeschulwesen,  Blindenschulwesen  und  ähnliche.  —  Diese  drei  Vertreter  sind 
also  nicht  immer  Oberlehrer,  MittclschuUehrer,  wie  sie  in  Österreich  heißen,  sondern 
auch  Universitätsprofessoren,  auch  Direktoren  von  Gewerbeschulen,  Blinden- 
anstalten, ja  es  kann  vorkommen,  daß  mitunter,  wohl  mehr  zufällig,  durch  kaiser- 
liche Bestätigung  auf  Grund  der  ministerieUen  Vorschläge  gar  kein  aktiver 
Mittelschullehrer  im  Landesschulrate  sitzt;  das  war  vor  kurzem  der  Fall 
in  Niederösterreich,  wo  ein  Universitätsprofessor  aus  der  philosophischen  Fakultät, 
eni  Direktor  einer  Blindenanstalt  und  ein  ehemaliger  Landesschulinspektor  Ver- 
treter des  Lehrwesens  sind. 

Man  sieht,  das  im  obigen  Schulaufsichtsgesetz  ausgesprochene  Prinzip  der  Zu- 
sammensetzung ist  zwar  überall  durchgeführt,  aber  doch  nicht  pedantisch,  sowohl 
bei  den  Vertretern  des  Laienelementes  wie  bei  denjenigen  des  Lehrstandes  hat 
man  den  im  Wortlaut  des  Gesetzes  liegenden  Spielraum  befolgt  und  verschieden- 
artig, je  nach  Größe  und  Eigentümlichkeit  des  Landes  die  Zwischenbehörde  zu 
gestalten  versucht.  Dies  gilt  auch  von  der  Zahl  der  Landesschulinspektoren  (unseren 
Provinzialschulräten),  ihre  Zahl  für  jedes  Kronland  ist  nicht  dieselbe,  im  Gegensatz 
zu  den  Vertretern  des  Landesausschusses,  der  Religionsbekenntnisse  und  des  Lehr- 
standes, deren  Zahl  gesetzlich  normiert  ist;  so  sind  denn  z.  B.  in  Vorarlberg  und 
Schlesien  nur  2  Landesschulinspektoren  angestellt,  in  vielen  Ländern  3,  in  Mähren 
7,  in  Galizien  11,  in  Niederösterreich  7,  in  Böhmen  wohl  wegen  der  doppelten  Na- 
tionalität 13,  —  die  größte  Zahl.  Demnach  ist  die  Mitgliederzahl  der  österreicliischen 
Zwischenbehörden  eine  sehr  verschiedene,  im  Verhältnis  zu  anderen  Ländern,  be- 
sonders zu  dem  anderen  Großstaat  Preußen,  eine  sehr  große.  Vorarlberg  hat  die 
geringste  Zahl,  mit  dem  Vorsitzenden  und  einem  Stellvertreter  13;  die  an  Zalil 
stärksten  Landesschulrate  haben  Niederösterreich  und  Böhmen. 

Sehr  ähnlich  der  österreichischen  Provinzialschulbeliörde  ist  die  hamburgi- 
sche Oberschulbehörde,  für  deren  Zusammensetzung  außer  dem  oben  erwähn- 
ten Gesetze  vom  11.  November  1870  noch  das  „revidierte  Gesetz  über  die  Organi- 
sation der  Verwaltung  vom  2.  November  1896"  i)  wichtig  ist.  Schon  die  große 
Zahl  (18)  der  Mitglieder  dieser  hamburgischen  Behörde  fällt  auf  und  gestattet, 
sie  der  österreichischen  Organisation  anzughedern,  Sie  besteht  aus  3  Mitgliedern 
des  Senats,  von  denen  eins  den  Vorsitz  führt,  2  Schulräten  (einem  für  das  höhere 
und  einem  für  das  Volkssohulwesen),  2  vom  Senate  berufenen  Schultechnikern 
(einem  Vertreter  der  gymnasialen  und  einem  solchen  der  realistischen  Anstalten), 
2  von  der  Schulsynode,  der  die  hamburgische  Lehrerschaft  (s.  unten  §  30  des  Ge- 
setzes) gesetzmäßig  zusammenfassenden  Körperschaft,  gewählten  Vertretern,  ferner 
aus  2  Vertretern  der  Geisthchkeit,  1  Seminardirektor  und  6  von  der  Bürgerschaft 
zu  delegierenden  Mitgliedern.     Es  sind  also  im  ganzen  18  Mitglieder.  —  Nach  §  2 


1)  Siehe  Gesetzsammlung  der  Freien  und  Hansastadt  Hamburg.     Bd.  33.     1896.     S.  99ff. 
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des  Gesetzes  vom  ISTO  „Iji-klcidcii  ilic  nidit  dein  Si-iiutc  jiiij.'('liörcri(lcii  .Mit|_'li(tler, 
mit  Ausnalinu'  der  Siliulräti-  und  cit«  SniiiiiardirektorB,  ihr  Amt  G  Jahre,  von  den 
(huc'li  die  liürgerscliafl  ^'cwähltrn  Mit>^iird<TM  treten  alle  .'{  Jahre  3  au«,  von  den 
Deputierten  des  Ministeriums')  und  der  Sehulsynode  tritt  alle  3  Jahre  einer  aus; 
ferner  dürfen  unter  den  ü  liürgerileputierten  nieht  mehr  als  2  denj  Lehrerstande 
aiiL'ehören.  Dies  Gesetz  gibt  in  §  30  und  31:  „Von  der  iSchulsynodc"  aueh 
Auskunft  über  diese  Kürpersehaft;  sie  besteht  demnaeh  aus  den  Vorstehern  und 
festaujuestellten  Lelirern  der  öffentliehen  und  den  Vorstehern  der  nieht-öffentlichen 
Sehulen  des  hamburgisehen  .Staates  .  .  .;  ferner  „wählt  die  .S(hulsyn(Kie  ihren  Vor- 
stand naeh  Stimmennieiirheit  und  stellt  ihre  Gesehäftsordnun^  selbstiindig  fest". 
„Die  Sehulsynode  hat  sich  auf  Anordnung  der  Oberschulbehörde  oder  nach  ihrer 
eigenen  Geschäftsordnung  zur  Vornahme  der  ihr  überwiesenen  Wahlen 
sowie  zur  Beratung  der  von  der  Oberschulbehörde  erforderten  Gutachten  und  der 
etwa  an  die  letztere  in  Schulangele^enheitcn  zu  stellenden  selbstündiuen  Anträge 
zu  versammeln."  „In  den  Versammlungen  kann  die  Oberschulbehörde  sich  durch 
Kommissivre  vertreten  lassen,  denen  auf  Verlangen  jederzeit  das  Wort  zu  erteilen 
ist" ;  ferner  „ist  die  jedesmalige  Tagesordnung  dem  Vorsitzenden  der  Oberschul- 
l)ehörde  mindestens  drei  Tage  vor  der  Versammlung  zuzustellen".  Die  Schul- 
synode der  Hamburger  Lehrer  —  derjenigen  der  höheren  Schulen  wie  der  ßürger- 
und  Volksschulen  —  ist  also  ein  Fachparlament,  das  zu  der  Oberschulbehörde 
seines  Staates  jene  2  Vertreter  aus  eigener  Wahl  sendet. 

Die  Vertretung  der  Bürgerschaft,  welche  schon  im  Gesetz  von  1S7(J  bestimmt 
ist,  hat  dann  das  revidierte  Gesetz  von  189G  nochmals  fi.xiert ;  nach  §  3  desselben 
gibt  es  hier  Beiiörden,  wclclie  nur  aus  Senatsmitgliedern  oder  aus  Senatsmitgliedcrn 
und  von  der  Bürgerschaft  erwählten  Mitgliedern  bestehen.  In  §  4  werden  dann  die 
ersteren,  in  §  ö  die  letzteren  aufgezählt:  „Für  die  folgenden  Zweige  der  Staats- 
verwaltung bestehen  aus  Senatsmitgliedern  und  von  der  Bürgerschaft  erw  ählten  Mit- 
gliedern zusammengesetzte  Behörden  (Deputationen):  1.  die  Finanzdeputation  .  .  . 
usw.,  2.  die  Obei-schulbehörde.  —  Die  Ahniithkeit  mit  der  österreichischen  Zentral- 
mittelbchörde  ist  in  die  Augen  springend:  die  Geistlichkeit,  die  Lehrerschaft,  die 
Bürgerschaft  nimmt  teil  an  der  Schul  Verwaltung;  freilich  aueh  die  Untei-schiede 
sind  klar:  die  Anteilnahme  der  Lehrerschaft  ist  noch  freier,  ihre  Vertreter  wählt 
sie  sich  selbst,  in  Österreich  werden  sie  von  der  Krone  auf  Vorschlag  des  Ministers 
ernannt  —  und  es  fehlt  in  Hamburg  selbstverständlich,  weil  solche  nicht  vorhanden, 
die  Beteiligung  einer  Hochschule. 

Bei  der  obersten  Schulbehörde  für  Bremen  sind  diese  Prinzipien  in  der 
Zusammensetzung  bei  weitem  nicht  so  konsequent  durchgeführt.  Die  Senats- 
kommission für  das  Unt errieht swesen  der  freien  Hansestadt  Bremen  be- 
steht zuiv.eit  aus  4  Mitgliedern,  von  denen  eins  der  beiden  nicht- juristisch 
gebildeten  (s.  oben  S.  313)  zugleich  als  Vorsitzender  und  sog.  Inspektor  des 
höheren  Schulwesens  in  Stadt  Bremen'),  das  andere  nicht- juristische  (früher 
Oberrealschuldirektor)     Inspektor     des    Schulwesens     der     Hafenstädte     Bremer- 

1)  Unter  „Mmistcriuiu"  ist  hier  das  KoUcgiuiu  der  (i<isiliilik«it   /n   vi>t>tih<  n. 

2)  Naeii   Teubnors  ..Statist.  Jahrbuch"    1907/08. 

U.  Morsch,  das  buberc  Uhrtnit.    2.  Aufl.  21 
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Imveii  iiiul  Voizosju'k  ist  .  währfiul  uvv  für  diis  Scluilwoseii  (uiuiiittclbar  das 
höluTc)  dos  gosainton  Staatsgobiotos  als  Aufsichtsbeaiuler  bonifciic  Schulrat 
nicht  Mitghed  dieser  rnterriohtskoininission,  sondern  deren  faehhcher,  ständiger 
Berater  und  Begutachter  ist.  Neben  dieser  Unterrichtskoniniission  besteht  aber 
naeli  §  Ö4  Nr.  13  sowie  nach  §  55 — G3  des  Gesetzes  v.  1.  Januar  1894,  die  Depu- 
tationen betr..  für  die  Stadt  Bremen  eine  ständige  Schuldeputatiou,  die  sowohl 
für  das  höliere  wie  für  das  niedere  Schulwesen  zuständig  ist. 

Diese  ständige  Schuldeputation  zählt  12  aus  der  Mitte  der  Bürgerschaft  von 
dieser  zu  wählende  Vertreter,  die  nach  einem  hier  nicht  näher  zu  erwähnenden 
Wahlmodus  (§  Off.  des  angeführten  Gesetzes)  zu  wählen  sind.  Dazu  kommen  als 
Kommissare  des  Senats  die  Mitglieder  der  Senatskommission  für  das  Unterrichts- 
wesen (s.  o.).  ferner  gehören  zu  ihr  (§  56)  der  Schulrat  und  der  Schulinspektor  (des 
Vülksschulwe^ens),  welche  ihr  „mit  beratender  Stimme  beigeordnet  sind" ;  desgleichen 
„zwei  aus  dem  Lehrerstande  zu  erwählende  praktische  Lehrer";  die  letzteren 
werden  nach  Einholung  eines  Gutachtens  der  Scliuldeputation  vom  Senat  auf  drei 
Jahre  erwählt  und  ernannt;  von  den  der  Deputation  beizuordnenden  Lehrern  muß 
einer  aus  den  Vorstehern  oder  ordentlichen  Lehrern  der  Volksschulen,  einer  aus 
denen  der  übrigen  Lehranstalten  gewählt  werden"  (§  57).  Im  Gegensatz  zu  Hamburg 
fehlt  also  hier  die  Vertretung  der  Geisthchkeit,  obgleich  natürlich  unter  den  zwölf 
Bürgerdeputierten  GeistUche  sein  können,  ebenso  fehlen  die  Deputierten  einer 
Schulsynode,  welche  in  Bremen  nicht  existiert.  Die  Senatskommission  für  das 
Unterrichts wesen  mit  der  Schuldeputation  zusammen,  den  Vertretern  des  Lehr- 
standes, dem  Schulrate  und  dem  Schulinspektor  ergibt  also  eine  Behörde  von 
20  Mitgliedern. 

Zu  den  Staaten,  welche  dem  Laienelement  Anteilnahme  an  der  Verwaltung  der 
höheren  Schulen  gestatten,  gehören  noch  Baden,  Braunschweig,  das  König- 
reich Sachsen  und  Württemberg.  Freilich  dürfen  diese  Staaten  eigentlich 
hier  nur  anhangsweise  behandelt  werden,  weil  die  Vertreter  der  Bürger  nicht  einer 
Zentralmittelbehörde  beigegeben  sind,  sondern  dem  Direktor  einer  höheren  oder 
mittleren  Lehranstalt;  immerhin  bilden  sie  eine  Behörde,  in  der,  wie  in  den  obigen, 
auch  andere  Berufsarten  ihren  Platz  haben,  die  gleichsam  zwischen  der  Schule  und 
der  unmittelbar  vorgesetzten  Behörde  steht,  und  deren  Eigenart  eben  in  der  Berufung 
von  Laien  zu  erblicken  ist,  weswegen  wir  sie  auch  hier  anreihen.  In  Baden  sind  es 
die  Beiräte,  in  Braunschweig  die  Kuratorien,  im  Königreich  Sachsen 
die  Schulkommissionen,  in  Württemberg  die  Studienkommissionen. 

Die  Einrichtung  der  badischen  Beiräte  stammt  aus  dem  Jahre  1886 1),  wenig- 
stens rührt  aus  jenem  Jahre  ihre  Zusammensetzung  her;  der  in  dieser  Großherzog- 
hchen  Verfügung  in  §  29c  bestimmte  Geschäftskreis  mit  der  Geschäftsordnung 
ist  dann  im  Mai  1893  durch  eine  andere  Verordnung  etwas  abgeändert  worden. 
Nach  jenem  älteren  Erlaß  wird  für  jede  einzelne  Gelehrtenschule  zur  Mitwirkung 
bei  der  Beaufsichtigung  und  Leitung  der  Anstalt  ein  Beirat  bestellt.  Den  Beirat 
bilden  1.  zwei  bis  vier  von  dem  Oberschulrat  aus  der  Zahl  der  Einwohner  des  Sitzes 


1)  Joos  S.  69  ff. 
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(Ici  Aii.stiilt  aut  tut'  I  )iuu'i  Vidi  .sffli.H  .lalircii  /.u  im  iifniitnilf  .Mit)_'liftlcr,  vi»ii  welclien 
iiiinck'.sU'ns  euu'«  dvv  (K'iiu*indiTat  (.Sttullral)  in  \'t)r8elila^  briiij^t.  Die  nähere 
Htstiimiiuii;^  der  (Jesaintzalil  iler  Mitglieder,  sowie  der  Zahl  der  von  der  Cienieinde- 
hfliortlf  N'orzusehlageiiden  trifft  für  je<le  Anstalt  auf  unheHtiinnite  Zeit  das  Mini- 
Htiriuiu  der  Justi/,  des  Kultus  unti  Inlei  rithts.  2.  Der  Direktor  der  Anatalt.  .j.  I'Jin 
weiterer  Lehrer  iler  Anstalt,  wtitlui  auf  ticn  \'orschlag  der  Lehrerkonferenz 
von  dem  Obersehulrat  auf  die  Dauer  vt)n  drei  .Jahren  be7.eichn«"t  wird.  4.  Hin  am 
Sitze  der  Anstalt  wohnender  Arzt,  wi'lchen  ihvs  .Ministerium  der  Justiz,  di-s  KultUM 
und  Unterrichts  im  lienehmen  mit  dem  Ministerium  dj-s  Innern  auf  die  Dauer 
von  sechs  .Jahren  ernennt.  Im  Staatsilienst  stehende  Arzte  sind  verpflichtet,  einer 
an  sie  ergehenden  Berufunji;  1^'olge  zu  leisten.  Der  §  2iH)  besagt  tlaiui,  daü  den  Vor- 
sitzenden lies  Beirates  aus  der  Zahl  der  unter  Ziffer  1  bezeichneten  Mitglieder  das 
Ministerium  bestimmt,  ferner,  daß  der  Direktor  dessen  Stellvertreter  ist,  sowie  d&U 
zum  Schriftführer  des  Beirates  ein  Mitglied  desselben  oder  irgendein  anderer  bestellt 
werden  soll;  jeder  Lehrer  der  beti'.  Anstalt  ist  aber  zur  unentgeltlichen  Besorgung 
des  Schriftführeramtes  verpflichtet.  Über  den  Geschäftskreis  und  die  (Jcschäfts- 
ttrdmnig  des  Beirates  werden  wir  weiter  unten  handeln. 

In  Braunschweig  erblicken  wir  ctwivs  Ähnliches  in  den  Kuratorien,  die 
au.-3  dem  Jahre  1876  stannnen,  in  weichem  jenes  oben  erwähnte  „(Jesetz,  die  Ein- 
richtung einer  Obereehulkommission  und  die  sttiatliche  Beaufsichtigung  der  Unter- 
richtsanstalten betreffend"  gegeben  ist;  §§  21  82  regeln  Zusammensetzung,  Ge- 
sehäftskreis  und  (ieschäftsordnung  dieser  Kuratorien.  Jede  höhere  Lehranstalt 
hat  ein  solches  Kuratorium,  wie  in  Baden  jede  einen  Beirat  hat;  imr  in  der  Stadt 
Braunschweig  kann  ein  gemeinsames  Kuratoriunt  für  die  dortigen  höheren  Lehr- 
anstalten bestellt  werden,  was  auch  geschehen  ist.  Die  Mitgliederzahl  ist  kleiner 
als  bei  den  Beiräten.  Die  Direktoren  der  Gymnasien  sind  vermöge  ihres  Amtes 
stimmberechtigte  Mitgheder  des  Kuratoriums;  „die  Ernennung  der  übrigen  Mit- 
glieder sowie  die  Bestimmung  darüber,  wer  den  V^orsitz  führen  soll,  erfolgt  durch 
landesherrliches  Reskript,  kann  aber  auch  jederzeit  widerrufen  werden",  so  heiüt 
es  in  §  22.  Jetzt  ist  kein  Direktor  Vorsitzender  eines  Kuratoriums,  augenblick- 
lich sind  die  übrigen  Mitglieder  teils  Bürgermeister,  teils  Superintendenten, 
Konsistorialräte,  Kreisdirektoren.  <itli.  i'inanzräte,  gehören  also  sämtlich  aka- 
demisch gebildeten  Kreisen  an.  Das  Amt  ist  übrigens  ein  Ehrenamt  und  kann  nur 
abgelehnt  werden,  wenn  die  Gründe  dafür  vom  Staatsministerium  anerkannt  werden. 
p]in  bedeutender  Unterschied  zwischen  den  badischen  Beiräten  und  diesen 
l>raunschweigischen  Kuratorien  ist  der,  dali  dort  stets  ein  Oberlehrer  aus  dem 
Kollegium  und  ein  Arzt  zugehörig  sein  müssen,  während  dies  in  Braunschweig 
nur  möglich  ist.  Insbesondere  bildet  ntK-h  der  Umstand  einen  Unterschied,  daß 
die  braunschweigischen  Kurattirien  tiem  Direktor  übergeordnet  sind  und  eine 
Zwischeninstanz  zwischen  der  Oberschulkommission  und  dem  Direkttu  bilden.  In 
der  Praxis  freilich  sollen  die  Kuratorien  mehr  und  mehr  vt)n  dem  Einfluß  ver- 
loren haben,  den  ihnen  der  Gesetzgeber  zugedacht  hat. 

Genau  so  ist  es  im  Königreich  Sachsen  in  den  Schulkommissionen,  den 
(gymnasial    und  He.iIsthulkommis.sionen,   v^l.  das  sächsis<^he  (Jesetz  vom  22.  A>ig. 

21* 
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1876  (Gesetz  über  die  Gymnasien.  Realschulen  und  Seminare)^):  auch  liier  brauchen 
Oberlelirer  als  solche  nicht  Mitglieder  zu  sein,  ja,  hier  ist  auch  der  Direktor  de  iure 
vom  Vorsitz  ausgeschlossen. 

Nach  §  Gff.  bestehen  diese  Schulkominissionen 

1.  aus   einem   juristisch    befähigten  Mitgliede   des  Stadtrates  oder  der  Stadt- 
genieinde.  welches  vom  Stadtrate  ernannt  wird; 

2.  aus   zwei   wissenschaftlicli  gebildeten  Männern  der   Gemeinde,   welche  auf 
Vorsehlag  des  Stadtrates  von  der  obersten  Schulbehörde  ernannt  werden,  und 

3.  dem  Direktor  (Rektor)  der  Anstalt. 

Den  Vorsitz  und  das  directorium  actorum  führt  das  vom  Stadtrat  ernannte 
Mitglied.  Der  Direktor  (Rektor)  ist  stimmberechtigtes  Mitglied  der  Schulkommission. 
Eine  Eigentümlichkeit  dieser  sächsischen  Behörde  ist  es,  daß  sie  nur  bei  städtischen 
Anstalten,  nicht  bei  könighchen  eingerichtet  ist,  anders  als  in  Baden  und  Braun- 
schweig, wo  sie  bei  allen  Anstalten,  gleichgültig,  ob  städtischen  oder  staatlichen 
Patronats,  fungiert.  Einige  Modifikationen  ergeben  sich  nun  in  Sachsen  aus  der 
politischen  Stellung  und  Größe  der  Gemeinden.  §  7  nämlich  lautet:  „Empfängt 
eine  Stadtgemeinde  zur  Unterhaltung  der  Gemeindeanstalt  vom  Staate  entweder 
gar  keinen  oder  doch  nur  einen  solchen  festen  jährlichen  Zuschuß,  der  weniger  als 
ihr  eigener  jährlicher  Aufwand  für  die  Anstalt  beträgt,  so  kann  der  Stadtrat,  sofern 
und  solange  demselben  wenigstens  drei  wissenschaftlich  gebildete  Mitgheder  an- 
gehören, die  Funktionen  der  Schulkommission  übernehmen.  Er  hat  jedoch  solchen- 
falls zur  endgültigen  Beschlußfassung  in  Angelegenheiten,  in  denen  er  die  Funktion 
der  Schulkommission  ausübt,  den  Direktor  (Rektor)  der  Anstalt  zuzuziehen." 
Von  dieser  Möghchkeit,  daß  nämhch  einfach  der  Stadtrat  (Magistrat)  die  Schul- 
kommission ist.  haben  mehrere  Städte  Gebrauch  gemacht,  nämlich  Dresden,  Leipzig, 
Zwickau,  Freiberg,  Plauen.  Nun  aber  kann  unmöghch  der  Stadtrat  in  Gesamtheit 
ohne  weiteres  sich  fortgesetzt  mit  Angelegenlieiten  der  höheren  Schulen  beschäf- 
tigen, daher  werden  zur  Vorbereitung  solcher  Sachen  von  Stadträten  dieser  Städte 
Ausschüsse  eingesetzt;  was  z.  B.  Dresden  anbelangt,  so  haben  sich  diese  Aufsichts- 
funktionen nach  folgenden  Bestimmungen  gebildet  (v.  Seydewitz  §  7  Anmerkung) : 
„Von  dem  Stadtrat  zu  Dresden  ist  in  Gemeinschaft  mit  dem  Stadtverordneten- 
kollegium nachstehendes  Regulativ  für  die  Verwaltung  des  höheren  Unterrichts- 
wesens aufgestellt  worden:  §  1.  Der  Rat  übernimmt  die  Funktionen  der  Schul- 
kommission für  das  Gymnasium  und  die  beiden  Realschulen  auf  Grund  des  §  7  des 
Gesetzes  vom  22.  August  1876.  §  2  bestimmt  dann,  daß  zur  Vorberatung  der  An- 
gelegenheiten der  höheren  Unterrichtsanstalten  ein  ständiger  Ausschuß  niedergesetzt 
wird,  welcher  aus  drei  Mitgliedern  des  Rates,  drei  MitgUedern  der  Stadtverordneten 
und  zwei  anderen  wählbaren  Bürgern  zusammenzusetzen  ist.  In  den  Sitzungen 
des  Ausschusses  ist  für  die  Angelegenheiten  der  einzelnen  Schulen  der  Rektor  bzw. 
Direktor  der  beteiligten  Schule  als  stimmberechtigtes  Mitglied  hinzuzuziehen. 
§  3  besagt,  daß  von  den  drei  Mitghedem  des  Rates  und  der  Stadtverordneten  je  zwei, 

1)  V.  Seydewitz,  Codex  des  im  Königreiche  Sachsen  geltenden  Kirchen-  und  Schulrechts. 
Supplementband.  1879.  S.  463  ff.  —  J.  F.  Kretzschmar,  Das  höhere  Schulwesen  im  Königreich 
Sachsen.     Leipzig  1903.     S.  13ff. 
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und  daß  cbenHo  die  beiden  /u^ewiihlten  Bürger  witwenhchaftlith  gebildet  sein  niÜKHcn; 
ein  letzter  Paragraph  bestimmt  dann,  daß  bei  Anwesenheit  von  mindestens  fünf 
Mitgliedern  der  Ausschuß  beschlußfähig  ist.  Diese  „Ausschüsse",  welche  also  statt 
der  Schulkommissionen  in  einigen  Städten  amtieren,  unterscheiden  sich  schon  irj 
der  Zahl  wesentlich  von  ihren  Vorbildern:  die  Schulkommissionen  xählen  nur  4  Mit- 
glieder, diese  Ausschüsse  deren  !);  auch  in  den  letzteren  können  Oberlehrer  tütig 
sein,  sei  es  als  Mitglieder  der  Stadtverordneten,  sei  es  als  zu  den  wühlbaren  Bürgern 
gehörig.  Den  Vorsitz  führt  in  beiden  nicht  der  Direktor,  der  bei  den  Ausschüssen 
sogar  nicht  stündiges  Mitglied  zu  sein  braucht,  sondern  nur  /u  gewissen  Sitzungen 
hinzugezogen  werden  muß.  Die  Zeit  der  Mitgliedschaft  ist  bei  den  Ausschüssen 
auf  1  Jahr  festgesetzt,  ausgenommen  von  dem  Vorsitzenden  dieser  Aus-schüsse; 
der  Vorsitzende  derselben  ist  nämlich  der  Vorstand  der  Verwaltungsabteilung  für 
das  höhere  Unterrichtswesen  und  führt  als  stündiges  Mitglied  den  Vorsitz. 

Ähnlich  in  der  Zusammensetzung,  aber,  wie  sich  unten  ergeben  wird,  in  ihren 
Befugnissen  ganz  verschieden  von  den  süchsischen  sind  die  Studienkommissionen 
in  Württemberg;  auch  sie  sind  eine  Art  Laienbehörde,  auch  sie  sind  nur  für  nicht- 
staatliche Lehranstalten  vorhanden.  Ein  Gesetz  vom  1.  Juli  1870  (Fehleisen 
S.  IGOff.)^)  gab  eine  Instruktion  „betr.  die  Aufsicht  über  die  der  Oberstudienbehörde 
nicht  unmittelbar  untei-stellten  drei-  oder  mehrklassigen  Gelehrten-  und  Realschulen, 
ebenso  über  die  zwei-  und  einklassigen  Gelehrten-  und  Realschulen  in  Württem- 
berg". Für  diese  ist  eine  besondere  Ortsschulbehörde  bestellt,  die  den  Namen 
Studienkommission  führt.  Art.  4:  Die  Ortsschulbehörde  besteht:  1.  aus  dem 
Ortsvorsteher,  2.  aus  dem  Ortsgeistlichen  (bzw.  aus  2  Ort.sgeistlichen  bei  konfessionell 
gemischten  Behörden) ;  3.  bei  größeren  Anstalten  (d.  h.  bei  solchen  aus  drei  oder  mehr 
Klassen)  aus  dem  Schulvorstand,  bei  kleineren  aus  sämtlichen  Hauptlehrern;  4.  aus 
drei  bis  vier  weiteren  Mitgliedern,  welche  von  dem  Gemeinderat  o<ier  Bürgerausschuß 
oder  . . .  von  dem  Stiftungsrat  und  Bürgerausschuß  aus  den  nicht-geistlichen  . . .  Mit- 
gliedern derselben  oder  der  sonstigen  Ortseinwohnerschaft  auf  je  3  Jahre  zu  wählen 
sind.  —  Der  Ortsschulbehörde  steht  es  frei,  zu  ihren  Beratungen  in  einzelnen  Fällen 
die  übrigen  Lehrer  oder  einzelne  derselben  sowie  sonstige  Sach verstündige  bei- 
zuziehen.  —  Art.  6  regelt  dann  die  Vorstandsfrage  für  diese  Studienkommissionen. 
Die  Vorstandschaft  in  der  Ortsschulbehörde  und  die  Führung  ihrer  Geschäfte 
sowie  die  Erledigung  der  minder  wichtigen  laufenden  Angelegenheiten  (namentlich 
im  Falle  der  Dringlichkeit)  steht  dem  Ortsvorsteher,  in  Gemeinden,  in  denen 
(Jelehrten-  oder  Realschulen  mit  weniger  als  drei  Sehülerklassen  allein  oder  neben 
<iner  größeren  Anzahl  bestehen,  dem  Orts  Vorsteher  und  dem  Orts  geistlichen, 
und  zwar  in  paritätischen  Orten  demjenigen  der  in  der  Gemeinde  überwiegenden 
Konfession  gemeinschaftlich  zu.  Aber  bei  den  Verhandlungen  selbst  führt  der 
Orts  Vorsteher  den  Vorsitz.  —  Da  der  Geistliche  nach  Art.  7  die  Berufung  in  diese 
Koiiiniission  ablehnen  kann,  so  kommt  dann  die  Vorstandschaft  dem  Ortsvorsteher 
alleüi  zu. 


1)  Vgl.  betr.  der  StudienkommissioDen  auch  die  neuesten  Verfügungen  vom  28.  Juli  1903 
und  11.  November  1904. 
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III.  \N  ir  golnngoii  zur  dritten  Gruppe,  zu  deiijeiiigen  Zuisehenbehörden,  welche 
in  ihrer  Zusammensetzung  keine  Fühhmg  mit  den  Universitäten,  keine  Fühlung 
mit  aktiven  Schulmännern,  keine  solche  mit  Laien  haben;  selbstredend  ist  bei  einigen 
Staaten  hier  manches  sozusagen  zu  entschuldigen,  wenn  z.  B.  eine  Hochschule  nicht 
vorhanden  ist.  wie  dies  in  Anhalt  der  Fall  ist;  abgesehen  von  einem  Oberbaurat 
als  technischem  Mitglied  setzt  sich  das  anhaltinische  Kollegium  der  Abteilung  für  das 
Schulwesen  zusammen  aus  einem  Theologen  von  dem  dortigen  Konsistorium  und 
einem  Regierungsrat  (Justitiar)  aus  der  Abteilung  des  Innern;  die  einzigen,  welche 
Mitglieder  nur  der  Oberschulbehörde  sind,  sind  der  Vorsitzende  (s.  oben)  und  ein 
Geh.  Schulrat,   früherer  Gymnasialdirektor;  Mit  gliederzahl  im  ganzen  5. 

Das  Großherzogtum  Hessen  hat  zwar  eine  Universität  und  technische  Hoch- 
schule, aber  in  der  Abteilung  für  Schulangelegenheiten  haben  sie  keine  Berater. 
Nach  §  2  der  Verordnung  vom  27.  September  1899  besteht  die  hessische  „Abteilung 
für  Schulangelegenheiten" : 

1.  aus    dem    Referenten    für   Schulangelegenheiten   bei    Unserem   Ministerium 
des  Innern  als  Vorsitzendem; 

2.  aus  zwei  oder  mehreren  Räten,  welche  die  Befähigung  für  das  höhere  Lehr- 
amt, das  Richteramt  oder  das  höhere  Verwaltungsamt  besitzen. 

Mit  Einschluß  des  Vorsitzenden  müssen  mindestens  zwei  Mitglieder  der  Ab- 
teilung die  Befähigung  für  das  höhere  Lehramt  besitzen.  —  Die  jetzige  Abteilung 
besteht  aus  dem  Vorsitzenden,  der  Philologe  ist,  ferner  zwei  früheren  Schulmännern 
und  einem  Juristen;  außerdem  wird  ein  außerordentliches  Mitglied  aufgezählt, 
ein  Direktor  einer  höheren  Lehranstalt,  im  ganzen  sind  es  also  5  Mitglieder. 

Die  oldenburgische  Zwischenbehörde,  das  „Evangelische  Oberschulkolle- 
gium", setzt  sich  aus  dem  Vorsitzenden  und  aus  4  Mitghedern  zusammen;  2  von  ihnen 
sind  schultechnisch  vorgebildet,  2  andere  theologisch;  der  eine  Schultechniker 
ist,  ähnlich  wie  in  Hessen,  zugleich  MitgUed  des  oldenburgischen  Staatsministeriums 
und  Referent  für  das  höhere  Schulwesen  daselbst.  Der  Vorsitzende  ist  hier,  wie 
gesagt.  Jurist.  Das  römisch-katholische  Oberschulkollegium,  dessen  Vorsitzender 
ein  bischöflicher  Offizial  ist,  hat  einen  Schulrat  und  einen  Geheimen  Justizrat 
zu  Mitgliedern;  der  Vorsitzende  muß  hier  immer  ein  katholischer  Kirchenbeamter 
sein;  keins  dieser  MitgMeder  ist  zugleich  Referent  im  Staatsministerium,  Departe- 
ment für  Kirchen  und  Schulen;  der  Referent  aus  dem  evangelischen  Oberschul- 
kollegium ist  zugleich  Referent  über  die  nicht  dem  evangelischen  Oberschulkollegium 
unterstellten  höheren  Schulen. 

Als  letztes  Glied  in  dieser  ganzen  Reihe,  als  letztes  Ghed  der  dritten  Gruppe 
muß  noch  kurz  derjenige  Staat  behandelt  werden,  der  zu  allererst  diese  Zentral- 
mittelbehörden schuf:  Preußen.  So  wie  sie  1825  ins  Leben  gerufen  worden,  sind 
sie  geblieben  bis  heute,  wie  die  Schwesterbehörden  in  Anhalt,  Hessen,  Oldenburg, 
ohne  den  Beirat  der  Männer  der  Wissenschaft,  ohne  wirkhche,  fortdauernde  Ver- 
bindung mit  der  Schulpraxis,  ohne  Unterstützung  des  Laienelementes.  Die  Zahl 
der  schultechnischen  Provinzialschulräte  in  den  preußischen  Provinzialbehörden 
schwankt  (1908)  zwischen  5  und  1,  am  meisten,  5  Mitglieder  haben  die  Kollegien  von 
Berlin -Brandenburg    und    Rheinprovinz -Hohenzollern,    über    mehrere   Provinzen 
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ist  mir  ein  I'roviii/ialsclnilnit  jicsct/t  :  ( ).st|)rt'ulicri ,  I'uhcii,  l'omiiifrii ,  Schles- 
wig-Holstein. Hierzu  treten  noch  die  schulteehnischon  Mitarbeiter,  mit  deren 
I'^inaotzunu  man  in  I*reuüen  seit  einigen  Jahren  endlieh  «'inen  Schritt  /.ur  W'eiter- 
Itilthni^'  dicsci-  Hchorden  ^etan  hat,  während  in  den  heiden  anderen  oben  f^enannten 
Staaten  man  bt'i  dem  alten  System  /u  beharren  scheint.  Zählt  man  diese  .Mitarbeiter 
hinzu,  so  haben  aucli  die  4  eben  bezeichneten  preuljischen  i*n)vinz««n  'J  schult<'chniHehe 
.Mitu'Hcd.T. 

(M)cr  die  NOrbiidunj.'  dieser  Hüte  lälit  sieh  im  allgemeinen  saj^en'),  dali  eine 
Liioüe  Zahl  unter  ihnen  klassische  Philologen,  mehrere  Mathematiker,  Theologen 
und  Hisltirikcr  und  nur  zwei,  soweit  bekannt,  Neuphilolojron  sind.  Khe  die  scjud- 
teeluiischen  .Mitarbeiter  eiuLreführt  wurden,  kam  es  vor,  daß  in  Provinzen,  wo  nur 
ein  Provinzialschulrat  für  höhere  Schulen  existierte,  sich  Rar  kein  Mathematiker 
befand;  und,  soweit  bekannt,  sind  noch  jetzt  die  rrovinzialschulk<)nei.'ien  in 
Ostjjreußen.  Westpreulieii,  in  der  Hheinprovinz  ohne  ein  mathenjatisehes 
Mitulied. 


Geschäftskreis.  Kompetenzen. 

Hier  ist  im  voraus  zu  bemerken,  daß  die  DarstcUunci  auf  Vollständigkeit  ver- 
zichten muß,  weil  in  vielen  Punkten  der  Geschäftskreis  dieser  Behörden  sieh  nicht 
ganz  sicher  feststellen  ließ,  mid  darauf  verzichten  kann,  weil  manches  so  selbst- 
veretändlich  ist,  daß  es  keiner  besonderen  Erwähnung  bedarf.  Dann  ergibt  sich 
liier  von  vornherein  ein  ziemlicher  Unterschied  zwischen  großen  und  kleinen  Staaten; 
bei  den  ersteren  wird  manche  Entscheidung  durch  die  Zentralmittelbehörde  ge- 
troffen werden  müssen,  welche  bei  den  letzteren  die  Zentralbehörde  (Ministerium) 
oder  der  Landesherr  treffen  kaiui,  einfach  deswegen,  weil  hier  die  Zahl  der  zu  be- 
arbeitenden Sachen  viel  geringer  ist.  In  vielen  Fällen  wird  es  übrigens  am  besten 
.sein,  den  Text  der  Verfügungen,  die  den  Gesclmftskreis  regeln,  zum  Abdruck  zu 
bringen. 

Wie  die  Ministerien,  so  umfassen  diese  Zwischenbehörden  mit  geringen  A\i8- 
nahmen  in  ihrem  Geschäftskreis  das  gesamte  Schulwesen :  höhere  Schulen.  Mädchen- 
schulen, Volksschulen.  Fmhschulen.  Bayern  ist  in  der  glücklichen  Lage,  seinem 
obersten  Schulrate  einen  Wirkungskreis  gegeben  zu  haben,  der  zwar  der  kleinste 
im  Vergleich  zu  denen  aller  anderen  Behörden,  aber  doch  der  allein  zutreffende 
ist.  Der  oberste  Schulrat  hat  nämlich  nichts  mit  den  Volksschulen  tnid  Mädchen- 
schulen zu  tun.  sondern  allein  mit  dem.  was  man  sonst  im  allgemeinen  höheres 
Schulwesen  nennt.  Er  hat  die  Aufsicht  über  die  humanistischen  Mittelschulen. 
d.  h.  Gynmasien.  Progynmasien  und  Lateinschulen,  und  die  in  Bayern  sogenannten 
technischen    Mittelschulen,    d.    h.    Healgynujasien,    Oberrealsehulen,    Realschulen. 

1)  Eine  nicht  ganz  .-»ichero  Fc.st«t«>nunp  irnnb  tür  lOO.s  in,  pnnzen  unt<  i  niu  31  1  r.-vinzinl- 
schulrnten  4  Theologen.  LT  .Mtphilologon,  4  HlHtoriker.  3  Ncuspmchlor.  7  Matlu-nintikor. 
unter  den  7  schultoclmi.ichon  Mitnrlx'jtom  nn\  meisten  Altphilologt-n:  .'i.  un«l  J  Neu- 
sprachler. —  Natürlich  kombinieren  sich  hier  inid  da  die  Fakultäten,  oinig^  Altphilologen 
hatx>n    noch   geschichtliche,    einige    Historiker   noch   eine   deutsche   Fakulta.««    und   Ahnliehe*. 
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Industriosohulcn  und  Handelsschulen  und  über  die  niilitärberechtigten  Privat- 
anstalten. Ferner  ist  der  bayerische  oberste  Schulrat  in  der  glücklichen  Lage,  daß 
er  sich  mit  allen  äußeren  Angelegenheiten  dieser  Anstalten  nicht  zu  beschäftigen 
braucht:  alle  räumlichen,  baulichen,  hygienischen  Verhältnisse  stehen  unter  Auf- 
sicht der  königlichen  Kreisregierungen,  die  zu  diesem  Zwecke  durch  einen 
Administrativreferenten,  den  Kreismedizinalrat  und  durch  ein  Mitglied  der  Kreis- 
baubehörde periodische  Visitationen  vornehmen  und  dann  an  das  Staatsministeriuni 
berichten:  diesen  Kreisregierungen  steht  auch  die  Beurlaubung  von  Lehrern  zu, 
bei  denen  kein  Ersatz  nötig  ist,  ebenso  bei  Nicht -Vollanstaltcn  die  Anstellung  von 
Xebenlehrern,  d.  h.  solchen,  die  bei  uns  technische  heißen. 

Dadurch  ist  der  bayerische  oberste  Schulrat  von  mancherlei  Geschäften  befreit, 
welche  anderen  Schulbehörden  gewiß  lästig  fallen.  Desto  mehr  kann  er  sich  dem 
widmen,  was  ilim  durch  §  1  der  Verfügung  bestimmt  ist:  „Die  oberste  fachmän- 
nische Beratung  und  Bearbeitung  der  Angelegenheiten  der  humanistischen  und 
technischen  Mittelschulen";  und  nach  §  4  hat  derselbe  besonders  die  Entschließungen 
und  Verfügungen  auf  die  von  seinen  Mitgliedern  im  Auftrage  des  Staatsministeriums 
des  Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  vollzogenen  Visitationen  der 
Mittelschulen  zu  entwerfen  und  die  Qualifikationen  des  Lehrpersonals  dieser  An- 
stalten gutachtlich  festzustellen;  auch  andere  auf  das  Schulwesen  bezügliche  Gegen- 
stände können  dem  obersten  Schulrat  zugewiesen  werden,  wie  auch  aus  seiner 
Mitte  selbständige  Anträge  gestellt  werden  können."  Alles  in  allem  genommen, 
hat  der  oberste  Schulrat  in  Bayern  ungefähr  folgenden  Geschäftskreis: 

Bescheide  auf  die  Jahresberichte  der  Anstalten;  diese  Bescheide  gehen  nach 
Beratung  im   obersten  Schuh at  an  das  Ministerium,  das  den  endgültigen 
Bescheid  erteüt; 
Vornahme  von  Visitationen  und  Bescheide  hierauf; 
Prüfung  der  Lehrmittel; 

Entscheidung  über  neue  Lehrmittel,  Lehrbücher; 
Bestimmung  der  Prüfungskommissionen  für  das  höhere  Lehramt; 
Feststellung  der  Aufgaben  für  die  Reifeprüfung; 
alle  wichtigeren  Personalien  des  Lehrpersonals; 

wichtigere  Personalien  von  Schülern  (etwaige  Beschwerden  der  Eltern),  welche 
ans  Ministerium  gelangen,  und  Ähnliches. 
In  allen  diesen  schul  technischen  Sachen,  besonders  in  Einführung  neuer  Lehr- 
mittel, auch  bei  außerordentlichen  Aufgaben,  wie  bei  neuen  Organisationsentwürfen, 
neuen  Schul-  und  Prüfungsordnungen,  ist  der  oberste  Schulrat  freilich  nur  gut- 
achtliches Zentralorgan ;  vgl.  §  7 :  Der  oberste  Schulrat  ist  gutachtliches  Organ 
des  K.  Staatsniinisteriums,  Er  hat  alle  Angelegenlieiten  der  humanistischen  und 
realistischen  ^Dttelschulen,  welche  ihm  zur  Erledigung  zugewiesen  werden,  gut- 
achtlich zu  behandeln.  Obgleich  also  das  bayerische  Ministerium  überall  das  letzte 
Wort  zu  sprechen  hat  —  fest  sind  die  Kompetenzen  nicht  abgegrenzt  — ,  wird 
es  wohl  mu-  selten  in  zwingenden  Fällen  über  schultechnische  Fragen  anders  ent- 
scheiden als  die  Zentralmittelbehörde.  Eine  eigentliche  Initiative  ist  dieser  Behörde 
zwar  fast  unmöghch  gemacht,  doch  weil  jetzt  eine  Art  Union  stattfindet  zwischen 
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dem  baycrisclien  Miiiiatcrium  und  dem  oberetcn  Schulrat  dadurdi,  daÜ  die 
Ministerialabtcilung  zugleich  integrierender  Teil  de«  Schulrat«  ist,  kann  d«xh 
zwischen  der  höheren  und  niederen  Instanz  betwer  aln  früher  eine  gemeinschaft- 
Hche  Verständigung  und  ein  fachmännisches  Zusammenwirken  zustand«*  kommen. 

Auch  die  württembergische  „Ministerialabtcilung"  brauchte  sich  bis 
vor  kurzem  nur  mit  den  höheren  Knabenschulen  /u  befassen,  gemäß  §  1  der  Ein- 
setzungsorder, nach  welcher  ihr  die  nächste  Aufsicht  über  das  (Jelehrten-  und  Real- 
schulwesen zukommt ,  aber  seit  dem  Clesetz  vom  27.  Juli  1003  hat  sie  als 
„Ministerialabtcilung  für  die  höheren  Schulen"  auch  die  Aufsicht  über  die  höheren 
Mädchenschulen  zuerteilt  bekommen,  die  bis  dahin  der  „Kommission  für  die 
höheren  Mädchenschulen"  unterstellt  waren.  Die  Volks.scliulen  stehen  nicht  unter 
der  Ministerialabtcilung.  sondern  unter  kirchlicher  V^erwnltung") :  das  württem- 
bergische evangelische  Konsistorium  ist  die  evangelische  Oberschulbehörde  für 
die  evangelischen,  der  württembergische  katholische  Kirchenrat  in  Gemeinschaft 
mit  dem  bischöflichen  Ordinariat  ist  die  katholische  Obcrschulbehörde  für  die 
katholischen  Volksschulen.  Nur  die  Elementarschulen,  die  für  die  humanistischen 
und  realistischen  Lehranstalten  vorbereiten  —  meist  entsprechend  unseren  Vor- 
schulen — .  werden  von  jener  Behörde  beaufsichtigt.  In  Württemberg  ist  bekannt- 
lich die  Art  der  höheren  Schulen  eine  sehr  mannigfaltige,  und  so  unterstehen  der 
Ministerialabtcilung  für  höiiere  Schulen  außer  den  evangelisch -theologischen 
Seminarien  die  Gynmasien,  Progymnasien,  Lateinschulen,  die  Realgymnasien, 
Kealprogymnasien ,  Rcallateinschulen ,  die  (ein-,  zwei-  und  mehrklassigen)  Real- 
schulen und  die  Oberrcalschule  mit  4  Oberklassen,  die  Bürgerschule  in  Stuttgart. 

Die  Mitglieder  der  Behörde,  mit  Einschluß  des  Vorsitzenden,  haben  sich  dies 
fJebiet  ungefähr  so  geteilt:  der  Vorsitzende  hat  das  Dezernat  über  jene  Seminare, 
zwei  Mitglieder  haben  ein  solches  über  die  Gelchrtcnschulen,  drei  ein  solches  über  die 
Rcalanstalten  und  Realschulen  usw.  Die  Dezernate  wechseln,  wenn  auch  nicht  häufig. 

Sonst  ist  die  Kompetenz  dieser  württembergischen  Behörde  im  allgemeinen 
gleich  derjenigen  der  bayerischen  und  aller  ähnlichen  Behörden.  Die  Königliche 
Verordnung  vom  2.  Oktober  1866  drückt  sich  im  §  2a  viel  unbestimmter  und 
allgemeiner  aus  als  die  betreffende  bayerische,  sie  spricht  von  „wichtigeren 
Angelegenheiten,  insbesondere  von  denjenigen,  welche  bisher  vom  Studienrat  .  ,  . 
dem  Ministerium"  vorzulegen  waren.  Wie  in  Bayern  bwlarf  die  Einführung  neuer 
Lehrpläne  und  Prüfungsordnungen  der  ministeriellen  Genehmigung,  sonst  ist  die 
Abteilung  in  allen  anderen  .schultechnischen  Fragen  (Einführung  neuer  Lef^bücher, 
Abgrenzung  der  Pausen  und  Ähnliches)  tatsächlich  selbständig,  wenn  s^ie  im  übrigen 
auch  nur  begutachtend,  wie  die  bayerische,  auftritt.  In  Personalfragen  hat  sie 
das  Vorschlagsrccht.  Im  übrigen  muß  gesagt  werden,  daß  diese  Abteilung  dem 
Ministerium  gegenüber  weniger  selbständig  ist  als  die  bayeri.sche  Behörde,  wenn  in 
Württemberg  nach  §  2n  alle  wicht  igeren  (Gegenstände  auf  (Jrund  der  unter  seinem 
Vorsitz    abzuhaltenden    Kollegialberatung    von    dem    .Minister   selbst    entschieden 

1)  Das  wird  durch  dir  v»n  U-idm  KamiuiTii  nnpenommpno  Schulnovcllo  jetzt  anders: 
die  Vc)lk9'«chnl»-ii  in  \Vürttciiil>erg  werrlcn  l>o»ondert-n.  nach  der  Ki>nfeiwion  getrennten  Schul- 
behöixlen  unterstellt. 
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wprdtMi.  wahroiui  narli  §  2b  alle  ührifron  Gogonstände  von  dem  Abtrilungs- 
vorstand  zur  Erledigung:  gebracht  werden  sollen.  —  Was  Anstellung  der  „Oberlehrer" 
anbehingt.  so  hat  diese  Behörde  ebenso  wie  bei  Ernennung  der  Anstaltsleiter  das 
Vorschlagsrecht  dem  Ministerium  gegenüber;  der  Landesherr  hat  zuletzt  natürlich  das 
Recht  der  Ernennung.  Übrigens  besteht  in  Württemberg  —  soweit  mir  bekannt, 
allein  in  ganz  Deutschland  —  das  Meldewesen;  bei  freiwerdenden  Stellen  laufen 
bei  der  Minist erialabteilung  Meldungen  ein,  ein  besonderes  Formular  dazu  ist 
in  dem  Buche  von  Fehleisen  S.  200  abgedruckt. 

Viel  ausgedehnter  ist  der  Geschäftskreis  des  badischen  Oberschulrats. 
Der  badische  Oberschulrat  hat  es  mit  dem  gesamten  unteren  und  mittleren 
Schul-  und  Unterrichtswesen  zu  tun,  ebenso  mit  dem  gesamten  wirtschaftlich- 
administrativen Teil.  —  Da  uns  hier  nur  das  mittlere  Schulwesen  (d.  h.  die  höheren 
Schulen)  angeht,  so  müssen  wir  uns  hier  auf  die  Befugnisse  beziehen,  welche  dem 
frülieren  badischen  Oberstudienrat^)  über  die  höheren  Schulen  zustanden  und  in  der 
Einsetzungsorder  vom  12.  August  1862  auf  die  neue  Behörde,  den  Oberschulrat, 
übergingen;  so  kommt  auch  diesem  Oberschulrat  jetzt  zu  die  „Überwachung  des 
Vollzuges  der  auf  die  Gelehrtenschulen  und  höheren  Bürgerschulen  bezüglichen 
Gesetze  und  Verordnungen,  die  Genehmigung  der  jährlichen  Schulschematismen 
und  der  Verteilung  der  Lehrfächer  und  Unterrichtsstunden  unter  die  Lehrer,  Be- 
stimmung über  den  Anfang  und  die  Dauer  der  Ferien  2),  über  die  Zeit  der  Prüfungen, 
die  Abordnung  von  Prüfungs-  und  Visitationskommissaren  .  .  .  alle  Anträge  auf 
Beförderung,  Besserstellung,  Versetzung  und  Entlassung  der  Lehrer" ;  ferner  kommt 
jetzt  dem  Oberschulrat  zu  die  unmittelbare  Verwaltung  und  Verwaltungsaufsicht  der 
Landes-  und  Distriktsstiftungen,  der  Ortsstiftungen,  die  Verleihung  mancher  Unter- 
richtsstipendien und  andere  finanzielle  Obliegenheiten,  deren  Details  auseinander- 
zusetzen hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein  kann ;  bekanntlich  sind  für  diese  Geldsachen 
wie  für  Bausachen  im  Oberschulrat  juristische  oder  kameralistische  Räte  bestellt. 

Der  badische  Oberschulrat  hat  aber  nicht  nur  laufende  Geschäfte  zu  erledigen, 
sondern  auch  außerordentliche,  die  ihm  bei  besonderen  Anlässen  übertragen  werden 
können,  so  z.  B.  Fragen  über  erhebliche  Änderungen  der  Lehrpläne,  Anordnung 
von  Visitationen,  Erörterung  allgemeiner  Fragen,  wenn  solche  nötig  erscheinen; 
der  seit  1896  ihm  beigegebene  Zeicheninspektor  hat  an  den  Oberschulrat  zu  be- 
richten. Zur  Vornahme  dieser  außerordentlichen  Aufgaben  werden  übrigens  jene 
außerordentlichen  Mitglieder  auf  3  Jahre  mit  denselben  Befugnissen  wie  die  ordent- 
lichen ^n  dem  Landesherrn  ernannt.  Manches  davon  ist  jetzt  auch  in  Baden 
einheithch  für  immer  geregelt,  so  daß  die  Zwischenbehörde  sich  nicht  jedesmal 
darum  zu  bekümmern  braucht^),  z.  B.  sind  jetzt  auch  die  Prüfungen  für  das  Lehr- 
amt an  den  höheren  Schulen  geregelt. 

Die  etatmäßige  Anstellung,  Ernennung  der  Professoren  und  Direktoren,  ebenso 
MehrbewiDigung  in  ihren  Gehältern,  schließlich  ihre  Zurruhesetzung  erfolgt  durch 
den  Landesherrn. 


1)  S.  Joos  S.  2.5 ff. 

2)  Die  Ferien  in  Baden  sind  durch  die  neue  Dienötinatruktion  von  1904  geregelt  worden,  §  23. 

3)  Joos  S.  26. 
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In  vieli'U  Dingen  ist  der  haiÜHrhc  Uborecliulrat  BclbHtündiK,  naincntlicli  im 
N'olksschulgebiotc,  ebenso  in  der  Krnonnunfj  und  Versetzung  der  nicht  vom  Landee- 
lierrn  anpestoUton  Lehrer  an  <Ien  MittelHchuh«n  un(i  Lehr(>rHenunarpn.  hier  ist  die 
Instanz  des  Ministeriums  nicht  mehr  niitig.  W'eini  es  sieh  aber  um  Strafversetzung 
oder  Dienstenthvssung  der  nielitstaatliehen  .Mittelschullehrer  handelt,  so  ist  aller- 
dings tue  ministerielle  Entseheiduu).'  einzuholen,  welche  überhau{)t  in  aller»  Rekursen 
L'egen  Verfügungen  des  Oberseh  ul  rat  es  den  Ausschlag  gibt. 

Für  Disziplinarfülle  gegen  Mittel.sehullehrer,  die  vom  Landi-sherrn  angi-stellt 
sind,  ist  ein  besonderer  Disziplinarhof  vorhanden,  natürlich  auch  anderen  Beamten 
liegen  über. 

Die  N'ertciluiig  der  Dezernate  im  Oherschulrat  ist  übrigens  eine  solche,  daü  schul- 
techni.sche  Angelegenheiten  nur  von  den  schultechnisch  vorgebildeten  Kiiten  be- 
arbeitet  werden. 

Der  Geschäftskreis  der  Oberschulkommission  in  Braunschweig  ist 
deutlich  und  genau  in  §  löff.  angegeben.  Ihre  Oberaufsiciit  erstreckt  sich  auf  die 
„sämtlichen  inneren  und  äußeren  Angelegenheiten  dieser  Lehranstalten" ;  namentlich 
soll  sie  dafür  Sorge  tragen,  daß  geeignete  Lehrkräfte  vollständig  vorhanden,  daß 
die  für  die  Zwecke  der  Gymnasien  bestimmten  Gebäude,  Lehrmittel  usw.  in  ord- 
nungsmäßigem Zustande  sind;  sie  \\  ird  regelmäßig  Berichte  der  Kuratorien  und  Direk- 
toren einfordern,  auch  Visitationen  vornehmen  lassen.  —  Sehr  wichtig  ist  §  16:  Die 
Oberschulkommission  verfügt  und  entscheidet  innerhalb  ihres  amtlichen  Wirkungs- 
kreises selbständig;  allgemeine  Instruktionen  zu  erlassen,  ist  sie  ebenfalls  .selb- 
ständig befugt,  jedoch  kann  das  Heraogliche  Staatsministerium  anordnen,  daß  für 
bestimmte  Fälle  seine  vorgängige  Erlaubnis  erforderlich  sei;  auch  dürfen  diese 
Instruktionen  nichts  enthalten,  was  mit  den  bestehenden  Gesetzen  oder  V^erordnungen 
im  Widerspruch  steht;  und  solche  Instruktionen  können  jederzeit  vom  braun- 
Rchweigi.schen  Ministerium  beseitigt  oder  abgeändert  werden. 

Im  allgemeinen  ist  es  hier,  wie  wohl  anderwärts  auch:  in  schultechnischen  Sachen 
ist  diese  Behörde  selbständig;  an  das  Ministerium  gelangen  meist  nur  Vorschläge 
betreffend  Anstellung,  Beförderung  der  Oberlehrer,  Direktoren,  die  zuletzt  der 
Landesherr  genehmigt. 

Den  Geschäftskreis  der  Kuratorien  in  Hraunschweig,  der  ziemlich  bt^leutungs- 
voll  ist,  werden  wir  weiter  unten  darstellen  im  Zusammenhange  mit  denjenigen 
Behörden,  die  Laien  als  ständige  Berater  in  ihrem   Kreise  haben. 

Somit  gelangen  wir  zur  zweiten  Gruppe  von  Zentral mittelbehörden.  unter 
'lenen  wir  zuerst  die  österreichischen  Landesschulrät e  und  deren  Ge- 
1  häftskreis  betrachten  wollen.  Die  gegenwärtige  Organisation  der  Schulaufsicht 
Dcruht  auf  dem  kaiserlichen  Hand.Hchreiben  vom  S.  März  \Siu,  mit  welchem 
das  österreichi.sche  Ministerium  für  Kidtus  und  l'nterricht  wiederhergest<'llt  wurde, 
auf  der  kaiserlichen  Kntschließung  vom  2').  Juni  18<17,  mit  welcher  da«  Kegidativ, 
betreffend  die  Einsetzung  eines  Landes.schulrats  für  (lalizien  (.Mayrhofer-Pace  IV, 
."i44ff.)  die  kaiserliche  Genehmigung  erhielt,  endlich  auf  dem  Gesetz  vom  2ö.  Mai 
1868  (R.-G.-Bl.  48),  wodurch  grundsätzliche  Bestimmungen  über  das  Verhältnis 
der  Schule  zur  Kirche  erlassen  wurden.    Zur  Durchführung  dieses  Gesetzes  wurden 
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mit  der  Ministorialverordmiiisz  vom  10.  Februar  1869  (R.-O.-Bl,  19)  provisorische 
Anordnungen  über  die  Sclnilaufsiclit  getroffen,  welche  derzeit  nur  mehr  für  Triest 
wirksam  sind.  —  Für  die  übrigen  Länder  gelten  die  seit  1869  erschienenen  Landes- 
gesetze über  die  Schulaufsicht. 

Danach  gehen  für  fast  alle  Kronländer  folgende  Grundsätze: 
Dem  Landesschulrat  unterstehen  1.  die  dem  Wirkungskreis  der  Bezirks- 
schulräte zugewiesenen  Schulen  und  Erziehungsanstalten;  2.  die  Bildungsanstalten 
für  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Volksscliulcn  samt  den  zu  ihnen  gehörigen  Übungs- 
schulen; 3.  die  Mittelschulen  (Gymnasien,  Realgymnasien,  Realschulen)  sowie 
alle  in  das  Gebiet  derselben  fallenden  Privat-  und  Speziallehranstalten,  sofern 
diese  unter  der  obersten  Leitung  des  Unterrichtsministeriums  stehen.  Dann 
gelten,  was  die  Kompetenz  anbelangt,  zumeist  folgende  Bestimmungen:  Der 
Landesschulrat  hat  in  Angelegenheiten  der  ihm  unterstehenden  Schulen 
den  früheren  Wirkungskreis  der  politischen  Landesstellei)  und,  unbeschadet  der 
den  kirchlichen  Oberbchörden  vorbehaltenen  Rechte,  den  der  kirchlichen  Ober- 
behörden und  Schuloberaufseher;  er  übt  das  staatliche  Aufsichtsrecht  über  den 
Rehgionsunterricht  aus.  Außerdem  kommt  dem  Landesschulrate  zu:  1.  die  Über- 
wachung der  Bezirks-  und  Ortsschulräte,  die  Aufsicht  und  Leitung  der  Lehrer- 
bildungsanstalten ;  2.  die  Bestätigung  der  Direktoren  und  Lehrer  an  aus  Gemeinde- 
niitteln  erhaltenen  Mittelschulen  unter  Wahrung  der  diesen  Gemeinden  zu- 
stehenden Rechte;  3.  die  Begutachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln  und  Lehr- 
büchern für  Mittel-  und  Fachschulen;  4.  die  Erstattung  von  Jahresberichten  über 
den  Zustand  des  gesamten  Schulwesens  im  Lande  an  das  Ministerium  (nach 
Ma\Thofer-Pace  IV,  S.  547);  5.  die  Bescheide  auf  Beschwerden  gegen  Ver- 
fügungen der  Bezirksschulräte.  So  der  Geschäftskreis  der  Gesamtbehörde;  ebenso 
ausführlich  sind  die  Instruktionen  für  die  einzelnen  Landesschulinspek- 
toren;  eine  solche  Instruktion  \vurde  schon  1869  erlassen^),  ist  aber  am 
3.  November  1899  wiederholt  und  erneuert  worden.^)  Sie  umfaßt,  wie  die  ältere, 
3  Teile:  A.  Allgemeine  Bestimmungen.  B.  Von  den  Inspektoren  der  Lehrerbildungs- 
anstalten und  Volksschulen.  C.  Von  den  Inspektoren  der  Mittelschulen.  —  Aus 
den  allgemeinen  Vorschriften  sei  hervorgehoben,  daß  nach  §  1  die  Landesschul- 
inspektoren  „mit  aller  Aufmerksamkeit"  darüber  zu  wachen  haben,  daß  die  Schule 
nicht  zu  politischen,  nationalen  oder  konfessionellen  Umtrieben  mißbraucht  werde, 
daß  (§  6)  die  Inspizierung  der  Lehranstalten  die  wichtigste  Obliegenheit  der  Landes- 
schuhnspektoren  ist,  nach  Beendigung  solcher  Inspektionen  haben  sie  einen  Bericht 
der  Behörde  vorzulegen,  in  welchem  sie  auch  ihre  mündlich  erteilten  Weisungen 
zur  Kenntnis  bringen  müssen  (§  8). 

Aus  dem  Teile  C  weisen  wir  besonders  auf  etwas  hin,  was  schon  1869  in  der 
österreichischen  Instruktion  stand,  nämlich  die  Aufstellung  von  sogenannten 
Gymnasial-  und  Realschulinspektoren,  über  deren  Befugnisse  §  17  sich  aus- 

1)  Diese  Bestimmungen  der  früheren  politischen  Landesstelle  bei  Mayrhofer-Pace  IV  S.  546 
Anmerkung  3. 

2)  Mayrhofer-Pace  IV,  S.  5.54 ff.  Anmerkung. 

3)  Zeitachrift  für  österr.  Gymnasien  1900.     51,  5,  S.  461  ff. 
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spricht:  Dci  ( .' v  iiiiiasial  i  n.spck  t  or  lial  l»ri  dein  Hcsuclir  »Irr  Kcal.schulea 
seine  Aufiiu-rksinnkeit  aus-sclilii-ülicli  auf  die  Bi'haiulluiijj;  der  liumaiUHtiHcljen  Lehr- 
gegeii.stünde  und  deren  Erfolge  zu  riehten.  Dtuwelbe  gilt  für  den  Ki^lschuliiujpektor 
bezüglieh  dea  Unterriehtea  in  den  Kcallehrgegcnätänden  an  Gymnasien.  Nach 
§  19  haben  sich  bei  der  Reifeprüfung  die  Inspektoren  in  der  Weise  zu  unterstützen, 
(hilj  der  Gyninasialinspektor  die  Wahl  der  von  den  Koalschulabiturienten  sehrift- 
lirh  zu  bearbeitenden  Aufgaben  aus  den  humanistischen  Fächern  und  die  Prüfung 
der  über  die  Elaborate  von  den  Lehrern  ausgesprochenen  Zensur  vorzunehmen, 
der  Kealschulinspektor  dagegen  die  gleiche  Pflicht  rücksichtlich  der  realistischen 
Fächer,  insoweit  diese  einen  Gegenstand  der  schriftlichen  Prüfung  bilden,  zu  er- 
füllen hat.  Zu  den  humanistischen  Fächern  werden  (§17  der  älteren  Instruktion) 
gerechnet:  Sprachen,  philosophische  Fächer,  Geschichte,  Geographie  (in  ilirer 
Verbindung  mit  der  Geschichte),  ZAi  den  Reallehrgegenständen:  Mathematik,  be- 
schreibende Naturwissenschaften,  Physik,  Geographie,  insofern  sie  als  selbständiger 
Gegenstand  ei-schcint,  Zeichnen. 

Über  Revisionen,  Berichte  werden  wir  in  einem  besonderen  Abschnitt  handeln, 
und  es  erübrigt  noch,  über  die  Pflichten  und  Rechte  der  übrigen  .Mitglieder  der 
österreicliischen  Landesschuhäte  das  Nötige  zu  sagen.  Der  Vorsitzende  dea  Landes- 
schulrates  verteilt  die  Geschäfte  unter  die  einzelnen  Mitgüeder;  daher  können, 
wie  auch  anderwärts,  die  Dezernate  w  echscln,  und  nach  dem  Gesetze  vom  26.  März 
1869  (R.-G.-Bl.  40)  kann  ein  Landosschulinspektor  auch  das  Referat  für  die  ökonomi- 
schen und  administrativen  .Sclmlangclcgenhciten  mit  Genehmigung  des  Ministers 
zugewiesen  bekommen'),  ja  nach  Bedarf  können  auch  die  dem  Lehrstande  an- 
hörigen Mitglieder  oder  auch  andere  mit  den  vollen  Funktionen  eines  Landes- 
schulinspektors  in  vorübergehender  Weise  betraut  werden,  obgleich  selbstverständ- 
lich der  unmittelbare  Einfluß  auf  die  didaktisch-pädagogischen  Angelegenheiten 
der  Schulen  den  Landesschulinspektorcn  zuei-st  zusteht.  Ein  Schulvisitations- 
recht  haben  also  die  Vertreter  des  Lehrstandes,  der  Gemeinden,  der  Landesaus- 
schüsse, der  Religionsgesellschaften  an  und  für  sich  nicht,  nur  in  Istrien  und 
Kärnten  ist  dies  der  Fall,  wo  ihnen  dies  ausdrücklich  durch  Landesgesetze  gestattet 
ist,  aber  sie  haben  als  Schulvisitatoren  auch  hier  nicht  das  Recht,  selbständige 
.Anordnungen  zu  treffen.  —  Daß  diese  Mitglieder  keine  bloße  Statisten  zu  sein 
brauchen,  werden  wir  auch  weiter  unten  sehen. 

Was  Ernennung,  Beförderung  und  Ähnliches  anbelangt,  so  ist  hier,  wie  auch 
in  Batlen,  ein  Unterschied  zwischen  staatlichen  und  nichtstaatlichen  höheren  Lehrern. 
Die  Ernennung  der  Direktoren,  provisorischen  und  wirklichen  Lehrer  sowie  der 
Hilfslehrer  an  nichtstaatlichen  Mittelschulen  bestätigt  der  Landessehulrat.  Die 
provisorischen  und  wirklichen  Lehrer  an  den  Staat.sgymnasien  und  Realschulen 
sowie  die  Direktoren  an  den  StaatsreaKschulen  in  Böhmen.  Dalmatien,  Istrien, 
Niederösterreich  und  Salzburg  ernennt  der  .Minister;  die  Direktoren  aller  Staats- 
gymnasien  und  die  Direktoren  der  Stiwvtyrealschulen  (mit  Ausnahme  jener  in  den 
soeben  erwähnten  Ländern)  werden  nach  Vorschlag  des  Ministers  vom  Kaiser  ernannt. 


1)  Mayrhofer-l'aco  IV,  S.  55S. 


3S4  l^  •  Die  Aufsichtsbehörden  für  das  höhere  T>ehraint. 

Rücksichtlioh  der  staatlichen  MittelschuUohrer  ist  der  Landesschulrat  die  Dis- 
ziplinarbehörde erster  Instanz,  zweite  Instanz  ist  das  Ministerium.  —  Bei  Disziplinar- 
strafen gegen  die  vom  Kaiser  ernannten  Direktoren  ist  kaiserliche  Genehmigung 
einzuholen. 

Die  der  österreichischen  Zcntrahnittelbehörde  so  ähnliche  Hamburger  Ober- 
sehulbehörde  hat  ebenfalls  das  gesamte  Schulwesen  Hamburgs  unter  sieh,  nur 
mit  dem  Unterschiede  der  unmittelbaren  und  mittelbaren  Aufsicht;  nach  §  9  des 
Hamburgischen  Gesetzes  von  1870  stehen  „unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  und 
Verwaltung  der  Obei-schulbehörde  sämtliche  öffentliche  wissenschaftliche  Anstalten,  die 
Gelehrten-  und  die  Realschule  des  Johanneums,  das  Seminar  und  die  Gewerbeschule. 

In  §  10  heii3t  es:  l'ber  alle  sonstigen  öffentlichen,  sowie  über  die  nicht-öffent- 
lichen für  die  schulpfliclitige  Jugend  bestimmten  Schulen  übt  die  Oberschulbehörde 
die  Oberaufsicht  aus ;  in  §  11:  Wegen  Beaufsichtigung  der  sämtlichen  Schulen 
in  sanitärer  Beziehung  hat  die  Oberschulbehörde  sich  mit  den  kompetenten  Medi- 
zinalbehörden in  Verbindung  zu  setzen.  —  Nachdem  in  §  4  gesagt  ist,  daß  die  Ham- 
burgische Oberschulbehörde  „zum  Zwecke  der  Erledigung  der  ihr  obliegenden 
Geschäfte  nach  eigener  Bestimmung  sich  in  die  erforderliche  Anzahl  von  Sek- 
tionen zu  teilen  habe",  wird  in  §  14  ausdrücklich  hervorgehoben,  daß  „die  Wahl 
der  Gymnasialprofessoren,  der  Direktoren  der  öffentlichen  wissenschaftlichen 
Anstalten,  der  Gelehrten-,  der  Real-,  der  Gewerbeschule  und  des  Seminars,  sowie 
die  Wahl  des  Schulrats  und  der  Professoren  der  Gelehrtenschule,  endlich  die  Wahl 
der  Hauptlehrer  der  öffentlichen  Volksschulen  durch  die  gesamte  Oberschul- 
behörde erfolgen  soll,  welche  sich  von  der  betreffenden  Sektion  einen  Wahlaufsatz, 
der  Wahlfreiheit  unbeschadet,  vorlegen  lassen  kann".  Natürlich  „diese  Wahlen 
erfolgen  mit  Vorbehalt  der  Bestätigung  durch  den  Senat,  welcher  den  Gewählten 
beruft".  —  §  16:  „Die  Wahl  der  in  §  16  nicht  erwähnten  fest  angestellten  Lehrer 
erfolgt  unter  Zuziehung  des  Leiters  der  betr.  Schule  durch  die  kompetente  Sektion, 
beziehungsweise  Schulkommission,  jedoch  unter  Vorbehalt  der  Bestätigung  diu'ch 
den  Senat,  welcher  den  Gewählten  beruft."  —  Die  letzte  Entscheidung  also  in  allen 
^^•ichtigen  Sachen,  so  auch  bei  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  (§  18),  liegt  bei 
dem  Senate,  welchem  auch  jährlich  ein  zur  Mitteilung  an  die  Bürgerschaft  be- 
stimmter Bericht  über  den  Stand  des  gesamten  Unterrichts wesens  von  der  Ober- 
schulbehörde zu  erstatten  ist  (§  21). 

Eine  Eigenart  des  Hamburgischen  Schulwesens  ist  die  Hamburger  Schul- 
synode, von  welcher  die  Oberschulbehörde  über  wichtigere  Angelegenheiten 
und  Gesetzesvorlagen  Gutachten  zu  veranlassen  hat  (§  20).  Von  dieser  Schul- 
synode handeln  §  30  und  31.  Danach  besteht  die  Schulsynode  „aus  den  Vorstehern 
und  fest  angestellten  Lehrern  der  öffentlichen  und  den  Vorstehern  der  nicht-öffent- 
lichen Schulen  des  hamburgischen  Staates,  die  Schulsynode  wählt  ihren  Vorstand 
nach  Stimmenmehrheit  und  stellt  ihre  Geschäftsordnung  selbständig  fest.  Die 
Schulsynode  hat  sich  auf  Anordnung  der  Oberschulbehörde  zu  versammeln  nach 
ihrer  eigenen  Geschäftsordnung  zur  Beratung  der  von  der  Oberschulbehörde  er- 
forderten Gutachten  und  der  etwa  an  die  letztere  in  Schulangelegenheiten  zu  stellen- 
den selbständigen  Anträge".    Wenn  also  hier  die  Schulsynode  das  Recht  hat,  selb- 
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stäiuli^i  Aiitrajic  tiu.s  iliii-i  Mitte  /u  .sliUni,  /,u  hiTiitcii  iiiid  iin  (in-  Heliördi-  dann 
gehm^en  zu  lassen,  so  ist  sir  tliK-h  insofrrn  dt-r  Obfrechulbcliördf  unteretelit,  als 
sie  „(iie  jedesmalige  TagesDrilnung  dem  Vorsit/enden  der  (  )Ih  r.-,(hull)eliörde  min- 
destens drei  Tage  vorher  anzumelden  hat". 

So  die  Hamburger  Schulsynode  dem  (umI/.i-  na«  ii.  In  der  Wirklich- 
keit sehen  die  Verhältnisse  etwas  anders  aus.  Alle  fest  angestellten  hamhurgischen 
Lehrer  unil  dii-  \'orsteher  der  nieht-öffentliehen  Sehulen  sind  Mitglieder  dieser 
Synoile.  Da  nun  aber  die  überwiegende  .Mehrzalil  der  Lehrer  Volksschullehrer 
sind,  so  haben  die  wenigen  Oberlehrer  (kaum  ll"/o)  '"  dieser  Körperschaft  nur 
geringen  Kinfluli.  Der  im  Jahre  l'J04  gemachte  Versuch,  eine  besondere  Sektion 
in  dieser,  ungefähr  2500  Lehrer  ganz  verschiedener  Vorbildung  umfassenden 
Körpei-schikft  zu  bilden,  ist  nicht  gelungen,  da  die  nötige  Zweidrittelmajorität 
fehlte.  —  Ja,  in  der  letzten  Zeit  haben  sich  auf  Empfehlung  des  Oberlehrer- 
vercins  die  Oberlehrer  fast  gänzUch  zurückgezogen,  und  so  hat  für  das  höhere 
Schulwesen  die  Synode  nur  noch  sehr  geringe  Bedeutung,  werm  auch  augen- 
blickUch  ein  1903^)  von  ihr  gewählter  Direktor  einer  höheren  Staatsschule  Vor- 
stand ist.  —  Allerdings  könnte  die  Synode,  wenn  ihre  Zusammensetzung  eine 
andere  wäre,  auch  für  Hamburgs  höheres  Schtdwesen  viel  leisten,  wie  sie  tat- 
sächUch  für  das  Volksschulwesen  vieles  getan  hat.  Die  Schulsynode  hat  ja  doch 
nach  dem  Gesetz  das  Recht  von  Initiativanträgen,  und  wirklich  hat  die  Ober- 
scludbehörde  fast  immer  in  vielen  unterrichtlichen,  hygienischen,  baulichen  Fragen 
denselben  Folge  gegeben.  —  Es  ist  schade,  daü  das  Gesetz  von  1870  nicht  eine 
Trennung  der  Oberlehrer-  und  Lehrersynode  vorgesehen  hat,  sonst  könnte  sich 
wirkUch  auch  für  das  höhere  Schulwesen  die  Hamburger  Schulsynode  zu  dem 
entwickeln,  was  sie  für  das  niedere  ist:  zu  einem  Fachparlament. 

Das  revidierte  Gesetz  von  1896  spricht  von  einem  Unterrichtsgesetz;  aber  das- 
selbe ist  bis  jetzt,  da  Senat  und  Bürgerschaft  sich  nicht  einigen  können,  nicht 
erschienen;  auf  dieses  Gesetz  hoffen  die  Hamburger  Oberlehrer  und  erwarten,  daü 
dann  auch  die  Schulsynode  in  einem  für  sie  günstigen  Sinne  neu  konstituiert  wird. 

Diese  größeren  Aufsichtsbehörden:  Obci-schulbehörde  mit  ihren  Sektionen, 
die  Schulsynode  mit  ihren  Sektionen  und  ihren  Ausschüssen,  können  natürlich 
in  corpore  die  Aufsicht  nicht  führen,  dazu  haben  sie  die  oben  erwähnten  höheren 
Schulbeamten,  die  Schulräte.  Die  zweite  Sektion  der  Oberschulbehörde,  welche 
das  höhere  Schulwesen  und  das  Privatschulwesen  unter  sich  hat,  hat  zwei  solche 
höhere  Aufsichtsbeamten:  den  Schulrat  und  den  Schulinspektor,  jenen  für  das 
öffentliche  höhere  Schulwesen,  diesen  für  die  in  Hamburg  bekanntlich  zahlreiih 
vorhandenen  Privatschulen,  höhere  Knaben-  wie  höhere  Mädchenschulen,  so  dalJ 
uns  hier  nur  der  Geschäftskreis  di's  Schulratcs  angeht.  Demselben  kommt,  w  ie  überall 
den  analogen  Beamten,  die  Aufsicht  und  Oberleitung  der  höheren  Schulen  zu. 
worüber  er  ebenso  wie  über  Einführung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln  als  Mitglied 
der  Oberschul behörde  hier  zu  berichten  hat.     In  allen  diesen  Dingen  ist  die  Ham- 


1)  Welches    Krt:fl>'ii-   'ii>'    \.ii\\;rh!.i>    nn   \..v.ml><-r    l'.Mi'»    hilwn    «i>ni«Mi.    entzieht    eich 
der   Berechnung. 
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burgische  Obcrsolmlbehörde  tatsäolilii'li  selbständig,  obgleich  es  nicht  genau  fixiert 
ist,  in  welchen  Dingen  die  Entscheidung  des  Senats  noch  angerufen  werden  muß, 
jedenfalls  geschieht  es  in  schultechnischen  Fragen  nicht.  Ebensowenig  haben 
die  übrigen  Mitglieder  der  Oberschulbehörde,  die  Vertreter  der  Bürgerschaft,  des 
Lehrstandes,  der  Ceisthchkeit  eine  fest  umschriebene  Aufgabe. 

Der  Geschiiftskieis  der  obersten  Unterrichtsbehörde  in  Bremen  scheint  noch 
weniger  nach  oben  hin  abgegrenzt  zu  sein  als  derjenige  in  Hamburg.  Der  Senat 
kann  in  allen  wichtigeren  Fragen  das  letzte  Wort  sprechen.  Der  „Inspektor  für 
das  höhere  Schulwesen",  welcher  zugleich,  augenblicklich  wenigstens,  Vorsitzender 
der  jetzt  aus  3  Mitgliedern  bestehenden  Senatskommission  ist  und  besser  Dezernent 
hieße,  hat  über  manches  selbst  zu  entscheiden,  manches  bei  der  Senatskommission 
einzuleiten  und  durch  diese  wieder  den  Senat  zur  Entscheidung  anzurufen;  der 
Schulrat  führt  die  Aufsicht  über  das  gesamte  Schulwesen,  allerdings  über  das  niedere 
nur  als  Oberaufsicht;  er  hat  neben  der  Aufsicht  auch  Gutachten  zu  erstatten,  Mit- 
liilfe  in  der  laufenden  Verwaltung  zu  leisten,  Prüfungen  aller  Art  abzuhalten  bzw. 
zu  leiten.  Aber  beide  können  nichts  ohne  die  Senatskommission,  diese  wieder 
oft  genug  nichts  ohne  die  oben  genannte  Schuldeputation.  Ja,  für  Anstellung, 
Beförderung,  Pensionierung  ist  die  letzte  Instanz  natürlich  der  Senat;  in  anderen 
Dingen  muß  die  Senatskommission  wieder  die  Schuldeputation  zu  Rate  ziehen, 
z.  B.  bei  Neuerungen  in  betr.  der  Lehrpläne  oder  Lehrbücher.  Der  Geschäftskreis 
der  Schuldeputation  ist  in  §§  55 — 63  der  Bremischen  Verfassung  v.  1.  Januar  1894 
zu  lesen  (vgl.  Gesetzblatt  1894,  S.  43/44),  danach  gehören  zum  Wirkungskreis 
der  Schuldeputation  sämtliche  Schulen  der  Stadt  Bremen,  desgleichen  die  Ver- 
waltung des  Vermögens  dieser  Schulen;  nach  §  58  hat  die  Deputation  ihre  Auf- 
merksamkeit auf  alles,  was  d,en  .  .  .  Schulen  förderlich  sein  kann,  zu  richten, 
darüber  zu  beraten  und  dem  Senate  auf  dessen  Aufforderung  oder  auch  unauf- 
gefordert gutachtlich  zu  berichten,  sowie  die  ihr  zur  Förderung  des  Schulwesens 
oder  zur  Beseitigung  etwaiger  Mängel  desselben  angemessen  erscheinenden  Maß- 
regeln bei  dem  Senate  zu  beantragen;  alljährlich  hat  sie  dem  Senate  einen  Bericht 
zu  erstatten.  Nach  dem  folgenden  §  59  ist  jedes  Mitglied  der  Deputation  befugt, 
die  Schulen  zu  besuchen  und  sich  von  ihrem  Zustande  zu  unterrichten,  Anträge 
darüber  zu  stellen  und  Beschlußfassungen  herbeizuführen.  Nach  §  60  hat  die 
Senatskommission  für  das  Unterrichtswesen  nach  Anhörung  der  Deputation  die 
Schulpläne  und  Schulbücher  sowie  die  Vorschläge  wegen  der  Unterrichtszeit  zu 
genehmigen.  In  diesem  Kreise  der  zwei  Behörden  stehen  (§  56)  der  Schulrat  und 
der  Schulinspektor  der  Senatskommission  als  beratende  Gutachter  gegenüber, 
sie  gehören  zugleich  der  Schuldeputation  als  beratende  MitgHeder  an  und  haben 
nur  eine  „beratende  Stimme". i) 

Enger  natürlich,  deswegen  fester  umgrenzt  sind  die  Wirkungskreise  derjenigen 
mit  Laienelementen  durchsetzten  Behörden,  welche  sich  den  einzelnen  höheren 
Schulen  selbst  und  deren  Leitern  anschließen:  die  Geschäftskreise  der  badischen 
Beiräte,  der  braunschweigischen  Kuratorien,  der  Schulkommissionen 


1)  Vgl.  §  9  der  Dienstanweisung  für  den  Schulrat  in  Bremen  vom  ß.  Juni  1893. 
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im  KÖMiLMcitli  Sachsen  iiikI  der  ("n  (  I  ii- li  cn  S  t  ud  i  cn  k  o  im  iiii  ssi  oiu-ri  für  die 
ein-  unil  /weikhussij^en  Scluilen  im  K  du  i  |_' reic  li  W  ii  rt  t  e  m  her;.' ,  «lie  jkm-Ii  /n 
den  höheren  8ehulen  gerechnet  wcrtleii. 

Mit  der  Einsetzung  der  Heirate  in  Hilden  unter  dem  Id.  Mai  1886  war  auch 
iln-  (jcschäftskreis  gegeben.  Zu  den  ( Jegenstaiuh'n,  hei  welchen  eine  BeteiUgung 
doa  Heiratea  einzutreten  hat,  gehören:  1.  Heratung  organisatorisclier  Fragen  all- 
gerneiner  Art.  2.  Verhandlungen,  welche  die  Hei*stellung  oder  Änderung  tler  AuHtaltH- 
gebiiutie  betreffen.  8.  Alle  Maßnahmen,  welche  auf  die  Küi-sorge  für  die  (JcHUndheit 
der  Schüler  sich  beziehen.  1.  Die  Aufstellung  dea  Kntwurfes  des  VoranschlagcH 
über  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Anstalt.  5.  Mitwirkung  bei  Schulgeldbefrei- 
ungen durch  Abgabe  von  Gutacthten  über  den  Grad  der  Dürftigkeit  der  Bittsteller. 
l).  Beratungen  über  die  Art  und  Weise  der  Handhabung  der  Di.sziplin  in»  all- 
gemeinen und  Stellung  hierauf  bezüglieiier  Anträge  bei  der  Obei-schulbchörde.  7.  He- 
sehlüsse  der  Lehrerkoiifcrenz,  welche  die  Ausweisung  von  Schülern  aus  der 
Anstalt  aussprechen,  bedürfen  der  Zustimmung  des  Beirates.  Wird  letztere  ver- 
sagt, so  ist  vor  der  Eröffnung  und  dem  Vollzuge  des  Ausweisungsbeschlu.sses  die  Ent- 
scheidung der  Obersehulbehörde  anzui-ufen.  Nur  in  dringenden  Fällen  kann  durch 
die  Lelirerkonfercnz  die  sofortige  Entfernung  eines  Schülers  verfügt  werden;  der 
l)czügliche  Konferenzbeschluß  ist  mit  einer  Darstellung  der  tatsächlichen  Verhält- 
nisse des  Falles  dem  Beirat  zur  Kenntnisnahme  und  sofortigen  guta<rht liehen 
Äußerung  an  den  Obei-schulrat   mitzuteilen. 

Die  später  im  Januar  18*J8  auch  für  die  badischen  Real  mit  telschulen 
eingesetzten  Beiräte  zeigen  einen  analogen  Geschäftskreis;  der  obige  aus  dem 
Jahre  188G  stammende  Geschäftskreis  ist  1893  in  unwesentlichen  Dingen  etwas 
geändert  und  dann  auch  für  die  Realmittelschulen  gültig  geworden;  aber  eine 
wichtige  Bestimmung  (§  10)  ist  hinzugekommen:  „Dem  Vorsitzenden  des  Beirates 
und  jedem  Mitgliede  desselben  ist  gestattet,  die  Anstaltsräume  von  Zeit  zu  Zeit 
zu  besuchen,  auch  nach  Henehmen  mit  der  Anstaltsdirektion  dem  Unterricht  an- 
zuwohnen; jedenfalls  wird  der  Beirat  bei  den  Jahresprüfungen  wie  bei  allen  sonstigen 
öffentlichen  Akten  der  Anstalt  vertreten  sein." 

Sehr  ähnlich  sind  die  Kompetenzen  der  braunschweigischeii  Kuratorien, 
weil  he  Im  dem  obigen  Gesetz  unter  c)  §  21  ff.  genau  angegeben  sind.  Die  Kura- 
torien, örtliche  Hilfsorgane  der  Oberschulkommission,  haben  auf  Aufforderung 
an  diese  zu  berichten.  Über  Gegenstände,  welche  den  Unterricht  unmittelbar 
betreffen,  kann  der  Direktor  ohne  vorgängige  Beratung  und  Mitwirkung  dt^  Kura- 
toriums berichten,  doch  ist  er  zu  Mitteilungen  dem  letzteren  gegenüber  verpflichtet. 
Wie  in  Baden  hat  dann  das  Kuratorium  finanzielle  Aufgaben:  unter  Aufsicht  der 
Oberschulbehörde  die  Verwaltung  der  Fonds  und  der  Finanzen  der  Anstalt,  Ent- 
werfung des  Gymnasialetata;  die  Anstaltskasse  ist  den»  Kuratorium  untergeordnet, 
die  jährliche  Rechining  wird  zur  Prüfung  dem  Kuratorium  überreicht. 

Alle  inneren  Angelegenheiten  werden  zwar  vom  Direktor  selbständig  ver- 
waltet unter  eigener  Verantw<irtliehkeit.  mir  in  folgenden  Dingen  ist  eine  Beschluß- 
fjwsung  des  Kuratoriums  als  Gesamtvoi-standes  herbeizuführen:  wenn  nach  Ansicht 
des  Direktors  einem  Lehrer  oder   Untcrbcamten  ei?ie  Zurechtweisung  durch  den 
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Gesamt  vorstand  ortoilt  wordoii  inul.v  weil  die  früheren  eigenen  Erinnerungen  des 
Direktors  sich  als  fruchtlos  erwiesen  haben,  oder  weil  der  Fall  eine  besonders  ernste 
Rüge  verdient  hat.  Zweitens,  wenn  unfreiwillige  Entlassungen  gegen  Schüler 
verfügt  werden  sollen;  drittens,  wenn  Differenzen  der  Lehrer  untereinander 
oder  zwischen  Lehrern  und  Eltern  der  Schule  zu  erledigen  sind,  deren  gütliche 
Ausgleichung  dem  Direktor  nicht  hat  gelingen  wollen,  und  worüber  allein  zu  ent- 
scheiden derselbe  Anstand  nimmt.  —  Allgemeine  Bestimmungen  besagen  noch, 
daß,  unbeschadet  der  dem  Direktor  zustehenden  inneren  Leitung,  die  Mitglieder 
des  Kuratoriums  berechtigt  und  verpflichtet  sind,  auch  den  inneren  Angelegen- 
heiten ihre  Aufmerksamkeit  zu  widmen  und,  ohne  störend  einzugreifen,  den  Direktor 
zu  unterstützen.  Ln  Streite  zwischen  dem  Direktor  und  dem  Kuratorium  hat  die 
Obersclmlkommission  die  Entscheidung.  Falls  Lehrer,  Unterbeamte,  Eltern  über 
den  Direktor  Beschwerde  führen  zu  können  glauben  oder  bei  Streitigkeiten  zwischen 
Direktor  und  Lehrerkollegium  und  einzelnen  Lehrern  hat  das  Kuratoi'ium  gütliche 
Ausgleichung  zu  versuchen;  gelingt  diese  nicht,  so  entscheidet  die  Oberschul- 
kommission. 

In  einem  Punkt  hat  diese  Behörde  dieselbe  Befugnis  wie  der  badische  Beirat: 
nämlich  die  Mitwirkung  bzw.  Zustimmung  bei  Ausweisung  eines  Zöglings,  aber 
in  Braunschweig  ist  insofern  die  Kompetenz  noch  viel  größer,  als  diese  auch  mit 
Laien  gebildeten  Kuratorien  eine  gewisse  Disziplinargewalt  über  die  Lehrer,  ja  auch 
über  den  Direktor  haben,  falls  Beschwerden  über  ihn  eingehen  oder  es  zu  Streitig- 
keiten zwischen  ihm,  den  Lehrern  oder  Eltern  kommt. 

Die  sächsischen  Schulkommissionen  ähneln  betr.  der  Zustimmung  bei  Ent- 
lassung eines  Schülers  etwas  darin  den  beiden  eben  genannten  Behörden,  daß  sie  bei 
Entlassungen  ebenfalls  mit  zu  entscheiden  haben,  indessen  nur  in  zwei  Fällen,  nämlich 
nicht  bei  Entlassungen  von  irgendeiner  Lehranstalt  (Dimission),  sondern  erst  bei 
sogenannten  Exklusionen  (Ausschheßungen  von  allen  Anstalten  des  Königreichs 
Sachsen),  die  erst  daim  einzutreten  haben,  wenn  über  einen  Schüler  zum  drittenmal 
die  Strafe  der  Dimission  verhängt  ist;  diese  Exklusion  ist  nach  Anhörung  der 
Schulkommission  von  der  obersten  Schulbehörde  (Ministerium)  auszusprechen 
(§14  des  Gesetzes  v,  22.  August  1876).  Zweitens  aber  haben  die  Schulkommissionen 
schon  bei  Dimissionen  dann  zu  entscheiden,  w^enn  der  Beschluß  des  Lehrerkollegiums 
über  die  Dimission  nicht  einstimmig  gefaßt  ist.  „Zur  Verfügung  derselben  (der 
Dimission)  ist  ein  Beschluß  der  Lehrerkonferenz  erforderlich.  Ist  derselbe  nicht 
einstimmig  gefaßt,  so  entscheidet  die  nächste  Aufsichtsbehörde"   (§  14  Abs.  3). 

Was  die  Machtbefugnisse  über  die  Lehrer  anbelangt,  so  sind  diese  Schulkommis- 
sionen bei  Urlaubsgesuchen  und  Personalangelegenheiten  zu  hören;  vgl,  zu  §  24 
dieses  Gesetzes:  Über  Urlaubsgesuche  beschheßt  die  oberste  Schulbehörde  auf 
Bericht  der  Schulkommission.  Doch  ist  der  Direktor  befugt,  in  dringenden  Fällen 
bis  zu  drei  Tagen  sich  selbst  und  bis  zu  sieben  Tagen  den  Lehrern  Urlaub  zu  er- 
teilen. Jedoch  ist  von  der  Beurlaubung  die  Schulkommission  in  Kenntnis  zu  setzen. 
—  Im  übrigen  ist  der  Geschäftskreis  dieser  Behörden,  welche  bekanntlich  im  Gegen- 
satz zu  Baden  nur  bei  städtischen  Anstalten  vorhanden  sind,  in  §  8  des  obigen 
Gesetzes  bestimmt.     Den  Schulkommissionen  steht  zu: 
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a)  Die  iiäclisU'  Aufsicht  iihcr  die  Aiistult,  iiiuiirtitlicli  iti  ht'/,U)4  auf  rntcrricht 
und  Sfhulzuclit.  l>)  Die  Verinitt<iluiig  di*8  (JeHchäftsverkelirs  zwistheii  dem  Direk- 
torium der  Anstalt  eineraeita  und  der  V'erwaltunuHbehörde  und  dem  MiniHterium 
anderaeits.  e)  Die  Begutaehtunj^  der  I'erHonalangelegenlieiten  der  Ix'lircr,  nament- 
lieh  der  Cesuche  um  Beförderung',  (Ielialt.sverbes.serun|^«-n  und  UnterHlüt/ungen. 
d)  Die  Präsentation  der  von  der  Kollaturheliörde  eriuiimten  L«'lin-r  unter  Vorlrj^'un^ 
der  Zeugnisse  Ix'lnifs  Cenelinji','unj4  der  Anstellung  uiui  c)  dir  Ausführung  alhr  Auf- 
träge und  Anordnungen  der  obei-sten  Sehulbehörtle. 

Bedenklich  in  seiner  allgemeinen  Fiussung  erseheint  hierunter  §  8a,  \\ona<h 
„die  näehstc  Aufsicht,  namentlich  in  bezug  auf  Unterrieht  und  Sehulzutht  den 
Sehulkommissionen  zusteht".  Danach  hätten  die  Schulkommissionen  auch  das 
Recht,  in  den  Lehrstunden  zu  hospitieren;  indessen  eine  am  20.  Februar 
1908^)  ergangene  Verfügung  des  sächsischen  Kultusministeriums  erkennt  an,  daß, 
obgleich  dies  Recht  nach  §  8a  in  Ansi)ruch  genommen  werden  könnte,  dfx'li  bis 
jetzt  niemals  die  Schulkommissionen  diisselbc  ausgeübt  hätten,  und  erwartet  „im 
Interesse  einer  gedeihlichen  Weiterentwickelung  des  städtischen  höheren  Schul- 
wesens", daß  es  bei  dem  Herkommen  verbleiben  möge;  ferner  müsse  man  in  Be- 
tracht ziehen,  daß  die  innere  Leitung  der  Schule  durchaus  dem  Direktor  zukomme, 
und  daß  das  obige  Recht  erst  dami  in  Kraft  trete,  wenn  die  Leitung  der  Schule  zu 
Beschwerden  oder  ernstlichen  Bedenken  Veranlassung  gäbe. 

Auch  den  anderen  Punkt,  die  Handhabung  der  Schuldisziplin,  die  auch  nach 
dem  Wortlaut  unmittelbar  in  der  Hand  der  Schulkommissionen  zu  liegen  scheint, 
hat  das  sächsische  Kultusministerium  schon  unterm  l.  April  1879  dahin  erläutert, 
daß  nur  in  den  oben  erwälmten  Fällen  (bei  der  Voraussetzung  der  Xichteinstimmig- 
keit  der  Lehrerkonferenz)  die  Zuweisung  der  Entscheidung  an  die  Kommission 
zu  erfolgen  habe;  in  der  Natur  der  Sache  läge  es  ja,  daß  für  die  Handhabung  der 
Schuldisziplin  in  erster  Linie  Direktor  und  I>ehrer  verantwortlich  seien.  So  ist 
tatsächlich  im  Königreich  Sachsen  durch  diese  nachträglichen  Ver- 
fügungen im  Gegensatz  zu  Braunschweig  und  Baden  die  Kompetenz 
der  Schulkommissionen  recht  eingeschränkt. 

Nicht  scheint  dies  der  Fall  zu  sein  im  Königreich  Württemberg  bei  den 
Studienkommissionen;  diese  letzteren  sind  nur  bei  den  sogenannten  ein-, 
zwei-  und  mehrklassigen  Gelehrten-  und  Realschulen  (ungefähr  entsprechend 
unseren  Progymnjvsien,  Realprogynuiasien,  wenn  sie  noch  in  der  Kntwickelung 
begriffen  sind  und  nicht  bis  L'ntersekunda  reichen)  eingerichtet;  dieselben  wenlen 
jedtx'h  in  Württemberg,  abgesehen  von  der  untersten  Kliusse,  von  akademisch 
gebildeten  und  höher  geprüften  Lehrern  unterrichtet  und  rechnen  dort,  wo  sie  auch 
stark  besucht  sind,  zu  den  höheren  Schulen.  Wir  werden  j«xUxh  nur  einzelne, 
sehr  bedeutungsvolle  Befugnisse  dieser  „Studienkommissionen"  hervorheben,  da 
die  Instruktion  für  dieselben  (Fehleisen  S.  1G4 — 17(5)  vom  1.  Juli  1S7G  sehr  detailliert 
ist.  Diese  Ortsschulbehörde,  die  den  Namen  „Studienkommission"  führt  und  be- 
kanntlich  aus   dem   Ortsvorstand,    dem    Ortsgeistlichen,    aus   dem   Schulvorstand 
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(bei  kleinoroii  aus  sänitluhon  Hauptlelirorn)  und  aus  drei  bis  vier  Mitgliedern  des 
Geineindorates  oder  Bürgcrausschusses  besteht,  hat  u.  a.  Kenntnis  vom  Stand  und 
der  Wirksamkeit  der  Anstalt  zu  nehmen;  zu  diesem  Zwecke  ist  sie  befugt,  ihren 
Voi-staiid  zum  Besuch  einzehier  Schulstunden  nach  vorheriger  Ankündigung  ab- 
zuordnen, den  Schulprüfungen  und  Visitationen  beizuwohnen,  wobei  bei  der  Aus- 
wahl des  Pi'üfungsstoffes  die  Wünsche  der  Studienkommission  zu  berücksichtigen 
sind.  Ferner  ist  die  Tätigkeit  der  Studienkommission  eine  begutachtende, 
die  sich  hauptsächlich  auf  Anträge,  Vorschläge,  Äußerungen,  sei  es  der  vorgesetzten 
Behörde,  sei  es  der  unterstellten  Lehrer  bezieht  und  zwischen  beiden  Instanzen 
zu  vermittehi  hat;  dann  aber  hat  sie  auch  eine  selbständig  verfügende  Tätig- 
keit (§  10,  1 — 8),  sie  hat  über  die  Anschaffung  von  Lehrmitteln,  über  Zuerkennung 
von  Prämien  zu  beschheßen  im  Einvernehmen  mit  dem  Lehrer;  sie  hat  den  Lehrer 
in  der  SchuldiszipHn,  besonders  bei  unregelmäßigem  Schulbesuch  der  Schüler  zu 
unterstützen;  sie  hat  aber  auch  Beschwerden  der  Schüler  oder  ihrer  gesetz- 
lichen Vertreter  gegen  Strafverfügungen  im  Einverständnis  mit  dem  betreffen- 
den Lehrer  zu  erledigen,  im  Falle  der  Meinungsverschiedenheit  an  die  vorgesetzte 
Behörde  zu  berichten;  ferner  hat  „die  gleiche  Behandlung  stattzufinden  bei  Be- 
schwerden wegen  verweigerter  Aufnahme  oder  Promotion  eines  Schülers;  sie  hat 
die  Termine  der  Ferien  zu  bestimmen,  den  Lelirern  bis  3  Tage  Urlaub  zu  erteilen 
und  bei  Erkrankungen  derselben  für  Vertretung  zu  sorgen". 

Ganz  besondere  Tätigkeit  hegt  nun  dem  Vorstande  der  Kommission  ob: 
er  hat  gegenüber  den  Lehrern  die  Einlialtung  der  ihnen  obliegenden  Dienstpfhchten, 
insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Annahme  von  Geschenken  und  Beloh- 
nungen (!)  in  bezug  auf  das  Amt  zu  überwachen  und  auch  dem  außeramtlichen 
Verhalten  des  Lehrers  seine  Aufmerksamkeit  zuzuwenden;  er  hat  zwar  die  Rechte 
des  Lehrers  zu  achten,  ist  aber  im  Falle  der  Verletzung  diensthcher  PfUchten  doch 
befugt,  Erinnerungen  oder  Ermahnungen  zu  erteilen;  er  soll  Meinungsverschieden- 
heiten ausgleichen,  er  hat  das  Recht,  das  in  jeder  Schülerklasse  zu  führende  Schüler- 
verzeichnis und  Diarium  zu  prüfen  usw.  —  Auch  Strafbefugnisse  gegenüber  den 
Schülern  hat  die  Studienkommission  (§  15):  1.  diejenige  des  Lehrers,  2.  Verweis 
und  Verwarnung  vor  versammelter  Studienkommission,  3.  Karzer  bei  Tage  bis 
auf  12  Stunden  gegen  Schüler  von  mehr  als  12  Jahren,  4.  Bedrohung  mit  Aus- 
schheßung;  5.  Ausschließung  aus  der  Anstalt.  Zwar  heißt  es,  daß  „Schul vorstand 
nebst  Lehrerkonvent  und  Studienkommission  in  einem  der  Hauptsache  nach  koordi- 
nierten Verhältnisse  zueinander  stehen  und  verkehren  sollen,  daß  „Fragen,  welche 
das  Technische  des  Unterrichts  betreffen,  der  selbständigen  Verfügungsgewalt 
der  Studienkommission  entzogen  sind",  aber  es  ist  nicht  abzusehen,  wie  bei  Erörte- 
rung über  Anschaffung  von  Lehrmitteln  z.  B,,  bei  Prüfung  von  Beschwerden  der 
Schüler  xind  Eltern,  die  Studienkommission  nicht  doch  fortgesetzt  rein  technische 
Dinge  dc-s  Unterrichts  berühren  und  entscheiden  soll.  Jedenfalls,  vergleicht  man  die 
Befugnisse  dieser  württembergischen  Studienkommissionen  mit  denen  in  Sachsen,  ja 
selbst  mit  denen  der  braunschweigischen  Kuratorien,  so  ist  ihnen  eine  unverhält- 
nismäßig große  Gewalt  über  Lehrer,  Schule  und  Schüler  beigelegt,  die 
größte,    die    eine  zum  Teil    mit  Laien   besetzte  Aufsichtsbehörde  hat. 
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111.  W'ii-  wctuU'ii  uns  zum  (Jcsdiüftskrcis  der  BclKirdcri  elf?-  dritten  Gruppe,  dio 
fast  mir  aus  cliemalijicn  Seluilmämimi  hcslclicii,  /.n  dnicii  AnlialtH,  HeHHona, 
Oldenbur^'s,  Preuß(>ns.  Die  anlial t  ische  l'jnsct/un;.'.s(»rd('r  «ajit,  daß  die  obere 
Leituufi  und  BeaufsitlitiuMin;,'  des  LandesschulwcHcnH  auf  die  He^ierun^'.  und  zwar 
auf  die  Abteilunjz  für  das  Sc-hulwesen  über^eluMi;  Hesch« erden  über  Verfü^'ungen 
der  oberen  »Sehulaufsichtsbehörde  geben  an  das  Staatsministeriuin.  —  In  Hebul- 
tocbniscben  Dingen  hat  die  Oberseluilbehörde  hm(  li  liier  (Me  letzte  Entscheidung, 
abgesehen  freiUch  von  durchgreifenden  Reformen.  Über  pei-sönUehe  Angelegen- 
heiten der  Oberlehrer,  ihre  Anstellung,  Beförderung  hat  sie  nur  an  das  Ministerium 
zu  berichten,  welches  landesherrliciie  (Jenehmigung  z.  B.  bei  der  Krnennung  zum 
Direktor,  bei  der  Charakterisierung  zum  Professor  nachsuchen  muß.  Es  ist  auch 
liier  nicht  fest  bestimmt,  welche  Beschlüsse  noch  die  ministerielle  Bestätigung 
nötig  haben  und  welche  nicht.  Übrigens  hat  diese  Behörde  auch  die  Leitung  des 
niederen  Schulwesens  unter  sich.  Die  Verteilung  der  Dezernate  ist  aber  eine  solche,  daß 
der  Dezernent  für  höhere  Schulen  nicht  zugleich  auch  die  Volksschulen  unter  sich  hat. 

Im  Großherzogtum  Hessen  hat  die  Ministerialabteilung  für  Schulangelegen- 
heiten auch  das  gesamte  Schulwesen  unter  sich,  §  8  der  Verordnung  vom  3.  August 
1874  führt  u.  a.  folgende  Punkte  auf:  1.  die  Überwaciiung  der  gehörigen  Vollziehung 
und  Befolgung  der  das  Schulwesen  regelnden  Gesetze,  Verordnungen  und  Regle- 
ments; 2.  die  obere  Leitung  und  Aufsicht  über  sämtliche  höhere  Schulen  mit  Aus- 
nahme der  Landesuniversität  und  der  polytechnischen  Schule;  3.  die  obere  Leitung 
und  Aufsicht  über  die  Seminarien  für  Lehrer  und  Lehrerinnen,  über  die  Präparanden- 
und  Taubstummenanstalten;  4.  die  obere  Leitung  und  Aufsicht  über  sämtliche 
Volksschulen  und  Privatbildungsanstaltcn;  5.  die  Aufsicht  über  sämtliche  Kreis- 
schulkommissionen, Schulvorstände  und  deren  gesamten  Geschäftskreis;  6.  die 
Aufsicht  über  sämtliche  V^orsteher  und  Lehrer  an  den  nach  2.,  8.  und  4.  der  Auf- 
sicht der  Ministerialabteilung  unterstehenden  höheren  Schulen,  Lehranstalten  und 
Volksschulen:  7.  ...  die  Ve^\^altung  der  Schulfonds.  —  Eine  Verordnung  von 
1879  bestimmt  dann,  daß  die  Ministerialabteilungen  (also  auch  die  für  die  Schul- 
angelegcnheiten)  die  Disziplinargewalt  über  ihre  Beamten  haben. 

Bei  diesen  festen  Normen  ist  denn  der  Gescliäftskreis  der  hessischen  Behörde 
ziemlich  so  wie  anderwärts.  Wenn  es  sich  um  Personalien  handelt,  um  Berufung 
neuer  Lehrkräfte,  um  deren  Beförderung,  so  hat  die  Schulabtcihuig  dem  Ministerium 
vorzuschlagen;  in  letzter  Hinsicht  liegt  dergleichen  in  den  Händen  des  Landes- 
herrn. In  den  schultechnischen  Sachen  ist  auch  diese  Behörde  wohl  ihr  eigener 
Herr.  Freilich,  da  ihr  Voi-sitzender  zugleich  Mitglied  des  Ministeriums  ist.  wird 
das  letztere  immer,  wie  in  Bayern,  bei  der  Entscheidung  mitreden. 

Die  Verteilung  der  Geschäftskreise  der  Referenten  liegt  auch  hier  durchaus 
bei  dem  Vorsitzenden,  der  Änderungen  eintreten  la-ssen  kann.  Natürlich  geschieht 
dies  selten  und  nicht  ohne  Not.  Auch  hier  wird  darauf  geachtet,  daß  alle  höheren 
Schulen  von  einem  Referenten,  die  niederen  von  den  beiden  anderen  geleitet  werden, 
so  daß  eine  sachgemäße  TrcMiiiiiiiL'  für  sachgemäße  Behandlung  sorgt. 

Wie  die  anhaltische  und  hessische,  so  haben  auch  die  oldenburgischen 
Zwischenbehörden,  das  evangelische  und  römisch-katholische  Oberschulkollegium, 
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das  gesamte  Soluihveseii,  höheres  und  niederes,  unter  ihrer  Verwaltung,  im  Unter- 
schiede bekanntlieh  von  der  bayerischen  und  württembergischen  Zcntralmittel- 
beliörde.  Selbständig  sind  diese  Behörden,  wie  die  anderen,  in  schultechnischen 
Pingen,  so  bei  Einführung  neuer  Lehrbücher,  Abgrenzung  der  Lehrpensa  und  Ähn- 
lichem. Doch  grundsätzliche  Änderungen,  wie  neue  Prüfungsordnungen,  sei  es 
für  Versetzungen,  sei  es  für  die  Reifeprüfung,  würden,  wie  in  anderen  Staaten,  nur 
mit  Genehmigung  des  Staatsministeriums,  Departement  für  Kirchen  und  Schulen, 
vor  sich  gehen  können.  Die  Oberschulkollegien  schlagen  die  staatlichen  Ober- 
lehrer dem  Ministerium  zur  Bestätigung  vor,  die  nicht-staathchen,  welche  von 
Gemeinden  dem  evangelischen  Oberschulkollegium  präsentiert  werden,  bestätigt 
das  letztere.  Direktoren  werden  in  jedem  Fall  vom  Großherzog  in  letzter  Instanz 
bestätigt. 

Der  Kreis  der  Dezernate  ist  ungefähr  folgender:  1.  Generalien;  2.  Beziehungen 
zur  Kirche,  Schulpflichtigkeit;  3.  sämtliche  äußere  Angelegenheiten;  4.  höhere 
und  Mittelschulen  und  ein  Teil  der  Volksschulen;  5.  den  größeren  Teil  der  Volks- 
schulen und  das  Allgemeine  betreffend  die  Volksschulen.  Diese  Kreise  sind  nicht 
so  deutlich  abgegrenzt  wie  diejenigen  in  den  vorigen  Z^vischenbehörden,  besonders 
fällt  es  auf,  wie  höhere  Schulen  und  Volksschulen  zum  Teil  von  demselben  Dezer- 
nenten bearbeitet  werden.  Die  Teilung  der  Arbeitsgebiete  ist  fest,  ein  Wechsel 
kommt  nur  bei  Personalveränderungen  vor,  und  dann  —  zum  Unterschiede  von 
Hessen  —  bestimmt  das  evangelische  Oberschulkollegium  als  Kollegium,  nicht 
der  Vorsitzende  in  bureaukratischer  Weise  allein,  in  welcher  Weise  der  Wechsel 
sich  vollziehen  soll;  das  Ministerium  natürlich  hat  dann  auch  hier  das  Bestätigungs- 
recht. Die  Kompetenzen  der  Zentralbehörde  sind  auch  in  Oldenburg  nicht  ganz 
scharf  von  denen  der  Zwischenbehörde  gesondert,  mehr  freilich,  wie  es  scheint, 
als  anderwärts;  zu  dem  Obigen  muß  noch  hinzugefügt  werden,  daß  z.  B.  außerordent- 
liche Geldbe^säUigungen,  Urlaubsbewilligungen  außerhalb  der  Ferien  von  der  Zentral- 
behörde ausgehen. 

Wenn  ^sir  nun  den  Wirkungskreis  der  preußischen  Provinzialschul- 
kollegien  betrachten,  so  haben  dieselben  nicht  den  Vorzug,  wie  die  bayerische 
Schulbehörde,  ausschließhch  höhere  Schulen  zu  verwalten,  sondern  nur  in  der 
Art  wie  die  württembergische,  im  allgemeinen  über  höhere  Schulen  die  Auf- 
sicht zu  füliren,  ausgenommen  die  Provinzialbehörde  von  Berlin-Brandenburg, 
die  auch  das  gesamte  Elementarschulwesen  Berlins  unter  sich  hat.  Bis  zum  Jahre 
1872  allerdings  waren  die  nicht  bis  Untersekunda  reichenden,  also  nicht  mit  Berech- 
tigung ausgestatteten  Progymnasien,  auch  die  sogenannten  höheren  Bürgerschulen 
den  Regierungen  unterstellt,  bis  dann  diese  Beteiligung  der  Regierungen  an  der 
Verwaltung  der  höheren  Schule  durch  Kabinettsorder  vom  3.  Januar  1872  auf- 
gehoben T^Tirde;  jetzt  stehen  auch  die  Privatanstalten,  welche  den  Lehrplan  öffent- 
licher höherer  Schulen  haben,  unter  ihrer  Aufsicht.  Nicht  in  ganz  gleicher  Weise 
konnte  mit  den  höheren  Mädchenschulen  verfahren  werden;  nur  diejenigen  der 
höheren  Mädchenschulen,  die  mit  Lehrerinnenbildungsanstaltcn  und  der  Berech- 
tigung zu  Entlassungsprüfungen  versehen  sind,  konnten  auf  Antrag  des  Ober- 
präsidenten in  den  Aufsichtsbereich  der  Provinzialschulkollegien  überführt  werden, 
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diese  Ülx-ifüliriinj^eii  wurden  der  l{eilie  nacl»  im  Zentralblatt*)  bekannt  ge- 
macht. Diiicli  die  jüngste  MädclioiiHchulreform  in  I'reußcii  werden  die  Müdchen- 
sehulen  zu  „li(")lieren  Schulen"  gemacht  und  den  ProvinzialHcliulkolletjrien  unter- 
stellt (vjrl.  A.  II.  IjlalJ  V.  1:..  8.  08).  Ebenso  wie  für  Mädchenschulen  ist 
dius  rrovin/.ialschulUolleuiuin  die  Trovinzialinstajiz  für  sämtliche  Königliche 
rräparandenanstalten,  Könifiliche  iSeminare  (die  privaten  PräparandenanHtalt«n 
stehen  unter  den  Heuierunu'en,  private  Seminare  —  abgesehen  von  den 
israelitischen  u.  a.  Lehrerseminaren  —  gibt  es  nicht)  und  die  Schulen  für 
niehtvollsinnige  Kinder,  Taubstummen-  und  Blindenanstalten,  obwohl  die 
letzteren  durchweg  provinzialständische  Anstalten  sind,  welche  auch  aus  Provinzial- 
mitteln  erhalten  und  deren  Lehrer  vom  Provinzialausschuß  angestellt  werden.  — 
Die  Gewerbeschulen.  Fachschulen,  welche  in  letzter  Hinsicht  von  dem  preuüi.schen 
Handelsministerium  ressortierten,  haben  als  Zw  isclieninstanz  die  Regierungen, 
wie  sämtliche  Elementarschulen,  ebenso  wie  die  Mittelschulen,  deren  Begriff  nicht 
ganz  fest  umschrieben  ist,  unter  denen  man  in  Preußen  (im  Gegensatz  zu  Österreich, 
wo  Mittelschulen  „höhere  Schulen"  sind)  im  allgemeinen  die  nicht  mit  Berechtigung 
versehenen  Schulen,  also  gehobene  Volksschulen  zu  verstehen  hat. 

Demgemäß  ist  das  Ressort  der  preußischen  Zentralmittelbehörden  nicht  so 
einheitlich  wie  das  der  bayerischen,  braunschweigischen,  aber  doch,  da  das  gesamte 
Elementarschulwesen  niclit  zu  ihm  gehört,  bei  weitem  nicht  so  ausgedehnt  wie  bei 
den  analogen  Instanzen  in  Baden,  Österreich,  Hessen,  Anhalt,  Oldenburg.  Über 
die  Art,  wie  diese  immerhin  noch  recht  verschiedenen  Schulen,  höhere  Schulen  — 
Gymnasien,  Realgymnasien,  Oberrealschulen  — ,  Realschulen,  höhere  Mädchen- 
schulen, Seminare,  Präparandcnschulcn,  vielleicht  auch  noch  höhere  Privatknaben- 
schulen, Taubstummen-,  Blindenanstalten  und  ähnliche  —  geleitet  werden  sollen, 
gibt  die  noch  jetzt  in  Kraft  stehende,  alte  Instruktion  vom  23.  Oktober  1817  Aus- 
kunft; der  Geschäftskreis  der  preußischen  Schulkollegicn  umfaßt: 

1.  alle  sich  auf  den  pädagogischen  Zweck  der  Unterrichtaanstalten  im  all- 
gemeinen beziehende  Gegenstände; 

2.  Prüfung  der  Grundpläne  oder  Statuten  der  SchuK-n  und  Erziehungs- 
anstalten; 

3.  die  Prüfung  neuer,  die  Revision  und  Berichtigung  schon  vorhandener 
Schulordnungen  und  Reglements,  nicht  minder  die  Abgabe  zweckmäßiger 
Vorechläge  behufs  Abstellung  der  beim  Erziehungs-  und  Unterrichts- 
wesen eingeschlichenen  .Mißbräuche  und  anzutreffenden  Mängel; 

1.  Prüfung  der  im  Gebrauch  befindlichen  Schulbücher;  Bestimmung  der- 
jenigen, welche  abzuschaffen  oder  neu  einzuführen,  nach  vorheriger  Ge- 
nehmigung des  vorgesetzten  Ministeriums; 

5.  Abfassinig  neuer  Schulbücher; 

8.  Anordnung  der  .\l)iturienten-Prüfun;;skommissarien  und  Prüfiuig  der  Ver- 
handlungen der  Abiturientenprüfungen  bei  den  Gelehrtcnschulen ; 
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0.  die   Aufsicht.   Leitung    und    Revision    der    Celelirtenschulen,    Nvelche   zur 

Universität  entlassen; 
10.  die  Anstellung,  Beförderung,   Disziplin,  Suspension  und  Entlassung  der 
Lehrer  dieser  Anstalten. 

Ferner  ist  die  ganze  äußere  Verwaltung  der  höheren  Schulen,  das  Kassen-  und 
Etatwesen  den  preußischen  Provanzialschulkollegien  zugeteilt. 

Die  Art  der  Anstellung  und  Beförderung  der  Oberlehrer  liat  in  Preußen  mannig- 
fach gewechselt;  die  Anstellung  selbst  geschah  und  geschieht  noch  durch  die  Pro- 
vinzialbehörde;  bei  städtischen  Anstalten  hat  die  letztere  nach  dem  Vorschlage 
der  betreffenden  Ortsbehörde  nur  das  Bestätigungsrecht.  Früher,  als  der  Unter- 
ßcliied  zwischen  „ordentlichen  Lelirern"  und  „Oberlehrern"  bestand,  war  die  Er- 
nennung zum  letzteren  auf  Vorschlag  der  Zwischenbehörde  erst  durch  den  Minister 
möglich.  Nachdem  jetzt  seit  dem  28.  JuH  1892  alle  Lehrer  an  Vollanstalten 
und  Nicht -^'ollanstalten  den  Titel  „Oberlehrer"  führen  und  in  der  Regel  nach 
dem  Dienstalter  zur  Anstellung  gelangen,  hat  die  Provinzialschulbehörde  zweimal 
im  Jahre,  am  1.  Mai  und  am  1.  November  eine  Liste  der  zum  Professor  zu 
charakterisierenden  Oberlelu-er  an  das  Ministerium  einzureichen;  seit  kurzer 
Zeit  (12.  August  1904)  soll  dabei  nicht  das  Datum  der  Anstellung,  son- 
dern das  Datum  der  Erlangung  der  Anstellungsfähigkeit  ausschlaggebend  sein. 
Die  Professorenpatente  sind  in  Preußen  vom  Minister  unterzeichnet,  nicht,  wie 
in  kleineren  Staaten,  vom  Landesfürsten.  Erst  die  Ernennung  zum  Direktor^) 
vollzieht  auf  Vorschlag  des  Ministers  der  König.  Auch  andere  Personalfragen 
der  Oberlehrer  werden  in  Preußen  natürlich  nur  von  der  Zwischenbehörde  ent- 
schieden, so  die  Versetzung  der  Oberlehrer  von  einer  Anstalt  an  die  andere;  die 
Zwischenbehörde  ist  auch  Diszijihnarbehörde  erster  Instanz.  Über  Revisionen 
der  unterstellten  Schulen  und  die  dabei  stattfindende  Beaufsichtigung  der  Ober- 
lehrer, über  Berichte  wdrd  an  besonderer  Stelle  gesprochen  werden;  nur  was  die 
Beaufsichtigung  des  Religionsunterrichtes  betrifft,  soll  kurz  erwähnt  werden,  daß 
nach  der  alten  Instruktion  vom  14.  Mai  1829  die  Generalsuperintendenten  das 
Recht  haben,  entweder  selbst  oder  durch  Mitglieder  des  betreffenden  Konsistoriums 
als  ihre  Stellvertreter  Visitationen  ohne  Auftrag  des  Ministers  —  alle  4-  6  Jahre 
soll  in  einem  Bezirk  solch  ein  Visitationszyklus  beendet  sein  —  selbständig  vor- 
zunehmen; Berichte  über  diese  Besichtigungen  gehen  aber  an  das  Ministerium,  welches 
dann  die  Provinzialbehörden  zu  weiteren  Anordnungen  ermächtigt;  nur  diese, 
die  Provinzialschulkollegien  also,  haben  in  bezug  auf  den  Religionsunterricht  Ver- 
fügungen zu  treffen,  die  Generalsuperintendenten  nicht.  —  Eine  ähnliche  Ein- 
wirkung ist  den  katholischen  Bischöfen  auf  den  kathohschen  Religionsunterricht 
schon  durch  die  Konsistorialordnung  von  1817  §  8  vorbehalten. 

So  ist  denn  in  den  obigen  Personalsachen  diese  preußische  Behörde  selbständig, 
ebenso  wohl  in  allen  rein  schultechnischen  Dingen,  wie  es  §  4  der  obigen  Instruktion 
besagt;  dieses  Recht  erstreckt  sich  natürlich  auch  auf  die  Genehmigung  der  Lehr- 
pensen- und  Stundentabelle  der  einzelnen  Anstalten,  die  zeitig  genug,  4  Wochen, 
vor  Beginn  eines  neuen  Schulhalbjahres  eingereicht  werden  sollen. 

1)  Bestimmt  festgesetzt  in  der  Kabinettsorder  vom  31.  Dezember  1825,  B.  8. 
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Nach  oben  liiii  ist  die  Konipctcii/  auch  (hcscr  lit-hfuilc  niiht  fc8t  nh^v^srvn/A. 
(liiltii^  ist  iiniiKM-  noch  der  iij  Kl  der  Inst  iid<t  ion  füi-  <lir  l'roviiizialkonHistoricii : 
„Außer  (Icnjciiiizcu  Fidlen,  wo  sie  iiacli  (h'ii  vorMtiOu-iidm  liest iinniuiij^cn  an  da« 
vorgesetzte  Ministerium  berichten  müssen,  dient  ihnen  darüber  t«'ilrt  die  Analogie 
der  Regierungsinstruktion,  teils  der  allgemeine  (IrundHat/,  (lau  sie  nur  inner- 
iuilb  schon  gegebener  Vorschriften  und  Hestimimnjgen  handeln  dürfen,  zur  Norm, 
dergestalt,  d;ilJ  sie  in  allen  Fällen,  wo  es  auf  Feststellung  von  allgemeinen  (Jrund- 
sätzen,  auf  neue  Anordnungen  und  Eiinichtungen  oder  Wränderungen  und  Ab- 
weichungen von  bereits  bestehenden,  ankommt,  und  außerdem  in  allen  Fällen, 
wo  es  nach  der  Analogie  der  Regierungsinstruktion  nötig  sein  würde,  die  Cieneh- 
migung  des  ihnen  vorgesetzten  Ministeriums  einholen  müssen.  In  alh-n  Fidlen  aber, 
wo  es  bloß  auf  Anwendung  und  Ausführung  schon  bestehender  Vorschriften  und 
Grundsätze  ankommt,  können  sie  ohne  weitere  Anfrage  verfügen."  —  Auch  in  der 
Instruktion  von  1825,  die  die  Trennung  der  Provinzialkonsistorien  in  „Konsistorien" 
und  „Provinzialschulkollegien"  verfügte,  wird  B.  9.  noch  einmal  auf  die  „analogisehe 
Befolgung"  der  Voi-schriften  hingewiesen,  welche  die  Regierungsinstruktion  erlassen 
hat.  —  Der  Begriff  „Analogie"  wird  aber  immer  subjektiver  Deutung  anheimfallen, 
besonders,  wenn  nun  noch  in  hypothetischer  Form  hinzugesetzt  ist:  „wo  es  nach 
der  Analogie  der  Regierungsinstruktion  nötig  sein  würde".  —  Immerhin  ist  soviel 
klar,  daß  alle  Neuerungen  durchaus  der  ministeriellen  Bestätigung  bedürfen;  so 
könnte  ein  preußisches  ProvinzialschulkoUegium  keine  allgemeine  Schulordnung 
für  seine  Provinz  (eine  allgemeine  für  die  ganze  Monarchie  und  auf  Grund  derselben 
])csondere  Provinzialschulordnungen  will  §  7  der  Instruktion  von  1817  vorsehen), 
keine  neue  Dienstanweisung,  keine  neue  Prüfungsordnung  für  die  Schulen  erlassen 
ohne  ministerielle  Erlaubnis.  Bekannt  ist  es,  daß  die  Provinzialschulkollegien, 
wie  u.a.  der  bayerische  oberste  Schulrat,  der  Zentralbehörde  gegenüber  oft  eine 
begutachtende  Rolle  spielen,  so  z.  B.  jüngst  gewiß  auch  vor  Einführung  der  neuen 
Lehrpläne  und  Lelirauf gaben,  zu  denen  sie  ihre  Ansichten  zuvorderet  zu  äußern 
hatten.*) 

Sitzungen,  Instruktionen,  Art  der  Geschäftsbehandlung. 

In  vielen  Staaten  treten  die  Zwischenbehörden  regelmäßig  wöchentlich  zu  l'K-nar- 
sit Zungen  zusammen,  so  in  Anhalt ,  Baden,  Bayern,  Braunschweig,  Württem- 
berg (?),  Preußen;  in  anderen  nur  einmal  monatlich,  so  in  Hamburg,  in  Öster- 
reich wenigstens  einmal  im  Monat,  wobei  zu  bemerken,  daß  in  den  Kronländern 
dies  verschieden  gehandhabt  wird;  in  Bremen  tritt  die  Senatskommission  „narh 
Bedürfnis"  zusammen.  Vielfältig  sind  nun  auswärtige  MitgliiMler,  z.  B.  in  Bayern 
und  Österreich,  vorhanden;  in  Bayern  werden  solche  nur  in  wichtigeren  Fällen  zu 
den  Sitzuncen  einberufen;  in  Österreich  fordern  die  Schulaufsichtsgt-setze  zur  Bc- 


1)  Der  Voliständinkiit  liallH-r  sri  rnviilmt.  <laU  amli  in  l'rtiiU«-n  Ui  städt iM-lion  hölirrrn 
liehniiistaltcn  OrtsscInillK-liönlon,  wolchc  zum 'IVil  Ijiiiii  zu  ilirrn  MitKlit'<lcrn  zülilon.  vorhanden 
sind.  Dieselben  haln-n  je«l<K-li,  ganz  im  (JejjensAtz  zu  den  ol>ijien  analogen  Behörden  in  Hraun- 
schwcig.  Sachsen,  WüittenilHTg.  mit  den  inneren  Angelepenheif«'n  der  hiihen-n  Schulen  durch- 
aus nichts  zu  schaffen,  vgl.  Wiesc-Irmer  S.  Uli  ff. 
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schlußfäliigktMt  dos  Laiidosscliulratcs  mir  die  Anwcsenlicit  dor  „Molirlicit  der  Mit- 
glieder", in  Steiermark  die  „Hälfte  der  Älitglieder". 

Es  fragt  sieh  nun,  ob  es  für  diese  Sitzungen  allgemeine  Ijistruktioneu  für  die 
Mitglieder  gibt  und  eine  Geschäftsordnung,  \^ eiche  den  Gang  der  Verhandlung 
in  äußerlicher  Beziehung  regelt.  Geheime,  nicht  zur  Veröffentlichung  bestimmte 
Instruktionen  sind  in  Anhalt  und  in  Württemberg  vorhanden,  gar  keine  in 
Baden.  Hessen,  Sachsen  -  Weimar,  Bremen;  in  Bayern  verheißt  §  6  der 
Einsetzungsorder  vom  22.  November  1872:  „Im  übrigen  wird  die  formelle  Be- 
handlung der  Geschäfte  des  obersten  Schulrates  seitens  unseres  genannten  Staats- 
ministeriums nach  Bedürfnis  durch  eine  besondere  Instruktion  geregelt  werden", 
aber  dies  Bedürfnis  scheint  nicht  eingetreten  zu  sein,  denn  bis  heute  ist  eine  solche 
Instruktion  nicht  herausgekommen.  Ausführliche  Instruktionen  oder  Geschäfts- 
ordnungen sind  vorhanden  in  Braunschweig,  Oldenburg,  Hamburg,  Öster- 
reich, Preußen;  hierbei  wäre  noch  zu  unterscheiden  zwischen  den  Dienstanwei- 
sungen für  die  einzelnen  Mitglieder  (Schulräte)  und  für  das  Zusammensein  derselben 
in  den  Sitzungen,  beides,  Instruktionen  für  die  Landesschulinspektoren,  wie  Ge- 
schäftsordnungen für  das  Plenum,  ist  eigenthch  nur  in  Österreich  vorhanden. 

Die  braunschweigische  Geschäftsordnung  für  die  Herzogliche  Oberschul- 
kommission  bestimmt  in  §  18,  daß  die  Geschäftsbehandlung  koUegiahsch  sei  und 
bei  Gleichlieit  der  Stimmen  der  Vorsitzende  entscheidet;  der  letztere  ist  jedoch  er- 
mächtigt, diejenigen  Verfügungen  allein  zu  erlassen,  welche  zur  Vorbereitung  dem- 
nächstiger  Beschlüsse  nötig  sind,  und  in  eiligen  Fällen  ebenso  zu  handeln.  Merk- 
A\  ürdig  ist  liier  die  Bestimmung,  daß  Mitglieder  bei  Sachen,  an  denen  sie  persönlich 
beteihgt  sind,  wie  bei  Verhandlungen  über  amtliche  Verfügungen,  die  sie  selbst 
erlassen,  nicht  bloß  sieh  ihrer  Stimme  zu  enthalten,  sondern  auch  bei  solchen 
Abstimmungen  abwesend  sein  müssen;  auch  die  Geschäftsführung  der  Kuratorien 
ist  koUegialisch  (§  32). 

Während  für  Bremen  keine  Geschäftsordnung  existiert,  ist  eine  solche  für 
die  Hamburger  Oberschulbehörde  vorhanden;  dieselbe  gilt  für  jede  verfassungs- 
mäßig eingesetzte  Verwaltungsbehörde  in  Hamburg,  vgl.  §  7  des  revidierten  Gesetzes 
über  die  Organisation  der  Verwaltung  vom  2.  November  1896;  Nummer  2 — 6 
desselben  besagen,  daß  die  Verwaltungsbehörden  Zahl  und  Zeit  ihrer  Sitzungen 
zu  bestimmen  haben,  daß  aber  jeder  Vorsitzende  außerordentliche  Sitzungen  be- 
rufen kann,  aber  auch  daß  „auf  Verlangen  von  mindestens  der  Hälfte  der  nicht 
zum  Senate  gehörigen  Mitglieder"  der  Vorsitzende  dazu  verpflichtet  ist.  §  3 :  Jede 
koUegialisch  beschließende  Verwaltungsbehörde  ist  verpflichtet,  über  ihre  Ver- 
handlungen und  Beschlüsse  ein  Protokoll  zu  führen.  §  4 :  Zur  Fassung  eines  gültigen 
Beschlusses  ist  die  Gegenwart  von  wenigstens  der  Hälfte  der  bürgerHchen  Mitgheder, 
sowie  mindestens  eines  Senatsmitgliedes,  Syndikus  oder  Senatssekretärs  erforder- 
hch.  §  5:  Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Der 
Minorität  steht  es  zu,  ihre  Ansichten  zu  Protokoll  zu  geben  oder  bei  Vorschlägen 
oder  Berichten  an  den  Senat  dieselben  besonders  zu  motivieren.  Bei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet,  wenn  nicht  die  Geschäftsordnung  der  Behörde  für  solchen 
Fall  Vorschriften  enthält,  der  Senat,  dem  der  Vorsitzende  zu  dem  Ende  die  Sache 
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v()izutra;j;t'n  hat.  §  (j  cMtliMlt  \'»)i-sc-lirifti"i»  über  du.s  Vetorecht  dt«  VorHitzciKlen, 
(las  wir  besondere  bespret'lion  werden. 

Die  rioschäftsfülnun«,'  im  öst erreichiHt-hen  Landcssehulrat')  hat  trotz 
(•iiiij.::(r  Al)\vei(  luin;^'eii  im  kleinen  dureh  alle  Kronländer  di<wlben  (Jrundzü^e. 
Sehen  wir  davcMi  ab,  dali  der  an  Mitt'liedcr/ahl  so  i/roßc  böhmiHcht!  L4inde8H<hulrat 
sieh  in  8ektit»nen  teilt,  und  dali  dort  IMcnar-  und  .Sektionssit/.unjien  stattfinden, 
so  gibt  es,  abgesehen  von  Niederösterreith  und  Tircjl,  überall  ordentliche  und 
außerordentliche  Sitzungen;  beide  beruft  der  Vorsitzende,  die  auüerordentlichen 
kann  er  jederzeit  einberufen,  muß  es  aber  tun,  wenn  zwei  —  in  Mähren  drei  — 
Mitglieder  es  verlangen.  In  Xiederösterreieh  und  Tirol  verlangen  die  Sehulaufsiehts- 
gesetze,  ohne  zwischen  ordentlichen  und  außerord<'ntlichen  Sitzungen  zu  unter- 
scheiden, daß  der  Vorsitzende  die  Sitzungen  einberuft  und  einbiMiifen  muß,  wcrni 
diei  ^litglieder  es  verlangen. 

Beschlußfähig  ist  eine  solche  Sitzung  in  Osterreich,  wenn  die  „Anwesenheit 
der  Mehrheit  der  Mitglieder  vorhanden  ist"  (in  Steiermark  heißt  es:  die  Anwesen- 
heit des  Vorsitzenden  und  der  Hälfte  der  Mitglieder) ;  nur  für  Niederösterreieh  und 
Tirol  ist  noch  besonders  vorgeschrieben,  daß  als  Erfordernis  der  Beschlußfähigkeit 
einer  Sitzung  auch  noch  eine  ausdrücklich  vorhergegangene  Einladung  an  alle  Mit- 
glieder gehört. 

Was  das  Stimmrecht  der  Mitglieder  anbelangt,  so  haben  in  allen  Fragen 
alle  Mitglieder,  auch  die  Vertreter  des  Laienstandes,  das  gleiche  Stimm- 
recht, nämlich  eine  beschließende  Stimme,  ja  in  Kärnten  haben  die  Vertreter  des 
Landesaussehusses  bei  allen  Ernennungen,  bzw.  Bestätigungen  des  Lehqiersonals 
sogar  zwei  Stimmen.-) 

Überall  ist  vorgeschrieben,  daß,  wenn  es  sich  um  persönliche  Interessen  eines 
Mitgliedes  handelt,  dasselbe  weder  an  den  Beratungen  noch  an  der  Abstimmung 
teilzunehmen  hat. 

Ebenso  klar  sind  die  Anordnungen  in  bezug  auf  die  Behandlung  der  Ge- 
schäfte. Angelegenheiten,  rücksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  eine 
Ernennung  oder  Bestätigung  einer  solchen  zu  beschließen,  oder  ein  Gutachten  oder 
ein  Antrag  an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterrieht  zu  erstatten  ist,  wertlen 
kollegialisch  behandelt,  sonstige  Angelegenheiten  werden  unter  der  eigenen 
\"erantwortung  des  Voi-sitzcnden  erledigt,  welcher  in  jeder  Sitzung  die  in  der 
Zwischenzeit  getroffenen  Verfügungen  dem  Landessehulrate  mitzuteilen  hat.  In 
dringenden  Fällen  kann  jedoch  der  Vorsitzende  auch  rüeksiehtlich  derjenigen  An- 
gelegenheiten, welche  kollegialisch  zu  behandeln  sind,  in  allen  Kronländern  mit 
Ausnahme  von  Oberösterreich  unmittelbare  Verfügungen  treffen;  er  nuiß  jedoch 
ohne  Verzug  inul  jedenfalls  in  der  nächsten  Sitzung  die  (Genehmigung  des  Landcs- 
schulrates  einholen. 


1)  Vgl.   Mayiliofor-Pnco  IV.  .ölff. 

2)  Nach  einem  neuen  (le-^etz  für  Niederösterreieh  haben  die  L,'\n(les8ohulins|>okt<'ren 
(zurzeit  9)  nur  7  Stinimm.  also  selbst  l)ci  .Anwesenheit  »änitlioher  Inspektoren  hal>on  sich 
zwei  der  Stimme  zu  enthalten  LVr  Einfluß  i\c3  Laieneiemcntcs  ist  nlso  bedeutend  verstärkt 
worden. 
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Bosohw  ordon  gegen  Entscheidungen  desLandesseluilrates  gelien  an  das  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterrieht.  Sie  sind  in  der  Regel  beim  Landessehulrat  anzubringen 
und  haben  aufschiebende  ^^'irkung.  sofern  dies  binnen  14  Tagen  (in  Vorarlberg 
binnen  8  Tagen)  nach  Eröffnung  der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

Die  Geschäfte  hat  der  Voi-sitzende  zu  verteilen,  nur  für  Niederösterreich  lautet, 
abweichend  hiervon,  eine  Bestimmung,  daß  der  „Landessehulrat  die  Geschäfte 
unter  seine  ^Mitglieder  verteilt".  So  weit  die  Instruktion  für  den  Landessehulrat 
in  seiner  Gesamtheit. 

Die  Anweisungen  für  die  Landesschulinspcktoren  gehen  dalün,  daß  dieselben 
zunächst  dazu  berufen  sind,  den  unmittelbaren  Einfluß  auf  die  didaktisch-päda- 
gogischen Angelegenheiten  der  Schulen,  periodische  Inspektionen,  Leitung  der 
Prüfungen,  Überwachung  der  Wirksamkeit  der  Schuldirektionen,  der  Orts-  und 
Bezirksschulräte  und  Bezirksschulinspektoren  usw.  zu  üben.  Aber  der  Landeschef 
kann  für  einzelne  Fälle  Funktionen  dieser  Art  auch  an  die  Vertreter  des  Lehrstandes 
übertragen. 

Der  Minister  kann  indessen,  insofern  nicht  durch  die  Landesgesetze  etwas  anderes 
bestimmt  wiid,  auch  die  dem  Lehrstande  angehörigen  Mitglieder  des  Landesschul- 
rat€s  oder  auch  andere  praktische  Schulmänner  mit  den  vollen  Funktionen  eines 
Landesschulinspektors  in  vorübergehender  Weise  betrauen,  ebenso  wie  derselbe 
einem  Landesschulinspektor  das  Referat  für  die  administrativ-ökonomischen  An- 
gelegenheiten geben  darf. 

In  Istrien  und  Kärnten  übrigens  ist  nicht  nur  den  Vertretern  des  Lehrstandes, 
sondern  auch  den  übrigen  Mitgliedern,  also  Vertretern  der  Geistlichkeit,  des  Ge- 
meindeausschusses ein  Schulvisitationsrecht  ausdrücklich  eingeräumt,  doch  dürfen 
sie  nicht  selbständige  Anordnungen  treffen. 

Über  manche  Einzelheiten  der  Instruktion  für  die  österreichischen  Landesschul- 
inspcktoren werden  \Yir  weiter  unten  berichten  unter  „Revisionen"  und  „Berichte". 
Über  das  Vetorecht  des  Vorsitzenden  des  österreichischen  Landesschulrates  im 
folgenden  Abschnitt. 

Für  Preußen  sind,  was  Stimmrecht  der  Mitglieder  und  den  Geschäftsgang  an- 
belangt, außer  der  Instruktion  für  die  Provinzialkonsistorien  vom  23.  Oktober 
1817  und  der  Kabinettsorder  vom  31.  Dezember  1825,  betreffend  eine  Abänderung 
in  der  bisherigen  Organisation  der  Verwaltungsbehörden,  auch  noch  die  Regierungs- 
instruktion von  1817,  die  dasselbe  Datum  trägt  wie  die  für  die  Provinzialkon- 
sistorien von  1817,  und  einige  Bestimmungen  des  L.-V.-G.  von  1883  nebst  Ministerial- 
erlassen  von  uns  heranzuziehen.  —  Die  Instruktion  für  die  Regierungen  vom 
23.  Oktober  1817  ist  deswegen  wichtig,  weil  für  die  Provinzialkonsistorien  eine 
besondere  Geschäftsordnung  nicht  gegeben  wurde,  vielmehr  lautet  §  15  der 
Instruktion  für  die  Provinzialkonsistorien:  „Soviel  endlich  das  Verhältnis  des 
Oberpräsidenten,  als  Präsidenten  des  Konsistoriums,  zu  den  Mitgliedern  desselben, 
das  Verhältnis  der  letzteren  unter  sich  und  zu  den  Subalternen,  die  Dienstdisziplin 
und  Verantwortlichkeit  der  bei  dem  Konsistorium  angestellten  Mitglieder  und  Be- 
amten und  den  Geschäftsgang  anbetrifft,  so  findet  darüber  analogisch  alles  das- 
jenige Anwendung,  was  in  dieser  Hinsicht  in  der  Regierungsinstruktion  vorgeschrie- 
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l)('ii  ist."  ( JcnuiK'ies  üIjct  tlic  Art  dt-r  Kiiiht  riifiiii;^,  über  diu  BfhchluUfiUiij^kuit,  wie 
C8  z.  B.  in  Osterreich  vorgeöchrieben,  tliilJ,  wcmi  .{  Mitj^lieder  die  Kinberufung  ver- 
l;m;r(ii,  dtr  X'orsitzoiulc  dieselbe  anordnen  inuU,  ist  in  l'reuüeii  nicht  zu  ersehen. 
Dil  IKK  li  sj  .{  (lii  Instruktion  für  die  Oberpriisidenten  von  IH'J.')  dieselben  den  Vor- 
sitz und  die  Leitunu'  der  (Jesebäfte  haben,  sein  Stellvertreter  der  Ke^'ierun^spräsident 
ist  bzw.  besondere  l)iri}.,'enten,  auf  die  daiui  die  Hwhte  di-s  Oberpriisidenten  über- 
gehen, so  müssen  der  V^oi-sitzende  der  preuUisehen  Provinzialsehulkollegien  und  die 
Stellvertreter  unumschränkte  Vollmacht  haben,  zu  bestimmen,  wie  oft  und 
wann  sie  Sitzungen  einzuberufen  haben,  und  wann  das  Kollegium  beschlußfähig  ist. 
Die  Sitzungen  der  ProvinzialsehulkoUegien  finden  übrigens,  soweit  bekaimt.  regel- 
niälJig  wöehentlich  einmal  statt. 

J)alJ  die  innere  Verfassung  kollegialiseh  ist  und  alle  (Jesehäfte  derselben  nach 
Mehrheit  der  Stimmen  entschieden  werden,  bei  deren  Gleichheit  indessen  die  des 
Vorsitzenden  den  Ausschlag  gibt,  sagt  §  18  der  Konsistorialinstruktion.  In  Öster- 
reich entscheidet  bei  Stimmengleichheit  der  Vorsitzende;  das  Schulaufsichtagcöetz 
für  Niederösterreich  bestimmt  ausdrücklich,  daß  der  Vorsitzende  nur  bei 
Stimmengleichheit  seine  Stimme  abgibt. 

Bei  den  preußischen  Regierungen  hatten  bis  vor  kurzem  nur  die  Regierungsräte 
als  Juristen  (vgl.  B.  V.  a — d  der  Kabinettsorder  vom  31.  Dezember  1825)  ein  „volles 
\'otum",  die  teciinischen  Mitglieder  dagegen,  nämlich  die  Geistlichen,  die  Schul-,  Me- 
dizinal- und  Bauräte,  auch  die  technischen  Forstbeamten,  besaßen  nur  in  Angelegen- 
heiten, welche  zu  ihrem  Geschäftskreis  gehören,  ein  „volles  Votum",  die  Assessoren 
allein  in  den  von  ihnen  bearbeiteten  Sachen.  Das  ist  erst  durch  die  Kabinettsorder 
vom  21.  Dezember  1905  anders  geworden:  hiernach  ist  allen  den  eben  genannten 
technischen  Beamten,  welche  den  Rang  der  Räte  vierter  Klasse  haben,  „das  Stimm- 
recht in  den  Plenarversammlungen  der  Regierungen  in  dem  Umfange  beigelegt 
worden,  in  dem  es  jetzt  die  für  den  höheren  Verwaltungsdienst  oder  das  Richteramt 
befähigten  unter  V  zu  a  und  b  der  Kabinettsorder  unter  dem  31.  Dezember  1825 
aufgeführten  Mitglieder  haben".  Achtzig  Jahre  also  hat  es  in  Preußen  gedauert, 
bis  diese  technischen  Beamten  den  Juristen  gleichgestellt  wurden.  So  bei  den  Re- 
gierungen, wo  die  Regierung«-  und  Schulrüte  nun  endlich  ein  volles  Stimmrecht  haben. 
—  Wie  ist  nun  das  Stimmrecht  der  IMx)vinzialschulräte  bei  den  Provinzialschul- 
kollegienV  Sie  werden  gewiß  ein  volles  \'otum  besitzen,  aber  nur  nach  „Analogie" 
der  Regierungsräte  und  der  Mitglieder  der  Medizinalkollegien  (vgl.  §  3  der  betreffenden 
Instruktion),  von  denen  es  heißt:  „Die  darin  angestellten  Ärzte  haben  in  allen 
Angelegenheiten  eine  volle  Stimme,  die  übrigen  Mitglieder  selbige  nur  bei  denjenigen 
Gegenständen,  welche  ihre  besondere  Kunst  und  Wissenschaft  betreffen." 

Zu  den  Sitzungen  der  Provinzial.sehulkollegien  sollen  nun  nach  §  13  der  Instruktion 
alle  Jahre  wenigstens  einmal  die  „bei  den  Kirchen-  und  Sehulkommi.ssionen  an- 
gestellten geistlichen  und  Schulräte"  (vgl.  §  2,  G  der  Regierungsinstruktion  und 
§  18),  d.  h.  also  die  jetzigen  unter  dem  Regierungspräsidenten  stehenden  Regierungs- 
und Schulräte,  welche  die  Volksschulen  unter  sich  haben,  hinzugezogen  werden; 
was  ihr  Stimmrecht  anbelangt,  so  lesen  wir:  „sie  haben  bei  ihrer  Anwesenheit  Sitz 
und  Stimme  in  demselben". 
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Die  ci-st  seit  kurzem  zu  einigen  Provinzialschulkollegien  gcliörenden  Oberlehrer 
oder  Professoren,  die  sehulteehnisehen  jNlitarbeiter,  haben  nach  der  Kabinettsorder 
vom  12.  Jaimiu-  1903  Stimmrecht  nur  in  den  von  ihnen  bearbeiteten  Sachen, 
stehen  also  hierin  nur  den  Assessoren  bei  den  Regierungen  gleich  (vgl. 
die  Kabinetteorder  vom  31.  Dezember  1825).  Es  hat  sich  das  Stimmrecht  dieser 
Mitarbeiter  nach  preußischem  Verwaltungsrecht  zu  einem  vollen  Votum  nun  einmal 
nicht  ausdehnen  lassen;  aber  bezeichnend  ist  es  doch,  daß  diese  schultechnischen 
Mitarbeiter,  welche  schon  längere  Zeit  als  festangestellte  Staatsbeamte  (oft  auch 
zur  IV.  Rangklasse  gehörig)  tätig  waren,  Assessoren  gleichgestellt  werden,  die  in 
ilirem  Dienst-  und  Lebensalter  viel  jünger  sind  und  eine  Rangstufe  tiefer  stehen 
als  die  Professoren;  bezeichnend  ist  es  auch,  daß  man  den  österreichischen 
Kollegen,  Mittelschulprofessoren,  wenn  sie  als  Vertreter  des  Lehr- 
standes im  Landesschulrat  sitzen,  ohne  Bedenken  dort  Stimmrecht  über 
alle  Dinge  eingeräumt  hat. 

Mag  nun  also  betr.  Einberufung,  Beschlußfähigkeit,  Stimmrecht  in  Preußen 
manches  besserungsbedürftig  sein,  so  sind  über  den  Geschäftsgang  dieser  Pro- 
vinzialbehörden  ausführliche  Vorschriften  vorhanden,  freihch  ist  auch  hier  nur  die 
„Analogie"  der  Regierungsinstruktion  maßgebend,  alles  also,  was  hier  über  die 
Geschäftsbehandlung  gesagt,  ist  auf  die  Provinzialschulkollegien  anzuwenden, 
d.  h.  alles,  was  Abschnitt  III  §  22 ff.  daselbst  zu  lesen  ist.  Danach  wird  jedem  Mit- 
ghede  des  Kollegiums  ein  bestimmter  Wirkungskreis  von  vornherein  zugewiesen, 
wobei  „mit  der  Verteilung  der  Geschäfte  so  wenig  als  möghch  zu  wechseln  ist". 
Jeder  Dezernent  (Referent)  erhält  einen  Kodezernenten  (Korreferenten).  Nachdem 
bei  dem  Vorsitzenden  die  eingegangenen  Sachen  erbrochen  sind,  werden  sie  zuerst 
dem  zuständigen  Korreferenten-  zugeschickt,  der  sich  davon  unterrichtet,  auf  dem 
Stücke  es  vermerkt  oder  sogleich  sein  Gutachten  beifügt.  „Der  Referent  hat  dann 
die  eigentliche  Bearbeitung  der  Sache  und  den  Vortrag  darin,  er  beratet  sich  zuvor 
mit  dem  Korreferenten."  Bei  Verschiedenheit  der  Meinung  kann  der  Korreferent 
die  seinige  zwar  auf  dem  Stücke  vermerken,  er  darf  aber  darin  ohne  Einverständnis 
mit  dem  Referenten  nichts  abändern,  dagegen  ist  der  Korreferent  verpflichtet, 
u.  a.  dafür  zu  sorgen,  daß  keine  faktischen  Irrtümer  bei  der  Sache  obwalten,  daß 
sie  dem  Beschluß  des  Kollegiums  gemäß  abgefaßt  werde,  wenn  sie  darin  vorgetragen, 
daß  keine  Sache  ohne  Vortrag  abgemacht  werde,  welche  dazu  hätte  gelangen  sollen. 

Die  sehr  wichtige  Frage,  welche  Sachen  nun  dem  Beschlüsse  des  Gesamt- 
kollegiums unterhegen  oder  vom  Präsidenten  bzw.  von  einem  Dezernenten  allein 
abgemacht  werden  müssen,  entscheidet  §  27  dahin,  daß  folgende  Gegenstände 
u.  a.  stets  zum  Vortrag  gebracht  werden:  1.  alle  Sachen  von  Wichtigkeit;  2.  alle 
Vorstellungen  und  Beschwerden^) ;  ...  5.  alle  Geldzahlungen;  6.  alle  vom  Präsi- 
dium ausdrückhch  zum  Vortrage  geschriebenen  Sachen;  7.  alle  zur  Abmachung 
ohne  Vortrag  geeigneten  Sachen,  über  welche  der  Korreferent  mit  dem  Referenten 
....  nicht  einverstanden  ist  (§  27). 


1)  Einige  Punkte,  welche  nur  die  für  die  Regierungen  einschlägigen  Geschäfte  anbelangen 
(z.  B.  alle  Entreprise-  und  andere  Kontrakte),  sind  ausgelassen. 


H.  Ztiitialmitt<llK-hi>r(l«ii.      Ii)   InnL-rc  Orj^'iiiiisation.      Silzunv'fn,   lastniktiomn  usw.      Sf)! 

Der  Di'/.rriicnl  ist  ul)cr  \  (•ipflirhtet ,  iillf  hlnß  (•iülciteiKlcn  uikI  vorlicii-itcrulfii 
Vorfü<iUii^'i'M.  snwir  überliaupt  alle  Stwlicii,  die  ihren  ^owieflcneii  Gang,  ihre  Norm 
iiihI  Korin  haben,  wenn  er  niiht  erhebliche  Zweifel  hat,  ohne  Vortrag  anzugeben 
und  abzuniaelien.  Zum  \'ortrag  kommen  die  Sachen  erst  datui,  wenn  ch  auf  materieüe 
Kiitscheichuig  ankommt;  beruht  diese  aber  auf  unzweifelliaften  auHdriiekliehen 
\'orsihriften,  .so  .sind  die  Dezernenten  bert-ehtigt,  sie  ebenfalls  ohne  Vortrag  ab- 
zumachen. In  allen  Fällen,  welche  tlcr  Dezernent  ohne  V^)rtrag  abmjwht.  iniili  solches 
aber  ausdrüiklich  von  ihm  auf  dem  Stück  bemerkt  werden  (§  2b). 

Was  die  Befugnisse  des  Vorsitzenden,  Präsidenten,  Abteilungsdirektors  bei  dvii 
Kegierungen')  anbelangt,  so  ist  eben  schon  erwähnt,  daß  ihm  das  Recht  zusteht, 
bestimmte  Sachen  für  den  Vortrag  im  Plenum  vorzuschreiben,  ebenso  aber  auch 
(§  40),  außerordentliche  Sitzungen  anzuberaumen;  eilige  Sac-hen,  welche  nicht 
wichtig  genug  sind,  um  eine  außerordentliche  Versammlung  des  Kollegii  zu  ver- 
anlassen, kann  der  Präsident  sich  in  Gegenwart  des  betreffenden  Direktors  (nämlich 
der  Kegierungsabteilung)  von  dem  Departementsrat  allein  vortragen  und  das  Er- 
forderliche darauf  verfügen  und  abgehen  lassen.  Von  dem  Beschlüsse  nuiü  aber 
das  Kollegium  am  nächsten  Vortragstage  benachrichtigt  werden  (§  40), 

In  dem  Gesetz  über  die  allgemeine  Landes  Verwaltung  von  1883  spricht  sich  §  24 
über  diese  Rechte  des  Präsidenten  noch  allgemeiner  aus:  „auch  ist  der  Regierungs- 
l)räsident  befugt.  ...  an  Stelle  des  Kollegiums  unter  persönlicher  Verantwortlichkeit 
Verfügungen  zu  treffen,  wenn  er  die  Sache  für  eilbedürftig  hält";  hier  ist  von 
der  noch  1817  ausgesprochenen  Verpflichtung,  davon  Mitteilung  in  der 
nächsten  Sitzung  zu  machen,  nicht  mehr  die  Rede,  wie  denn  überhaupt 
1883  die  Stellung  des  Regierungspräsidenten  im  Verhältrüs  zu  der  Instruktion  von 
1817  bedeutend  im  bureaukratischen  Sinne  gestärkt  ist.'^) 

Ähnlich  sind  also  diese  Verordnungen  über  den  Geschäftsgang  in  Ost  erreich 
und  Preußen,  aber  freilich  dort  kürzer,  schärfer  präzisiert,  schon  deswegen,  weil 
der  Hinweis  auf  die  Analogie  einer  anderen  Instruktion  nicht  nötig  ist;  auch  sind 
in  Österreich  (Majrhofer-Pace  S.  553)  durch  die  Aufnahme  der  „Ernennung", 
„Bestätigung  einer  solchen",  die  stets  in  pleno  koUegialisch  abzumachen  sind,  die 
Rechte  des  Kollegiums  viel  mehr  gesichert  als  bei  uns,  wo  dergleichen  vom  De- 
zernenten ohne  Vortrag,  selbständig,  erledigt  werden  kann;  es  ist  gut.  daß  in 
Osterreich  die  Begriffe:  „wichtige,  eilige  Sachen",  welche  leicht  bei  uns  durchaus 
der  subjektiven  Auffassung  des  Vorsitzenden  unterliegen,  noch  durch  die  obige 
Kinschränkung  definiert  sind. 

Hinzugefügt  nmß  hier  werden,  daß  bei  so  allen,  unbestimmten  Vorschriften 
der  Geschäftsgang  in  den  preußischen  Provinzialbchörden  möglicherweise  mit  der 
Zeit  andere  geworden  ist,  ja  daß  auch  hier  vielleicht  Verfügungen,  den  inneren 
Dienst  betreffend,  ergangen  sind,  die  sich  durchaus  der  Keimtnisnahnie  entziehen. 
Höchstwahrscheinlich   wird   man  wohl   mit   der  Behauptunp   recht   haben,    daß   in 

1)  Auf  sie  gehen  die   Heehte  «Ics  rra-sHlent»-!!  üIkt,   §   11. 

2)  Ob  diese  1883  gegelx^nen  liest immungcn  der  Recht«.-  de»  Regierungspräsidenten  „analog" 
auf  den  Vorsitzenden  (Direktor)  des  rrovinzialschuikollegiums  zu  übertragen  sind,  darüber 
vgl.  §  9  des  L.-V.-G.  8,  Anmerkung  G,  worüber  noch  später  zu  handeln  sein  wird. 


3Ö2  1^  ■   1^'^'  Anfsithtsboliöi'di'n   für  das  höhere  T^^hramt. 

Preußen  die  Persönlichkeit  des  Vorsitzenden  einen  größeren  Einfluß  auf  den  Ge- 
schäftsgang hat  als  in  Österreich,  wo  die  Bestimmungen  genauer  und  exakter  sind. 
—  Es  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  die  jüngst  berufene  Kommission  für  die 
Reform  der  inneren  preußischen  Verwaltung  auch  die  notwendige  Neuordnung  der 
Verwaltung  des  höheren  Schulwesens  ins  Auge  faßt. 

Vetorecht  des  Vorsitzenden  der  Zentral  mittel  behörden. 

Sehr  w  iohtig  ist  es,  festzustellen,  wie  weit  das  Einspruchsreelit  des  Vorsitzenden 
einem  Kollegium  gegenüber  reieht;  ist  dasselbe  unumschränkt,  so  kann  ganz  von 
selbst,  wenn  auch  de  iure  eine  kollegialischc  Beratung  in  den  Zentralmittelbehörden 
vorgesehrieben  ist,  diese  kollegialische  Verwaltung  oder  Erledigung  der  Geschäfte 
in  jedem  Augenblick  zu  einer  bureaukratischen  werden. 

Nur  in  drei  Staaten  hat  der  Vorsitzende  dieser  Schulbehörden  gar  kein  Ein- 
spruchsrecht: in  Anhalt,  in  Oldenburg,  in  Braunschweig;  in  Braunschweig 
geht  dies  aus  §  18  hervor:  „die  Geschäftsordnung  ist  kollegialisch,  bei  Gleichheit 
der  Stimmen  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  —  Es  ist  jedoch  der  Vor- 
sitzende ermächtigt,  diejenigen  Verfügungen  allein  zu  erlassen,  welche  zur  Vor- 
bereitung demnächstiger  Beschlüsse  nötig  sind,  auch  kann  derselbe  in  eiligen  Fällen 
die  erforderUchen  Anordnungen  provisorisch  treffen."  Hier  liest  man  nirgends 
etwas  von  einem  Vetorecht. 

Ganz  eigenartig  gestaltet  sich  diese  Angelegenheit  in  den  Staaten,  bei  deren  Mittel- 
behörden durch  die  Person  des  Vorsitzenden  eine  Art  Personalunion  mit  der  obersten 
Instanz,  dem  Ministerium,  stattfindet.  In  Bayern  ist  zwar  gesagt  (§4),  daß  „der 
obei-ste  Schulrat  alle  zur  Zuständigkeit  unseres  Ministeriums  gehörigen  Angelegen- 
heiten der  humanistischen  und  technischen  Mittelschulen,  soweit  dieselben  zur 
kollegialen  Behandlung  geeignet  sind,  zu  beraten  habe",  aber  da  der  Minister 
selbst  Vorsitzender  bei  diesen  Beratungen  ist  oder  sein  Stellvertreter,  ein  juristisches 
^litgUed  des  Ministeriums,  so  braucht  er  weder  eine  Abstimmung  vornehmen  zu  lassen 
noch  sich  an  Majoritätsbeschlüsse  zu  kehren;  unter  diesen  Umständen  kann,  wenn 
dies  auch  tatsächlich  wohl  selten  geschehen  wird,  aus  der  kollegialen  Verfassung 
eine  bureaukratische  gemacht  w^erden. 

Auch  in  Württemberg  spricht  §  2  von  den  unter  Vorsitz  des  Ministers  zu 
haltenden  Kollegialberatungen,  welche  bei  „Avicli tigeren"  Gegenständen  stattfinden 
sollen,  während  alle  übrigen  Gegenstände  von  dem  Abteilungs vorstand  kollegia- 
lisch oder  bureau mäßig  zur  Erledigung  gebracht  werden,  Verwaltungsstreit- 
sachen aber  „kollegialisch"  behandelt  werden  sollen.  —  Aber  hier  in  Württemberg 
kann  sich  zwar  der  Vorstand  der  Ministerialabteilung  seine  Entscheidung  nicht 
vorbehalten,  wohl  aber  der  Minister,  der  eigentlich  der  Vorsitzende  ist.  Da  es  also 
durchaus  in  des  Ministers  Hand  liegt,  gefaßte  Beschlüsse  anzunehmen  oder  ab- 
zulehnen, so  verwandelt  sich  auch  hier  die  kollegialische  Behandlung  je  nach  An- 
sicht desselben  sofort  in  eine  bureaukratische.  Gar  keine  Bestimmung  darüber, 
ob  die  Geschäfte  kollegialisch  oder  bureaukratisch  zu  behandeln  sind,  findet 
man  in  Baden  in  den  Einsetzungs Verordnungen  des  Oberschulrates;  in  Wirklich- 
keit ist  die  Geschäftsbehandiung  eine  zwischen  beiden  Möghchkeiten  schwankende. 
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Jcdciifalls  liat  der  \'(>i\si(/.(ii(lc  des  ( Hx-rsclmlriilrs  audi  liier  diiH  Krrlit.  ctuai^o 
niicli  seiner  Ansicht  nielit  ).'er('<litferti>ite  üeHcliliis««'  an  das  MiniHleriun»  zur  Krit- 
seheidung  zu  bringen,  so  dalj  also  auch  hier  da«  N'etorechl  ein  nieiit  an  bestimmte 
Fälle  gebundenes  ist.  (lanz  ebenso  liegt  die  Saelie  in  Hessen  und  Sachsen - 
Weimar.  Im  erstoren  Staate  kann  man  ja  die  Zentralmittelbehörde  auch  als  einen 
Teil  des  Ministeriiims  betrachten;  die  .\it  der  <  Jcsehäftserlcdigung,  über  welche  bei 
dci-  Konstituierunu  nielits  ^'csagt  ist,  ist  demgemäß  mehr  «'ine  ministerielle,  bureau- 
Uratisehe  als  kollegialische,  deshalb  schon,  weil  die  Kntsclu-idung  formell  le<liglieh 
in  dci-  Hand  des  Vorsitzenden  liegt,  dci-  die  volle  Verantwortung  trägt,  der  auch 
darüber  zu  bestimmen  hat.  ob  Abstimmung«-!»  stattfinden  sollen  oder  nicht.  Noch 
viel  mehr  der  ministcriell-bureaukratischen  Art  gleicht  die  ri(>8chäftsbehandlung 
im  Departement  in  Sachsen -Wei  mar.  wo  sich  auch  der  Departementschef  die 
Entscheidung  vorbehält;  nicht  anders  wird  es  in  der  an  diis  .Ministerium  eng  an- 
gegliederten l'nterrichtsabtcilung  in  .Mecklen  bu  rg  -  Seh  w  eri  n  .sein.  Überall 
wird  in  den  Zentralmittelbchörden  die  Ent.scheidung  in  allen  Fragen  des  höheren 
Schulwesens  dort  sich  bureaumäßig  gestalten,  wo.  wie  z.  B.  in  Baden.  Hessen. 
Sachsen- Weimar,  weder  bestimmte  Instruktionen  für  die  einzelnen  Mitglieder  noch 
für  die  Führung  der  Geschäfte  in  pleno  vorhanden  sind. 

Im  allgemeinen  wird  das  auch  so  in  Bremen  sein,  wenn  auch  nicht  in  dem 
Maße  wie  in  den  eben  erwähnten  Staaten,  Die  Beschlüsse  der  Senatskommi.ssion 
für  das  Unterrichtswesen  erfolgen  zwar  nach  Majorität,  aber  der  Vorsitzende  ist 
stets,  oinie  daß  die  Fälle  genauer  bestimmt  sind,  in  der  Lage,  diese  Ansicht  der 
Majorität  dem  Plenum  des  Senates  zu  unterbreiten,  bevor  er  die  .Au.'^führung  des 
Beschlusses  zuläßt. 

Kurz  hier  noch  einiges  über  die  Geschäftsfühnuig  der  Laienbehörden  in  Baden. 
Württemberg.  Braunschweig. 

Während  in  Baden  und  Württemberg  die  Zentral mittelbehörden.  wie  gesagt, 
auch  bureaukratisch  regiert  werden  können  trotz  kollegialischer  Verfassung,  ist 
dies  bei  den  dortigen  Laienbehörden  nicht  möglich.  Die  Verfa.ssung  der  badischen 
Beiräte  ist  streng  kollegiali.sch  (§  8,  ö),  zur  Beschlußfa.ssung  ist  die  Anwesenheit 
von  wenigstens  vier  Mitgliedern  erforderlich;  die  Beschlüsse  werden  mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  gefaßt,  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vor- 
sitzenden, welcher  gar  kein  Einspruchsrecht  hat;  wohl  aber  kann  nach  §  5  die 
Minderheit  verlangen,  daß  ihre  abweichende  Stimmenabgabe  in  das  Sitzungsprotokoll 
aufgenommen  und  bei  den  Anträgen  oder  (Jutachton  an  ilic  Oberschulbehörde 
dieser  zur  Kenntnis  gebracht   werde. 

Ähnlich  besagt  Artikel  G  für  die  württembergischen  Studienkommis- 
sionen, daß  bei  den  kollegialischen  Verhandlungen  der  Ortsschulbehörde  stets 
der  Vorsitz  vom  Ortsvorsteher  geführt  wird,  dem  Geistlichen  die  erste  ordenthche. 
dem  Ortsvoretande  im  Falle  der  Stimmengleichheit  die  ent.scheidende  Stimme 
zukommt. 

Was  die  Kuratorien  in  Braunschweig  anbelangt,  so  kann  man  sich  denken, 
daß  dort,  wo  das  Kollegialprinzip  bei  der  oberen  Schulbehörde  so  streng  durch- 
geführt ist,  auch  bei  der  Laienbehörde  dasselbe  gilt.    In  der  Tat  besagt  §  32  der  Ge- 
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schäft8orclniiiii:  dvv  Kuratorien:  Die  CoschäfltsführuMu;  ist  kollogialisch.  boi  Stinimen- 
gleichhoit  gibt  die  Stimme  des  Voi-silzetiden  den  Ausschlag.^) 

Zuletzt  seien  liier  noeh  Hamburg,  Österreich  und  Preußen  besprochen. 
In  den  beiden  ersten  Staaten  haben  zwar  die  Vorsitzenden  ein  Vetorecht  gegenüber 
der  Sehulbehörde.  aber  nur  ein  in  bestimmten  Fällen  gestattetes.  Vgl.  §  7,  6  des 
revidierten  Gesetzes  über  die  Organisation  der  Verwaltung  in  Hamburg:  „Der 
Vorsitzende  ist  verpflichtet,  gegen  einen  Beschluß,  welcher  nach  seiner  Ansicht 
der  Verfassung  oder  einem  Gesetze  zuwiderläuft  oder  Überschreitung  der  ver- 
fivssungsmäßigen  Geldbewilligungen  veranlassen  würde,  Einspruch  zu  erheben 
und  die  Sache  dem  Senate  vorzulegen,  welcher  sodann  über  das  erhobene  Bedenken 
entscheidet." 

Ganz  analog  heißt  es  in  Österreich  (nach  §  ,37  Schulaufsicht  für  Nieder- 
österreich) 2) :  „Der  Vorsitzende  gibt  nur  bei  Stimmengleichheit  seine  Stimme  ab. 
Er  ist  berechtigt,  die  Ausführung  von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  gegen 
die  bestehenden  Gesetze  verstoßen  würden,  einzustellen,  worüber  er  sofort 
die  Entscheidung  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  einzuholen  ver- 
pflichtet ist";  das  ist  für  alle  Kronländer  gültig,  nur  für  Tirol  heißt  es  statt:  „gegen 
die  bestehenden  Gesetze":  „gegen  die  bestehenden  Vorscliriften"  (Mayrhofer- 
Pace  IV,  S.  554). 

Etwas  verwickelter,  nach  meinem  Dafürhalten  wenigstens,  gestaltet  sich  diese 
Frage  für  Preußen.  Drei  Arten  von  Vorgesetzten  haben  die  preußischen 
Zentralmittelbehörden  für  das  höhere  Schulwesen:  die  eigentlichen  Vorgesetzten 
sind  ja  stets  die  Oberpräsidenten,  deren  Stellvertreter  teils  die  Regierungspräsidenten, 
teils  die  besonders  für  einige  Provinzen  als  Direktoren  bestellten  Mitglieder  des 
Kollegiums  (Provinzialschulräte  oder  Justitiare)  sind,  ja  in  einem  Falle  fungiert 
ein  juristisch  gebildeter  Vizepräsident,  so  daß  man  also  auch  vier  Arten  von  Vor- 
gesetzten zählen  kann. 

Die  Instruktion  für  die  Oberpräsidenten  vom  23.  Oktober  1817,  die  in  §  4  von 
einer  „besonderen  Verantwortlichkeit"  spricht,  „mit  der  sie  die  ihnen  anvertrauten 
Geschäfte  als  beständige  Kommissarien  des  Ministeriums"  leiten,  ist  gleich  im  Ein- 
gange der  Instruktion  vom  31.  Dezember  1825  aufgehoben,  und  daher  von  dieser 
letzteren,  welche  durch  das  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  von  1883 
in  diesen  Punkten  nur  hier  und  da  abgeändert  ist  (vgl.  Anhang  3  zu  Bd.  1  bei  Studt 
und  Braunbehrens),  überall  auszugehen.  §  3  der  Instruktion  von  1825  hat  den 
bekannten  Passus:  „In  den  Provinzialkonsistorien,  Schul-  und  Medizinalkollegien 
haben  die  Oberpräsidenten  den  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Geschäfte."  —  Nach 
§  6  nun  der  Verordnung,  betreffend  die  Ressort  Verhältnisse  der  Provinzialbehörden 
für  das  evangehsche  Kirchenwesen,  ist  zwar  der  Vorsitz  in  den  Konsistorien  nicht 
unmittelbar  mehr  mit  dem  Amt  des  Oberpräsidenten  verbunden,  sondern  vorbehalten 
worden,  in  jedem  einzelnen  Falle  wegen  Ernennung  des  Vorsitzenden  besonders  zu 

1)  Bestimmungen  über  die  Geschäftsführung  der  sächsischen  Gymnasialkommissionen 
scheinen  nicht  vorhanden  zu  sein. 

2)  Jetzt  nach  §  49  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1904,  L.  G.  Bl.  Nr.  97,  wo  der  Wortlaut 
etwas  anders  ist. 
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Ix'.stimmcii;  ahcr  für  die  Scli\\(>strrh<-Ii("»nlcri.  dw  PritviiizialMchulkollo^ieii,  ^ilt  iinin«*r 
iKK-h  ji'iitr  §  .5  (Irr  Instinkt ion  von   ISi',').  \h\n  (Jc-Ht'tz  von   18b3  berührt  dit«o 

Stcllun«i  niclit.  dvv  §  \)  dii'ät'.s  (Jcsotxr.s  Inlmiulclt  mir  die  Fra^e  der  Stellvertretung. 

Ob  min  ans  dem  obigen  §  3  der  IiiMtruktion  von  1H2')  ein  beHeliränktea  oder  un- 
heMilniinktcs  \'etoreelil  gefolgert  werden  kann,  ist  au«  den  Worten  wohl  kaum 
herauszulesen.  Dinh  ist  an  einem  unbeHehränklen  V'et<jrerht  der  preulÜHehen 
Oberpräsidenten  den  Provinzialschulkollegien  gegenüber  sehon  de«wegen  kaum 
zu  zweifeln,  weil  sie  immer  lunh  ständige  KommisHare  des  MiniMter« 
mit  besonderer  Verantwortlichkeit  sind;  sie  mü.ssen  also  infolge  der  Ver- 
antwortlichkeit, welche  sie  dem  Minister  gegenüber  tragen,  das  Einspruehsretht 
gegenüber  allen  ihnen  unterstellten  Kollegien  haben;  das  folgt  aus  dem  Begriff 
des  ministeriellen  Auftrages.  Möglicherweise  ist  ein  solches  ihnen  auch  in  irpend- 
liner  Ministerialverfügung  ausdrücklich  zugesprochen;  dm-h  da  die«  den  „inneren 
Dienst"  betrifft,  ist  sie  vielleicht  nicht  veröffentlicht.  Jetlenfalls  berichtet  bei 
sachlichen  Mcinungsverschiedenlieiten  zwischen  dem  Oberpräsidenten  und  dem 
Provinzialschulkollegium  der  erstere  an  den  Minister,  der  sich  dann  die  Ent- 
scheidung vorbehält.  So  ist  wenigstens  ein  aufschiebendes  Vetorecht  nicht  in 
Frage  zu  stellen.*) 

Der  Stellvertreter  des  Oberpräsidenten  ist  beim  Medizinalkollegium  jetzt  fast 
überall  der  Oberpräsidialrat,  der  bekanntlich  der  ständige  Stellvertreter  des  Landea- 
chefs  in  allen  Dingen  ist;  beim  Prt)vinzialschulkollegium  ist  die  Stellvertretung 
besonders  geregelt  durch  die  Kabinettsorder  vom  28.  November  1881  nebst  dem 
dazu  gehörigen  Ministerialreskript  (Zentralblatt  für  den  gesamten  Unterricht 
1882,  S.  321);  in  dieser  heißt  es:  „  .  .  .  wo  für  letztere  (Provinzialschulkollegien) 
besondere  Dirigenten  oder  Direktoren  bestellt  sind,  behält  es  bei  der  bisherigen 
Organisation  auch  ferner  sein  Bewenden".  Es  sind  demnach  teils  jene  oben  erwähnten 
Regierungspräsidenten,  teils  jene  besonderen  Direktoren  Stellvertreter  des  Ober- 
präsidenten. Was  die  Rechte  des  Regierungspräsidenten  anbelangt,  so  kann  seine 
Befugnis  abgegrenzt  gediwht  werden  nach  der  Regierungsinstruktion  von  1817, 
ergänzt  durch  die  Kabinettsorder  vom  31.  Dezember  182ö,  betreffend  eine  Ab- 
änderung usw.  —  Da.  wie  oben  angeführt,  nach  §  10  der  Dienst instruktion  für  die 
Provinzialkonsistorien  von  1817  für  die  letztere  überall  die  „Analogie  der  Regierungs- 
instrnktion"  eintreten  soll,  so  hätten  die  Regierungspräsidenten  den  Provinzial- 
schulkollegien gegenüber  die  Re<hte.  wie  sie  Nummer  V  feststellt :  „Stimmenmehrheit 
entscheidet  bei  diesen  Versammlungen,  do<-h  verbleibt  dem  Präsidenten  das  in 
§  .39  der  Instruktion  von  1817  dem  Präsidio  beigelegte  Rix-ht.  der  Ausführung  des 

1)  Keilit  lH-z«.Mrliiuiiil  tur  du-  u  l»i- 1>;  i  <»lii'  -Miiiht  dos  \  oi  si  t  zciidr  ii  iti  den  l'r<.viii7,wl- 
srhulkolk'K'ion  ist  du»  Hi-konntni.H  Willu-Im  Srlira<lcrs  iit  srincr  Sohrift:  ..  Krfn hriingen 
u  lui  RekiMint  nissc".  Hfrlin  !*.•<»'•.  S.  ls.">:  ..  h-li  knnn  mich  k«um  erinnrrii.  dnß  c«  in  den 
Sitzungen  zu  einer  .\l)stininmnß  gekommen  sei;  es  herrseht«'  gegensiMtige  Achtung  und  Vcr- 
träghchkeit."  Bez«'irhnend  ist  aueh  hier,  wie  von  einem,  offenbar  dun-hnii»  bup'aukratiseh  regie- 
renden Vorsitzenden  eine  etwaige  Kunlerung  naeli  .\l>stimniung  mindrAtenii  als  ein  Mangel 
an  Achtung  vor  ihm  und  'l-n  ..„l.r.n  M.t  .li,-.l.ri,  i.i  „u-ir  .Is  M.im/.-l  m  X'.ririu-li.  hk.-it 
angesehen  wini. 
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Resohlusses.  \nitrr  doii  dort  iiiilior  bezoiolniotoii  Modifikationen,  Anstand  zu  geben." 
—  Der  §  30.  '^  dieser  Instruktion  von  1817  gibt  dem  Präsidium  (damals  war  noch 
ein  Regierungspräsidium  vorhanden,  bestehend  aus  dem  Präsidenten  und  den 
beiden  l^irektoren.  welehes  sehon  1825  in  einen  Einzelvorstand,  den  Regierungs- 
präsidenten, verwandelt  wtu'de)  die  Befugnis,  wenn  es  mit  den  materiellen  angegebenen 
Verfügungen  und  gefaßten  Beschlüssen  nicht  einverstanden  ist,  dieselben  nochmals 
in  pleno  zum  Vortrag  bringen  zu  lassen  .  .  .  „Bei  dem  im  Plenum  gefaßten  Beschlüsse 
hat  es  zwar  dann  sein  Bewenden,  doch  kann  das  Präsidium,  wenn  es  auch  alsdann 
von  der  Richtigkeit  des  Beschlusses  überzeugt  ist,  der  Ausführung  desselben  auf  seine 
Verantwortung  hin  Anstand  geben  und  die  Entscheidung  des  Oberpräsidenten 
einholen,  sobald  nicht  Gefahr  im  Verzuge  ist  und  alle  Mitglieder  des  Präsidiums 
gleicher  Meinung  sind.  Ist  aber  weder  das  eine  noch  das  andere  der  Fall,  so  muß 
der  Beschluß  des  Kollegiums  ohne  weiteren  Anstand  ausgeführt  werden."  Die  Dienst- 
instruktion für  die  Provinzialschulkollegien  (Provinzialkonsistorien)  von  1817  ist 
noch  in  Kraft;  in  derselben  wird  ausdrücklich  auf  die  „Analogie"  der  gleichzeitigen 
Regierungsinstruktion  verwiesen,  also  gilt  offenbar  noch  heute  für  den  Regierungs- 
präsidenten als  Vorsitzenden  der  preußischen  Provinzialschulkollegien  das  eben 
dargestellte  Einspruchsrecht. 

Was  nun  die  anderen  Direktoren  als  Vorsitzende  anbelangt,  so  gilt  für  sie  offen- 
bar auch  noch  §  41  der  Regierungsinstruktion,  wo  von  den  Rechten  und  Pflichten 
der  früheren  Abteilungsdirektoren  bei  den  Regierungen  die  Rede  ist  und  es  heißt: 
„Sie  haben  überhaupt  in  Beziehung  auf  ihre  Abteilung  alle  Rechte  und  Pflichten, 
welche  dem  Präsidenten  über  das  Ganze  zustehen  und  obliegen." 

Demnach  hätten  also  diese  Vorsitzenden  ein  unbegrenztes  Einspruchsrecht  mit 
der  Pflicht,  die  Entscheidung  de^  Oberpräsidenten  einzuholen. 

Nicht  unerwähnt  darf  hier  die  Frage  bleiben,  ob  etwa  durch  die  veränderte 
Stellung  des  Regierungspräsidenten,  welche  nach  dem  Gesetz  von  1883  eingetreten 
ist,  auch  seine  Rechte  als  Vorsitzender  des  Provinzialschulkollegiums  sich  irgendwie 
anders  gestaltet  haben.  Der  §  24  des  Gesetzes  besagt:  „Der  Regierungspräsident 
ist  befugt,  Beschlüsse  der  Regierung  oder  einer  Abteilung  derselben,  mit  welchen 
er  nicht  einverstanden  ist,  außer  Kraft  zu  setzen  und,  sofern  er  den  Aufenthalt  in 
der  Sache  für  nachteilig  erachtet,  auf  seine  Verantwortung  anzuordnen,  daß  nach 
seiner  Ansicht  verfahren  werde."  Dazu  Anmerkung  (fünfte  Bearbeitung  von  Studt 
und  Braunbehrens) :  „Die  auf  Grund  der  Vorschriften  des  §  24  vom  Regierungs- 
präsidenten erlassenen  Verfügungen  vertreten  die  Stelle  eines  Kollegialbeschlusses. 
.  .  Dem  Kollegium  steht  ein  Beschwerderecht  nicht  zu."  —  Wenn  etwa  dieses 
neue,  ganz  und  gar  bureaukratische  Recht  nach  „Analogie"  auch  auf  den  Regie- 
rungspräsidenten als  Vorsitzenden  der  Provinzialschulkollegien  zu  übertragen  wäre, 
so  wäre  allerdings  die  kollegialische  Verfassung  dieser  preußischen  Zentralmittel- 
behörden aufgehoben,  auch  sie  würden  dann  stets  durchaus  bureaukratisch  regiert. 

Auffallend  bleibt  in  Preußen,  daß  weder  das  Vetorecht  des  Vorsitzenden  direkt 
mit  Worten  ausgesprochen  noch,  da  es  offenbar  zu  Recht  besteht,  irgendwie  um- 
schrieben ist,  wie  ja  es  überhaupt  sonderbar  ist,  daß  die  ganze  Geschäftsbehandlung 
nur  nach  „Analogie"  einer  recht  alten  Instruktion  vor  sich  zu  gehen  hat.     Sieht 


I?.  Zt'iitraltnittrlbclu'inli'ii.      I))   Iiiiioi«    Organihjitioii,  RevJHioncn  3o7 

/Hill»  d'w  ößt«'ir('i('hiH(li('ii  Vcihältnishf  an,  h(i  hIikI  sir  viel  klan-r;  „dir  LaiKU-ftclirfs 
in  Österreich  sind  für  ihre,  sowie  für  die  Amtsführung;  der  ihnen  unterstehenden 
poUtiselien  Landesbehürde  verantwortlich"*),  das  Prinzip  der  Verantwort- 
lichkeit ist  also  hier  wie  bei  uns  vorhanden;  aljer  das  hindert  nicht, 
dali  bestimmte  Gegenstände  der  Koile^'ialberat ung  ausdrückliih  vor- 
ht'halten  sind,  die  beim  Landesschulrat  wir  oben  bezeichnet  haben, 
(las  hindert  nicht,  daß  L'crudc  du  rch  diese  genaue  Begrenzung  des  Veto- 
rechts in  Osterreich  im  Lantlessch  ulrat  eine  wirklich  kollej.'ialiBche 
(Jcschäftsführung  stattfinden  kann.  Wir  hoflen,  daß  auch  in  bezug  auf  das 
Veto-,  AbstimmuHRsrecht  und  die  Geschäftsbehandlung  in  den  preußischen  Pro- 
vinzialschulkollegien  die  zu  erwartende  Reform  der  inneren  Verwaltuns  Klarheit 
und  Änderunix  schaffen  wird. 

Zum  Schluß  dieses  recht  verwickelten,  fast  „heiklen"  Kapitels  mö<-hte  ich  dcxli 
manchen  recht  billigen  Einwendungen  von  vornherein  begegnen.  Ich  weiß  wohl, 
daß  selbst  dort,  wo,  wie  in  Anhalt,  Oldenburg,  Braunschweig,  eine  streng 
koUegialische  Verfassung  der  Mittelbehörden  sogar  ohne  Vetorecht  des  Vorsitzenden 
vorhanden  ist.  diese  durch  allerhand  Mittel  und  durch  den  Einfluß  einer  macht- 
vollen, bedeutenden  Persönlichkeit  als  Voi-sitzenden  außer  Kraft  gesetzt  werden 
kann  oder  von  selbst  außer  Kraft  tritt.  Auch  in  Österreich  und  anderwärts,  wo 
dem  Buchstaben  nach  alles  viel  geregelter  ist  als  in  Preußen,  kann  natürlich  durch 
mancherlei  Umstände  —  wer  kann  überall  hinter  die  Kulissen  sehen?  —  in  den 
Mittelbehörden  ebenso  wie  in  den  Lehrerkollegien  der  Mittelschulen  die  gesetzmäßige 
Freiheit  wieder  paralysiert  werden.  Geht  es  doch  im  großen  mit  den  „freiheitlichen 
Verfassungen"  der  Staaten  hier  und  da  ebenso!  Aber  wie  Verfassungen  doch  not- 
wendig sind,  so  kann  man  auch  nur  wünschen,  daß  für  Behörden  und  Behörden- 
kollegien Vorschriften  zunächst  wenigstens  auf  dem  Papier  stehen.  Sind  gar  keine 
oder  so  gut  wie  gar  keine  Vorschriften  vorhanden,  so  droht  die  Gefahr  der  Anarchie 
oder  des  Despotismus  im  kleinen  (vgl.  oben  S.  107). 

Revisionen. 

In  den  meisten  Staaten  ist  die  Frist  nicht  bestimmt,  innerhalb  deren  Revisionen 
von  Seiten  der  Mitglieder  der  Aufsichtsbehörden  stattfinden  sollen.  In  Bayern 
ist  darüber  nichts  angeordnet,  in  Braunschweig  nach  §  15  soll  die  Obersehul- 
behörde  „von  Zeit  zu  Zeit  nach  Bedürfnis  Visitationen"  vornehmen;  ebenso  liegt 
dies  in  Hamburg  durchaus  in  dem  Krmessen  des  Schulrates  bzw.  der  Behörde, 
ebenso  in  Bremen  in  dem  Ermessen  des  „Inspektors",  nicht  anders  in  Hessen 
in  demjenigen  des  Referenten,  nicht  anders  in  Sachsen  -  Wei  mar.  -  Dagegen 
ist  ein  fester  Turnus  dafür  angesetzt  in  Baden.  Österreich,  Preußen.  Würt- 
temberg, Oldenburg;  in  Baden  ein  zweijähriger,  in  größeren  Amtsbezirken  ein 
dreijähriger,  ebenso  in  Österreich,  in  Preußen  ein  vierjähriger,  in  Württem- 
berg ein  vier-  bis  fünfjähriger,  in  Oldenburg  ein  se<-h8Jähriger.  In  Anhalt  endlich 
sollen  „Tciljevisioncn"   in  der  Regel  in  jedem  Semester  stattfinden,  dieselben  er- 


1)  Staatsgrundgesetz  vom  21.  lA-zcnilHT  1^GT  bei  Mayrliofer  l'acc  I.  S.  30. 
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streiken  suh  nur  jvvif  einen  'Jag.  Gesamtrevisionen  finden  viel  seltener,  nach  „Be- 
darf", statt;  jene  würden  von  der  Zwisehenbehörde,  diese  von  der  Zentralbehörde 
ausgehen.  Dieser  Unterechied  wäre  natürlich  noch  bei  größeren  Staaten  hervor- 
zuheben, und  es  ist  selbstredend,  daß  besonders,  was  Österreich  und  Preußen  an- 
belangt, die  oben  genannten  Fristen  nin-  von  den  Zwischenbehörden  gelten;  wann 
von  Seiten  der  Ministerien  revidiert  wird,  ist  natürlich  nicht  fixiert  und  kann 
nicht  fixiert    werden. 

Hier  und  da  erfahren  wir  auch  einiges  über  die  Art  dieser  Revisionen.  In  Baden 
nimmt  ein  ordentliches  Mitglied  des  Obcrschulrates  dieselbe  vor,  mitunter  aber 
auch  ein  Universitätsprofessor  als  außerordentliches  Mitglied  dieser  Behörde; 
auch  in  Bayern  kann  ein  Universitätsprofessor  diese  Funktion  ausüben,  möglicher- 
weise auch  in  Hessen,  wo  es  dem  Referenten  vorbehalten  ist,  Fachmänner  hinzu- 
zuziehen. Daß  auch  in  Österreich  Universitätsprofessoren,  aber  auch  Leiter  und 
Lehrer  der  höheren  Schulen  (Mittelschulen)  solche  Revisionen  vornehmen  können, 
ist  aus  der  Organisation  der  dortigen  Landesschulräte  ersichtlich ;  bei  uns  in  Preußen, 
wohl  auch  in  Württemberg  ist  solche  Revision  gänzlich  ausgeschlossen,  wenn  nicht 
zu  ganz  besonderen  Zwecken  eine  derartige  Revision  ausnahmsweise  einmal  an- 
geordnet würde.  —  In  Österreicli  und,  wie  wir  hinzufügen  können,  auch  in 
Baj'ern,  ist  dafür  Sorge  getragen,  daß  Dezernenten  realistischer  Vorbildung 
„Realia",  solche  mit  humanistischer  Vorbildung  „Humaniora"  inspizieren,  ja, 
wie  oben  dargestellt,  geht  in  Österreich  dies  Prinzip  so  weit,  daß  viele  höhere 
Lehranstalten  eigentlich  unter  zwei  Dezernenten  stehen,  von  denen  der  eine 
die  Lehrer  der  Sprachen,  der  philosophischen  Fächer,  der  Geschichte,  der 
andere  die  der  Mathematik,  der  Naturwissenschaften,  Physik,  auch  der  Geographie 
inspiziert.  Mag  auch  bei  der  Verteilung  der  betreffenden  Dezernate  die  nötige 
Rücksicht  und  Vorsicht  geübt  werden,  fast  in  allen  übrigen  Staaten  kommt  es  ja 
vor,  daß  Realgymnasien,  Oberrealschulen,  Realschulen  unter  der  Aufsicht  von 
solchen  Inspizienten  stehen,  die  auf  der  Universität  nur  Sprachstudien,  oft  nur 
altklassische,  getrieben,  während  Mathematiker  humanistische  Lehranstalten  unter 
ihrer  amtlichen  Obhut  haben  und  revidieren;  z.  B.  ehe  bei  uns  in  Preußen  die  schul- 
technischen Mitarbeiter  an  die  Provinzialschulkollegien  1901  berufen  wurden, 
standen  in  einigen  Provinzen  sämtliche  realistischen  Anstalten  unter  dem 
einzigen  dort  für  die  höheren  Schulen  angestellten  Provinzialschulrate ,  der  durch- 
aus humanistische  Vorbildung  genossen;  und  auch  jetzt  noch  bestehen  gleiche 
oder  ähnliche  Verhältnisse. 

In  einem  anderen  Staate,  Braunschweig,  ergibt  sich  infolge  der  Zusammen- 
setzung der  Aufsichtsbehörde,  in  welcher  die  Direktoren  der  Hauptstadt  sitzen, 
die  merkwürdige  Erscheinung,  daß  der  eine  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitghed  der 
Herzoglichen  Oberschulkomraission  zur  Revision  der  Anstalt  seines  Kollegen  er- 
scheint, und  daß  bald  nachher  nach  Vertauschung  der  Rollen  der  eben  revidierte 
KoUege  im  Auftrage  der  Aufsichtsbehörde  ebenfalls  als  deren  Mitghed  die  Anstalt 
seines  Kollegen  einer  Revision  unterzieht. 

Noch  einiges  über  Dauer  und  Art  dieser  Revisionen.  In  Preußen  dauern  diese 
größeren  Revisionen  meist  vier  Tage,  in  Württemberg  bei  Vollanstalten  8 — 14Tage, 
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in  ( )st  cni'icli  iKK'li  länger:  2  3  \V(K'hen;  nifist  cxititifit  durüber  keine  V'crfü^'ung, 
mir  die  Praxis  hat  sich  so  herausgebildet.  In  Württemberg,  auch  in  Baden, 
werden  diese  Revisionen  vorher  angesagt*),  weil  der  Rektor  vorher  einen  Plan  aus- 
arbeiten  muß,  in  welcher  Folge  die  Klassen  hintereinander  geprüft  werden  sollen; 
in  Osterreich  geschehen  sie  urplötzlich.  In  Baden  ist  ein  rnters<-hie<i  zwischen  der 
llcvision  eines  ordentlichen  Mitgliedes  des  Obcrschulrates  und  eine«  auüerordent- 
liciifn,  eines  Universitätsi)rofessor8:  der  letztere  hört  nur  zu  und  berichtet  im  ge- 
lieimcn  an  den  Oberschuhat,  der  erstero  hält  Konferenz  ab  und  berichtet  dann  an 
die  vorgesetzte  Behörde.  Solche  Konferenzen  nach  den  größeren  Revisionen  sind 
allgemein  üblich,  ebenso  dei  von  dem  Inspizienten  abzufjussende  allgemeine  Bericht. 

Dieser  schriftliche  Bericht  bleibt  in  l'rcuücn  beim  Provinziiilschulkollcgium 
liegen,  und  von  dem  Ergebnis  solcher  Revisionen  ist  nur  in  dem  alle  vier  .Jahre  zu  er- 
stattenden Vcrwaltungsbcrichte  dem  Minister  kurz  Mitteilung  zu   machen. 2) 

In  Bayern,  wo  diese  Berichterstattung  übrigens  jährlich  ist,  wird  ein  be- 
sonderer Bericht  über  solche  Revisionen  gemacht,  der  an  das  Ministerium,  von 
dort  an  den  obersten  Schulrat  geht,  wo  er  vorgetragen  wird;  und  auf  Grund  des 
Vortrages  wird  jedesmal  ein  ausführlicher  Bescheid  an  die  Anstalten  erlassen.  Auch 
in  Österreich  wiid  ein  Sonderbericht  an  den  Landesschulrat  vun  den  In.spizienten 
aufgesetzt. 

Hier  in  Österreich  sind  auch  wieder  eingehende  und  nacli  meinem  Dafür- 
lialten  recht  zutreffende  Anordnungen  über  die  Ait  solcher  Revisionen  gegeben 
in  §§  15 — 18  der  oben  erwähnten  Instruktion  von  1899,  welche  ja  schon  in  der  älteren 
von  1869  fast  ganz  enthalten  ist.  Danach  soll  der  Inspizient  die  in  der  Tätigkeit 
eines  Lehrers  wahrgenommenen  Mängel  und  Fehler  nur  in  Gegenwart  des  Direktors 
besprechen,  ferner  soll  in  der  Konferenz  der  Zustand  der  Schule  in  freimütiger, 
aber  das  Ansehen  des  Lehrstandes  immer  schonender  Weise  erörtert  werden.  Nur 
der  „Gymnasialinspektor"  hat  hinsichtlich  des  Gesamtzustandes  der  humanistischen 
Anstalten  und  der  humanistischen  Fächer,  nur  der  „Realschulinspektor"  über  den 
Gesamtzustand  der  realen  Anstalten  und  der  Realien  zu  urteilen.  Schriftliches 
Lob,  schriftlichen  Tadel,  schriftliche  Weisungen,  welche  die  ganze  Anstalt  oder 
einzelne  Lehr})ei-sonen  betreffen,  zu  erlassen,  ist  keiner  von  ihnen  berechtigt;  diese 
werden  auf  Antrag  der  Inspektoren  erat  von  der  Landc.'^.schulbchörde  erteilt. 

In  bezug  auf  diese  Revisionen  wird  wohl  am  allerersten  leider  der  Satz  gelten, 
daß  vieles  hier  eben  nur  auf  dem  Papier  steht,  und  daß  sie  bei  der  geringen 
Zahl  der  Visitatoren  nicht  sehr  häufig  stattfinden:  bekannt  ist  ea  z.B., 
daß  die  Stuttgarter  höheren  Schulen  so  gut  wie  nie  revidiert  werden,  und  daß  es 
in  Preußen  höhere  Schulen  gibt,  welche  trotz  des  angeordneten  Revisionaturnus 
von  drei,  vier  Jahren  innerhalb  von  zwanzig  Jahren  einer  größeren, 
mehrtägigen  Revision  nicht  unterzogen  sind.  Wohl  aber  ist  es  bekannt, 
daß  in  Österreich  solche  fast  genau  nach  den  Vorsdiriftcn  alle  2  :\  Jahre  statt- 
finden. 


1)  Nach    cimr    \\iirticin»Kr^'isclun    \  crfügting    vom    22.  November    19<M    „unanpekündigt 
oder  höohstons   1—2  Tage  vorlicr  angekündigt". 

2)  Beicr  S.  8. 
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Berichte. 

Auch  hier,  wie  bei  den  Revisionen,  ist  in  einigen  Staaten  nichts  Genaueres  fest- 
gesetzt. In  Braunschweig.  Hamburg,  Bremen,  Saclisen-Weimar,  Hessen  werden 
solche  Berichte  über  die  Anstalt  und  ihre  Lehrer  nach  Bedürfnis  eingereicht,  eine 
Zeit  ist  hier  nicht  fixiert,  aucli  nicht  im  Königreich  Sachsen. 

In  Baden,  ebenso  ^\ic  in  Österreich,  Bayern,  Württemberg,  findet 
solche  Berichterstattung  jälirlieh  statt.  In  Bayern  wird  von  allen  Anstalten 
am  Schluß  des  Schuljahres  berichtet  über  den  Stand  der  Disziphn,  über  den  Aszensus, 
über  den  Verlauf  und  die  Ergebnisse  der  Prüfungen;  dabei  werden  die  einschlägigen 
Protokolle  mit  eingereicht.  Der  oberste  Schulrat  nimmt  eine  Beratung  darüber 
vor  und  berichtet  an  das  Ministerium,  welches  dann  nach  kurzer  Zeit  seine  Ent- 
schließung kundgibt. 

Auch  in  Württemberg  hat  der  Vorstand  am  Schluß  eines  jeden  Schuljahres 
über  den  Zustand  der  Anstalt,  insbesondere  über  den  Fleiß,  das  Betragen  und  die 
Fortschritte  der  Schüler  nach  den  einzelnen  Klassen,  desgleichen  über  das  dienst- 
liche Verhalten  und  die  Leistungen  der  Lehrer  unter  Anschluß  der  Rechen- 
schaftsberichte der  letzteren^)  über  den  von  ihnen  erteilten  Unterricht,  sowie 
der  Zeugnistabellen  der  Schüler  und  einer  Auswahl  unter  den  Prüfungsarbeiten 
der  letzteren  einen  umfassenden  Vortrag  an  die  Ministerialabteilung  zu  erstatten 
(§  34  der  Dienstvorschrift). 

Während  in  Oldenburg  alle  drei  Jahre  solche  Berichte  eingesandt  werden 
müssen,  geschieht  dies  in  Anhalt  und  in  Preußen  alle  vier  Jahre;  früher  war 
dieser  Turnus  in  beiden  Staaten  ein  dreijähriger,  bis  seit  1897  bei  uns  und  auch  in 
Anhalt  ein  vierjähriger  eingeführt  wurde.  Da  im  letzteren  Staate  in  besonderen 
Verfügungen  auch  auf  die  Art  der  preußischen  Berichterstattung  als  mustergültig 
hingewiesen  wird,  genügt  es,  wenn  wir  kurz  erwähnen,  was  darüber  in  Preußen  vor- 
geschrieben ist. 

In  Preußen  ist  zu  unterscheiden  der  Ver\\ altungsbericht  der  Direktoren  über 
ihre  Anstalt  von  dem  der  Provinzialschulkollegien  über  sämtliche  Anstalten  der 
Provinz;  über  den  ersteren  finden  sich  genauere  Vorschriften  in  den  Dienstinstruk- 
tionen für  die  Direktoren  der  einzelnen  Provinzen,  in  einzelnen  derselben  ist  eine 
nach  Monatsdaten  geordnete  Tabelle  für  die  Absendung  aufgestellt,  welche  in  ähn- 
licher Weise  als  Anhang  für  die  Dienstinstruktionen  auch  in  Anhalt  sich  findet; 
hierauf  brauchen  wir  nicht  näher  einzugehen,  da  des  Interessanten  und  Beachtens- 
werten sich  nicht  allzuviel  vorfindet;  wohl  aber  soll  eine  kurze  Darstelluug  der  Ver- 
waltungsberichte der  preußischen  Provinzialschulkollegien^)  folgen. 

Dieser  Verwaltungsbericht,  jetzt  auch  nur  alle  vier  Jahre  zu  erstatten,  soll 
einen  allgemeinen  und  einen  besonderen  Teil  umfassen.  Der  allgemeine  Teil,  welcher 
nur  Beobachtungen  enthalten  soll,  die  die  ganze  Provinz  betreffen,  gliedert  sich 
in  a)   Statistisches,   b)    Unterricht,  Lehrpläne,  Lehrmittel,   c)   Disziphn,   d)   Lehr- 


1)  Auch  in  der  neuesten  Dienstvorschrift  von  1904  in  §  34  ist  dieser  Passus  beibehalten. 

2)  Verf.  V.  23.  März  1887  bzw.  v.   17.  Juli  1894  fBeier  S.  8ff.). 


B.  ZontraliiiittoMK-liürdL'n       b)  Innere   OrnftniMition.     Berichu-  ';^C)\ 

pereonaP).  v)  Au(kMungen  üIkt  bcHuiuk-re  CJcgcimtände,  deren  HeharulJuiig  in  den 
\'er\valtung8heri(hten  von  der  Zentralinstanz  angeordnet  ist,  oder  die  da«  Provin/.ial- 
scluilkollcgiuin  seinei-seilH  zum  V^)rtrag  zu  bringen  für  notwendig  era^-lilet.  Unter 
„Statistisilu's"  ist  notwendigerweise  zu  befassen  das  Mali  der  lieteiligung  der  Be- 
völkerung an  dem  Besuche  höherer  Lehranstalten  überhaupt  und  einzehier  Kate- 
gorien derselben  insbesondere,  ferner  der  Prozentsatz  der  V'ersetzungen  und 
des  Bestehens  der  Reifeprüfungen.  In  beiden  Fällen  ist  eine  Vergleiehung 
mit  dem  Zustand  der  vorigen  Periode  beizufügen.  Unter  der  Rubrik  „Lehrpersonal" 
werden  insbesondere  die  wissenschaftliche  Betätigung  der  Direktoren  und  Lehrer, 
ihre  Teilnalime  an  Vereinen  und  Versammlungen  und  die  (^ualif  i  kat  iotj  vf)n 
Überlehrern  für  Direktorstellen  zu  erwähnen  sein. 

Der  besondere  Teil  der  Berichterstattung  umfaßt  alle  der  jedesmaligen  Be- 
richterstattung unterliegenden  höheren  Lehranstalten  der  Provinz  (gymnasiale 
einerseits  und  realistische  Anstalten  anderseits),  nach  Schularten  und  innerhalb 
derselben  nach  dem  Alphabet  geordnet.  Hinter  dem  Namen  jeder  einzelnen  Anstalt 
ist  die  Namenschiffre  des  betr.  Referenten   in  Klammern  beizufügen. 

Um  die  Berichterstattung  zu  vereinfachen,  wird  jedoch  ein  eingehender 
Bericht  nur  über  diejenigen  Anstalten  erwartet,  die  im  Laufe  der  verflossenen 
Verwaltungsperiode  von  den  Provinzialsehulrät  en  revidii-rt  woiden  sind. 
unter  Angabe  des  Datums  der  Revision. 

Bei  allen  übrigen  Anstalten  genügt  es,  wenn  nur  <la.sjenige  erwähnt  wird,  wn» 
als  besonders  fördernd  oder  hemmend  für  die  Entwickelung  der  Schule  angesehen 
werden  kann.  —  In  einer  ergänzenden  Verfügung  vom  8.  Juli  189H  wird  dann, 
unter  Beifügung  eines  Schemas  für  die  Beteiligung  der  Bevölkerung  an  den»  Besuch 
der  iiöhercn  Schulen,  in  bezug  auf  die  Versetzungen  noch  mitgeteilt,  daß  Durch- 
schnittsangaben über  den  Prozentsatz  der  Versetzten  und  das  Wachsen  oder  Fallen 
dieses  Prozentsatzes  genügen;  erhebliche  Abweichungen  aber  von  diesem  Durch- 
schnittssatz bei  einzelnen  Klassen  oder  Schulen  seien  besonders  hervorzuheben. 
—  Endlich  wird  auch  noch  ein  Schema  hinzugefügt,  welches  veranschaulichen  soll, 
wieviel  Zeit  die  Schüler  bis  zur  Reifeprüfung  bzw.  bis  zur  Absi-hlußprüfung  (jetzt 
bis  zur  Versetzung  nach  Obersekunda)  gebraucht  haben. 

Zu  allerletzt  sei  erwähnt,  daß  nicht  über  alle  Anstalten  zu  demselben  Termin 
berichtet  werden  soll,  sondern  über  die  Realanstalten  liM)2.  1906,  1910  usw..  ülur 
die  gymnasialen  Anstalten  in  den  vierjährigen  Zwi.Hciienterminen  1900.  1904, 
1908  usw. 

Es  braucht  w  ohl  kaum  hier  gesagt  zu  w  erden ,  daß  auf  dem  Gebiete  des 
höheren  Schulwesens  ebenso  wie  auf  militärischem  nur  recht  häufige,  un- 
erwartete Selbst  besichtigungen  eiiitn  wirklichen  Einblick  in  die  Verhältnisse 
der  Anstalten  gewähren  können.  .Alter  in  fjust  allen  Staat<'n  ist  die  Zahl  der 
Schulaufsichtsbeamten  im  Verhältnis  zu  dem  zu  beaufsichtigend«-!!  „Ix'hrpe!-sonal" 
eine  viel  zu  geringe. 


1)  Leider   findet   sich   der   nach  ..  Dienst per>«<-nar'    klingende  .Ausdniek:    ..  I>ehrpers<inftr 
auch  bei  ulls  in  Preußen  und  noch  dazu  ab  amtlicbo  Bezeichnung. 
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Zaiilen  beweisen  in  sololier  Hinsielit  sein*  viel;  leider  können  sie  augenblicklich 
nicht  für  alle  Staaten  gegeben  werden,  und  auch,  wenn  dies  möglich  war,  nur  an- 
nähernd. 

In  Preußen  gibt  es  nach  dem  Kalender  von  Kunze  (1908)  ungefähr  8150  von 
Provinzialschulräten  zu  beaufsichtigende  „höhere  Lehrer"  (Direktoren,  Professoren, 
Oberlehrer  und  Kandidaten  aller  Ai"t),  dazu  sind  vorhanden  26/27  Provinzialschul- 
räte  und  9  schultechnische  Mitarbeiter  an  den  ProvinzialschulkoUegien,  falls  die 
letzteren  auch  zu  den  wirklichen  Aufsichtsbeamten  gezählt  werden  dürfen. 

In  Ost  erreich  sind  bez.  waren  vorhanden:  in  Niederösterreich  7  Landesschul- 
inspektoi-en,  in  Oberösterreich  2,  Salzburg  2,  Kärnten  3,  Steiermark  4,  Krain  2, 
Küstenland  3,  Tirol  3,  Vorarlberg  2,  Böhmen  13,  Mähren  7,  Schlesien  2,  Galizienll, 
Bukowina  1,  Dalmatien  2,  im  ganzen  64Landessehuhnspektoren.^)  —  Zu  diesen  Auf- 
sichtsbeamten können  wir  in  Österreich  noch  einige  wenige  Vertreter  des  Lehr- 
standes rechnen,  welche,  allerdings  nicht  zu  häufig  (ähnhch  wie  die  schultechnischen 
^ritarbeiter  in  Preußen),  als  Vorsitzende  beim  Maturum  verwandt  werden. 

Nun  hat  aber  die  Organisation  der  östei reichischen  Landesschulräte  z.  B.  gegen- 
über den  preußischen  ProvinzialschulkoUegien  den  einen  Nachteil,  daß  u.  a.  auch 
die  sämtlichen  Volksschulen  (was  in  Preußen  ja  nur  für  Brandenburg-Berlin 
zutrifft)  ihnen  unterstehen  und  dadurch  sehr  viele  Landesschulinspektoren  ihre 
Kräfte  in  die  Aufsicht  über  recht  verschiedenartige  Schulen  zersplittern  müssen. 

Ausgleichend  wirkt  der  schon  oft  erwähnte  Umstand,  daß  in  Österreich  die 
Inspektion  bei  weitem  mehr  fachgemäß  ist,  weil  die  humanistisch  vorgebildeten 
„Schulräte"  dort  die  Humaniora  auf  den  Mittelschulen,  die  reahstisch  vorgebildeten 
die  Realien  zu  revideren  haben,  wenigstens  ist  es  so  in  sehr  vielen  Kronländern. 
Es  ist  ja  auch  oft  darüber  geklagt,  auch  amtlich  zugestanden  worden,  daß  bei  uns 
die  Arbeitslast  der  Provinzialschulräte  sehr  groß  sei  und  sie  ihre  eigentliche  Aufgabe 
kaum  erfüllen  können.  Einige  Zahlen,  welche  sich  aus  dem  oben  erwähnten  Jahrgang 
von  Kunzes  Kalender  ergeben,  werden  dies  veranschaulichen:  ein  Provinzialschul- 
rat  in  Hannover  und  einer  in  Hessen-Nassau  haben  die  geringste  Zahl  von  Beamten 
unter  sich,  nämUch  144  und  148  (d.  h.  Direktoren,  Professoren,  Oberlehrer  usw.), 
alle  übrigen  haben  weit  über  200  unter  sich,  sehr  viele  über  300,  nahezu  400;  manche 
Provinzen  haben  nur  einen  einzigen  Provinzialschulrat  für  das  höhere  Schulwesen, 
welcher  292,  297,  308  Untergebene  hat! 

Sehen  wir  uns  in  einigen  anderen  Staaten  um! 

In  Bayern  sind  ca.  1067 2)  Gymnasiallehrer,  Professoren  und  Rektoren  und 
12  Aufsichtsbeamte  im  „obersten  Schulrat".  In  Württemberg  kommen  auf 
je  einen  technischen  Referenten  etwa  11  Rektoren  und  180  Oberlehrer,  wobei  die 
seminaristisch  gebildeten  mitgezählt  sind.  In  Baden  gibt  es  5  Oberschulräte 
und  ca.  480  diesen  untergebene  Direktoren  und  höhere  Lehrer.  In  Braun- 
schweig werden  die  Personalien  von  sämtlichen  Oberlehrern,  die  ca.  150  betragen, 

1)  Nach  dem  Jahrbuch  von  1905;  an  zwei  Stellen  funktioniert  derselbe  LandesschuHnspcktor 
für  Schulen  verschiedener  Länder,  den  Personen  nach  wären  es  also  wohl  nur  62. 

2)  E.  Brand,  Statistisches.  Blätter  f.  bayer.  Gymnasialschulwesen  1905,  S.  214ff.  Die 
Lehrer  am  Königl.  Kadettenkorps  in  München  sind  hier  mitgerechnet. 
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von  rincni  Srliulrat  Ijcarhtitct.  der  zugleich  rtyintmsialdirektor  ist.  lu  Sach.seu- 
W'rimai  unterstehen  ca.  88  höhere  Sehulheainte  einem  Heferenten  im  Departe- 
ment des  Kultus,  in  Oldenburg  ebenso  deren  82  dem  einen  Dezernenten,  in  An- 
lialt  sind  7  Direktoren.  12  Oberlehrer  (Profi-ssoren),  12  Hilfrth'hrer  und  Kandidaten, 
14  teehnisihe  Lehrer,  1.')  Vorschullehrer,  im  ganzen  120  unter  einem  Dezernenten. 
—  Das  .sind  allerding.s  viel  weniger  nl.s  bei  uns  in  IVeuIien.  weniger  als  in  Österreich, 
oft  auch  noch  zuviel,  wie  in  Württemberg.  Indessen  weit  übertroffen  werden  alle 
diese  Zaiden  von  der  Zulil  der  luiheren  I^ehrer  (Rektoren,  Oberlehrer,  Hilfslehrer, 
Kandidaten),  dii-  bis  vor  kurzem  einem  Hat,  jetzt  zwei  liäten  im  Ministerium 
lies  Königreichs  Sachsen  unteistehen ,  wo  es  bekarmtlieh  keine  I'rovinzial- 
behörde  gibt:  es  sind  ca.    1000  au.sschlielilich  der  technischen  Lehrer. 

Man  sieht  den  stoßen  Notstand,  welcher  hier  fast  überall,  am  meisten  in  den 
Großstaaten,  besonders  in  I*i-euüen,  am  auffallendsten  im  Königreich  Sa<;hsen, 
herrseht.  Das  hat  man  natürlich  immer  empfunden,  oft  au.sgesproehen  und  um 
Abhilfe  gebeten,  aber  die  finanziellen  Quellen,  welche  sich  militärischen  Zwecken 
bereitwilligst  erschließen,  sind  für  andere  Bildungsaufgaben  leider  fast  immer 
gesperrt. 

Es  blieb  so  vielen  Staaten  nichts  anderes  übrig  als  in  vielen  Fällen  eben  mit 
den  in  vei-schiedenen  Zeitfristen  abzugebenden  Berichten  sich  zu  begnügen,  um 
über  den  Zustand  ihrer  höheren  Schulen  und  die  Qualifikation  der  Oberlehrer 
sich  einigermaßen  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten. 

Es  mag  ja  sein,  daß  in  anderen  Verwaltungszweigen,  in  dcmderFoi-stwirtsciiaft, 
des  Baufaches  usw..  wo  es  sich  mehr  um  Sachen  handelt,  eine  schriftliche  Bericht- 
erstattung, natürlich  eine  objektiv  gehaltene,  am  Platze  sei,  um  den  vorgesetzten 
Behörden  eine  Richtschnur  zu  geben.  Aber  im  Schulwesen,  dem  höheren  wie  dem 
niederen,  ist  das  Objekt  stets  lebendes  Menschenmaterial,  wie  beim  Militär.  L'nd 
was  würde  man  sagen,  wenn  jahrelang  der  Brigade-  oder  Divisionskommandeur 
sich  nur  auf  die  schriftlichen  Berichte  der  Regimentschefs  verließe,  ohne  sich  jemals 
selbst  von  dem  Zustande  der  Truppen  zu  überzeugen,  sie  vor  sich  paradieren  oder 
exerzieren  zu  lassen  ?  Man  w  ürde  das  einfach  für  einen  Zustand  „aiis  der  guten, 
alten  Zeit"  iialten.  Etwas  Ähnliches  aber  erlebt  man  in  dem  höheren  Schulwesen 
mancher  deutschen  Staaten.  Diese  ewig  schwankenden,  sich  entwickelnden,  bald 
zurückgehenden  bald  dann  schnell  vorwärtseilenden  jungen  Mensclu-nbildtr,  wie 
sie  das  Erziehungsobjekt  ausmachen,  unterwirft  nmn  nur  selten,  sehr  selten  einer 
„Okularinspektion",  weil  es  eben  an  Männern  dazu  fehlt,  man  begnügt  sieh  mit 
papiernen  Zeugnissen,  die  jahrelang  meist  von  demselben  Direktor  an  den- 
selben Vorgesetzten  gehen.  Ob  und  wie  man  sich  daraus  ein  objektives  L^rteil 
bilden  kann,  ist  vielen  schon  immer  zweifelhaft  gewesen. 

Wenn  so  hier  einer  viel  häufigeren,  eingehenderen  Revision  durch  eine  recht 
große  Anzahl  von  l^-vis(>r«'n  das  Wort  g'-retlet  wird,  so  nio^'e  man  d.vs  nicht  miß- 
verstehen: es  sollen  unter  solchen  Revisionen  keine  ,,hochnotpeinhchen  Staats- 
aktionen" pemeint  sein,  die  Lehrende  oder  Lernende  lortKesetzt  in  BeunruhiRunK 
und  Aufregung  bringen.  Das  letztere  geschieht  jetzt  viel  mehr,  wenn  der  Ausnahme- 
fall  eines  solchen   revidierenden   Besuches  eintritt.      Bei  den   Revisionen   kann  es 
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sich  in  der  weit  iiberwiegondon  Zahl  derselben  nur  um  Beobachtungen  handeln, 
um  Sammeln  von  Stoff  zur  allmählichen  Urteilsbildung,  zu  etwaigen  Umände- 
rungsYOi-schriften,  speziellen  Verfügungen;  nur  nicht  gleich  Einschreiten,  Dazwischen- 
fahren,  Umstürzen !  Der  Revisor  soll  sein,  wie  eine  Biene,  die  von  Pflanze  zu  Pflanze 
fliegt  (Münch,  Junikonferenz  1900,  S.  136)^),  in  ähnlichem  Sinne  hat  sich  auch 
Matthias  ausgesprochen  in  der  Monatsclirift  für  höhere  Schulen  1905,  S.  7 — 8. 
Von  solchen  Schulaufsichtsbeamten  muß  das  Wort  gelten:  „ruhig  mag  ich  ihn  er- 
scheinen, ruhig  gehen  sehen"  — die  beiden  nächsten  Verse  des  Toggenburgers  wollen 
wir  hcber  nicht  zitieren. 

Allgemeine  Betrachtung. 

Vielleicht  erwartet  man  nun,  daß  ich  nach  dieser  vergleichenden  Übersicht 
über  so  viele  und  so  verschiedenartige  Schulverwaltungen  eine  Art  Ideal  von  einem 
neuen  Verwaltungsbau  für  höhere  Schulen  konstruieren  wolle;  gewiß  ließe  sich 
solch  ein  Gebäude  aus  den  Bausteinen  anderer  aufführen.  Und  ins  Reich  der  Utopie 
v^ürde  man  es  deswegen  nicht  gleich  verweisen  können,  weil  es  sich  stets  an  vor- 
handene, noch  bestehende  Bauten  anschlösse,  wohl  aber  deswegen,  weil,  zunächst 
wenigstens,  kaum  irgendwo  eine  solche  Idealbehörde  eingerichtet  werden  wird. 

Aber  es  soll  doch  diese  ganze,  gewiß  manchem  zu  weitläufig  erscheinende  Zu- 
sammenstellung nicht  einen  negativen  Abschluß  erhalten,  und  so  will  ich  es  doch 
unternehmen,  obschon  ich  voraussehe,  wie  sehr  gerade  positive  Vorschläge  der 
Kritik  anheimfallen,  wenigstens  einige  Grundlinien  zu  zeichnen;  hierbei  habe  ich 
allerdings   mein  engeres  Vaterland  zunächst  im  Auge. 

Bei  der  Einrichtung  einer  derartigen  Schulverwaltung  muß  als  Grundsatz  gelten: 
die  im  höheren  Lehrstande  liegenden  intellektuellen  und  moralischen  Kräfte,  die 
jetzt  teUs  schlummern ,  teils  in  einseitig  theoretischer ,  fast  nur  in  wissenschaft- 
licher Arbeit  sich  betätigen,  müssen  in  viel  höherem  Maße  als  bisher  zur  Verwaltung 
des  höheren  Schulwesens  herangezogen  werden.  Das  würde  besagen:  Heraus- 
hebung des  höheren  Schulwesens  aus  den  Angeln  der  inneren  Verwaltung  oder  der 
inneren  Verwaltungsprinzipien,  Trennung  desselben  von  der  inneren  Verwaltung, 
wie  sie  bei  der  Justiz  überall  schon  längst  eingetreten  ist. 

Die  Schaffung  einer  besonderen,  nur  das  Unterrichtswesen  leitenden 
Zentralbehörde  würde  freilich  nicht  nur  in  Preußen,  sondern  in  fast  allen  Staaten 
beinahe  eine  Verfassungsänderung  bedeuten,  solche  Forderung  erscheint  mir  wenig- 
stens in  Preußen  bei  den  parteipolitischen  Verhältnissen,  fürs  erste  aussichts- 
los. Jedoch  müssen  wir  immer  an  der  Forderung  eines  besonderen  Unterrichts- 
ministeriums festhalten.  Vielleicht  heße  sich,  um  die  Verwaltung  im  obigen 
Sinne  selbständig  zu  machen,  wohl  folgendes  als  eine  Übergangseinrichtung  als 
ausführbar  in  Erwägung  ziehen: 

1.  Errichtung  eines  Oberschulrates  oder  Landesoberschulamtes^),  wie 
der  evangelische  Oberkirchenrat,   unter  dem  Ministerium,   über  den  Provinzial- 

1)  Vgl.  jetzt  vor  allem  Julius  Ziehen,  Über  die  Führung  des  .Schulaufsichtsamtes  an 
höheren  Schulen.    1907.   Frankfurt  a.  M.  ' 

2)  Vgl.  das  seit  dem  5.  April  1905  eingerichtete  Landesge\\erbeamt  nebst  ständigen  Beirat 
für  das  gewerbliche  Unterrichts wesen  und  die  Gewerbeförderung. 


R.   Zpntrtiliintt«*n>ehönl«*n      Allj-ciiH-inr   Ik'lrncht  uiiy:  30.') 

8clnilk()IU\!4i<'ll.        Dir     Alisiitzc    /ll     einer    Holchen     dheiHten     l''iKlil)e|iöi(lr'     li;il)cil     wir 

in  Preuüon  im  ()b('rs(liulk(>lle;.'iniii  unter  dem  Minister  von  Zcdlitz  1788  gehabt, 
in  Osterroieh  in  dein  „Hat  de«  öffent liehen  l'nU-rriihteH"  von  lH()()/()7.  Wie  dicHcr 
OborHchuhat  zu  l)e.setzen  sei,  zoij^en  die  tinah)jicn  HÜddeutHchcn  obtTHton  Schul- 
btihörden,  unter  welehen  alU'rdinj.,'H  Zwisehcnbc-hörden  nicht  arbeitt-n,  obenso  wie 
aueli  die  Zuaainniensotzun}^  des  cvanyehsehcn  Oberkirehcnratc'a  in  IVeuüen.  Vor 
alUn  I)in<,fen  müssen  nielit  bh)li  juristisehe  Verwaltun^sbeamte,  nicht  bloü  zu 
Ver\valtun<,'sbeamten  ^'cwordenc  Mäimer  aus  dem  höheren  lv<'hramte  hier  tätig 
sein,  sondern,  wie  in  Bayern,  wie  im  cvangelisclien  überkirehenrat'),  auch  Männer 
der  Wissenschaft.  Professoren  der  Hochschulen,  aktive  Inhaber  des  liohoren  Lehr- 
amtes, Anstaltsleiter  oder  Oberlehrer,  die  auf  8 — 5  Jahre  gleichsam  abkommandiert 
würden,  oder  besser,  in  ihrer  sonstigen  amtlichen  Tätigkeit  wesentlich  entlastet, 
ständige  Mitglieder  dieser  obersten  Behörde  wären;  freilich  bloü  im  „Nebenamt", 
wie  in  Bayern,  dürften  sie  hier  nicht  sein. 

Das  Verliältnis  dieser  obersten  schultcchiii.schen  Behörde  zu  dem  Kultus- 
ministerium wäre  dann  in  ähnlicher  Weise  zu  regeln,  wie  das  des  evangelischen 
Oberkirchenrates,  es  müßte  ein  besonderes  Ressort  des  Obei-scimlrates,  ein  besonderes 
des  Ministeriums  und  ein  gemeinschaftliches  Ressort  des  Kultusministeriums  und 
des  Obci-schulrates  geben,  wie  es  das  „Ressortreglement  für  die  evangelische  Kirchen- 
verwaltung vom  29.  Juni  1850"  für  Preußen  festgesetzt  hat,  vgl.  Goßner,  Preußi- 
sches evangelisches  Kirchenrecht,  Berlin,  wo  man  S.  199ff.  die  Bestimmungen 
nachlesen  kann.  Wie  aus  diesen  Bestimmungen  ersichthch  ist,  hat  der  Ober- 
kirchenrat die  Aufsicht  über  die  rein  kirchlichen  Angelegenheiten;  die 
höhere  Verwaltung  der  den  Provinzialregierungen  übertragenen  Angelegenheiten, 
der  Staatsfonds,  Regulierung  von  Interimistika.  Veränderung  bestehender  und 
Bildung  neuer  Pfarrbezirke  u.  a.  gehört  teils  zum  eigenen  Ressort  des  .Ministeriums 
teils  zum  gemeinscliaftlichen  Ressort  beider  Behörden.  Nach  diesen  (iesichts- 
punkten  wäre  auch  bei  der  Abgrenzung  der  Kompetenzen  dieser  Obci-schulbehörde 
gegen  das  Kultusministerium  zu  verfahren. 

2.  Umänderung  und  Erweiterung  der  jetzigen  l'rovinziall)chörden. 
I  )ie  Zalil  der  .Vuf.siehtsbeamten  für  die  höheren  Schulen  muß  ganz  bedeutend  an 
diesen  Behörden  vermehrt  werden,  diese  Behörden  mü.s.sen  aber  umgestaltet  werden; 
in  welcher  Weise  dies  zu  geschehen  hätte,  dafür  gibt  die  Art  der  ö«terreichis<hen 
Landesschulräte  wie  einiger  süddeutschen  obersten  Sehulbehörden  reichlich  Finuer- 


1)  Nach  Goßner.  Preußisches  evnnRelisrhos  Kirchenreolit  iS.  47/4N.  U-wtt-ht  d«T  K.  (•.  K. 
aus  dem  wehlichen  Präsidenten,  dem  geistlichen  Vizeprü-sidenten  und  aus  weit  liehen  und  peisl- 
lichen  Räten.  Für  HeratunR  gewisser  .Angelegenheiten  erweitert  sieh  der  K.  ().  K.  durch  Zutritt 
außerordentlicher  Ik>isitzer,  der  .Mitglieder  des  fJeneml-  l>zw.  Fmvin7.ial.H\nodftlvorstnndes.  — 
Was  die  augenhiiekliche  Zusammensetzung  dieser  Hehörde  anln-langt.  so  ist  unter  den  11  ordent- 
lichen Mitgliedern  nur  1  Universität.sjirofes.sor.  die  Mehrzahl  sind  Fachmänner,  (ioistliehe. 
Unter  den  7  außerordentlichen  Mitgliedern  sind  .3  Mitglieder  des  I>nienstandes  ( 1  Minister.  2  Ritter- 
gutsbesitzer), nur  1  Universitätspi-ofe.ssor.  sonst  (Jeistliehe.  initer  den  ö  KrHatzmannem  der- 
senx>n  auch  nur  1  Universitätsprofe.ssor  »nid  1  Vertn-ter  des  lyaienelementes.  Honst  fJeistliehe. 
Die  Männer  der  Wissenschaft  wie  die  Männer  de»  Laieneiementes  haben  hier  zu  wenig  Vertreter. 
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zeige.  In  jeder  Proviiizialbehörde  müßte  unter  den  Sehulräten  die  Wissenschaft 
ebenso  vertreten  sein  wie  die  Sehulpraxis,  HochsehuUehrer,  natürlich  auch  solche 
der  technischen  Hochschulen,  dürften  ebensowenig  fehlen  wie  Mitglieder  aus  den 
Kollegien  der  höheren  Schulen.  Ob  auch,  wie  in  Österreich,  Vertreter  der  Glau- 
bensbekenntnisse und  Abgeordnete  von  Gemeinden  mit  herangezogen  würden, 
bleibe  dahingestellt;  selbstverständUch  müßten,  wie  in  der  obersten  Schulbehörde, 
dem  Landesoberschulamt,  alle  diese  gleiches,  volles  Stimmrecht  haben. 
Bei  einer  solchen  viel  stärkeren  Besetzung  der  Stellen  einer  Provinzialbehörde 
wird  dieselbe  dann,  was  ihre  eigentliche  Aufgabe  ist,  erfüllen  können:  Beauf- 
sichtigung der  höheren  Schulen,  nicht  bloß  der  Lehrenden,  sondern  auch  der 
Lernenden;  sie  wü'd  sich  mehr  um  Versetzung,  Versetzungsprüfungen,  Schwierig- 
keit und  Leichtigkeit  der  schriftlichen  und  mündlichen  Aufgaben,  Innehaltung 
der  Klassenziele  und  amthchen  Lehrpläne  u.  a.  kümmern  und  das  Schülermaterial 
kennen  lernen,  von  dem  die  Provinzialbehörden  jetzt  oft  nur  bei  der  Reifeprüfung 
einen  sehr  gerüigen  Bruchteil  sehen. 

Natürlich,  will  man  diese  Beaufsichtigung  auch  wirklich  durchführen,  muß 
man  so  ziemhch  für  alle  Fächer  der  Schulwissenschaften  in  dieser  Behörde  Ver- 
treter haben,  Altsprachler,  Neusprachler,  Mathematiker,  Historiker,  auch  „Schul- 
hygieniker";  ich  kann  wohl  an  Österreich  noch  einmal  erinnern,  hier  hat  man, 
väe  bekannt.  Gymnasial-  und  Reahnspektoren,  viele  Anstalten  stehen  so  unter 
zwei  Inspektoren.  So  müssen  bei  uns  Fachprovinzialschulräte  geschaffen 
werden,  ähnlich  den  Inspecteurs  generaux,  die  Wilh.  Müncli  verlangt.  Der  juristi- 
sche Verwaltungsbeamte  muß  natürlich  auch  Sitz  und  Stimme  in  dieser  so  sehr 
erweiterten  Landesschulbehörde  haben,  durchaus  nicht  immer  als  Vorsitzender. 
Zwei  Vorsitzende,  einer  als  stellvertretender,  wären  wohl  nötig,  einer  von  diesen  müßte 
stets  ein  Nichtjurist  sein.  —  Solche  Provinzialbehörde  wäre  dann,  unmittelbar 
unter  jenem  Oberschulrat  (Landesoberschulamt)  stehend,  von  dem  Oberpräsidium 
natürhch  ganz  losgelöst. 

So  wäre,  dünkt  mich,  das  erfüllt,  was  man  jetzt  vermißt  bei  vielen  norddeut- 
schen Mittelbehörden:  Zusammenhang  mit  der  Wissenschaft,  Zusammen- 
hang mit  der  Schulpraxis  und  dem  wirklichen  Leben,  wirkliche  Be- 
aufsichtigung der  höheren  Schulen. 

Endlich  müßte  das  jetzt  bei  der  Verfassung  dieser  Behörden  schwankende 
System,  das  bald  bureaukratisch,  bald  koUegialisch  ist,  in  das  der  Kollegialität 
abgeändert,  das  Vetorecht  des  Vorsitzenden  nach  österreichischem  Muster  auf 
wenige,  genau  fixierte  Fälle  bestimmt  werden.  Leider  muß  hier  gesagt  sein,  daß 
der  eine  der  beiden  Großstaaten,  Preußen,  am  wenigsten  den  obigen  Forderungen 
genügt  hat.  Zwar  fehlt  es  in  Österreich  auch  an  einer  schultechnischen  Ober- 
behörde, das  österreichische  Unterrichtsministerium  mit  seinen  ca.  126  Juristen 
und  den  wenigen  Philosophen,  d.  h.  schultechnisch  gebildeten  Mitghedern  wird 
—  von  1900 — 1905  war  ein  Chef  da,  der  aus  dem  Mittelschullehrerstande  hervor- 
gegangen ist,  —  doch  nicht  als  solche  Behörde  sich  fühlen  können;  aber 
die  durchaus  nicht  bureaukratisch  organisierten  Landesschulbehörden  in  Öster- 
reich   bilden    hier    ein    bedeutendes    Gegengewicht,    wie    es    in    Preußen    absolut 
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nicht  vorliandon  ist.  Dii*  (Jcscliiclitc  des  prciiüiHclien  liöhcrcn  Schul wcftenß  zeigt 
denn  auch,  dali  der  preußische  liehördenorganiHinus  sofort  nielit  ausreichte,  wenn 
wirkhcli  etwas  Neues  geseliaffen  werden  sollte.  Immer  mußten  in  solchen  Fällen 
erst  besondere  Organe  ganz  plötzlich  zusammengesetzt  worden,  wie  schon  in  der 
P^inleitung  S.  5  kurz  erwähnt  wurde,  so  1849  bei  den  Verhandlungen  über  die  Re- 
organisation der  höheren  Schulen  (Berlin  den  1(5.  April  bis  14.  .Mai  1.S40),  so  1873, 
so  bei  der  Dezeinberkonferenz  lSi)0  und  bei  der  .Junikonferenz  1900.  Die  Zu- 
sammensetzung dieser  „Konferenzen",  die  ja  wolil  n<M-h  in  aller  Erinnerung  ist, 
ihre  Bildung  aus  Schulmännern^),  Hochschullehrern,  Laien,  Verwaltungsbeamten, 
wies  jedem  Beobachter,  was  bisher  uns  fehlte,  mag  auch  je  nach  der  Stellung  des 
Beobachters  der  eine  dies  Element,  der  andere  jenes  nicht  stark  genug  gefunden 
haben. 

3.  Bei  solelier  Umgestaltung  der  Behörden  dürfte  aber  auf  die  (Gesamtheit 
der  Oberlehrer  auch  noch  entsprechende  Rücksicht  genommen  werden;  jetzt 
existieren  nur  die  Direktorenkonferenzen  als  eine  Art  von  amtlicher  Auskunfts- 
stelle,  von  der  sich  der  Staat,  soweit  er  will,  Rat  holt.  Es  ist  kein  Grund  vor- 
handen, nur  die  Direktoren  in  Preußen  für  solchen  Rat  kompetent  zu  erachten, 
die  ca.  8000  Oberlehrer  nicht.  Zweierlei  kann  uns  hier  den  Weg  zeigen:  erstens 
die  Verhandlungen  von  1849,  die  einen  „Erziehungsrat  des  Bezirks"  und  einen 
„Erziehungsrat  der  Provinz"  verlangten,  neben  einem  Erziehungsrat  bei  jedem 
Gymnasium  und,  uenn  man  solche  Vorschläge  als  einen  überwundenen  Stand- 
punkt ansehen  wollte,  zweitens  das  Vorhandensein  der  jetzigen  Hamburger  Schul- 
synode, deren  Komposition  freilich,  wie  oben  gezeigt,  S.  320,  falsch  ist.  Be- 
hörden bei  jeder  höheren  Schule,  wie  der  oben  erwähnte  „Erziehungsrat  der  Gym- 
nasien", wie  die  tatsäclilich  jetzt  bestehenden  braunschweigischen  Kuratorien, 
die  sächsischen  Schulkommissionen,  die  badischen  Beiräte,  sind,  da  das  unmittel- 
bare Eingreifen  des  ihnen  boigegebcnen  Laicnelementes  in  die  fast  neben  ihnen 
sich  abwickelnden  Schulvorgänge  sehr  gefährlich  ist,  nach  meinem  Dafürhalten 
zu  verwerfen.  Anders  aber  steht  es  mit  Oberlehrersynoden,  nach  Provinzen 
gebildet;  solche  müßten  aus  der  Zahl  der  Oberlehrer  durch  freie  Wahl  hervorgehen, 
mit  Beisitzern  aus  dem  Laienstande ;  unerörtert  bleibe  hier,  wie  oft  sich  diese  zu  ver- 
sammeln hätten,  ebenso  ob  diese  neben  den  Dircktorenversammlungen  fortbestehen 
oder  ob  die  letzteren  sich  mit  ihnen  verbinden  (das  letztere  wäre  wohl  zweckmäßiger), 
auch  wieweit  ihre  Beschlüsse  für  die  Unterrichtsverwaltung  bindende  Kraft  haben 
sollten.  Aber  als  selbst vei-ständlich  stellen  wir  folgende  Forderungen  auf:  die 
Oberlehrersynoden  wählen  sich  ihren  Vorsitzenden  und  besehließen  nach  absoluter 
Majorität,  ein  oder  mehrere  Regierungskommissare  nehmen  immer  an  den  Be- 
ratungen teil,  ilrnen  ist  auf  ihr  Verlangen  stets  das  Wort  zu  gewähren;  den  Ober- 
lehrersynoden gehen  von  den  Regierungen  alle  ihm  höhere  Schulwesen  betreffenden 
Vorschläge.  Änderungen,  besonders  die  Ordiuingen.  betreffend  die  Prüfungen  u.  a. 
zur  Begutachtung  zu.  Als  eine  Art  Muster  könnte  nicht  nur,  wie  gesagt,  die  Organi- 
sation der  Hamburger  Schulajnode  (abgesehen   von  dem  einen  schon  erwähnten 


1)  Die  Landesschulkonferenz  vou  1849  bestand  nur  aus  Vertretern  des  hölieren  Lehrstandes. 
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Piinkto)  gölten,  soiidoni  audi  niutatis  mutandis  die  bei  der  kirchlichen  und  inneren 
Verwaltung  bestehenden  Verbände  der  Kreissynoden,  der  Provinzialsynoden,  die 
di>s  Pro\  inziolrates  und  des  Bezirksausschusses,  wie  die  letzteren  durch  das  Gesetz 
über  ihe  allgemeine  Landes  Verwaltung  vom  30.  Juli  1883  bei  uns  in  Preußen  ge- 
schaffen sind. 

Man  hört  da  sofort  den  Einwand:  wo  sind  im  höheren  Schulwesen  die  Gemeinden, 
auf  denen  sich  diese  kirchUchen  und  inneren  Verwaltungsbehörden  aufbauen? 
Sollen  —  so  könnte  man  spöttisch  noch  dazu  fragen  —  die  Schüler  etwa  diese  Ge- 
meinde bilden  und  diese  sich  an  den  Wahlen  beteiligen?  —  Freilich  die  Gemeinde, 
die  von  der  Gesamtheit  der  Oberlehrer  und  Direktoren  gebildet  würde,  wäre  viel 
kleiner  und  deshalb  eine  Gliederung  in  kleinere  und  größere  Verbände  nicht  an- 
gebracht, eine  einzige  Provinzialsynode  der  Oberlehrer  würde  genügen;  ob  die 
Provinzialsynoden  zu  einer  Generalsynode  in  größeren  Staaten  zusammentreten 
müßte,  überlasse  ich  praktischen  Verwaltungsbeamten  zur  Erörterung.  Jeden- 
falls sieht  man  nicht  ein,  warum  das  Maß  von  Selbstverwaltung  und  Freiheit,  welches 
anderen  Kreisen  längst  gewährt  ist,  nicht  auch  den  Oberlehrern  verstattet  werden 
sollte,  Padurth  würde  dem  weiteren  Vordringen  des  Bureaukratismus,  wo  ein 
Mann  alles  in  der  Hand  hat,  wo  diese  entscheidende  Instanz  der  Schulpraxis  und 
dem  öffentlichen  Leben  oft  fern  steht,  allmählich  doch  ein  fester  Damm  ent- 
gegengesetzt, i) 

4.  Viel  strengere  Durchführung  des  Kollegialitätsprinzips,  besonders 
in  den  Kollegien  der  höheren  Schulen;  Österreich  und  die  süddeutschen  Staaten 
können  hier  für  die  norddeutschen,  besonders  für  Preußen,  vorbildlich  sein,  wie  die 
vielen  Abweichungen  in  Einzelheiten  der  Dienstinstruktionen,  der  Versetzungs- 
ordnungen, Reifeprüfungsordnungen  usw.  wohl  hinreichend  gezeigt  haben.  Man 
spricht  jetzt  so  viel  von  dem  Wetteifer  der  verschiedenen  preußischen  Anstalts- 
gattungen, der  Gj'^mnasien,  Realgymnasien,  Oberrealschulen,  Realschulen,  Reform- 
gymnasien, Reformrealgymnasien  und  wie  sie  alle  heißen  mögen,  an  ihren  „Früch- 
ten" soUen  sie  jetzt  erkannt  werden,  ihre  Erfolge  sollen  ausschlaggebend  sein. 
Aber  die  Gebundenheit  innerhalb  der  Kollegien  ist  infolge  des  Vorherrsehens  des 
bureaukratischen  Systems,  wo  e  i  n  Wille  schheßheh  bei  den  Prüfungen  den  Aus- 
schlag gibt,  wo  die  Gesamtheit  der  Oberlehrer  meist  nur  eine  begutachtende 
Rolle  spielt,  noch  viel  zu  groß,  um  überall  von  gleichen  Bedingungen  für  diesen 


1)  Häufig  genug  hört  man,  nicht  nur  im  Publikum  und  in  der  Presse,  sondern  auch  im  Kreise 
von  Fachleuten  die  Klage:  „Es  wird  zuviel  reglementiert."  Und  vielleicht  fürchtet  man,  daß 
von  den  oben  als  notwendig  hingestellten  neuen  Schulaufsichtsbehörden  eine  Vermehrung  dieser 
Reglements  erfolge.  —  AVjer  dies  Wort:  „Es  wird  zuviel  reglementiert"  gehört,  was  das  preußi- 
sche höhere  Schulwesen  anbelangt,  zu  jenen  Zeitphrasen;  Otto  Seeck  hätte  es  in  sein  treffliches 
Buch  „Zeitphrasen"  aufnehmen  sollen.  Wahrlich,  wer  bei  uns  das  „Zentralblatt",  Abteilung 
„höhere  Schulen",  durchsieht,  wird  sich  wundem  über  die  sehr  geringe  Zahl  von  Verfügungen. 
Die  neueren  Anordnungen:  Lehrpläne  und  Lehraufgaben,  Versetzungsordnung  und  Reife- 
prüfungsordnung, lassen  wie  oben  gezeigt,  einen  sehr  weiten,  oft  einen  zu  weiten  Spielraum, 
der  freilich  augenblicklich  bei  der  individualistischen  Richtung  sehr  willkommen  ist,  aber  gerade 
dadurch  bureaukratischer  Willkür  von  einzelnen  Vorgesetzten  Tür  und  Tor  öffnet.  Daher  wird 
mancher  mehr  „Reglements",  d.  h.  mehr  „gesetzmäßige  Freiheit"  wünschen. 
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Wettlauf  reden  zu  können.  Im  tistcr  Linie  iiiülitcn  ih-uc,  iiuf  dcni  Kollctrialitäta- 
prinzip  Hicli  iiiifl)!uuii(lc  DiunstanwciHunj^t'n  dafür  «orj^en,  daü  überall,  «»hiif  der 
iK)t\vendi;,'en  iiidiviihiellen  Bewe^unf^sfreiheit  Sdirariken  aufzuerlegen,  die  An- 
forderuMjzeii  an  die  Schüler,  die  Hechte  und  Pflichten  (hi  Lelirer  die  gleichen  seien, 
daniit  nicht  durch  zu  j^roücn  Druck  von  oben  die  Gefalir  der  Heschönigung  Platz 
greift,  wie  sie  ja  leider  der  HurcauknitisnniH  (s.  oben  S.  07  u.  .M6H)  ganz  von  Hclbst, 
ganz  unabsichtlich  njituntcr  hervorruft. 

Zweitens  müssen  audi,  damit  eine  wirklich  sachgcmälic  Aufsicht  und  Beurtei- 
lung vor  allem  der  Leistungen  der  Schüler  stattfinden  kann,  die  höheren  Lehr- 
anstalten nicht  einen,  sondern  zwei  oder  drei  Fachdirektoren  (Studiendirek- 
toren) haben,  von  denen  dann  einer  als  Studienprüsident  die  Oberaufsicht 
in   Händen   hätte  (vgl.  oben  S.  116). 

Man  sieiit,  wieviel  hier  zu  tun  wäre;  ea  würde  in  den  meisten  Staaten  eine  ziem- 
liche Umwiilzung  geben,  wie  damals,  als  die  Rechtspflege  von  der  Verwaltung  sich 
loslöste;  es  ist  klar,  die  jetzige  innerpolitische  Lage  in  den  norddeutschen  Staaten 
ist  kaum  solcher  „Schulreform"  günstig.  Aber  deshalb  nmli  doch  uns  immer  das 
eine  Ziel  vor  Augen  schweben: 

Keine  „Schulreform"  ohne  „Schul Verwaltungsreform". 

Das  wenige  versehwindet  leicht  dem  Blick, 
Der  vorwärts  sieht,  wieviel  noch  übrig  bleibt. 


H.  Morsch,  d»»  hAhprc  I/ehnimt. 


A.  Ferien  in  Deutschland  und  Österreich. 

A.  Preußen. 

Allgemeino  Bemerkung  zu  den  Ferien  in  Preußen. 

1.  Für  die  Ferien  in  den  preußischen  Provinzen  ist  ein  bestimmter  Anfangstermin  nicht 
angegeben,  weil  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist.  —  Die  Osterferien  beginnen  zwar  meist  mit 
der  NWx-he,  deren  erster  Sonntag  der  Sonntag  Palmarum  ist,  aber  es  ist  schon  vorgekommen 
(wegen  der  Lage  von  Ostern),  daß  auch  noch  in  der  Karwoche  bis  einschl.  Mittwoch 
vor  Gründonnerstag  Unterricht  erteilt  werden  mußte.  Ähnlich  verhält  es  sicli 
mit  den  Anfangstorminen  aller  anderen  Ferien  in  Preußen;  und  wegen  der  Rücksicht- 
nahme auf  da^  wandelbare  Osterfest  kann  dies  auch  nicht  anders  sein.  Aber  auch  in  demselben 
Jahre  setzen  die  Provinzialbehörden  die  Anfangstermine  der  Ferien  in  eng  benachbarten  Pro- 
vinzen ganz  verschieden  an,  so  190G  für  Pommern  den  der  Großen  Ferien  am  29.  Juni,  für 
Posen  ei-st  am  6.  Juli,  für  Sclüesien  am  4.  Juli  usw.  —  Deshalb  schien  es  am  zweckmäßigsten, 
für  die  preußische  Ferientabelle  ein  bestimmtes  Schuljahr,  das  von  Ostern  1900  bis  Ostern 
1907,  zugrunde  zu  legen.*)  —  Was  für  Preußen  gilt,  gilt  für  viele  norddeutsche  Staaten,  die  sich 
an  den  größeren  Staat  anschließen  müssen. 

2.  An  größeren  Anstalten,  welche  0-  und  M-Cöten  haben,  sind  natürlich  mindestens  2  Tage 
für  die  Reifeprüfung  im  Jahre  frei;  nach  einer  preußischen  Verfügung  soll  mehr  als  1  Tag 
nicht  unterrichtsfrei  sein,  selbst  wenn  wegen  der  größeren  Zahl  von  Prüflingen  die  Prüfung 
mehr  als  einen  Tag  in  Anspruch  nimmt. 

3.  Selbstverständlich  sind  an  katholischen  Anstalten,  die  es  auch  in  sonst  protestantischen 
preußischen  Provinzen  gibt,  die  katholischen  Feiertage  unter  Abrechnung  der  pro  testan  tisch - 
kirchlichen  hinzuzuzählen. 

4.  In  dem  Februar  lieft  des  „Zentralblattes  für  die  gesamte  Unterrichtsverwaltung  in 
Preußen"  wird  jedes  Jahr  die  Ferienordnung  der  einzelnen  Provinzen  publiziert. 

5.  Allen  Behörden  und  Amtsgenossen,  welche  mir  behilflich  waren  und  denen  1906/07  zum 
größten  Teil  die  Druckbogen  dieser  Ferientabellen  zur  Prüfung  zugingen,  aufrichtigen  Dank ! 
—  Übrigens  herrschte  über  Lage  und  Dauer  der  Ferien,  Zahl  der  Ferialtage  oft  selbst  an 
Ort  und  Stelle  Schwanken  und  Unsicherheit. 

6.  Bei  der  Angabe,  wie  oft  in  Preußen  Zensuren  erteilt  werden,  denke  man  sich  überall 
„meist"  hinzu. 


Name 

der 

Provinz 


Lage  und  Dauer 
Wie  oft  ;  der  Ferien  nach 
Ferien?  Tagen 

i  (Sonntage  mit  eingerechnet). 

Wie  Ott  j   Gerechnet  ist  vom  1.  vollen 

Zen-      ■  Ferientag    einschl.    bis    zum 

letzten  fiii^fhl.  —  Zugrunde 

suren?       Hegt  die  Ferienlage  1906/07 

nach  Kunzes  Kalender. 


Ferialtage 
(Unterrichts- 
freie Tage 
außerhalb 

der  Ferien) 


Bemerkimgen 


1.  Ostpreußen 


4  X 
Zensuren 


Ostern 
Pfingst. 
Große  F. 
Mich. 
Weihn. 


=  15  1.  Kaisers  Ge- 

=    6  burtstag 

"f  (beginnen     _    „    , 
=  28      meist        2,  Sedan 
=  jgUnfangJuIi)   g.Himmelfahrt 

_  jg  4.  Bußtag 

(am  Schluß  des 

81  j       Kirchenjahres) 

I  5.  Tag  der 
i      Reifeprü- 
fung 


Vom  Prov.  -  Schul  -  Kollegium 
jährlich  festgesetzt. 

In  Königsberg  i.  Pr.  be- 
ginnen   die     Großen    Ferien 

7  Tage  früher,  dafür  sind  die 
Michaelis-Ferien,  welche  an 
demselben  Tage  wie  die  in 
der    Provinz    beginnen,    um 

8  Tage  gekürzt. 

In  Königsberg  ist  unterrichts- 
frei auüerdem  der  Krönungs- 
tag (18.  Januar). 

In  Ostpreußen  wird  das  Re- 
formationsfest nur  in  der 
Schulandacht  des  Montags 
erwähnt,  der  auf  den  Sonn- 
tag folgt,  an  dem  das  Fest 
in  den  Kirchen  gefeiert  wird; 
ebenso  In  Hannover. 


1)  Es  wäre  ganz  unnütz  gewesen,  für  die  2.  Auflage  die  Lage  der  preußischen  Ferien 
nach  den  Terminen  des  Schuljahres  1908/09  umzurechnen;  die  Zahlenunterschiede  wären 
sehr  gering  gewesen. 


A.   I' 
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N  ft  IM  t* 
<1lt 

r  r  o  V  i  11/ 


Wie  oft 
Ferion? 
Wie  oft 

Zi-n- 

surcn? 


Iwi^c   iiikI    l)jiin<r 

cliT  Korit'H  nach 

Tagen 

(SuimtAgc  mit  eingerechnet). 

(Jerrchnct  l»t    vom    I.   vollen 

KiTloiilBR     cliwrlil.     I>lt     nun 

Iftr.tin  .•|n^^.•lll  ZuRrund» 

liest  die  Ferienlaite  1906  07 

nach   Kunzes   Kalender. 


Korialtago 
(Unterrichts- 
freie Til;;e 
HiiUerluilli 

<I.T   K.ricM) 


Heim-rkiing'-n 


2.  WeslpreuUeii 


i 'fingst. 
-1  X         (Jroße  F 
Zensuren    Miili. 
Weihn. 


1.. 

'^1  (bcRlnnoii 
:m\       meint 


-^    12 
bO 


1.  Kai.serH  (Je- 
burtMtag 

2.  Scdan 

.'1  Himmelfahrt 
•1.  Heforma- 
t  ionsfest 

5.  liuütag 

(am  SchluU  de» 
Kirclicnjalire») 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


Viitii      Triiv.-  Srhul  •  Kollegium 

Jilirllrh    f.M({r»om. 

VkI.  K'-rli-iiDrcliiung  für  die 
l'ioviiiz  \Vc«t|>rcuU<.fi  vom 
■2.  Mal  1h7U.  Wlrw^-KOblcr 
1  24M.  lilciM?  ,Ffrl.nord- 
iiun«",  wie  auch  <U«!  für 
i{  I'  n  H  0  n  •  .N  a  I  R  a  u  (ili-lin 
uniciii,  S  c  h  I  r  «  I  e  n  und 
W  <■  H  t  (  a  I  r  n  (R.  unt«n)  ilnd 
nicht  mehr  kUUI«.  wie  ein  Ver- 
«l.-ich  der  für  die  I'rovinien 
von  den  l'rovInzlaUchutbe- 
hurdcn  1Ö<KJ,'07  gegct>cuen 
Daten  l)cwciAt. 


3.  Posen 


5  X 

Ostern      -  15 

Pfingst.    =    5 

4  X 

Große  F.  =  33 

Zensuren 

Mich.        =  14 

Weihn.      =  17 

84 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Sedan 
3.Himmelfahrt 

4.  Reforraa- 
tionsfe^t 
(31.  Oktober) 

5.  Bußtag 

(am  SchhiU  de» 
Kirchenjahre») 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


Vom       Prov.  -  Schul  -  Kollegium 
jährlich  (C8tge»ctzt. 


4.   V 


4  X 
Zensuren 


Ostern 
Pfingst. 
Große  F. 
Mich. 
Weihn. 


=  14 

^f  (beginnen 
=  31         "»eist 

^^UnlangJull) 
=   16 

=  12 
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1.  Kai.se  rs  (.le- 
burt<<tag 

2.  Sedan 
.S.Himmelfahrt 

4.  Bußtag 
(lctzt<<r  Sonntag 
de«  KircJienJ.) 

5.  Reforma- 
tionsfest 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


\..,n       I'r..\   -S.liiil-K..ll.-glura 

jUirllrh  (e*tge«otzt. 
üle    Kerlen    lallen    mit    denen 

der     Volkaachulc     nicht     tu- 

oanimen. 


24' 


BT: 


V.     A.    Ferien  in  Deutschland  und  ()stciTeieh. 


Name 

der 

Provinz 


Wie  Ott 

Ferien? 

Wie  oft 

Zen- 


Lage  und  Dauer 

der  Ferien  nach 

Tagen 

(Sonntage   mit  pingereclmet). 

Ooreclinet  ist  vom  1.  vollen 

Ferientag    einschl.    bis    7.uni 

letzten  einselil.  -      Zugrunde 

liefet  die  Ferienlage  1906/07 

nach  Kunzes  Kalender. 


Ferialtage 
(Unterrichts- 
freie Tage 
außerhalb 

der  Ferien) 


Bemerkungen 


).  Hrandenburg 


4  X 
Zensuren 


X      ,  Ost<^rn 
PfingSt. 
Große  F. 
Mich. 
Weihn. 


ir. 


31        meist 


(beginnen 

meist 
AnfangJuli) 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Scdan 
3.Himmelfahrt 

4.  Reforraa- 
tionsfest 
(meistens  2.  No 
vember) 

5.  Bußtag 

(am  Schluß  des 
Kirchenjahres) 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

7.  FürBerlin  u, 
Umgegend 
meist  2  Tage 
„  Parade - 
ferien" 
(Ende  Mai  und 
Anfang    Sept.) 


Vom  Prov.  -  Schul  -  Kollegium 
jährlicli  festgesetzt. 

Für  Berlin  und  Umgegend 
dauern  die  Großen  Ferien 
eine  Woche  (7  Tage)  länger, 
dafür  dauern  die  Michaelis- 
ferien, die  an  demselben 
Termin  wie  die  in  der  Pro- 
vinz beginnen,  nur  8  Tage. 

Zur  Umgegend  Berlins 
gehören  in  schultech- 
nischer Hinsicht:  Char- 
lottenburg, Grunewald,  Jüter- 
bog, Köpenick,  Friedenau, 
Lankwitz,  Groß -Lichterfelde, 
Pankow,  Potsdam,  ßixdorf, 
Eummelsburg,  Schöneberg, 
Spandau,  Steglitz,  Weißensee, 
Wilmersdorf  und  Zehlendorf. 


6.  Schlesien 


4X 
Zensuren 


Ostern 
PfingSt. 

Große  F. 

Mich. 

Weihn. 


14((so  1906/7, 

/^Inachd.  Verf. 

"j  sollten  nur 

lö  Tage  sein) 

I  (beginnen 

14 
78 


meist 
nfang  Juli) 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Sedan 

3.  Himmelfahrt 

4.  Bußtag 

5.  Reforma- 
tionsfest 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

An   kath.    An- 
stalten 7  kath 
Feiertage^) 


1)  Sieben  kath.  Feiertage  sind  staatlich  an- 
erkannt (Verf.  vom  12.  April  1850):  1.  Epiphanien 
(6.  Januar),  2.  Maria  Reinigung  (2.  Febr.),  3.  Maria 
Verkündigung  (25.  März),  4.  Fronleichnam,  5.  Peter 
u.  Paul  (29.  Juni),  6.  Allerheiligen(l.  Nov.),  7.  Maria 
Ein|)fängnis  (8.  Dezember),  Wiese-Kübler  I  251. 


Dauer    festgesetzt    durch  Verf. 

vom  15.  Januar  1883  (Wiese- 
Kübler  11  S.  478). 

Vom  Prov.  -  Schul  -  Kollegium 
jährlich  geordnet. 

In  Breslau  fallen  die  Ferien 
mit  denen  der  Volksschulen 
zusammen. 

Außerdem  werden  am  Ascher- 
mittwoch und  Allerseelen- 
tage die  ersten  Morgenstun- 
den freigegeben.  Rechnet 
man  dazu  die  besonderen 
kath.  Lokal-  und  Diözesan- 
Feiertage,  so  sind  etwa  ly^ 
Woche  mehr  Ferien  für  Katho- 
liken. 


7.  Prov.Sachsen 


:>X 

Ostern      =13 

4  X 
Zensuren 

PfingSt.     =     5    (beginnen 
Große  F.  =  30  .    meist 

Mich.      =  je'*""""''-' 

Weihn.     =  16 

1.  Kaisers  Ge 
burtstag 

2.  Sedan 
S.Himmelfahrt 

4.  Bußtag 

5.  Reforma-  , 
tionsfest 
(31.  Oktober) 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


Vom       Prov. -Schul -Kollegium 
jährlich  festgesetzt. 


A     I' 


•n    in    l».-iil- l.liMi.l    iMiri  ("Kt.-rnicli 
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N  n  in  o 

der 

l'roviiii 


Wxv  oft 

Fi'iiün? 

Wie  oft 

Zcn- 


Lago  uiul   Dauer 

der  Korion  nach 

TaKon 

(SoniiJ«Rc   mit    olnKcrecljnrt). 

(iiTi'flini>t  litt   vom    1.   viilli-n 

KorlcntAK     rlntclil.     hin     /.(im 

li-iztrn  ciiiKrlil.         Zacrande 

lieKt  die  FerienlARe  1906  07 

nach   KanzcB   Kalender. 


Korialtiij{o 
(Untt'rricIitH- 
froio  Tage 
atiUcrhalb 
(lor  Forion) 


ßoiiiorkungeii 


,S.   iianiiiaor 


4  X 
Zcnflurcn 


üstorn  -  1.^ 
l'fingst.  =  t) 
Große  F.  =  31 
Mich.  =  16 
Weihn.      =  12 


83 


1.     iS.U-^.i.    «M- 

hurt«  tag 

2.  Sotian 

3.  Himmelfahrt 

4.  BußUig 

5.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


1/.  Kiiiii'ii  'la-  <JroU«-n  Kcrlrn 
i-tua  M  Tbko  spAU-r  und 
(InuiTii  (IrnirnUprcchcnd  bU 
Augiut. 


Mitl. 


9.  Schloswlg- 

5  X 

Ostern      =  14 

Holstein 

Ferien 

Pfingst.    =    5 
Große  F.  =  30 

4  X 

Mich.        =  16 

Zensuren 

Weihn.      =  16 

81 


I  1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 
I  2.  Sedan 

3.  Reforma- 
tionsfest 

4.  Himmelfahrt 

5.  Bußtag 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


In  Kiel  damrii  Jii'  OruUon 
Ferien  3.1  TaRo.  dafür  die 
MichaclLsJcrion  nur  12  Taue; 
beide  Fcrii'n  IH-Klnnrn  auch 
später,  die  (irol^n  Ferien 
um  2  Wochen,  die  Mirhacli»- 
fericii   um    4    Tni/.-   -»ir-itt-r 


10.  Westfalen 


4  X 


3  X 
Zensuren 

SchluO 
de»  1.  Se- 
mesters bei 
Ketiinn  der 

«iroUen 

Ferien, 

SchluU 
des  2.  Se- 
mi'sters  bei 
Heginn  der 

Ostcr- 
(erien.  — 
Man  rech- 
net auch 

nach 
Tertlalen: 
.Hellt,  des 
l'TertlaU 

Anfg. 

August, 
.Schi,  de»  2" 

Weih- 
nnrliten, 
Schi,  des 
3"  OsUm. 


Ostern 
Pfingst. 
Große  F. 
Weihn. 


19 
10 
35M 
16 


l)  Beginnen  in  den  ersten 
Tagen  oder  mehr  in  der  Mitte 
des  August,  ungefähr  4  Wochen 
spilter  aLi  in  den  östlichen 
l'rovinwn. 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Sedan») 

3.  Himmelfahrt 

4.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

5.  6  kathol. 
Feiertage: 

Fronleichnam, 
Allerheiligen, 
MariA    VerkUndi- 

Kung, 
Peter   und    Paul, 
Licht  meü, 
Marift    Empftng- 

nli 

Sa.:  10 


2)  Da  der  2.  S«-!  ' 
Sommrrferirn  (Ullt.  wir  '. 
entweder  am  letitrn  1 
am   entrn    Tage  nach  i 


Vgl.  Ferienordnung  vom  2.  Mai 
1H7»  (Wlese-KUbler  I  .S.  248). 

Vom  I'rov.-.ScJiul-KiUlegium  von 
Jahr  lu  Jahr  festgcaetxt  nach 
Vercinl>arung  mit  dem  der 
Rheinprovinx. 

Das  R4'fornu»ti(in.«fest  wird  in 
der  I'rovinx  Westfalen  weder 
an  evangellAchen  noch  an 
I>aritAtl»chen  Anstalten  ge- 
feiert. 


die  groDon 
n  Westfalen 
Fertcn  oder 
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A.  l'Viien  in  Deutschland  und  Österreich. 


N  a  m  0 

der 

Trovinz 


Wie  oft 
Ferien? 
Wie  oft 
Zen- 
suren 7 


Lage  und  Dauer 

der  Forion  nach 

Tagen 

(Sonntage   mit  cingorrchnct). 

Gerechnet   ist   vom  1.  vollen 

Ferientn«    einschl.     bis    zum 

lotztin  i-in-iclii.  —   Zagrande 

liegt  die  Ferienlage  1906/07 

nach  Kanzes  Kalender. 


Ferialtage 
(Unterrichts- 
freie Tage 
außerhalb 
der  Ferien) 


Bemerkungen 


li.  Kliein- 
provinz  und 
llohiMiz(tllern 


Ostern 


19 


3  X 
Zen- 
suren. 
Schluß 
des  1.  Se- 
mesters bei 
Beginn  der 
Großen 
Ferien, 
Schluß 
des  2.  Se- 
mesters bei 
Beginn  der 
Oster- 
ferien. 


Pfingst.     =  10  I    (von  den 
Große  F.  -  35       '''^^*'" 


Weilin. 


j    August- 
161  tagen  an) 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Himmelfahrt 

3.  Büß-  u.  Bet- 
tag 

4.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

5.  An  5  kath. 
Feiertagen 
für  Schulen 
in  vorwie- 
gend kath. 
Gegenden: 
Lichtmeß, Fron- 
leichnam, Peter 
u.  Paul,  Aller- 
heiligen, Maria 
Empfängnis. 


Vom  Prov.-  Schul  -  Kollegium 
jiilirlicli  geordnet  nach  Ver- 
cinlianiu«  mit  dem  von  Wcst- 
lalcn.  Liegen  nicht  immer 
mit  den  Kericn  der  Volks- 
schule zusammen. 

Die  3  Tertiale  wie  in  Westfalen. 


12.  Hessen- 
Nassau 

AI. 

Reg. -Bez.  Cassel 
(außer  Marburg) 
und  Frankfurt 
a.M.,  Dillenburg, 
Homburg  v.d.H., 
Weilburg  a.d.L. 

und  für  das 
Fürstentum  Wal- 
deck 


All. 

Für  die  Städte 
Marburg,  Bie- 
brich,  Bieden- 
kopf, Diez,Hada- 
mar,Höchst  a.M., 
Geisenheim,Lim- 
burg,  Montabaur 
und  Wiesbaden 


5  X, 
meist 
4  X 
Zen- 
suren, 

3  X 
inFrank- 
furt a.M. 


Ostern      =  16^) 
Pfingst.    =    5 
Große  F.  =  31^) 
Mich.        =  163) 
Weihn.     =  16 
84 


1)  Vom  Sonntag  Palmarum 
an  (Wicse-Irmer  S.  517). 

2)  Vom  1.  Sonntag  im  Juli 
mit     der   Maßgabe,   daß     der 
Unterricht   erst   am    Dienstag  )  5, 
der  5.  Woche  wieder  beginnt. 

3)  Vom  Sonntag  der  Micha- 
eliswoche ab  (Wiese -Irmer 
a.  a.  0.). 


Kaisers  Ge- 
burtstag 
Sedan 

Himmelfahrt 
Bußtag 
(Mittwoch 
vor    Schluß 
desKirchen- 
jahres) 
Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


In  Hersfeld  ist  noch  frei  der 
Tag  des  Lullusfestes. 

Vom  Prov.-  Schul  -  Kollegium 
am  31.  März  1892  geordnet, 
im  allgemeinen  für  dauernd 
maßgebend  erklärt  durch  Ver- 
fügung des  Ministers  vom 
2.  Februar  1895.  Für  die 
ganze  Provinz  gilt  übrigens 
die  Bestimmung,  daß  der 
auf  die  Osterferien  folgende 
Montag  für  Aufnahmeprüfun- 
gen usw.  frei  ist,  so  daß 
der  Unterricht  dann  Diens- 
tag beginnt,  ähnlich  vor  den 
Michaelisferien. 

Kein  Reformationsfest. 


5  X. 
meist 
4  X 
Zensuren 
für  alle 
Klassen, 
am  Gym- 
nasium 
in  Mar- 
burg 
2x 
für  die 
oberen 
Klassen. 


Ostern 

=  161) 

Pfingst. 

=  102) 

Große  F. 

=  313) 

Mich. 

=  12 

Weihn. 

=  16 

85 


1)  Meist  vom  Palmsonntag 
einschl.      bis      zum      Sonntag 
Quasimodogeniti  (Wieae-Irmer  !  ft 
8.  517).  I 

2)  Vom  1.  Pfingstfesttage 
bis  zum  Montag  einschl.  nach 
Trinitatis. 

3)  Beginnen  8  Tage  später 
als  im  Reg. -Bez.  Cassel;  d.  h. 
ungefähr  vom  15.  Juli  einschl. 
an. 


Kaisers  Ge- 
burtstag 
Sedan 

Himmelfahrt 
Bußtag 
(Mittwoch 
vor    Schluß 
des  Kirchen 
Jahres) 
Tag  der 
Reifeprü- 
fung, 

dazu  in  W  i  e  8 
baden  2  halbe 
Tage     des    An- 
dreas-Marktes 
Anfang  Dezem- 
ber, aber  nicht 
der  Fast- 
nacht- 
d  i  e  n  8  t  a  g  , 
der   sonst 
meist  (z.  B. 
in  C  a  s  8  e  1) 
frei  ist. 


In  Nassau  wird  der  F  r  o  n  - 
leichnamstag  überall, 
nicht  bloß  in  überwiegend 
katholischen  Orten,  frei  ge- 
halten. 

Kein  Reformationsfest. 


y.     A     Ferien  in   Di-utsclilaiid   und  OHt^-rnidi 


n75 


Name 
Provinz 


Wie  oft 
Ferien  ? 
Wie  oft 

Zen- 
suren ? 


Lagn  und   Dauer 

der  Ferien  nach 

Tagen 

(SonntoKc   mit  oingurodinet). 

«icrcclinct    i.Ht    vom  1.  vtillm 

KorlcntttK     flnsrlil.     til^     r.iiiii 

li-trtin  «itisclil.         ZuKrunde 

liegt  die  FerieDlBRe  1906.07 

nacli   Kunzes   Kaieoder. 


Forialtago 
(Unterrichts- 
freie Tage 
auUerhall) 
der  Ferien 


Henierkungen 


12.  Ilossen- 
Nassau 

It. 

Ohorhihnstein 
und   Fuis 


3  X 
Zensuren 

ScItluUde» 
l.un(l2.S.-- 

mi'slcrs 

wie  In  ilcr 

Hlicin- 

jiroviiir, 

und 

Westfalon. 


Pfingst. 
Große  F. 
Mich. 
Weihn. 


IS 

lU 
35 
OM 
16 


79 

1)  Hier  sind  also,  wie  in 
der  Uliiiniirovinz  und  in  West- 
fiilcn,  dii>  GroUen  Ferien  und 
Micliaelislerieu  ziisannncngo- 
legt. 


1.  K.usrrs  (m- 
burlstag 

2.  Himmelfahrt 

3.  Bußtag 
(.Mittwoch 
vor    Sclduß 
des  Kirchen- 
jahres) 

4.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung, und  in 
Oberlahn- 
stein   an    5 
katholischen 
Feiertagen 


i  r  III  die  Ferien. 


B.  Die  deutschen  Bundesstaaten  außer  Preußen. 


Name 

des 
Staates 

Wie  oft 
Ferien? 
Wie  oft 
Zen- 
suren ? 

Lage  und  Dauer 

der  Ferien  nach 

Tagen 

(Sonntage  mit  eingerechnet). 

Gerechnet  ist  vom  1.  vollen 

Ferientag    einschl.     bis    «um 

letzten  einschl. 

Ferialtage 
(Unterrichts- 
freie Tage 
außerhalb 
der  Ferien) 

Bemerkungen 

1.  Sachsen- 
Altenburgi) 

5  X 

2  X 
Zensuren 

Ostern      =  ca.  15 
Pfingst.    =          5 
Große  F.  =        32») 
Mich.         =  ca.  10 
Weihn.      =  ca.  16 
77 

2)    Von    Anfang    Juli    bis 
Mitte   August  -  4'/t    Wochen. 

1.  Geburtstag 
des  Kaisers 

2.  Geburtstag 
des  Landes- 
herrn 

3.  Sedan 

4.  Reforma- 
tionsfest 

(31.  Oktob.r) 

5.  Himmelfahrt 

6.  Bußtag 

7.  2  Tage  vor 
Fast  nacht - 
Mittwoch 

8.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

Ferlenonlnung  Jedes  JaJir  (e»t- 

g.iWt«. 

Al.H  Rrisotag  wird  mel.Ht  Frei- 
tag fr.in.gtlx-n.  am  Montftg 
iinoh  diiu  Kndc  d-r  Ferien 
beginnt  der   l  nterricht. 

Die  Großen  Ferien  liegen  niclit 
mit  denen  der  VolltMcliulc 
lusammen. 

1)  In  Saclisen-AUenburg  wie  in  vielen  norddeuUchcn  KIcliutMton  l«t  dlo  Z»hl  der  Fericnt*ge  «u  O»tom,  Weih- 
nachten, Michaelis  eine  um  1  oder  2  fluktuierende:  die»  wird  bewirkt  nicht  nur  durch  die  L»ge  dci«  w»ndelb»ren  Oster- 
festes und  durch  die  Zahl  der  ru  den  Ferien  hinruiur.-chnenden  Sonntage,  sondern  «uch  durch  die  ROckslcht  »ul  die 
Ferienlage  und  -Dauer  In  benaclibarten  preußischen  Frovlnicn. 


aTt> 


V.     A.  Ferien  in  DeuUschland  und  Österreich. 


W  le  oft 

Lage  und  Dauer 

Ferialtago 

Name 

Ferien? 

der  Ferien  nach 
Tagen 
(Soimtago  mit  eingerechnet). 

( Unterrichts- 

des 

Wie  oft 

freie  Tage 

Bemerkungen 

Staates 

Zen- 
suren? 

Gerechnet   ist   vom  1.  vollen 

Fcrientag    einschl.    bis    zum 

letzten  einschl. 

auliorhalb 
der  Ferien) 

2.  Anhalt 

öx 

Ostern      =        15—17 

1.  Geburtstag 

Dauer     (80     Tage)     festgesetzt 

Pfingst.    =          5 

des   Kaisers 

durch  Verfügung  vom  2.  Juni 
1881. 

3  \ 

Große  F.  =        SP) 

2.  Geburtstag 

Keine  Reisetage. 

Zensuren 

Mich.        =        14—16 

des  Landes- 
lierrn 

Die  Verfügung  (Krüger  S.  324) 
in    betreff    der    Stellung   der 

Zensuren 

Weihn.      =  ca.  14 

3.  Sedan 

Ferienaufgaben  ist  seit   1904 

zu  Ostern, 

Michaelis, 

Weihn. 

nicht   mehr    in    Kraft;    auch 
„laufende"   Aufgaben  für  die 
Ferien  sind  verboten. 

• 

79  (81) 

4.  Himmelfahrt 

Vor  den 

1)    Von    Anfang    Juli    bis 

5.  Reforma- 

Soinmer- 

höchstens  8.  August. 

tionsfest 

f  e  r  i  e  n 

(31.  Oktober) 

wird  nur 

die  Rang- 

6. Bußtag 

ordnung 

(am    Mittwoch 

festgesetzt. 

vor  dem  Toten- 
fest) 

7.  1  oder  mehr 
Tage    wäh- 
rend der 
Reifeprü- 
fung   (auch 
der    Extra- 
neer) 

3.  Baden 

4  X 

Ostern      =  16i) 

1.  Kaisers  Ge- 

Geregelt   nach    der    Schulord- 

Pfingst.   =    82) 

burtstag 

nung  vom  24.  März  1904  §  23. 
Keine  Reisetage. 

3  X 

Große  F.  =  42^) 

2.  Geburtstag 

Die    Ferien    fallen    mit    denen 

Zen- 

Weihn.     =  14  ev.l5*) 

des  Landes- 
herrn 

der    Volksschule     zusammen. 
An    katholischen    Feiertagen 

suren, 

in  den 

4  unteren 

80 
1)   Vom   Palmsonntag   bis 

(9.  Juli) 

3.  Fastnacht 

ist   für   alle  Schüler   unter- 
richtsfrei. 
Sedan     fällt     in     die     Großen 

Jahr- 

einschl.    Montag     nach     dem 

2  Tage  (Montag 

Ferien;  Bußtag    und    Refor- 

gängen 

weißen  Sonntag  d.  i.     Quasi- 

und   Dienstag) 

mationsfest    sind    an    Sonn- 

bis einschl. 

modogeniti. 

4.  Himmelfahrt 

tagen. 

um 

Zwischen- 

2)  Vom  Pfingstsonntag  an 
für  die  Dauer  der  Pfingstwoche. 

5.  8  kathol.  Fei- 

zeugnisse 
innerhalb 

3)    Vom    1.     August     bis 

ertage 

der  ein- 

11. September  einschl. 

i.  Sa.  =  12 

zelnen  Ter- 

4) Vom  24.  Dezember  bis 

tiale,  also 

6.  Januar  einschl. 

im  ganzen 

6  X  für 

diese 

Klassen. 

A     I\ric-i 


I>eutHcliliiiii|   und  ^)--tericicli 
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N  H  in  e 

IICH 

StnatoH 


Wii<  uft 

Kerit-n? 

Wie  oft 

Zt'n- 


Lugi>   und   I)iiut)r 

der  Kt'ricn  nach 

Tagen 

(.S(>nuta({<<  mit  oliigoreclmot), 

tiorcclinct   Ul   vom   I.  vullm 

l">  rli'iitan    pliiitclil.     1>U    r.uiii 

Iflrtni   riii'^dil. 


Foriallugu 
(Unterrichts- 
freie Tage 
auUerluill) 

.1.1    l'.ri.ti) 


li<•nl.•rklln^,'on 


4.    Itaverii 


;3  X 


3  X 
Zensuren 


Ontem 
Große  F. 
VVoihn. 
[Pfingst. 


17») 

Ü6») 

10') 

3*)] 


1)  Von  FrcitnK  frllh  10  IMir 
vor  dem  PaliiiBoniitaK  bis  ein- 
schlioOlich  Montat;  nach  der 
Oster  Woche .  —  Beginn  dos 
2.  Semesters  am  Dienstag  nach 
der  Osterwoclie. 

2)  Vom  14.  Juli  ov.  13.  Juli 
bis  18.  Sept.  ev.  19.  Sept.  1.  S  o  • 
m  o  9  t  e  r  vom  18.  oder  19.  Sep- 
tember bi.*  Freitag  vor  Palm- 
sonntag früh  10  Ulir.  2.  Se- 
mester vom  Dienstag  nach 
der  Osterwoche  bis  14.  oder 
13.  Juli. 

3)  Vom  23.  Dez.  früh  10  Ohr 
bis  2.  Januar  einschl. 

4)  2  Feiertage  und  der 
PUngstdienstag ;  wird  aber 
nicht  als  „Ferien"  angeschen. 


1.  GeburtHtag 
des     Prinz- 
regenten 
(12.  Mftrz) 

2.  V.jrmittagH- 
unterricht 
fällt  aiLs  am 
(Jehurtstage 
des  Königs, 
am  Xamen.4- 
tage  de.s  Kö- 
nigs u.  Prinz- 
regenten 

3.  Fastnacht- 
dienstag 

4.Himmelfahrt 
an  allen 
Schulen 

5.  Die  8  kathol 
Feiertage 
an  den  k  a  t  li. 
Gymnasien 
ganz  frei;  an 
den  Protestant 
Gymnasien  nur 
der  Fronleich- 
namstag für 
kathol.  Schüler 
ganz  frei;  an 
den  anderen 
kathol.  Feier- 
tagen nur  der 
Vormittag.  — 
Evangel.  Feier- 
tage, wie  lU'for- 
mationjtlext  u. 
Bußtag  fallen 
in  Bayern  nur 
auf    Sonntage. 


Ui-wtzlu-li  getegelt   nacli   Hcliul- 

nrdnung  vom  31.  Juli  IHOl 
Titel  in 

Kin  Tag  kann  fr.'lg.-gcltvn  wer- 
den für  Ablialtung  einen  Mai- 
f.-st.-... 

Nicht  trat:  Kaiieri  Oeborti- 
t«K.  lUi-hn.'t  iiuin  H  kathol. 
F.i.rtag.'  liinzu.  f.rner  Ge- 
hurt itng  ilci«  l'rinzregcnten. 
Fn-HtiuK-litilii-rintag  und  Mai- 
f.'Ht,  HO  Bind  einnchl.  der 
F.Tiirn  an  kath.>l.  Anstalten 
frei.  107  Tag.-. 

Sedantag  f;lllt  in  .In-  Großen 
Ferien. 


5.    Itraiin- 
schwoie 


4  X 
Zensuren 


Ostern       =  Ii;') 

l.Himnulf.ilut 

Pfingst.    =    5 

2.  Bußtag 

Große  F.  =  31 2) 

3.  Hagelfeier 

Mich.         =  16») 

z.   B     11.   Juni 
1906. 

Weihn.      =14—16*) 

4.  Quatrehra.«:- 

82—84 

Feier 

(in.  Junll  «rit 

1)  Vom  Sonntag   Palmarum 

1909 

»n. 

5.  Tag  der 

2)    Vom    ornt<>n    Sonnabend 

Reifeprü- 

Im Jnll  an. 

fung 

3)  Vom  Sonntag   nach  dem 

Ü6.  September. 

6.  Gehurt«Ug 

4)   Beginn  am   2«.   oder  21. 

de»  Kaisers 

oder  22.  oder  23.  Dcwmber. 

7.  Geburtfltng 

des  Hrgen 

teil 

ilan 


lillil 


1^1  Hittgott.  ■Mli.iv.t  wi>Ren 
H  «  g  e  1  «  «•  t  a  h  r.  Ihr  Tag 
gilt  fUr  linndol  und  «iowerbc 
wie  ein  .'^unntag  und  wird 
im  ganien  I^and  gefeiert  mit 
AuHnahmr  der  liaup(5ta<lt 
Urauiwcliweig. 

Ferienonlnung.ler  OlK>r»chul- 
kommiMlon  vom  24.  April 
lÄ«*». 


Am   Sodanlagr    im 
Nachmittag  frei. 


nur   der 
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V.     A.  Ferien  in  Doutschlaiul 


d  Österreich. 


Name 

des 

Staates 


Wie  oft 
Ferien? 
Wie  oft 
Zen- 
suren? 


Lage  und  Dauer 

der  Ferien  nach 

Tagen 

{Sonntage   mit  eingerechnet). 

Gerechnet  ist  vom  1.  vollen 

Ferientag    einschl.    bis    zum 

letzten  einschl. 


Ferialtage 
(Unterrichts- 
freie Tage 
außerhalb 

der  Ferien) 


Bemerkungen 


6.    HrenuMi 


'.   X 

Zensuren 
nur  Ostern 

und 
MichaeUs; 
an  einigen 
Keal- 
scbulen 
auch  Weih- 
nachten, 
also 

3x 


Ostern      =  14M 

Pfingst.    =    9-) 

((meist')  mit 
Große  F.  =  35deml5.JuU 

Ibegiunend) 

Mich.        -    7  (8)«) 
Weihn.      =  116) 
76 

1)  Beginnen  frühestens  mit 
dem  20.  März,  umfassen  stets 
die  Tage  Gründounerstag  bis 
Dienstag  nach  Ostern  und 
werden,  wenn  Ostern  nach 
dem  12.  April  fällt,  in  zwei 
Teile  zerlegt. 

2)  Vom  Sonnabend  einschl. 
vor  Pfingsten  bis  Sonntag  nach 
Pfingsten. 

3)  Die  Verfügung  v.  21.  Okt. 
1902  hat  alle  Möglichkeiten 
in  der  Lage  (Fallen  d.  15.  Juli 
auf  einen  Sonnabend  u.  a.) 
der  Anfangs-  und  Endtage 
der  Ferien  vorgesehen  und 
dafür  gleich  Bestimmungen 
getroffen,  die  man  dort  nach- 
lesen möge. 

4)  Meist  V.  1.  bis  7.  Oktober. 

5)  Meist  vom  23.  Dezember 
bis  2.  Januar. 


1.  Geburtstag 
des  Kaisers 

2.  Sedan 

3.  Himmelfahrt 

4.  Bußtag 

(im  November) 

5.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


Ferienordnung  festgesetzt  von 
d.  Senatskommission  21.  Ok- 
tober 1902. 

Bei  den  Sommer-,  Herbst-  und 
Weihnachtsferien  finden  Ver- 
schiebungen statt  je  nach  der 
Lage  der  Anfangstage  dieser 
Ferien. 

Im  L  a  n  d  g  c  b  i  e  t  dauern  die 
Großen  Ferien  vier  Wochen, 
die  Herbstferien  14  Tage. 

Bei  den  Pfingst-  und  Sommer- 
ferien ist  bis  zum  Freitag 
nachmittag  einschließlich  Un- 
terricht. Beginn  dos  Unter- 
richts nach  den  Großen  Ferien 
wieder  am  M  o  n  t  a  g.  Nur 
bei  den  Großen  Ferien  ist 
Sonnabend  Reisetag. 

Die  Semester  reichen  von  Ostern 
bis  Michaelis  bzw.  Michaelis 
bis  Ostern. 


7.  Sachsen- 
Coburg 


3x 
Zensuren 


Ostern 
Pfingst. 
Große  F. 
Mich. 
Weihn. 


^        141) 
=  8 

=        282) 
=  ca.  14^) 
^  ca.  14*) 
78 


1)  Vom  Donnerstag  vor 
Ostern  bis  Mittwoch  nach 
Quasimodogeniti. 

2)  Mitte  Juli  bis  Mitte 
August. 

3)  Meist  von  der  letzten 
Woche  im  September  an. 

4)  Beginnen  meist  2 — 3  Tage 
vor  Weihnachten. 


1.  Geburtstag 
des  Kaisers 

2.  Geburtstag 
des  Landes- 
herrn 

3.  Sedan 

4.  Himmelfahrt 

5.  Bußtag 

(vor  dem  Toten- 
sonntag) 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


Gesetzlich  geregelt. 

Die  Ferien  fallen  zusammen  mit 

denen  der  Volksschule. 
Kein  Reformationsfest. 
Keine  Reisetage. 


Sachsen- 
Gotha 


4  X, 

nur  Ober- 
sekunda 
und  Prima 

3  X 
(nicht  vor 

den 
Sommer- 
ferien, I  9 
der  Schul- 
ordnung). 


Ostern 

= 

15 

Pfingst. 

= 

8^ 

Große  F. 

— 

28 

Mich. 

_= 

ca 

14 

Weihn. 

= 

ca 

14 

79 

1)  Vom  Pfingstsonntag  bis 
Trinitatis;  Pfingstsonnabend 
Unterricht. 


1.  Geburtstag 
des  Kaisers 

2.  Geburtstag 
des  Landes- 
herrn 

3.  Sedan 
4.Himmelfahrt 

5.  10.  Novbr. 
(abwechselnd 
Luther-  oder 
Schillerfeier) 

6.  Fastnacht- 
dienstag 

7.  Bußtag 

(vor  dem  Toteii' 
Sonntag) 


Jährlich  auf  Vorschlag  des 
Herzogl.  Gymnasiums  Erne- 
stinum  in  Gotha  durch  Mini- 
sterialverfügung  geregelt. 

Keine  Reisetage.  (Schulschluß: 
Sonnabend  vormittag,  Schul- 
beginn: Montag  früh.) 

Ferien  der  höheren  und  Volks- 
schulen in  den  Städten  fallen 
zusammen. 


A     F.rii'ii    in    Dfuischlanil   uihI   O-tornicli 


•M'J 


Nu  nio 
Staates 


Wio  oft 

l'Vrion? 

Wie  oft 

Zi-n- 

SUR'Il? 


Lugo  uiui   DiiuiT 

iUt  Kt-rion  mich 

Tagen 

(SonntuKc   mit  i'liiKrrochnol). 

liorccJinot   Int   vom   1.  vnlli-n 

iMTli'iitttK    cliisclil.     I)lrt    zum 

Irl7.l,.n  .•iimdil. 


Keriultage 

( UntorrichtH- 

freio  Tage 

auUerhalli 

.Irr    K.M.t.i 


liciiHTkimgeu 


9.   KlsaU- 
Luthriiii;i'ii 


4  X 


3  X 
Zensuren 


Ostern  =16») 
Pfingst.  =  9*) 
Große  F.  =  43») 
Weihn.      =14«) 


1)  Vom  Soiiiitax  I'almarum 
bis  cinsclil.  Montng  nach  dor 
üstcrwoclie. 

2)  Von  Pfingstsonntftg  bis 
eluschl.  Montag  nach  Pfingsten. 

3)  Von  der  ersten  August- 
woclie  an. 

4)  Vom  22.  oder  23.  De- 
zember bis  4.  oder  6.  Januar. 


1.  KaiHors  (»o- 
burtfltag 

2.  Himmelfahrt 

3.  Tag  der 

Reifeprü- 
fung 

4.  Allerheili- 
gen 

(1.   Novenibcr) 


l>  n  11  e  r  di*c  Frrien  Rviictiltcli 
Ii'Htgflrgt,  I.  a  R  V  Jc<irii  Jahr 
v<in  neuem  geregelt. 

Keine    ReiM-tage. 

Dlo  groUe  Mehrzahl  der  klrch- 
llciien  evangellAclicn  oder  ka- 
tlKilltrhin  K«l<rt*ge,  wie  ein 
UuUiag.  Kriiiiliichiiam,  wird 
In  KlitaQ-Ixitliringen  an  dem 
darauf  folgenden  Sonntag  ge- 
feiert, eine  Sllle,  die  noch 
von  fran7A>!<lnclier  Zeit  her- 
rührt; vgl.  dazu  die  Hinrich- 
tung im  UroQherzogtum 
Baden,  wo  die  katholi- 
sclien  Feiertage  an  allen 
GymnaRicn  uiitcrricht«frelc 
Wochentage  sind. 


10.   Ilaiiihiiri; 


4  X 
Zensuren 


Ostern 
Pfingst. 
Große  F. 
Mich. 
Weihn. 


17») 
=  82) 

=  35») 

=  meist  10*) 
=  meist  10«) 


1)  Vom  2.  Sonntag  vor 
Ostern  (Judica)  bis  einschl. 
DlenstAg  nacli  Ostern. 

2)  Vom  1.  Feiertage  bis 
einschl.  Sonntag  nach  Pfing- 
sten. 

3)  Vom  1.  Donnerstag  nach 
dem  8.  Juli  bis  einschl.  Mitt- 
woch der  5.  Woche. 

4)  Die  ersten  10  Wochen- 
tage Im  Oktober. 

5)  Vom  24.  Dezember  bis 
einschl.  2.  Januar. 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Sedan 

3.  Himmelfahrt 

4.  Bußtag 

(wie  i.  Preußen 

5.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

(nur      für      di 
oberen  Kla.*sen) 


Ferlcnordnung  festgesetzt  durch 
Verfügung  der  üborschul- 
behörde  vom  6.  Juni  1904. 

Reformationitfest  wird  an  einem 
Sonntag,  dem  letzten  im  Ok- 
tober, cifeiert. 
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V.     A.  Ferien  in  Deut^schland   und  Österreich. 


N  a  ni  e 

des 

Staates 


oft 


Lage  und  Dauer 

der  Ferien  nach 

Tagen 


W 

Ferien?  '. 

W  le  oft  j  (Sonntage   nüt  eingerechnet). 

Zen-  I   f'crechnet  ist  vom  1.  vollen 


siiren? 


Forientag    einschl.    bis   zum 
leinten  einschl. 


Ferialtage 
(Unterrichts- 
freie Tage 
außerhalb 
der  Ferien) 


Bemerkungen 


I 


In  der 
Regel 
3  X, 
an 
einzelnen 
An- 
stalten 
nur  2  X , 
für  alle 
Schüler. 


A.  5  X    Ferien  in 
Darmstadt  wie   über- 
haupt  südlich   des 
Mains. 

Ostern  =  IS^) 
Pfingst.  =  82) 
Große  F.  =  283) 
Mich.  =15«) 
Weihn.  =  15  oder  14^) 
84  (83) 

1)  1  Woche  vor,  1  Woche 
nach  dem  Feste. 

2)  Vom  Pfingstsonntag  bis 
Trinitatis,  vgl.  Nodnagel,  Nach- 
trag  111  S.  64. 

3)  Vom  1.  Sonntag  im 
Juli  an. 

4)  Von  dem  dem  29.  Sep- 
tember vorhergehenden  Sonn- 
tag an. 

5)  Fällt  der  25.  Dezember 
auf  Montag,  Dienstag,  Mitt- 
woch, Donnerstag,  so  ist  Be- 
ginn der  diesen  Tagen  vorher- 
gehende Sonntag.  —  Fällt  der 
25.  Dezember  auf  Freitag, 
Sonnabend,  ^onntag,  so  ist 
Beginn  der  diesen  Tagen  vor- 
hergehende Donnerstag. 


1.  Geburtstag 
des  Kaisers 

2.  Geburtstag 
des  Landes - 
fürsten 

3.  Sedan 

4.  Ludwigstag 
(25.  August) 

5.  Geburtstag 
der  Groß- 
herzogin 

(17.  September) 

ö.Himmelfahrt 

7.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

In  Mainz, 
Worms  und 
Bingen 
Fastnacht- 
montag und 
-dienstag 
(2  Tage),  in 
Darmstadt 
Fastnacht- 
dienstag. — 
Außerdem     an 
Ifathol.     Orten 
Fronleichnam, 
Maria  Himmel- 
fahrt, Aller- 
heiligen, auch 
an  ev.  An- 
stalten für  kath 
Schüler. 


(T('i'c(;(<lt  nach  verschiedenen 
VcrfüRiingcu  von  1881  bis 
liXM  (Nodnagel  S.  270  ff. 
u.  Nachtr.  III  S.  64). 

Keine  Reisetage,  doch  wird  am 
Sonnabend  (Mittwoch)  vor 
Beginn  der  Ferien  nach  der 
2.  Stunde  geschlossen. 

Bußtag  und  Reformationsfest 
fallen  immer  auf  einen  Sonn- 
tag. 

In  Bingen  werden  die  Michaelis- 
fcrien  in  die  Zeit  der  Wein- 
ernte verlegt  und  sind  nicht 
stabil. 

In  Hessen  rechnet  man  die 
Ferien  nach  Wochen,  so 
daß  die  Sonntage  nicht  mit- 
zählen. 

In  Darmstadt  beginnen  die 
Sommerferien  an  dem  Don- 
nerstag, der  dem  15.  Juli 
zunächst  liegt,  die  Michaelis- 
ferien an  dem  Donnerstag, 
der  dem  29.  Sept.  zunächst 
liegt. 


4  X 


B.  Meist  in  Ober- 
hessen 
und  in  Mainz 

Ostern      =  22^) 

Pfingst.    =    82) 

Große  F.   =363) 
(Herbst-F.) 

Weihn.      =  15«) 
81 

1)  14  Tage  vor,  7  Tage  nach 
dem  Fest. 

2)  Pfingatwoche  vom  Pfingst- 
sonntag an. 

3)  Von  dem  Montag  an, 
welcher  dem  8.  August  zu- 
nächst liegt. 

4)  Wie  oben  s.  A.  5. 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Geburtstag 
des  Landes- 
fürsten 

3.  Geburtstag 
der      Groß- 
herzogin 
(17.  September) 

4.HimmeIfahrt 

5.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


Abweichungen  von  der  Ord- 
nung A.  und  B.  sind  vorhan- 
den, so  hat  Gießen  mit 
Rücksicht  auf  die  Universität 
43  Tage  (6  Wochen)  Herbst- 
ferien, weswegen  zu  Ostern 
1  Woche  abgezogen  wird. 

Sedan-  und  Ludwigstag  fallen 
in  Hessen  B  in  die  Großen 
Ferien. 


A.  KcricMi  in   DfUlHchlaml  und  ("^HUTfeifh. 
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W  IC    Ott 

I^'i^i-    uuil    l>aiicr 

i'<-rialtuK<- 

N  a  ui  V 

Ferien?           "^'''   '•«'•'*'"   ""«" 
I  Hgen 

(Unterrichts- 

de» 

Wie    oft      iSiiiinUiRo    mit  i'li>K<Trcliiu-t). 

freie  Tage 

rH-iiKTkiiiiu'en 

Staates 

Zon-          «"TPClmct    Ut    vom    1.  v..lldi 

außerhalb 

1'  rii  iitaK     einschl.     l>l->    ziini 
-iinri  7                    Iftrtfii  i'lii.Hilil 

d.T    F.Ti<-ri) 

12.    l-ippe- 

.')  X         Su  \>i  die  I>agf  u.  Dauer 

1.  KuIhci-s  (Jf- 

K..t..rimili.,i..(.-.t   «ii.l  iM.lit   «.- 

DetuKdd 

dir     Ferien     nach     Vt-r 

hurtstag 

I.irri 

q  v-       ,  fügung    der    fürstlichen 

2.  GeburtrttÄg 

Zensuren 

Regierung  vom  28.  März 
1906: 

Ostern       =  16') 
Pfingst.     =    b^} 
Große  F.  =  SO^) 
Mich.        =  16«) 
Weihn.      =166) 
83 

1)  Vom  SonnUg  Palmarum 
wie   In   der    Provinz    Hesscn- 
Nansau. 

2)  Vom  .Sonnabend   vor  bis 
Mittwoch  nach  Pfingsten. 

3)  Von    Anfang    bis  Schluß 
des  Juli. 

4)  Von  Ende  September  bis 
Mitte  Oktober,  wie  in  Hessen- 
Nassau  A. 

5)  Wie    in    Hessen-Nassau. 

des  Landes- 
herm 

.S.  Sedan 
4.Himmelfalirt 

5.  Bußtag 

(im  November) 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

i;j.   Lübeck 

.")  X                Ustern       =16') 

1.  Kaisers  Ge- 

iMTPRi-it   liiir.ti    AniK.-i   z*   .l.-n 

Hingst.     =     4«) 

burtstag 

InterrichtAgesetie»  von  1885. 
Keine   R«>L«-tage. 

4  X    am 

Große  F.  =  38') 

2.  Sedan 

Kein   Reformationsfest. 

Kathari- 

Mich.        =  12*) 
Weihn.      =  14 

S.Himmelfahrt 

Am    Katharineum   und    Jotian- 

neum. 

4.  Bußtag 

neuiu  ist  den  I>"hrem  die  Ver- 
pflichtung lur  Teilnahme  an 

2  X  am 



(wie  In  Preußen) 

einer     K<>nf<renz    Sonnabend 

Johanne- 

84 

5,  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

v..rmitt*g     am     Schluß     der 

um,  a.  d. 
Real- 
schule. 

marum      ciuschl.      bis      zum 
1.  Sonntag  nach  Ostern. 

O-t.rferlen  auferlegt. 
K.rien    fallen    mit     denen    der 
Vollu«sc)iulen.       Weihnachten 
und  (>st<<m,  zuAammen.  nldit 

2)  Außer  den  beiden  Feier- 

im Sommer  und  Heriwt. 

AuUerUi'in 
„Monats- 

tagen      nocli      Dienstag      und 

Mittwoch  nach  Pfingsten. 

wuRnissc" 
oder 

3)  Von  Ende  Juni  an. 

ZwUchcn- 

4)  Von  Ende  Soptem»)er  an. 

icaxuren 

am    Jolian- 

neum   0—7 

X.  an  diT 

K>KlfC\\\l\t 

3  X  ,    am 

Katharine- 

um  „Mit- 

teilungen" 

nach  Be- 

. 

darf.ln  VI 

außerdem 

Wochen- 

IC  ugnUae. 

88l> 


A.   IVrion  in   Deutv^chliind   und  Üstcrreioh. 


N  a  m  i" 

dos 
S  t  a  rt  1 0  s 


Wie  Ott 
Ferien? 
Wie  oft 

Zen- 
suren? 


Lage  und  Dauer 

der  Ferien  nach 

Tagen 

(Sonntage   mit   eingerechnet). 

Gerechnet  ist  vom   1.  voUeu 

Ferientag    einschl.    bis    zum 

letzten  einschl. 


Ferialtage 
(Unterrichts- 
freie Tage 
außerhalb 

der  Ferien) 


Bemerkungen 


U.    Meeklen- 
luirc-SclMverin 


3  X 
Zensuren 


Ostern 
Pfingst. 
Große  F. 
Mich. 
Weihn. 


17^) 
5-) 
36=') 
10^) 
17^) 
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1)  Vom  Sonnabend  vor  Pal- 
marum einschl. 

2)  Vom  Sonnabend  vor  bis 
einschl.  Mittwoch  nach  Pfing- 
sten. 

3)  Meist  von  Mitte  Juli  an 
bis  über  Mitte  August. 

4)  Von  Ende  September  an. 

5)  Meist  vom  22.  Dezember 
bis  7.  Januar. 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Geburtstag 
des  Landes - 
herrn 

3.  Sedan 
4.Himmelfahrt 

5.  1  Bettag 

(wie  in  Preußen) 

6.  1  Bettag 
vor  dem  1.  Ad- 
vent. 

7.  Reforma- 
tionsfest 
(10.  November) 


Ferien  durch  Verfügung  von 
Jahr  zu  Jahr  geregelt. 

2  Reisetage  kommen  zu  den 
Ferien  hinzu,  wenn  mit  der 
vollen  Woche  geschlossen  und 
angefangen  wird.  —  Pfingst- 
fericn  früher  8  Tage;  1906 
zum  erstenmal  verkürzt  und 
dafür  die  Großen  Ferien  ver- 
längert. 

Die  Ferien  fallen  nicht  immer 
mit  denen  der  Volksschulen 
zusammen. 


15.  31ecklen- 
burg-Strelitz 


Ostern  =  Ib^) 
Pfingst.  =112) 
Große  F.  =  3P) 
Mich.  =17«) 
Weihn.  =  17^) 
ÖT 

1)  Vom  Freitag  vor  Palma- 
rum einschl.  ibis  einschl.  Mon- 
tag nach    Quasimodogeniti. 

2)  Vom  Sonnabend  vor  Pfing- 
sten einschl.  bis  einschl.  Diens- 
tag nach  Trinitatis. 

3)  Vom  13.  Juli  einschl.  bis 
13.  August  einschl. 

4)  Vom  22.  September  einschl. 
bis  einschl.  8.  Oktober. 

5)  Vom  22.  Dezember  einschl. 
bis  7.  Januar  einschl. 


i.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

(seit   dem    Re- 
gierungsantritt 
des  jetzigen 
Großherzogs) 

2.  Geburtstag 
des  Groß- 
herzogs 

3.  Geburtstag 
der  Groß- 
herzogin 

4.  Sedan 
ö.Himmelfahrt 

6.  1  Bußtag 

vor  Weih- 
nachten 

7.  1  Bußtag 

vor  Ostern 

8.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

(für  die  Gymna 
sialklassen) 


Kein  Reformationsfest. 

Die  Lage  der  Ferien  ist  hier 
so  festgesetzt,  daß  stets  ein 
Montag  der  letzte  Ferientag 
ist  und  ein  Sonnabend  der 
erste,  das  letztere  mit  Aus- 
nahme von  Ostern,  wo  sogar 
der  vorangehende  Freitag  der 
letzten  Schulwoche  schon  un- 
terrichtsfrei ist.  —  Im  ganzen 
102  Tage  unterrichtsfrei. 


16.   Sachsen- 
Meiningen 


4  X 
Zensuren 


Ostern      =  15^) 

Pfingst.    =  92) 

Große  F.  =  meist  30^) 
Mich.        =  meist    7 
Weihn.      =  15 

76 

1)  Von  Palmarum  bis  Quasi- 
modogeniti. 

2)  Vom  Sonnabend  vor  ein- 
ßchließlich  bis  Sonntag  nach 
Pfingsten. 

3)  Der  erste  Ferienmontag 
fällt  in  die  erste  Augustwoche. 


1.  Kaisers  Ge- 
burtstag 

2.  Geburtstag 
des  Landes- 
herrn 

3.  Sedan 

4.  Himmelfahrt 

5.  Bußtag 

(wie  in  Preußen) 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


Nur  in  bezug  auf  die  Gesamt- 
dauer bestehen  für  das  ganze 
Land   bindende   Vorschriften. 

Keine  Reisetage. 

Kein  Reformationsfest. 


A     I- 


»TH-ii  in 


ncut>iehliiud   und  (^isN-rn'ioh 
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Wie  ,.lt 

IwiHC     UMll 

)aU(T 

FerialtaL'e 

\a  nie 

l'Vrien? 

der  Kerion  nach        1   /tr   »       •  i"^ 
Tagen                     (Unterr.cht«- 

(SoiinlHK-    lultolnK-Todmct).           f""«-"'«   '^'''K'' 

de« 

Wie  oft 

Benurkungen 

Staates 

Zcn- 

(lcr»-rhn.t  l«t   vom    1.  volliii         außerlialb 
1' rriciiUR    einschl.     bin    iiiiii           •         i.      - 

Mlivn?                    i,.,zi,.ii  ,in.vl,l.                      ■"■'     ''■>"•"') 

17.    (Mdenburi: 

•')  X                                   i)|(v„in  I'ulin-    1.  c;»'burlstag 
1  Ost^^rn       ^  ir.fe"„f^''''       d.-H   Kaisers 

Nach  .S,  hulnnliiufiu  vom  1::,  Uv 

niiilM-r   1002   1  22. 
Kein.'     Ilciwtage.     HdmUchluü 

3  X 

iiiani  UBi.rni  ,>,  (ü-hurtsUg 

Im     Laufe     de»     Sonnabend«, 

Zensuren 

Pfingst.    =    H""2r^- 

<les  Landes- 
herrn 

Schulanfang  Montag  frdh. 
Diese     Ordnung     nur     für     dat 

Große  F.  =  28 

(vom 
I.Sonntag 

.^.Himmelfahrt 

(iroUhi-rzogtum  Oldenburg  In 
N(.rdd.uf»rhland. 

im  Juli  an) 

4.  Reforma- 

fiegen    da«    1U>  formal  Ion«-    wie 

(vom  Sonn- 

t ionsfest 

Krntcfesi  l».«t<hl  In  der  Oe- 

tag  vor 

Hchäft^welt   eine  »Urke  .Strö- 

Mich.       =  15 

Michaelis, 

131.  Oktober) 

mung. 

29.   Scptbr. 

5.  Bußtag 

.Sedan    nicht    frei. 

an)') 

(21.  xVovember) 

Weihn.     =  15 

(„um  Weih- 
nachten") 

6.  Tag  der 
Reifeprü- 

Ol 

fung 

1)     In     der     Schulordnung 
§  22  fälschlich  bloß  „14  Tage" 

7.  Erntefest 

angegeben.  —  Zusatz  bei  den 

(st«U    ein  Frei- 

Weihuachtsfericn:   „Fällt    der 

tag    um    Mitte 

1.  Festtag  auf  MontAg,  Diens- 

Oktober) 

tag,     Mittwoch,      Donnerstag, 

so    beginnen    die    Ferien    mit 

dem     vorhergehenden     Sonn- 

Uge,  sonst  mit  dem  Donners- 

Ug  vor  Weihrachtcn." 

IH.   UoiiU  ü.  L. 

;')  X 

Ostern       =        16') 

1.  Cieburtstag 

iii-s,t7.ii,li    tior.tf.'lt    iliinh    iiue 

(Greiz) 

Pfingst.    =          92) 

des   Kaisera 

vom     Ueni.-indi'M>rstand     er- 
lassene, vom  Kilr:.tlithen  Kon- 

4 X 
Zensuren 

Große  F.  =        29») 
Mich.        =          8*) 

2.  Geburtstag 
des  Landes- 
herrn 

sistorium    bestÄtigte    „Ferien- 
Ordnung". 
Keine  Reisetage. 

in 

Weihn.     =  ca.  15«) 

Ferien    liegen    xu.«ammen    mit 

VI— IIb, 

3.  Geburtstag 

denen  der  Volkiwcbule. 

2  X    in 
OII-I 

ca.  77 

1)  Von  Sonnabend  vor  Pal- 
marura     bis     Sonntag     nach 
08t«m. 

2)  Von   Sonnabend  vor  bis 
Sonntag  nach  Pfingsten. 

3)  In  der  lUgel  vom  2.  Sonn- 
abend auÄSchl.  im  Juli  an. 

4)  In  der  llcgel  von  Sonn- 

des  Regen- 
ten 

4.  Sedan 

5.  Himmel  fahrt 

6.  Refornia- 
tiünafe,'«t 
m.  üktob<-r) 

7.  Bußtag 

tag  vor  bis  zum  SonntAg  nach 

dem   1.  Oktob<-r. 

(Mittwoch     v.ir 
dem  Totenfest) 

5)    Vom    23.    Dewml»or    bis 

0.  Januar  einschl. 

8.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

9.  Tag  der  Ab- 
gangsprü- 
fung au.**  der 
Realschule 

10.  Tag  der  Ab- 
iturienton- 

entla.'isung 

r>84 


A.  R 


in    IVutsoliland   und  ()sterroioh. 


X  a  lu  < 

des 
>  t  a  a  1 1 


Wie  oft 
Ferien? 
Wie  oft 
Zen- 
suren? 


Lage  und  DauiT 

der  Ferien  nach 

Tagen 

(Sonntage  mit  oinnorecluiot). 

Oercchnct  ist  vom  1.  vollen 

Ferientag    einschl.    bis    /.um 

letzten  einschl. 


Ferialtagc 

(Unteniehts- 

freie  Tage 

außerhalb 

der  Ferien) 


Bemerkungen 


19.  Kouß  j.  L. 

(Gera 
und  Sehleiz) 


3  X 
Zensuren 

in 
VI— Rs 
2  X   in 
Illb— I 


In  Gera: 
Ostern      =  16») 

Pfingst.    =  9') 

Große  F.  =  SO") 

Mich.        =  15«) 

Weihn.      =  meist  15^) 
85 

1)  Vom  Sonnabend  vor 
Palmarum  bis  Sonntag  nach 
Ostern. 

2)  Vom  Sonnabend  vor 
Pfingsten  bis  Trinitatis. 

3)  Vom  Sonnabend  nach 
dem  Heinrichstag  —  1905 
14. Juli  —  bis  Sonntag  4Wochen 
später. 

4)  Vom  Schulschluß,  dem 
letzten  Sonnabend  im  Sep- 
tember, an. 

5)  Vom  24.  Dezember  bis 
8.  Januar. 


1.  Geburtstag 
des  Kaisers 

2.  Geburtstag 
des  Landes- 
herrn 

3.  Sedan 

4.  Heinrichstag 

(im  Juli) 

5.  Himmelfahrt 

6.  Reforma- 
tionsfest 
(31.  Oktober) 

7.  Bußtag 
(Mittwoch    vor 
dem  Totenfest) 

8.  Rosen- 
montag 

9.  Fastnaoht- 
dienstag 

lO.Tag  der 
Reifeprü- 
fung 


Durch  lU-gulativ  §  13  ist  die 
Dauer  der  Ferien  geregelt, 
die  I,age  wird  jedes  Jahr  ge- 
regelt. 

Ferien  zu.saninicn  mit  denen  der 
Volksschule. 

Ferienarbeiten  (§  14)  nur  für 
die  Sonimerferien,  so  daß 
der  Schüler  täglich  1  bis 
2  Stunden  zu  arbeiten  hat; 
diese  Ferienaufgaben  bedür- 
fen der  Genehmigung  des 
Direktors. 

Der  Heinrichstag  wird  nur  an 
dem  Gymnasium  in  Gera 
und  Sehleiz  gefeiert,  am 
Realgymnasium  in  Gera  nicht. 


20.  Königreich 
Sachsen 


■1  X 

zu  Jlicha 
elis  und 
Ostern;  die 
„Zwischen- 
zensuren" 
Ende  Juni 
und  Mitte 
Dezember. 


Ostern  =  IT^) 
Pfingst.  -  92) 
Große  F.  =  30=») 
Mich.  =  9*) 
Weihn.  :=  165) 
81 

1)  Meist  vom  Sonnabend  vor 
Palmarum  einschl.  bis  einschl. 
Montag  nach  Quasimodogeniti. 

2)  Vom  Sonnabend  vor  Pfing- 
sten einschl.  bis  zum  1.  Sonn- 
tag nach  Pfingsten. 

3)  Vom  3.  Sonnabend  des  Mo- 
nats Juli  einschl.  an  4  Wochen. 
In  Dresden  und  Leipzig  im 
Sommer  5  Wochen,  aber  Weih- 
nachten um  4  Tage  kürzer 
(Näheres  bei  Kretzschmar 
S.  124). 

4)  Vom  Sonnabend  vor  dem 
Michaclistage  einf.chl.  an  bis 
einschl.  zu  dem  fälligen  Montag. 

5)  In  der  Eegel  vom  23.  De- 
zember*) bis  6.  Januar  einschl., 
dazu  der  vor  allen  Ferien  freie 
Sonnabend  und  ein  Schluß- 
sonntag. 

•)  Be.sondere  Bestimmungen 
sind  für  die  Sonntagslage  des 

23.  Dezembers    (Schulschluß, 

24.  Dezember  Ferienanfang), 
ebenso  für  die  Sonntagslage 
des  7.  Januar  (Schulanfang) 
getroffen;  s. Kretzschmar  S.124. 


1.  Kaisers  Ge 
burtstag 

2.  Geburtstag 
des  Landes - 
herrn 

3.  Sedan 

4.  Reforma- 
tionsfest 

5.  2  Bußtage 

6.  Himmelfahrt 

7.  Entlassungs- 
tag der  Ab- 
iturienten 

8.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

9.  1—2  Tage 
mitunter  für 
Kommunion 


Geregelt  durch  das  Gesetz  über 
die  Gymnasien  usw.  vom 
22.  August  1876  §  15  und 
durch  das  Ausführungsgesetz 
vom  29.  Jan.  1877  (Kretzsch- 
mar S.  36  und  122)  nebst 
einzelnen  Verordnungen.  — 
Nach  §  15  sollen  die  Ferien 
„in  der  Regel  10  Wochen 
nicht  überschreiten",  was  jetzt 
geschehen  ist,  da  in  Sachsen 
der  Schulschluß  Freitags 
vor  den  Ferien  stattfindet, 
ein  Sonnabend  also  schon  dazu 
kommt  und  da  zu  Ostern  und 
Michaelis  auch  noch  je  ein 
Montag  am  Ende  der  Ferien 
frei  ist.  —  Ferien  im  all- 
gemeinen wie  die  der  Volks- 
schulen. 


A     l'"rii.-ii   in    I>('iitsclil;iii(l    uihI  (■■)s|,.rr.-i(li 


3ftr. 


Wie  oft 

Lugu   uiiil    iJauur 

i 

Keriftitage 

N  a  m  (« 

Ferien? 

der  Ferien  naclj 

Tagen 

(Soi^ntage   mit  eingerechnet). 

(l'nterricht«- 

des 

Wie  oft 

freiü  Tage 

Ücmerkiingi-n 

^ 

Zen-     ' 

(iererlinet   Ut    vom    1.   vullrn 

außerhalb 

1  '  rli'iilaK     elimehl.     I>In     cum 

lltitCll    llll-Klll. 

(Irr    l''fri>ii) 

21.   Srliaiiiii- 

.')  X      , 

Ostern      =  16 

1.  KaiHcn«  Ge- 

Kertrnordnung    von     Jahr     zu 

biirK-I'ipp«' 

PfingBt.    =    5 

burtstag 

Jahr  R<r<Kelt. 

K,-!,,       |!..(..r..,-.l„,...(...t 

3  X 
Zensuren 

Große  F.  -=  30 
Mich.         --  IG 

2.  CJeburtfttag 
des  Landfs- 
herm 

■1  X 
für  <li.- 

Weihn.      =  16 

3.  Himmelfahrt 

unteren 

83 

4.  Bußtag 

Klassen 

(Im  .November) 
5.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

22.   Sclnvarz- 

.')  X 

Ostern      =  ca.  14 

1.  Kaisers  Ge- 

Kerienordnung jedes  Jahr  vom 
(ivmnasium  dem  .Ministerium 

bur(;-  Kiidol- 

Pfingst.     =          8') 

burtstag 

zur    Bestätigung    vorgeschla- 

stadt 

3  X 

Große  F.  =        30 

*) 

2.  Geburtstag 

gen. 

Zen- 

/ 

ripQ  T.jinno'^- 

Im   großen   und   ganzen  zusam- 

suren, in 

Mich.         =  ca.  15 

herrn 

men    mit    denen    der    Volks- 
schule. 

VI— IV 

4  X 

Weihn.      =  ca.  15 

3.  Sedan. 

Keine    Roisetage.    Beginn  stet« 

ca.  82 

gefeiert      jedes 

Montags. 

5.   Jahr    durch 

Zu     t)stem    endet    das    Schul- 

1) Die  Pfingstwoche. 

Festaktus  in 

jahr  Ktets  mit  dem  Obllcbcn 

2)  Wie  die  Lage  der  Ferien 

der  Aula  unter 

„.sittenfestc". 

in    der    Provinz    Sachsen, 

Ausfall  des 

nur  beginnen  die  Großen  Ferien 

l'nterrichts-.an 

um  Mitte  Juli. 

den      vier     da- 
z»-lschen      lie- 
genden Jahren 
nachmittags 
Turnfest  Im 
Freien,  vormit- 
tags Interricht 
unter      Au.<fall 
der    letzten 
Stunden. 

4.Himraelfahrt 

5.  Bußtag 

wie  In  rrrwüen 

6.  Reforma- 
tionsfest 

(10.  November) 

7.  Tag  der 
Keifeprü- 

1 

1 

1 

fung 

H.  Morsch,  das  höhere  Lehramt.    2.  Aufl. 


25 
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\'.     A.   ForioM  ii\   Peutschland  und  Österreich. 


N  n  m  e 
des 

Staates 

Wie  oft 

Ferien? 

Wie  oft 

Zen- 

Lage  und  Dauer 

der  Ferien  nach 

Tagen 

(Sonntage  mit   oingorechnot). 

Gerechnet  ist  vom   1.  vollen 

Keriontjig     einsrhl.     bis     zum 

letzt, 'M   einsclil. 

Ferialtago 
(Unterrichts- 
freie Tage 
außerhalb 

der  Ferien) 

Bemerkungen 

'2',\.   Sclmarz- 

hurir- 
Soiidorshausoii 

• 

ö  X 

3  X 

Zensuren 

(Ostern, 

.Aüclinelis, 

WeUi- 
nachten) 

der  Ferien  nach 
Ostern      =         16 
Pfingst.    =          91) 
Große  F.  =        30^) 
Mich.        =  ca.  15 
Weihn.      =  ca.  15 
85 

1)  Sonnabend  vor  Pfingsten 
und  die  Pfingst  wochc. 

2)  Vom    1.    Sonnabend   des 
Monats  Juli  an  einschl. 

1.  Geburtstag 
des  Kaisers 

2.  Geburtstag 
des  Landes- 
herrn 

3.  Sedan 
4.Himmclfahrt 

5.  Bußtag 

(wie  inPreuücn) 

6.  Reforma- 
tionsfest 

7.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

8.  Nachmittag 
d. Fastnacht- 
dienstags 

9.  einige 
Markttag- 
Nachmittage 

Drei  lUnsctagc,  da  die  Schulen 
zu  0  s  t  c  r  n  ,  Pfingsten 
und  vor  den  Sommerferien 
Freitag  nachmittag  geschlos- 
sen werden;  vor  den  Micluie- 
lisfericn  wird  am  Sonnabend 
geschlossen.  —  ScluilschluU 
zu  Weihnachten  schwankt. 

24.  Waldetk- 
Pyrmont 

5  X 

4  X 
Zensuren 

Ostern       =  Ißi) 
Pfingst.    =    52) 
Große  F.  =  3P) 
Mich.         =  16 
Weihn.      =  16 
84 

1)  Vom  Sonntag  Palmarum 
bis  zum  2.  Montag  nach  Ostern 
einachl. 

2)  Vom     Sonnabend     vor 
Pfingsten    einschl.    bis    Mitt- 
woch nach   Pfingsten  einschl. 

3)  Wie  in  Cassel. 

1.  Geburtstag 
des  Kaisers 

2.  Geburtstag 
des  Landes - 
herrn 

3.  Sedan 
4.Himnielfahrt 

5.  Bußtag 

(wie  in  Preußen) 

6.  Büß-  und 
Bettag 

(1.   Freitag  im 
März) 

7.  Tag  der 
Reifeprü- 
fung 

Reisetage :  Sonnabend  vor  Pfing- 
sten und  Sonnabend  vor  den 
Großen  Ferien. 

Ferienordnung  genau  wie  in 
Cassel. 

A.   F 


II   I>tMit>cliliiiiil   iiiul  r)-,terroicli 
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Nann- 

de« 

Stiuitf 


Wiü  oft 

Ferien? 

Wie  oft 

Zon- 


La^''   uikI    Dauer        ,  Furiiiltiig», 

der  Frrien  nach         I  /it   .  i. 

(»ünnt«({p   mit    flngonchurl).         ^^*-'^^    '  "*^'" 
<f.T.Mliiiri  M   vom   1.   v.)ll.n  I       uulkTliiilh 

K'Ti'-iita«     oiiini-lil.     Iil-«     mm  '        i  I.'.,   ,., 

l.tzti'ii  i-iiiiirlil.  '  '  ' 


Ik-merkunKcn 


."l.     SllfllXMl- 

Wciuiar 


4  X 
Zensuren 


Ostern 

17') 

I 'fingst. 

Id^) 

(Jn.Ue  F 

.    =        283) 

Midi. 

IG*) 

Weilin. 

=  ca.  14«) 

85 

1)  Vom  8ui)iiiil))'ii(l  vor 
I'iilmiirum  oiiischl.  bi.s  oin- 
»vM.  .Montag  uacli  dini  Ostor- 
(i'ste. 

2)  Vom  Sonnabend  vor 
I'tingsten  cinRchl.  bU  Montag 
nach  TrinitatU  cin»c>il. 

a)  Vom  2.  Montag  im  Juli 
an  bi.H  oinschl.  Montag  in 
4  Wochen. 

4)  Vom  Montag  vor  Micha- 
elis einächl.  an. 


1.  Kaiser"«  (Je 

hurtstag 
•J.  (Jefiurtstag 

des  I^indeH 

hern» 

3.  Sedan 

4.  BuUtaK 

(wie  in  I'ri'uUen) 

ö.Himmelfahrt 

6.  Rcfomia- 
tionsfest 
(am:n.  OIctbr.) 

7.  Reifeprü- 
fung 


2«.  Wiirtlom 
hert; 


3  X 
Zensuren 


l  X  Ostern       ^  IS') 

Pfingat.     =    3(5)2) 
Große 

Haupt-F.  =  46  (43)=«) 
Weihn.      ^14*) 
1  81" 

1)    Vom     Palnuonntag    bist 
i  einschl.     2.      Mittwodi     nach 

Ostern. 
I      2)  2  Feiertage  und   Pfingst- 

dienstag;  in  S  t  u  1 1  g  a  r  t  da- 
I  zu  Sonnabend  vor  Pfingsten 
{  und  .Mittwoch  nach  Pfingsten 
I   =  5  Tage. 

3)  Vom  1.  August  einschl. 
bis  15.  Se|>t«-nii>er  einschl.,  in 
Stuttgart  vom  2:i.  Juli  bis 
5.  Septemlx-r  einschl. 

4)  Vom  24.  Dezember  bis 
•■    Januar  einschl. 


1.  Kaisers  (ie- 
burtstag 

2.  Königs   Ge- 
burtstag 

3.  Goburtstau 
der  Königin 

4.  Himmelfahrt 

5.  Die  soge- 
nannten   1 1 
„Apostel- 
feiertage" 
(2.  Februar, 

24.  Februar, 

25.  März.  I.Mai, 
24.  Juni. 
29.Juni,25.Jull, 
21.  Seilt,  nit-r, 
2»«.  Olil..l..  r. 
30.  .\o\. Uli"  r. 
21.  DirriiilM-n 
andenevnngij. 
Anstalten,     an 
den    kath.    An- 
stalten «ind  <U- 
fOr  andore 
Frlertago    fn-1. 


nung  vom  U«.  uktol><>r  !»«*«♦. 

.Abänderungen  der  Hau|>t-  wie 
(|>T  N.'l>enferien  bleitwn  mit 
IM.  k.M -lit  auf  besondere  Ue- 
.liiriiu-..'  der  Kftnigl.  Mini- 
-t.  ri;iliit.teilun«  für  höhere 
Schuli-n  vorWIialten. 

Keine   K«U«-t»gc. 

Sedantag  fAllt  in  die  OroBcn 
Ferien. 

In  Stuttgart  der  28.  September 
bzw.  auch  der  27.  September 
als   Volksfesttag. 

Im   ganzen  sind   3   Geburtatage 

und   22   Fest-   und   Feiertage 

Ferialtage:     da     10     tn     die 

Ferien  fallen,  sind 

«1  -f  15  -  96  »chuUrel. 


25' 
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\'.     A.  Folio»  in  DouUohland  und  Österreich. 


C,  Österreich. 


N  a  m  0 

d<-> 

Kronlandos 

A. 

1 

Medor-        -\ 

iislorroioh 

2 

Ober- 

östorrt'ich 

:J 

SalzJuirtr 

4 

Stoiorniark 

."> 

Kiinitt'ii 

« 

Kraiii 

7. 

Hdlinicii 

8. 

Mahroii 

9. 

Schh'sion 

10. 

Küstoii- 

land(Görz. 

Istrien, 

Trios  t) 

11. 

Vnrarl- 

bpre 

12. 

Tirol 

13. 

Dalmatien 

Lago    und    Dauor 
dor  Ferien 

Sonn-  und  Fesfttige  nütgerorlinct) 


Anzahl 
der 

TllRO 


Forialtage 

( Unt<>rrichts- 

freie  Tage 

außerhalb 

dor  Forion) 


Lage 

und 

Dauer 

der 

Somostor 


Bemerkungen 


Ostern*)  —  vom  Mittwoch 
vor  Ostprn  einschl.  bis  ein- 
schließlich Dienstag  nach 
dem  Ostersonntag 

Pfingsten  —  vom  Sonnabend 
vor  Pfingsten  einschl.  bis 
einschl.  Dienstag  nach  Pfing- 
sten   

Hauptferien-)  —  vom 
16.  Juli  einschl.  bis  15.  Sep- 
tember einschl 

Weihnachten^)  — vom  24.  De- 
zember einschl.  bis  1.  Januar 
li7,\v.  2.  Januar  einschl.  .  .  . 


62") 

9—10 

82—83 


1.  Xanionstag 
dos  Kaisers 

(4.  Oktober) 

Geburtstag 
des  Kaisers 

(18.  August, 
fällt  in  die 
Hauptferien) 

2.  Namenstag 
weiland  der 
Kaiserin 
(19.  November) 

3.  Allerseelen 
(2.  November) 

4.  2  freie  Tage 
zwischen 
den    beiden 
Semest^ern 

5.  meist  2  freie 
Tage, 

die  freizugeben 
der  Anstalts- 
leiter das  Recht 
hat 

6.  in  der  Regel 
9  katho- 
lische Feier- 
tage 

(andere     fallen 

auf      Sonntage 

und  in  die 

Ferien) 


Sa.  meist  17 


2  X ,  am  Schluß  jedes 
Semesters,  „Zeug- 
nisse", deren  Form 
in  allen  Kronländem 
die  gleiche  ist.  — 
Daneben  nach  Be- 
darf auf  Grund  von 
Konferenzbeschlüssen 
„Mitteilungen"  (Form 
und  Namen  verschie- 
den) an  die  Eltern 
zur  Unterschrift  über 
schlechtes  Betragen 
oder  mangelnde  Lei- 
stungen ihrer  Söhne. 


1)  Ostern.  Pfingsten,  Weihnachten  werden  in  Österreich  als  eigentliche  Ferien  nicht  angesehen,  sondern  heißen  „Ferialtasre", 
wie  auch  die  unterrichtsfreien  Tage  außerhalb  der  Ferien  „Ferialtage"  genannt  werden  Jedoch,  um  die  Tabelle  derjenigen  von  Deutsch- 
land ähnlich  zu  machen,  ist  die  obige  Aufstellung  so  gemacht  worden,  deshalb  ist  auch  mit  0.stern  begonnen  worden,  obwohl  natürlich 
dort  Ostern  nie  den  Anfang  eines  Semesters  oder  Schuljahres  bildet. 

2)  In  W  i  e  n  beginnen  die  Hauptferien  tatsächlich  um  ca.  8  Tage  früher;  in  Trient  und  Rovereto  schließt  das  1.  Semester  mit 
dem  Sonnabend  vor  dem  26.  Februar,  das  2.  Semester  beginnt  mit  dem  nächstfolgenden  Mittwoch,  und  die  Hauptferien  reichen  vom 
1.  August  bU  30.  September. 

3)  Wenn  der  Anfangs-  und  Schlußtag  der  Ferien  Sonntage  sind  (so  für  1906/07  Jbei  den  Hauptferien)  oder  einer  von  beiden  ein 
Sonntag  Ut,  so  ändern  sich  die  Zahlen  etwas,  um  1  oder  2  Tage  =  62  Tage.  Abweichungen,  übrigens  nicht  häufige,  bestehen  in  einigen 
KjonJändem,  be.%onder8  für  nichtstaatliche  Anstalten;  so  dauern  am  Gymnasium  der  K.k.  ThcresianischenAkademie 
zu  W  i  e  n  die  WeUinachts-  und  Osterferien  vom  23.  Dezember  bis  2.  Januar,  bzw.  von  Montag  in  der  Karwoche  bis  Dienstag  nach 
dem  O^tersonntag.  wogegen  die  beiden  Ferialtage  zwischen  dem  1.  und  2.  Semester  entfallen  und  zu  Pfingsten  nur  2  Tage  Ferien  sind; 
auch  am  Schottengymnasium  zu  Wien  sind  die  Osterferien  um  2  Tage  länger,  der  Direktor  hat  aber  das  Recht,  nur  einen 
Tag  freizugeben ;  ähnliche  Abweichungen  an  den  Stiftsgymnasien  zu  Seitenstetten  und  zu  Kremsmünster,  sowie  an 
einigen  Privatgjmnasien. 

4)  In  Cattaro  liegen  die  Weihnachts-  und  Osterferialtage  etwas  anders.  —  Zu  der  Ferientabelle  ist  zu  vergleichen  Mayrhofer- 
Pace,  Handbuch  IV,  S.  941  ff. 


1.  Semost 
Vom  16.  Sep- 
tember bis 
zum  Sonn- 
abend vor 
don\  10.  1m- 
bruar. 


2.  Semest 

Von  dem  auf 

den  Schlußtag 

des 

1.  Semesters 

folgenden 
Mittwoch  bis 
zum  15.  Juli. 


In  Österreich  ist  die  Ordnung 
der  Ferien  nicht  Sache  der 
Provinzialbehörden  (der 
Landesschulräte),  sondern 
des  Ministeriums. 
Die  diesbezüglichen  Verord- 
nungen reichen  von  1854 
bis  in  die  Jetztzeit;  1903 
ist  es  gestattet  worden,  die 
Weihnachtsferien  in  den 
Kronländern  1  bis  13  unter 
gewissen  Voraussetzungen 
bis  zum  2.  Jänner  aus- 
zudehnen. —  Es  mehren 
sich  übrigens  die  Eingaben 
von  Kommunen  beim  M  i  - 
n  i  s  t  e  r  i  u  m  ,  welche  um 
Lage  der  Hauptferien  von 
zirka  1.  Juli  bis  1.  Sep- 
tember bitten. 
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(Siiiiii-  tind  b'tntl«Ko  iiiltKerccIiDrt) 

freie  Tiigi- 
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aiiUcrhalli 

.Icr 

llK- 

li.r    Frri.-ii) 

S.- Mir -lt.    I 

H. 

a)    ÜsUtii  - —    vuiii    MitlWDch 

Wie  in  clt-n 

14  a)  für 

lit   t>*  IKtt  1 1  i  1  •■  u   uiid   tu 

14.  (oili/ini 

v.ir  Ostt-rn  .IiihcIiI.  bl»  OI.uh- 
tag  einiiclil.   nach  diiu  OitttT- 

Kronländfrn 
Hilf«!    .\,    also 

WcHt- 

il<r  Hukowina,  wu 
wigcD     der     (icltun«     del 

a)  \NVst- 

»oniitag 

7 

g  a  ii  z  i  e  n : 

di>|.i>.lt-n   lor.bllchi-n    Ka- 

17. 

lendiTH  nul    KUrkulrlil  auf 

galiziiMi 

Pfingsten      —      Pfingst- 

1.  Sc>me.st. 
v(im  1.  S<-|>- 

die  iiaiiihnft.-  Kr-quenr 
von  Schülern  v.rnchledcnen 

sonntag    und    -Montag 

2 

temlHT    \A* 

llitiut  «Ich  c-lni-  gri>U<r<;  Zahl 

Hauptferien  =  vom  i. Juli 

30.  Januar  (2U., 

von  Feiertagen  ergllit,  dau- 

wenn  (b-r  30. 

•  rii    die    Haupllerien    nur 

bis  31.  August 

G2 

ein  Sonntag 

0  WtM-hi-n. 

Weihnachten  —  vom  2:$.  De- 

Ixt). 

zember  bis   1.  JiiMunr.   .   .   . 

81 

2.  Somest. 
vom  3. Februar 
bis  3U.  Juni. 

b)08tgnlizien 

b)   Ostern     —    vom    Montag 

In  O.stgali- 

14  h)  für 

vor      Ostern       einschl.     bis 

zien  und  in  der 

Ost- 

einschl.  Dienstag  nach  Ostern 

9 

Bukowina 

galizien: 

Pfingsten       —      Pfing.st- 

noch    die    ge- 
botenen Fest- 
tage der 

1.  Semest. 

sonntag    und    -Montag 

- 

vom   1.  Sep- 

t.iuber  bi.-> 

Hauptferien  — vom  lO.Juli 

47 

griechischen 

30.  Januar. 

einschl.  bis  31.  August    .  .   . 

Kirche,  ca.  14 

2.  Semest. 

2  X .    am    Schluß   jedes 

Weihnachten  —  vom  23.  bis 

6 

vi  im  U.Februar 
bis  15.  Juli. 

Semesters,        „Zeug- 

28. Dezember 

nisse",    deren    Form 

64 

in  allen  Kronländcm 
die     gleiche     ist.     — 

1.).  nukitniiia 

Ostern    —    vom    Montag  vor 
bis    einschl.   Dienstag    nach 
dem  Ostersonntag 

Pfingsten      —      Pfingst- 

9 

In  der  Buko- 
wina noch  der 

Fasching- 
montag    und 
der  Fasching- 
dienstag. 

If))  für 
Bukowina 

wie  in   Ost- 
galirien. 

DanelH'ii  nach  Be- 
darf auf  (irund  von 
K()nferenzl)o.'<chlüssen 
„Mitteilungen"  (Form 
und  Namen  verschie- 

sonntag   und    -Montag 

2 

den)     an    die     Eltern 

Hauptferien— vomie.Jull 

bis  31.  August 

z\ir  Unterschrift  über 

47 

schlechtes      Betragen 

«KJer   mangelnde    Lei- 

Weihnachten —  vom  24.  bis 

stungen   ihrer  Söhne. 

•17.  Dezember 

4 

Wenn  wir  diese  Tahcllcii  ühcrhlickeii.  so  sehen  wir  drei  Ferientypon :  1.  den 
ost-  und  mit teldeut. sollen,  2.  den  wost-  und  süddeutschen.  3.  den  östorrtMchi.schi'n ; 
zwi.sclicn  je  zweien  befinden  sieh  immer  Spielurton,  die  den  üluT^'anji  von  dem  einen 
'l'vpus  zum  anderen  dar.-<te1ltn. 


I.  Der  ost-  und   mi  t  toldoutschp  Typus. 
Ausdelinungsgcbiet:    die   preußischen    Provinzen   außer    Hheinland.    West- 
falen und  einem  kleinen  Teil  von  Hessen-  Nassau,  das  Königreich  Sachsen, 
die  übrigen  norddeutschen   Bundesst aat<>n  und  v(un   Großherzoptum   Hessen  der 
südlich  des  Mains  gelegene  Teil  (A). 


390  ^       -^     Forioii  in   noulscliland  und  Österreich. 

KennztMcluMi : 

1.  ö  \    FiTUMJ   im   .hihrc,   weil  SoinnuM'-  und  Micliaolisferien. 

2.  Sommerferioii  4 — 5  Wochen,  von  Anfang  (Mitte)  Juli  bis  Anfang  (Mitte) 
August  (vgl.  aber  Sachsen-Meiningen). 

3.  Stets  längere  Oster-,  Michaelis-  und  Weihnachtsferien,  selbst  die  Pfingst- 
ferien  oft  bis  über  eine  W^oche. 

4.  Seme-sterschluß :  zu  Ostern  und  Michaelis. 

II.  Der  west-  und  süddeutsche  Typus. 

Ausdehnungsgebiet:  die  prcußisclien  Provinzen  Rheinprovinz  mit  Hohen- 
zollern.  Westfalen,  von  Hessen  -  Nassau  Oberlahnstein  und  Ems,  von  deut- 
schen Bundesstaaten  Hessen  (B),  Elsaß-Lothringen,  Baden,  Württemberg,  Bayern. 

Kennzeichen : 

1.  4  X  (Bayern  und  Württemberg  3  X)  Ferien  im  Jahre,  weil  Sommer-  und 
Herbstferien  zusammengezogen  sind. 

2.  Sommerferien  6 — 8  Wochen,  von  Mitte  Juli  bis  Mitte  September  oder 
von  Anfang  August  bis  Mitte  September. 

3.  Keine  Michaehsferien,  wohl  aber  Weihnachts-,  Oster-  und  Pfingstferien, 
die  in  Bayern  und  Württemberg  sehr  kurz  (3  Tage)  sind. 

4.  Semesterschluß:  teils  vor  Ostern  (Michaelis),  teils  vor  den  Sommerferien. 

III.  Der  österreichische  Typus. 

Ausdehnungsgebiet:  die  15  österreichischen  Kronländer,  von  denen  13^  (Nieder-, 
Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien, 
Küstenland,  Vorarlberg,  Tirol,  Dalmatien  und  Westgalizien)  diese  Art  vollständig 
ausprägen,  während  Ostgalizien  und  Bukowina  mit  ihren  kürzeren  Sommer- 
ferien wieder  eine  Abart  bilden. 

Kennzeichen : 

1.  4  X  Ferien  im  Jahre,  weil  Sommer-  und  Herbstferien  zusammengezogen 
sind  (eigentlich  nur  1  x ,  denn  die  freien  Tage  zu  Ostern,  Pfingsten,  Weih- 
nachten sind  dort  „Ferialtage"). 

2.  Sommerferien  8  Wochen,  von  Mitte  Juli  bis  Mitte  September  (West- 
gahzien  vom  1.  Juli  bis  Ende  August,  in  Ostgalizien  und  Bukowina  etwas 
über  6  Wochen,  von  Mitte  Juli  bis  Ende  August). 

3.  Keine  Herbstferien,  sehr  kurze  Oster-,  Pfingst-  und  Weihnachtsferien 
(Ferialtage). 

4.  Semesterschluß:  Mitte  (bzw.  Anfang)  Februar  und  Mitte  (bzw.  Anfang) 
JuU,  vor  Beginn  der  Sommerferien. 

Achten  wir  auf  die  Gesamtdauer  der  Ferien,  indem  wir  die  unterrichtsfreien 
Tage,  die  teils  ganz  schulfrei  sind,  teils  nur  mit  einem  Festaktus  ausgefüllt  werden, 
hinzurechnen,  so  weist  unter  den  preußischen  Provinzen  Brandenburg 
die  größte  Zahl  von  schulfreien  Tagen  auf  (wenigstens  im  Schuljahr  1906/7),  näm- 
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licli  84  +  6  =  *J<),  \\«»/ii  für  l'tiliii  und  rm^c^riid  noch  2  Tilge  Paradeferien») 
kommen,  die  perin^ste  Zalil  IN.mnu  in,  78  -j-  6  =  84;  auch  Schlesien  hat  nur 
78  Tage  Forion.  aber  zu  <len  (i  „J'\'rialtugen"  müssen  noeh  die  7  vom  Staate  an- 
erkannten katli()li.sih(Mi  Feiertage-)  hinzugezählt  werden.  Überliauj)t  haf)en  es 
diejenigen  preuüisc  lien  ProvinzcM»  oder  die  fJegendcn  derselben,  die  katholinch 
sind,  in  bczug  auf  Ferienlänge  besser  als  die  protestantischen,  so  die  Hln-inf)rr)vinz 
mit  80+  4.  dazu   .">  kivtliolische   Feiertage,  ähnlich   Westfalen. 

Die  Zahl  der  wirkliciien  Ferientaue  in  den  preußischen  Provinzen  sehwankt 
(nach  den  Angaben  in  Kunzes  K.ilcndcr  für  11)06/7)  zwischen  78  und  85,  wobei 
wir  bekanntlich  die  Soiuitage  und  Feiertage  mit  eingerechnet  haben;  eine  alte 
preußische  Verfügung  vom  (>.  November  1858  hatte  bestimmt,  es  sollten  inner- 
halb eines  Jahres  die  Ferien  das  .Maß  von  10' 2  Wochen  nicht  überschreiten;  zieht 
man  die  in  die  obigen  Tabellen  und  Berechnungen  hineingezogenen  Zahlen  der  Sonn- 
und  Feiertage  ab.  so  ergibt  sich  ungefähr  dieses  Maß  von  Tagen;  warum  die  An- 
fangs- und  Endtermine  mancher  Ferien  in  eng  benachbarten  Provinzen  so  ver- 
.schieden  gelegt  sind,  dafür  ist,  meines  Erachtens  wenigstens,  ein  Grund  nicht  ein- 
zusehen; die  preußischen  Provinzialbehörden  scheinen  sich  darüber  zu  wenig  zu 
verständigen,  die  Zentralbehörde  hat  ihnen  darin  bis  jetzt')  freie  Hand  gela.ssen. 

Unter  den  deut.schen  Bundesstaaten,  die  ihre  Ferien  nach  dem  ost-  und  mittel- 
deutschen Typus  regeln,  hal)cn  Bremen  70,  Reuß  ä.  L.  75,  SiK;hsen-Altenburg  77 
wirkliche  Ferientage,  allerdings  kommen  bei  den  beiden  letztgenannten  Staaten 
ziemlich  viel  unterricht.sfrcie  Tage  hinzu  (7  u.  8).  Günstiger,  um  so  zu  sagen,  für 
die  Schuljugend  ist  es  aber  im  Königreich  Sachsen,  wo  die  Ziffern  81  -f  10  (9) 
=  91  (90)  sind,  und  in  Lübeck  84  -j-  5  =  89,  in  Mecklenburg-Schwerin  85  -f-  7 
=  92,  in  Schwai-zburg-Sondershausen,  wo  sie  85  -f-  9  =  94  sind,  am  auffallendsten 
jedoch  in  Mecklenburg-  Strelitz,  wo  man  04  +  ^  =  102  Ferientage  hat  (haupt- 
sächlich durch  die  langen   Pfingstferien  bewirkt). 

In  der  Zahl  der  Staaten,  die  nur  viermal  Ferien  gewähren,  zeigt  Elsaß  -  Loth- 
ringen die  geringste  Zaiil:  82  -f-  4  =  80,  denn  ein  .sehr  großer  Teil  der  unterrichts- 
freien Tage  ist  auf  die  Sonntage  gelegt ;  es  folgt  Baden  mit  80  -f  11  =  91.  Württem- 
berg mit  81  -f-  15  =  96  und  endlich  Bayern  mit  96  +  H  =  107  unterricht.sfreien 
Tagen;  wenn  auch  diese  Zahlen  vielleicht  nicht  ganz  sicher  und  für  alle  Jahre 
konstant  sind  —  die  Differenz  kann  stets  nur  wenige  Tage  betragen  — ,  so  ist  doch 
unzweifelhaft,  daß  die  bayerischen  Jungen  am  meisten  in  Deut.sehland  durch 
Ferien  beglückt  sind,  mc'igl ichcrwei.se  erfreut  sich  die  Jugend  im  ( Jroßherzogtum 
Baden  einer  älmlichen  Fülle,  denn  dort  sollen  auch  an  den  profestantisehen  Schulen 
die  katholi.schen  Feiertage  für  alle  Schüler  frei  sein. 


1)  Soweit  mir  l)ckrtnnt.  gibt  es  in  amienn  pnuliistlu-ii  l'n>vinzrn  oino  .Art  „Mnnövorferien". 
wenn  ein  Aniioekorps  rxicr  eine   Division  in  der  N'iihe  einor  Stndt  lagt^rt  odi>r  übt, 

2)  Vgl.  Wioso-Küblcr  I,  S.  2.'il.  Ri'ohnct  ninn  zu  dieacn  »t-aathch  anerkannten  Feiertagen 
noch  die  besonderen  katholischen  I.,oknl-  und  DiözosanfeiiTtagp.  so  sind  es  etwa  1',  Wix-hen, 
um  die  sich  für  katholische  .Schüler  jährlich  die   Ferienzeit  vermehrt 

3)  Wie  verlautet.  vr'iW  man  auch  in  Preußen  jetzt  die  Ferien  von  der  Zentralbehörde 
au8  einheitlich  regeln. 


39:?  V.     A.   Forion  in   Doutsohlnnd   und  Östorroich. 

Viol  woniiror  Untorsi-hiinl  zeigen  Uiilüilich  bei  der  einheitlulien  Regelung  die 
österreichisehon  Ferien.  Für  die  oben  aufgezälilten  IS' 2  Kronländer  kommt 
die  Zahl  durehweg  auf  ea.  83  +  17  =  ca.  100  unterrichtsfreie  Tage,  für  Ost- 
galizien  und  Bukowina  auf  ca.  Gl  -|-  17  =  78,  \\ozu  ilanii  die  vielen  Pesttage 
der  verschiedenen  religiösen  Riten  hinzutreten. 

Doch  die  geringere  oder  größere  Summe  der  FericMi  und  der  l^Vrialtage  ist  wohl 
weniger  einflulJreich  auf  das  Arbeiten  der  Schüler,  als  eine  mehr  oder  minder 
häufige  Unterbrechung  des  Unterrichts.  Ich  entsinne  mich,  daß  vor  kurzem 
liier  in  Berhn  ein  Tag  unterrichtsfrei  war  wegen  der  abzuhaltenden  Herbstparade, 
dann  der  Sedantag,  ferner  ein  dritter  Tag  wegen  der  wirklich  abgehaltenen  Parade 
—  das  militärische  Schauspiel  wurde  das  erstemal  wegen  schlechten  Wetters  ab- 
gesagt — ,  endlich  kam  kurz  darauf  an  einer  Schule  der  Tag  der  Reifeprüfung  — 
es  waren  (der  Soimtag  nicht  mitgerechnet)  unter  8  Tagen  4  unterrichtsfrei.  Das 
ist  dem  Fortschritt  der  Schüler  sehr  schädlich.  Ähnlich  muß  es  aber  in  manchen 
deutschen  Bundesstaaten  mit  ihren  zahlreichen  Ferialtagen  hergehen,  besonders 
in  Württemberg  wegen  der  drei  Geburtstage,  der  11  Apostelfeiertage  und  der 
anderen  Ferialtage,  aber  auch  in  Ostgalizien  und  in  der  Bukowina  (vgl.  die 
Tabelle)  wird  die  Schuljugend  sich  über  den  Ausfall  von  Schultagen  häufig  genug 
freuen.  Da  müssen  doch  die  Jungen  in  den  östlichen,  protestantischen  Pro- 
xinzen  Preußens,  wo  nur  die  6  weit  auseinanderliegenden  Ferialtage  sind, 
strammer  arbeiten  und  werden  gewiß  auch  mehr  lernen. 

Nützlich  wird  es  auch  sein,  die  Liste  der  Staaten  zu  geben,  die  eine  Ferien- 
ordnung für  immer  geschaffen  haben. 

Preußen  nur  für  die  Provinz  Hessen- Nassau  (s.  oben). 
In  Deutschland  außerdem: 

Baden  —  Schulordnung  vom  24.  März  1904,   §  23. 

Bayern  —  Schulordnung  vom  31.  JuH   1891,  Titel  III  mit  Ergänzungen. 

Braunschweig  —  Ferienordnung  vom  24.  April  1889. 

Bremen  nach  Beschluß  der  Senatskommission  vom  21.  Oktober  1902. 

Hamburg  nach  Verfügung  der  Oberschulbehörde  vom  6.  Juni  1904. 

Hessen  nach  mehreren  sich  ergänzenden  Verfügungen,  s.  Nodnagel,  S.  270  ff. 

Lübeck  —  Unterrichtsgesetz  von  1885. 

Oldenburg  —  Schulordnung  vom  12.  Dezember  1902,   §  22. 

Königreich  Sachsen  nach  Gesetz  und  mehreren  Verfügungen,  s.  Kretzsch- 

mar,  S.  122  ff. 
Württemberg  —  Schulordnung  vom  29.  Oktober  1888. 
Österreich  nach  mehreren  ministeriellen  Verfügungen,  s.  Mayrhofer-Pace, 
Bd.  IV,  S.  941  ff.,  besonders  die  Anmerkungen.  — 
Einige  von  diesen  Ferienordnungen  haben  für  alle  möglichen  Fälle,  für  Sonntags- 
lagen der  Anfangs-  und  Endtermine,  der  Festtage  usw.  Fürsorge  getroffen  und 
die  Sache  nicht  nur  einheitlich,  sondern  für  immer  geregelt.    Sollte  das  in  Preußen 
nicht  auch  möglich  sein? 

Werfen  wir  darm  einen  Blick  auf  die  patriotischen  Feste,  welche  an  Ferial- 
tagen,  an   den   unterrichtsfreien.   Tagen   gefeiert   werden !      Der    Geburtstag   des 
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(lrul.srli(.ii  Kuisers  wird  in  Di-utscliluiid  festlich  bu^ungeii ,  nur  in  Jiuycrn 
nicht;  vom  streng  stoatsrechtlichon  Standpunkte  auH  kann  man  die«  verstehen, 
(ionn  der  doutsclic  Kaiser  hat  nur  in  Kri('^s7.«'it<'n  üher  dit«  bayeriw-he  Krieg«- 
inaclit  ein  iiMpt  liuiii.  vom  all^'rmcin-incnschhchen  Standpunkte  wird  man  eH  nicht 
L:iitluMlJen.  Dafür  ftii-rt  man  in  liaycrn  natürlich  den  ( Jchurtstay  des  Körii^'H  und 
des  l*rin/.rei;cnten,  den  letzteren  durch  Ausfall  des  UnterrichtcH,  «henso  den  Xameiw- 
ta<i  dvs  Königs  und  den  des  Prinzrej^enten,  also  viermal  wird  der  Landesviiter  dort 
^H'dacht.  In  Österreich  fällt,  wie  früher  auch  in  Buden,  der  Geburtstag  des 
Landeslierrn  in  die  großen  Sommerferien,  daher  begeht  man  dort  nur  denNamcns- 
t^ig  des  Kaisers  am  4,  Oktober,  w  ährend  in  Baden  des  Sedantages  nielit  gedacht 
wird,   wohl  aber  jetzt  des   Geburtstages  des  Landesherrn. 

Eigentümlicherweise  sind  unterrichtsfreie  Tage  auch  die  (Jeburtstage  der 
„Landes  mütt  er"  in  Württemberg,  in  Hessen,  in  Mecklenburg-Strelitz;  und  in 
Osterreich  wird  der  Namenstag  dci-  so  jäh  dtiii  Leben  entrissenen  Kaiserin  Klisa- 
beth  am  19.  November  gefeiert. 

Zu  solchen  Festtagen  gehört  auch  der  Sedantag.  Ein  P>laß  des  preußischen 
Kultusministeriums  vom  5.  August  1905  hat  diesen  Tag  zu  einem  Ferialtag  er- 
hoben, da  die  Gefahr  bestand,  die  Feier  möchte  einschlafen.  Und  doch  gibt  es 
deutsche  Staaten,  wo  die  Schüler  an  ihn  nicht  erinnert  werden,  so  vor  allem  in 
Bayern  trotz  des  hervorragenden  Anteils  der  bayerischen  Truppen  an  den  blutigen 
(Jefechtcn  bei  Balan  imd  Bazeilles;  auch  in  Oldenburg  wird  des  Sedantages  nicht 
feierhch  gedacht;  daß  dies  in  Bayern,  in  Elsaß  -  Lothringen,  in  Baden,  in 
Württemberg  nicht  geschieht,  liegt  daran,  daß  der  2.  September  in  die  Großen 
Ferien  fällt.  Und  doch  wäre  es  angemessen,  wenn  man  es  hier  so  machte  wie  in 
der  Provinz  Westfalen:  hier  findet,  weil  der  Tag  auch  in  die  Großen  Ferien  fällt, 
eine  Feier  statt  entweder  am  Sthulschluß  vor  oder  am  ersten  Schultage  nach 
diesen  Ferien;  wie  dies  in  der  Rheinprovinz  ist,  ließ  sich  nicht  feststellen.  Übrigens 
wird  es  wohl  in  deutschen  Landen  oft  so  sein,  daß  am  Sedantage  d(wh  mehrere 
Stunden  noch  L'ntemcht  erteilt  wird  und  nur  die  letzten  am  \'(jrmittage  zu  einer 
Feier  benutzt  werden;  so  wird  in  Schwarzburg  -  Rudolstadt  nur  alle  fünf  Jahre 
ein  wirkhch  „freier"  Tag  gegeben,  in  den  dazwischenliegenden  Jahren  findet  vor- 
mittags Unterricht  2 — 3  Stunden  statt,  die  letzten  Vormittagsstunden  fallen  aus, 
und  nachmittags  findet  ein  Turnfest  statt,  ein  Modus,  der  nach  meiner  Über- 
zeugung der  Würde  und  Bedeutung  des  Tages  nii-ht   entspricht. 

Schließlich  noch  ein  Wort  zu  den  Ferialtagen.  welche  kirchliche  (ietlächtnis- 
fciern  sind.  Da  finden  wir  leider  eine  Reihe  von  protestanti.schen  Staaten,  die 
das  Reformationsfest  an  schulfreien  Tagen  nicht  feiern:  Braunsehweig.  Bremen, 
Sachsen-C'oburg,  Elsaß-Lothringen.  Hamburg.  Hessen,  Lippe-Detmold.  Lübeck, 
Sachsen-Meiningen.  Waldeik- Pyrmont  u.  a..  auch  in  manchen  der  preußi.sehen 
Provinzen:  Hannover.  Ostjjreußen.  geht  der  Tag  «»hn««  allgemeine  Schulfeier  vorüber. 
Diese  patriotischen  wie  religiösen  Festtage  sollen  ja  überhaupt  zur  Belebung  und  Er- 
haltung des  vaterländischen  und  religiösen  (ieiste-s  dienen ;  es  ist  nicht  nötig,  daß  der 
Festredner  die  Schlaclit  von  Scdan  schildert  txler  ein  Lebensbild  Luthers  gibt,  beides 
wird  oft  nur  in  der  Einleitung  oder  an  sonst  pas.sender  Stelle  getan,  aber  er  wirtl 
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an  soK'hcn  Taiion  bcrühmto  Holdon.  soi  os  dos  roligiöson,  soi  es  dos  kriogorischen 
Lebens,  der  Jugend  vor  Augen  füliren.  doshalb  möchten  wir  uns  gegen  Einführung  von 
nooh  mehr  patriotischen  oder  religiösen  Gedenktagen  aussprechen,  da  die  vor- 
handenen ausreichen,  um  eine  große  Zahl  von  Geistes-  oder  Kriegshelden  immer  von 
neuem  als  Vorbilder  zu  preisen.  Sehr  ansprechend  ist  daher  die  Sitte  in  Rudolstadt, 
liier  wird  am  10.  November  jährlich  abwechselnd  Luthers  oder  Schillers  gedacht. 

Endlich  seien  im  Zusannnenhange  noch  kurz  einige  der  im  deutschen  Vater- 
lande so  mannigfaltigen  Forialtago  erwähnt :  der  Heinrichstag  in  Reuß  j.  L.  (14.  Juli), 
der  Ludwigstag  (25.  August)  in  Hessen;  auch  in  Preußen  gibt  es  solche  Einzel- 
heiten, wie  die  Feier  des  Krönungstages  in  Königsberg  i.  Pr.,  die  Gedenkfeier  für 
Kaiser  Wilhelm  I.  am  22.  März  (seinem  Geburtstage),  den  das  Königl.  Wilhelms- 
Gymnasium  in  Berlin  begeht,  und  —  last  not  least  —  die  zwei  Tage  „Paradeferien", 
welche  die  Berliner  Schuljugend  zum  Geschenk  bekommen  liat.  Einige,  wie  die  „Hagel- 
feier" in  Braunschweig,  die  zwei  Büß-  und  Bettage  in  Sachsen,  in  Mecklenburg- 
Schwerin  und  -Strelitz,  die  „Apostelfeiertage"  in  Württemberg  u.  a.  scheinen  mir  doch 
etwas  antiquiert  zu  sein;  sie  weisen  auf  den  früheren  engen  Zusammenhang 
zwi.sclien  Kirche  und  Schule  hin;  nur  durch  die  Tradition  werden  sie  noch  gehalten. 

Doch  nun  zur  Hauptfrage,  die  jeder  erwartet,  auf  die  ich  aber  ungern  ein- 
gehe: Welches  sind  unter  den  obengenannten  Typen  die  zweckmäßigsten 
Ferien? 

Hauptsäclilich  zwei  Gesichtspunkte  scheinen  fürs  erste  mir  deutlich  bei  der  Be- 
antwortung hervorzutreten:  der  klimatisch  -  hygienische  und  der  päda- 
gogische. Was  den  ersteren  anbelangt,  so  ist  es  noch  nicht  vom  ärztlichen  Stand- 
punkt aus  festgestellt,  welche  Jahreszeit  am  meisten  das  körperliche  Gedeihen 
jüngerer  Menschenkinder  fördert,  nur  das  eine  ist  wohl  sicher,  daß  nur  eine  längere 
Reihe  von  Ferientagen,  d.  h.  von  geistiger  Erholung,  die  körperliche  Entwickelung 
wirklich  fördert,  daß  dagegen  mehrfache  Unterbrechungen  von  kürzerer  Dauer 
nichts  nützen,  da  die  etwa  in  8 — 14  Tagen  gewonnene  physische  Kräftigung  (ob 
solche  wirklich  in  so  kurzer  Frist  eintritt,  wird  stark  bezweifelt)  durch  die  dann 
v^ieder  notwendige  Geistesarbeit  sofort  aufgehoben  wird.  Mit  der  hygienischen 
verbindet  sich  die  klimatische  Frage,  welche  Jahreszeit  wohl  am  wenigsten  für  den 
Unterricht  paßt.  Durch  Beobachtungen,  die  man  für  Deutschland  über  Temperatur- 
höhen in  den  letzten  50  Jahren  angestellt  hat,  hat  man  konstatieren  können,  daß 
in  der  Tat  der  heißeste  Tag  überall  in  der  2.  Hälfte  des  Juh  ist,  im  Westen  und 
Süden  tritt  er  früher,  im  Osten  später  ein,  dort  ungefähr  am  17./18.,  hier  am 
27./28.  Juli.  Die  Sommerhitze  ist  ja  natürlich  der  geistigen  Fortbildung  hinderlich, 
und  80  würden  denn  tatsächlich  die  Ferien  des  ost-  und  mitteldeutschen  wie  des 
österreichLschen  Typus  die  besten  sein,  am  schlechtesten  diejenigen  des  Avest-  und 
süddeutschen.  Aber  wie?  In  Baden,  dem  schönsten,  aber  auch  heißesten  Lande 
Deutschlands,  ebenso  in  dem  in  einem  Kessel  gelegenen  Stuttgart  werden  Jahr 
für  Jahr  gerade  in  dieser  für  den  Unterricht  recht  „ungeeigneten"  Zeit,  wenigstens 
vom  khmatisch-hygienischen  Standpunkte  aus,  nicht  nur  eifrige  Studien  getrieben, 
sondern  die  Schüler  müssen  sich  auch  für  die  Reifeprüfung  vorbereiten  und  die- 
selbe zu  bestehen  suchen.    Und  mag  auch  in  Bayern  und  in  Österreich,  wo  am 
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11.  bzw.  l(j.  .Juli  dir  Ft-rii-n/A-it  bf^iimt.  drr  hücli.st«'  'IViiijK-raluij^'rad  erst  luwli 
2—3  Tagen  vorhanden  sein,  so  ist  doch,  wio  KioHick  im  „Kn/.ykh)j)üdiHrhcn  Hand- 
buch der  Schuiliypionc"  von  Wchincr.  1!M).').  S.  101  zeigt,  ein  wirklicher  Teinperatur- 
unterschicd  in  diesen  Zeiten,  jiliij:<selieii  vnin  Sii(h'n.  in  Knropa  überhaupt  nicht 
zu  machen,  l'nd  liier  fragt  man:  setzt  nicht  der  'I'at b«'stand  den  Wert  jener  hygie- 
nisciien  Forderungen,  es  sollten  in  der  Zeit  von  Mitte  Juli  ab  \\«'gen  der  hohen 
'remperatur  Ferien  sein,  doch  etwas  herab?  In  den  ebengenannten  Stmiten  ertragen 
doch  die  Schüler  die  geistige  Anstrengung  bei  solciier  Hitze,  machen  sogar  noch 
vielfach  Versetzungsprüfungen  und  jedenfalls  überall  die  Reifeprüfung  durch! 
Will  man  etwa  nachzuweisen  wagen,  daß  dort  diese  Anstrengung  das  körperlich«' 
Wachstum  geschädigt  hat?  Will  man  vielleicht  behauj)ten,  daß  das  geistige  Arbeiten 
bei  so  hohen  Hitzegraden,  z.  B.  in  Baden,  wo  die  Keifeprüfungen  gerade  im  Juli 
l)is  zum  Schiuli  dieses  Monats  abgehalten  werden,  sehr  schwierig  sei  und  ungünstig 
auf  die  Prüfungsarbeiten  wirke  oder  gewirkt  habe?  Sollte  vielleicht  eine  iiygieni.sehe 
L'ntersuchungskommission  diese  Abiturientenarbeiten  in  Süddeut.schland  einmal 
daraufhin  ansehen  wollen,  ob  in  den  deutschen  Aufsätzen  Spuren  einer  Temperatur 
von  19,5  GradR.  zu  merken  seien,  möglicherweise  zunächst  äußerlich  darin,  daß  das 
Papier  von  Schweißtropfen  etwas  getränkt  ist?  —  Aber  sicherlich  erheischt  .schon 
der  gesunde  Menschenverstand  Nachlassen  der  geistigen  Tätigkeit  in  den  heißesten 
Sommertagen,  in  der  Schule,  wie  auf  allen  anderen  Gebieten  menschlicher  Arbeit. 
Indessen,  die  obigen  Tatsachen  'as.sen  es  uns  aussprechen:  auch  in  dieser  heißen 
Zi'itperiode,  welche  geistige  Anstrengung  vom  rein  hygienischen  Standpunkte 
eigentlich  verbietet,  ist  dies  ausführbar  und  gutzuheißen:  es  kommt  nur  auf  das 
Maß,  auf  das  Ziel,  auf  die  Art  und  Weise  des  Arbeitens  an,  es  kommt  darauf  an, 
w  as  nach  dieser  Anspannung  unser  wartet,  ob  eine  weitere,  gleichmäßige  Arbeits- 
dauer oder  eine  nach  einem  erfolgreichen  Höhepunkte  eintretende  längere  Ruhe- 
pause. Es  ist  wie  beim  Wandern:  weiß  der  Fußgänger  an  einem  heißen  Tage,  daß 
er  von  früh  bis  zur  sinkenden  Sonne  in  gleichem  Tempo  wandern  soll,  .so  erschlafft 
mit  seinem  Mute  .sein  Geist  und  Körper;  lockt  ihn  aber  zur  Mittagszeit  ein  hoher 
Berg  mit  weitem  Fernblick  zu  bequemem  Ausruhen,  so  strengt  er  gern  auch  den 
Rest  seiner  Kräfte  an  und  erreicht  das  Ziel. 

So  spielt  nach  meinem  Dafürhalten  die  klimatiseli-hygienisehe  Frage  hier  nicht 
die  ei-ste  Rolle,  es  bleibt  die  i)ädag()gische  Seite  zu  erörtern  übrig,  l'nd  da 
können  wir  gleich  einen  Vorteil  der  Großen  Ferien  d(>s  2.  und  3.  Typus  vor  denen 
des  ost-  und  mitteldeutschen  hervorheben.  Die  Krholung  der  geistigen  Kräfte 
nach  bestandenen  Schulprüfungen,  mögen  dieselben  nun  Versotzungs-,  EinjäJirigen- 
oder  Reifeprüfungen  sein,  ist  natürlich  viel  intensiver  und  nachhaltiger  als  dort, 
wo  den  „Ferienbummlern"  nach  Rückkehr  in  die  Heimat  binnen  wenigen  Wo<hen 
das  Gespenst  eines  Examens  droht,  wo,  wie  es  oft  l)ei  Schülern  der  (iymnasien 
mit  M-Cöten  vorkommt,  die  schriftliche  schon  vm  pajir  Tage,  die  mündliche  Abi- 
turientenprüfung z.  B.  2  Wcxlien  naeli  Schulbeginn  fallen  kann.  Zwar  ist  divs  Examens- 
gespenst in  dem  letzten  Jahrzehnt,  auch  in  Preußen,  eine  ganz  freundliche  und  ein- 
ladende Erscheinung  gewdrden,  aber  etwas  (Jru.seln  überläuft  schon  deswegen 
bei  dem   Gedanken  an  diesen  Schemen  die  jungen   Gemüter,   weil   wie   bei  jeder 
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Prüfun«;  Zufälligkoiton  ihre  böse  Rolle  spielen  können  und  sieh  die  hebe  Examens- 
fee doch  plötzUch  in  eine  böse  Hexe  verwandeln  kann,  die  den  Fischer  zu  sieh  hinab- 
zieht, um  ihn  erst  naeh  einem  lu^lben  Jahre  wieder  auftauchen  zu  lassen.  Es  ist 
deswegen  am  besten,  man  folgt  auch  hier  dem  alten  Spruch:  „Erst  das  Geschäft 
und  ilann  das  Vergnügen."  Leider  hat  man  in  Preußen  an  diesen  Spruch  zu  wenig 
gedacht,  als  man  die  jetzige  Ferienordnung  in  den  Provinzen  sich  so  fest  einbürgern 
ließ.  Man  erwäge  auch,  dal.^  die  Länge  der  Osterfericn  auch  nicht  genügt,  um  nach  den 
Anstrengungen  des  Winterhalbjahres  die  geistigen  Kräfte  zum  Ausruhen  zu  bringen. 

Und  im  Westen  Preußens,  wo  diese  Sommerferien  länger  und  dem  Herbste 
näher  sind  (vgl.  die  Tabellen  von  Westfalen  und  Rheinprovinz),  sind  sie  eben- 
falls schädlich:  unterbrechen  sie  doch  den  zu  Ostern  stattfindenden  Beginn  des 
Semesters  und  Lernens  sehr  unliebsam;  die  Schüler  vergessen  in  so  langer  Zeit 
sehr  häufig  das  eben  Eingeprägte,  und  nach  Schulanfang  im  September  müssen 
sie  es  eigentlich  noch  einmal  ganz  von  vorn  lernen. 

Auch  über  die  Schulzeit  hinaus  blicke  man:  es  ist  doch  etwas  hart,  wenn  die 
jungen  Leute,  kurz  vor  Ostern  oder  kurz  vor  Michaelis  aus  der  Schule  entlassen, 
zum  1.  April  oder  1.  Oktober  sofort  in  militärischen  Dienst  treten  müssen  oder 
in  einen  Beruf  des  bürgerlichen  Lebens,  sei  es  eines  gewerblichen,  kaufmännischen 
oder  in  den  eines  staatlichen  Amtes.  Am  besten  haben  es  hier  noch  die  künftigen 
Studiosi:  wenigstens  wenn  es  ihre  Zeit  und  Mittel  nicht  verbieten,  können  sie  sogar 
ein  oder  zwei  Semester  sich  zu  ihrer  Erholung  Ferien  selbst  geben,  d.  h.  zwei  Se- 
mester verbummeln;  aber  manche  strebsame,  wissensdurstige  Geister,  vor  allem 
solche,  deren  ]\Iittel  beschränkt  sind,  müssen  sich  sofort  in  die  neue  geistige  Arbeit 
stürzen,  und  oft  genug  —  das  weiß  jeder  Akademiker  aus  eigener  Erfahrung  — 
hört  diese  fortgesetzte  Kopfarbeit'  erst  nach  Jahren,  nach  den  bestandenen  Staats- 
prüfungen auf;  da  sollte  man  es  so  einrichten,  daß  sie  wenigstens  nach  diesen  ent- 
scheidenden Stunden  noch  Wochen,  ohne  ihren  Kopf  zu  sehr  anzustrengen,  ver- 
leben können.  In  den  meisten  preußischen  Provinzen  aber  und  in  den  norddeutschen 
Bundesstaaten  hört  die  „Büffelei"  von  der  Pubertät  an,  von  der  Tertianer-  oder 
Sekundanerzeit  an  (die  Knabenjahre  wollen  wir  gar  nicht  mitrechnen),  wenigstens 
bei  den  weniger  Bemittelten,  bis  zur  Erlangung  eines  Staatsamtes  oder  einer  ge- 
sicherten Lebensstellung  eigentlich  nicht  auf,  und  das  können  nicht  alle  ertragen. 
Wie  bequem  haben  es  da  die  künftigen  Staatsbürger  in  Süddeutschland  und  vor 
allem  in  Österreich,  wo  der  Schulschluß  am  frühesten,  Anfang  JuH,  stattfindet. 
Ehe  sie  von  neuem  sich  ins  Joch  spannen,  können  sie  in  der  Zeit  bis  1.  Oktober 
doch  auch  einmal  empfinden,  w^as  das  süße  Nichtstun  sei.  Merkwürdigerweise 
hat  man  gerade  das  Zusammenfallen  des  ost-  und  mitteldeutschen  Schuljahres 
mit  dem  1.  April  und  1.  Oktober  als  ein  Argument  für  diese  Feriengattung  an- 
geführt, ja  man  hat  gesagt,  wo  sollen  die  Eltern  in  der  Zeit  bis  zum  1.  Oktober 
mit  den  'muli'  hin,  falls  die  letzteren  schon  im  Juli  die  Schule  nicht  mehr  besuchen ! 
Nun,  ich  weiß  es  nicht,  möge  man  sich  bei  österreichischen  Vätern  und  Müttern 
erkundigen,  wo  diese  ihre  Söhne  in  solcher  Übergangszeit  lassen. 

Doch  von  dieser  mehr  sozial-pädagogischen  Abschweifung  zurück  zu  den  schul- 
pädagogischen Erwägungen,  die  allerdings  nach  dem  Obigen  nur  kurz  sein  können. 
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Wir  nitsclifidcn  uns  /unäclist  j^'cj^cii  den  (»st-  und  in  i  1 1  cldcu  t  srlicn  Kcricn- 
typus  mit  scinti  fünfmaligen  l'ntcrbnHliung  dos  Untorricht«,  von  denen  die  eine 
im  HochsomnuT  mir  I  ')  Wochen  dauert.  Die  (Jründe  «ind  klar.  Nac-h  den  Arbeiten 
(!•  s  Winterhalbjahres,  das  bei  den  C)Ht<Teöten  die  EntHcheidun^  herbeifülirt,  «ind 
die  Dsterfericn  /u  kurz  für  eine  Krholun^',  die  So m  merferien  im  Hinblick 
auf  die  bald  nach  ihrem  Knde  kommenden  IVüfun^'en  wiinler  viel  zu  laii)^';  die 
ersteren  können  nach  den  bestandenen  Ivxaminibus  und  Verwtzun^en  keine  körper- 
liche und  i^eistige  Auffrischung  bieten  wej^en  ihrer  Kürze,  die  letzteren  Hchädi^'en 
\\  ioder  wegen  ihrer  Länge  den  Fortschritt  und  Krfolg  der  Schüler  zu  Michaelis  und 
\\  erden  deswegen  nicht  so  beiuitzt.  wie  sie  es  sein  sollten,  wenn  nicht  so  bald  darauf 
der  Semesterschluß  läge;  tatsächlich  wird  denn  auch  vielfältig  bei  uns  in  Preußen 
auf  diese  ungünstige  Heeinflussung  der  Sommerferien  Rücksi<-ht  genommen,  bei 
den  Versetzungen  und  Prüfungen  zu  Michaelis  sind  die  Anforderungen  qualitativ 
oft  geringer  als  zu  Ostern.  Sclieint  ein  Schüler  in  den  Prüfungen  na<h  den  Sommer- 
ferien zu  versagen,  so  wird  von  oben  her  der  Grundsatz  geltend  gemacht,  daß  man 
bei  der  Kürze  der  Schulzeit  seit  den  Ferien  nur  geringere  Ansprüche  stelle;  die« 
letztere  ist  ebenso  ein  zweischneidiges  Schwert  wie  die  gänzUche  Nichtberück- 
sichtigung dieser  Umstände.  Auch  für  den  Unterrichtenden  ist  die  Sachlage  nach 
den  großen  Sommerferien  eigentümlich.  Vor  dem  Schulschluß  Anfang  Juli  sind 
Zensurprädikate  gegeben  worden;  bedenkt  man,  daß  die  erste  Woche  nach  30-  bis 
.Sötägiger  Pause  für  das  Lernen  nicht  sehr  in  Betracht  kommt,  daß  vorzüglich 
bei  den  großen  Mammut-  und  Elefantenanstalten  die  neuen  Zensurlisten  zum 
Eintragen  schon  leider  2 — .3  Wochen  vor  dem  Michaelistermine  ausgelegt  werden'), 
so  kommen  wirklich  nur  meist  3 — 3I/2  Lernwochen  in  Betracht,  die  die  Lehrer 
bei  den  Zensuren  zu  begutachten  haben.  Vielleicht  nur  drei  Klassenarbeiton  können 
für  jedes  Fach  geschrieben  werden,  bei  40 — 50  Schülern  in  einer  Klasse  kann  jeder 
Schüler  wirklich  nur  zwei-  oder  dreimal  in  einer  längeren  mündlichen  Leistung 
sein  Wissen  oder  Nichtwissen  zeigen;  dazu,  trotzdem  man  fünfzig  Jahn>  „den  Himmel 
observiert  hat",  doch  oft  eine  vorschriftswidrige,  allen  Heobiu-htungen  wider- 
sprechende August-  und  Septemberhitze,  ein  Tag  unterrichtsfrei  für  die  Sedanfeier, 
ein  Tag  ebenso  unterrichtsfrei  bei  der  Reifeprüfung,  ein  Tag  für  Berlin  und  Um- 
gegend Paradeferien  —  das  gibt  wieder  eine  halbe  Woche  Ferien  I  Wer  gönnte  c« 
nicht  der  Jugend,  vorzüglich  d(>r  Oroßstadtjugend  I    Wivs  aber  ist  die  Folge? 

Die  gemachten  Beobachtungen  über  die  mündlichen  und  schriftlichen  Leistungen 
der  Schüler  sind  gering;  man  schreibt,  ohne  auf  die  früheren  Johanniszensuren 
nur  hinzusehen,  fast  immer  dieselben  Prädikate  wie  Ende  Juni:  zeigt  der  Ver- 
gleich, daß  sie  schlechter  sind  als  jene,  so  weiß  man  oft  nicht,  ob  das  Schuld  des 
Jimgen  oder  des  unheilvollen  Quartals  ist;  fast  immer  wird  man  dann  dazu  ge- 
drängt, das  letztere  anzunehmen  und  der  Junge  hat  seine  gute  oder  genügende 
Xummcr  und  damit  die  Versetzung  in  der  Ta.sche.  Staunen  und  Freude  Wi  dem 
Jungen  und  seinen  Eltern  !    Aber  das  böse  Ende  kommt  doch  nach  1    Nur  mit  Nach- 

1)  Natürlich  erfordert  es  eine  sachgemäß«'  IVhandUing  <!«<  Zeiwurcnge»chÄft«».  daß  bü« 
einschließlich  des  letzten  Tages  notwendige  .\nderungen  niK«h  vorgenommen  wrnlen  können. 
—  Aber  gern   nimmt  man  solche  Änderungen  nicht  vor.  da  sie  meist  in  |ioiua  ausfallen. 
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sioht  vorsetzt,  in  oinigon  Fäihorn  unreif,  gerät  dcv  Ärmste  am  Anfang  des  Winter- 
seniesters  in  der  folgenden  Klasse  in  arge  Bedrängnis;  seine  Unreife,  die  teils  nicht 
zutage  trat,  teils  liebevoll  verdeckt  wurde,  entpuppt  sich  mehr  und  mehr.  Ver- 
stärkte, hiei  um!  da  von  Erfolg  gekrönte  Anstrengung  im  Winter,  der  Gesundheit 
aber  nicht  zuträglich,  oft  auch  Mutlosigkeit,  oft  durch  den  „Erfolg"  sicher  gemachte 
Faulheit,  zunehmender  Leichtsinn  im  Vertrauen  auf  einen  solchen  sich  wieder- 
holenden „Vei-setzungsdusel"  („Schwein")  —  man  glaube  doch  nicht,  daß  der- 
gleichen Reifeerklärungen  einen  Vorteil,  sei  es  in  körperlicher,  sei  es  in  geistiger 
Hinsicht,  für  den  Schüler  ausmachen,  etwa  gar  für  die  Schule;  vielleicht,  bei 
dem  Massenunterricht,  zeigt  sich  der  Schaden  erst  später,  vielleicht  erst  nach 
vielen  Jahren.  Man  mag  den  Fall  deuten  und  wenden,  wie  man  will,  diese 
großen  Sommerferien  in  der  Mehrzahl  der  preußischen  Provinzen  sind  sehr 
schädlich,  versetzen  Lehrer  wie  Schüler  in  eine  unangenehme,  unerträgUche 
Zwangslage! 

Luk'ssen  ein  zweites  ist  auch  klar:  die  Ausdehnung  des  Unterrichts  und  der 
Prüfungen  bis  hinein  in  den  Hochsommer,  den  ganzen  Juli  hindurch  bis  fast  zur 
Mitte  des  August,  erscheint  denn  doch  bedenklich;  am  schlimmsten  ist  es  damit 
in  der  Rheinprovinz,  in  Westfalen  und  Hessen  B  bestellt,  wo  oft  bis  10.  August 
unterrichtet  wird,  nicht  ganz  so  schlimm  in  Baden,  wo  am  1.  August  die  Ferien 
beginnen,  auch  so  in  W^ürttemberg.  Mögen  auch  die  Ärzte  einen  schädlichen 
Einfluß  der  Hitze  auf  einen  geistig  arbeitenden  menschlichen  Orgarüsmus  noch 
nicht  haben  feststellen  können,  so  fragt  doch  der  allgemeine  Menschenverstand: 
Warum  die  Abschlußarbeiten,  die  Entscheidung  gerade  in  diesen  heißesten  Wochen? 
—  Die  Lage  dieses  Unterrichts  und  damit  die  Lage  der  darauf  folgenden  Großen 
Ferien  ist  deshalb  zu  verwerfen.  Der  ost-  und  mitteldeutsche  Ferientypus 
.schafft  jene  oben  geschilderte  Zwangslage,  der  west-  und  süddeutsche  (mit 
Ausnahme  von  Bayern)  die  andere  Zwangslage,  gerade  im  Hochsommer  die  Schüler 
noch  wochenlang  recht  anzustrengen. 

Aber  diesen  einen  Vorteil  hat  der  letztere  für  sich,  zusammen  mit  dem  dritten 
Typus,  dem  österreichischen:  der  Schluß  des  zweiten  Semesters,  des  „Hauptseme- 
sters", fällt  in  Baden  und  Württemberg  mit  dem  Beginn  der  Großen  Ferien  zu- 
sammen, nach  der  größten  geistigen  Anstrengung  die  größte  und  längste  Erholung 
(die  letztere  nicht  vorher,  wie  in  Preußen-Norddeutschland). 

Und  nun  ist  auch  ersichtlich,  daß  die  Ferienfrage  eine  Frage  ist  nach 
der  zweckmäßigsten  Lage  dieses  Semesterschlusses.  Es  kann  nach  dem 
Gesagten  gar  kein  Zweifel  sein,  daß  es  vom  pädagogischen  Standpunkt  aus  das 
allein  richtige  ist,  denselben  nach  den  Versetzungen,  nach  den  Prüfungen,  vor 
den  großen  Sommerferien  eintreten  und  diese  Sommerferien  dann  7  bis  8  Wochen 
dauern  zu  lassen,  je  nachdem  man  die  Oster-  und  Pfingstferien  länger  oder  kürzer 
machen  will.  Nach  meiner  Überzeugung  brauchten  also  die  Ferien  gar  nicht 
so  sehr  einheitlich  für  die  ganze  Monarchie  geregelt  zu  werden;  im  Osten,  wo 
die  größte  Hitze  später  eintreten  soll,  mag  der  Semesterschluß  Mitte,  gegen  Ende 
JuJi  sein,  im  Westen  8  bis  14  Tage  früher,  dort  der  Wiederbeginn  des  Unterrichts 
später,  hier  früher;  wo  man  die  längeren  Oster-  und  Pfingstferien  beibehalten  will. 
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inügfii  die  llHUi)tfi'iiru  mir  Ins  Kmlr  Au^^u.st  .siil»  ttU.sdi'hiU'H.  uo  hie  kür/A-r  sein 
Hollrii.  his  Mittt'  Si'ptt'inhfr,  so  daß  im  ^'anztn  KM^  Wochen  (ohne  Sonntage)  herauH- 
kommeii !  Dieser  Spielnium  m  u  li  Idcihcn,  es  u  ürde  sonst,  wenn  in  einem  ho  volk- 
reiclien  Staate  wie  l*reuli<'ii  an  «iiiciii  und  di-mselben  Tag«'  der  Schulsehluü 
im  Sommer  wiirc,  eine  \'<)ikei\\aiidei  un^'  iiucli  drn  Hiid«'rri  und  Sommerfrischen 
anheben,  mit  einer  Ülx-rfüMiin^'  der  liahnhöfc  nnd  Wa^'enahteile.  die  einer  Mobil- 
macliunt:  naiiekäme,  und  wie  würden  die  Wirte  in  der»  Sommerfrischen  die  Preise 
dann  in  die  Höhe  schrauben!  Also  keine  ixaktc  KinheitHchkeit  der  Ferienla(iP, 
wohl  aber:  Semesterschluß  im  Anfanj;  Juli  (mit  einem  Spielraum  von  ca.  2  Wcnhen) 
vor  den  proßcn  Ferien  von  ca.  G  bis  8  Wochen!') 

Aber  nun  stelle  man  sich  auch  vor  Äußren,  welche  rmwülzun^r  dies  im  Schullcbcn, 
besonders  in  l*reußen-Xorddeutschland.  nach  sich  xiehen  würde!  Vielfach  haln-n 
wir  hier  ja  noch  Oster-  und  Michaelisfericn,  zweimal  V'erset zünden,  zweimal  Keife- 
prüfungen; daher  auch  meist  die  Möglichkeit,  im  Falle  eines  Mißerfolges  nach 
11,  Jahren  die  Versetzung  bzw.  die  Reife  für  die  Universität  zu  erlangen.  Schließt 
das  zweite  Semester  (eigentl.Tertial  oder  Trimester)  Anfang,  Mitte  JuH,  so  dürfte 
nach  meinem  Dafürhalten  das  erste  niclit,  wie  in  Bayern,  kurz  vor  Ostern  schheßen, 
aus  dem  einen  Semester  würden  -^4  Jahre,  aus  dem  anderen  nur  V,  Jahr.  Eine 
etwas  gleichmäßig  zeitliche  Ausdehnung  beider  ist  docii  nötig;  es  bleibt  also  nur 
übrig,  wie  in  Österreich  das  erste  Semester  von  Ende  September  bis  Mitte  Februar 
auszudehnen,  das  zweite  von  dort  bis  Anfang  Juli.  Dann  aber  gäbe  es  nur  2  bis 
3  Tage  Ferien  zw  ischen  beiden.  Zu  erw  ägen  w  äre  also  der  Vorschlag :  erstes  Semester 
vom  15.  September  bis  Weihnachten  (Michaelisferien  müssen  ausfallen),  zweites 
Semester  von  Weihnachten  bis  Anfang  Juli  (unter  Beibehaltung  der  Oster-  und 
Pfingstferien).  Dann  wären  zwar  die  Semester  auch  ungleich,  aber  das  erstere 
wiire  das  kürzere,  das  zweite  das  längere,  und  das  ist  natürlich  dtvs  viel  vorteilhaftere, 
als  die  baveri.schc  Teilung.  Damit  aber  verknüpft  sich  von  selbst  die  Forderung: 
nur  ein  mal  Versetzung,  nur  ci  n  mal  Keifeprüfung.  Der  Mißerfolg  der  beiden  koste 
dem  Schüler  ein  ganzes  Jahr  I  Das  w  ürde  jetzt  an  vielen  Stellen  als  ein  großer  Übel- 
stand empfunden  werden,  indessen  man  denke  an  die  Staaten,  in  denen  seit  langem 
dieser  Usus  besteht;  man  sagt  dort,  die  CJefahr.  ein  ganzes  Jahr  (nicht  bloß  ein 
halbes,  wie  oft  bei  uns)  durch  Faulheit,  Leichtsinn  und  ähnli<-hcszu  verlieren,  treibe 
doch  die  Jugend  zu  großem  Eifer  an.  während  hier,  wo  es  sich  nur  um  ein  Halb- 
jahr, besonders  um  ein  schönes,  kurzes  Sommerhalbjahr  handele,  dies  für  träge, 
gleichgültige  Naturen  kein  Ab.schreckungsmittel  sei,  .sondern  eine  Verlo<kung  zu 
einer  angenehmen  Sommererholung.  Aber  es  müßte  sich  diese  Praxis  rl«».  h  bei 
uns  in  Xorddeutschland,  besonders  in  großen  Städten,  erst  einbürgern. 


1)  In  norddoutvschon  Uuncli's.Htnntt'n  von  nicht  zu  >;n>ii«'m  l'mfnnn  sind  nntürlicli  dii-  Forion 
ganz  einheitlich  in  dio-ser  Art  zu  regeln.  Kür  da«  Könifireich  Sachsen  z.  B.  wird  mir  folgender 
Vorschlag  ühennittelt:  1.  Semester  ca.  1-1.  .August  bis  20.  Dezomlwr  (IS«,  \V«>chen). 
2.  Semester  ca.  ö.  Januar  bis  Knde  Juni  (22*2  \V(x>hen,  die  alnr  verkürzt  wenlen  durch  ca. 
9  Tage  Ostor-  und  9  Tage  Pfingstferien).  Die  schriftliche  Reifepnifung  N^ginnt  .Mitte  Mai;  die 
Hnuptbedingung  ist  dann  erfüllt:  der  SohluU  des  2..  des  Hauptsemesters  findet  statt  nach 
den  Reife-  und  Versetzungsprüfungen. 
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Manche  Kreise  wünien  es  ixuch  beklauen,  tlaß  daini  das  Seluiljahr  auf  das 
Kiirhenjalir  gar  keine  Küeksieht  mein-  nähme;  aber  auch  jetzt,  wenn  man  an  die 
Lage  der  Semester  in  Norddeutsehhind  denkt,  stimmt  nur  der  Beginn  des  Osterfestes 
mit  dem  Semestereehluß  überein.  das  erste  Drittel  des  Kirchenjahres,  das  von  dem 
1.  Adventssonntage  an  datiert,  Hegt  doch  immer  3  bis  4  Wochen  später  als  der  Wieder- 
anfang zu  Michaelis,  die  Übereinstimmung  ist  also  auch  gerade  nicht  groß.  Und  sollen 
oder  wollen  wir  „kirchlicher"  sein  als  der  katholische  Süden  oder  das  katholische  Öster- 
reich? Ohne  jede  Beachtung  des  Kirchenjahres  läßt  man  hier  den  Schluß  des  Haupt- 
semesters mitten  in  die  Trinitatissonntage  hineinfallen,  kümmert  sich  um  das  Oster- 
fest gar  nicht ^)  und  beginnt  den  Unterricht  noch  weiter  vom  1.  Adventstage  als  wir. 

Also  gefällt  uns  doch  der  österreichische  Ferientypus  am  besten?  Nicht 
ganz !  Denn  nun  wollen  wir  die  Ferien  schließlich  noch  betrachten  von  einer  Seite 
aus,  die  man  dort  zu  wenig  zu  kennen  scheint,  von  der  ästhetisch-gemütvollen 
Seite.  In  der  Ferienzeit  soll  und  will  der  Schüler  seiner  Famihe  gehören^) ,  die  Familie 
soll  ihm  gehören.  Während  sonst  ein  großer  Teil  des  Tages  der  Schule  und  ihren 
Anforderungen  gewidmet  war,  soll  nunmehr  statt  der  meist  strengeren  Gedanken- 
arbeit ein  harmloser,  aber  reger  und  inniger  Gefühlsaustausch  zwischen  dem  Schüler 
und  seinen  Angehörigen  anlieben,  der  durch  den  Kreis  naher  Freunde  erweitert 
und  vertieft  wird.  Über  viele  Dinge  soll  da  gesprochen  werden,  die  zu  berühren 
sonst  des  Schuldienstes  ewig  gleichgestellte  Uhr  hindert,  so  hauptsächhch  über 
Werke  der  Kunst,  welche  der  Unterricht  nur  flüchtig  berührt;  Bildergalerien, 
Museen  sollen  besucht  werden,  Musikstücke  vorgetragen  oder  gründlicher  genossen 
werden ;  Bücher,  besonders  solche,  welche  zur  Privatlektüre  auch  seitens  der  Schule 
empfolüen  sind,  sollen  studiert  und  gelesen  werden;  es  soll  und  muß  einmal  mit 
etwas  anderem  das  Innere  der  Jugend  ausgefüllt  sein  als  mit  mathematischen 
Formeln  und  grammatischen  Regeln.  Herz  und  Phantasie  wollen  auch  einmal 
ihre  Rechte  haben,  mehr  als  dies  in  der  Schule  angängig  ist.  Und  in  den  Frühlings- 
ferien zu  Ostern  und  Pfingsten  gehört  hierzu  in  erster  Linie  Anschauung  und  Genuß 
der  Natur.  Frühzeitig  möge  auch  der  Jugend  Sinn  und  Verständnis  für  Schön- 
heiten der  erwachenden  Natur  in  die  Seele  gepflanzt  werden,  weitere  Spaziergänge, 
kürzere  Ausflüge,  die  einige  Tage  dauern  mögen,  sollen  sie  die  Zauber  fühlen  lassen, 
von  welchen  beim  Anschauen  der  Naturgebilde  im  Gegensatz  zu  denen  des  Menschen- 
geistes, die  sie  in  der  Schule  bewundern,  jedes  menschliche  Herz  umstrickt 
wird.  Für  diese  notwendige  Wirkung  oder  Nebenwirkung  der  Ferien  sind  aber 
z.  B,  die  österreichischen  Pfingstferien  (vier  Tage)  und  auch  die  baye- 
rischen von  nur  drei  Tagen  viel  zu  kurz  !  Die  Feiertage  werden,  vormittags  wenig- 
stens, dort  von  der  Kirche  in  Anspruch  genommen,  so  bleiben  zwei  oder  ein  Tag 
übrig,  um  sich  einmal  etwas  im  Freien  umzuschauen.    Da  ertönt  nun  in  Gesang- 


1)  Der  Schulferien  wegen  das  Osterfest  zu  fixieren,  erscheint  mir  nicht  notwendig;  wie  man 
sich  schließlich  helfen  kann,  zeigen  die  Ferientabellen  von  Bremen  und  vom  Großherzogtum 
Hessen  A  u.  B. 

2)  Lohnt  es  sich,  daß  Schüler,  deren  Eltern  entfernt  vom  Schulorte  wohnen,  in  den  drei 
oder  vier  Pfingstfeiertagen  in  Bayern  und  in  Österreich,  ebenso  zu  Weihnachten,  wo  in  der 
Bukowina  vier  Tage  frei  sind,  überhaupt  erst  nach  Haas  reisen? 
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Htimdcii  von  tlcii  IJpptii  ilcr  hayfrisilu'ii  und  ÖKtfircicliiKclK-n  Juii^'cii  da«  lAvd: 
„|)<r  Mai  ist  gokointncii.  die  Häunic  Hchla^'en  aus",  aber  a<'li !  nur  einen  oder  z\v«'i 
Tai^o  hekoninicn  sii«  Ferien  (in  (Jalizien  und  Hukouina  eigentlich  j;ar  keine,  nüni- 
lich  mn*  die  beiden  Feiertage),  um  das  Ausscida^en  der  Häunit*  zu  K««lien  !  Auch 
die  Osterferien.  sieben  Ta^e.  nach  Abzu^  der  Festta^'e  nur  fünf,  \Veihna<ht<-n  = 
zelin  Ta^^e.  naeh  Abzui^  von  drei  Festtagen  nur  sieben  (in  ()st^'alizi<'n  und  Hukouina 
sogar  nur  aeelus  bzw.  vi.i  läge),  alles  das  genügt  nielit.  daü  auf  Henr,  und  Cenmt 
des  Schülers  lebendig  und  dauernd  eingewirkt  werde.  Da  lobe  ich  mir  dcx-h  die  ca. 
8tägigen  Pfingstforien.  l'/g  bis  2  Wochen  Osterferien  in  Xorddeutschland,  da  lf)hnt 
es  sich  doih,  einmal  hinauszugehen  in  die  freie  Natur  od<'r  sich  auszuruhen  und 
sieh  dem  Verkehr  mit  Angehörigen  und  Freunden  zu  widmen.  .Man  sieht  ja  ein, 
weshalb  in  Osterreich  diese  Ferien  so  kurz  sind:  alle  Kraft  soll  eingesetzt  werden 
möglichst  ohn'  Unterlaß,  ohne  Nachhissen  bis  zum  Semesterabschluü  -Anfang  Juli, 
dann  die  gro(3e  Ruhepause;  es  ist  möglich,  daß  dies  recht  praktisch  ist  und  manchen 
Erfolg  erzielt;  aber  dies  Prinzip  ist  doch  zu  konsequent,  zu  hart,  ich  möchte  fast 
sagen:  grausam  durchgeführt.  —  Es  ist  fast  ein  Ausnutzen,  ein  Auspumpen 
der  geistigen  Kräfte,  was  da  in  österreicli  vorgenommen  wird,  ob  es  doch  nicht 
hier  und  da  gefährlich  ist?  —  Indessen,  es  ist  auch  klar,  daß  bei  der  Ö8terreichis<hen 
Ferienordnung,  der  die  bayerisch-süddeutsche  so  ähnelt,  in  erster  Linie  pädago- 
gische Rücksichten  maßgebend  sind,  dann  hygienisch-klimatische,  die  ja, 
richtig  und  weise  benutzt,  sich  mit  der  Pädagogik  decken  müssen:  daher  Zusammen- 
fallen fies  Semesterschlusses  und  des  Ferienbeginnes  am  Anfang  des  Hochsommers. 
In  Preußen  und  Norddeutschland  dagegen  spielen  bürgerliche,  wirt- 
schaftliche, kirchliche  Momente  zu  stark  mit  hinein,  und  diese  haben  be- 
sonders in  dem  ost-  und  mitteldeutschen  Ferientypus  mit  der  hfk'hst  unzweck- 
mäßigen Lage  der  kurzen  Sommerferien  eine  Tradition  gebildet,  welche  ein 
bis  jetzt  noch  unübersteigbares  Bollwerk  bildet. 

Fassen  wir  unsere  Ergebnisse  und  Wün.sche  zu.sammen : 

1.  Im  Anfang  oder  in  der  .Mitte  Juli  Beginn  der  Sommerferien, 
die  unter  Wegfall  der  Michaelisferien  etwa  6  bis  8  Wochen  dauern. 

2.  Die  Dauer  und  Lage  der  anderen  P>rien  (zu  Weihnachten.  Ostern.  Pfing- 
sten) richtet  sich  nach  der  Dauer  und  Lage  dieser  Hauptferien;  je  nach 
provinziellen  Bedürfnis.sen  und  Wünschen  sind  diese  kleineren  PVrien 
auf  8  bis  14  Tage  au.szudehnen  und  die  Hauptferien  «lementsprechend 
um  ein  oder  zwei  Wochen  zu  verkürzen  oder  zu  verlängern. 

3.  Schluß  des  ersten  (kürzeren)  Semesters  zu  Weihnachten.  Schluß  des  zwei- 
ten Semesters  und  damit  des  Schuljahres  beim  Beginn  der  Haupt- 
(Sommer-)ferien.') 


1)  Die  „Donk.ichrift  do.s  Borlinrr  (5 ymnnsiallohrpr  -  Voroin«  über  die  Ordnung 
der  Ferien  an  den  hohoren  LchranHtnitcn".  von  Lortzing  im  Verein  mit  IVrlowitz 
hprausgegol)on  Berlin  1892,  stimmt  in  l'unkt  1  und  3  mit  mir  überein.  —  Übrigen*«  sind  in  der 
Denkschrift,  nur  die  Ferien  in  Norrldeut.schlnnd  berücksichtigt.  —  Vgl.  auch  die  3  auf  Vor- 
schlag von  Prof.  Dr.  phil.  et  iur.  Ernst  Theodor  SohTilze  angenommenen  Thesen  in  der  Sitzung 
des  Berl.  Gymnasiallehrer -Vereins  vom  ScptemU*r  1008. 

H.  Morsch,  das  höhere  Lchr»mt.   2.  Aufl.  2ti 
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B.  Titol  niul   I\:uig. 


4.  Voi"sot/.unL'.  Roifoj)iiifunLr  nur  einmal  im  Jahre  beim  Beginn  der  8ominer- 
forien. 

Mit  dieser  Ferienordnung  werden  aueh  die  »Seliulliygieniker  zufrieden  sein; 
Schmidt -Monnard  (Kotelmanns  Zeitschr.  1899,  S.  608)  hat  folgende  zwei  Thesen 
aufgestellt:  1.  das  Schuljahr  ist  im  Herbst  mit  einem  festen  Datum  zu  beginnen, 
etwa  in  der  Mitte  oder  in  der  zweiten  Hälfte  des  Septembers;  2.  die  Ferien  sollen 
so  geoixinet  werden,  daß  in  der  heißen  Jahreszeit  (Juli,  August,  Anfang  September) 
etwa  zwei  Monate  frei  sind.  Und  Eulenburg  hat  in  der  „Umschau"  1901  (Nr.  21) 
auf  die  österreichische  Ferienordnung  hingewiesen,  wo  in  mustergültiger 
Weise  den  Forderungen  genügt  sei. 

Welche  liebgewordenen  Traditionen  aber  müßte  man  hier  in  Preußen  und  Nord- 
deutschland begraben,  wollte  man  solcher  „Revolution  Beifall  klatschen" !     Wer 


B.  Titel 

(Die  Staaten  alphabetisch  geordnet,  nur  Bremen  und  Hamburg 


Staat 

Vor  dem  Amt. 

a)  Titel. 

b)  Beamteneigenschaft? 

c)  Vereidigt? 

Im  Amt. 

Titel  (bez.  Charakter). 

1.  Anhalt. 

a)  Ca ndidatus  proband iLs,  Hilfs- 
lehrer. 

b)  Nicht  Staatsbeamter. 

c)  Nicht  vereidigt. 

Oberlehrer. 

Professor  nach  15  Dienstjahren.') 

Leiter:  Direktor. 

2.  Baden. 

a)  Lehramtspraktikant. 

b)  Staatsbeamter. 

c)  Vereidigt  sogldich  bei  Beginn 
des  Probejahres. 

Professor,  sofort  nach  fester  Anstellung. 
Leiter:   Direktor,  später  zuweilen  Hof- 
rat,  Geh.  Hofrat. 

3.  Bayern. 

a)  Lehramtskandidat;        Assi- 
stent zur  Aushilfe  oder  zur 
Verwesung  von  Klassenordi- 
nariaten.    —    Im    allgem. : 
Gymnasialassistent. 

b)  Nicht     Staatsbeamter     (in 
Art.  1  u.  208  des  Beamten- 
gesetzes vom  16.  August  1908 
nicht  aufgeführt). 

c)  Vereidigt  beim   Antritt  des 
Dienstes. 

1.  Gymnasiallehrer,  a)  mit,  b)  ohne 
Aussicht  auf  Beförderung. 3) 

2.  Gymnasialprofessor,  a)  nur  mit 
Titel  von  solchen  ohne  deren  Gehalt, 
b)  auch  mit  dem  Gehalt,  beide  ohne 
Anwartschaft  auf   weitere   Beförde- 
rung. 

3.  Gymnasialprofessor  (vollberech- 
tigt mit  Anwartschaft  auf  weitere 
Beförderung). 

4.  Studienrat  (mit  dem   Range   des 
Rektors  und  dem  Gehalt  eines  Gym- 
nasialprofessors). 

5.  Konrektor«)  (dem  Rektor  gleich  an 
Rang). 

Leiter:  Rektor,  manchmal  Ober- 
studienrat. 

Gymnasialprofessor  10 — 12  Jahre  nach 
der  Anstellung  als  Gymnasiallehrer. 

1)  Was  das  zur  Charakterisierung  als  „Professor"  nötige  Dienstalter  anbelangt,  so  hat 

2)  Die  den  Oberlehrern,  Professoren  in  Anhalt,  Oldenburg,  Sachsen-Weimar  zugesprochene 

3)  Vgl  oben  unter  „Staatsprüfung"  S.  32 ff.  und  48. 

4)  „Konrektor"  in  Bayern  erst  1904  für  größere,  jetzt  für  alle  Anstalten  geschaffen  zur 
B.    „realistische"    Konrektoren    für    „humanistische"    Rektoren    und    umgekehrt.      Siehe 


V      M.  Tit.l  1111(1  K.iiii 
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in  X(ii(I(liu(s(lil;ni(l  wiinli-  auf  sriiic  ilim  t<'urrii  „Kartoffelferien"  (Mieliaeliß- 
ffiifii),  (Iriiii  \()ti  diu  \i>lksscliuleii  lu-r.  wo  /.iir  Kiirtnffelernte  Ktide  Si-pternber 
frrigejiebou  wuidi',  sind  sie  auelj  nuf  di(^  höheren  Schulen  iihertrii^'en  worden'), 
nicht  schweren  Hcr/.ens  vorzichti'n !  Wie  würde  man  sich  ^'e^en  Vcrle^'unji  der 
Keifeprüfiui)^  in  die  Mitte  des  Juni  und  in  den  Anfiinj;  Juli  hei  uns  sträuben  trotz 
des  bayerischen,  österreichischen  lieispielcs,  anderer  Scljwierijikeitcn  nicht  zu 
gedenken.  Aber  ich  glaube,  kommen  wird  diese  PVrienordnung  doch  einmal 
auch  für  uns! 


1)  Ursprung  utul  Nmuen  muß  man  tatfiüchUoh  von  den  Kartoffeln  ableiten.  V^l  da«  Such- 
sischü  \'olksschuIjit'sotz  vom  2(5.  April  1.S73,  §  2>S  Ab«.  ."},  wo  die  Ik'HtimmunK  getn)ffen  iat, 
daß  die  „vier  Ferienwochen  für  Hundstago  und  Michaolirt  je  nach  dem  örtlichen  Hedürfnüi.so 
auf  die  Getreide-  und  Kartoffelernte  verteilt  werden  können". 


und  Rang. 

ziiKt/t;   mcluere  norddeutsolie  Kleinstaaten  am  Soliluli  der  'ral«lli-.) 


Im  Amt. 

Rang. 


Bemerkungen. 


Nicht  gesetzlic'li  geregelt,  aueli  liei  aiideiii 
IJeaniten  nicht;  doch  OlKMlehrer  zur 
.")..    I'rofessor  zur  -1.   RanL'klassc. 


l'n.k-^M.r    hoffähig-). 
V.  .').  Nov.  18%. 


vgl.    Knigir    S.    .iJ.J.       \  orf. 


Offizielle  Kaugordmuig  nicht  vorhaiuleii; 
Hang  nach  (u'halt.sstufen.  —  l'ro- 
fe.ssor  =  Anitsricht.T.  Direktor  |.;mc|. 
L'ericht.xrat. 


.\ngestrelit  winl  eine  (Jiciclistclluiig  d.r  älteren 
„Trofcs-soren"  =  I^ndgericht-^rat,  Direktor  = 
baiidu'i'richtsdircktor. 


Die  Cileich.-^telhuig  mit  den  gleiohartigcu  juriatiM^beu 
Reamten  schon  seit  1M72. 

Die  in  Bayern  (vorgl.  S.  1 1-1)  ange.s teilten  ...Aktuare", 
die  an  sehr  großen  An-italten  ..Offi/.ianton"  be- 
titelt sind,  sind  natürlich  Subalt*'nilH»amtc. 


(_Jymna«iallehrer  Amtsrichter  (Kla.sse 
VIII).  C5}-mnasialprofcs.sor  =  I^^uid- 
gerichtsrat  (Klasse  VII).  Rektor  = 
Regierungsrat  (Klasse  VI).  Rektor 
als  Oberstudienrat  =  Obcrregierungs- 
rat  (Klasse  \'),  vgl.  Neueste  Rangord- 
nung v.  23.  Aug.  1M(I8.  —  „Studienrat", 
als  Titularauszeichnung  für  ältere 
Professoren  erst  1901  geschaffen, 
hat  wie  „Rektor"  und  „Konrektor" 
die  Komjx'tenzen  der  „Kollegialrät«", 
d.  h.  Anspruch  auf  gewis.se  Benefizien. 
z.  B.  auf  lelx-nslängliche  Versorgung 
der  Kinder. 


mir  Herr  Oherlohrer  Dr.  biixle  in  HcImsf«Hlt   1005  dankenswert«-,-«  Material  pegelvn. 
Moffäiu'gkeit  ist  natürlich  zunäelist  eine  Folge  der  geringen  I^'amt«<n7jdil  in  kleinen^n  Staaten. 


Unterstützung  des   Rektors«,   nU^r  ihm  dienstlich   unterget>nlnct ;   fast    imnu-r  zum   Ausgleich, 
oben  S.  112. 

26* 


4<M 


V.     B.  Tittfl  und  Rang. 


Vor  (l»'!ii    Amt. 

a)  Titel. 

Im   Amt. 

^t  1  1' 

1>)    HoaintciuMiztMist'haft  V 
lO   X'civiiliizl  ? 

Titel  (bez.  Charakter). 

4.    Hraiiiis.liMoii:. 

a)  Kandidat  dos  höheren  Sohul- 

Oberlehrer. 

amts. 

Professor,      jetzt     nach      16     Dienst- 

b) Nicht  Staatsbeamter. 

jahren. 

c)  Nieht  vereidigt. 

Ijciter:     Direktor,     zuweilen     Schulrat, 

OI)er.schulrat. 

ä.  Hoss«Mi. 

a)  Jx>hramtsrefercndar,        nach 

Oberlehrer. 

Beendigung  des  prakt.  A'or- 

Professor,   meist  nach   9   Dienstjahren. 

iHMvitungsdicnstes:         Lehr- 

Leiter: Direktor,  zuweilen  Geh.  Schulrat. 

amt  sa.^sessor    (vgl.     Verord- 

nung vom  9.  Dezember  1905). 

b)  Provisorischer   Staatsdiener. 

c)  Vereidigt  bei  der  Verpflich- 

tung   als    Ivchramtsaspirant. 

6.   Mecklonhurir- 

a)  l'robekandidat,  Hilfslehrer. 

Oberlehrer. 

Schwerin. 

b)  Nicht  Staatsbeamter. 

Gymnasialprofessor,  unbestimmt,  wann. 

c)  Nicht  vereidigt. 

Leiter:  Direktor. 

7.  Österreich. 

a)  Supplent. 

Provisorischer  Lehrer,  dann 

b)  Sind   in    keine   Rangklasse 

Wirkliche     Lehrer     an     Mittelschulen; 

eingereiht,  haben  aber,  wenn 

doch  nach  dreijährigem  Probedienst, 

sie  beeidet  sind,  das  Recht, 

Avährend  dessen  der  volle  Genuß  der 

die      Staatsbeamtenuni- 

mit dem  Lehramt  verbundenen  Be- 

form    der     Beamten     der 

züge     gegeben     wird,     Professor, 

11.  Rangklasse  zu  tragen.  — 

mitunter  Schulrat. 

Gesetzlich    ist    den    Sup- 

Leiter:  Direktor,  mitunter  „Regierungs- 

plenten der  Beamtencharak- 

rat", mitunter  nur  „Schulrat"  (beides 

ter  nicht  zuerkannt,  kommt 

als  Titel). 

ihnen,    wenn    sie    vereidigt, 

aber  tatsächlich  zu. 

c)  Vereidigt,    falls    sie    minde- 

stens  auf  ein   Semester   be- 

stellt sind  (vgl.  Minist. -Erlaß 

vom  27.  Juni  1890). 

8.  Oldenburg. 

a)   Probekandidat,  Kandidat  des 

Oberlehrer. 

höheren   Schulamts,   wissen- 

Professor  nach  12 — 16  Dienstjahren. 

schaftl.  Hilfslehrer. 

Leiter:  Direktor. 

b)  Staatsbeamter  als  etatmäßi- 

ger wis-senschaftlicher  Hilfs- 

lehrer,   der    gleichen    Rang 

mit  den  Landrichtern,  Ober- 

lehrern und  Regierungsasses- 

soren hat  und  mit  ihnen  in 

der  6.  Rangklasse  steht. 

c)  Als      etatmäßiger      wissen- 

schaftlicher Hilfslehrer  ver- 

eidigt; als  Probandus  nicht. 

V.     |{,  Tit.l  und  H.ii 
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Im    Amt. 

l'H-nierkuugeii. 

Nirlits   liest iinint. 

Eiiu-  Difiistran^didnun^'   ist    iiiclit    vur 
hamlen. 

Im  der  Hufrangordnung  sind  die  ÜU-rleljrer  üUt- 
haupt  nicht  genannt.  -  Die  Din-ktoren  der 
Realschulen.  lichrorscminarjen  und  die  Pro- 
fessoren stehen  in  der  Klasso  der  „chiirakteri- 
sierten  Räte",  die  lUrektoren  der  VollanstalU-n 
in  der  Khusse  G  mit  den  Landgerieht.srätfn  und 
Olieramtsriehtern. 

<  UrtIiIiivi-  uiul  I'rofos.suieu  liabcu  keinen 

Ix^stimniten  Hofrang. 
Die  Direktoren  nehmen  in  der  Hofranp- 

ordnung  den  7.  Platz  ein. 

Anfangs  in  der  IX.    Rangklas.se,  s|)äter. 
in  der  Regel,  aber  nicht  vor  Erlangung 
der  zweiten   Quinquennalzulage,  in  der 
VI II.  Rangklasse;  später,  in  der  Regel, 
aber  nicht   vor  Erlangung  der  vierton 
Quinquennalzulage,    in  der  VII.  Rang- 
klasse. 

Direktoren   anfangs   in  der  VII.    Rang- 
kla.sse;  später,   nur   „in  besonders   Ix'- 
riicksichtigungswürdigen      Fällen,      in 
der   Regel    nicht    vor  Erlangung    der 
fünften     (Quinquennalzulage",    in    der 
VI.  Rangklasse. 

Schulrat   in  der  VIII.,  Regierungsrat  in 
der  \'I.  Rangkiiusse. 

Die  österreichischen  Rangklassen  In-deuten  nicht 
leere  Ehren,  sondern  sind  zugleich  tjohalts- 
klassen;  jede  Kla.s.se  von  Ii<'amten  hat  ihren 
Grundgehalt,  und  ein  Aufrücken  in  eine  höhere 
Rangkla8.se  ist  mit  der  Aufrückung  in  die  mit 
der  Rangklasso  verbundene  höhen-  Aktivität«- 
zulage  identisch,  was  l)ei  uns  in  Preußen  und 
anderwärts  nicht  der  Fall  ist. 

Die  IX.  Rangklasse  entspricht  unsrer  V..  die  VII. 
aber  dort  unsrer   III.    R^ingkhis^se,   vgl.   unten. 

Die  österreichischen  „Rezirksrichtor"  stehen  gleich 
in  der  VIII.  Rangklas.se.  I><wuh'8geriehtsräto,  Staats- 
anwälte in  der  VII.,  wie  die  Profe,s.m)ren  und  die 
Direktoren;  freilich  (s.  R<'merkungen)  laKson  sich 
„Li'hrer"  und  „lieamte"  eigentlich  gar  nicht 
vergleichen. 

.\.i<  h   ungedruckter  Hofrangortlnung: 
OlM'i-schulrat,   Direktor.    I*r()fe.H.sor  in  der 

V.    Rangklivs.se  (~  I.^ndgericht«rat). 
Oberlehrer  in  der  \1.  H.inL'klasse(      .Amts- 
richter). 

OlH-rlehrer  hoffähig. 
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V.     B.  Titol  und  Kaug. 


Staat 

Vor  tlou»  An»t. 

a)  Titel. 

I))   Hoamtenoigonschaft  ? 

c)   Voividi.L't  ? 

Im  Amt. 

Titel  (bez.  Charakter). 

9.    l'riMiLI«'ii. 

a)  Seminar-,         rrobekandidat 
(Kandidat  des  höhercnSchul- 
aiuts),    Wissenschaft!.    Hilfs- 
lehrer. 

b)  und  c)  Beamteneigenschaft, 
falls  in  eine  amtliche  Kandi- 
datenliste eingetragen,  nach 
Vereidigung,  die  nach  Se- 
minar- und  Probejahr  statt- 
findet.      Zentralblatt    1905, 
S.  409. 

Oberlehrer. 

Professor  (jetzt  nach  15  V,  Dienst- 
jahren, d.  h.  15 '4  Jahre  nach  er- 
langter Anstcllungsiahigkeit,  früher 
jiach  dem  „Oberlehrerdienstalter", 
jetzt  nach  „dem  Dienstalter  im 
hölieren  Schuldienst",  d.  h.  meist 
nach  dem  Datum  der  Anstellungs- 
fähigkeit, vgl.  Zentralbl.  1904, 
S.  200  u.  554). 

Leiter:  Direktor,  später  oft  Geh.  Re- 
gierungsrat. 

10.  Köniffreich 
Sachsen. 

a)  Kandidat,  Probelehrer  (pro- 
bandus),  nicht  ständiger  wis- 
senschaftlicher Lehrer. 

b)  Nicht  Staatsbeamter. 

c)  Nicht  vereidigt. 

Oberlehrer. 

Professor  jetzt  nach  18  bis  19  Dienst- 
jahren, auch  „Konrektor"  mit  300  Mk. 
persönlicher  Zulage  zur  „Stellver- 
tretung des  Rektors",  mitunter  ein 
älterer  Professor  „Studienrat". 

Leiter:  Rektoren,  früher  oft  Oberschul- 
rat, jetzt  Oberstudienrat  (Oberschul- 
rat für  Seminardirektoren  usw.). 

11.  Sachsen- 
Weimar. 

a)  Probandas,  wissenschaftlicher 
Hilfslehrer. 

b)  Nicht  Staatsbeamter. 

c)  Nicht  vereidigt. 

Oberlehrer. 

Professor  nach  15  Dienstjahren. 
Leiter:  Direktor,  zuweilen  Hof  rat,  Geh. 
Hofrat. 

1)  In  der  Hofrangordnung  wird  zwischen  Amtscharakter  und  persönlichem  Charakter 
aber  ist  der  Unterschied  vorhanden  in  bezug  auf  Umzugskosten.  Beamte  mit  dem  Amtscharakter 
8.  14.    Die  Richter  übrigens  hatten  vor  1898  auch  nur  den  „persönlichen"  Rang. 

2)  Vgl.  Kretzschmar,  S.  41.    In  die  Finessen  der  sächsischen  Hofrangordnung  (Abt.  IV,  18; 


H.  TiUl  und  Hiing. 
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Irii    Amt. 


li<nu'rkunj.'i'M. 


Oberlehrer  =  V.  Rminklasse  der  liölieren 
l'rovinzialbcamten  (unterste  Klasse 
der  sogenannten  „höheren  Ik-ainten"). 

Professor  --  1\ .  lianj;klasse;  solche, 
welche  vor  dem  lH>tr.  iJienstalter 
nußer  der  Reihe  „Professor"  werden, 
bleiben  zunäehst  in  dt;r  \'.  Rangkla,sse 

Direktor  von  N'oUanstalten  —  IV.  Ranjj 
khwso  als  Amtscharakter  (».  neben 
stehende  Spalte)  schon  seit  1N43.  Geh 
Regierunv'srat  auch  IV.  Rang 
klasse  nach  Hofrangn-plement  von» 
19.  Januar   1878  (s.   unten). 

Direktor  von  Nicht vollanstalten,  aucli 
von  höh.  Töchterschulen  =  V.  Rang- 
klasse, später  —  IV. 


.\mt«*rieht<"r,  I^amiriehter  =;    V.  RangklaMMO. 

.\mtMgurielit«nit   | 

l.juidgerichtsrat    \         IV.  Rangklass«-.') 

R<'gierungsrat       | 

rnterschied:  U-i  den  richterlichen  uml  hölieren 
Nerwaltungslx-amten  ist  IV.  Rangklftiwc  AmtM- 
charakter,  der  ohne  KrbiU  einer  Ijcwonderen  Vor- 
fügum;  dem   betreffenden  zukommt. 

Hei  l'rofessoren  un<l  Ilin-ktonn  der  Nicht- 
yoUanstalten  ist  1\'.  Rangkla-sst;  nur  „|»en«in- 
1  icher  Rang"')  und  In-darf  eim-r  In-Honderen 
Onler.  Auf  welcher  allerhöclwten  Kabinett«- 
order  in  Preulien  dieser  l'nterschied  l)eruht,  ist 
nicht  erfindlich.  —  NelK'n  dem  „ProfcHÄor" 
bleibt  der  „Olwrlehrer",  also:  Pnifessor  Dr.  N., 
Oberlehrer  am  .  .  .  (Jynina.sium;  streng  ge- 
nommen mülite  es  auch  heilJen:  Haurat  ,N.  N., 
Hauinspektor;  Forstmeister  N.  N.,  ()lK'rförnter; 
Liindgerichtsrat  N.  X.,  [.^ndrichter,  vgl.  „Blätter 
für  höh.  Schulwesen"  1908.  S.  436. 


Professor  nach  der  llofrangoiiliiung  in 
der  IV.  Klasse.  Ai)teilung   18. 

Studien  rat  —  IV.  Klasse  Xr.  14. 

Rektoren=IV.    Khusse    Abteilung    9. 

Die  Rektoren  der  P'ürsten-  und  Landes- 
.schulen  gehen  den  andern  Rektoren 
im  Range  vor  in  dieser  IV.  Kla.sse'-); 
vor  diesen  Rektoren  die  Universitäts- 
professoren  in  Leipzig. 

Oberstudienrat  in  III,  Abt.  9. 


Die  (iyinn.i.si.ilolH'rlchrcr  als  .soKlif  Ii.iIk  ii  j^.ir 
keinen  Hofrang;  zum  Vergleiche  der  Rang 
der  richterlichen   lieamten: 

Amts-  und  I^indrichter  in  IV,   IS; 

•Vmts-  und  Lindgerichtsräte  in  I\',   14; 

OlK-ramtsriehter  in   IV.   1; 

Landgeriehtsdirektor  in  III,  9. 
Die  Oberlehrer  in  Sachsen  stehen  al.so  durch.schnitt- 
lich  eine  Stufe  tiefer  als  die  l»etr.  richterlichen 
lieamten;  erst  nach  zirka  18  Dienst jahn»n,  wenn 
er  „Profess()r"  wini,  kommt  ein  Oberlehrer  zu 
dem  Range  eines  .Amtsrichters,  erst,  falls  er 
„OlK>rstudienrat"  gewortlen,  in  den  Rang  eine« 
I-andL'criclitsdirrktors. 


Xach   Hofrangordnung: 

Olx^rlehrer  =  Amts-(Land-)richter; 
Profes.sor  =  Amts-(I^nd-)gerichtsrat; 
Direktor  =  Landgerichtsdirektor. 


OUrKhrcr  hoffaliig;  di.>  \i,rn-clit  erstreckt  .sich 
tatsächlich  nur  auf  die  in  (h-r  < Jniühenroglichen 
Residenz  Weimar  aa-iä-s^ii.- •<  « >l- rl.lr.  ,  iv-- 
fessoren  usw. 


kein  l'nterschied  gemacht,  alle  I^>amfen  u\  l\'  rangieren  nach  dem  l>atum  ihn-r  l',it<'nte.    Wohl 
der  IV  haben  ö(M)  Mk.,  solche  mit  dem  persönlichen  Charakter  in  IV  haU'n  nur  .3(X1  Mk..  vgl.  oben 


r\'.  14  usw.)  einzudringen,  ist  mir  nicht  gelungen;  drx-h  ist  wohl  klar,  daO  IV.  1  höher  ist  als  IV,  18. 
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St-iat 

V«>i-  dein   Amt. 

a)  Titol. 

h)   Roanitoni>iiionsol>afl? 

Ol   \'crriclii:tT 

Im  Amt. 

Titel  (bez.  Charakter). 

12.  »  ürtlt'inluT::. 

a)  Hilfslclinn-. 

h)  Nioht  Stantsboanitor. 

o)  Voroidigt      nach     doni     Bo- 
stchcn    dor    crston    Dionst- 
prüfung  boi  Boginn  des  Vor- 
bereitungsdienstes  oder   der 
ersten  dienstlichen  Verwen- 
dung. 

Humanist.  Anst.         Realist.  Anst. 
Lehrer  d.  Unterstufe,  Sexta  u.  Vorschule. 

1.  l'rä/.oj)t(n-.                          1.  Reallehrer. 
Lelnvrdor.'\li(telstufe(Tertia  bis  Quinta). 

2.  ()berj)räze})tor.           2.  Oberreallehrer, 
ev.  nach  12  Dienst  jähren  „Professor" 

Lehrer   der    Oberstufe    (Oberprima    bis 
Untersekunda). 

3.  Professor.                           3.  Professor. 
lA'iter:   Rektor,  später  zuweilen  Ober- 

studionrat. 
Die  Beförderung  der  unter  2.  und  3.  Auf- 
geführten in  die  höhere  Rangklasse 
wird  nur  zu  einem  Drittel  der  Ge- 
samtzahl in  Vorschlag  gebracht  wie 
früher  in   Preußen. 

13.  Bremoii 

und 

14.  Hamburg'. 

a)  Probekandidat,  wissenschaftl. 
Hilfslehrer. 

b)  Nicht  Staatsbeamter. 

c)  Nicht  vereidigt. 

Oberlehrer. 

Professor,  nach  20  Jahren  in  Bremen, 

nach  16—17  Jahren  in  Hamburg. 
Leiter:  Direktor. 

In  den  13  in  der  Tabelle  nicht  stehenden  norddeutschen  Staaten  ist  die  Amtsbezeichnung 
Gotha  in  12 — 14,  in  Sach-sen-Altenburg  in  13,  in  Reuß  j.  L.  in  15 '4,  in  Sachsen-Meiningen  in  15, 
übrigen  Kleinstaaten  ließ  sich  darüber  nichts  feststellen.  Die  Direktoren  in  diesen  Staaten 
Hofräte. 


Vielerlei  ließe  sich  ja  bemerken  zu  diesen  Titulaturen  und  Rangstufen,  welche 
die  Notwendigkeit,  Beamte  in  einem  geordneten  Staatswesen  eben  nicht  wild  durch- 
einanderlaufen zu  lassen,  erschaffen,  und  die  dann  menschliche  Torheit  und  Eitel- 
keit gemü3braucht  haben :  doch  sei  nur  das  Allernötigste  gesagt,  vgl.  die  vorzügliche 
Denkschrift  von  Kolisch  und  Schuster.  Stettin  1905,  Druck  von  Graßmann,  und 
Block:  „Die  staatliche  Gleichbewertung  des  höheren  Lehrerstandes  mit  anderen 
akademisch  gebildeten  Berufsständen  nach  Rang  und  Gehalt".  Darmstadt, 
J.  A.  Herbert. 

Zuerst  sind  die  Amtsbezeichnungen  für  die  Kandidaten  des  höheren  Lehramts 
sehr  bedauerlich;  alle:  „Probekandidat,  Probelehrer,  HiKslehrer,  Supplent",  be- 
zeichnen 80  etwas  Unfertiges,  wie  es  wohl  in  keinem  höheren  Stande,  auch  nicht  im 
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Im    Amt. 


üctiuTkiiiitJi'n 


Nach  Verfünunjj  v.  IJ.  Miir/.  i;)U(i  (K.lil- 
eisen  S.  '2'2[\':\U):  1.  Triizt-ptor  iiiul 
Rcnllfhicr     auf     tli-r    IX.     Kaii^'st  ufr. 

2.  UlH'iprä/fptdr  iiiul  (HxTicallrlircr 
auf  der  \'1II.  Ran^.stufe,  küniu-ii  iiacli 
rijährigor  Dicn.stzi'it  als  I'n)fes.>(iii 
auf     die     VII.      Kaiigstuft«      konitiu'ii. 

3.  I'n)fes.s()r  der  ObriahtrilunK  in  der 
VII.  Hangstuff  kann  nach  IJ  .lalirt-n 
auf  dit'  \'I.   Ranjistuff  kutiinicn. 

Ix'iter:  Rektor,  auf  der  \l.  Rangstufe, 
später  ruoglieherwei.se  auf  der  V.  Hang- 
.stufe. 


Zum  Vergleieli  mit  den  riehUTÜchen  lk'amU*n 
diene  der  HinweiH,  dnU  die  würtU-ml*«TKij*ohen 
.\mt«rieliter  uml  Ijindriehter  auf  der  N'II., 
I-andgerielit,sriite  auf  <ler  VI.,  die  I^mdgerichUi- 
direkton-n  auf  der  V.  Stufe  Htehen. 


Eine  Rangorthiung  exi.stiert  nicht;  man 
könnte  höchsten.s  die  (Jeluilt.s.stufen 
als  Ersatz  nehmen.  —  Wenn  die  (Je- 
haltsstufen  als  maügelHMid  angeni)m- 
men  werden,  stehen  die  Olwrlehrer, 
Professoren  hinter  den  richt^-rlichen 
Beamten  der  beiden  Hansestadt«'  .so 
zurück,  wie  in  keinem  Bundes- 
staate: in  Hamburg  ist  die  Differenz 
in  bezug  auf  die  KndgeliülU-r  KMio  Mk. 
(Oberlehrer  •.»(1(1(1.  Rieliter  Kidiid  Mk.). 
in  Bremen  25()(»  Mk.  (Überlehrer  End- 
gehalt 7000.   Richter  9500  Mk.)')- 


Ijez.  der  Charakter:  01>erlehrer,  Pn»fessor,  Direktor.  „Professor"  wird  man  in  Sach.««en-Coburg- 
in  Lülieck  nach  17 — 19  Dienstjahren,  im  Fürstentum  Lipjx»  in  19  Dienstjahren;  in  den 
heißen   zuweilen    noch    Geh.    Oberschulräte   ((Jotha),    Obersehulräte,    Scliulräte,    Hofräte.    (rt>h. 


.subalternen,  den  Amt.sbowerlx'rn  ^choteii  wird;  wie  stolz  klingt  dagegen  sclutn 
„Regierungs.supornunicrar"  !  Erträglifiior  .sind  „I^Oiraint.spraktikant"  und  „Assi- 
.stent";  aber  da.s  erste  konnte  ebensogut  niederes  Ix'hranit  bezeichnen,  es  müßte 
also,  wie  im  Po.stfacli  man  jot/t  unterscheidet:  Oberptvstpraktikant  Postprak- 
tikant, heilien:  (Jberlehramtspraktikant ;  der  „A.ssistent"  klingt  auch  nach  sub- 
alternen LAufbahnen.  Wahrlich,  hier  haben  die  Staaten  ihre  Pflicht,  die  Anwärtor 
des  höheren  Lehramtes  durch  entsprechenden  Titel  gerade  beim  Beginn  der  Lauf- 
bahn gehörig  zu  unterstützen,  recht  versäumt:  meist  auch  schädigen  die.sc  Be- 
zeichnungen tatsächlich   die  Ausübung   der   Tätigkeit    und    tun   dem  Ansehen  des 

1)  Für  Bremen  vgl.:  Die  Uge  der  ( il-rl. .),,.. r  ,„  H...,,,..,,     H  nL..l.r,ff      lln-n,..,,  i'*,i,<     vor- 
lag von  Gustav  Winter. 
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ganzen  Standes  Abbnuh  ironug:  Oott  sei  Dank  ist  norli  oft  der  „Doktor"  da.  — 
Wenn  man  z.  B.  in  Preußen  den  „Studienreferendar"'),  „Studienassessor"  uns 
nieht  „gönnt",  wie  man  z.  B.  in  Hessen  Leln-anitsassessor  sagt,  so  bliebe  nur  der 
etwas  lange  „Oberlehramtspraktikant"  übrig!  ^\'an^nl  erträgt  man  denn  „Gewerbe- 
assessor", „Forstreferendar".  „Forstassessor",  sogar  „Bergreferendar",  „Berg- 
assessor", obgleich  walulicli  die  Kandidaten  in  den  beiden  letzten  Berufsarten 
wenig  zu  referieren  und  selten  bei  Beratungen  „Beisitzer"  zu  spielen  haben?  Das 
wäre  doch  bein\  höheren  Lehramt  noch  eher  der  Fall !  —  „Referendar"  und  „Assessor" 
sind  doch  allgemeine  Bezeichnungen  für  die  Anwärter  auf  ein  Amt  mit  akade- 
mischer Vorbildung,  also  sage  man  auch  „Pfarramtsreferendar",  „Pfarramtsassessor". 
—  Titel  sind  aus  dreierlei  Ursachen  offenbar  vorhanden: 

1.  um  das  Ansehen  des  staatlichen  Amtsinhabers  zu  schützen  und  zu  heben, 

2.  um  ihn  von  anderen  Beamten  zu  unterscheiden, 

3.  um  seine  Vorbildung  und  damit  die  Art  seines  Amtes  von  vornherein 
in  der  öffenthchkeit  zu  bezeichnen. 

Der  ersten  dieser  Anforderungen  genügt  aber  der  mittelalterlich  klingende 
„Präzeptor"  ebensowenig  wie  der  „Kollaborator".  Der  zweiten  vor  allem  nicht  der 
„Professor";  wie  vielerlei  Professoren  gibt  es,  vom  Professor,  dem  MitgHed  der 
Akademie,  bis  zum  Professor  der  Magie!  Nicht  angenehm  ist  es,  wenn  dann  erst 
in  der  Gesellschaft  ausgehorcht  wird,  zu  welcher  Sorte  von  Professoren  man  ge- 
hört! Man  kann  es  den  Universitätsprofessoren  nicht  verdenken,  w'enn  sie  durch 
Zusätze  „Hochschulprofessor"  oder  ähnhches  sich  abzusondern  suchen,  wie  es 
ja  auch  schon  gelehrte  Zeitschriften,  z.  B.  die  Deutsche  Literaturzeitung,  tun; 
noch  mehr  aber  müssen  wir  dagegen  uns  verwahren,  daß  unser  Oberlehrer  und 
Professor  an  nicht  akademisch  gebildete  Lehrer,  sei  es  der  Volksschulen,  sei  es  der 
Mittelschulen,  gegeben  wird.  Die  Hochschullehrer  und  die  Oberlehrer- Professoren 
des  höheren  Lehramts  haben  doch  dieselbe  Vorbildung,  arbeiten  wissenschaftlich, 
haben  auch  denselben  Rang,  außerordentliche  Professoren  den  der  V.,  ordentliche 


1)  „Gymnasialreferendar"  paßt  absolut  nicht  für  die  Kandidaten  an  Realanstalten. 
Dieser  Titel:  „Gymnasialreferendar"  würde  sich  nur  eignen,  falls  folgender  Vorschlag  für  sämt- 
liche höhere  Schulen  durchginge:  Altgymnasium,  Realgymnasium,  Neugymnasium 
(jetzt  Oberrealschule),  Gymnasialschule  (jetzt  Realschule),  freilich  mißlich  ist  hier:  Real- 
gymnasium neben  „Xeugymnasium";  der  Entstehung  und  dem  Charakter  nach  der  betreffenden 
Anstalten  könnten  beide  Titel  ebeasogut  vertauscht  werden.  —  Viel  besser  erscheint  mir  die 
Bezeichnung  „Studienanstalt"  für  alle  höheren  Schulen,  die  alten  ehrenvollen  Namen  bleiben 
ruhig  daneben  stehen:  z.  B.  Königl.  Studienanstalt,  Friedrich  Wilhelms  -  Gymnasium.  — 
Städtische  Studienanstalt,  Friedrich  Werdersches  Gymnasium.  —  Städtische  Studienanstalt 
zu  N.,  Realschule.  Die  bei  der  Mädchenschulreform  neu  erfundenen  Überschriften  (Lyceen, 
Studienanstalten)  zeigen,  wie  leicht  man  in  Preußen  Titel  macht  und  gibt,  wenn  man  nur  will! 
Aber  wie  unglücklich  ist  „Lyceum"  für  eine  Mädchenschule !  Was  hat  der  alte  'AnöXXav  XvKsiog 
und  das  nach  ihm  genannte,  bei  Athen  gelegene  Avxeiov,  wo  Aristoteles  und  seine  Schüler  lehrten, 
mit  der  Bildung  unserer  „höheren  Töchter"  zu  tun?  —  Die  „Studienanstalt"  haben  die  „Mäd- 
chenschulreformer" uns  vorweg  genommen!  Doch  wenn  die  „Coeducation"  erst  mehr  Beifall 
gefunden  hat,  paßt  diese  Bezeichnung  sehr  gut  auch  für  uns !  —  Im  übrigen  paßt  sie  auch  jetzt, 
selbst  auf  die  Gefahr  hin,  daß  die  Schüler  der  Studienanstalten  schon  als  Tertianer  sich  dann 
„Studenten"  nennen  würden.    Man  könnte  sie  schon  von  den  andern  „Studenten"  unterscheiden. 
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(Ich  der  I\'.  liaiiLiklasse,  w  ii*  wir;  so  ist  f«  für  dir  l  iiivci-hiliil.sjirofcKHonMi  nicht 
(Icpriinicreiul,  wi-iiii  ein  „SchuIprofcsHor"  eben  auch  ein  I'rofeHHor  iht,  uohl  aber 
für  uns,  wenn  man  unu  mit  Subalternbeaniten  II.  KloHNe,  cjlme  Ciyninaisialbildung, 
ohne  Hoehschulbihlung  zusammentut.  Der  Oberlehrer  —  vgl.  Förster,  Oberföniter  — 
ist,  vielleicht  als  „Studienoberlehrer"'),  der  «-inzig  richtige  'i'itel  für  I>«*hrer  an 
höheren  Schulen  (in  liayein  u.  a.  leider  an  Volk.s.schullehrer  verliehen)  und  sollte 
nur  ihnen  /ukommen,  auch  statt  des  „Priizeptor",  „(iyniruw*iallehrer"  im  Süden 
in  Aufnahme  liclaiiL'en.  der  Professor  aber  ist  nicht  glücklich  gewählt,  er  unter- 
scheiilet  uns  von  andciii  Hcjiiiitcn  niclit ;  er  ist  zu  .seht-  Allerweltstitel,  besonders 
in    Baden   und    Österreich. 

Zu  diesen  Allerweltstiteln  gehört  auch  Hofrat.  Geh.  Regierunitsrat,  wie 
sieh  in  vielen  Ländern  ältere  (iymnasialdirektoren-j  nemien  la.s.sen  müssen, 
ja  Direktor  selbst  ist  solch  wenig  charakteristischer  Titel.  Alle  diese  Titel,  eben- 
sowenig wie  der  Professor,  genügen  der  zweiten  Anforderung  nicht,  sie  tragen  keine 
unterscheidenden  Merkmale  an  sich.  Vor  den  Direktor  muß  man  erst  allerhand 
vorsetzen,  damit  man  keinen  Theaterdirektor  vor  sich  zu  haben  glaubt:  Gymnasial- 
direktor, Realgymnasialdircktor,  Progymnasialdirektor  und  Realgymnasialdirektor. 
Oberrealschuldirektor !  —  Schöne  Worte !  Das  richtigste  bleibt,  wie  der  höhere  Titel 
im  Kadettenkorps,  Studiendirektor  für  einen  Leiter  einer  höheren  Lehranstalt; 
Studien,  vermöge  seines  lateini.schen  Ursprunges,  bezeichnet  eben  „gelehrte"  Studien, 
ein  Gymnasialdirektor  besser:  Studiendirektor,  ist  eben  ein  solcher,  der  junge  L<'ute 
zu  gelehrten  Studien  hinführen  soll.  Für  ältere  Gymnasialdirektoren  paßte  dann, 
ähnlich,  wie  in  Jiayern  Oberstudienrat,  „Geheimer  Studienrat".  Ein  solcher  Aller- 
weltstitel. der  weder  die  Beamten  von  andern  unterscheidet  noch  ihre  Vorbildung 
erkennen  läßt,  ist  auch  „Geheimer  Regierungsrat";  lasse  man  den  unter  ihrem  Präsi- 
denten arbeitenden  Regierungsräten  diese  Erhöhung,  welche  bekanntlich  den  Träger 
nicht  in  die  höhere  Rangklasse  (III)  versetzt,  ihn  dieser  nur  annähert;  aber  was 
sollen  L'niversitätsprofessoren  (besonders  die  in  der  j)hilosoj)hischen  Fakultät) 
mit  dem  „Geh.  Regierungsrat"?  Auch  für  einen  Gynuiasialdirektor  paßt  dies  nicht, 
beide  sträuben  sich  meist  innerlich  gegen  diese  Verdunkelung  ihrer  amtlichen  Tätig- 
keit, die  auch  durch  den  „Geh.  Hofrat"  in  Baden  und  Sachsen-Weimar  die  Leiter 
höherer  Lehranstalten  sich  gefallen  las.sen  müssen,  während  in  Sachsen,  Bayern 
und  Württemberg  die  mit  „Studien"  zusammengesetzten  Amtsbezeichnungen 
praktischer  sind,  auch  für  das  Publikum,  das  doch  dann  weiß,  wen  es  vor  sich  hat. 


1)  Da  manche  mit  Recht  den  „-Uhnr"  \vo(:en  der  Venvc<li.H,lnn>;  mit  «len  Gcmcindewhul- 
lehrem  aus  unserer  Titulatur  au-snu-rzen  wollen,  hat  man  jünffst  auch  „Studienmcintor"  (vpl. 
iiaumeistor.  Forstmeister)  vorgeschlagen. 

•_*)  Wanim  schließt  ül)ripens  Iwi  uns  in  I'reuüi'n  tmd  vielfach  in  NonldeutJ»chIftnd  die  Titel- 
folpe  für  die  Oberlehrer  und  Professoren  frühzeitig,  schon  nach  zirka  1-1  Pien-st jähren  ab?  Im 
Richtorstande  werden  viele  .\mt,s-  oder  Ijindpcrichtwräto  kurr.  vor  dorn  Au.H»ohpiden  aiw  dem 
Dienste  „Geh.  Jastizräte".  und  z.  B.  im  Königreich  Sacli»en  manche  I*rofes,sorcn  lioi  ähnlicher 
(Jelegenheit  „Studienräte".  Die  meisten  werden  hoffentlich  mit  mir  darin  ülxreinstimmen. 
daß  solche  „.\uszeichnung",  da  sie  nicht  allen  zuteil  wird.  Uvssor  wegfiele :  indessen,  da  sie  bei 
einem  gleichartigen  .Stande  wie  dem  der  Richter  in  Preußen  üblich,  so  muß  man  auch  hierin 
eine  gewisse  Zurücksetzung  der  „Philologen"  erblicken. 
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Für  ilio  wenitrtMi  aus  doin  ObiMlelirorstande  in  tue  Piovinzial-  und  Zentralbehörden 
aufrürkendon  ^litgliedor  geht  dann  die  Vorsi-hUMcrung  ihres  Herkommens  z.  B.  in 
Preußen  immer  weiter,  wenn  sie  als  Provinzialschulräte  zu  „Geh.  Rcgierungsräten" 
charakterisiert  werden,  während  „Geh. Studienrat"  viel  inhaltreicher  wäre.  Im  Mini- 
sterium und  in  den  höheren  Behörden  hat  man  die  früher  dem  Stande  der  Prediger, 
Ärzte,  Bauräte  Angehörigen  richtig  durch  Wirkl,  Oberkonsistorialrat,  Geh.  Ober- 
^Medizinalrat.  Geh.  Oberbaurat  gemäß  ihrer  Vorbildung  kenntlich  gemacht;  aber, 
wenn  ein  Oberlehrer  ins  preußische  Ministerium  kommt,  wird  seine  Abkunft  völlig 
verhüllt,  man  nennt  ihn  Geh.  Oberregierungsrat,  Wirklicher  Geh.  Obcrregierungs- 
rat,  ebenso  in  Österreich  Hofrat  statt  Geh.  Oberstudienrat.  Bei  uns  muß  leider  die 
Anrede  „Geh.  Rat"  der  Kürze  wegen  für  die  der  ersten  Rangklasse  zugehörigen 
Wirklichen  Geh.  Oberregierungsräte,  vielleicht  auch  für  die  darüber  stehenden 
Wirkhchen  Geheimen  Räte,  ebenso  bei  den,  dem  Subalterndienst  entstammenden 
Geh.  Rechnungs-  und  Kanzleiräten  gebraucht  werden.  Wozu  sind  Titel  aber  vor- 
handen, wenn  sie  alles  durcheinander  bringen?  Hier  ist  man  in  Bayern,  zum  Teil 
auch  in  Österreich  glücklicher  gewesen;  die  Räte  im  Bayerischen  Ministerium  heißen 
fast  alle  „Ministerialräte",  auch  in  Österreich,  wenigstens  die  höheren,  allerdings 
sind  dies  alles  Juristen.  Der  Usus,  der  ja  tjo^-annus  ist,  heiligt  hier  ja  alles,  aber 
da  auch  Hofrangreglements  schließlich  nicht  ganz  fest  sind,  könnte  wohl  frülier  oder 
später  ein  Staat  sich  einmal  im  Nachbarstaat  bei  Umänderungen  etwas  orientieren. 

Die  deutschen  Bundesstaaten,  ebenso  wie  Österreich,  sind  Militärstaaten,  und 
der  Rang  aller  Zivilbeamten  richtet  sich  durchaus  nach  dem  der  mihtärischen 
Chargen;  will  man  sich  vergewissern,  wie  hoch  bez.  niedrig  ein  Zivilbeamter  steht, 
muß  man  zusehen,  wo  er  nach  dem  Hofrangreglement^)  zu  rangieren  ist,  d.  h.  neben 
welchem  mUitärischen  Amte.  Es  wäre  schier  unmöglich,  auch  zu  kleinhch,  die  Hof- 
zeremonielle aller  deutschen  Staaten  daraufhin  zu  untersuchen,  nur  Preußen  soll 
hier  mit  Österreich  vergHchen  werden,  damit  es  ersichtlich  sei,  wie  man  höheres 
Lehramt  hier  und  dort  einschätzt;  natürlich  kann  nur  ein  Auszug  gegeben  werden 
nach  den  unserer  Aufgabe  dienenden  Zwecken. 

Die  am  Königl.  Preußischen  Hofe  erscheinenden  Personen  ordnen  sich  folgender- 
maßen : 

Allen  Rangklassen  voran  geht  als  erster  der  Oberstkämmerer,  demnächst  die 
Generalfeld  marschälle,  Ministerpräsident,  Ritter  vom  Schwarzen  Adler, 
Kardinäle,  aktive  Staatsminister,  die  Wirklichen  Geheimräte,  die  aktiven  Gene- 
rale der  Infanterie  und  Kavallerie,  die  Präsidenten  der  parlamentarischen 
Körperschaften,  die  Oberpräsidenten,  die  aktiven  Generalleutnants  u.  a., 
dann  folgen: 

die  aktiven  Generalmajors,  die  Räte  I.  Klasse; 

die  Obersten,  die  Räte  II.  Klasse  (also  u.  a.  die  Geh.  Oberregierungsräte 
in  den  Ministerien,  Regierungspräsidenten,  hier  auch  die  Rektoren  der 
Universitäten,  die  ständigen  Sekretäre  der  Akademie  der  Wissenschaften) ; 

1)  Zuerst  ist  die  Kabinettsorder  vom  7.  Juli  1817  für  Preußen  hier  maßgebend;  zuletzt 
das  z.  B.  im  Kalender  für  Verwaltungsbeamte  (Berlin,  Karl  Heymanns  Verlag)  1908  abgedruckte 
Hofrangreglement  vom  19.  Januar  1878. 


V.      n.  Tit4«l  und   Rnufi. 
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d\v  Ohcist  l(Mit  tiatits.  dir  K;ilr  III.  Kliissr.  (1.  li.  /..  H.  die  (Uh.  Hc^icnin|.'K- 
rätc   in  (l«-ii    .MiiuHtfiirii,   «lic    I  )((inlHTn'M   iisu. ; 

die  Majors,  die  Räte  I\'.  Kliissc,  die  Mil^dit'<Icr  beider  Hiiuser  den  Laiid- 
tai^es;  hierlior  komnion  Jiueli  die  (Ich.  Ke^ieniii^Kräte  hei  den  Provinziai- 
beliörden,  Proviiizialsehulriite,  (jJyniuasialdirektoren,  Land-  und  Amts- 
gerielitsriite,  Professoren  der  Tniversitäten  und  höheren  Lt^hran.stalten, 
Bauräte,  P^orsträtc,  Reglern ngsräte  usw.,  welehe  alle  im  einzelnen  in  d<-m. 
im  Kalender  für  Verwaltungsbeanite  stehenden  Verzeichnis  uiit<r  der 
IV.  Kangklasse  ^enaiuit  sind'); 

die  Hauptleute  und  Rittmeister,  Kammerjunker  und  Uofja^djunker, 
hieran  sehließen  sieh  die  zur  V.  Rangklasse  gehörigen  Oherlelirer  an. 
Amts-,  Landrichter.  Oberförster  usw.,  näheres  siehe  Kalender  für  Ver- 
waltungsbeamte; 

den  Schluß  bilden  die  Leutnants. 

In  (isterreich  ergibt  sieh  folgendes  Schema: 


Rangklasse 

Militiir 

Zivil 

I.  Rangklasse. 

Fcldmarschall  (in  Preußen  (ieneral- 
f.-Mmarschall). 

.Ministerpräsident. 

11.    Ran-UIassc. 

Mini^i.T. 

III.  Rangklasse. 

Feldzeugmeister,    General  der  Ka- 
vallerie   (in     Preußen:     General 

der    Infanterie    und    Kavallerie). 

Statthalter.     Oberlandesgericht«- 
prJisident. 

IV.    Ranukl.issc. 

l"'eldniarsehalleu(iiant  (in   PrculJm: 
(Generalleutnant ). 

SfktiiinselK'f  t    -  Ministcrialdirrkf'irt. 

V.    Rangklasse. 

Generalmajor. 

Ministerialiai.     Hufrai.     I.ando- 
^eriehtspräsjdent. 

VI.  Rangklassc. 

Oberst. 

Sektionsrat,         I^ande.sregierungsrat, 
Lan(lesseluiIin.sjH'ktor.           älterer 
.Mittelselnildirektor.          I.andesge- 
rieiitsvi/.epräsid.iii 

VII.    Ran<,'klass.-. 

<  )l)erstleiitnant. 

.Ministerialsekretär.  .Mit t«'Iseliuldirek- 
tor.     älterer     Professor     an     den 
Mittelseiiulen.     I.Jinde.sgeriehtsrat. 

Vlir.   Rangkla-s.se. 

Major. 

Minist«'rialvizesekn>tär.    Mitt«'Uehul- 
professor.    R<'zirksrieht<'r. 

IX.    Rangklassc. 

Haupt  mann,    Rittmeister. 

Ministeriaikiinzipist.  jiingrrer  Mitt<'l- 
scluillrlirer.   ( Jericlitsadjmikt. 

X.   Rangklassc. 

(  )lHTl.iiln.mt. 

>t  »tthiilt<T«>ik"n7i pikten 

XI.  Rangklassc. 

Ix'utnant. 

1)  Daß  ein  Unterschied  zwischen  dem  Range  «1«  Amt,schftmktor  und  dem  ixrsönlichen 
Range  hier  nicht  gemacht  wird,  ist  oben  gesagt. 
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V.     C.  Celialt  uiul   l'llii-litstundon/.ahl.     ;»)    UircUtoron. 


Auffallend  ist  bosoiulors  im  \'ergloiili  zu  l'ioußon  die  wesentlich  höhere  Stellung 
der  lAndcsschulinspektoren ;  diese  stehen  dort  in  gleicher  Linie  mit  den  Obersten, 
bei  uns  stehen  die  Provinzialschulräte,  über  deren  zu  niedrigen  Rang  mit  Recht 
oft  goklagt  ist.  zusammen  mit  Beamten,  die  ihnen  untergeben  sind:  Direktoren, 
l*rofessoren.  Aueli  sonst  aber  ergibt  die  Zusammenstellung,  daß  in  Österreich, 
gemessen  an  den  Mihtärchargen,  die  Zivilbeamteii  wesentlich  liöher  bewertet  werden 
als  bei  uns.  —  Doch  nun  genug  hiervon;  wir  könnten  ja  zitieren: 

„Setz'  dir  Perücken  auf  von  Millionen  Locken,  setz'  deinen  Fuß  auf  ellcnliohe 
Socken,  du  bleibst  am  Ende,  was  du  bist."  Doch  leider  denkt  weder  so  die  Welt, 
noch  mancher  aus  anderen  akademisch  gebildeten  Ständen  mit  besserem  Titel  und 
höherem  Rang.  So  schlage  ich  denn  als  der  Erwägung  wert  diese  Stufenfolge  vor: 
Studienreferendar,  -assessor;  Oberlehrer  (ev.  Studienoberlehrer),  nach   12  Dienst- 


C.  Gehalt  und 


a)  Direk- 

Die  Reihenfolge  der  Staaten  ist  alphabetisch;  meist 
DW  =  Dienstwohnung;  Wg  =  Wohnungs- 


Xame  des  Staates 


Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 


Endgehalt 
(Höchstgehalt) 


1.  Sachsen - 
Altenbur^. 


an  Vollanstalten: 
5000 


7500 


2.  Anhalt. 


an  Vollanstalten: 
5400  +  900  Wg  =  6300 


7700  +  900  Wg  -  8600 


3.  Baden. 


2  Gehaltsklassen  (II,  I). 
an  Vollanstalten: 
II:  3500  +  1050  Wg  in  Ortsklasse  I 


=  4550 


6400 


1050  Wg  =  7450 


(C,,   V.  aller  Stellen) 


I:  4200  +  1200  Wg  in  Ortsklasse  I     7400  +  1200   Wg   in   Ortsklasse  I 
=  5400  I       =  8600 

(Bs,  V,  aller  Stellen) ^__ 


an  Nichtvollanstalten: 
II  =  Professoren  in  Gehaltsklasse  II  j  =  Professoren  in  Gehaltsklasse  II 
=  4050  I       =  6850 

(Cj,  7«  aller  Stellen)      _^^___ 


I  =  Professoren  in  Gehaltsklasse  I      =    Professoren  in  Gehaltsklasse  I 
=  4550  I       =  7450 

(Ca,   Vs  aller  Stellen) 


V.     ('.   (M-hall   lind   Pflii-htwtundenzalil      a)  Direktoron 
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jähren  Stiulirnrat*)  mit  dciii  Aiiitstliaraklfr  in  I\';  („rn)frH.s<»r"  nur  bei  wisHon- 
sehttftlielien  Leistungen  nac  li  Anluirun^'  oder  V^>rHehla^  der  Akademie  der  WisH,), 
Studiendirektor,  später  ( leli.  Studienrat ;  ProvinzialHtudii^nrat ,  (!eh.  Studi<*nrat. — 
Zusaminenset/un^en  mit  „Ober"  bleiben  für  <be  .Mitj:beder  der  Zentralbelxirden: 
( )berstudiein"at,  (Jeb.  C)berstudieiuat,  W'irkl.  (i<'b.  Oberntucb'enrat.  —  Die  höheren 
Lehranstalten  mögen  Stu(benanstalten  heilJen;  Titulaturen,  in  denen  „Schule" 
vorkoimnt ,  mögen  bleiben  für  ilie  nicht  zu  den  „Studicnanstalten"  gehörenden 
lA'luer  und   Beamten. 


1)  Dann  würden  in  Prculien  auch  tlicsc  Patent«.;  vom  l^mdcshcrrn  unterschnelx-n  werden; 
v^l.  Veronlnung  über  die  veränderte  Verfa.ssung  u.sw.  v.  ISIM  ((.Jes.-Siimml.  1810,  S.  H/U):  „.Jc*den- 
falb*  sind  folgende  (Jegonstiinde  an  Un.sre  Allerhöchste  (Jenchinigung  gebunden:  .  .  .  G)  Die  Kr- 
teilung  von  Titeln,  welche  tlen   Katseharakter  geben." 


Pflichtstundenzahl. 


toren. 

sind  nur  die  Leiter  der  Vollanstalten  berücksichtigt. 

geidzuschuß;  FZ  =  Funktionszulage. 


Zahl  der 

Dienst  jähre  Aufrückungs-  Aufrückung.s-         l'f  licht - 
bis  zum  zulnu'c         '  frist  Stundenzahl 

bk-hstL'ciialt 


Bemerkungen 


15 


alle  .H  Jahre. 


Nicht 
gesetzlich 

fcsfL'.'lcL't. 


l)\\'   mit    7n(»  Mk.   angerechnet.   — 
(Jewtz    vom    21.   r>ezenil»or  19"7. 


3  X  600 
1  X  500 


alle  .'?  .bihrc 


In   .Anhalt    ist   der    volle    Wert    der 

I)\V  |K'nsion.Hbcn>chtigt. 
IV'Soldungsvorlage   vom  23.  Februar 

I'.Mi'.t.    die    am     1.   Juli    1909    in 

Kr.ift    L''tret<  n  ist 


nicht 
bestimmt. 

375 

alle  2  Jahre. 

10-18 

450 

nicht 
bestimmt. 

8.  Prof. 
S.  423. 

8.  Prof. 
S.  423. 

10-18 

IVi  I)\V  füllt  natürbeb  \Vg  (ort.  — 
Bi-fönlenuigszulagi»    von    C    nach 

Wg  nach  5  OrtsklaKson  für  Be- 
amte in  B:  12(K1.  9(K»,  750.  600, 
.'.no  Mk. :  für  Beamte  in  C: 
Kt.'iO.  7.'>n,  CnO,  .'iiXt.  1(H»  Mk..  für 
B<>amte  in  D:  iMMl.  G5(».  :i4(l.  450, 
.■i')M  Mk.  (vgl.  \Vohnung?*grHetz  u. 
Tarif  v.  12.  Juni  l'.H.)2.  Badischc« 
Be«mtongi\H<«tz  vom  1.  .?uli  1908, 
Kurlsnihe,  Ijinge.  Verlagsbuch- 
handlung,  '.\.  .Aufl.). 
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V.     C    (loli.ilt   und   rfliolitstundonziihl.     a)  Dii-ektoren. 


Nftino  dos  Staates 

Anfangsgohalt 

(Mind(>st,sz(>li!ilt) 

Endgehalt 

(Höchstgehalt) 

4.    l?:iy.Tii. 

1.    KfUtoivn 

9600 

II.  Konrektoren 
6000 

8400 

.».  Hnuin-ichnoie. 

an  Vollanstalten: 
4son  +  D\V. 

7000  +  DW, 

6.  Bremen. 

an  Vollanstalten: 
8000  +  DW,    wo    DW   vorhanden,         9000  +  DW  mit  10  %  Abzug 
gegen  10  %  Abzug 

an  Nichtvollanstalten: 

8000  +  DW    gegen    10  %    Abzug, 
•\v(i  solehe  vorlianden 

9000  +  DW  mit  10  %  Abzug 

a) Coburg 
7.  f^nphfiPn- 

.sonn  +  600  pensionsfähige  Dkek- 
torialzulage  =  3600 

6000  +  600  pensionsfähige  Direk- 
torialzulage =  6600 

b)  Gotha 

3200  +  1000  FZ  =  4200 

6200  +  1000  FZ  =  7200 

8.  Elsaß- 
Lothringen. 

[ 
an  Vollanstalten:                | 
5100  +  DW    oder    Wg,    das    mit      7200  +  DW  oder  Wg,  das  mit  500 
500  pensionsberechtigt  ist  =  5600  '       pensionsberechtigt  ist  ==  7700 

9.  Hamburg. 

an  Vollanstalten: 
12  000  einschl.  Wg                                  12  000  einschl.  Wg 

an  Nichtvollanstalten:          ' 

9000  einschl.  Wg                                    11  000  einschl.  Wg 

10.  Hessen. 

an  Vollanstalten: 
5800  +  DW,  die  mit  10  %,  71/2  %, 
5  %  der  Besoldung  in  Abzug  ge- 
bracht wird 

6600  +  DW,  die  mit  10  %,  71/2  %, 
5  %  der  Besoldung  in  Abzug  ge- 
bracht wird 

an  Realschulen: 
5200  +  DW,  die  mit  10  %,  71/2  %, 
5  %  der  Besoldung  in  Abzug  ge- 
bracht wird 

6200  +  DW,  die  mit  10%,  7  1/2%, 
5%  der  Besoldung  in  Abzug 
gebracht  wird 

('    C.lialt    iiii.l    l'flirhtsfim.l.n/.ul.l       a)    D 
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Zaiil  der 
Dienst jalii«'     Aiifrückiin^'s-    Aufriukimus-         l'fliclit- 
l.is   zmn  ,„,,,^..  „,.,  .Muul.-„/,al. 

HochstL'rlialt 


ll«ii..rkiM 


vom 

1(1.  Di.-iisl- 

jähr»'  als 

Koktcr. 


vt)ni 
Ki.  Dk-nsl 
Jahn-   als 

K.Miivki,, 


4  X  ^^m         allf  .{  .Jahr.-.  his  zu 

1  X  400  12  Sliiii.l.i. 


4  X  500         alle  .T  Jahre. 


X  400 


l)iH    7.11 

1(>  Stunden. 


Alle  (iyniiiaMiuI  •  Ki-kton-n  nU-hen  im 
(iehalt.  nicht  im  Kun^  mit  den 
()lHTri'),'ierunKsniten  (KlaüM*  V) 
j;leii-h,  in»  Han«  nur  ält«Te  als 
Oherst  udienr/i(e.       - 

Für  I)\V  hat  der  iJ^-anite  eine  .Miut«- 
er>t.''<hiidi>;un>;  zu  entriehlen.  Vgl. 
Art.  M  des  iJ«'aml4-n>;i-Hetws  vnn 
l'»(»S.  —  IVr  Wert  der  I)\V  wini 
abgeschätzt  dun-h  das  Hauamt  und 
darf  *  ,  di-8  wirkliehi-n  \V.rt<t 
iiii  lit    iilwrsteinen. 


1     ,         IHI) 

Gehaltsordnung  vom  1  1.  .lau.  llHil. 

10 

500 

2  mal  nach 
je  5  Jahren. 

nicht 
festgesetzt. 

DW  für  die  Direktoren  haln-n  von  4 

Vollanstalten  in  .Stadt   Bremen  .3. 

DW    für    den    Direktor    vorhanden 

10 

äOO 

2  mal  nach 
je  ö  Jahren. 

nicht 
festgesetzt. 

an  einer  von  3  Nicht  vollanstalton. 

3 

1 

.-,    1(111 
X  3UU 
X  100 

alle  3  .lahre. 

unbestimmt. 

24 

5 
2 

X  400 
X  300 

.    41111 

alle  3  Jahre. 

11(?) 

DW  mit  700  Mk.  auf  das   |>en8ionfl- 
fahiire      (ühalt     anzurechnen.    — 
V^ri.    Ce.setz  vom  1  s.  April  1!KIK. 

1.-. 

1 
4 

X  JUO 
X  400 

alle  3  .lahre 

k.iiu-  \i>r- 

schriften. 

l'sus:  anX'ull- 

anstalten 
ni.  ht  iib.T  IJ 

DW    mit    .")0n  Mk     an>;ereehnet.   — 
Ktat  von  Kl.saU-I^.thringen.    190i<. 

i                       1       6-10 

DW  mit  2ÜLHJ  Mk    Urcchuct. 

s 

1  f)00 

al!.-    1   .Taluf. 

10  -  1  J 

DW  mit  1400  Mk    lM>reehnct.  —  Be- 
soldunirsnes.tz    vom    1.  Mai   1907. 

IL- 

,.,., 

alle  .{  .I.ilire 

nielit    ulxr 
14—10 

nicht  über 

14-ir, 

I>\\'  winI,  al>ge.'*ehen  von  den  in  der 
l^'.Holdungsordnung       U-stimmten 
.Vusnahmen,  nicht   mehr  newährt. 
(Vgl.    .\rt.    17    des    (Jesi'tws    vom 

IO 

2 

1 

X  400 

X  200 

alle  3  Jahre. 

;».   .luni   1S9S.) 
Die    IxMii'r    der    N'ollanslalton    und 
Nichtvollni\stnlten       haU-n       ver- 
Rohicilenc  (Jehalt<r.  nicht  die  OUt- 
lehmr.  vgl.  unten  S.  424  425.    .Siehe 
f.".    .17  vom  M.  .luni  IMt.'^.  l>ei  Nod- 
i>  i.'l  S.  75  ff.  -     .\n<lere   (JehaltJ*- 
~it..    sind  in  B«ldc   nicht  bu  er- 
warten. 

H.  Morscti,  d.-»}  höhrrc  Iz-hrBtiit 
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V.     C.  Cehalt  und  PfUchtstuudeiuahl.     a)  Direktoren. 


Name  des  Staates 

Anfangsgehalt 

(Mindestjrohalt^ 

Endgehalt 

(Höchstgehalt) 

11.    rür>tentimi 
l.ippe. 

an   \'(>llan.st alten: 
l.MK)   1    l)\V 

6600  +  DW 

12.   I.iibeilv. 

an  Willanstalten: 

7500                              1                              üüUU 

1 

13.    >le.kleillMll!r- 
Silnveriii. 

an  \'()llaiistalt  en: 
d.  h.  an  den  aroßherzogl.  Anstalten 

und  in  Wismar  6000  +  DW 
in  Rnstoek 

7500  +  DW 

U.    "MeeklenlMirsr- 
Strt'Iilz. 

an  Vüllanstaltcn:                , 

fiOOO                              1                              7000 

an  Nichtvollanstalten: 
2500  +  300  FZ  =  2800                           6000  +  300  FZ  =  6300 

\'}.   Sii(h'>vu- 

-Mciiiintren. 

an  Vollanstalten: 

4900  +  DW                      ;                       6300  +  DW 

16.   Oldeuburt;. 

Großh.  Anstalten: 
5600  +  6  %  Zuschlag  =  6030 

7150  +  6  %  Zuschlag  =  7580 

17.  Preußen. 

an  Vollanstalten: 

a)  in    Berlin:    6000  +  600  FZ + 

1800  Wg  oder  DW  =  8400 

a)  in  Berlin:  7200  +  600  FZ  + 
1800  Wg  oder  DW  =  9600 

b)  in  den  übrigen  Städten:  5400  + 
600  FZ  +  DW  oder  Wg  (1500, 
1200,  1000,  900) 

b)  in  den  übrigen  Städten:  7200  + 
600  FZ  +  DW  oder  Wg  (1500, 
1200,  1000,  900) 

an  Nichtvollanstalten: 

4800  +  400  FZ  +  DW  oder  Wg 

(1800,  1500,  1200,  1000,  900) 

1 

7200  +  400  FZ  +  DW  oder  Wg 
(1800,  1500,  1200,  1000,  900) 

I   l'fli<-ht.Hiuii<i<'ti/iiiil. 


l»in-kton 


41P 


Zahl  (l.T  I 

''■''   ^■'""  /Mhi^r  '  fnM  M.in.l.u/al.l 

HüchxlHfliall 


l{«-miikuiiL'<i 


IS 


12,   «iorl. 
ill.>    .{   .Faliiv        Mi.-hf    f.-H(. 


|{<'H«»klunKHm'Hft/.     v<ini       II.     April 
l'.MtT. 


le   3  .lai. 


12-1(1 


Aiir.clinuii^!  für  DW  lUiKlMk.  li<H.,|. 
ciuii>;Hm'«et/.  viim  Jl».  I'Vbruur  llXi2. 
Kill  uvui'M  Ik>M(>UlunK>4g(*Hc-tz  Htoht 
nähr    In-vrir. 


•halt.-. 


n  icii  ;J.  7.  1 1 
Dicnst- 
jahn«n. 


nicht 
i't/licii  p- 


l)\V  winl  mit   \<i  '  ,, 

gfrcchnct. 
All  iltii  Htädtisrhen  ArwUiiU-n  nieiiit 

Hcrin^jiT.       TIkt  diesf   n-cht    vcr- 

schirdciiarti^^fii    (Jt-haltssiit/e    vgl. 

Kun/.c-Kal.-iuler   l'.Mls. 


K» 


25 


2  X  500      I  alle  .')  Jahre 


7  X  500 


3  mal  nach 
je  3  Jahren, 

4  mal  nach 
je    I  Jahri-n. 


nirhl   fcstgek-gt;  slohl   im    Krmostn  ihr   Ktjii.ruiiL 


I?»'SnlchlIlgsj:csrt/. 

r.tnt;. 


Januar 


12,  seit  An- 
stellung als 
Direktor. 


5  X  3Ü0       ,  alle  2  Jahre,     in  der  Kegel 
10—12 
(Dienst- 


D\V  nieiu  vorhanden.  --  Erhöhung 
in  Aussiclit;  gegenwärtig  wird  ein 
<>*'niger    Zusehing    v«>m    Höch.Ht- 

^'rh.lt.    al-M     l.m   Mk.    g./.dllt. 


2  X  600 


la 


lle  :\  Jalui 


3  X  600       !  alle  3  Jahre 


12 


4  X  600 


alle  3  Jahre. 


14—16. 
8.  Verfügung 
vom  13.  Mai 

1^63.   wo 

14^  n; 

Stunden  an- 
ge.se  tzt  sind, 
und   unter 

Ik'. 
merkungen. 


14-16 


•Siehe  Ik  solilungsge.setz  vom  2t''.  Mai 
lUd'.tu.  Nt.rmaletat  v  .'>.  Juni  r.»tl<». 

Die  l>'iter  städti.soher  Anstalten 
hatten  an  vielen  Orton  früher  ein 
höhere.s  (iehalt  (vgl.  Kunzes  Ka- 
lender IWS,  S.  X  ft.)  und  werden 
aueh  jetzt  nach  der  neuesten  (Je- 
halt.'*auflK>s.Herung  gewili  wieder 
ein  höhere.s  (Sehalt   Umziehen. 

Ob  für  die  Tflieht-Htundenjuihl  der 
Din>kton«n  nm-li  die  Verfügung 
vom  13.  Mai  lNr.3  (IVier  S.  494) 
gilt,  i.st  wohl  zweifelhaft.  Zwar 
Ix'sagl  eine  Wrfügung  vom  .3tl..Tuli 
lS'.t2.  daU  für  jede  l>^hrkraft  du» 
Ma\imalz4ild  anzu.setz*Mi  »vi,  aber 
eine  jüngere  vom  21.  Februar  1895 
will,  daU  (»runde,  welehe  für  eine 
HeraWetzung  unter  die  Mnximal- 
zahl  .nprechen,  üU-rall  in  .\n- 
Wendung  gebracht  wenlen.  Für 
die  Olx'rlehnT  ixX  entscheidend  die 
Verfügung  vom  12.  Oktolier  19(11 
(24,  22.  2(»  rf lichtet unden).  Für 
die  Direktoren  scheint  keine  neuere 
Verfügung  ergangen  zu  »ein. 

27» 


420 


\'.     C    (Johalt  »iml  rflichtstundonzahl.     a)  Direktoren. 


Naiuo  do-i   Staates 

Anfangsgehalt 

Endgehalt 
(Höchstgehalt) 

l.s.    HciiU  ä.  L. 

a  n  \'  c)  1 1  a  ii  s  (  a  1  (  c  n : 

5800 

7200 

I«l.    Kriill   j.  1  . 

,iii   (.Ich   fürst liihcii    tSymnasien   zu 
Gera   und  Sclileiz   olOO  +  DW 

6300  +  DW 

am  Stadt.  Hoaltivinnasium  zu  Gera 

(idlid 

7500 

20.  Könisrcich 
SiH'hsoii. 

an  Vollanstalten: 
OGOO  einschl.  Wg  oder  DW 

9300  einschl.  Wg  oder  DW 

21.  SchmiinlMirg- 
Lippe. 

an  Vollanstalten: 
4500  +  10  "„  Zulage  =  4950 

6300  +  10  %  Zulage  =  6930 

22.  SchwarzlMirp- 
Huddlstadt. 

an  Vollanstallen: 

4S(l(l                                                              G400 

(künftig:  6000  +  400  Wg) 

23.  Schwarzlmr^'- 
Sonders- 
hausoii. 

an  Vollanstalten: 
nicht  festgesetzt 

6500 

an  Nichtvollanstalten: 
nicht  festgesetzt 

6300 

2+.  Waldcck. 

an  Vollanstalten: 
4800  +'  DW 

6900  +  DW 

25.  Sachsen- 
Weimar. 

an  Vollanstalten: 

5000                                                         7500 

26.  ^Viirttellll)e^g. 

an  Vollanstalten: 

3900  (bis  4400)  und  Wg  oder  DW 

(dazu  70  Mk.  Teuerungszulage) 

5800    (bis  6300)  +  Wg    oder    DW 
(dazu  70  Mk.  Teuerungszulage) 

27.  Osterreich. 


VVeffen  der  verwickelten  Gehaltssätze  muß 

2800  Kr.   (bez.    =    dem  jeweiligen  !  6200  Kr.   wie  bei  Professoren  nach 

Gehalt,  das  er  als   Pro-  1  der  5.  Quinquennalzulage 

fessor  bezog) 
805  Kr.   ( 1/2  Aktivitätszulage  der        920  Kr.   ( 1/2    Aktivitätszulage    der 

VII.  Pvgkl.  für  Wien)  .   VI.  Rangklasse  für  Wien) 

1000  Kr.   FZ  (§  3  des  Gesetzes  v.  I  1000  Kr.  FZ. 

19.  Sept.  1898) 


4605  +  1600  Kr.     Quartiergeld  in  i  8120  +  1600    Quartiergeld  = 
Wien  (oder  Naturalquartier)   =    '       9720  Kr.  =  8269  Mk. 
6205  Kr.  =  5279  Mk. 


V.       ('.    Cliall     un.l     ni,.|,|,t 


il.      ii>    l>ir.lil..pTi 


1LM 


ZaI.I    <lri- 

I)ifii.stjalu-ü 

bis  /.iirn 

HöcLstgchalt 

Aufrüfkunj{H- 

■AUhl'r 

'  AufiiickungM- 
fri^t 

l»flieht. 

StllttJrn/alll 

n<in<ikiit)^'in 

12 

3  X  400 

1     •  ••(»(> 

iillt)  .5  .liilir«'. 

iiiiImhI  itniiit. 

K.ine   DU.   k.in   W«. 

12 

1      3  X  4U0 

1  uUü  4  Jahre. 

1             16 

l)\\   /.u  Tüo.Mk.  .u.^Li.clii..  ;. 

iL' 

! 

;!   .,  .Mio 

1 

,.llr    1   .l,.liiv. 

tihi.i 

fc-lL."-<l/l. 

12 

4  V  (wä 

all..  •!  ,I;ili.v. 

,• 

\ul.   Ktat    v..n    r.Hi'.i  in.         |i\\ 
tioo  .Mk. 

l-' 

l    X     l.'iil 

allr  .!  .l.-.liir. 

II     i>; 

K.im-l)\V.  keinWV'.  -Auf  allenStufen 
eine  Ziilap- von  10",,,  s.  ( )lH'rlehrer. 

U 

l  X   400 

alle  3  Jahre. 

nielit 
j:ere<relt. 

V^\.  (Je.setz  betr.  die  IJewoldun«  der 
Staatsljcamten     vom     20.     März 

l!t07. 

unIx'^ 

(iimnt. 

Ul.l.rs 

t  immt. 

1.') 

1  X  500 

4    ■'  400 

alle  3  Jahre. 

1.") 

IJeitiag  zur  \\"it\\enk.i.s.->o  1  '  _,  ''y  de.s 
(Jehalts.  .sowie  '  ,,  de.H  Anfangs- 
iiehalts  inui  jeder  Zulaj^e;  ebenso 
.\nstellnn^;s.s|H)rtel  '/i-  des  ersten 
(ü-lialt.-s  .in.sehl.   WV 

1"> 

.■>  y  .MK) 

m!I.-  3  .laliiv. 

(Miltiji  für  da.sC;ynina.siuni  zu  Weimar 
und  Realv'yninasium  zn  P^isenach. 

■Jl 

:i  :■:  2oo 
3  X  300 
1  X  400 

1  mal   na.li 
(i  Jalireii. 
Oma!  naeh 
3  Jahren. 

Im   Siiiit^riit 

am   (;ym- 
nasiumr)  -  S. 
sorwt  12-14. 
In  Stuttnarf 
nm  Rg.  und 
OR.  8—10. 
.sonst  12     20 

|)ie    riiipklamnu-rten    .*^umm«-n    lie- 
zeieiuien     den     HiHlistlH-traj:.     zu 
denen    da.s    |M>nsiiin.sfiihi^e    (iehalt 
dureh  die  luieh.ste  der  in  einzelnen 
S(ädf<'n  gewährten  ()rt.szui«pen  er- 
hnlH-n  wird.   —  Wr  mit  T.'iO  Mk. 
Ixi   iNti^^ionitTiiiiir  ancir«  cluxt. 
70      >Ik.     Teuerunirs/ulau'e     ist 
eine   sehr   nledrlL'e    Summe! 

Osterreieh 


ine  -resontlerte  Stelle  erhalten. 

I.  und    2.         all(>  .'.  .laluv. 
(^uini{Uennal- 
zulage  zu 

500  Kr.,      ;  , 

1     3.  und  4.     I  ! 

zu  80O.       I 


■  "iii  l»iiikti>r  iiat  \ii^]iniiu  .»ui 
eine  N'at  iindwohnun^;  oder  auf 
fin  nat-h  den  1/okalverlmltni.H.sen 
zu  U-n-ehnendefi  t^uartienreld.  I)a- 
Uejren  ist  den  Uin-ktop-n  «iie  .\kti- 
vitiitszulage  nur  mit  <h'r  Hnifto 
deM  ihn-r  R^nt;klnx.H4>  entsprechen- 
den IV'tmpes  zu  verrechnen.  (§  «5 
dc!«  (Je.Hetze«  vom  19.  September 
IHIKS  R.  G.  Bl.  Nr.  173.) 


4^>2  ^       *-'    Oehnlt  und  rtliohtstundonzahl.     b)  rrofossorcMi  und  Oberlehrer. 


b)  Professoren 

iHc   Reihenfolge  der 
DW  =  Dienstwohnung;  Wg  =  Wohnungs- 


Name  des  Staates 

Anfangsgehalt 
(Mindestgehalt) 

Endgehalt 
(Höehstgehalt) 

1.  Sttchson- 
Alteuburg. 

an  N'ollanstalten: 

3000                                                          0500 

1 

• 

RicMer:  3400 

6500 

2.   Anhalt. 

an  Vollanstalten: 

3000                                                            7300 

Richter:  3000                      \                             7700 

;{.   Baden. 

an  Vollanstalten:               | 

3  Gehaltsklassen 
III:  2500  +  900  Wg  in  Ortsklasse  1      III:  5400  +  900  Wg  in  Ortsklasse  1 
=  3400  (D,,   7,  aller  SteUen)                =  6400 

II:  3000  +  1050  Wg  in  Ortsklasse  1 
=  4050  (C„  Vs  aller  Stellen) 

II:   5800  +  1050  Wg  =  6850 

I:  3500  +  1050  Wg  in  Ortsklasse  1 
=  4550  (C,) 

I:    6400+  1050=  7450 

Richter:  dieselben  Sätze  in  Abt.  D^,  C3,  Cg. 

4.  Bayern. 

I.  Gymnasialprofessoren 
(Studienräte): 
4800 

7200 

Landqerichtsräte, 

2te  Staatsanwälte,  Oheramtsrichter: 

4800 

7200 

11.  Gyranasiallelirer: 
3000 

6000 

Amisrichter, 

3ie  Staatsamvälte 

3000 

0000 

5.  Braunschweig. 

an  Vollanstalten: 
2700  +  320   Wg   in   Stadt   Braun- 
schweig =  3020;    Wg   sonst   260 

6300  +  600   Wg   in   Stadt   Braun- 
schw^ig  =  6900;    Wg   sonst   360 

Richter  2700  +  Wg  =  3020 

6600  +  Wg  =  7200 

y.     C.  (lelmit   UM.I    l'fliclitHliiii.K-iizalil       l.i   l'r..f,-Hv.r>Mi   ui.d  OUrl-Jn 


42:5 


und   Oborlohrer. 
Striaton  ist  alphabetisrh. 
geldzuschiiß;   VZ  -~   Kimkti 


Zahl  (I.T 

Dii'iistjalirü 

l)is  /Aini 

Hi'Rlls(;,'t>hilIt 

.Wfrückung.s- 
zulnp;e 

.Xufrückungrt- 
frist 

,        1 'flicht - 
st  un<h'riznhl 

Ik-merkungun 

Nacli  voll- 
endetom  39. 
Dienstjahre. 

5  X  4UU         alio  :i  Jahre.  |    Nicht  fest- 
3  X  500       1                             gesetzt,  meist 
IH— 24. 

l>.i.^  llocli.-%tj,'eii.ilt   Von  •..'jlXJ  .Mk   wird 
emt  vom   1.  Januar  11)11   an   voll 
gezahlt;  vorläufig  stehen  die  älte- 
sten Oln-rlehrer  noch  auf  der  b.  Ge- 

IS 

halt.Hstufe    mit    f.ldo    Mk..    selUt 
solche,    die    nahe    an    fxier    ülx-r 
l'i  Dirnst jähre  aufzinveiM-n  hal>en. 

:\  •   ."»(11) 
1      4  X  ÜÜO      ,                        1 
24           1      1  X  400        alle  3  Jahre.  |           24 

K.in   Wg. 

Die    neue    Besoldungsordnung    vom 

2.].  Februar  I'.Ml!»  ist  am  1.  .Juli  ÜHi't 

in    Kraft   getrot<ri 

■.'; 

nii'lit   zu  Ho- 
st inunen, 

weiida.s  Auf- 
lückon  in 

350 

alle  2  Jaiire. 

18-2J 

Dir  <  »rtskla-srn  -.  iiiit«i  Idi.klor.n. 

It:t<len     ist    der    ein/iire    Staat    in 
iMMitsehland.     in    «elehem    das 
rrin/i|i     des     Aufrückens     nach 

höhere  Gc- 
halt^.stufen 
nicht   nach 
Dieastjaliren, 
sondern 
nach    Maß- 
gabe der  vor- 

f  urbaren 
Stellen  statt- 
findet. 

375 

IMenstaltersstuTeii  lti>  /um  höch- 
sten  tiejialt   nicht   »treuL'  ilurch- 
u'efiihrl  i>t:  .la>  ist  die  Folire  der 
drei   (iehalt»k!assen. 

vom 

1(>.  Dienst- 

jnhre  an  als 

Professor. 

4  X  500 
1  X  400 

alle  3  Jahre. 

20.    kann 
auch  nach 
einem    Fe- 
bruar l'.Ml'.t 
erschienenen 
Ministerial- 
erlaß erhöht 
werden. 

K.-Mi   Ug. 

Früher,  bis  zum  Frlaß  der  neuesten 
Cehnltsurtlnunglv.  190«),  4410  bis 

ÖGTO. 

vom 
1!).  Dienst- 
jahre an  als 
(Jyninnsial- 
lehrcr. 

6  X  500 

alle  3  Jahre. 

Früher:  2G40-3900. 

22 

2  X  300 
4X  600 
2  X  300 

2  mal  nach 

2  Jahren. 
6  mal  nach 

3  Jahren. 

•J-'      L'J 

Ui    <  .11    (  »Im  rli  !ir<  r    \.:i    \.!lriuliing 
des    2s.    Ix'lH'nsjnhre«    ango«»lollt. 
so  kommt  die  Zeit  von  seiner  An- 
stellung bis  zu  s«>inem  2!^-  fieburt«- 
tage    nicht    für    sein    Bosoldungs- 
dienstalter    in    liot rächt.        Diese 
ungünstige   Klausel  ist  mit    rück- 
wirkender Kraft  1901  eingeführt. 

22 

424  ^       f"    Oohalt   und   I'fliohtstuiulonzahl.     1>)  Pidfossdion  und  OUeiloluor. 


Name  dos  Staates 

Anfangsgehalt 

(Mindostgohalt) 

Endgehalt 

(Höohstgeluilt) 

6.    MroMit'ii. 

an  \  ollanstaltcn: 
4000 

7800 

Ixichier:  5300 

10  000 

aXoliursr 

3000 

6000 

7.  Sachsen 

h)  Gotha 

Bichter:    3200,    Landrichter:    3500 

6200 

3200 

6200 

Richter:  3200,  Landrichter  3500 

6200 

8.   ElsaÜ- 

Luthriugoii. 

an  Vollanstalten: 
3200 

6800 

Richter:  3600 

7600 

9.  Hamburg. 

an  Vollanstalten: 
4000  einschl.  Wg 

9000  einschl.  Wg 

Richter:  5000 

10  000 

10.  Hessen. 

an  Vollanstalten 

und  Realschulen: 

2800  +  480  Wg  =  3280 

6000  +  480  Wg  =  6480 

Richter:  2800  +  480  Wg  =  3280 

6000  +  480  Wg  =  6480 

11.  Fürstentum 
Lippe. 

an  Vollanstalten:                ; 
2400  +  600  Wg  =  3000            |            5700  +  600  Wg  =  6300 

Richter:  2400  +  600  Wg  =  3000     \             5700  +  600   Wg  =  6300 

12.  Lübeck. 

an  Vollanstalten: 

4000                                                            7500 

Richter:  5000 

8300 

13.  Mecklenburg- 
Schwerin. 

an  Vollanstalten: 
3000 

6500 

Richter:  3500 

7000 

Ci'li.ilt    .111(1    l'flicl.t.-luii.l. 


I..    I'p.f.,.. 


I.l.i.r 


Zahl  der 

Dienst  jähre 

l>i.s  zum 

Hi'wUMiirUnh 

Aufrüekiintis- 

Aufrücktinp«- 

I»flicht- 

stiindi'n/.alil 

I^iiifrkiint;<'ti 

i 

20                2  <   1000 
2  X  900 

24  die  erMteii 
alle  fj  Jahre.        10  Jahre. 
22  bin  /.um 
20.   Dienst, 
jähre,  naeh 

dem  20. 
Dienst  jähre 

K.in   \\V. 

25 

.".  X   lou 

3  X  300 

+  100 

alle  ;!  .Jaiiiv.                JJ 

K.  la   \\k'. 

liesoklungsgesetz    vum    l*i.  .lanuar 

24 

■Jl 

fi  X  400 

2  X  300 

alle  3  Jahre.         20  (22) 

Be.suklunirsn.-.si.tz  vom  1«.  .April  1909. 

21 

1  X  600 
6  X  500 

;    nicht  fest- 
alle  3  Jahre,      gesetzt,  im 
allgemeinen 
wie  in 

l'renl.t<'n. 

Kein  Wg. 

\'gl.     Ktrtt    V.    ELsaU-Ix.thringen    v. 

21 

1908. 

21 

4  X  ÜÜO          alle  J  .laliiv.           20-24 
2  X  800 
1    .'   1(11111 

HesoUlungsgesetz  vnm  10.  NovemU-r 
1902   und   V.    1.   .Mai    IHOT. 

20 

21 

3  X  400 

4  X  500 

alle  3  Jahi-e. 

Für  Ober- 

C.s.-fz vom  9.  -luni  1>98. 

Wu  für  ()rt.skla.s.s.-  I  .  -I-m.  H  _ 
.{CO  Mk.  für  Verhrirateto  und  l'n- 
verheiratote    mit    Angehörigen. 

21 

lehrer 

der  la.   Ib, 

IIa  -=  20  bis 

22,  für  die 

übriuen 

l'ür  l  nverheiratetc  ohne  Angehö- 
rige di«'   Hälfte. 

Die  Olnrlehrer  an  Vollanstalton  und 
an  den  ReaWhulen  Ix-ziehen  in 
Hessen  da,sseUH>(;ehalt.s.S.416  17. 

/)iV  -JO  ,l,,u.'i{älli.'^>n  HühUr  .rhallcn 
uiul,  25  I>i>n.<(i(ihrfn  mx-h  ^IH)  Mh. 

IS                 :,:,ii          ;,ii,- ;t  .ImIuv.        20-2-1 

\Vg.  nur  in  Detmold  600.  in  Ix'mgo 
lialM-n  die  vier  ältesten  Ol>erlehn»r 
DW  -.-.11   Abzutf  von    INI  Mk. 

20                  1  X  600          ömal  naeli           20—24 

6  X  580           3  Jahren. 
'^0                                        Inial  nach    ! 

;»   .T.,l,r.-n 

HesoMunn-xgesotz  vom  26  Fcbr  1*H12. 
K.in  Wg. 

Kine     Neuregelung     der     IVamtcn- 
gehälter  steht  Ix^vor. 

2J 

7  X   OOU           .{mal   iiaeh 

nicht 
festgesetzt. 

1\.  Ml  W  .■  i'i.-  >  it,-.'  v--li<-n  für  die 
('.  gruührr/.oglulun  .\iv>talten.  In 
den  stjultischen  Shulen  teils  h<iher 
wie   in    Kostoek.    tciU   geringrr. 

letzte  fJehaltsaufbwiserting  am 
1.  Oktober  1905. 

22 

A  Jahren. 
4  mal  naeh 
4  Jahren 

4i.'(i  ^       '      (Johalt  und  Pflicht»;! undouzahl.     b)  riofossoien  und  Oberlehrer. 


Xamo  des  v^^tnatos 

Anfangsgchalt 
(Mindestgehalt) 

Endgehalt 
(Höchstgehalt) 

U. 

MpikhMiburt:- 
Strolltz. 

an  VoUanstalteii: 
2500 

6000 

Iticlittr:  :>50() 

6500 

1  j. 

^ilrllx'II- 

.^leiniiiiren. 

an  Vollanstalten: 
2700 

5800 

Richter:  3000 

6000 

16. 

Oidonburjr. 

x\m. 

Für  1909  tritt  ein  Zusehlag  von  6  % 
vom  Höchsmchalt   hinzu, 
daher  Anfangsgehalt:  3730 

GliOO. 
Endgehalt  mit  Zuschlag:  7000 

Richter:  3300.  mit  Zuschlag  3730 

7150,  mit  Zuschlag  7580 

17. 

PrtMißoii. 

2700  +  1200  Wg  in  Berlin  =  3900 

7200  +  1200  Wg  in  Berlin  =  8400 

Richter: 
3000  +  1200  Wg  in  Berlin  =  4200 

7200  +  1200  Wg  in  Berlin  =  8400 

Von  1200  Mk.  Wg  sind  an  Königl. 
Anstalten  800  pensionsfähig,    an 
städtischen    Anstalten    z.  B.    in 
Berlin  das  volle. 

Wg  soll  1911  auf  1300  Mk.  erhöht 
werden. 

18. 

Reuü  ä.  L. 

an  Vollanstalten: 
3200 

6200 

Richter:  3000 

nooo 

19. 

ReuD  j.  L. 

an  den  fürstl.  Gymnasien  zu  Gera 
und  Schleiz: 
3500 

6600 

Richter:  3500 

6600 

20. 

Könicfreich 
Sachsen. 

an  Vollanstalten: 
3600  +  480  Wg  =  4080 

7200  +  480  =  7680 

Richter:  3600  +  480  Wg  =  4080 

7200  +  480  Wg  :=  7680 

(;.li;.lt   un<i   rilicht^tiiiuifuzulil.      I.i   l'rof(.-^..r.ii   iiml   ( il..  i|,  In.  r 


Zahl  der 
Dionstjaluv 

bis  zum 
Hüclist^.-li.ilt 

AufrüoktinKs- 

/.ulll^'c 

.AufrückunKH-         l»flicht- 

IM-I                      MUM.i.n/.llI 

i'x-iiii'tkiiiiL'in 

25           '       7  X  500          .himl  nach           18—22 

4 mal  nacli    | 

4    .fnhi-n 

Kein  \Vg.  Die  SiitrjL'  Kälten  nur  für 
die       philologiHoh      vurgebildel4;n 

oiMil.-hnr. 

21            i       1  X  4UU,         allr  :i  .l.ilnr.            niilit 

1    sonst  300.                                   Ix'stimmt. 

K.in    W/ 

.N'aili  ÜiMiKlun;;--  tat  vum  1.  Januar 
r.ttn;.    .\n<I<ri-  Siitze  sind  in  bakÜKo 

Au-^-iilil   i.'<--t<llt. 

11       :!(!() 

alk-  2  .laluv.          22     2  1. 
älttMü    mit 
Korr.  be- 
lastete Ober- 
lelirer 
20—22. 

K.-.n   \\K. 

In  der  I.^indt«KH.se.s.'<i<in  l'M)U/ Hi  wird 
ein  neues  (Iehalt«regulativ  be- 
raten wer<len. 

24 

21 

.1        711(1 
4  ;■'  GOO 

alle  3  Jahre. 

24  bis  zum 
12.  Dienst - 
jähre.  22  bis 
zum  24..  21) 
nach    tl(>m 
24.  Dienst - 
jähre.     \i;l. 
Verfüj.'un).' 
V.    12.   Ok- 
tober  l'.Xll 
(BeierS.  4:»5 

u.    Krpin- 

znn^sheft  II 

S.  ^0). 

Wt,'  sonst   S,sO,   720.   »MO.   ÖCU  Mk. 

\'kI.  Best)Ulungsge.s(tz  v.  26.  Mai 
litfi;»  und  Normaletat  v.  5.  Juni 
l!l(ll). 

.\n  einer  (größeren  Zalil  von  stiulti- 
sehen  Anstalten  ^.'elit  das  (Jehalt 
ülu-r  die  Sätze  des  Nnrinaletat.«; 
hinaus.  \'pl.  Kunzes  Kalender 
mos.  S.  XII ff.  —  „Direktorial- 
a.s.si8tontcn"  an  pröft-ren  Anstalten 
früher  L  600,  jetzt  nach  der  Bc- 
8«)Klunpsurdnunn  von  lOO'.t  (Klasse 
40.  7)  keinen  Zuschuß,  vit-llcicht  ^-e- 
ringere   Pflicht  st  (uidonzald. 

24 

2  X  600 
2  X  400 
2  X  300 
2  X  200 

alle  3  Jahre. 

22 

Besoldungsgesetz  vom  I.Januar  1908. 

.'/                        ",'/'/              (tlle  4  Jahre. 

24 

1 

6  X   516,50     alle  4  .Inlirc.  ,    OlK^rlohriT 
1                              24.  l'rofess..r 
;                                  bis  22. 

Kiin  W'g. 

24 

1^ 

1,    ■    ),MII           alle  .'{  .lahf.         h<M'l.M<'M-s 

W  g  für  die  ()brrlclm>r  nach  3  Ort«- 
kla.Hsrn  4S0.  360.  .3(X)  Mk.  Dresden, 
("hemnitz.  Ix-ipzig.  IMauen  gehören 
in  die  1.  Ort^kla.nse. 

iVr  ..Stellvertn-ter  des  Rektors"  er- 
hält jäliriich  eine  nicht  jHMisions- 
fähige  Kntschädigung  von  Jim»  Mk. 
Vgl.  Ktat   von   190910. 

18 

L'4. 

4i>s 


\"      r.  llohnlt   und  Pflichtstumk-n/.ahl      li)  rrüfessorcn  uiul  Oberleliie 


Naino   d<>s  Stantos 

Aufangsgehalt 

(Aündostjzohall) 

Endgehalt 

(Höchstgehalt) 

-' 

Scliaumhuri:- 
l.ippo. 

an  Vollanstaltcn: 
2700  +  10  %  Zulage  =  2970 

5700  +  10  %  Zulage  =  6270 

Ekhter: 
3000  +  10  %  Zulage  =  3300 

6000  +  10  %  Zulage  =  6600 

22. 

Solnviirzliursr- 
Hiidolstadt. 

an  Vollanstaltcn: 
3000 

5600 

am  Realprogymnasium  inFranken- 

hauscn: 

2400  +  225  pers.  Zulage 

3300  +  225  pers.  Zulage 

Richter:  3000 

6000 

23. 

Nchwarzburg- 
Sonders- 
hi»  II  seil. 

an  Vollanstalten: 
3000 

6000 

Richter:  3000 

6000 

24. 

Waldcck. 

an  Vollanstalten: 
2700  +  560  Wg  =  3260 

5100  +  900  FZ  +  560  Wg  =  6560 

Richter: 
3000  +  560   Wg  =  3560 

7200  +  560  Wg  =  7760 

25. 

Sachsen- 
Weiiiiar. 

an  Vollanstalten: 
3000 

6600 

Richter:  3000 

6600 

26. 

Württemberg. 

a)  Professor  3400  (bis  3800)  +  500 
Wg  -  4300 

5300  (bis  5700)  +  500  Wg  =  6200 

b)  Oberpräzeptoren  und  Oberreal- 
lehrer 2400  (bis  2800)  + 400  Wg 

4300  (bis  4700)  +  400  Wg 

Amtsrichter:  2700+  Wg 

3500  +  Wg 

LanrJrichter:  3400+  Wg 

4400  +  Wg 

Kine  ifesonderte  Stelle  erhält  wegen 


27.  Osterreich. 


Xach  dem  Gesetz  v.  19.  u.  24.  Febr. 
1907: 
2800  Kr.  Stammgehalt 
+  1200  Kr.  (Aktivitätszulage  der 
IX. Rangklasse  inWien) 

4000  Kr.  =  3403  Mk. 


2800  Kr.  Stammgehalt 
+    1610  Kr.    Aktivitätszulage    der 
~    VII.   Rangklasse  in  Wien 
+  3400  Kr.  (5  Quinquennalzulag.) 

7810  Kr.  =  6644  Mk. 


Gerichtsadjunkt    (IX.     Rangklasse):  ■   Landesgerichtsrat  ( VII.  Rangklasse) 
4000  Kr.  =  3403  Mk.  8010  Kr.  =  6814  Mk. 


('.   Ccliiili    iiivi   I'flirlit-lun<i.-ti/.itil       l.i    I'r..f.«nMun-n   und   ()l.crl«-h 
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Zahl  der 
Dienst  jähre 

bis  zum 
Höi'hstgflialt 

Aufrückungs- 

AufrürknnRS- 

1 1 1  ^  1 

PHieht- 

■•nm.l.ii/  ihl 

|b*m<Tkuni">n 

20 

5  X  GOO 

alle  4  .Fainv. 

20-24 

(M.Metz  V.  20.  März  IH'.i'J. 
Kein  Wg. 

20 

I)i«'  Zulauf  ij«t  priivisoriiM-h;  eine 
«•ii<j^;uhip'  Hi'^jelunti  der  (ä-hülter 
«hin  h  firwn  neuen  .\c>rinal<t.it  i^t 
111    AusHJc'ht    nenornin- n 

21 

2  X  300 
6x  400 

alle  3  .lahre. 

nicht 
festgesetzt. 

k.in    Wg. 

20 

4x  225 

■-■-      1 

■J  1 

1  X  200 
3  x  300 

1    X    400 

3  X  500 

allc>  .-{  .laluv. 

nicht 

festgesetzt, 

mei.st 

19—24. 

Kein  Wg. 

(iesetz  V.  11.  .Januar  190H. 

21 

21 

1  X  500 
1  X  400 
ö  X  300 
dazu  3  Zu- 
lagen von 

3(K>.  t;(i(i. 

0(1(1  KZ 

alle  3  Jahre. 

18—24 

NDn  W^  700  pensioiwfähig. 

24 

4  X  400 
4X  500 

alle  3  Jahre. 

niclit 

festgesetzt, 

in  der  Regel 

20. 

Kein  Wg. 

Stellenzulagen  bis  zu  je  v>nO  Mk.  er- 
halten der  Direktor  der  Realschule 
zu  Neu.-<tadt  a.  tl.  Orla  und  je  ein 
OlH'rlehrer  der  (Jymnasien  und 
Realgymnasien  als  Vertn-UT  des 
Direktors,  s.  lk>8oldung8gesetz  v. 
litdS. 

24 

L'  l 

3  X  3UU 
1  X  400 

1  mal  naeh 
0  Jahren. 
6  mal  nach 
3  Jahren. 

Die  c-inp-klamnicrt«!!  Zalihn  Ix-- 
zeiehnen  den  H<>eh>tlM'traji.  zu 
dem  «1er  |H>nsionslKTi'chtigte  (Je- 
halt  dun-h  die  hcichste  der  in 
einz«'lnen  Städten  gewährten  Orts- 

24 

6  X  200 
3x  300 

8 mal  nach 
3  Jahren. 

zula^'«'»  erliohen   «inl. 
„Rektoratsjijvsi.menten-    (s.    S.    114) 
+  .'.00jährIich.— Im  Etat  191 1  —  13 
soll  Neurrpelung  ointroton  (s.  S.  430 

AntinikL'    ■-'' 

9 

9 

seiner  komplizierten  Zulagen  Ostorreleh. 


25 


35 


1.  und  2. 
Quinquennal 
Zulage  zu 
500  Kr.. 
3..  4.  zu 
SOO  Kr. 


alle  .'>  Jahre. 


14—17   für 
Ix'hnr  der 
Sprachfäeher, 
17—20  für 
die  übrigen. 


Die  AktivitätAZulage  richtet  »ich 
nach  der  Rangklass««  und  ist  nußer- 
hall>  Wiens  geringi^r;  r..  B.  für  die 
0.  RanK'kla,H,M>  '.MUt.  MO.  720. 
»;»Ki  Kr.  in  Stä<hen  mit  SO  000, 
40(MM(.  lOlMX)  und  weniger  als 
10  (HM)  Kinwohnem. 

ProvitMir.  I>ehivrnur 2400Kr.St.'»mm• 
({eha]t■ 


430  V.     C.  O.ohalt   uiul    rflioht-stiuulonzal»]. 

Bomorkungon  zu  den   (Joh  ;il  t  orn  der  Anstal  tsloi  t  er. 

ISirht  mau  sich  zunächst  die  Zahlen  der  Direkt  orengchälter  an,  so  differieren 
die  Hwhstgehälter  in  Deutsclilaud  fast  um  GOOO  IMk. :  Hamburg  zahlt  12  000  Mk. 
iSelnvarzburg-Rudülstadt  und  Sachsen-Meiningen  0400  und  0300  +  DW.  Doch 
sind  die  Gchaltsziffern  in  Hamburg  eben  durch  die  dortigen  ganz  besonderen 
\'erhältnisse  bedingt,  vor  allem  durch  den  Umstand,  daß  die  Gehälter  der  Richter 
und  juristischen  Verwaltungsbeamten  dort  so  sehr  hoch  sind,  und  dies  hat  wieder 
darin  seinen  Grund,  daß  die  richterlichen  Beamten  in  Hamburg  aus  der  Zahl  der 
Rechtsanwälte,  welche  immer  ein  sehr  hohes  Einkommen  haben,  genommen  Mcrden 
und  weil,  wenn  das  richterliche  Gehalt  nicht  mit  dem  der  Rechtsanwälte  sich 
einigermaßen  deckte,  man  keinen  finden  würde,  der  von  dem  letzteren  in  den 
ersteren  Beruf  übertreten  würde. 

Die  beiden  größten  Staaten  Deutschlands:  Bayern  und  Preußen  gewähren 
iliren  Anstaltsleitern  das  Höchstgehalt  von  9600  Mk.,  allerdings  der  süddeutsche 
Staat  erst  vom  16.  Dienst  jähre  als  Rektor  an,  der  norddeutsche  schon  nach  6  (in 
Berhn)  oder  nach  9  Dienst  jähren.  Doch  ein  bedeutsamer  Unterschied:  in  Bayern 
wird  kein  Wg  gezahlt,  und  das  hohe  Gehalt  von  9600  Mk.  kommt  in  Bayern  den 
Anstaltsleitern  in  großen  wie  in  kleinen  Städten  zu,  in  Preußen  nur  in  Berlin,  wegen 
des  geringen  Wg,  das  sich  nach  unten  hin,  in  den  Stufen  von  1500,  1200,  1000,  900  Mk. 
verringert,  ist  es  außerhalb  Berlins  viel  kleiner  und  sinkt  in  den  preußischen  Städten 
mit  niedrigstem  Wohnungsgeldzuschuß  doch  auf  7200  +  600  FZ  +  900  Wg  = 
8700  Mk.  hinab,  also  um  900  weniger  als  in  Bayern.  Ferner  haben  die  bayerischen 
Rektoren  noch  den  Vorteil  voraus,  daß  manche  von  ihnen  in  eine  höhere  Rang- 
stufe gelangen  (in  die  der  dortigen  Oberregierungsräte) ;  das  mag  mitunter  dem 
Gemeinschaftssinn  zwischen  Rektor  und  Kollegium  schädlich  sein,  wird  aber  zur 
Hebung  des  bayerischen  „Oberlehrerstandes"  nicht  wenig  beitragen.*) 

Die  letzte  Gehaltsaufbesserung  in  Preußen  hat  auch  die  sonst  viel  höheren  Zahlen 
der  Hansestädte  Bremen  (9000)  und  Lübeck  (9500)  hinter  sich  gelassen,  auch  das 
Königreich  Sachsen  überflügelt  das  Bremische  Höchstgehalt  um  300  Mk.  Baden 
zahlt  8600  Mk.  und  erfreulich  ist  es,  daß  Anhalt  8300  Mk.  den  Leitern  als  End- 
gehalt zahlt,  während  Hessen  auffallenderweise  sie  nur  mit  6600  (DW  mit  Abzug 
s.  S.  416)  „belohnt". 

Die  Höchstgehälter  aller  anderen  Staaten  bewegen  sich  zwischen  7700  (Elsaß- 
Lothringen)  und  6600  (Sachsen-Coburg),  6400  (Schwarzburg-Rudolstadt)  und 
6300  -f  DW  (Sachsen-Meiningen). 

Recht  auffallend  ist  es  hier,  daß  der  dritte  Staat  Süddeutschlands  — 
Württemberg  —  so  sehr  im  Höchstgehalt  der  Direktoren  (Rektoren)  nicht  nur 
hinter  seinen  Nachbarstaaten  (9600  Bayern,  8600  Baden)-),  sondern  auch  hinter 
Kleinstaaten  wie  Sachsen-Gotha  (7200)  und  Reuß  ä.  L.  (7200)  zurücksteht,  denn 
in  Württemberg  beträgt  das  Höchstgehalt  6300  in  einem  Orte  mit  der  höchsten 
Ortszulage  -f  750  DW  -f  70  Mk.  Teuerungszulage  =  7120  Mk. ! 


1)  Vgl.  Westerich,  „Blätter  f.  höh.  Schulen",  1909,  Nr.  12. 

2)  Vgl.  E.  Schott,  „Blätter  f.  höh.  Scliulon",   1909,  Nr.  40. 
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Wus  Östorrcicli  uiilx-lun^t ,  so  isl  es  diuili  die  jüii^crrn  ( M-liultwMjfhcHSfrun^ieii 
in  l'icußt'n  und  aiulcron  dcutsdu-n  Stjuvtni  \\ird«r  ziirii<k^M'dräii>:l  uonh-n.  Das 
lliiclistucluilt  in  Wim  von  \)12i)  Kr.  -  S-jr.'.t  Mk.  steht  liint«  r  dm  I',jivciisrln'n  und 
l'reuliisc'hcn  Sätzen  zurück. 

HfMncrUunfzcn   zu   dm    (Icliältcin   di  r   ( )  hfilfliror. 

In  älmliiluf  Weise  \\  ie  l»ei  den  II(K-Iist^eliältei  n  der  Direktoren  ist  tiucli  iinier- 
luvll)  der  Hüehstj^'ehälter  der  Oh«  ilehrer  in  Deutselilund  eine  ziemlich  };roüe  Differenz. 
Hamburg  9000  -  Scluvarzhurj^-Kuihtlstadt  r)(;CKl!  Durch  die  neueste  (Jehalts- 
aufbesserunp  ist  Preußen  hier  mit  <S4(K)  Mk.  vor  di«-  beiden  andern  HanMCstädtc 
Bremen  (7S00)  und  Lübeck  (7500)  gerückt ;  \\  ie  denn  ül)erhaupt  der  CJehaltswatz 
von  8400  Mk.^).  den  die  preußisdien  Oberlehrer  in  Orten  der  ServisklasseA  genießen, 
ein  in  Deutschhvnd  ziemliih  hoher  ist;  die  meisten  .Staaten  halten  die  Htk-hst- 
gehälter  für  die  Oberlehrer  in  den  (Jrenzen  von  7S00  (Bremen)  bis  OOOO  (Mecklen- 
burg-Strelitz  und  Schwarzburg-Sondershausen),  und  unter  ihnen  sind  es  eigentlich 
nur  wenige,  welche  über  7000  Mk.  hinausgehen:  nämlich  Bremen  7800.  Stichsen 
7G80,  Lübeck  7500.  Baden  7450,  AnJialt  7300,  Bayern  7200,  wobei  zu  bemerken  ist, 
daß  in  Prexißen  das  eigentliche  Höchstgehalt,  \\ie  in  Bayern,  in  allen  Städten 
7200  Mk.  beträgt,  nur  daß  in  Bayern  nirgends  Wg  hinzukommt,  während  in  Preußen 
ja  durch  das  nach  Scrvisklassen  steigende  Wg  auch  die  (Jehälter  in  größeren  Städten 
so  bedeutend  steigen.  Auch  hier  wieder  nmß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  in 
Bayern  und  in  Württemberg  (vielleicht  auch  in  Baden)  nicht  alle  das  Höchst- 
gehalt zu  erreichen  vermögen,  denn  manche  bleiben  wegen  ihrer  Zeugnisse  (s.  oben 
S.  48)  auf  den  Gehaltsstufen  der  Gymnasiallehrer  bez.  der  Oberpräzeptoren  und 
Oberreallehrer  stehen. 

Sehr  beklagenswert  ist  auch  hier  wieder  das  sehr  geringe  Gehalt  der  württem- 
bergischen „Oberlehrer".  Es  beträgt  bei  den  Professoren  "uOO  .')()()  Wg  —  0200 
Maik.  ein  Satz,  der  Württemberg  mit  Kleinstaaten  wie  Sachsen-Coburg-Gotlia, 
llcuß  ä.  L..  wo  ebenfalls  ()200Mk.  Höchstgehalt  gezahlt  wird,  vollkommen  gleichstellt. 

Österreich,  das  1907  eine  durchgreifende  Gehalt.saufbessening  vornahm, 
wodurch  dort  z.  B.  die  Mittelschullehrer  in  Wien  mit  6G44  Mk.  nahe  gerückt  wurden 
im  damaligen  Höchstgehalt  den  preußi.schen  Oberlehrern,  ist  jetzt  wieder  in  den 
Schatten  gestellt  worden:  denn  die  Berliner  Oberlehrer  beziehen  jetzt  nach  21  Dienst - 
Jahren  8400  Mk.,  die  Wiener  nach  25  nur  den  eben  angegebenen  Satz  von  Gtl44.5(l  .Mk. 

Freilich  —  und  damit  kommen  wir  auf  einen  neuen  l'nterschied  — ,  die  Wiener 
Herren  Amtsgenossen  geben  bedeutend  weniger  PfHchtstunden  als  wir,  denn  für 
Sprachlehrer-)  beträgt  das  .Maxiimini  der  Pflichtstuiidcn/.alil  nur   17  (14-17)  und 

1)  Wenn  im  .Inhrc  liUl  \V^r.  wie  aiiziuu-luncn  i-^t .  nodi  um  UMl  .Mk.  erhöht  winl,  .ho  »ünlc 
""•'iilO  Mk.  das   Höclistj^chnlt   iK-lrngm. 

2)  Unorfimilioh  i.-^t  <"s,  dnü  man  in  I'rrußen  und  nndoron  Staaton  di«>8on  l'nton»chie<I  l»ci  der 
Stundenverteilung  zwischen  Sprachlehrern  und  anderen  Ix>hn>m  nicht  macht ;  ich  hnlx«  l'ro- 
grammc  pesehen,  nach  denen  Kollegen  der  Natur» if<.Henschftft»  welche  ohne  Korrektur  von 
Untersekunda  bis  Sexta  mit  je  2  Stunden  Ix^iacht  waren,  elK-njioviol  Stunden  wöchentlich  gaben 
wie  die  Sprachlehrer  in  denselben  Klaai»en.    Wo  blieb  da  die  Auf«icht8bchörde? 


43l^  "^'-     C"-   Cic\v\]{   und   PflirUtstuiuhMr/ahl 

sinkt  in  Wirklichkeit  nach  mir  vorliogondon  östorrcichisclicn  Prograninien  oft  auf  14 
herab;  wogegen  andere  Älittelschullehrer,  die  Naturwissenschaft,  Geschichte,  Geogra- 
phie, Pliysik  usw.  lehren,  auch  nur  bis20Stuiulcn  zu  geben  haben.  Auch  inBaden(18bis 
22).  Bayern  (20  Stunden)  ist  die  Pflichtstundcnzahl  geringer  als  in  Preußen  und  Nord- 
dcutschland.  Selbst  für  die  Anstaltsleiter  in  so  großen  Städten  wie  Berlin  ist  die  Maxi- 
nialzahl  14-16dein  (icsetze  nach  immer  nocli  bestehend (s. Verfügung  voml3.Mail863), 
die  rauhe  Wirklichkeit  freilich  hat  sie  oft  bis  auf  5  wöchentliche  Stunden  herabgedrückt. 

Für  die  Oberlehrer  in  Norddeutschland  schwankt  die  Zahl  zwischen  20  und  24. 
Aber  Oberlehrer  und  Professoren,  die  über  45  Jahre  alt  sind,  sollten  mehr  als  3  Stun- 
den täglich  nicht  unterrichten,  wenn  sie  Sprachen  unterrichten  und  deutsche  Arbeiten 
zu  korrigieren  haben.  .Mitunter  ist  es  wirklich  i^läglicli  und  traurig  anzusehen, 
wenn  jüngere  Oberlehrer,  noch  in  ihren  Universitätsstudien  steckend  und  weiter 
wissenschaftlich  arbeitend,  wochentäglich  4  Stunden  geben  und  dann  noch  ihre 
Nachmittagszeit  mit  Korrekturen  hinbringen  müssen.  Eins  von  beiden  leidet 
darunter:  entweder  die  amtliche  oder  die  wissenschaftliche  Tätigkeit,  die  ein  Ober- 
lehrer, besonders  in  jüngeren  Jahren,  um  sich  ideale  Gesinnung  zu  erhalten,  pflegen 
muß.  In  bezug  auf  die  Pflichtstundenzahl  ist  noch  eine  gründliche  Reform 
nötig;  leider  sind  einige  Staaten  so  vorsichtig  gewesen,  die  Zahl  der  Pflichtstunden 
nicht  festzusetzen,  damit  sie  gegebenenfalls  ihren  Oberlehrern  recht  viel  auf- 
zupacken das  Recht  haben. 

Eine  nicht  unwesentliche  Erleichterung  könnte  schon  jetzt  allen  Oberlehrern 
in  den  Staaten  mit  hoher  Pflichtstundenzahl  mitunter  dadurch  zuteil  werden, 
daß  in  den  Fällen  eines  erkrankten  oder  sonstwie  behinderten  Kollegen  es  mit  den 
Vertretungen  nicht  allzu  ängstlich  genommen  würde.  Es  handelt  sich  hier  besonders 
um  die  sogenannten  Eckstunden,  d.  h.  um  die  ersten  Stunden  früh  um  7  oder 
8  Uhr  oder  um  die  letzten  Stunden  spät  12  oder  1  Uhr,  auch,  wo  Nachmittagsunter- 
richt ist,  um  die  Stunden  in  gleicher  Lage.  Einen  Unterschied  muß  man  hier  natür- 
lich machen  zwischen  längerer  und  kürzerer  Vertretung  und  zwischen  den  Unter- 
richtsfächern mit  kleinerer  oder  größerer  Wochenstundenzahl.  Ist  ein  Sprach- 
lehrer, welcher  z.  B.  5 — 8  Stunden  eine  Sprache  in  einer  Klasse  lehrt,  auf  mehrere 
Wochen  am  Unterrichte  behindert,  so  wird  man  natürlich  für  seine  Vertretung 
sorgen  müssen  und  die  freien  Stunden  zwischen  anderen  Kollegen  teilen;  anders 
schon  bei  2  Stunden  Geographie  oder  Naturkunde,  zwei  auch  in  den  Versetzungs- 
ordnungen als  Nebenfächer  behandelten  Gegenständen.  —  Mögen  es  meine  Kollegen 
von  der  Naturwissenschaft  nicht  übel  nehmen,  aber  es  ist  für  die  Allgemeinheit 
ganz  gut,  wenn  solche  zwei  plötzhch  abgesagte  Stunden  überhaupt  ausfallen, 
d.  h.  wenn,  falls  es  Eckstunden  sind,  die  Schüler  nach  Haus  geschickt  werden  und 
keiner  der  20 — 24  Stunden  erteilenden  Oberlehrer  noch  mehr  belastet  wird.^)    Denn 

1)  Unerklärlich  wird  daher  die  erste  der  hier  mitgeteilten  Resolutionen  sein,  welche  das 
preußische  Herrenhaus  bei  Beratung  der  neuen  Besoldungsordnung,  April  1909,  annahm: 

1.  „Die  Königliche  Staatsregierung  zu  ersuchen,  mit  Einführung  der  neuen  Besoldungs- 
ordnung es  allen  an  höheren  Lehranstalten  angestellten  Lehrpersonen  (wann  wird  dies  Wort 
endlich  verschwinden?  Wer  bezeichnet  die  Richter  mit  „Gerichtspersonen"?)  zur  Pflicht  zu 
machen,  ohne  besondere  Vergütung  so  viele  Unterrichtsstunden  zu  erteilen,  wie  es  die  betreffende 
Anstalt  erfordert,  und  die  sogenannten  bezahlten  Überstunden  abza^chaf fen ; 
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im  Ciruncio  licißt  „Vcitri-t  ung.sst  undcn  ^chiri"  oft  wt-itcr  nicht.s  ul.s  „Zeit 
hinbringen  oder  totschlagen",  vor/üglieh  in  KliiMsen,  in  denen  man  sonst  gar  niclit 
doziert  und  die  Sehüler  nicht  ki'nnt;  selten  wird  nämlich  einer  derjenigen  Kollegen 
zur  Vertretung  frei  sein,  welcher  genuin  in  dem  Fache  des  )x-hinderten  Kollegen 
unterrichten  kann.  Ist  ein  mathematischer  Kollege  plötzlich  zu  vcrtn-t<'n,  dami  treibt 
der  Vertreter,  ein  Sj)rachlehn>r,  irgcnch'ine  Sprache,  und  so  wird  fikst  immer  in  d<'m 
Fach,  tias  ausfällt,  gar  niclit  untci  lirhtet '),  sondern  in  einem  anderen.  Handelt  es 
sich  um  Vertretung  in  den  oberen  Klassen,  ho  wird  vielfiu-h  eine  solche  Stunde 
zu  einer  allgemein  hterarisch-ästhetiseh-philoHophisehen  Unterhaltung,  bei  der 
im  besten  Falle  das  Ergebnis  ist :  in  das  eine  Ohr  liinein,  aus  dem  anderen  w  ie<ler 
heraus!  J)a  also  in  den  meisten  Fällen  der  Gegenstand,  de.s.sen  Fachlehrer  be- 
hindert ist,  doch  nicht  weiter  gefördert  werden  kann,  weil  eben  sein  Vertreter  etws.s 
anderes  lehrt,  sind  Vertretung.-^stunden  meist  dazu  da,  die  etwa  vakante  Zeit  mit 
den  Sihülern  hinzubringen.  Sonst  ist  nuiii  aber,  auch  von  .selten  der  Direktoren, 
auf  alle  mögliehen  Erleichterungen  für  die  Schüler  bedacht,  warum  läßt  man  also 
nicht,  wenn  es  sieh  um  Eckstunden  handelt,  einfach  solche  ausfallen  und  gönnt 
der  Jugend  diese  Freiheit  ?  Hier  herrscht  aber  meist  eine  übertriebene  (Jewis.s<-n- 
haftigkeit   und  ängstliche  Pedanterie," 

Doch  nun  narli  dieser  AbscliweifiMiLr  /.ui-iick  zu  der  dritten  |-"ia_'e:  Wie  steht 
es  jetzt  mit  der  Gleichstellung  der  Oberlehrer  und  Richter  im  Gehalter'  In  P.;iyern, 
liaden,  Hessen,  l\euß  j.  Linie,  ivönigreich  Sachsen,  Sachsen-C  Jotha,  Siu-hsen- 
Weimar,  Sehwarzburg-Sondershausen,  Osterreich  stehen  sich  beide  lieamten- 
kategorien  im  Anfangs-  und  Endgehalt  gleich;  freihch  in  Hessen  erhalten 
die  25  dienstältesten  Richter  luuh  25  Dienstjahren  noch  ÖOO  Mk.  mehr.  Zu  den 
Staaten,  wie  Bayern,  Baden,  Hessen  hat  sich  ei'freuhcherwei.st^  nun  auch  das 
Königreich  Sachsen  geseUt,  und  Sachsen-Gotha,  wo  bis  vor  kurzem  die  Kichter 
—  horribile  dictu  —  um  100  Mk.  niedriger  standen  als  die  Oberlehrer,  während  in 
dem  eng  verbundenen  Sachsen -Coburg  die  Oberlehrer  um  2(K)  Mk,  jetzt  gesehlagen 
werden.  —  Ebenso  kann  Österreich  hierher  gerechnet  werden,  denn  das  Anfangs- 
gehalt der  Gerichtsadjunkten  ist  wie  das  der  Mittelschullehrer  dort  4000  Kr.  = 
3403  Mk,,  im  Endgehalt  ist  der  Unterschied  ein  sehr  geringer:  nämhch  nur  200  Kr. 
Die  Gleichstellung  im  Endgehalt  ist  erreicht  in  Preußen  und  Sach.sen-.VJten- 
burg  (in  Zukunft),  wiihrcnd  nur  das  Anfangsgehalt  gleich  ist  in  Schwarzburg- 
Rudülstadt,  Oldenburg  und  Braun.sehweig,  Niedriger  im  Gehalt  als  die  Ober- 
lehrer stehen  die  Richter  nur  in  Kculi  ä.  Linie,  nändiih  um  200  Mk.  im  Anfangs- 
und Endgehalt. 

In  allen  anderen  deutschen  Staaten  stehen  die  Ol)erlehrer  niedriger  als  die  Richter 
erster  Instanz.     Auffallend  stark  ist  die  ])iffcrcnz  der  Eudgehälter 

2,  Das  Hcrrcnhjius  stimmt  dem  von  dem  AbpeenhietenhaiH.  unter  ZiLHtimmun^  «ler  König- 
lichen SUatsregieruiig.  angewandten  Sy.stcm  der  (JiriehstelWing  der  akatienmeh  gebildeten 
liöheren  Beamten  im  Kndgelialt  aas  grund.iätziiohen  li«><lrnken  nielit  zu.  .\u.h  der  .\nnahmo 
der  vorliegenden  Besoldungsordnung  dürfen  in  dieser  Hiehtunj;  keine  Folgerungen  gew>gen 
werden," 

1)  \'gl-  ^I.  Hohze,  Bemerkungen  zum  Stundt-nplan  der  sächsischen  Cymna-sien,  Neue 
Jahrl),  1;K)!),     J.  Abt.     6.  Heft,     S.  2^. 

U.  .Morset),  ilad  hühero  Lehramt.    2.  Aufl.  28 
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in   HronuMi  (-2200  3Ik.), 

in  Elsaß-Lothringen  (GOO  Mk.), 

in  Hamburg  (1000  Mk.), 

in  Lübeck  (800  Mk.  im  Endgehalt,   1000  Mk.  im  Anfang.sgolialt), 

in  Mecklenburg-Sclnverin  (500  Mk.), 

in  Saehsen-Meiiiingen  (600  Mk.), 

in  Schwarzburg-Rudolstadt  (400  Mk.). 
In  anderen  Staaten  ist  die  Differenz  geringer,  wie  in  Braunschweig,  wo  sie  im 
Endgehalt  nur  300  Mk.  ist. 

Man  sieht,  wieviel  hierin  in  deutschen  Landen  von  den  Oberlehrern  noch  getan 
wei-den  muß;  zwei  Gründe  werden  gewöhnhch  zugunsten  dieser  noch  bestehenden 
Gehaltsunterscliiede  angeführt:  1.  die  längere  Wartezeit  der  Juristen  bis  zur  An- 
stellung. 2.  das  doppelte  Examen  der  Juristen. 

Was  den  letzteren  Punkt  anbelangt,  so  ist  schon  oben  bemerkt,  wie  wir  mit  allen 
Rütteln  zu  einer  Zweiteilung  unserer  Staatsexamina  gelangen  müssen,  wofür  sich 
u.  a.  Paulsen  in  der  „Monatsschr.  f.  höh.  Schulen"  1906,  S.  7/8  ausgesprochen  hat. 
Li  Baj'ern  haben  die  bei  den  „Oberlehreranwärtern"  und  Juristen  seit  langem 
bestehenden  zwei  Stationen  der  Staatsprüfungen  offenbar  die  Gleichstellung,  schon 
seit  1872  (1875),  herbeigefülirt. 

Der  andere  Grund  —  die  längere  Wartezeit  der  Juristen  —  ist  nur  ein  Schein- 
grund, man  sieht  dies  auch  an  dem  Beispiel  der  Staaten,  welche  wie  Österreich, 
Bayern,  Baden  usw.,  gerade  auch  das  Anfangsgehalt  gleich  gemacht  haben;  es 
braucht  auch  kaum  daran  erinnert  zu  werden,  wie  diese  Wartezeit  doch  eine  sehr 
schwankende  ist,  daß  wenigstens  am  Ausgang  der  80  er  Jalire  des  vorigen  Jahr- 
hunderts in  Preußen  Oberlehrerkandidaten  mit  vollem  Zeugnis  10 — 14  Jahre  warten 
mußten;  wie  sehr  das  Anstellungsalter  der  Richter  und  Oberlehrer  schwankt,  zeigt 
deuthch  das  Merkblatt  von  H.  Wermbter,  welches  nach  amtlichen  Quellen  im 
Auftrage  der  Delegiertenkonferenz  der  preußischen  Philologenvereine  in  einer  zweiten 
Ausgabe  1908  zusammengestellt  ist.  Die  Richter  sind  in  einer  Reihe  von  Jahren 
(1890 — 1898)  mit  dem  34.  Lebensjahre  zur  Anstellung  gelangt,  die  Oberlehrer  mit 
dem  34.  Lebensjahre  von  1896 — 1901;  1905  kamen  die  Richter  ungefähr  mit  dem 
34.  Lebensjahre  bei  uns  in  Preußen  ins  Amt,  die  Oberlehrer  schon  mit  28  Jahren, 
aber  seitdem  steigt  die  Zahl  der  Seminarkandidaten  beständig,  wie  Klatt^)  nach- 
weist, 1905:  545;  1906:  596;  1907:  680;  1908:  786,  und  das  Lebensjahr  für  die  An- 
stellung muß  notwendig  wieder  steigen. 

Also  auch  dieser  Grund  für  die  Nichtgleichstellung  im  Anfangsgehalt  ist  min- 
destens ein  „transitorischer".  —  Warum,  wenn  andere  Staaten  auf  diese  auch  bei 
ihnen  schwankende  Ziffer  gar  keine  Rücksicht  genommen  und  die  Gleichstellung 
auch  im  Anfangsgehalt  eingeführt  haben,  warum  besteht  in  Preußen  und 
anderswo  immer  noch  diese  Differenz? 

Eine  vierte  Frage  hat  alle  Beteiligten,  besonders  in  Preußen  und  Nord- 
deutschland, jahrelang  beschäftigt.      Können  nicht  alle  Beamten  mit  akade- 


1)  Vgl.  Monatschrift  f.  h.  Seh.  VI  1907,   S.  430ff.  u.  Korresp.-Blatt  1908,  Nr.  19/20. 


Ik-iiiLikunifi-ii  v.n  <Ii-m  (Itli.lll<rii  dci   OlHrlthtvr.  435 

miscliur  oder  hoclischultftliiiisclH'r  VorhiKluiij^'  wenij^HtoiiH  im  Kndgelmlt  gh'iih- 
gestellt  werden?  In  Bayern  war  dies  schon  1872  durch^efülirt  worden,  durch  das 
neue  Bayerische  Beaiuten^csctz  vom  IC.  Au^'ust  l'JÜS  ist  dies  Prinzip  wieder  an- 
erkannt worden,  audi  das  neue  Hailische  Bi-amten^esetz  mit  ( Jehaltsordnun«  und 
(Jehaltstarif  von  IIKKS  liiilt  an  diesem  rrin/ip  fest.  Bei  uns  in  l'reuüen  hatte 
(h'r  Al)j:.  J)it  t  riih  -  Brauiusher^  (Verhandhui^tui  des  preuUisehen  Abj^'eordneton- 
hauses  vom  1.^  Apiil  l')07,  S.  3147)  mit  Recht  verlangt:  „Wir  fordern  eine  (ileieh- 
stellun^'  aller  höheren  Beamtenkate^orien  mit  ^deiclier  ^'ymnasiah'r  und  akmlemischer 
Vorbiiduu!.,'  und  ungefähr  j,deiclidauernder  Vorbereitung." 

Indessen,  wenn  aueli  in  Preußen  nun  mwh  dem  neuen  Besoldungsgesetz  das 
llix'listgehalt  (Klasse  40,  41)  der  Bibliothekans  Archivare,  .schultecjini.schen  Mit- 
arbeiter bei  den  Provinzialschulkollegien,  der  Uberlehrer"),  Oberförster,  Bau- 
inspektoren, Kreisärzte,  Kreisschulinspektoren,  der  .Staiit.sanwälte  bei  den  Ober- 
lande.sgerichten  und  den  Landgerichten,  der  Landrichter  und  Amtsrichter,  der 
Kegierungsrätt«  usw  .  7200  Mk.  im  allgemeinen  beträgt,  .so  hat  man  doch  bei  dem  in 
Preußen  noch  iiitht  abgeschnittenen  Standeszopf  dafür  gesorgt,  daß  ein  Drittel  der 
höheren  Verwaltungsbeamten,  der  Regierungsräte,  in  „gehobene  Stellen"  kommen 
und  dadurch  (jOO  Mk.  mehr  als  die  Richter,  Oberlehrer,  Oberförst«'r,  BauinsjM'k- 
toren  usw.  als  Endgchalt  erreichen  können.  Und  das  Herrenhaus,  das  zwar 
dieses  Beamtenbcsoldungsgesetz  mit  der  CJleiehstellung  akzeptierte,  liat  d(X'h 
eine  Resolution  angenommen,  die  die  Gleichstellung  im  Prinzip  niclit  anerkennt; 
das  Herrenhaus  behält  sich  also  vor,  bei  einer  künftigen  Gehaltsaufbesserung 
die  oben  genannten  Beamtenklassen  nicht  als  gleichgestellt  zu  behandeln. 

Übrigens  werden  hoffentlich  alle  Oberlehrer  und  Richter  das  System  der  durch 
sogenannte  Funktionszulagen  geschaffenen  „gehobenen"  Stellen,  das  jetzt  für 
die  Verwaltungsjuristen  eingeführt  ist,  für  ihren  Stand  nicht  herbeisehnen,  im 
Königreich  Sachsen  war  dasselbe  bis  vor  Jcurzcm  für  die  Oberlelu-er  vorhanden, 
es  gab  67  „gehobene  Stellen".  Zu  diesen  gehobenen  Stellen,  wenn  sie  in  Preußen 
für  Oberlehrer  vorhanden  wären,  würden  sich  vielleicht  doch  manche  drängen, 
und  das  Unabhängigkeitsgefülil  könnte  darunter  leiden. 

1)  Unerfindlich  ist  es,  wanun  auch  in  diesem  Besoldungsgesetz  wie  in  dem  Xormnletat  es 
wieder  heißt  statt  „Oberlehrer":  „ICtatsmäßig  angesteihe  wissenselinft liehe  I>elinT  In-i  den 
höheren  Unterrieht.sunstalten".  —  Bei  den  Buugewerkwehulen  al)er  steht  zu  lesen:  „OImt- 
lelirer". 
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D. 
I.  Die 

'.    n.    Hio   Ruhogoliälter. 

Die  Ruhegehälter. 
leiH  scheu  IJuiulesslajiten. 
A.  Direktoren. 

1 

Name 

Höchstgehalt 

Zahl  der 

Dionstjahrp, 

nach 

Höchstpension 

Bemerkungen^) 

des 

Staates 

in  Mark 

die  Höchst- 
pension 
errciclicn 
kann 

in  Mark 

in  Prozent 
vom 

Ifüchst- 
ftfhalt 

1.  Saclisen- 
Altonhiire: 

7500 

39 

6000 

80% 

1 

2.  Anhalt 

MidO 

Nach 
50  pensions- 

fähigen 
Dienstjahren 

8600 

100% 

Das  gültige  Pensions- 
gesetz  V.  22.  Dez.  1875. 
Krüger  S.  417. 

Für  diejenigen  Beamten, 
die  ohne  Nachweis  ihrer 
Dienstunfähigkeit  in  den 
Ruhestand  treten  wollen 
oder  die  zwangsweise  pen- 
sioniert werden  sollen,  ist 
das  vollendete  65.  Lebens- 
jahr festgesetzt. 

3.  Baden 

Gehaltsklasse  II: 

6400  +  1050  =  7450 

Gehaltsklasse  I: 

7400  +  1200  =  8600 

85 

II  =  5588 
I  =  6450 

75% 

Badisches  Beamten- 
gesetz von  1908.  Ab- 
sehn.  IV  §  31. 

4.  Bayern 

I.  Rektoren:     .    9600 
II.  Konrektoren:  8400 

a)40 

b)  16  Dienst- 
jahre   als 
Rektor 
bez.  Kon- 
rektor 

Rektor:         7200 
Konrektor:  6300 

75% 

Bestimmungen  über 
Pensionierung  usw. 
der  Beamten  ....  * 
V.  22.  Okt.   1909.       11 

5.  Braun- 
sehwei.: 

7000  +  DW. 
(=360Mk.) 

:m; 

n.SSS 

80% 

DW.  mit  360  Mk.  ange- 
rechnet. 

S.  Gesetz  über  den  Zivil- 
staatsdienst V.  l.AprU  1889 
§§  113—141,  und  Novelle 
dazu  in  der  Gesetz-  u.Ver- 
ordnungs  -  Sammlung  1901. 

6.  Bremen 

9000  +  DVV.  mit  10% 
Abzug     oder    Wg.    an 

Vollanstalten 
und  Nichtvollansta,lten 

80 

7200 
7200 

80% 
80% 

Die     Direktoren      aller 
stadtbremisch,    höher. 
Schulen  stehen  im  Ge- 
halte  usw.  gleich. 

AneaJn  fi^r^  welchen  Beitrag  zur  Pension  die  Direktoren  zahlen,  ist  in  der  Tabelle  für  die  Oberlehrer  nachzusehen.  Die 
erkennen  nh  n^H  "*'"",  *""  ^^iT^'^toren  sind  nach  schriftlichen  Erkundigungen  gemacht;  die  Antworten  ließen  nicht  immer 
einfge  Sätze  geänderThlb     ''""       ^'  »W.  pensionsfähig   ist;  auch    ist  es  möglich,  daß  seit  der  Zeit  der  Naclifragen  sich 
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\,l   MM 

Hüolistgohalt 

ZaIiI  <l<'r 

UU'iuttjahn-, 

tkach 

HöchatiHjnHioii 

>  I    ,  1   ,  L    1    (  ■     . 

IM     Mlllk 

dl.-  HOoluit- 

p'IlM'Hl 

kim. 

lln  Proi«n. 

l{«iiu-rkungen') 

7.   Smlisfii  - 
a)    (ul.mi: 

t;U()0-f-GtH)  KZ.  -ÜIKIO 

.'»() 

t;);(Mi             i'M'% 

4<l"o    nach    IM   Jahren, 
narh    jt'deni    weiteren 
DienHt jähre         1  Vi  % 
mehr. 

1»)   <;<>tlia 

7200 

40 

.'id 

f;i20                  85% 

7  Jon               ino";, 

S.    i;i«.ali- 
I,o(liiiiii:cii 

72UU  +  \Vg.  oder  D\V. 
=  7700 

4(1 

■'"'•>                ^'»% 

DW.  oder  Wg.  mit   5l)(» 
Mk.  j)eni*ionHfähig. 

*).  Ilaiiil>iiri; 

a)  Direktoren  an  \011- 
anstalten   12»»U0 

.-.„ 

Ulli  hl 

11 ,, 

l'«i  l'.-t,t<lliinc  tler 
l'i'ii.sum  \senlen  die 
Dicn.stjahn-  von  der 
ff.sten  An-steliung  an 
^'«•rcclinet.  Wg.  wird 
voll  angerechnet. 

b)  an  sechsstuf  igen  An- 
stalten 11000 

50 

11000 

1000,0 

10.     llOMMl 

a)   An  Viillanstaltvii 
66UÜ  +  DW. 

111 

:,',iit) 

Nich  5(1  Dieastjahren 
-  100%.  wiw  kaum 
vorgekommen  int.  (be- 
setz vom  27.  Nov.  1874. 
Au.szug  In-i  „Nodnngcl, 
Das  höhere  Schul- 
wesen im  CJroüherzog- 
tum  Heösen"  I. 
S.  100  ff. 

b)  An  Nichtvoll- 

anstalten 

G200  +  1)\V. 

Über  den  Abzug  von 

DW.  V.Gehalt  s.S.  416 

40 

5580 

90% 

11.   riir>t»'nlum 
(Dctiiiuld) 

GGUO  +  DW. 

M 

.■>2Mt 

^"\'o 

l'Kiti.i^  /.iiiW  lUMU-  und 
WaisenkasKe  obliga- 
torisch. Kinzidilung 
(1  »innen  zwei  .lahren 
nael»  erfolgter  An- 
.stellung  abzuzahlen): 
MKiMk.  Jahresbeitrag 
IS  Mk.  (;e»»etz  vom 
20.  Febr.  1S7S  und 
11.  April  1'HI7.  ver- 
r.ffenl Linder  l.ippi-rli. 
<M>et/saniinl  1- 

12.    I.llliirk 

'JöOü  an  Vollanstalt«n 

35 

7125 

'«% 

Die  ren.Hi«»n>\iriiall- 
niH»o  wie   in    I'rcußon 

Mino  an  Nichtvoll- 
anstnlton 

r)(Mio 

75% 

ge<irdnet;  nur  <lürfen 
die  Beamten  nach  dem 
r.5.  lA'iien.-<jahre  nicht 
iim-rseitfi  die  Tenj^io- 
niening  l>ortiwpnjchen. 
Neue«  I'enflionsgcsctz 
in  .\u88icht. 

1)  Ob  un.l  w.l.hiMi  l».itratf  7,iir  l'iush'ii  .ii.-  Oit.Kfr.ii  r. 
AiiKikhon  UIht  die  IVnsimi  der  Dircktorrn  oiiid  nach  i^chrlttlirtifn 
orkoniion,  ob  und  wiovii'l  von  Wr.  odor  DW.  pon.«lon«(äliiii  ii«t ; 
eluigo  .Sätzo  grändort  hiiUii. 


Iiirii,  i-t  III  lii'r  i  »Uli.-  ivir  du-  Oliorlrhfrr  njirh»a«ohon.  Wo 
KrkundiaunR''n  sonurbt.  dto  Antwortrn  lirOrn  nicht  iminrr 
itit-h  Ut    c»   niriglich.    daO   M-t(    drr    ZcH    drr  Narhlrtitrn    >lch 


48^ 

^ 

.   1).   Die  Ruhcgohäher. 

N  n  m  0 

Höchstgehalt 

Zfthl  der 

Dionsfjahre, 

nnch 

Höchst  Pension 

Bemerkungen') 

dos 

S  t  a  a  1 1"  s 

in  Mark 

dio  Höchst- 

l)onsion 

orrt'ichon 

kann 

in   Mnrk 

in  Prozent 
vom 

Höchst- 
„■l.alt 

i:l.  Mocklcn- 
luirtf-Sohwerin 

7500 

50 

6750 

90% 

Die  Pension  an  denGrnß. 
herzoglichen  Anst  a  1 1  cn 
oline  rechtlicheGniiul- 
lagc.  Kein  Pensicms- 
beitrag,  aber  4%  Ab- 
zug für  ReliktenvLi- 
sorgung. 

70IIU 

Keine  DW. 

U.  MiMklcM- 
luirL'-Strt'Iitz 

l'onsionsgesotz  bislicr  nicht  veröffent- 
licht,   doch    wird    seit    1904    (Groß- 
herzog Adolf  Friedrich)  nach  den  Be- 
stimmungen in  Mecklenburg- Schwerin 
verfahren. 

15.  Saohson- 
Mcininiren 

6300 

40 

4725 

75% 

DW.  bei  Pension  nicht 
angerechnet. 

1«.  Oldenburg 

(iroßherzogl.  Anstalten 
=  7150.     Erhöhung  in 
Aussicht,   gegenwärtig 
wird  ein  6%  Zuschlag 
vom  Höchstgehalt  be- 
zahlt für  das  Jahr  1909. 

45 

6435,  gegenwärtig 
kommt  noch  90% 
vom  6%  Gehalts- 
zuschlag, also  90% 
von    430   Älk.   = 
387  IVIk.  hinzu  = 
6822 

90% 

Pensionsgesetz         vom 
28.    März    1867    und 
14.  März  1908. 

17.  Preußen 

An  königl.  Vollanstalten 
in  Berlin: 

7200 +  600  FZ.  +  1800 
Wg.  oder  DW.  =  9600 

40 

6450 

75% 

Vom  Wg.  (1800)  sind 
800  Mk.  pensions- 
fähig. 

18.  Reuß  ä.  L. 

7200 

20 

5000 

SOo/o, 
nur  bei  der 
Höchst- 
pension 
nicht. 

Sonst  Höchstpension 
80%  nach  37  Dienst- 
jahren, aber  5000  Mk. 
zurzeit  noch  Maxi- 
mum. 

19.  Reuß  j.  L. 

7500 

37 
(8.  Oberlehr.) 

6000 

80% 

Kein  Wg.  dazu :  Gesetz 
vom  10.  April  1897 
und  9.  Okt.  1891. 

20.  Königreich 
Sachsen 

'.):>,()() 

■10 

7440 

80% 

Pensionsgesetz  vom 
25.  März  1892. 

21.  Schaum- 
burc- Lippe 

6300  -f  030  Wg 

40 

5544 

80% 

Wg.  Gesetz  vom  22.  März 
1907. 

1)  Ob  und  welchen  Beitrag  zur  Pension  die  Direktoren  zahlen,  ist  in  der  Tabelle  für  die  Oberlehrer  nachzusehen.  Die 
Angaben  über  die  Pension  der  Direktoren  sind  nach  schriftlichen  Erkundigungen  gemacht;  die  Antworten  ließen  nicht  immer 
erkennen,  ob  und  wieviel  von  Wg.  oder  DW.  pensionsfähig  ist;  auch  ist  es  möglich,  daß  seit  der  Zeit  der  Nachfragen  »Mi 
einige  Sätze  geändert  haben. 


DU 


i;..ii."-'-ii,.ii. 


I>ir.|<t.inii 


•130 


Nil  Illr 

Iir>,-Iist^'.-Iialt 

/.Ulli    .1.   1 

»li-iutjahrr 
iiucli 

Hc>ohHt|X'nHi(»n 

.1,-.. 

(11.-   n..rlu.t. 

,.,    l-,..,.nt 

I{<iinTkiiiigen') 

Si  .1,1  1  .■- 

in   Miiik 

.rr.  icli.ii 

k.Uill 

11,    Mick 

11-  .i    • 

22.  Silmiir/- 
Imult- 

|{lHlnl>la<ll 

(;4ll(l  (riiisc-lil.  10(1  Mk. 
für  DionstwolmuiiK) 

.{7 

.'•12<» 

«0% 

Dem  jetzigen  InliaUir 
wirtl  die  Dienntwoh- 
nung  mit  10.'>(t  Mk.  zu 
ilem  |H'n.sionMfähigon 
(Jehalt  zugen-i-hneJ,  ho 
daU  wine  H(»«-hKti»en- 
sioninderangr-ireljenen 
Zeit  .')72<iMk.  Ix-tragen 
wird.  -  Sta«tH<lienHt- 
genelz  vom  1.  Mai  isöw. 

2:5.  Srlnvarz- 

Imri;- 
Soiitlorshiuist'ii 

ti.'idii 

IM 

1 

ii;  12  deH  StaatHU-amten- 
^'csetzea  vom  l'J.  Dc- 
/..•m»K>r  IflOO. 

24.  >Val(l«'(k 

7MIII    :    1)\V, 

in 

t;.37."),  w..niin\V.mit        7.'i*'o 
7(MI  Mk.  aU  poiislons- 
KililgaiiKorcchnct  wird. 

(;e.s«-tzv.im.'iFel.r.l!tn>'. 

2.1.  Saclison- 
>\  i'iinar 

7500 

narli 
delluitiver 

GOOO 

^0% 

lieamtengesetz    i'JiH«. 

2«.  WiiiKciii- 

ösOO  (-  6300)  und 
Mii't/.inscntscliäiliL'un^' 
ntk-r  J)u-nsi\vnliiumL' 

(lK'nsionslxTt'cliti<zt 
7r)0  Mk.);  d.izu  70  Mk. 
Teuerungszulage  (nicht 

IH.-n.sion.sborechtigt) 

.!',' 

.".7  In  (      (il72) 

b7.7% 

Nach  angetretenem  10. 
Dien.stjahr  U«ninntder 
Kiiliegelialt  mit  10% 
des(;ehalt.s;  mit  jedem 
weiteren  I)ien.st  jähre 
bis  zum  40.  steigt  der 
Ruhegehalt  um  Pi% 
au,-*  dem  IVtrag  des 
»;ehalt,s  hi.x  211  MI  Mk., 
um  1  '_."y  au.s  dem  Ite- 
trai!  des  tJehalt--^.   der 

MIHI    Mk-      ul-r-f,.iL't. 

II.  üstern'icil. 


0>terreleli 


nacli  iK-n  (Je.setzeii  vuni 
10.  u.  21.  Kehruar  lit07: 

M20K. 
+  IGOOK.  Quart  iergeUl 
(in  Wien) 


9720  K.  =  8262  Mk. 


%  =  7^4(|  K, 
•  ••UM   Mk 


ch    I  fl    de«  (JcKtxr« 


•  t«n(| 
V(l  ati. 
vom   9   .V,    . 
Anmcrkonit 


1)  Ob  und  wplchon  BoitraR  lur  Pension  dio  I)ir.kior.n  tihlrn .  l»t  in  d.r  ThbrW»'  fOr  dlo  t)bprlrtirrr  iMCtiiiiM<h<>n.  Die 
AnRBbon  über  die  IVnsion  drr  Dirrktorcn  sind  n»ch  scbriftlicJiin  Erkundi«ungrn  gemacht;  die  Antworten  licOen  nicht  Immer 
erkonnon.  ob  und  wieviel  von  W«.  oder  DW.  |>enMfin«(Ahlg  IM;  iiurh  Ist  es  ra<Hillch.  d«0  wlt  der  Lr\t  der  NBchfrmgm  lieh 
ciiiipc  Sätze  ge&ndert  haben. 
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Die   llulu-rhällcr. 


B.  Ober- 


Name 

des 
Staates 

Höchstgehalt 

Mindest 

Pension 

MMlk 

tritt,  ein  nach 

in  Prozent 

1.   Sacliscn  -  Altcnhnrir 

• 

(i;")00.    Wird  erst  vom    1.  Januar 

1911  an  gezahlt,  vorläufig  stehen 

die  ältesten  Lehrer  noch  auf  der 

8.  Gehaltsstufe  mit  6100  Mk. 

0  Dienstj. 

25% 

2.  Anhalt 

7300 

0  Dienstj. 

331/3%. 

nach  dem 

5.  Dienstj  alire 

steigend  um 

1^2% 

3.  Badoii 

III:  5400+    900  Wg.  =  6300 

II:  5800  +  1050  Wg.  =  6850 

I:  6400+  1050  Wg.  =  7450 

i  10  Jahren  von 
1  der  ersten  eid- 
lichen Ver- 
l  pflichtung  an 

35% 

4.  Bayern 

Professoren:   7200 
Gymnasiallehrer:  6000 

0  Dienstj. 
0  Dienstj. 

35% 
35% 

5.  Braunschwelg 

6900  (in    Stadt    Braunschweig) 
Wg.  pensionsfähig  bis  360 

3  Dienstj. 

331/3% 

6.  Bremen 

7800 

5  Dienstj. 

30% 

1)  Die  Zusammenstellung  erfolgte  auf  Grund  von  persönlichen  Nachfragen  bei  Behörden 
Bestimmungen  über  Pensionierung  und  Reliktenversorgung  usw.  —  1906.  Greiz.)  W.  Müllers 
wird;  auf  Österreich  bezieht  sie  sich  nicht. 

2)  Daß  „Waisengelder",  „Erziehungsgelder"  und  ähnliches  noch  zur  Pension  hinzukommen, 

3)  In  Bayern  existiert  für  die  bis  31.  Dez.  1908  zur  Ergänzung  der  staatlicherseits  zu 
kasse"  (zur  Unterstützung  für  doppelt  verwaiste  Töchter).  Die  Mitgliedschaft  war  obli- 
sicht.  —  Beiträge  zum  Unterstützungsvercin:  jährlich  24  Mk.,  54  Mk.,  90  Mk.,  je  nach 
für  den  Beitritt  neuer  Mitglieder  gesperrt. 


\.    I).    Dl.-   I{uhr>{flml(«i.      OIniI.  Iirir. 
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lehrer.M 


H  ociist 

1)  e  n  H  1  <i 

n 

\\  •  .*.  II- 

|..  ■,  1  i,   1  <lcr 

nach  weiiijjer  als 

nach 

nach  mehr  al« 

■m.  !.    Im  Kirluit- 

40  Dionstjahron 

40  Dicnstjahron 

40  Dien»tjahren 

H  e  i  t  r  II  t; 

■• .  ■  •   ii.--ucn 

«M..  ,|.  l.r.TH 

und  üwiir      '  In  Proiont, 

In  rr.>r.iit 

in  Mark 

In  I'r<>z4>ii(           III  M  . 

rr..(,^.-,r,) 
In   Mnrk 

nach               in  Mark 

- 

- 

80% 

6200 

nach  50, 
tatsächlich 

nach  48    i 
Dienstjahr. 

k.-m 

ir.L'-,; 
".  «iciwiz,    di-n 

/.IviUtMl«- 

•licant  U-tr.,  V. 
•m    r^ur.  IHH«. 

' 

100",, 

7;J0() 

knii 

H.h.t- 

r.n«,   n    H)ZJ. 

In.    l'-iLiion 

t.'r.i.;»     roaat 

U  d'--<  IfUtcn 

lXI»»IOIl»- 

fAhiitpn  Oc- 

lutlt«.     (icMit 

vom     0.  April 

190M.     0«t*u- 

ummliinR  Nr. 

1 

' 

\'M. 

35  Dienst j.        TJ% 

75  %           — 

kein 

u  itwrniioivtlon 

1  III:  4725 

-^  M)  I'riix.-nt 
de*  «;•  halt« 

II:  5138 

(+  Wuhnun«»- 

I:  5588 

1 

Kold )  dr« 
^UnD.'l.      l>rl 
•wlncm   Tode 

-i-'/u  de« 

Witwcngrid«. 

lürjrd.t  Kind. 

75% 

5400 

•) 

2it;o 

" 

75% 

4500 

— 

Der  in  «ler  An- 
nierkunt;    anle- 
ge In-ne     Ri'itrag 
winl  von  den  v«ir 

InOO 

BcanitonccM'ti 
Vi.ni  16.  August 

IWM  152. 

dcml.Jan.  l'.K»9 

Angestellten 

iThotn-n. 

36  Dienstj. 

80%           - 

--  nKo>i  !! 

-   j,    -     1    - 

k<  in 

1. ■.;•>«.  lu 

30  Dienstj. 

80% 
=  6240 

- 

k.-.n 

24'.»«? 

und    Anitsgenosscn    und    nach    Dr.  Werner    .Müller.     (;yniiiasi,t|MlHrl«>lm'r    in    (irtM/..       (Die 
TaU>lle  gibt  in  vielen   Punkten  viel  genauen»  Angal>on,  z.  H.  «>l>  Militärjnhr  usw.  angt»n.<chnct 


ist  selbstverständlich. 

gewährenden  Pensionen  ein  „.Allgciiieinnr  l'nt  erst  üt7,unn»vorein"  und  eine  „Töohter- 
gatori.seh.  jeder  Reanite  inuLJfe  Ixitntctj;  l>eide  Wrrine  stehen  unter  staatÜrhrr  .\uf- 
deiu  Gehalt.    Nach  Inkrafttreten  des  Bayer.  BeamteDgreüetieH  t.  1JK)s  sind  beide  Terelnc 


4t: 


V.    n.    \y\c  Kulux'oliällor. 


Name 

des 

S  t  a  a  t  0  s 

H  ü  c  h  s  t  g  0  h  a  1 1 

Mindostponsion 

Mark 

tritt  ein  nach 

in  Prozent 

a)  Coburg 

i;uoo 

10  Dienst j. 

40% 

b)  Gotha 

6200 

0  Dienst]. 

40% 

S.  EIsalJ-1,(»lhiiiit;iMi 

(iSüO 

0  Dienstj. 

331/3% 

9.  Haiuburi; 

9000 

10  Dienstj. 

40% 

10.  Hessen 

6000 

5  Dienstj. 

40% 

11.  rürstentuin  Lippe 
(Detmold) 

5700  +  600  Wg.  =  6300, 
Wg  nur  zur  Hälfte  pensionsfähig 

0  Dienstj. 

40% 

12.  Lübeck 

7600 

10  Dienstj. 

331/3% 

1)  Daß  „Waisengelder",  „Erziehungsgelder"  und  ähnliches  noch  zur  Pension  hinzukommen, 


HMll-.'.-l,.lt. 
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Höchst 

ponsion 

H  ('  i  t  r  11  K 

Wliwpn- 
|><iul'<n')  drr 

nacli  wcnljjpr  als 
40  Dicii.stjaiiicn 

iiacli               "        nnrh   mehr  nU 
'  40   l)i<n.stjiihiin          40   l)ion«tjahri>n 

WH  WC  Plnon 
n«rli  «•!  Ülpnst- 

Jahrrn 
vrr»t/>rbrnpn 
<)»M?rlrhroni 

und  iwar        In  Proiont, 

iinrli                In  Mnrk 

in  Proxonti   In  Mark   1     in  Proient 

In  Mark 

d'rofoMor») 
In  Mark 

IMcll 

.■)0  DirnHtj. 
100% 

(iUUU 

k.M. 

)rUt   IWKJ) 

noch 

50  Dionati. 

100% 

6200 

-      (1 

L-iOO 

(..hon  für  dir 

Witwe  cinei 

nach  drm 

.14  I»|.n»tj. 

\    r.iorl*n<n). 

II     75  "o     1     .")1UU     ,, 

knii 

2040 

nach 

50  Dienstj. 

100% 

9000 

B«-i  cJiT  orHt«-n 
festen  Anstelhm^r 
Vi,  des  .Tahn-.s- 
^ohaheH  (ein- 
mal), dann  U-i 
jeder  (Jehah-s- 
erhühung  einmal 
V,,  der  jiihr- 
lichen  Zuhigc 

1>00 
I>i.ii|.linar- 
Uh.l  r.  n^lon»- 
(j.iMtr  fUr  die 
nicht  rirhlcr- 
ll.b.n  IWamtcn 
V.7.  Jan.  1»W4. 
lUvi.ll.rt.Ord- 
niin«  .Irr  I'cn- 
Mon.k&A.o   (Ur 
(li.Wifwnnund 
Wiii~i,  il.rAn- 
tfr.t.llfn  de« 
II.-tinburKi.4ch. 
■^t.iat'«    vom 
I  ..  Jllll    1K81. 

yo% 

5400 

1        nach 
50  Dienstj. 
100% 

(iUUU 

k.Ml 

i(;20 

^l«^M•tI  vom 

27.  Nov.  1874. 

.UL-tns  bei 

V  -1'  »cel, 

!■-    '    '.„-n 
-         --n  Im 

'.r..cnrrtojt- 

•  im  Hovwn", 

I,   UX)<J. 

37  Dionstj. 

80% 
=  4800 

kein. 

Dagegen   Beitrag 

zur  Witwen-  und 

W'jii.'H'nka.s.st' 

ohhgatoriwh. 

Kin7J»hhing 

(binnen  zwei 

Jaliren  nneh  er- 

foIgter.AnsfeUung 

al>/.utragen): 

^(lO  Mk  .   .lalm-s. 

U.irag    IS  Mk. 

1400 

auOcrilrm  aiu 

dor  Wltwon- 

und  WatM>n- 

lLa»«r  000. 

35 

75% 
=  6626 

_ 

k.iii 

20»  K) 
•  invt«  vom 
i:.  Juli  1»«»:.. 

-imiiiliin« 

I.u'...A    <ie- 

..••/.-    un.l  Vcf. 

orliiunem". 

nni.-k  N    .Jrbr. 

11   :.  hrr». 
Ncuc.IVnjiion»- 
gc»<>t«  i.  Wrrk. 

ist  selbstverständlich. 
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V.    IV    ]y\r   l^ulu-m>liältor. 


N  a  in  t< 

dos 

Staates« 

H  ö  c  li  s  t  g  c  h  a  1 1 

AI  i  n  d  e  s  t  p  0  n  s  i  o  n 

M;ilk 

.n„..,n„ach 

in  Prozent 

13.  M»'(kl»Mil(uri;- 
Silnvorin 

6500 

10   Dienslj. 

25% 

(3ÜÜU 

14.  MtM'khMiburg- 
Strelitz 

Pen.sion.sgc.setz    bisher    nicht 
für  Mecklenburg - 

15.  Siuhson-Moiiiinircn 

5800  einschl.  Funkt ionszu läge 

0  Dienstj. 

45% 

16.  Oldenbursr 

7000  (einschl.  des  Zuschlags 
von  6%) 

0  Dienstj. 

50% 

17.  Preuücu 

7200  +  1200  Wg.  =  8400 

(vom  Wg.  an  staatlichen  Anstalten 

800  pensionsfähig) 

10  Dienstj. 

331/3% 

18.  Beuß  ä.  L. 

6200 

0  Dienstj. 

40% 

19.  Rouß  j.  L. 

6600 

0  Dienstj. 

40% 

20.  Köniereich  Sachsen 

7200  +  480  Wg. 

10  Dienstj. 

30% 

21.  Sohaumbure- Lippe 

5700+  10%  Zulage-  6270 

10  Dienstj. 

30% 

22.  Schwarzburs- 
Rudolstadt 

5600 

10,  Dienstj. 

40% 

1)  Daß  „Waisengelder",  „Erziehung.sgelder"  und  ähnliches  noch  zur  Pension  hinzukommen, 
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un- 
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krill 

240(( 

^«1.  Art.  I  des» 
U,-*,M^  vom 
1.  J.ii.i  ISU7». 
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u.a.  Ut  drr  volle 
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IK-rxIon-offchiK. 
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— 

— 

— 

— 
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1211» 

n.U'li               y"".i              — 
87  l)u-nsij.           :)_'sn 
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kein 

15<37.50 

— 

— 
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N  a  m  c 

Staates 

H  öo  hst  geha I f 

M  i  n  d  c  s  t 

)  c  n  s  i  o  n 

Mark 

tritt  ein  nach 

in  Prozent 

2:{.  Sclnvar/Iuirir- 
Son(h'r>haustMi 

CIKIII 

0   Dii'nstj. 

40% 

24.  NVald.'ck 

72(10  1  ri(;n  \Vg. 

\on  Wg.  sind  700  pensions- 
fähig. 

10   i)i(.ns(j. 

331/3% 

25.  Sachsen  -Weimar 

UÜUU 

0  Dienstj. 

40% 

2«.  Wiirttcnihcrt? 

a)  5300  (-  5700)  +  500  Wf.r., 

dazu  70  Mk.  Teurungsziilajic 

(nicht  peusionsberechtigt) 

vüllendet<^m 
9.  Dienstj. 

40% 

b)  4300  (-4700)4-400  Wg., 

dazu  70  Mk.  Teurungszulage 

(nicht  jiensionsberechtigt) 

vollendetem 
9.  Dienstj. 

40% 

1)  Daß  „Waisengelder",  „Erziehungsgelder"  und  ähnliches  noch  zur  Pension  hinzukommen. 


II.  Österreich. 
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Höchstgehalt 
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Höchstpension 
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Staates 

tritt  ein 
nach 

pension 
verstorbenen 

KroiH-ii 

nath 

in 

Kronen 

Mittelschul- 
professors 
(in  Kronen) 

Öster- 

Nach den  Gesetzen  vom 

Nach  den  Gesetzen 

s.  An- 

1800  K. 

reich 

19.  und  24.  Februar  1907: 

vom   24.  Mai  1906, 

19.  und  24.  Februar 

1907: 

merkg. ') 

2800  K.  Stammgehalt 

nach 

30  Dienst- 

6760 K. 

-^  IGIO  K.  Aktivitätszulage 
der  VII.  Rang- 
klasse in  Wien 

8  Dienstj. 
40  % 

jahren*) 

=  5746 
Mk. 

+  3400  K.  (5.  Quinquermal- 
zulagen) 

7810  K.  =  66.38,50  Mk. 

i;.iii.-p-i„.it.i     oihtI.i,! 
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1          i 
! 
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ll.anitrUBMcU 

s.  l^-mcrkunf,'  zu  der la) 88.8% 
IVnsidii 
der  Direktoren 

a)  5110           — 
(-  5450) 

1; 

- 

kiiii 

a)  :'.■.:.:. 
(-   _' 7 -'.'.) 

- 

— 

b)  88% 

b)  4175 
(-  4515) 

1 

— 

b)  2088 
(-  2258) 

ist  selbstverständlich. 


1)  Ik'itrag  .3.8  "o  (früher  .3  "o)  von  dem  C.ehalt  und  dem  in  die  Pension  einzurorhnenden 
Ausmaß  der  Aktivität.szulage.  das  für  die  VI..  VII..  VIII..  IX.  Han^'kk.K.se  (ändert-  kommen 
nieht  in  Ik-tracht)  WO.  .>6«.  480,  400  K.  betrii^'t.  Wenn  „Diensttaxe"  zu  entriehten  ist  — 
nämlicl)  U-i  Krhöhuim  des  (ülialts  dunli  Krnennun^r.  durcli  Zufallen  von  guinquennalzulapen 
usw..  stets  nur  1  .Tahr  lang  .  so  wird  .3.8  "ö  von  dem  in  di»-  iV-nsion  einreclieiibarvn  Teile 
der  .Xktivitatszulage  und  0,8*^0  von  dem  Gelullt  bezahlt.  —  Ii<-is|.iel:  Hin  Profe.>isor  in  Wien 
bezieiit  7010  K.  (ü'halt.  d.  h.  5400+  KiU»  K.  Aktivität.szulap-  der  VlI.  Rnn^;kliuwe:  da  nur 
.')(;()  K.  der  Aktivitätszula>;e  in  die  Pension  einzurechnen  sind,  hat  er  von  .'»•IIM»  -r  Mi)  --^  .'>%Ü  K. 
3.S«„  Betrag  zu  entriehten.  d.  li.  226  K.  48  h.  jährlieh.  .letzt  <rhält  er  die  .').  guinquennal- 
zulage  mit  H)(»  K..  .so  daü  in  <lie  Pension  einzureehnender  B<'trag  twf.d  K.  i.st ;  in  die.nem  .lahre 
hat  er  von  den  zuwach.senden  HHI  K.  die  „Diensttaxe"  -  ':,  von  NH»  ^  2t>t>  K.  G7  h.  zu 
entrichten.  Al.s  PensionsU-tnig  hat  er  von  dem  Gehalt  und  der  AktivitHt-MZulaporuHammeu 
70  K.  M  h.  zu  entriehten.  im  ganzen  in  diesem  einen  Jahn«  mit  der  Dien.^ttnxe  .137  K.  -IS  h. ; 
ist  die  Zeit  der  Diensttaxe  vorüUr,  dann  tritt  die  vorige  Berechnung  witxler  ein. 

2)  Nach  dem  Gesetz  vom  'J.  April  l.s70  sind  je  drei  an  StaAt«lehran»t«lten  vollatindig 
zuriickgel.gte  Dien.stjahre  für  vier  Jahn«  zu  zJihlen.  Die  Stiche  liegt  in  Ostem>ich  so: 
Von  selbst  kann  jeder  Profes.sor.  <ler  das  tU).  lx-l)tMi«jahr  ülierw-hrilten  hat.  U>i  der  Re- 
gierung um  seine  Pensionierung  ersuchen;  je«ler  Profensor.  welclier  da*.  (;:>.  l^'U-iwjahr  zurück- 
gelegt hat.  kann  dort  von  der  Regierung.  je<ler  Pn.fessor.  der  da.^  70.  U-UMWJahr  zurück- 
gelegt  hat.  muü  mit  seinen  vollen  anrechenbaren  Bezügen  in  den  Ruhestand  versetzt 
wenleii.     Mayrhofer-Pace  IV  S.  lUlG  vgl.  8.  758. 
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Bemerkungen. 

Einige  Gevsiohtspunkte,  die  sioli  aus  den  TabeHen  liervorheben,  woIUmi  wir  ins 
Auge  fassen. 

Wichtig  ist  die  Frage,  ob  Pensionsbeitrag  gezahlt  wird  odor  nicht;  nur  noch 
in  wetiigen  St<aat<>n  wird  ein  sok^her  gezahlt,  und  zwar  in 

()storrcich 3,8  %  (bzw.  0,8  %  bei  „Diensttaxe"  s.  An- 

merkg.  bei  der  Tabelle) 
Sachsen-Coburg- Gotha  .    .    .   2  % 
Schwarzburg  -  Sondershausen  2  % 
►  Reuß  ä.  L.  (s.  Tabelle) 

und  in  Hamburg,  wo  '/^g  des  Gehalts  bei  der  festen  Anstellung  und  dann  bei  jeder 
Gehaltserhöhung  Vis^^^  jährlichen  Zulage  zu  entrichten  ist;  im  Fürstentum  Lippe 
und  in  Mecklenburg-Schwerin  sind  noch  Beiträge  zur  Relikten  Versorgung  zu  zahlen. 
Interessant  ist  auch  festzustellen,  nach  wieviel  Dienst  jähren  überhaupt 
Pension  gezahlt  wird.  In  emer  großen  Zahl  von  Staaten:  Anhalt,  Bayern,  Saclisen- 
Gotha.  Sachsen-Meiningen.  Oldenburg,  Reuß  ä.  L.  und  Reuß  j.  L.,  in  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  und  in  Scliwarzburg-Sondershausen,  Sachsen- Weimar  (aber  nicht 
vor  dem  25.  Lebensjahre)  hat  der  Staat  die  Verpfhchtung,  die  Ruhegenüsse,  wenn 
der  Fall  eintreten  soDte,   sofort  nach  der  festen  Anstellung  zu  zahlen;  aber 

in  Braunschweig  erst  nach  3  Jahren, 

in  Hessen  und  Bremen  erst  nach  5  Jahren, 

in  fast  allen  anderen  Staaten  nach  10  Jahren,  so  auch  in  Preußen,  Baden. 

Dem  Betrage  nach  wird  natürlich  dort  die  Pension  am  höchsten  sein,  wo  das 
Endgeiialt  recht  hoch  und  die  Zahl  der  Dienst  jähre,  nach  welcher  die  Höchst- 
pension erreichbar,  ebenfalls  recht  hoch  ist.  Das  ist  der  Fall  z.B.  in  Hamburg, 
Sachsen-Coburg- Gotha,  ebenso  in  Hessen,  denn  auch  hier  ist  nach  50  Dienstjahren 
die  Pension  gleich  dem  Höchstgehalt;  in  Wirklichkeit  wird  aber  kaum  jemand 
50  Jahre  dienen  können,  da  müßte  sein  pensionsfähiges  Dienstalter  z.  B.  schon 
mit  dem  25.  Lebensjahre  beginnen  und  der  betr.  Oberlehrer  noch  als  75  jähriger 
unterrichten  können.  Im  allgemeinen  also  werden  diejenigen  Staaten  wohl  der 
Wirklichkeit  am  nächsten  kommen,  welche  die  Dienstfähigkeit  mit  40  Dienst- 
jalu-en  begrenzt  sein  lassen.     Das  ist  in  Preußen  und  auch  sonst  die  Regel. 

Einer  besonderen  Betrachtung  wert  scheinen  noch  die  Besoldungs-  und  Pensions- 
bezüge in  Österreich  zu  sein.  Jedem  wird  es  wohl  aufgefallen  sein,  daß  dort,  wo 
übrigens  immer  noch  zwischen  „Staatsbeamten"  und  „Staatslehrpersonen"  em  Unter- 
schied gemacht  wird,  die  Gehälter  sowohl  der  Anstaltsleiter  wie  der  Mittelschul- 
professoren bis  1907  verhältnismäßig  niedrig  waren  (vgl.  Höheres  Lehramt  1905,  S.  316 
und  324) ;  wollte  man  damals  Österreich  einreihen  unter  die  deutschen  Bundesstaaten, 
so  würde  es  teils  an  die  neunte  Stelle  zwischen  Mecklenburg-Schw^erin  und  -Strelitz, 
teils  an  die  neunzehnte  zwischen  Württemberg  und  Sachsen -Altenburg  gekommen 
sein,  wobei  man  freilich  die  bei  dem  niedrigeren  Höchstgehalt  auch  viel  niedriger 
bemessene  Pflichtstundenzahl  nicht  in  Anrechnimg  gebracht  hätte.    Das  ist  jetzt 
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anders  geworden  duicli  (iie  (Jesetzo  vom  19.  und  2-i.  Fehriuir  19()7.')  I)ii.s 
Starnni^ehalt  der  .Mitt4'lscliul|)rofosH<)nMj  i«t  zwar  das  j^leichc  j^fhlii-bcn :  2b<iO  K. 
=  "JMH'J  Mk.,  aber  die  Aktivitätszula)^«i  ist  für  Wien,  wo  si««  natürlich  an»  luk-liMten  int, 
lim  210  K.  =:  IT.S.OÖ  Mk.  erhöljt  wonlen,  und  vor  allem  die  DienstaltcrHZulajJien, 
ilort  htkanntlich  „ Quinquonnalzulagen",  sind  auf  den  beiden  untcrHton  Stufen 
um  jr  lOf)  K.  =  85  Mk.,  auf  den  drei  letzt4'n  um  je  200  K.  -  170  .Mk.  vermehrt 
worden.  Tatsäciilieh,  reehnet  man  alles  zusammen,  ist  djus  (Jehalt  der  An.stalt,s- 
leiter  in  Wien  von  8800  K.  =  7487  .Mk.  auf  0720  K.  --  82»;'.)  .Mk.  (einschl.  W^^ 
=  Quartiergeld)  gestiegen;  noch  mehr  dtks  der  .MittelschulprofeHsoren,  nündich  von 
6800  K.  =  5785  Mk.  auf  7810  K.  =  6G44,50  .Mk.,  also  um  1010  K.  =--  859.50  Mk. 
Freilich  war  .solche  Erhöhung  auch  wirklich  nötig  für  einen  (Jroüstaat,  trotzdem  er 
seinen  .Mittelschulprofesöoren  dun-ii  die  um  rund  7  geringere  l*flielit«tundenzahl 
stet«     einen     bequemeren    Dienst     ver.schafft     hat.  Die.se     geringere     Pflicht- 

stundenzahl ist  trotz  des  um  1010  K.  =  859,50  Mk.  gestiegenen  P^inkommen» 
geblieben. 

Für  uns  preußi.sche  Oberlehrer  wird  hierbei  die  Frage  wichtig  sein:  wie  .steht 
jetzt  divs  österreichische  „Staatslehrpersonal"  zu  denjenigen,  die  man  dort  „Staats- 
beamte" nennt,  vor  allem  zu  den  dortigen  Richtern?  Im  Anfangsgehalt,  im 
Gegensatz  zu  Preußen,  stehen  die  österreichischen  Richter  ( Gerich tsadj unkte, 
in  der  IX.  Rangklasse  wie  die  Mitt<4schulprofe.ssoren)  durchaus  gleich  mit  den 
letzteren,  beide  haben  jetzt  2800  +  1200  K.  Aktivitätszulage  in  Wien  =  4000  K. 
(früher  .S800  K.  =  3283  Mk.);  was  das  Höchstgehalt  anbetrifft,  .so  betrug  vor  der 
jüngsten  Gehaltsaufbes-serung  in  Österreich  der  Unterschied  zwischen  den  Höihst- 
gehältern  der  beiden  Beamtenklassen  600  K.  =  511  Mk.  (nämlich  zwi.schen  7400  K. 
und  6800  K.,  d.  h.  zwischen  6296  Mk.  und  5785  Mk.),  infolge  der  Gehaltsreguherung 
durch  Gesetz  vom  19.  Februar  1907  ist  jener  Unterschied  bedeutend  herab- 
gemindert; da  jetzt  das  Höchstgehalt  eines  österreichischen  Mittelschulprofcssors 
7810  K.  =  6644,.50  Mk.,  das  eines  Landgerichtsrates  8010  K.  -  6814.50  .Mk.  beträgt, 
ist  der  Unterschied  nur  200  K.  170  Mk.,  beide  Beamtenklasscn  sind  also  sich  be- 
(lcut«'ud  nahcgckoinnicn;  man  halte  dagegen  den  Tatbestand  in  Preußen:  l'nter- 
.schied  im  Anfangsgehalt  jetzt  immer  noch  800  Mk.,  im  Hixhstgehalt.  in  welchem 
bis  vor  kurzem  die  Differenz  bei  uns  1200  .Mk.  betrug,  ist  nun  endlich  eine  Oleich- 
stellung erlangt. 

So  hat  man  denn  in  Preußen  endlich  mit  dem  bisher  geltenden  liesoldungs- 
prinzip,  nach  welchem  eine  Art  von  staffeiförmigem  A\ifbau  der  Gehälter  für  die 
studierten  Beamten  existierte,  gebrochen  und  das  getan,  was  u.a.  der  .Abg.  Ditt- 
rich- Braunsberg  (Verhandlungen  des  preußischen  .Abge<irdnetonhause«  vom 
18.  April  1907,  S.  3147)  mit  Recht  verlangte:  „Wir  fordern  eine  Gleichstellung 
aller  höheren  Beamtenkategorien  mit  gleicher  gymnasialer  und  aka- 
demischer Vorbildung  und  ungefähr  gleichdauernder  Vorbereitung". 
.Allzu  stolz  .sei  man  aber  auf  diese  Errungen.schaft  nicht,  schon  .seit  1872  ist  sie 
in   einem  andern    Bundesstaate   verwirklicht:   in    Bayern. 


1)  Verordnungsblatt   im   Dienst hcreich  dor  k.   k    Mimst,   für  Kultur  und    rntorrirhf   vom 
1.  und  15.  März  1907.     Stück  V  und  VII. 

U.  .Morsch,  du  hOhere  Uhramt.  2.  AuH  1?9 


450  V.   D.  Die  Ruhegehälter. 

Doih  mm  /.urück  zu  den  Pensionsverliältnisscn !  Und  da  müssen  wir  nocli  einen 
Augenblick  bei  den  österreichischen  Ruhegenüssen  verweilen,  welche  ja  durch 
die  jüngst  dort  ins  Werk  gesetzte  Gehalt.serhöhung  ebenfalls  bedeutend  sich  ver- 
bc-^ert  haben.  Doch,  sagen  wir  es  voraus,  in  zweierlei  Hinsicht  stehen  die  öster- 
reichischen Beaniten  schlechter  als  die  preußischen  und  wohl  als  die  meisten  deutschen : 

1.  In  Preußen  kann  bekamitlich  ein  Beamter  vor  dem  65.  Lebensjahr  ohne  seine  Zu- 
stimmung nicht  pensioniert  werden;  abgesehen  von  dem  Falle  der  Dienstunfähigkeit, 
die  durch  körperliche  oder  geistige  Gebrechlichkeit  eintritt,  könnte  eine  Pensionierung 
nur  im  Wege  des  Disziplinarverfahrens  von  der  Behörde  vorgenommen  werden. 
Hat  also  in  Preußen  jeder  Beamte  die  Gewißheit,  natürlich  bei  einer  Dienstführung, 
tlie  Disziplinai-strafen  niclit  nötig  macht,  im  Staatsdienst  bis  zum  65.  Lebensjahr 
verbleiben  zu  können,  so  hat  er  auch  niclit  das  Recht,  vorher  seine  Pensionierung 
mit  Ruhegenüssen  zu  verlangen,  abgesehen  natürlich  von  den  Ministern,  bei  denen, 
wenn  sie  aus  dem  Staatsdienst  ausscheiden,  Dienstunfähigkeit  nicht  Vorbedingung 
des  Anspruches  auf  Pension  ist  (vgl.  Beier,  S.  455  u.  471:  Gesetz  vom  27.  März 
1872  und  Verfügung  vom  27.  Juli  1884).  —  Nicht  so  fest  steht  ein  österreichischer, 
wenigstens  ein  nicht-richterlicher  Beamter.  Für  Österreich  gilt:  „Wenn  Beamte  . .  . 
dienstuntauglich  oder  entbehrlich  werden,  so  erhalten  sie  nach  ihren  Dienstverhält- 
nissen .  .  .  die  Pension,  mit  Rücksicht  auf  ihre  Dienstjahre  oder  Genüsse  ..." 
(Mayrhofer-Pace  I,  S.  155).  Diese  „Dienstuntauglichkeit  muß  zwar  legalärztlich 
nachgewiesen  sein  .  .  .";  aber:  „ein  Administrativ-  (nicht-richterlicher)  Beamter 
kann  auch  ohne  diesen  Nachweis  in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  wenn  nach 
dem  Ermessen  der  kompetenten  Behörde  dessen  Entfernung  aus  dem  aktiven  Dienst 
aus  Dienstesrücksichten  angezeigt  erscheint"  (Mayrhofer-Pace  I,  S.  156  Anmerkung  2 
u.  a.  mit  Anführung  eines  Erk.  des  Österreich.  Reichsger.  vom  19.  Oktober  1881). 

2.  Der  Pensionsbeitrag  ist  in  Österreich  sehr  hoch,  vgl.  die  obige  Tabelle,  jeden- 
falls am  höchsten  unter  allen  Staaten.  —  Diesen  Nachteilen  stehen  aber  große 
Vorteile  gegenüber.  Indem  wir  nur  die  Lage  der  Mittelschulprofessoren  betrachten, 
stellen  wir  fest,  daß  die  österreichischen  Kollegen  vor  allem  den  niedrigsten 
Satz  an  Dienstjahren  bis  zur  Erreichung  der  Höchstpension  haben,  nämlich  nur 
30  Jahre  I  Und  dabei  steht  das  österreichische  Staatslehrpersonal  in  dieser  Beziehung 
den  „Staatsbeamten"  dort  voran.  Wie  in  Preußen  und  anderwärts,  war  bis 
vor  kurzem  für  die  österreichischen  „Beamten"  das  40.  Dienstjahr  die  Grenze, 
jetzt,  .seit  dem  Gesetz  vom  29.  Februar  1907,  schon  das  35.;  aber  für  das  Staatslehr- 
personal gilt:  30  Lehrjahre  =  40  (35)  Beamtenjahre;  vgl.  Mayrhofer  Pace  IV, 
S.  1016:  „Für  die  Bemessung  des  Ruhegehaltes  des  Lehrpersonals  .  .  .  haben  im 
allgemeinen  dieselben  Normen  wie  für  die  Staatsbeamten  überhaupt  Geltung. 
Jedoch  sind  nach  dem  Gesetz  vom  9.  April  1870,  R.-G.-Bl.  47,  je  drei  an  Staats- 
lehranstalten (mit  Ausnahme  der  mit  den  Lehrerbildungsanstalten  verbundenen 
Übungs-schulen  oder  an  anderen  Volksschulen  zugebrachten  Zeit)  vollständig  zurück- 
gelegte Dienstjahre  für  vier  Jahre  zu  zählen." 

Diese  schon  1870 getroffene  Bestimmung  ist  durch  das  österreichische  Pensionsgesetz 
vom  14.  Mai  1896,  wie  §  1  ausdrücklich  besagt,  nicht  geändert  worden,  ebensowenig  ist 
sie  durch  das  allerneueste  Pensionsgesetz  vom  24.  Mai  1906  irgendwie  berührt  worden. 


Ft«Tii»Tkuni;«»n  zu  dvn   Knhi'^r\inhfm.  4f>l 

Ein  aiidonM-  sohr  «'rlioblulMT  Vorteil  Ix'sU'ht  in  tler  Anr<«hnunK  der  vor  der 
fe.st<Mi  AiisU^Uuiig  zugebrachten  Supplrntcnjahre  in  ÖHtcrreich  bis  zu  acht 
Jahn-n.  Vgl.  CJosetz  vom  24.  Februar  1907,  K.-(i.-Hl.  Xr.  .')')'),  §  9:  „Den  wirk- 
lichen Lelirern,  sowie  den  in  §  4  dt>«  fJcMetzo«  vom  1'.».  SeptenilxT  1898  erwähnten 
Keligionslehrorn,  ist  jene  Dienstzeit,  welche  sie  nach  erlangter  vollständiger  Ii<;fähi- 
gung  für  das  Ix'hraint  ...  in  der  Kigen.schaft  von  Supplenten  oder  Assistenten 
an  einer  .staatliihiMi  .Miltel.scimle  mit  einer  „I^-lirverpflichtung  von  mindestens 
14  wcHlientliiluMi  UMterritht*>.><tntuleii  in  den  SpHw-hfärhern,  2Ü  wöchentlichen 
Unterrichtsstunden  im  Zeichenfache,  17  wtk-lientliclien  Unterrichtsstunden  in  den 
anderen  weltlichen  Obligatfächcrn,  IG  wöchentlichen,  bzw.  bei  Supplierung  der  im 
§  4  des  vorbezogenen  Gesetzes  erwähnten  Religionslehrer  10  wöchentlichen  lieli- 
gionsstunden,  endlicii  jene  Dienstzeit,  welche  sie  in  der  Kigenschaft  von  Assistenten, 
bzw.  Konstrukteuren  an  einer  Hochschule  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes  vom  31.  De- 
zember 189»J,  R.-G.-Bl.  Xr.  8  ex  1897,  sei  es  vor,  sei  es  nacli  dem  Beginne  der 
Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  zurückgelegt  haben,  für  die  Stabilisierung  und 
Zuerkennung  der  Quinijuennalzulagen  bis  zum  Höchst  aus  in  alie  von  acht 
Jahren  anzurechnen. 

Ob  und  in  welchem  Umfange  außer  obigen  Fällen  eine  Verwendung  im  I^hr- 
fache  nach  Erlangung  der  vollständigen  Lehrbefähigung  für  .Mittelschulen  für  die 
Stabilisierung  und  Zuerkennung  der  Quin(juennalzulagen  angerechnet  werden  kann, 
bestimmt  iler  Minister  für  Kultus  und   l'nterricht." 

Bis  zum  Erlali  dieses  Gesetzes  wui-den  meist  nur  '?  Supplentenjahre  angerechnet 
(vgl.  Mayrliofer-Pace  IV,  S.  1016).  Freilich  ungünstiger  als  bei  uns  ist  die  Forderung, 
daß  die  Supplenten  14  bzw.  16  Lehrstunden  geben  müssen,  damit  ihnen  diese  vor 
der  Stabilisierung  liegende  Dienstzeit  überhaupt  angerechnet  wird,  während  bei 
uns  früher  nach  der  Verfügung  vom  5.  Juni  1895  nur  solche  Dienstzeit  angerechnet 
wird,  „während  deren  der  Lehrer  mindestens  12  Stunden  in  der  Woihe  beschäftigt 
gewesen  ist".  Jetzt  zwar  ist  diese  „Zwölfstundenklausel"  (vgl.  auch  Verfügung 
vom  27.  Dezember  1906)  in  Wegfall  gekommen,  und  die  ganze  Angelegenheit 
durch  den  jüngsten  Xormaletat  vom  ö.  Juni  1909  geregelt,  wo  es  heißt  §  A: 
„Den  wissenschaftlichen  Lehrern  wird  bei  ihrer  etat.smäßigen  AiiKtellung  von 
dem  Zeitpunkt,  der  zwischen  dem  Tage  des  Dien.stalters  im  höheren  Schuldienst 
und  dem  Tage  der  Anstellung  liegt,  der  vier  Jahre  ül)ersteigende  Teil  bis  zur 
Höchst<lauer  von  zwei  Jahren  auf  das  Besoldungsdienstalter  angerechnet:"  in- 
dessen gilt  diese  Bestimmung  nur  für  die  in  Zukunft  in  die  Listen  ein- 
getragenen Kandidat<'n.  rückwirkende  Kraft,  wie  in  ("^-^terreich ,  ist  daniit  nicht 
verbunden.  —  Wogegen  es  in  Österreich  in  bezug  auf  diew  Dienstjahre  heißt: 
„sei  es  vor,  sei  es  nach  dem  Beginne  der  WirL^amkeit  dies«-?*  Gesetzes  zurück- 
gelegt haben".  So  sind  alle  jene  Mittelschulprof«'s.s..ren  endlich  ents<"hädipt.  die  in 
Österreich  vor  Jahren,  als  niK>h  Überfülle  an  Si-hulamt-skandidaten  herrschte,  so 
lange  supplieren  mußten.  Dun^h  Erliöhung  der  Aktivitätszulagen  und  die  An- 
rechnung dieser  früheren  Supplentenjahre  ist  jetzt  bei  vielen  Mittelschulprofessoren 
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in  der  Tat  djvs  Clelialt  um  über  2100  K.  plötzlich  gestiegen,  in  einem  Falle  z.  B.  von 
Ö400  K.  auf  7580  K.  Und  bei  uns  in  Preußen?  —  In  bezug  auf  die  Titulatur  hat 
man  uns  jüngst  auch  entsi'liädigt.  denn  der  Charakter  als  Professor  wird  jetzt  nach 
dem  Datum  des  Staatsexamens  verliehen,  aber  das  (^ehalt  jener  oft  durch  Zufall 
spät  zur  Anstellung  Berufenen  will  man  nicht  im  Sinne  des  österreichischen  Ge- 
setzes ihnen  nachzahlen,  daher  sind  jetzt  in  Preußen  naturgemäß  Professoren  vor- 
handen, welche  im  Gehalt  schlechter  stehen  als  Oberlehrer. 

Doch  werden  diese  letzteren  Vorzüge  in  Österreich  nur  Bruchteile  genießen, 
wie  hl  Preußen  auch  nur  einzelne  benachteihgt  sind.  Die  Hauptsache  bleibt  der 
Umstand  daß  schon  nach  30  Dienstjahren  ein  österreichischer  Kollege  seine  Höchst- 
pension beziehen  kann.  In  der  Bcgiiindung  7A\m  neuestiMi  preußischen  Pensions- 
gesetz liest  man:  „Bei  Gewährung  der  Höchstpension  nach  nur  35  jähriger  Dienst- 
zeit (vgl.  Braunschweig)  würde  vielmehr  die  unerwünschte  Folge  eintreten,  daß 
manche  Beamte  vorzeitig  ihre  Versetzung  in  den  Ruhestand  nachsuchen."  In 
anderen  Staaten  hegt  man  solche  Besorgnisse  nicht;  ja  der  österreichische 
Finanz  minister  Dr.  v.  Korytowski  erklärte,  er  wolle  keine  „Gerusia"  von 
Beamten  um  sich  haben. 


E.  Schulgeld. 

Die  Reihenfolge  der  Staaten  ist  alphabetisch;  nicht  alle  Einzelheiten  sind  erwähnt,  auch 
ist  es  möglich,  daß  sich  im  Laufe  der  Drucklegung  hier  und  da  einige  Sätze  geändert  haben. 


Staat 

Höhe  des  jährlichen  Schulgeldes;  meist  sind  nur  die 
,      Vollanstalten  in  Betracht  gezogen. 

1.  Sachsen -Altenburg 

m  S:  fS  itSer  1  -  "-  »»"»-  Schulen  in  Altenburg. 
In  Eisenberg:    100  Mk.  für  Angehörige  des  Westkreises,  124  Mk. 
für  Angehörige  des  Ostkreises.     136  Mk.  für  Nicht- Altenburger. 
100  ^Ik.  in  Realschulen. 

2.  Anhalt 

130  Mk.   an  sämtlichen   Gymnasien  und  am   Realgymnasium  zu 

Bernburg. 
130  Mk.  an  der  Oberrealschule  zu  Dessau,  aber  nur  in  IIa  und  I. 
130  Mk.  am  Realprog}minasium  zu  Zerbst. 
110  Älk.  in  VI— IIb  der  Oberrealschule  zu  Dessau. 
110  Mk.  an  der  Realschule  zu  Cöthen. 

.3.   Badpn 

108  Mk.  an  den  staatlichen  Gymnasien,  an  anderen  Anstalten  sehr 
verschieden. 

4.   Bayern 

+5  Mk.  jährlich  in  allen  höheren  Schulen  und  in  allen  Klassen.') 

5.  Braunschwelg 

120  Mk.,  dazu   3   Mk.    Aufnahmegebühr;   an  den   nichtstaatlichen 
Schulen  teils  weniger,  teils  mehr. 

1)  Früher  30  Mk.  für  die  unteren,  36  Mk.  für  die  mittleren,  40  Mk.  für  die  oberen 
Klassen.  Seit  dem  Ministerialerlaß  vom  18.  Juli  1896  gilt  der  jetzige  Satz.  Ein  Versuch 
der  Bayer.  Regierung,  in  der  vorletzten  Landtagssession  eine  wesentliche  Erhöhung  durch- 
zusetzen, scheiterte  an  dem  Widerstand  des  Zentrums. 
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ll(ilu<  lieM  jiihrliclivn   Sühul^clduM;   lueiHt  Hiritl   nur  dio 
VollsnjttAlt«>n  in   FV'trnrht   ^vzofffti. 


I 


6.    KrciiM'ii 


ir)0  Mk.   für  ()U«rklaHmMi 
IJO  Mk.   für   rtKcrklftMwii. 

AuHwiirtigo    \i>ü,    L'OO   Mk. ;    in    l^nMiuThiivi-n    und    \fKctuuk    clwiuj 
nicdrif^er. 


Such.seii- Coburg 


■Gothii 


'M't   Mk.    vun    l'ntviUrlia   Id.-*    l'riUi.L  i  ,        i-     >  ,         ,  i        ,  , 

Wl  Mk.  in  St,xu  \^}"  ^''>'l;^•'"Hm•lu.    <l.l..m.lche. 

7J  Mk.   in    QuinU  ''''"'"   ^'^'':\""'  ^«^hHen-C«. 

W)  Mk.   in    Quarfi  I  »'urR-Cotha  wohnen. 

Für  Au.swHrti^'c:  +    10  Mk.  in  VI— V;  von  IV  an  120  Mk.  in  allen 
anderen  Kliuison. 

120  Mk. 

180  Mk.   für  Ausländer. 


8.  Elsaß- LothriniTPn 


120  Mk.   auf  oberen   Klas.sen  der  AnmUilten   in  gröiieren  Suidt«n. 
100  Mk.    in   unteren    und  mittleren  Klaasen  in  >?roUoren  Städtfn. 

SO  und   100  Mk.   in  kleineren  Stadien. 


9.   Ilaniburir 


11*2    Mk.    für  alle    KlasstMi   der   CJymna.sien,   det>    Koul^ynuuu<iuma, 

der  Oberrealschulen  und  für  die  Oberklassen  der  Oberreal.schule 

in  Elnisbüttel. 
144    Mk.  für    die    Unter-    und    Mittelkliussen    der    letztgenannten 

Oberrealschule  und  für  alle   Kla.ssen  der  Realuchulen    und    Pro- 

gymnaisien. 
120  Mk.   für  die  Vorschule. 


Kl.    I!.'>>;en 


ION   Mk.   in   lllb  bis  I    I    p.     u 
,,  .  ,,,  n'  1  •     ITT       lur  Hessen. 

Dt)  Mk.   in   l\    bis  VI    | 

Nichthessen   128  Mk.   bzw.    lltiMk.     —   Eine  Krhöhung  um  '2b  % 

steht   bevor. 


11.    Fürstentum    I.ippt 


1  io  .Mk.   lür  II  und  1. 

120  Mk.   für  IV  und  III. 

10(1  Mk.   für  VI  und  V. 

Für  Ausländer  auf  allen  Stufen    ITO  Mk. 


12.  Lübeck 

lüO  Mk. 

120  Mk.   an  der  Realschule. 

13.    .Meeklenburir- 
Strelitz 

120  Mk. 
'.10  Mk. 

für   Kla-s-se   I\'    bis   !.    Niehtmeoklonburcer   140  Mk. 
für   Kla.->v    IX    l.i,4   V.    Nichtmr«-klenlnirpT    1'"'   Mk 

14.    .Mecklenburj:- 
Sehwerln 

14U  Mk. 

Dieser  Satz  nur  für  die  groUherzogliclien  AnstAlten. 

15.   Sachsen- Meinhiffon 


An  Vollanstalten:  120Mk.  fiirKlnsm-  I.  liMlMk.  für  Klan^'  HI  und  II. 

Ml  Mk.   für  Klass.«  VI  -IV. 
An   Xiei>tv..llan.-<tJilt«<n   SO   bis    HHl   Mk 


16.    Oldenburg 


130  Mk.;  in  Eutin   150  Mk. 
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Hölio  des  jälirliohon  Schulgeldes:   meist  sind  mir  die 
N'ollaiistalten   in   lietracht   gezogen. 

17.    ProiiUtMi 

!.")()  'Mk.   in  den  3  Obcrklassen  der  Vollanstalten. 

\'M)  Mk.   in  den  übrigen  Klassen. 

1U>  Mk.   an  den   Kealsehulen. 

Hier  und  da  viel  höher,  z.  B.  in  Griiiiewald-Borlin  200  Mk.,  in 
Hannover  auch  200  Mk.(Näheressiehe„  Blätter  fürhöhoreSchulen", 
1909.  y.  42).  in  München-Gliidbach  nach  der  Einkommensteuer 
desVatersaufsteigend  von  72  Mk.(  bei  36  Mk.  jährliche  r  P]inkoramen- 
steuer)  bis  240  IMk.  (bei  mehr  als  750  Mk.   Einkommensteuer).') 

18.   Reuß  ä.  L.  (Grolz) 

löO  Mk.   in   1:   KU)  >Lk.  in  VI^lII;  120  Mk.  in  II. 

Auswärtige  24  Mk.   mehr. 

19.    KoiiÜ  j.  L. 

120  Mk.  in  I,  lOS  Mk.  in  11.  96  Mk.  in  III,  84  Mk.  in  IV,  72  Mk. 
in  V.  60  Mk.  in  VI. 

20.   Kuniirroich  Sachson 

LiO  Mk.  an  den  Staatsanstaltcn,  an  anderen  Anstalten  verschieden. 
Für  Auswärtige  oft   viel  höher,  z.  B.   22ä  Mk. 

21.   Schaiiiiiburp-Lippo 

An  Vollanstalten:   100  Mk.  in  VI  und  V,   120  Mk.  in  IV  und  III, 

14U  .Alk.  in  II  und  I. 
An   Xichtvollanstaltcn:   80  Mk.,   100  Mk. 

22.  Sohwarzburc- 
Rudnlstadt 

120  Mk.  in  1  und  11;  100  Mk.  in  IV  und  III;  80  Mk.  in  VI  und  V. 
Am  Stadt.    Realgymnasium   in  Frankenhausen  60,   80,   100  Mk. 

2.3.  Schwarzbure- 
Sondershaiiscn 

120  Mk.  in  II  und  I;  100  Mk.  in  IV  und  III;  80  Mk.  in  VI  und  V. 
An   Nichtvollanstalten   60—120   Mk.;    Ausländer    20    Mk.    mehr. 

24.  >\  aldpok  u.  Pyrmont 

l.")0  Mk.  in  II'  bis  I;  130  Mk.  in  VI  bis  IP. 

25.  Sach>en-\Voimar 

120  Mk.;  Auswärtige  200  Mk.;  Realschulen  80— 100  Mk. 

26.  Württemberg 

Unterklassen:    50  Mk.  in  Stuttgart,  sonst  40  Mk. 
Oberklassen:    70  Mk.  in  Stuttgart,  sonst  60  Mk. 

27.  Österreich 

a)  100  K.  =  85  Mk.  für  Wien. 

b)  80   K.    für    Orte    außer    Wien,    welche    mehr    als    25  000   Ein- 
wohner haben. 

c)  60  K.  für  alle  übrigen  Orte. 

Diese  Sätze  sind  seit  1886  in  Geltung. 

Die  neueste  Verordnung  vom  7.  März  1909,  wo  die  Sätze  für  ein 
Semester  angegeben  sind  (50,  40,  30  K.),  hat  sie  nicht  geändert. 

1)  Auswärtige  oft  mehr,  so  an  den  Berliner  Realschulen  140.  —  Die  Klassen  VI — U  II  der 
Oberrealschulen  stehen  oft  im  Schulgeld  gleich  den  betr.  Klassen  der  Realschulen,  erst  in  0  II 
und  I  wird  das  Schulgeld  der  Vollanstalten  erhoben.  Wie  stark  die  Erhöhung  in  Preußen 
in  den  letzten  Dezennien  gewesen  ist,  zeigen  die  Daten  der  Verfügungen:  22.  März  1892 
(„zur  Durchführung  der  in  Aussicht  genommenen  Aufbesserung  der  Gehälter  der 
Lehrer  an  höheren  Schulen")  stieg  es  auf  120  für  Vollanstalten,  100  für  Progymnasien, 
80  für  Realschulen.  —  Dann  zehn  Jahre  sfjätcr  durch  Erlaß  vom  7.  März  1902  (weil  die 
Aufrückungsfrist  zum  Höchstgehalt  der  01)crlehrer  von  24  auf  21  Dienstjahre  herabgesetzt 
wurde)  stiegen  die  Sätze  um  je  10  Mk.,  also  auf  130,  110,  90.  Und  jüngst  durch  Ver- 
fügung vom  6.  März  1909  (s.  ßeier,  3.  Aufl..  S.  1170)  auf  die  obigen  Zahlen.  —  Sehr  be- 
lehrend sind  die  Zahlen  aus  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts,  die  man  bei  Bernhard 
Meth,  Schulgeschichten  aus  dem  alten  Görlitzer  Kloster,  Berlin,  Trowitzsch  u.  Sohn,  1909, 
findet.  Im  Jahre  18.5.3  zahlten  die  Schüler  der  1  und  II  in  Görlitz  16  Th.  jährlich, 
also  etwas  mehr  als  heute  in  Bayern  (i.ii  >Ik.),  in  III  und  IV  12  Th.  jährlich,  in  der 
Vorbereitungsklasse  zahlte  man  8  Th.,  dazu  1  Th.  Turngeld.  Ferner  jeder  Eintretende 
6  Sgr.  für  2  Zensurbücher,  2  Sgr.  für  1  pjxemplar  der  Schulgesetze,  für  die  Bibliothek 
15  Sgr.  —  t'ber  das  Schulgeld  in  und  um  Berlin  sehe  man  Genaueres  nach  in  „Spruths 
Berliner  Schulkalender",  Führer  durch  die  höheren  Schulen  Berlins  und  seiner  Vororte. 
5.  Jahrgang.     L.   Öhmigkes  Verlag.     Berlin  SW.   12. 
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Bomorkunnon. 

Dio  Tftbcllo  7.«M}^'t,  (IfiU  in  OHtcrreich  und  im  Süden  UrutHchlands ,  in 
Bayern.  Württemberj?,  der  Besuch  der  höhcron  Schulen  erheblich  billiger 
ist  aJH  im  Norden,  daß,  je  weiter  man  nach  Norden  kommt,  die  Sätze  für  da« 
Sehulneld  immer  höher  werden,  in  Reuß  ä.  L.  ]'>()  Mk.  für  IVima.  in  IVeußen  mit 
\')0  Mk.,  IGO  Afk.  in  Lübeck,  in  HaniburK  \\)2  .Mk.  B<'fremdend  muß  dabei  die 
Krselieinung  wirken,  daß  entr  benachbarte  Stjiaten  ho  weit  auH<-inand«<rj:ehen : 
/..  B.  die  beiden  Scliwe.sterstaaten  .Mecklenburg,  von  denen  man  im  größeren  l.SO.Mk., 
im  kleineren  nur  100  Mk.  erhebt,  aber  auch  in  den  thüringischen  Staaten  i«t  die 
I  )ifferenz  groß  genu^ :  120  .Mk.  in  Sachsen -Weimar.  120  Mk.  in  Heuß  j.  L.,  15)0  Mk. 
.sogar  in  Reuß  ä.  L. 

Bemerkenswert  i.st  die  Tatsache,  daß  eine  .\uf  l)es.serung  der  Oln-rlehrergehälter 
in  manchen  deut.sclien  Staaten  eine  Erhöhung  de.s  Scluilgekh-.s  zur  Folge  gehabt 
hat,  so  jetzt  .Smal.  1892.  1902  und  1909  (s.  Anmerkung  S.  4.')1)  hintereinander  in 
Preußen,  (xler  bald  eine  solche  haben  wird,  wie  in  Hessen.  Nur  in  Bayern  ist 
man  trotz  der  Mohrausgaben  auf  der  niedrigen  Stufe  von  45  Mk.  seit  1896  stehen 
geblieben,  auch  in  Österreich  hat  man  trotz  der  erheblichen  Gehaltsaufbesserung 
für  die  Mittelschulprofessoren  das  Schulgeld  seit  1886  nicht  erhöht,  sondern  nach 
einer  Verfügung  vom  7.  März  1909  beträgt  es  für  ein  Semester  für  Wien  50  K.. 
für  Orte,  die  mehr  als  25  000  Einw.  haben,  40  K.,  für  alle  übrigen  30  K.,  wie  es 
seit  langem  festgesetzt  war.  —  Im  Interesse  der  Sache  wäre  es  sehr  erwünscht, 
wenn   man  in  anderen  Staaten  solche   Beispiele  nachahmte. 

Ob  es  sich  empfiehlt,  für  die  verschiedenen  Schulklassen  eine  allmählich  nach 
Prima  aufsteigende  Quote  zu  erheben?  Mich  dünkt,  der  Unterricht  der  in  den 
unteren  Klassen  unterrichtenden  Oberlehrer  wird  dadurch  herabgedrückt;  ebenso 
bleibe  es  den  Nationalökonomen  überla.s.sen  zu  untersuchen,  ob  es  zweckmäßig 
sei.  von  auswärtigen  Schülern,  solchen,  die  nicht  am  Orte  wohnen,  mehr  zu  fordern; 
für  Eltern,  die  ihre  Söhne  schon  in  eine  auswärtige  teure  Pension  scliicken.  ist  dann 
der  höhere  Schulgeld.satz  noch  empfindlicher. 

Die  großen  Unterschiede  in  den  Schulgeld.sätzen  Dcut.schlands  sind  recht 
beklagenswert,  auch  für  die  höheren  Schulen  selbst  von  8chwer\» legender  Be- 
deutung. Wie  groß  der  t^elstand  ist,  sei  an  einem  Beispiel  erläutert:  in  welche  LAge 
kommt  ein  Offizier  oder  deutscher  Reichsbeamter,  der  mit  drei  deutschen  jungen 
Staatsbürgern  von  München,  wo  er  3x45  Mk.  Schulgeld  Wzahlte.  z.  B.  nach  l^TÜn. 
wo  er  3x  150 ^)  Mk.  bezahlen  muß.  versetzt  wirtl.  (xler  gar.  \\««nn  er  nach  Hamburg 
zu  ziehen  gezwungen  ist.  wo  er  3>  192  Mk.  zahlen  soll?  Man  nehme  dazu  nm-h 
die  Kosten  für  Neuanschaffung  sämtlicher  Schulbücher. 

Aber  auch  für  die  innere  Gestaltung  und  Verfassung  der  höheren  S(  hulen  — 
es  braucht  ja  dies  kaum  erwähnt  zu  werden  —  ist  die  Höhe  des  Sclndgeldes  von 
großem  P]influß.  Die  Staaten,  die  wie  Bayern,  Osterreich  und  Württemberg 
in  der  glücklichen   I>age  sind,   nur   45.   85.   fiO   (70)  Mk.   zu   verlant'en.   können  ihr 


1)  Für  den  dritton   .Tunpen  .•»llordinpi«   br»»nrf)t   wohl   in  der  Rcp>l   kein  Srhulßrld   c«»rahlt 
zu  werden. 
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höheres  Schuluosoii  viel  volkst  ü  niliolier  ausgestalten,  es  braucht,  da  bei  dem 
niedripen  Schulgeld  steter  Zufluß  ist.  nicht  soviel  Rücksicht  auf  die  Schülerzahl 
genommen  zu  werden  als  dort,  wo  der  Besuch  von  einer  gewissen  Wohlhabenheit 
der  Eltern  abhängig  ist.  Ciewiß  liaben  im  allgemeinen  die  mit  Glücksgütern 
gcM'gneton  JStände  gleii'hmäßigere,  bessere  Bildung,  die  sich  auch  meist  auf  ihre 
Söhne  überträgt,  abei-  oft  ist  diese  Bildung  nur  eine  oberflächliche;  Verstand 
aber  und  geistige  Befähigung  finden  sicli  nicht  immer  mit  dem  Besitz  zusammen, 
und  .so  wird  das  Sciiülerpublikum  an  den  Anstalten,  wo  niedriges  Schulgeld  zu 
entrichten  ist.  oft  fri.scher.  empfänglicher,  bildungsfähiger  sein  als  da,  wo  die  in- 
f(»lge  der  „Plutokratie"  eingetretei\e  Bildungstüiiche  Knaben  und  Jünglinge 
frühzeitig  blasiert,  zerstreiit .  „ii('r\()s"  macht.  Manche  üblen  Erscheinungen 
im  höheren  Schulwesen  der  norddeutschen  Staaten  lassen  sich,  so  wenig  man  es 
zugeben  will,  einfach  aus  der  Zusammensetzung  des  SchülerpubUkums  ableiten;  die 
Mischung  aber  desselben   ist   vom  Scliulgeld  al)häiigig. 

Und  hier  sehen  wir  wieder  ein  weites  Feld  für  eine  zukünftige  Schukeform, 
eine  solche  auf  sozialem  Gebiete,  die  .selbst  eine  au,sgedehnte  Schulgeldbefreiung 
(in  Österreich  sind  oft  60  "o  freu)  nicht  herbeiführen  kann.  Soweit  wie  manche, 
die  eine  völlige  Abschaffung  des  Schulgeldes  für  die  höheren  Schulen  verlangen, 
wie  ja  auch  in  den  .Jesuitenschulen  jederzeit  der  Unterricht  unentgeltlich  war, 
möchten  wir  nicht  gehen ;  es  würde  mit  dieser  Freiheit  großer  Mißbrauch  getrieben 
werden.  Die  Quote  muß  aber  möglichst  auf  das  bayerische  oder  österreichische 
Maß  herabge.setzt,  daneben  mag  die  auch  von  Eulenburg  (Beiträge  zur  Oberlehrer- 
frage. Leipzig  1903,  Teubner.  S.  106)  vorgeschlagene,  von  jedem  Bürger  zu  ent- 
richtende Schulsteuer  erhoben  werden. 

Eine  andere  Art  der  Regulierung  ist  die,  das  Schulgeld  nach  der  Steuerkraft 
des  Vaters  oder  der  Eltern  abzustufen;  das  ist  schon  geschehen  z.  B.  in  München- 
Gladbach*),  wo  je  nach  der  Einkommensteuer  des  Vaters  das  Schulgeld  beträgt: 

bei  Steuer  unter  .86    Mk 72  Mk.  Schulgeld, 

„       von        36—72      „      ....     96    „ 

104-160    „      ....   120    „ 

176-300    „      ....    144    „ 

300—510    „      ....   200    „ 

mehr  als  750  Mk.  .    .   240    „ 

Dazu  Aufnahmegebühr  von  6  Mk.  (Wiese-Irnier  IV  S.  588.) 

Jetzt  nämlich  scheint  der  Mißbrauch,  den  Wohlhabende  und  Reiche  mit 
ihrer  Zahlungsfähigkeit  treiben  dürfen,  indem  sie  ihre  Söhne  fast  ausschließlich 
auf  höhere  Schulen  .senden,  auch  sehr  verhängnisvoll  zu  werden:  dieser  oft 
nicht  für  höhere  Schulen  geeigneten  Elemente  wegen  kommt  man  allmählich  zu  einem 
Durchschnittsmaß,  das  leicht  auch  tiefer  sinken  wird,  kommt  man  allmählich  zu 
immer  leichteren  Prüfungen.  Bis  jetzt  hat  man  in  Preußen  und  vielen  deutschen 
Staaten  auf  Th.  Zielinskis  Mahnruf  nicht  gehört:  „Eine  leichte  Schule  ist  ein  soziales 
Verbrechen".    Und  „diese  Erleichterungen  haben  zur  Folge",  sagt  Paulsen  (Reins 

1)  Vielleicht  auoh   anderwärts,  so  in  Sachsen -Weimar  an  der   Städtischen   Realschule 
zu  Weida,  wo  es  von  100 — 200  Mk.  progressiv  nach  dem  Einkommen  steigt. 
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Kii/.yklopikli.scliw  Haiidhurli,  J.  Aufl.  1.  S.  Olu),  „dttü  tlii-  Kordfrungcii  der  Natur 
nirlit  seiton  schwer  ^'t«kränkt  ««nh-n.  riifühige  werden  mit  unendlicher 
Mühe  notdürftig  al)i;eriehtet  und  treten  iti  die  leitenden  Stellen,  wo 
sie  nichts  leisten  und  ihnen  selber  nicht  wohl  wird,  l'nd  andrerseitM  wird  solchen, 
die  zu  großer  Tätigkeit  innere  He^nhun^'  mit  hrin^'en,  die  CJelegenheit 
zur  Ausbildung'  voreiil  lullten  ,  indem  sie  bei  ni<"<h'rer  Dienstleistung  festgehalt<*n 
werden,  gellt  ihr  Talent  der  (JcselLschaft  verloren  un<l  sie  sellx-r  halM*n  lelx'nslang 
den  Druck  der  Verhältnisse  zu  tnvgen.  Das  also  wäre  ein  mögliches  Ziel  sozial- 
refor mnt orischer  Bestrebungen  und  ein  wirkliche«  Ideal:  den  gesellschaft- 
lichen Beruf  in  Einklang  mit  dem  Naturberuf  zu  bringen.  Freilich  ein  Ideal, 
dessen  \'('r\virklichung  nie  ohne  Rest  geling<'n  wird,  s<-hon  darum  nicht,  weil  vh 
ein  zuverlässiges  Mittel  der  Erkenntnis  d<-r  natürliih<-n  Berufung  nicht  gibt." 

Ja.  welche  Aufgabe  im  Lieben  geht  denn  überhaupt  ohn«-  H<>«t  auf?  Soll  man 
deswegen  mutlos,  mit  pessimistischem  Lächeln  niui  zuschauen,  wie  da»  junge 
geistige  Leben  eines  Volkes  ohne  eingreifende  Hilfe,  ganz  von  .selbst  sich  weiter 
entwickelt,  wie  Weizen  und  Unkraut  lustig  nebeneinander  emporkommen?  l'nd 
soll  man  dies  letztere  etwa  mit  der  Altweiberv\eisheit  und  der  (las-senmoral  ver- 
teidigen, die  da  ruft:  „Das  ist  immer  so  gewesen!     Wer  vermag  das  zu  ändern?" 

Nein,  die  äi-ztlichc  Kunst  soll  nicht  verzagen,  weil  sie  oft  Mißgriffe  macht  und  der 
Übel  nicht  Herr  wird;  das  Rechtsprechen  wird  nicht  aufhören,  «eil  es  hier  und  da 
Irrwege  einschlägt;  so  soll  auch  das  höhere  Lehramt  wegen  der  Möglichkeit 
vereinzelter,  falscher  Urteile  immer  jenes  Ideal,  den  Naturb<Tiif  mit  dem 
gesellschaftlichen   auszugleichen,   im   Auge   behalten. 

Wahrlich,  es  bleibt  so  uns  Oberlehrern,  den  Trägem  des  höhen-n  1>  /iniiutrs, 
stets  ein  hoher,  idealer  Beruf,  und  doch  zugleich  ein  solcher,  der  in  das  w  irtschaft- 
liche,  soziale  Leben  der  Familie,  der  Gesellschaft  tief  eingreift  oder  dtx-h  eingreifen 
sollte :  n ä  m  l i  c h  s c h l  i  e ß  1  i c h  i n f  o l ge  d e r  A  u SS  t  e  1 1  u  n g  «' i  n es  S c  h  u l ze u g n i sses 
zu  entscheiden,  ob  jemand  zu  mechanischer  oder  subalterner  Arbeit 
oder  zu   freier  geistiger  Tätigkeit  übergehen  soll. 

Zeichnet  uns  so  das  Ziel  unseres  Amtes  aus,  so  sind  wir  auih  durch  da^  Ob- 
jekt unserer  Tätigkeit  vor  andern  gleichen  akademisch  gebildeton  Ständen  aus- 
gezeichnet. Für  uns  gilt  ganz  besonders  das  Goethische  Wort,  das  «ir  aus  Ottiliena 
Tagebuch  in  den  Wahlverwandtschaften  (II,  7  Schluß)  kennen:  „Das  eigent  liehe 
Studium  der  Menschheit  ist  der  Mensch",  d.  h.  in  unserm  Sinne:  nicht  der 
körperlich  oder  geistig  kranke  Mensch,  mit  dem  es  der  Arzt  zu  tini.  nicht  der  mora- 
lisch anfechtbare,  kranke  oder  verkommene  Mensch,  mit  dem  e.s  der  Richter  vor- 
zugsweise zu  tun  hat,  sondern  der  freilich  noch  unfertige.  ab<T  in  zarter  Knospe 
und  in  vollerer  Blüte  des  Geistes  sich  imnu-r  mehr  entfaltende,  jugendliche  Mensch. 


Nachtrag' 


und  Nachwort. 


davon  unterstanden  dem  König« 


1.  Im  Maiheft  der  „Monatsschrift  für  höhere  Schulen"  1007  \vnrde  folgendes  Zahlen- 
material, ■welches  den  Ausführungen  zur  Vorschulfrage  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses 
am  11.  April  1907  zugnindo  lag  und  allgemeines  Interesse  hat,  veröffentlicht: 

I.  Bei  den  höheren  Lehranstalten  in  Preußen  bestanden  Vorschulen  im  Jahre 

1847:  1882:  1892:  1900:  1906: 

218  mit  19  799.     254  mit  21  967,     247  mit  20  033,     224  mit  22  757,     258  mit  29  101 

Schülern. 
Am  1.  Februar  1907  waren  264  Vorschulen  vorhanden; 
liehen  Provinzialschulkollegium  in 

Königsberg     ...     19     bei  einer  Gesamtzahl  von 

Danzig 15 

Berlin 79^) 

Stettin 12 

Posen 6 

Breslau 21 

Magdeburg     ...      11 

Schleswig   ....     21 

Hannover  ....     26 

Münster      ....       0 

Cassel      18 

Coblenz 36 

II.  Die  Zusammensetzung  der  Sexten  an  den  höheren  Lehranstalten  Preußens  ergibt  sich 
aus  folgenden  Übersichten: 


28  höheren  Lehranstalten, 

32 

1                  » 

120 

. 

30 

t                  >( 

24 

t                  if 

65 

1                  » 

55 

1                  >t 

28 

1                  <• 

54 

t                  ti 

61 

t                  II 

48 

1                  » 

121 

.                  II 

Schüler- 
zahl der 
Sexten 
am 
I.Februar 
1907 

Davon  sind  vorbereitet  worden 

Bei  den 

in  der 
zur  An- 
stalt ge- 
hörenden 
Vors 

in  einer 
zu  einer 
anderen 
Anstalt 
gehörenden 

chule 

in  einer 

Volks- 
schule 

in  einer 
anderen 
öffent- 
lichen 
Schule 

auf 

sonstige 

Weise 

A.  Anstalten  landesherrlichen 

Patronates 

167 

73 

41 

15 

22 

16 

B.  vom  Staate  zu  unterhalten- 

den Anstalten      

9  920 

2  238 

662 

4  711 

1834 

475 

C.  vom  Staate  und  von  anderen 

gemeinschaftlich  zu  unter- 
haltenden Anstalten   .    .    . 

305 

39 

12 

208 

7 

39 

D.  von  anderen  zu  unterhal- 

tenden,    vom     Staate     zu 

unterstützenden  und  aus- 

schließlich von  anderen  zu 

unterhaltenden  Anstalten 

24  2.33 

7  627 

1  790 

11  740 

2  382 

685 

34  625 

9  977 

2  514 

16  674 
=  r.  48 

4  245 
=  r.  12 

1215 

12^ 

191 

=  r.  4 

=  r. 

36% 

% 

% 

% 

1)  50  in  Berlin  und  den  Vororten,  29  in  der  übrigen  Provinz. 
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Auf  die  fin/.fln««n  Provinr^Mi  vf«rt««ilen  nirh  dif>i»o  Zfthl.n  f<>lgnndormAO«n: 


In 


Zahl  der, 

|| . 

SoxUner,!    {„  j^r  i    ^  •»»« 

am  »ur  An-       «V«"»" 

I'  anderan 

I.Februar,  r!^"  ?*"        Aiuulf 
1907 


Duvuu  ninii   vurbertjitul  wuidun 


Vorwchult 


in  einer  | 

in  einer 

anderen 

VolkK- 

öffent- 

srinilr 

lichen 

Rrhulo 

auf 

«onBtiKO 

WeiM 


ÖBtprruüon  .  .  . 
WoHtproiiüon.  .  . 
Hrandonburji.  .  . 
rommorn   .... 

l'ost^-n 

Srhlosicn     .... 

Saoh.sen 

Sohloswig- Holstein 
Hannover  .... 
Westfalen  .... 
He.'^.sen-Xassaii 
Hheinprovinz 


34  625 


Poaen 

mit      20  % 

die  Rheinprovinz     .    .    . 

•       .,        21  % 

Schlesien  und  Sachsen  . 

.       ..  jo27  0/„ 

Hessen-Nassau     .... 

■       .,        35  % 

Westpreußen „        45 


Die  niedrigste  Zahl  früherer  Vorschüler  hat  also  Westfalen  aufzuwei8<«n  mit  nicht  ganz 
0,6  %  der  Sextaner.     Es  folgen 

Pommern mit    IT  "o 

Hannover 49  "o 

Brandenburg' 56  "„ 

Ostpreußen 58  «o 

und  Schleswig-Holstein  .    .        „     59  "q 

Auch  hier  hätte  die  Statistik  bis  auf  die  einzelnen  Anstalten  hiniintergeführt  werden 
müssen;  erat  dann  hätte  man  erkennen  können,  welche  höheren  lyehran.stalten  in  Sexta  teil« 
ganz,  teils  in  weit  überwiegendem  Maße  von  Vorschülern  In-völkert  sind.  .Alwr.  wie  oben 
ausgeführt,  die  Vorschulfrage  ist  eng  mit  der  Frage  einer  .s^ichgemäßen  .Aufnahmeprüfung  ver- 
bunden und  läßt  sich  ohne  Regelung  der  letzteren  nicht  vollständig  lösen. 

2.  Der  Vorschlag  S.  149/150  fand  ungeteilte  Zustimmung  in  der  NovemltersiUung  1905 
des  Ik'rliner  (ijTuna.siallclinrvereins  (vgl.  auch  unter  den  „Iveitwitwn".  die  der  I'onimernche 
Philologenverein  August   1909  angenommen  hat,  Nr.  16). 

3.  S.  149  letztes  Wort   lies:   „Dienstvorschrift"  statt:   „Schulordnung". 


4.  EiniKe  Unterschiede  zwi.schen  der  1.  und  2.   Aullatte  nebst  nachträglichen  Literaturantrabeo. 

Zu  S.  It).  „Hadi.sche  Prüfungsordnung  für  da«  lychrnmt  an  H(>hcn>n  Nhulon  v»»m  21.  .März  l;Kl.l 
in  der  Fassung  vom  16.  Juli  1906",  so  lautet  der  Titel  der  neuesten  Prüfungmirdnung  für 
Baden.  Die  jüngste  Fassung  unterscheidet  sich  nur  unwesentlich  v«m  der  ültercn.  Be- 
dingung für  das  Bestehen  der  Prüfiuig  ist  auch  hiernadi  die  F.rlanpung  von  einer  Fakultas 
für  alle  und  von  zwei  für  die  mittlen^n  Klassen. 

5.  39.    Neu  hinzugekommen  ist  die  Betrachtung  ül»er  die  neueste  prvuüiache  „Ordnung  der  prak- 

tischen Ausbildung  der  Kandidaten  für  da»  I>ehramt  an  Höheren  Schulen"  vom   15.  Mirx 
1908;  vgl.  Ijes.  den  Schluß  S.  53/54.  Vgl.  Nath.  ..Da.-*  |MMlagogi»<he  Seminar".  Pädagogiscbus 
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Archiv.  51.  Jahrg.  1908.  und  „über  die  facldioho  Ausbildung  der  Kandidaten  für  das 
lx"hramt  an  ^^ittolsohulon  (SiMuhMauspabc  aus  der  Osten.  ,,Mittel.>5cbulo")."  Wien,  Holder, 
1909. 

S.  82/83ff.  Neu  hinzugekommen  ist  verschiedenes  über  die  Strafen,  z.  B.  über  die  der  körper- 
lichen Züchtigung  nach  den  neuesten  Verfügiingeu  in  Preußen. 

8.  llOff.  In:  „Allgemeinen  Betrachtungen"  ist  mehreres  neu  über  die  Thesen  preußischer  Philo- 
logenvereine über  die  Dienstinstruktionen,  über  das  Amt  des  Anstaltsleiters  (vgl.  die  Baye- 
rischen Konrektoren). 

S.  196/197.  Neu  ist  die  Betrachtung  über  die  V'ersetzungsordnung  Mecklenburg- Schwerins 
und  Braunschweigs,  auch  über  die  jüngste,  fast  alles  regelnde  Versetzungsordnung  für 
Württemberg. 

S.  209ff.  In  dem  Abschnitt  über  die  Reifeprüfung  ist  natürlich  u.  a.  auch  ganz  besonders  auf 
die  neueste  Ordnung  der  österreichischen  Reifeprüfung  von  1908  und  auf  die  preußische 
Novelle  vom  24.  Januar  1909  Rücksicht  genommen.  Dadurch  war  natürlich  eine  totale 
Umarbeitung  des  ganzen  Abschnittes:  „Allgemeine  Betrachtungen  über  die  Reifeprüfung" 
S.  271  ff.  notwendig. 

S.  286 ff.  Der  Abschnitt  IV:  „Die  Aufsichtsbehörden  für  das  höhere  Lehramt"  bedurfte  nur  an 
einigen  Stellen  der  Nachbesserung  (z.  B.  S.  349,  betr.  das  Stimmrecht  der  nicht-juristischen 
Räte  bei  den  Regierungen);  die  Vorschläge  für  eine  Neugestaltung  der  aufsichtsführenden 
Schulbehörden  (S.  364ff.)  sind  präziser  hervorgehoben  worden. 

S.  370 ff.  In  dem  Abschnitt  „Ferien"  war,  abgesehen  von  einzelnen  Daten,  fast  gar  nichts  zu 
ändern;  desto  mehr,  fast  alles  natürlich  in  den  Tabellen  über  die  Gehälter  und  Ruhe- 
gehälter, einiges  in  der  Aufstellung  der  Schulgeldsätze. 

Die  Literatur  über  das  Thema  des  ganzen  Buches  ist  gerade  nicht  groß,  eigentlich  hatte 
ich  1905  keinen  Vorgänger,  und  in  den  4/5  Jahren  seit  Erscheinen  der  1.  Auflage  ist  mir 
bis  jetzt  auch  noch  kein  Nachfolger  erstanden.  Doch  sind  über  einzelne  Punkte,  wie  vor 
allem  von  Ziehen  (s.  S.  364,  Anmerkung)  über  die  Führung  des  Schulaufsichtsamtes  recht 
interessante  Aufsätze  veröffentlicht  worden;  auch  Äußerungen  zu  einigen  Fragen  in  Fach- 
zeitschriften: „Blätter  für  höheres  Schulwesen"  (z.  B.  Koch  und  Schümer,  s.  S.  113  An- 
merkung), in  den  „Südwest-Deutschen  Schulblättern"  (1909  Nr.  5,  Altendorf,  Die  Frage 
der  Dienstanweisungen)  sind  benutzt  worden;  in  den  Tagen  der  Beendigung  des  Druckes 
erschien  der  Aufsatz  von  G.  Louis:  „Die  Reorganisation  der  preußischen  Verwaltung  und 
das  Höhere  Schulwesen"  (Korrespondenzblatt  f.  d.  akad.  geb.  Lehrerstand  1909,  Nr.  37). 
Die  drei  Forderungen,  zu  denen  der  Verfasser  gelangt  (1.  dem  Oberpräsidenten  steht  nur 
ein  gewisses  Aufsichtsrecht  über  die  Provinzial-Schulkollegien  zu,  2.  die  Direktoren  der 
Provinzial-Schulkollegien  sind  hauptamtlich  und  in  der  Regel  Schulmänner,  3.  eine  be- 
sondere Abteilung  im  Kultusministerium  als  Zentralbehörde  für  den  höheren  Unterricht) 
decken  sich  mit  den  meinigen,  S.  365  ff.,  nehmen  aber  das  Problem  einer  durchgreifenden 
Fachaufsicht  nicht  auf. 

5.  Einige  Versetzungsordnungen. 

(Preußen,  Braunschweig,  Mecklenburg- Schwerin,  Österreich.) 

a)  Preußen. 

Bestimmungen  über  die  Versetzung  der  Schüler  an  den  höheren  Lehranstalten 
vom  25.  Oktober  1901. 

§  1.  Die  Unterlagen  für  die  Versetzung  bilden  die  im  Laufe  des  Schuljahres  abgegebenen 
Urteile  und  Zeugnisse  der  Lehrer,  insbesondere  aber  das  Zeugnis  am  Schlüsse  des  Schuljahres. 

§  2.  Dem  Direktor  bleibt  es  unbenommen,  die  Unterlagen  noch  durch  mündliche  Be- 
fragung und  nötigenfalls  auch  durch  schriftliche  Arbeiten  zu  vervollständigen.  Diese  Ergänzung 
der  Unterlagen  bildet  bei  der  Versetzung  nach  Obersekunda  die  Regel,  von  der  nur  in  ganz 
zweifelloaen  Fällen  abgesehen  werden  darf. 


Nftohtrat»   und    Nm-hwort.  401 

§  .1.  In  (l(Mi  Zcu(^niHsoi\  ist  vh  zuliitwip,  r.wJHohon  <l««n  «•irir/»lne'n  '/.w<-iii<-i\  riuon  KikIwh  (/..  H. 
Grammatik  uiul  Ix'ktiiro  80wio  müiidliclu'U  und  wliriftlichcn  I^«iHtiniK«'n)  zu  unt4Tm'luMd««ri; 
zum  Schlüsse  muü  alxT  das  Urtoil  für  jtslfs  Kach  in  vitwn  ilur  l'nulikaU-:  1)  S«hr  gut,  2)  (iut, 
3)  Gonügond,  4)  Mangelhaft.  5)   Dngunügund.  7.UMamnu<ngi<faUt  w<>rtJun. 

§  4.  Im  allgomoim-n  ist  diu  Z««iwur  „(  Jt-niigiMid"  in  dfn  vcrhindlichon  wiiwi'njtcliÄftJiohBn 
Unterricht-sgogonständfii  der  Kla«jki  als  crfortliTÜch  für  dir  Vernetzung  anzum-hcn. 

t*bor  mangelhaft«  und  ungenügende  F^-istungen  in  <iem  einen  (xler  anderen  Ka<he  kann 
hinweggesehen  werden,  wenn  nach  dem  l'rteile  der  Iy»hrer  die  IVrw'inliehkeit  und  (lau  Strel>on 
des  Schülers  seine  (Jesamtreife.  bei  deren  lieurti-ilung  auch  auf  die  IxMstungen  in  den  verbind- 
lichen nichtwissensehaftlichen  Untcrrichlsfüehern  entsprechende  Küeksicht  genommen  werden 
kann,  gewährleistet,  uml  wenn  angenommen  wenlen  darf,  dali  der  Schüler  auf  der  nächstfolgenden 
Stufe  das  Kehlende  nachholen  kann.  Indes  ist  di«?  Versetzung  niclit  statthaft,  wenn  ein  .Schüler 
in  einem  Hauptfache  das  Prädikat  „Ungenügend"  erhalten  hat  und  diesen  Ausfall  nicht  durch 
mindestens  „(Jut"  in  einem  anderen  Hauptfaclie  ausgleicht. 

.Als  Hauptfächer  sind  anzusehen: 

a)  für  das  Gymnasium: 

Deutsch.  Lateinisch,   Griechisch  und   Mathematik  (Rechnen). 

b)  für  das  Realgymnasium: 

Deutsch,  Lateinisch,  Französisch.    Englisch  und  Mathematik. 

c)  für  die  Real-  und  Oberrealschulo: 

Deutsch,  Französisch.  Englisch.  Mathematik  und  in  den  ol>cren  Klassen  .Natur- 
wissenschaften. 

§  5,  Unzulässig  ist  es.  Schüler  unter  der  Bedingimg  zu  versetzen,  daß  sie  am  Anfange  de« 
neuen  Schuljahres  eine  Nachprüfung  l>estehen.  Dagegen  ist  es  statthaft.  Ihm  Schülern,  die  ver- 
setzt werden,  obwohl  ihre  Ix>istungen  in  einzelnen  Fächern  zu  wüns<^hen  übrig  lieUen,  in  das 
Zeugnis  den  Vermerk  aufzunehmen,  daß  sie  sich  ernstlich  zu  bemühen  hal)en.  die  Lücken  in  diesen 
Fächern  im  Laufe  des  nächsten  Jahres  zu  beseitigen,  widrigenfalls  ihn-  Versetzung  in  die  nächst- 
höhere Klasse  nicht  erfolgen  könne. 

§  G.  Inwiefern  auf  außergewöhnliche  Verhältnisse,  die  sich  hemmend  1km  der  Kntwickelung 
eines  Schülers  geltend  machen,  z.  B.  längere  Krankheit  und  .Anstaltswechsel  innerhalb  des 
Schuljahres,  bei  der  Versetzung  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  bleibt  dem  pflichtmäßigen  Krmeasen 
des  Direktors  und  der  Lehrer  überlassen. 

§  7.  Zu  den  Beratungen  über  die  Versetzungen  der  Schüler  treten  die  Ix-hrer  klassenweiae 
unter  dem  Vorsitz  des  Direktors  zusammen.  Der  Ordinarius  schlägt  vor.  welche  Si>hüler  zu  ver- 
setzen, welche  zurückzuhalten  sind;  die  übrigen  I^-hrer  der  Klasse  geU'n  ihr  l'rteil  ab.  für  welches 
jedoch  immer  die  (n-samtheit  der  Unterlagen  malJgt  hend  sein  muß.  Krgibt  sich  ül»er  die  Frage 
der  Wrsitzunp  «Kler  Nicht  Versetzung  eine  Meinungsverschiedenheit  unter  den  an  der  Konferenz 
t.iliirluiKiKl,  n  !-<  hrern,  so  bleibt  es  dem  Direktor  überlassen,  nach  der  iMgo  des  Falles  entwe<Jer 
selbst  zu  entscheiden  (der  die  Sache  dem  Königlichen  IVovin/.ialSchulkollegium  zur  Knt- 
scheidung  vorzutragen. 

§  8.  Solche  Schüler,  denen  auch  nach  zweijährigem  Aufenthalt  in  derselN'n  Klasse  die 
Nersetzung  nicht  hat  zugestanden  werden  können.  hal)en  die  .Anstalt  zu  verla«ien.  wenn  nach 
dem  einmütigen  Urteil  ihrer  I>'hrer  und  des  Direktors  ein  längi»rt<»  Verweilen  auf  ihr  nutxlnn 
s«-in  würde.  Doch  ist  es  für  eine  derartige,  nicht  als  Strafe  Bn7.us«'hende  Maßnahme  erforderlich, 
daß  den  Eltern  oder  deren  Stellvertretern  mindestens  ein  \ierteljahr  zuvor  eine  darauf  Im«. 
zügliche  Nachricht  gegeben  worden  ist. 

§  9.  S<i|che  Schüler,  welche  ohne  in  die  nächsthöhere  Kla«iie  versetzt  zu  «ein.  die  .Schule 
verlassen  haben,  dürfen  vor  .Ablauf  eines  ."Semesters  in  eine  höhen»  Klaane  nicht  aufgenommen 
werden,  als  das  iHMZubringende  .Abgangszeugnis  ausspricht.  Bei  der  Aufnahmeprüfung  ist  als- 
dann nicht  nur  der  anfängliche  Standpunkt  der  neuen  Klause.  (*ondern  auch  das  zur  Zeit  der 
Prüfung  bereits  erledigte  Fensum  denjelben  maßgebend.     Erfolgt  die  erneut«  Anmeldung  bei 
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dtrsollvn  Anstalt,  wt'loho  doi  Soliülor  verlausen  hatto.  so  ist  vor  der  Aufnahmeprüfung  unter  Dar- 
lopiing  der  lvstinden>n  Verhältnisse  die  (lenehmigung  des  rrovinzial-Schulkollegiuma  einzuholen. 
§  10.  Die  R^stimnuingen  treten  mit  dem  1.  Januar  1902  in  Kraft.  Mit  demselben  Tage 
verlieren  alle  Anordnungen,  nach  welchen  bis  dahin  bei  der  Versetzung  in  den  verschiedenen 
Provinren  zu  verfahren  war,  ihre  Geltung. 

b)    Braunschweig. 

Bestimmungen   über  die   Versetzung  der  Schüler  in  den   höheren   Lehranstalten 

vom  10.  Dezember  1904. 

1.  =  Preußen  §  1.  2. 

2.  =  Preußen  §  3. 

3.  =  Preußen  §  4. 

4.  =  Preußen  §  6  und   §  5  Anfang. 

5.  Zur  Beschlußfassung  über  die  Versetzung  treten  die  Lehrer  klassenweise  unter  dem 
Vorsitz  des  Direktors  zusammen.  Der  Hauptlehrer  der  Klasse  schlägt  vor,  welche  Schüler  zu 
versetzen,  welche  7.u rückzuhalten  sind;  dann  geben  die  übrigen  Lehrer  ihr  Urteil  ab,  für  welches 
jedoch  immer  die  Gesamtheit  der  Unterlagen  maßgebend  sein  muß.  Stimmenmehrheit 
entscheidet,  bei  Stimmengleichheit  gibt  der  Direktor  den  Ausschlag.  Demselben  steht  auch 
das  Recht  des  Einspruchs  gegen  jeden  Beschluß  der  Konferenz  über  Versetzung  oder  Zurück- 
haltung zu;  in  diesem  Falle  ist  die  Entscheidung  der  Herzogl.  Oberschulkommission  einzuholen; 
vgl  dapegen  Preußen  §  7. 

6.  Ein  Schüler,  dem  auch  nach  zweijährigem  Aufenthalt  in  derselben  Klasse  die  Versetzung 
nicht  hat  zugestanden  werden  können,  hat  die  Anstalt  zu  verlassen,  wenn  sich  mit  der 
Mehrzahl  der  Lehrer  auch  der  Direktor  dafür  ausspricht.  Doch  muß  den  Eltern  oder  deren 
Stellvertretern  mindestens  ein  Vierteljahr  zuvor  eine  darauf  bezügliche  Nachricht  gegeben  worden 
sein;  vgl.  Preußen  §  8. 

7.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  28.  April  1908  in  Kraft.  Mit  demselben  Tage  ver- 
lieren alle  entgegenstehenden  Bestimmungen,  insbesondere  auch  unsere  Verfügung  vom  1.  De- 
zember 1896,  Nr.  825,  ihre  Geltung. 

c)  Mecklenburg-Schwerin. 

Bestimmungen,  betreffend  Versetzung  der  Schüler  vom  1.  Januar  1906. 

§  1.  =  Preußen  §  1. 

§  2.  =  Preußen   §  2. 

§  3.  =  Preußen  §  3. 

§  4.  =  Preußen  §  4. 

§  5.  =  Preußen  §  5. 

§  6.  =  Preußen  §  6. 

§  7.  Zu  den  Beratungen  über  die  Versetzungen  der  Schüler  treten  die  Lehrer  klassen- 
weise unter  dem  Vorsitze  des  Direktors  zusammen.  Der  Ordinarius  schlägt  vor,  welche  Schüler 
zu  versetzen,  welche  zurückzuhalten  sind;  die  übrigen  Lehrer  der  Klasse  geben  dann  ihr  Urteil 
über  die  Gesamtreife,  nicht  über  die  Reife  in  besonderen  Fächern,  auf  Grund  der  Gesamtheit 
der  Unterlagen  ab.  Ergibt  sich  über  die  Frage  der  Versetzung  oder  NichtVersetzung  eine  Meinungs- 
verschiedenheit unter  den  an  der  Beratung  teilnehmenden  Lehrern,  so  ist,  wenn  der  Direktor 
Bedenken  trägt  der  Ansicht  der  Mehrheit  sich  anzuschließen  oder  bei  Stimmengleich- 
heit den  Ausschlag  zu  geben,  an  das  Ministerium,  Abteilung  für  Unterrichtsangelegenheiten, 
unter  Anschluß  der  Unterlagen  zu  berichten  und  die  Entscheidung  desselben  herbeizuführen. 

§  8.  Solche  Schüler  bis  Obertertia  einschließlich,  denen  nach  zweijährigem  Aufenthalte 
in  derselben  Klasse  die  Versetzung  nicht  hat  zugestanden  werden' können,  haben  die  Anstalt 
zu  verlassen,  wenn  nach  dem  einmütigen  Urteil  ihrer  Lehrer  und  des  Direktors  ein  längeres  Ver- 
weilen auf  ihr  nutzlos  sein  würde.  Doch  ist  es  für  eine  derartige,  nicht  als  Strafe  anzusehende 
Maßnahme  erforderlich,  daß  den  Eltern  oder  den  Stellvertretern  mindestens  ein  Vierteljahr 
zuvor  eine  darauf  bezügliche  Nachricht  gegeben  wird. 
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d)  östorreich. 

Verordnung  des  MiniHtorH  für  Kultu«  und   rnlnrricht  vom   11.  .Iiiiii  10f)8.  Z.  2(i  fif)! 

hct  ri'ffcnd   (Ins   Prüfen    und    K  liiHHif  i/ii^ron   an   MittolHchulcn   {(I  yinnftHi<«n,    Rcal- 

gymniiHlfn  und  HoalHchulon). 

In  der  Al)8ichf.  da.n  rrüf«>n  unti  Khuwifizii<n>n  an  den  MittclÄ-hulcn  zu  vi-n-infaohen  und 
für  don   Untt-rriolit  fruchthurcr  /.u  gcHtnlton,  finde  ich  nachjJleljondr  Verfügungen  zu  treffen. 

1.  Da«  gemeinsame  Arl)ei(en  von  Lehrer  und  Schülern  iHt  in  gröUi-nMn  AuhhuiU  zu  pflegen 
als  bisher,  das  l'rüfen  ausöchlioüiich  zur  J{<'urt«-ilung  der  Sehülerleistungen  (l'rüfen  mit  Kla«ii- 
fizieren,  Kla.ssif ikationsprüf ung)  auf  dtus  unlx-dingt  Notwendige  zu  beschränken  und  so- 
weit als  möglich  durch  die  Erprobung  der  S<-hüler  1km  der  gemeinsamen  Arlx'it  (durch  ürion- 
(ierungspüfungen)  zu  ersetzen. 

2.  Das  Prüfungsverfahren  soll  nach  der  Kigniart  dir  Ix-hrgegenstände.  ganz  liojjonder» 
aber  nach  den  verschiedenen  Alters-  und  Hildutigsstufcii  der  S<hüler,  ver«chi«'den  eingerichtet 
werden. 

3.  Von  den  schriftlichen  Arbc>it*Mi  sind  in  Hinkunft  nur  die  lehrplanmäUig  vorgem;liriebenen 
Schularbeiten  (Kompositionen  und  einzelne  Diktate)  vom  Ixhrer  zu  korrigieren  und  zu 
klassifizieren.  Die  scliriftlichen  Hau8arl)eiten  (Hausübunpen),  die  Aufgaben  aus  der  Unterrichta- 
sprache ausgenommen,  sind  unter  verstärkter  Mitarbeit  der  Sc-hüler  wie  Sihulübungen  zu  ver- 
bessern und  im  allgemeinen  nicht  zu  klassifizieren. 

4.  Bei  stark  besuchten  Klassen  ist  es  zulässig?,  aus  Lehrgegenständen,  für  die  schriftliche 
Prüfungen  nicht  angeordnet  sind,  einmal  im  Halbjahre  im  Einvernehmen  mit  dem  Direktor 
eine  schriftliche  Prüfung  im  Umfange  eines  mündlichen  Examens  vorzunehmen.  Die 
PrüfungsarlxMten  sind  von  dem  Fachlehrer  zu  verbessern  und  jede  mit  einer  Note  versehen 
dem  Schüler  zurückzustellen.  Diese  Note  ist  ihrem  Werte  nach  einer  mündlichen  Leistung 
gleichzustellen. 

5.  Es  wird  neuerlich  und  mit  allem  Nachdrucke  in  Erinnerung  gebracht,  daß  in  I>ehrfächem, 
aus  denen  schriftliche  und  mündliche  Prüfungen  stattfinden,  eine  höhere  Bewertung  schrift- 
licher Prüfungsleistungen  gegenüber  mündlichen  oder  gar  eine  ausschließliche  Berücksichtigung 
schriftlicher  Leistungen  unstatthaft  ist. 

6.  Konferenzen  über  die  Schülerleistungen  (Zensurkonferenzen)  sind  nur  gegen  F]nde 
eines  jeden  Semesterdrittels  abzuhalten.  Für  diese  Konferenzen  ist  in  jedem  Gegenstände  eine 
Note  festzustellen.  Diese  Noten  sind  spätestens  einen  Tag  vor  der  Konferenz  in  übersieht«- 
bogen  (Kataloge)  einzutragen,  die  in  einer  besonderen  Rubrik  auch  die  Wahrnehmungen  über 
das  Betragen  und  den  Fleiß  der  Schüler  enthalten  sollen. 

Die  bisher  übliche  Eintragung  der  Noten  aller  Einzelprüfungen  kann  fallen  gi-lassen  werden. 

7.  Das  Ergebnis  der  ersten  und  zweiten  Zensurkonferenz  eines  jixlen  Halbjahres  ist  den 
Schülern  mitzuteilen;  diese  Mitteilung  kann  sich  auch  nur  soweit  erstrecken,  als  .\nlaß  zu  Tadel 
vorhanden  ist.  Das  Haus  wird  mittels  besonderer  Ausweist«,  in  der  Kegel  nur  von  dem  ungünstigen 
Ergebnis,  schriftlich  verständigt.  Den  Eltern  (oder  deren  Stellvertretern)  ist  es  fn-izustellen, 
auf  diese  Verständigung  zu  verzichten. 

Bei  Schülern  der  zwei  obersten  Klas.'wn  findet  eine  solch«-  schriftliche  Mitteilung  nur  aus 
besonderen  Gründen  statt. 

8.  Über  das  Ergebnis  der  Konferenz  am  Schlüsse  des  ersten  S«Mnestor»  erhalt  jeder  Schüler 
einen  Ausweis  (Semestralzeugnis).  der  die  Noten  aus  allen  Ix-hrgegenstÄnden  und  d»w  urteil 
über  das  Betragen,  jedoch  kein   urteil  ülx-r  den  Cesamterfolg  zu  enthalten  hat. 

9.  Am  Ende  des  Schuljahres  wird  den  Schülern  ein  .1  nhreszeugni»  ausgefolgt,  das  außer 
den  Noten  in  den  einzelnen  Gegenständen  und  dem  Urteil  iiln-r  das  B<>t ragen,  die  .Angabc  dei 
Zahl  der  versäumten  und  allenfalls  nicht  gerechtfertigten  Stunden  uikI  schließlich  die  Fest- 
stellung zu  enthalten  hat.  inwieweit  der  Schüler  zum  .Xufsteigi'n  in  die  nacliste  KlaAse  geeignet 
ist.     Von  der  Aufnahme  einer  Fleißnote  ist   Umgang  zu  nehmen. 

10.  Als  Noten  für  die  U'istungen  in  den  einzelnen^Gegenständcn  halten  tu  dienen:  sehr 
g\Jt,  gut,  genügend,  nicht  genügend;  als  Noten  für  das  „Ik-tragen":  sehr  gut,  gut,  entsprechend. 
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nicht  entspnvhond.  Ix>tztcre  Xoto  ist  besonders  und  in  bcatimniter  Form  zu  begründen.  Das 
Urteil  über  den  Gesjimterfolg  hat  zu  lauten:  „Der  Schüler  ist  (vorzüglich ,  nicht)  ge- 
eignet, in  die  nächste  Khisse  aufzusteigen." 

Hat  ein  Schüler  wenigstens  in  der  Hälfte  der  obligaten  Gegenstände  die  Note  „sehr  gut" 
und  in  keinem  dieser  Gegenstände  die  Note  „genügend",  so  ist  er  bei  mindestens  entsprechendem 
Betragen  als  „vorzüglich"  geeignet  zu  erklären.  Unbedeckte  Noten  „gut"  aus  dem  obligaten 
Freihandzeichnen  und  dem  SchreilxMi  bilden  an  Gymnasien  kein  Hindernis  gegen  die  Zucrkennung 
dieses  Prädikates;  an  Realschulen  kann  es  jedoch  in  einem  solchen  Falle  nur  nach  besonderem 
IVschluß  der  Lehrerkonferenz  zugesprochen  werden.  Dagegen  besitzt  die  Note  „sehr  gut"  in 
diesen  Gegenständen  an  Realschulen  wie  an  Gymnasien  das  gleiche  Gewicht  wie  in  den  übrigen 
obligaten  Fächern.  Hinsichtlich  der  Noten  aus  den  relativ  obligaten  Gegenständen  sind  die  gegen- 
wärtig geltenden  Bestimmungen  sinngemäß  anzuwenden.  Die  Note  aus  dem  obligaten  Turnen 
wirkt  nur  nach  der  günstigen  vSeite. 

Wenn  ein  Schüler  nur  aus  einem  Gegenstande  nicht  entsprochen  hat,  so  ist  er  nicht  un- 
bedingt für  nicht  geeignet  zu  erklären.  Vielmehr  darf  auf  der  Unterstufo  der  Gymnasien 
und  Realgymnasien,  ebenso  der  Realschulen,  iasoweit  die  Landesgesetze  für  letztere  nicht  etwa 
anders  bestimmen,  ein  Schüler,  der  in  einem  Sprachfache,  in  der  Mathematik  oder  in  der  Geo- 
metrie und  dem  geometrischen  Zeichnen  die  Note  „nicht  genügend"  erhalten  hat,  aber  nach 
Ansicht  der  Lehrerkonferenz  die  geistige  Reife  für  die  folgende  Klasse  besitzt,  für  „im  all- 
gemeinen" zum  Aufsteigen  geeignet  erklärt  werden,  jedoch  mit  dem  besonderen  Beifügen, 
daß.  falls  er  in  der  darauffolgenden  Klssse  in  dem  betreffenden  Gegenstande  die  Note 
„nicht  genügend"  erhalten  sollte,  er  diese  Klasse  unbedingt  zu  wiederholen  haben  wird. 
Aus  den  übrigen  Gegenständen,  die  ganz  oder  teilweise  mit  dem  Jahrespensum  abschließen, 
ebenso  aus  den  oben  bezeichneten  Gegenständen  auf  der  Oberstufe  sind  Wiederholungs- 
prüfungen unter  den  gleichen  Modalitäten  wie  bisher  zu  gestatten. 

Treffen  die  Voraussetzungen  für  das  bedingte  Aufsteigen  oder  für  eine  Wiederholungs- 
prüfung nicht  zu,  so  ist  der  Schüler  auch  mit  einem  „nicht  genügend"  für  nicht  geeignet  zu  er- 
klären. Rücksichtlich  der  relativ  obligaten  Fächer,  des  obligaten  Zeichnens,  des  Schreibens 
und  des  Turnens  bleiben  die  für  das  Aufsteigen  geltenden  Bestimmungen  aufrecht. 

Hat  ein  Schüler  aus  mehreren  Gegenständen  nicht  entsprochen,  so  wird  er  als  zum  Auf- 
steigen nicht  geeignet  erklärt. 

Im  einzelnen  wird  dazu  bemerkt: 

Orientierung s Prüfungen  sollen  im  allgemeinen  am  Anfang  der  Stunde  vorgenommen 
werden.  Sie  Ijegleiten  die  Wiederholung  und  die  Vertiefung  des  durchgenommenen  Lehrstoffes, 
die  Erprobung,  ob  er  richtig  aufgefaßt  und  verarbeitet  wurde,  und  die  Hervorhebung  jener 
Teile  des  früher  eingeübten  Stoffes,  an  die  bei  der  neuen  Lektion  anzuknüpfen  ist. 

Dazu  sind  möglichst  viele  Schüler  heranzuziehen  und  es  sind  daher  an  die  einzelnen  Schüler 
nur  kurze,  knappe  Fragen  zu  stellen. 

Eine  Klassifikation  findet  hierbei  in  der  Regel  nicht  statt,  doch  wird  der  Lehrer  aus  den 
Leistungen  der  Schüler  Material  für  seine  Beurteilung  gewinnen.  Zur  Unterstützung  seines 
Gedächtnisses  kann  der  Lehrer  einzelne  Wahrnehmungen  vormerken;  die  Benützung  eines 
Kataloges  in  der  Klasse  ist  tunlichst  zu  vermeiden. 

Gelegentlich  kann  auch  schriftlich  gearbeitet  werden,  z.  B.  bei  der  Einübung  grammatischer 
Regeln,  bei  mathematischen  Ableitungen  und  Übungen,  bei  Konstruktionen  u.  dgl.  Die  Schüler 
arbeiten  dann  selbständig  in  ihren  Heften  und  der  Lehrer  verfolgt  und  leitet  den  Gang  der  Arbeit. 

Bei  einzelnen  Fächern,  insbesondere  bei  solchen,  wo  sich  das  Urteil  nur  allmählich  durch  eine 
unausgesetzte  Erprobung  entwickelt,  wie  etwa  in  den  Sprachen,  zum  Teil  auch  in  der  Mathematik, 
femer  bei  solchen,  wo  es  sich  mehr  um  Sehen  und  Beobachten  handelt  als  um  die  Wiedergabe  einer 
Partie  desLehrstoffes,  wie  etwa  bei  der  Naturgeschichte  auf  der  Unterstufe,  wird  das  Orientierungs- 
prüfen  die  Regel  bilden  und  zur  Beurteilung  der  Schüler  genügend  Gelegenheit  bieten. 

In  anderen  Fächern,  namentlich  in  den  höheren  Klassen,  wird  man  die  Orientierungs- 
prüfungen dort,  wo  Zusammenfassungen  erfolgen  werden,  zurücktreten  lassen,  um  Zeit  zu  er- 
sparen und  die  Schüler  an  die  selbständige  Verarbeitung  größerer  Abschnitte  zu  gewöhnen. 
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Wi)  Klassifik.i  1  i..ii^|ii  iiiuiij^.n  ll•ll\s(•n(ll^  «■rMt-hi-iiicii,  »imi  -.ur  «tbI  rm<  h  AliHtliluLJ 
mos  \vi)hlilurthgrarlMit<t(n  Ahsclinittc.s  v<.r/.iiinliiiu-ii.  iVr  Umfang  dicuer  AhuchnitU-  int  nath 
ili  r  Art  tks  (JogoiirttandcH  und  luuli  d«i  H«ifr  d«r  S<hij|er  ttl»7.UMtuf<n  und  wird  demnach  in  dm 
höluTi'n  KlasstMi  naturucniäÜ  nröU<'r  wrrtlrn. 

IJt'vnr  Klajwifikationsjiiiifiiiinfii  vnifjrnonunfn  ««-rflrn.  miII  <lunh  di«-  Orit-ntic-runK«- 
prüfungen  iMMvits  hiTvorgt-liolRH  s«in.  was  als  wc-wntlicli  zu  daticrndt-m  It<«Hitr.  «'inzupritgfn 
ißt.  Damit  di«>  Sihülrr  niolit  zu  umfangnirlKn  VorlMTiitungcn  in  v«TH<-hi«-<lfn«-n  Farhi-m  zu 
glciclur  Zeit  genötigt  sin«I,  wird  vor  Beginn  der  KloMsifikationsprüfungen  iiUr  gröUere  Ab- 
schnitte das  Einvernelunen  mit  dem  KlaKHenvt>rstunde  zu  i»flegen  Hein.  Ferner  ist  zu  getttatten, 
daU  Siliüler  sieh  freiwillig  zur  Prüfung  melden. 

lr>  starkbestuhten  Klassen  kann  von  der  KlaHsifikalionsprüfung  mAchor  Schüler,  üUt  dio 
sieh  der  Ix-hivr  Ihm  den  Orientierungsprüfungen  ein  günstiges  iTteil  bilden  k«mnt<>.  nbgefM>hen 
wertlen;  dagegen  sind  Sehüler,  die  nicht  während  der  ganzen  l'artio  am  l'nterriehte  teilgenommen 
halK>n.  und  solche,  über  die  der  Lehrer  kein  bestimmt<-s.  inslx-sonden-  kein  günstige«  rrt<ril 
zu  gewinnen  in  der  l^ige  war,  unbedingt  zu  prüfen. 

l'm  dem  Ix-hrer  eine  raschere  Entscheidung  ül>er  die  Ix'istungen  der  Schüler  zu  ermög- 
lichen, ist  die  Zahl  der  Abstufungen  in  clvn  Noten  vermindert  wortlen,  und  ch  ist  wohl  zu  er- 
warten, daß  von  diesem  Mittel  zur  Abkürzung  der  Khussifikutiunsprüfung  cnt«preehender  (»e- 
braueh  gemacht  werden  wird. 

Hinsichtlich  aller  Prüfungen  ist  daran  festzuhalten,  daß  hierbei  zwar  die  etwa  vorhandenen 
Wissenslücken  aufzudecken  sind,  um  deren  Ausfüllung  zu  veranla.s.sen.  daß  aU-r  dtnli  in  erster 
Linie  dem  Schüler  CJelegenheit  zur  Erweisung  seiner  Kenntnisse  zu  bieten  ist,  um  win  Selb«t- 
vertrauen  zu  heben  und  ihn  durch  die  Freude  am   Erreichten  zu  neuer  -Arix'it  aufzumuntern. 

.Auf  die  Ix'istungsfähigkeit  des  Schülers  ist  gebührend  Hedacht  zu  nehmen,  allerdings  mehr 
in  der  Fragestellung  als  durch  allzugroüe  Nachhilfe.  Sorgfältig  ist  auch  zu  l>eaehten,  daß  es 
sich  iK'i  den  Prüfungen  um  eine  Erprobung  nicht  allein  des  Wissens  und  Könnens,  st»ndern  auch 
der  Urteilsfähigkeit  handelt. 

Endlich  ist  die  Prüfung  so  zu  führen,  daß  sie.  namentlich  in  den  hohen^n  Klassen,  immer 
mehr  die  Form  eines  freien  (Jespräches  (eines  KolUxpiiums)  zwischen  Ix'hrer  und  Sehüler  an- 
nimmt, ohne  daß  jedoch  der  Schüler  an  Selbständigkeit  einbüßt. 

Was  den  Prüfungsstoff  betrifft,  so  ist,  namentlich  in  den  unteren  Klassen,  nur  solcher 
l.<'hrstoff  zu  fordern,  der  in  den  eingeführten  Lehrbüchern  enthalten  ist.  In  den  seltenen  Füllen. 
wo  der  Ix-hrer  genötigt  sein  wiixi.  mit  Rücksicht  auf  die  Fort.schritte  der  Wi8s«-nM-haft  oder  der 
Didaktik  von  dem  L<.>hrbuche  abzuweichen,  sind  die  Schüler  auf  diese  .Abweichungen  l>e.Monders 
aufmerkwim  zu  machen.  Jede  Prüfung  ist  auf  das  Wesentliche  des  Ix-hrstoffe«,  d.  h.  auf  den 
festen  Stamm  des  Wis-sens  zu  beschränken,  der  das  bleüx-nde  Ergebnis  der  Beschäftigung  mit 
den  Einzelheiten  des  l>etreffenden  Wissensgebietes  darstellt. 

Da  die  im  Vorstehenden  angeordnete  Verarbeitung  des  l>ehr.-.t<iffes  in  der  Schule  einen  lje- 
iräehtlichen  Zeitaufwand  lx*dingt,  wird  es  um  s()  notwendiger  sein,  üln-rhaupt  den  I>>hrxtoff 
/weckmäßig  auszuwählen  und  stets  auf  das  zum  vollkommenen  N'erstämlnis  des  weiteren  Unter- 
richtes unumgänglich  Notwendige  zu  Ix'sehränken. 

Die  Art  und  Weise  der  Heranziehung  der  Sehüler  zur  V.'rl)es«*erung  der  »chrif tlichen 
i'bungen  wiixi  dem  Ix-hrer  anheimtregeU'n;  es  ist  jtnhH'h  einen»  Nt-rfahn-n  der  Vorzug  zu  gelien. 
I)ei  dem  die  Sehüler  nicht  veranlaßt  werden,  sich  allzuviel  um!  bloß  äuß(<rlieh  mit  den  Fehlern 
zu  befaHs«>n,  sondern  sich  vor  allem  im  Gebrauch  des  Richtigen  üIk'u  können.  I^i  die»»en  Ver- 
Ix'sserungen  und  Ixm  allen  Korrekturen  ülxrhaupt  ist  je<le  VicIsehn'iU'rri  zu  vermeiden. 

Die  Zensurkonferenzen  sind  am  Anfang  des  Schuljahres  durch  den  Direktor  derart 
festzusetzen,  daß  die  einzelnen  Konfereir/.|HTi<Klen  annähernd  gleichviel  S<<hultage  umfaAsen. 
Die  Konferenztage  sind  sogleich  dem  Ix-hrkörivr  mitzuteilen  und  zugleich  in  der  .Anstalt  öffent- 
lich Ix'kanntzugeiHMi. 

Die  Konferenznoten  werden  nach  sämtlichen  I>eistungen  des  Schüler»  in  der  betreffenden 
Periode  und  mit  lierücksichtigung  der  Note  der  vorangegangenen  Konfcirnx  gebildet,  so  daß 
sie  .Abschlußnoten  für  den  abgelaufenen  Teil  des  Schuljahres  darstellen. 

II.  Morsch.  lUs  höhere  Uhninit.  2.  Aiifl  .30 
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IVi  der  crston  und  /.weifen  Konferenz  i.st  es  gestaltet,  bei  den  Noten  einen  allenfalls  vor 
handenon  Mangel  durch  einen  Zusiitz  anzudeuten,  keineswegs  darf  aber  dieser  Zusatz  die  Be 
deutung  der  Note  aufhelnMi  oder  sie  wesentlich  abändern.  Ferner  ist  ein  auffallender  Rück- 
gang des  Schülers  durch  eine  auch  zur  N'crständigung  des  Hauses  bestiaimt«  Bemerkung  hervor- 
zuheben. 

.Auskünfte  sind  den  Eltern  oder  deren  Stellvertret<?rn  wie  bisher  im  Sinne  des  h.  o.  Er- 
lasses vom  1.  Mai  1899,  Z.  12  014,  zu  erteilen.  Da  jedoch  eine  schriftliche  Verständigung  des 
Hauses  seltener  erfolgen  wird  und  die  Noten  meist  erst  am  Schlüsse  des  Konferenzabschnittes 
vorliegen  werden,  sind  die  üblichen  Sprechstunden  so  einzurichten,  daß  ein  reger  Verkehr 
zwischen  Lelirern  und  Eltern  oder  deren  Stellvertretern  leicht  möglich  wird. 

Bei  der  dritten  Konferenz  des  ersten  Semesters  werden  die  Noten  ebenso  bestimmt,  wie 
bei  den  früheren;  die  Note  für  das  Betragen  wird  in  der  Konferenz  festgestellt. 

Das  Semestralzeugnis  ist  als  Abschrift  des  Übersichtsbogens  (Kataloges)  vom  Klasscn- 
vorstande  auszustellen  und  von  diesem  sowie  vom  Direktor  zu  fertigen.  Auf  Grund  dieses  Zeug- 
nisses erfolgt  die  Würdigung  der  Stipendisten  und  der  vom  Schulgeld  befreiten  Schüler. 

Hinsichtlich  des  Vorganges  im  Falle  einer  ungünstigen  Klassifikation  in  einem  Gegenstand, 
der  im  ersten  Semester  abschließt,  bleiben  die  gegenwärtig  geltenden  Bestimmungen  aufrecht. 

Gegen  Ende  des  zweiten  Semesters,  und  zwar  noch  einige  Zeit  vor  der  endgültigen 
Festsetzung  der  Noten  ist  unter  dem  Vorsitz  des  Direktors  eine  Beratung  über  den  Wissens- 
stand und  das  mutmaßliche  Klassifikationsergebnis  abzuhalten. 

Ist  das  Urteil  des  Fachlehrers  über  einen  Schüler  nicht  entschieden  ungünstig,  sondern  nur 
schwankend,  so  ist  eine  Versetzungsprüfung  in  Gegenwart  des  Direktors  oder  bei  dessen 
Verhinderung  in  Gegenwart  eines  Lehrers  desselben  oder  eines  verwandten  Faches  vorzunehmen. 
Eine  schriftliche  Versetzungsprüfung  findet  nicht  statt. 

In  gleicher  W^eise  sind  zum  Schluß  auch  solche  Schüler  noch  einmal  zu  prüfen,  bei  welchem 
nach  den  Leistungen  im  Schuljahr  angenommen  werden  muß,  daß  sie  in  einem  Gegenstande 
das  Lehrziel  nicht  erreichen,  somit  voraussichtlich  eine  ungünstige  Note  erhalten  werden. 

In  beiden  Fällen  ist  das  Urteil  durch  den  prüfenden  Lehrer  im  Einvernehmen  mit  dem  bei 
der  Prüfung  anwesenden  Direktor  oder>  Lehrer  festzustellen. 

Die  Noten  für  das  Jahreszeugnis  sind  wie  die  Konferenznoten  zu  bilden,  doch  ist  den 
Leistungen  im  letzten  Konferenzabschnitt,  sofern  sie  Zielleistungen  sind,  ein  größeres  Gewicht 
beizulegen.  Hat  übrigens  ein  Schüler  in  diesem  Abschnitt  nachgewiesen,  daß  er  frühere  Mängel 
beseitigt  hat,  so  ist  darauf  bei  der  Klassifikation  Rücksicht  zu  nehmen. 

Wenn  auch  bei  der  Bildung  der  Schlußnoten  ebenso  wie  bei  der  Zuerkennung  der  Einzel- 
noten ein  sorgsames  Abwägen  und  das  Streben  nach  Gerechtigkeit  für  jeden  Lehrer  die  Richt- 
schnur bilden  müssen,  so  soll  doch  Wohlwollen  als  wichtigste  Bedingung  jeder  erziehlichen 
Tätigkeit  auch  hierin  zum  Ausdruck  kommen  und  dem  Schüler  immer  erkennbar  werden.  Diesem 
Grundsatz  entspricht  es,  daß  Ijei  guten  Leistungen  mit  anerkennenden  Noten  nicht  gekargt 
und  beim  Schwanken  zwischen  zwei  günstigen  Noten  der  besseren  der  Vorzug  gegeben  werde. 

Die  Schlußnoten  sind  nach  der  Klassifikationskonferenz  von  den  Lehrern  eigenhändig 
in  den  Hauptkatalog  einzutragen.  Das  Zeugnis  ist  als  Abschrift  des  Hauptkatalogs  vom  Klassen- 
vorstand au.szustellen  und  von  diesem  sowie  vom  Direktor  zu  fertigen.  In  den  Hauptkatalog 
und  in  das  Zeugnis  sind  auch  die  Noten  aus  den  im  ersten  Semester  abgeschlossenen  Fächern 
mit  dem  Bei-satz  „im  ersten  Semester"  zu  übertragen.  Hat  ein  Schüler  der  Klasse  wiederholt, 
so  ist  dies  im  Zeugnis  nicht  zu  erwähnen.    In  der  obersten  Klasse  hat  das  Urteil  über  den 

Gesamterfolg  zu  lauten:  „Der  Schüler  hat  somit  die  Klasse  mit  (vorzüglichem, ,  nicht 

genügendem)  Erfolg  beendet." 

Die  Übereinstimmung  der  Zeugnisse  mit  dem  Hauptkatalog  hat  der  Klassenvorstand 
unter  Mitwirkung  eines  zweiten  Lehrers  der  Klasse  festzustellen.  Letzterer  hat  die  Übereinstim- 
mung durch  seine  Unterschrift  im  Hauptkatalog  zu  bestätigen. 

W^iederholungsprüfungen  sind  ebenso  wie  die  Versetzungsprüfungen  in  Gegenwart 
des  Direktors  oder  eines  zweiten  Lehrers  vorzunehmen;  die  Note  ist  in  gleicher  W^eise  wie  bei 
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diesen  Prüfungen  festzustellen.  Her  liislier  iildirhe  Zumit/.  zur  N<»te  „infolge  der  \Vie<Ierh<»lung«- 
jirüfung"  ist  l)l<>U  in  (Ion  llauptkatnlog,  nieht  iilK>r  in  «l/u»  Z«-ugniH  ein/utm^^en. 

Zur  gli'icliniäUigen   Bewertung  der  ScInilerleiHt ungen  wini  f<ilgende»t  fiittgemMzl: 

Die  B«'/.eirhnung  „sehr  gut"  ist  für  I^Mstungen  lM*Mtimmt.  die  «ieh  üU-r  dn«  durt-hwhnitt- 
liehe  MaU  der  Anfonlerungen  «-rlieheii.  nluie  deshalli  idx-r  die  vi»n  S<hülern  zu  erwartemlen 
ix'istungen  hinauszugehen. 

über  die.ses  MaU  iK'träelitlicli  hervorragende  l^-istungen  können,  jedinh  nur  auf  N-grün- 
det«'n  Antnig  des  Kaehlelirers  und  naeli  Ik-selihiU  des  l>hrk<ir|H-rH  dun-h  einen  Ix-mimli-n-n  li<-i- 
Hixiz  zur  Note  „selir  gut"  htTvorgeliohen  \v«'rtlen. 

Als  „gut"  ist  eine  Leistung  zu  bezeichnen,  di«-  sich  als  durchaus  ent«pre<-hend.  gemali  den 
an  den   Durchschnitt  der  Schüler  zu  stollcnden  Forderungen  darstelh. 

Als  „genügend"  hat  eine  IxMstung  zu  gelten,  wenn  diw  Ziel  des  rnterrieht«-«  n<K-h  als  or- 
ivicht  angesehen  werden  kann,  der  Schüler  also  nicht  in  allem  da.s  für  den  Durclwchnitt  «ler 
Schüler  (Jeforderte  geleistot  hat. 

Li'istungen,  die  unter  diesem  Minimum  liegen,  sind  als  „nicht  genügc-nd"  zu  ljez<Mchnen, 

Bei  der  Beurteilung  des  Betragens  ist  das  Verhalten  in  der  Schule  gegen  l>ehn'r  und 
Schüler,  da.s  Verhalten  außerhalb  der  Schule  aln-r  nur  insoweit,  als  sich  die  DiH/i|»linar>or- 
schriften  auch  darauf  erstrecken,  zu  berücksichtigen.  Auch  die  B<>handlung  der  Hefte.  Bücher 
u.  dgl.,  die  Pünktlichkeit  in  der  Lieferung  der  Arl)eiten.  der  SchullK'such.  sind  daU-i  zu  l>eachten. 
In  allem  ist  auch  die  Eigenart  des  Schülers  entsprechend  anzuschlag»'n. 

Bi'i  sinngemäßer  Durchführung  der  vorstehenden  Bestimmungen  ist  wohl  zu  erwarten, 
dali  die  eingangs  des  Verordnung  erwähnten  Vorteile  nicht  ausblciU-n  werden,  daß  inslx'sonden- 
auch  das  InttTcsse  der  Schüler  wieder  von  den  Noten  weg  auf  die  (Jegenstände  gelenkt,  ihn« 
Selbsttätigkeit.  StMbstündigkeit  und  ihr  Verantwortlichkeitsgefühl  gehol)en,  eine  ökonomische 
Verwertung  der  Arl>eit  der  Schüler  wie  auch  der  I>ehrer  angebahnt   wird. 

Diese  Vorteile  können  sich  aber  nur  dann  einstellen,  wenn  die  Ix-hn-rschaft  sich  nicht 
darauf  beschränkt,  die  Bestimmungen  und  Ratschläge  bloß  pflichtgemäß  zu  iM-folgen.  sondern 
wenn  sie  auf  dem  gewiesenen  Wege  fortschreitet  und  das  empfohlene  Verfahn-n  aus  eigenem 
Antriel>e  weiter  zu  bilden  trachtet.  In  mancher  Hinsicht  wird  datlurch  eine  luihere  .\rl>eits- 
leistung  der  Lehrer  Ix-dingt  sein,  der  freilich  in  anderer  Beziehung  eine  nicht  unU-trächtlidie 
Entlastung  gegenübersteht.  Alx»r  selbst  abgesehen  von  dieser  Erl«-ichtening  darf  gi'wiü  von 
dem  U'währten  Pflichteifer  der  I^hrer  und  ihrem  stets  iK-kundeten  StrelnMi  nach  Fort«'hritten 
in  der  Schule  erwartet  werden,  daß  diese  auch  vielen  Wünschen  der  I^-hn-nn-haft  entgi-gen- 
koramende  Reform  zum  Wohle  der  Schule  die  freudige  Mitwirkung  der  Ix-hnr  finden  wird. 

Die.se  Verordnung  tritt  mit  dem  Schuljahr  1908/1009  in  Wirksjimkeit. 

Hiedurch  werden  alle  den  gleichen  Gegenstand  betreffenden  Vorschriften.  in.soweit  sie 
mit  den  Bestimmungen  dieser  Ministerialvemrtlnung  nieht  im  Kmklang  st«hen.  aulk'r  Kraft 
gesetzt. 

6.  Konferenzordaung  für  das  Königreich  Sachsen. 
Im  Königreich  Sachs«-n  i>t  im  Herbst  IMd'.)  von  l'n-f.  Dr.  M.  Ibirtmann  I^-ipzig  ein  Ent- 
wurf zu  einer  „Geschäftsordnung"  für  die  Konferenzen  der  .sä.  hsi.vhen  höhen-n  Schulen 
au.sgearl)eitot  worden,  die  kürzlich  in  den  ..Blättern  für  höhere  .Schulen"  (Verlag  Rtwon- 
l)aum  u.  Hart.  Berlin  W  .3ö)  19U9.  Nr.  4(;.  abgednickt  ist.  Hier  ist  folgende  »ehr  glückUche 
Interscheidung  gemacht:  Allgemeine  Konferenzen.  Klassenkonferenzen.  Farh- 
konferenzen.  Die  I^fugnisse  aller  drei  sind  genau  angegeUn.  und  In-treff»  der  Verätzungen 
heißt  es  (§  -1):  „Die  allgemeine  (Gesamt)  Konferenz  entschci<let  in  zweifelhaften  Ver 
Setzungsfällen",  die  dann  noch  genaticr  definiert  werden.  Dies  Forum  ist  faohg.Mnftß«-r 
und  zuständiger  für  die  meisten  Fälle  als  die  dem  wirklichen  .'v-hulleUn  fernstehenden  Schul 
aufsichtsbehörden  (vgl.  die  sehr  zutreffenden  Außeningen  von  Bach  und  Trie|w  im  Braun- 
sehweiger  Landtag.  2G.  Februar  1906,  Verhandlungen  S.  102 ff.  und  8.  105)  oder  als  der 
Direktor  allein. 

30* 
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Zwei  Formulare  eines  österreichischen  Reifezeugnisses  und  eines  österreichischen  Jahreszeugnisses 

in  verkleinertem  Maße. 
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8.  Leitsätze,  betreffend  die  Rechte  und  Pflichten  der  Direktoren  und  Oberlehrer  Wunsche  für  eine 
neue,  einheitliche  Dienstanweisung)    ank'enommen  vom  Ponunerschen  Philologen  verein   August 

1909). 

1.  DiT  St«tliii(r  l'liilnld^'ciivt  nin  hält  d.M  KrIiiU  ijutr  cinh.-it  Üclu-n  rn-ui-n  Dienst- 
nnwoisunp  für  ciii>  Din-ktoreii  iiiul  ( Unilrlir«  r  an  (icn  pn-uUiwhm  h<.lu-n-n  I>-hran«taJt4n 
für  dringend  erwünscht. 

Diisc  Dienstanwci.sunf;  sollte  die  rflicliteii  und  Kechte  der  Din-ktoren  und  OU-rlehnr 
so  klar  nbuff "Zi'n.  daß  Zweifel  ül)er  ihre  Auffiuwunn  na<h  Mönliehkeit  auKKeiwhIoHwen  «ind. 

Sie  müUte  vor  allem  das  Verhältnis  a)  des  Dinktor«  zum  I^-hrerkolli-nium  in  d«r  Konfori-nz. 
I))  des  Direktor»  zu  den  einzelnen  Oberlehrern,  e)  des  Ordinarius  zu  «len  übrigen  I>>hrem  der 
Klasse  regeln. 

Diese  Dienstanweisung  wiire  jedem  Lehram  tskandidat<-n  Ui  s<iner  erHton  Ucsehäf- 
tigimg  an  einer  Anstalt   von  dem  Direktor  gegen   Kmi)fangslH-.H<heinigung  auszuhändigen. 

•J.  Die  Dienstanweisung  .sollte  nur  Vorschriften  über  die  äuUere  Betätigung  unHcrwi 
Benifes  enthalten,  damit  der  äußere  Mechanismus  der  Schule  in  n>gelmäßigpm  und  sicherem 
tüinge  erlialten  blielH-. 

Allgemein  gehaltene  Vorschriften,  die  sich  für  pflichtlxjwußte  Menschen  von  Hclbüt  ver- 
stehen, sollte  sie  nicht  au.stlrücklich  ein.schärfen. 

3.  Der  Direktor  ist  der  Vorgesetzte  jedes  einzelnen  Oberlehrers,  die  Konferenz  steht 
ihm  gleichberechtigt  zur  Seite,  unbeschadet  seines  Einspruchsrecht«  nach  Ix-itsatz  \:\. 

Bezüglich  des  Disziplinarrechts  der  Direktoren  .sollte  sieh  die  Dienstanweisung 
mit  einem  Hinweis  auf  das  allgemeine  Diszii)linargesetz  für  die  nichtrichtcrlichen  Boamton 
Ix'gnügen. 

4.  In  den  Konferenzen  wünschen  wir  eine  ausgedehntere  .Mitwirkung  des  Ix'hrkörpera 
und  daher  das  Reclit  auf  Beratung  und  Abstimmung  ülx-r  alle  wichtigeren  Fragen  de.«» 
SehullelK-ns.  die  nicht  die  Verwaltung  der  Anstalt,  betreffen  oder  |)ersönlicher  Natur  sind. 

•Auch  muß  der  Direktor  alle  Verfügungen  der  Behöixlen,  soweit  sie  nicht  ihn  allein  «xler 
einzelne  Mitglieder  des  Lehrkörpers  persönlich  angehen,  rechtzeitig  der  Konfen-nz  vorlegen, 
wenn  er  nicht  voi-zieht.  sie  auf  andere  Weise  bekanntzugelx'n. 

.").  Der  Direktor  entscheidet  nach  vorangehender  Beratung  in  der  Konferenz  über  die 
Verteilung  der  Ix'hrfächer  und  Ordinariate  und  über  die  fJcstaltung  des  .Stundenplans.  Dabei 
sind  billige  jx^rsönliche  Wün.sche  der  Oberlehrer  s<'iner  Anstalt  zu  iK'rücksichtigcn;  diese  \Vüni«che 
sind  zugleich  mit  dem  Lektions-  und  Stundenplan  dem  Königl.  l*rovinzialS<-hulkollegium  schrift- 
lich einzureichen. 

Ferner  steht  dem  Direktor  die  Festsetzung  der  N'ertivtuiipn.  der  Aufnahme-  und  W-r- 
set Zungsprüfungen  und  der  Konferenzen  und  die   l'rlaubsortcilung  zu. 

ti.  Der  Direktor  ist  verpflichtet:  a)  dem  .Antrage  des  vierten  Teils  der  Oberlehrer  seiner 
-Anstalt  auf  .Abhaltung  einer  Konferenz  stattzugel>en.  nachdem  ihm  der  fJegenstnnd.  der  zur 
Beratung  kommen  .soll,  .schriftlich  mitgeteilt  worden  ist;  b)  die  Tnge.sonlnung  jt^ler  Konfen>nz 
mindestens  einen  Tag  zuvor  bekannt  zu  machen;  c)  .Anträge,  die  rechtzeitig  vor  <l«-r  Konferenz 
(Hier  im  An.schluß  an  die  Verhandlungen  während  der  Konferenz  gi'stellt  wenlen.  zur  Be- 
sprechung und  Abstimmung  zu  bringen,  doch  verbleibt  dem  Diri'ktor  das  Kinspnichsreoht  im 
Sinne  von  I>eitsatz  1.3. 

7.  Volles  Stimmrecht  in  der  Konferenz  lialnM»  auß<'r  dem  Direktor  und  den  OI>er- 
lehrern  auch  die  wissen.schaftlichen  Hilfslehrer  sowie  die  pro  fac.  doc.  grpriiftcn  Kandidaten, 
falls  sie  eine  volle  Ix*hrstelle  vertretungswei.se  innehal>en. 

Den  übrigen  Kandidaten  und  außerordentlichen  Mitglie<Iern  de«  I.<»hrkörpore,  z.  B.  Ctfist- 
liehen,  sowie  den  angestellten  Elcmentarlehn-m  und  t«><-hnis<'hen  I>»hiTm  Moht  ein  Stimm- 
recht nur  über  die  von  ihnen  unterrichteten  S4'hüler  «Kler  für  die  OgenMände  ihres  l'nter- 
rieht«  zu. 

5.  Das  Protokoll  der  Konferenz  ist  während  der  .Sitzung  von  «l^m  jüngsten  «nwesmden 
Oberlehrer  zu  führen  und  muß  enthalten:  a)  die  Namcu  der  anwesH'nden  (bzw.  abwcaenden) 
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Ix>lm>r;  h)  die  Cogonstiiiido.  dio  mitgotoilt  oder  boraten  sind;  o)  das  Ergebnis  der  Abstininuingcn 
und  Ihm  wichtigeren  (icgenständen  eine  kurze  Angabe  der  (iriinde  für  und  wider  und  des  Stimraen- 
verhähnisses. 

Auf  Vorhingen  eines  Mitgliedes  der  Konferenz  muß  dessen  von  der  Ansieht  der  Mehrheit 
abweichende  Meinung  oder  eine  besondere  Begründung  seiner  Abstimmung  in  das  Protokoll 
aufgenommen  cxler  seine  darauf  iKv.ügliche  schriftliche  Erklärung,  auf  die  dann  im  Protokoll 
liinzuweiscn  ist.  diesem  beigelegt  werden. 

9.  Das  Protokoll  muß.  falls  die  Konferenz  nicht  anders  beschließt,  am  Schlüsse  der  Sitzung 
vorgelesen  werden.  Wenn  sich  gegen  Form  und  Inhalt  des  Protokolls  kein  Widerspruch  erhebt, 
wird  es  vom  Direktor  und  vom  Schriftführer  unterzeichnet, 

Ausstellungen  jedes  einzelnen  Konferenzmitgliedes  an  dem  Protokoll  müssen,  sofern 
sieh  nicht  die  Mehrheit  der  Anwesenden  dagegen  erklärt,  sofort  berücksichtigt  werden;  andern- 
falls muß  auf  sein  Verlangen  seine  Ausstellung  vor  der  Unterzeichnung  des  Protokolls  in  diesem 
vermerkt  und  dieses  auch  von  ihm  mit  unterschrieben  werden. 

10.  Auf  schriftlichen  Antrag  von  mindestens  einem  Viertel  der  stimmberechtigten  Kon- 
ferenzmitglieder ist  das  Protokoll  der  Konferenz  in  Abschrift  dem  König!.  Provinzial-Schul- 
kollegium  einzureichen. 

11.  Die  Befugnis  der  Versetzung  der  Schüler  ist  der  Konferenz  der  Klassenlehrer  zuzu- 
weisen, die  unter  Vorsitz  des  Direktors  auf  Grund  der  Vorschläge  der  Ordinarien  durch  Mehr- 
heitsbeschluß darüber  befinden.  Bei  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Direktors  den 
Ausschlag. 

12.  Schüler,  die  ohne  ein  die  Aufnahme  berechtigendes  Zeugnis  die  Aufnahme  nachsuchen, 
müssen  einer  Aufnahmeprüfung  unterzogen  werden.  Über  das  Ergebnis  der  Aufnahme- 
prüfung entscheidet  der  Direktor  auf  Grund  der  Gutachten  der  prüfenden  Lehrer. 

13.  Die  Ausführung  jedes  Konferenzbeschlusses,  auch  der  Beschlüsse  über  Ver- 
setzungen, kann,  wenn  der  Direktor  damit  nicht  einverstanden  ist,  ausgesetzt  werden,  bis  das 
Königl.  Provinzial-Schulkollegium  entschieden  hat.  Diese  Entscheidung  ist  vom  Direktor  um- 
gehend nachzusuchen  und  baldmöglichst  dem  Lehrkörper  mitzuteilen. 

Auch  ist  der  Direktor  berechtigt,  auf  eigene  Verantwortung  eine  eilige  Sache  ab- 
weichend von  dem  Beschlüsse  der  Konferenz  zu  erledigen,  hat  dann  aber  sofort  dem  Provinzial- 
Schulkollegium  Bericht  zu  erstatten,  dessen  Genehmigung  nachzusuchen  und  der  Konferenz 
baldmöglichst  Nachricht  von  dem  Entscheid  der  Behörde  zukommen  zu  lassen. 

14.  Die  Besuche  auswä.rtiger  und  einheimischer  Schüler  auf  ihren  Stuben  durch 
den  Direktor  und  die  Oberlehrer  sind  nicht  mehr  zu  verlangen,  weil  sie  ein  Eingriff  in  die  häus- 
lichen Rechte  und  oft  zwecklos  sind,  auch  den  beaufsichtigenden  Lehrer  in  unangenehme  Lage 
bringen  können  und  sich  häufig  nur  schwer  ausführen  lassen. 

15.  Schüler  der  eigenen  Anstalt  in  Pension  oder  in  Privatunterricht  zu  nehmen,  soll 
Direktoren  und  festangestellten  Lehrern  der  höheren  Lehranstalten  grundsätzlich  verboten 
sein,  wenn  sich  am  Orte  mehrere  höhere  Schulen  befinden.  In  kleinen  Städten  mit  nur  einer 
höheren  Lehranstalt  darf  es  den  Lehrern  dieser  Anstalt  vom  Königl.  Provinzial-Schulkollegium 
für  je  ein  Jahr  gestattet  werden,  wenn  der  Direktor  nachweist,  daß  außer  ihm  und  den  Lehrern 
seiner  Anstalt  niemand  am  Orte  ist,  der  mit  Erfolg  Schüler  in  Pension  oder  Privatunterricht 
nehmen  kann. 

16.  Das  Straf  recht  des  einzelnen  Oberlehrers,  des  Ordinarius,  des  Direktors  und  der  Kon- 
ferenz ist  klar  abzugrenzen.  Bei  Strafen  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  bedarf  es  nicht  der  An- 
zeige an  den  Direktor. 

Beschwerden  sind  nur  durch  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  und  zwar  schriftlich 
bei  dem  Direktor  einzureichen.    In  diesem  Falle  wird  der  Strafvollzug  aufgeschoben. 

17.  Bevor  der  Direktor  den  Schülern  Urlaub  oder  andere  Vergünstigungen  gewährt, 
muß  der  Ordinarius  die  Möglichkeit  haben,  rechtzeitig  zur  Sache  gehört  zu  werden.^) 


1)  Vgl.  die   Bemerkungen  zu   diesen  Thesen   von   Stamm   in   Anklam  (Korrespondenz- 
blatt 1909  Nr.  32)  und  dagegen  Erzgräber  in  Stettin  („Blätter  f.  höh.  Scli."  1909  Nr.  39). 
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IS.  Die  lii-i  iiliti"  tlcr  Dirckton-ii,  dii-  imi  S<hliiü  d«M  S-tniiwirjahn-M  un<l  I*r«»lK"jahn-M  üln-r 
die  KiuulidaUui  bei  dom  Köiii^l.  I'rovinzial  S<luilk<.||.niiim  ••iii/.ur.ichi-u  «ind.  mAU-ti  nuU«-i 
von  dt'i»  Direktoren  iiiuh  von  den  mit  der  Anleitung  iM-auftraRttn  ( HxTlehnrn  unterHchrieUii 
wt'itlen.  Durih  die  Mituntorechrift  winl  zuniUliMt  nur  dii«  KenntniHntihmc  de«  Ik-richtM  auh 
pi'driii-kt.  Ks  steht  aln-r  ilen  Iteauftraf^'len  OlM-rlehrern  dai*  Ke<ht  /.u.  unter  «M^'ener  Veranlwur- 
lung  dem    Ui-rielit   luuli  iihweiiheiide    l'rteile  oder   Krgünzungi-n   b«<izufügi-n. 

9.  Vereinbarung  der  BundesreRierunfcen  über  die  KeRenseitiRe  AnerkennunK 
der  ReilezeuKnisse  (v.  22.  Okt  1909). 

Die  Hundosrcgierungen  sind  übereingekommen,  für  die  gegeaHoitigo  .Anerkennung  der  Kcifc- 
zcugnisse.  welche  Angehiirige  des  Deutschen  Ueieh«  an  «iffent liehen  deuti*ehen  (JymnaMien. 
Realgymnivsicn  und  ()l)ern'alsehulon  nach  Abschluß  des  ganzen  Ix>hrgangcH  erwerben,  fortan 
folgende  Grundsätze  zu  Ijefolgen: 

1.  Die  gegenseitige  .Anerkennung  der  Reifezeugnisse  erstreckt  sich  nur  auf  diejenigen  oben 
bezeichneten  höheren  Schulen  (Vollanstalten),  bei  denen  folgende  IVdingungcn  erfüllt  werden: 

a)  Die  gesamte  Ix'hrdauer  beträgt  mindestens  neun  Jahre;  die  Aufnahme  in  die  untersl' 
Klasse  erfolgt  in  der  Regel  nicht   vor  der  Vollendung  des  neunten   lyelx-nsjahrus. 

b)  .Allgemein  verbindliche  Lelufächer  sind  in  der  obersten  Klasse  aller  drei  Schularten: 
Religionslehre,    Deutsch,   CJeschichte,    Erdkunde,    Mathematik    und   Naturkunde,    ferner 

l)ei  den  GjTnnasien:   Lateinisch,  Griecliisch  und  Französisch  oder   KnulLsch, 
bei  den  Realgymnasien  und  Uberrealschulen:  Französisch,  Englisch  und  Zeichnen,  auli«r- 
dem  bei  den  Realgymnasien:   Lateinisch. 

c)  Für  die  l>ei  den  drei  Schularten  am  Schlüsse  des  ganzen  Lehrganges  in  den  einzelnen  all- 
gemem  verbindlichen  Lehrfächern  zu  erfüllenden  Zielforderungen  gelten  als  Mincle^tmaU  im 
wesentlichen  die  aus  den  preußischen  Lehrplänen  für  die  höheren  Schulen  von  19<tl  sich  crgelx-n- 
den  Lehrziele. 

d)  Der  l'nterricht  wird,  imvermeidliche  vorübergehende  Vertretungen  au.Hgcnommen. 
nur  von  Lehrern  erteilt,  welche  sich  über  ihre  Befähigung  für  cUe  ihnen  gestellte  Ix'hraufgaU- 
ordnungsmäßig  ausgewiesen  haben. 

2.  Bei  einem  Anstaltswechsel  erfolgt  die  .Aufnahme  eines  Schülers  nur  nach  IWibringung 
eines  Kntlassungszeugnisses  der  vorher  von  ihm  besuchten  .Anstalt  und  nicht  in  eine  höhere 
Klasse  oder  .Abteilung,  als  nach  diesem  Zeugnisse  die  Reife  bei  ihm  vorhanden  ist. 

Der  Weclisel  darf  dem    Schüler  hinsichtlich  der  ordnungsmäßigen    Li'hrdauer  einen   Z<-it 
gewinn  nicht  einbringen.    Eine  .Ausnahme  von  dieser  Regel  ist  nur  dann  zuliLssig.  wenn  .Schüler 
infolge  dienstlicher  Versetzung  des  Vaters  oder  aus  ähnlichen  gewichtigen  (Jründen  aus  einem 
Gebiete  des   Deutschen   Reichs   mit  Osterbeginn   des   Schuljahrs   in   ein  solches    mit    Herl»st 
beginn   oder    umgekehrt    ül)ertreten;    in    derartigen    Fällen   clarf   ihnen,    um    sie    vor    unvei 
schuldeten!  Zeitverluste  zu  bewahren,  liei  der  aufnehmenden  ,S<-hule  auf  (trund  de«  Ergebnis^-- 
einer  mit   ihnen  zu    veranstaltenden    Prüfung    die    Einweisung    in   die   nächst    höhcns  Klasse 
zugebilligt   werden. 

3.  Die  Erlangung  des  Reifezeugnisses  am  Schluß  de«  gan/eii  l-«-hrgang««M  ist  bedingt  dunl> 
dius   Bestehen  der  Reifeprüfung. 

Für  diese   Reifeprüfung  gelton  folgende  grundsätzliche   Bestimmungen: 

a)  Die  Reifeprüfung  wird  v«»n  einer  aus  dem  Dir»'kt<»r  (Rekt4>r)  und  lx>hrem  der  .Vn-talt 
bestehenden  Kommission  unter  Ix-itung  eines  Regierungskomraitwarw  vurgenommen.  der  üucli 
die  Zeugnisse  mitzu vollziehen  hat. 

Es  ist  zulä-ssig,  den  I)irektor  (Rektor)  der  .Anstalt  zum  Regierung^kommissar  zu  U-- 
stellcn.  In  diesem  Falle  hat  er  in  seiner  l'ntorschrift  auch  den  liesonden^n  .Auftrag  l>emerklieh 
zu  machen. 

Bei  den  nicht  au.sschließlich  vom  StJWite  unterhaltem-n  .\nstAlton  kann  ein  Vertreter  des 
Tatronats  und  (wo  ein  solches  ix'steht)  des  Ephorats  oder  Scholarchale  als  stimml)crechtigte8 
Mitglied  der  Kommission  angehören. 
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h)  IVr  Roifoprüfving  dürfon  sich  die  Schüler  in  der  Regel  nicht  früher  als  gegen  den  vSchluß 
dt's  7.\veiton  Halbjahres  ihrer  Zugehörigkeit  zum  obersten  Jahreskurse  unterziehen. 

Die  Zula^y^ung  zur  Reifeprüfung  erfolgt  auf  Grund  eines  Urteils  der  zur  Prüfungskommission 
gehörenden  Mitglieder  des  I^ehrkörpers  der  Anstalt  durch  die  zuständige  Schulaufsichtsbehörde, 
MTlche  auch  ülx?r  etwaige  Gesuche  um  Befreiung  von  einer  der  Zulassungsprüfungen  zu  ent- 
scheiden hat. 

c)  Gegenstände  der  Reifeprüfung  sind  lu-i  allen  drei  .\nstalten:  Deutsch,  Geschichte  und 
Mathematik,  ferner 

l>ei  den  Gymna.sien:  T..ateinisch.  Griechisch  und  Fianzösisch  oder  Englisch, 
bei  den  Realgymnasien:  Lateinisch,  Französisch,   Englisch  und  Naturkunde. 
l>ei  den  Ol>errealschulen:  Französisch.  Englisch  und  Naturkmide. 
Die  übrigen  Lehrgegenstände  sind  nicht  notwendig  auch  Gegenstände  der  Prüfung 

d)  Die  Reifeprüfimg  zerfällt  in  einen  schriftlichen  und  einen  mündlichen  Teil.  Befreiungen 
von  der  mündlichen  Prüfung  sind  statthaft. 

Die  scliriftliche  Prüfung  findet  miter  beständiger  Aufsicht  durch  Lehrer  statt  und  erstreckt 
sich  bei  allen  drei  Schularten  auf  Deut.sch  und  Mathematik,  ferner 

bei  den  Gymnasien  auf  Lateinisch  und  Griechisch, 

bei  den  Realgymnasien  auf  Lateinisch  und  Französisch  oder  Englisch, 

bei  den  Oberrealschulen  auf  Französisch  und  Englisch. 

Darüber  hinaus  auch  noch  schriftliche  Prüfungsarbeiten  in  anderen  Lehrfächern  zu  fordern, 
bleibt  der  Anordnung  jedes  Staates  überlassen. 

e)  Den  Maßstab  für  die  Zuerkeimung  des  Reifezeugnisses  bilden  die  unter  Ic  bezeiclmeten 
Zielforderungen.  Dabei  ist  ausnahmsweise  ein  Ausgleich  zulässig,  nach  welchem  das  Zurück- 
bleiben in  einem  Gegenstande  durch  desto  befriedigendere  Leistungen  in  (^inem  anderen  gedeckt 
wird.  In  dem  Gegenstande,  für-  welchen  der  Ausgleich  zugelassen  wird,  dürfen  jedoch  die  ixnstun- 
gen  keinesfalls  unter  das  Maß  hinabgehen,  welches  für  die  Versetzung  in  die  zweitoberste  Jahres- 
klasse erfordert  wird.  Nicht  zulässig  ist  es,  bei  dem  Beschluß  über  die  Zuerkennung  des  Reife- 
zeugnisses den  von  dem  Prüfling  gewählten  Beruf  zu  berücksichtigen. 

f)  Bei  der  schließlichen  Beratung  üljer  die  Gewährung  oder  Versagung  des  Reifezeugnisses 
sind  sämtliche  Mitglieder  der  Prüfungskommission  stimmberechtigt.  Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  der  Regierungskommissar,  dem  auch  das  Recht  des  Einspruchs  gegen  den  Beschluß 
der  Regierungskommission  zusteht;  macht  er  von  diesem  Recht  Gebrauch,  so  entscheidet  die 
zuständige  Schulaufsichtsbehörde. 

g)  Das  Reifezeugnis  muß  an  hervortretender  Stelle  die  Bezeichnung  der  Anstalt  enthalten, 
an  welcher  es  aasgestellt  ist,  imd  leicht  erkennbar  machen,  daß  es  ein  Zeugnis  der  Reife  ist. 
Im  Eingang  Ist  der  vollständige  Name  des  Prüflings,  sein  Geburtstag  imd  -ort,  seine  Religion 
oder  Konfession  imd  der  Stand  und  Wohnort  des  Vaters  anzugeben,  ebenso  die  Dauer  seines 
Aufenthalts  auf  der  Anstalt  überhaupt  und  in  der  obersten  Klasse  insbesondere;  ist  er  erst  in 
diese  eingetreten,  so  sind  entsprechende  Angaben  auch  betreffs  der  Anstalt  zu  machen,  der  er 
früher  angehörte.  Der  Inhalt  des  Zeugnisses  bezieht  sich  nicht  bloß  auf  das  Ergebnis  der  Prüfung, 
vielmehr  ist  in  den  gesondert  aufzuführenden  Lehrgegenständen  auch  der  im  Unterricht  erlangte 
Grad  des  Wissens  und  der  Fertigkeiten  zu  berücksichtigen.  Werden  die  Urteile  in  Zahlen  aus- 
gedrückt, so  Lst  deren  Bedeutung  auf  dem  Zeugnis.se  anzugeben.  Im  übrigen  vergleiche  auch 
Nr.  5  und  6. 

4.  Da.s  Reifezeugnis,  welches  ein  Angehöriger  des  Deutschen  Reichs  als  Schüler  einer  Voll- 
an.sta]t  in  einem  deutschen  Bundesstaat  erworben  hat,  gewährt  (mit  der  aus  Nr.  5  herzuleitenden 
Maßgabe)  in  einem  anderen  Bundesstaat  alle  Berechtigungen,  welche  in  beiden  Bundesstaaten 
übereinstimmend  dem  Reifezeugnisse  der  betreffenden  Schulgattung  verliehen  sind.  Werden  in 
den  Bundesstaaten  betreffs  des  Berechtigungsnachweises  verschiedene  Forderungen  gestellt, 
so  ist  die  Gewährung  der  weiter  gehenden  Berechtigung  von  der  Entschließung  der  Regierung 
desjenigen  Bundesstaats  abhängig,  in  welchem  das  Reifezeugnis  als  BerechtigungsnachweLs 
vorgelegt  wird. 
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').  Für  SchültT  aus  (Irin  Dcutwohrn  l<«'iolw,  dio  Hpüirr  aU  mit  <|.iii  Imhuui  (!<•>.  liniili-iztcn 
.Fiilii>;iuiK'rt((lor()lH'rHi>kuiulii  nach  wrilvt-rluviU-UT  l{<-wiclinunK)  in  ••incNdlliuiwUll  eini-hdfuUclHn 
IJuntlosstnnt«  ointn>ton,  auf  wclchi-n  sir  wi-dor  clun>h  dir  Stiuit*tftntJ'*l>'irij;k<-it,  noch  durch  den 
jfweilijien  Wohnort  iliror  Kltorn  odtT  denn  St«'llvi«rtn-tfr  ftnK'«wM««<>n  bind,  hnl  dim  dort  crworljcno 
Hoifozoujinis  dio  unter  \r.  4  lM'/.»'ichni'tr  Wirkunj?  nur  dann,  wonn  dmi  iViiflinp?  twitcnn  der 
rntorriclitwvcrwaltunn  des  Hundosstnnt.«».  drm  er  anK«'h<lrt.  ili««  KrhiuhniM  zur  AliIrKunjr  der  R<Mft'- 
prüfun^  an  jener  Anstalt  vorher  erteilt  worden  ist.  Kin  Vernjerk  hii-riÜK-r  i«t  in  d«i«  Reifezeugnis 
aufzunehmen  (v>il.   Nr.  3p). 

.Auf  diese  Hestimmunp  sind  uuswärtip-  Iie\verl>er.  welche  <lie  Aufnahme  in  eine  Vollanwtiili 
an  einer  luiheren  Stelle  des  (ie.snmtkursus  als  Ix-i  «len»  Ii<'pinne  (Ich  drittletzt<'n  .lahrganKe»«  (dei 
Oijei-sekunda)  nachsuchen,  durch  den  Direktor  (lU-ktor)  sclmn  vor  dem  Kintritt  in  die  Anstalt 
hinzuwei-scn. 

().  Deutsehe  Heioh.Hangchörigc,  die  da.s  Heifezeuffnis  einer  Vollanstalt  erwerlx-n  wollen, 
ohne  Schüler  einer  solchen  zu  sein  (als  sog.  Extraneer),  halx-n  sich  der  Prüfung  an  einer  Anntalt 
desjenigen  Hunde.sstaats  zu  unterziehen,  auf  den  sie  durch  die  StaatÄingehorigkeit  oder  durch 
den  jeweiligen  Wohnsitz  ihrer  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  angewiewn  sind.  Die  Ahlegunp 
der  Reifeprüfung  an  einer  \'ollanstalt  eines  anderen  I^undesstantH  ist  nur  in  iKvondern  liegründet<-n 
Fällen  7.ulä.<isig  und  hat  ilie  unter  Nr.  4  bezeichneten  rechtlichen  Folgen  nur  dann,  wenn  seiten- 
der  Unterricht.sverwaltung  des  Bundesstaats,  dem  der  Prüfling  angehört,  die  Erlaubnis  dazu 
erteilt  worden  ist.     Ein  Vermerk  hierüber  ist  in  das  ReifezxnignLH  aufzunehmen  (vgl.  Nr.  .3g). 

Die  Anstalt,  bei  welcher  die  Prüfung  stattzufinden  hat,  iK'stimmt  in  jedem  einz«-lnen  Fall- 
die  Schulaufsicht.sbehörde. 

Eine  Befreiung  von  der  mündlichen  Prüfung  oder  von  Teilen  der.-«'llHii  i.st  Ix-i  Kxtram-i'rn 
nicht  zulässig. 

7.  Sind  in  einem  deutschen  Bundes.staato  besondere  l'rüfungen  eingerichtet,  «lureh  «h-n-n 
Bestehen  die  Inhalier  des  Reifezeugnisses  eines  Realgymnasiums  cnler  einer  OI>errealsehule  die 
mit  dem  Reifezeugnis  eines  (Gymnasiums  oder  Realgymnasiums  verbunden«'n  Rechte  in  diesem 
Bimdesstaat  erwerben,  so  kommt  den  Zeugnissen  über  divs  Bestehen  einer  »olchen  Prüfung 
die  gleiche  Wirkung  auch  in  den  anderen  deutschen  BundessUiatcn  zu. 

Diese  Vereinbarung  tritt  an  Stelle  der  in  den  Jahren  1874  und  1889  abgeschlossonen. 

Die  beteiligten  Unterrichtsverwaltungen  verpflichten  sich,  ein  genaues  und  vollständigi  s 
Verzeichnis  der  tien  drei  Arten  höherer  Schiden  in  ilirem  Bereiche  zukommenden  IkTcchtigungeii 
anfertigen  zu  lassen  und  sich  gegenseitig  zugänglich  zu  machen,  aus  welchem  auch  erniehtlich  ist. 
ob  die  einzelnen  Berechtigungen  sich  nur  auf  die  Zulassung  zimi  Hochschulstudium  (xler  auch 
auf  die  Zulassung  zu  den  Ijotreffenden  Staatsprüfungen  in  den  einzelnen  Bundesstaat«-n  beziehen. 

Mancherlei  Bemerkungen  ließen  sich  an  dieses  neueste  Abkommen  anknüpfen.  Hier 
mögen  nur  deren  4  folgen: 

1.  Wietier  wie  in  der  Vereinbarung  von  1874  wirti  geft>nlert .  tlaU  der  Ausgleich  nin 
ausnahmsweise  stattfinden  soll  (vgl.  S.  472).  Alwr  diese  Fordeningen  stehen 
in  den  Reglements  vieler  Bundcsst^uiten  nicht,  so  nicht  in  PreuOcn.  nicht  in 
Bayern,    weswegen  oft  genug  hier  Massenkompensationen  möglich   8in<l. 

2.  Im  neuesten  Reichssch\ilai>kommen  h-.xen  wir:  .,  Durch  desto  l)cfric(ligendere 
Leistungen"  s<»ll  der  Ausgleich  herbeigeführt  wrnh-n.  In  der  pn'uBi.«chen  Novelle 
vom  24.  .Januar  1000  lesen  wir  bloü:  ..Dunh  l.eisHingen  in  einem  anden-n  Ixhr 
gegenstände'*.     (Vgl.   S.  2')0. ) 

:\.  Das  neueste  .Abkommen  besjigt,  «lali  die  auszugleichenden  U'istungen  nicht  unter 
das  Mali  hinabgehen  dürfen,  das  für  die  Vi  pM-tzunK  nach  der  zweit«>l>en»ten  Kla^vK»  er 
fordert  winl.  Diese  Fonlening  wurde  bis  vor  kurz<'m  auch  in  PnMiU»«n  orholnjo. 
ist  aljer   durch  tue  Wrfügung  vom  24.  .lanuar  10t)0  gestrichen  worden. 

4.  Es  erhebt  sich  Ihm  »olchen  Vop<chie<Ienheiten  die  Frage:  Wonach  hat  pich  eine 
preußische,  bayerische  usw.  Priifungskommi.'wion  zu  richten?  Nach  deni  deutschen 
Reichsschulabkommen?  oder  nach  der  Reifeprüf »mgfonlnung  ihre«  I^ndc«? 
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299  .  KS  300  .  Wtt  300  •  S-W 
299. 

—  Sitzungen,  Instruktionen, 
Geschäftsordnung  301  ff., 
Entscheidungen    302.     Pr 
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■M)l/U-2  •  (")  ."{(ll.  .■{(»;i  .  M(l  .-{Ol. 
;{(I2  .  Hy  Md-J  •  Hss.KL»  .  KS3(I1 
.  Ursrhw  301  •  Odl)g  302  •  S-W 
302. 

—  Fachmänner  und  Nicht- 
fnc-hmiuuuM-  3(»lff.  IV  305 
.  ö  301  ff.  .  \U\  30.'.  .  Hv  .30.')  . 
WsH  .30.'.  .  KS,301  ,30.'..  .307 ff.  • 
Wtt  .30.'.  .  .\nli  30rj  •  Hi-sc-Ijw  305 
.  Odh^  30.')  .  .Mckl-sohw  30.')  . 
S-\V  30.').  — 

l\'l).   Mittollieliördoii.    Nnmon. 

CosrI.  iclit  Ii.'h.-s30Sff.     IV 

310  .  O  300.  312  •  Hd  .301»  .  Hv 
309  .  Hs.s  30«)  .  KS  311  .Wtt 
309  .  Anh  309  .  ßrsclnv  309  . 
Odbp.309  .  Hr«-.308  •  Hl.p  .308  . 
Mclkschw  311  .  S-W  311. 

—  Vi)  r  s  i  t  ■/.  e  M  li  e  u  n  d  S  t  c  1 1  v  e  r  - 
tritor  312ff.  IV  313  .  ö  313 
.  Bd  313  .  Hv312  .  H.<^s312  . 
At»h  313  .  Brschw  313  .  Üdbg 
313  .  lire  313  .  Hbg  313. 

—  .Mitglieder.  Amt  und  Vor- 
bildung 31öff.  IV  316.  326  . 
U  316.  317  .  Bd  316.  322  •  Bv 
316  ff.  .  Hss  316  .  KS  .322  •  Wt't 
31 7.  .322  .  Anh  316. 326  •  Bi-schw 
316.  .322  .  Odbg  316,  326  •  Bre 
316.  321  .  Hbg  316.  320. 

—  Geschäftskreis.  Kom- 
petenzen .327  ff.  IV  341ff.  .  ö 
331ff.  .  Bd.3.30  .  Bv.327ff.  •  Hss 
341  .  KS  338  .  Wtt  .329.  .339  . 
AnJi  341  .  Brschw  331.  .337  . 
Odbg  .331  .  Bro  3.36  .  Hbg  .334. 

—  Sitzungen.  Instruktionen. 
Geschäftsordnung  34.'iff.  IV 
34.') ff.  .  Ö  345 ff.  (Niederöster- 
reich. Tirol.  Kärnten.  Steier- 
mark 347.  Istrion34S)  .  Bd34.')f. 
.  l?v  34.')  ff.  -Wtt  34.")  ff.  .Anh 
.34:)/6  .  Brschw  34.'>/6  •  Bre  34.5 
.  Hbg  345 ff. 

—  Vetorecht  des  Vorsitzen- 
den 3.-)2ff.  IV  3.')4  .  Ü  354.  .357 
.  Bd  353  .  Wtt  .3.52 ff.  .353  .  Anh 
352.  .357  .  Bn^chw  .352.  .3.5.3. 
357  .  Obdg  .352.  .357  .  Bre  .353  • 
Hbg  354  •  Mckischw  353  .  SW 
353. 

—  Revisionen  357 ff.  IV  .357  • 
ö  .357  .  Bd  .357  .  Bv  357  .  Hss 
357  •  Anh  357  .  Brs'chw  357  . 
Odbg  .357  .  Bre  357  .  Hbg  357 
.S-W  .3.57. 

—  Berichte  .360  ff.  Pr  .360.  362  ff. 
.  ()  .360.  362  .  m  362  .  Bv  3(52 
.KS.363  .Wtt  .360  .Anh  360  . 
Bi-schw  .362.  Odbg  .363.  S-W 
363. 

—  .■\llgcraeine  Betrachtungen 
(Reorganisfition  der  Auf- 
sichtsbehörden) .364ff. 

Außerordentlicher    Trofes-'^or   410. 


.\usgloich.  auHnahmHwoiMT  auf  der 

münfll.  Koifoprüfung  { BtHÜngting 

dafür)  472. 
Auskünft<>  an  Kitern  466. 
.\uskunfls.^i44lr,  Königl..  für  I>ehr-  | 

bürlur  ilivs  hölirn-n  rntcrric-ht^- 

wc.xcns  in   Berlin  295. 
•Vuswärt ige  Schüler  (.\ufMicht  üIkt 

— )    106. 
Ausweis  (Seincstrul/.eugniH  in  Ost  ^ 

463.  I 

I 
Baufach.  hölu>res  9.  I 

Baugewerkschulen  in  iVeuücn  29.s. 
Bauinspektor  4.35. 
Bau  rate  413. 

„Bataillonsj.ädagogik"   151. 
Baverischcr  OIwrstor  Schulrat  309. 

.31 2  ff. 
„Bcaniteiijalirc"  in  Osterreich  450. 
Boanitcnqualitüt    (0   <^I<^'f  (>ber- 

lehrcrkamlidaten   402 ff.  4.5.    IV 

406  .  0  404  .  Bd  402  .  By  402  . 

Hss  404  .  KS  406  .  Wtt  408  . 

Anh    402  •  Brschw    404  .  Odbg 

404   .   Bre    408   •   Hbg    408   . 

Mckischw  404  .    S-W  406. 
Beförderungszulage  für  Direktoren 

in  Baden    (s.    u.    Gelialt)    415. 
Befreiung    von    der    mündlichen 

Reifeprüfung  22(5. 

—  von    Teilen    der    mündlichen 
Reifeprüfung  226. 

Beiräte  in   Baden  322  ff. 

— ,   Badische,  Geschäftskreis  .3.36. 

Beiträge  zur  Pension  441  ff. 

—  zur  Witwen-  und  Waisenkasse 
437  ff. 

Beitrag  zur  Pension  448. 
Bemühen,  ernst  1  ich«?,  der  Schüler 

l)ei  Versetzungen   194. 
Berechtigungsschein  zum    Kinjäh- 

rig- Freiwilligen  Dienst   199. 
Bergreferendar  410. 
Berichte  344. 

— .  jährliche,  drei-,  vierjährige  360. 
Berliner    Gvmniusiallehrerverein 

459. 

—  höhere     Ix-hranstalten     165  ff. 
(Königl.    16.5,   Stadt.    166). 

Beruf,  gesellschaftlicher  457. 
Beschwerden     der     Schüler,     nur 

durch    Kitern   und    nur  schrift- 
I      lieh  470. 

'  Beschwcrdenvht  der  Schüler  1 48  ff. 
Bestehen  der  Reifeprüfung  257.      1 
Besuch   auswärtiger   S«"hüler    470. 
„Betragen.   unangemesson«»s".   «irr! 

()l)erlehn'r  in    l*reuik«n   9J. 
Betragiiiszi-nsurcn  7.5. 
Bettag  .3m;. 
Bettage  382. 
Ik'urteilung  der  schriftlichen  Prü-  | 

fungsarU'iton   in  der  Roifeprii-  i 

fung  251  ff.  j 

;  — ,  ZU  milde,  do8  Betragens  227. ' 


„B<«wegung»fn'iheit"  für  Dirt-k- 
tor»'n  und  (HxTlehrvr  IHK, 

Bezirkiirichler  (in  Österreich)  405, 
41.3. 

B^-zirkHHchulrat  (ÖHterreich)  310ff. 
3  IS. 

Bibliothekar  4.35. 

Biwhöfi«,  katholiHche  344. 

BrautuichweigLsche  OU-rnchuIkom- 
nu.Hsion  .309. 

Bukowina,  (Mx-rfüllung  der  .Mittel- 
schulen  in    -,   M.    iM^rfüllung. 

HureuukrutisrhoH   Synt««!!!   .''»♦'.ff. 
auf      \<rM'lzungskonferenz<'n 
199. 

—  und  kollegiale»)«  Regiment  302  ff. 
.304  .-Vnmerkg. 

BuUtag  370 ff. 

Tandidatus  probandus  402 ff. 
Charakter,  |H'rsönlicher.  l>ei  Titeln 

in   Preußen  407. 
Coeducation  410. 

Dclegierlenki »nferm/    1 5.{. 
Departements  IX  und  X  im  ö«tcr- 

reichischen     Kultusmioistorium 

293.  305. 
Departement^ehef  .302. 
Des|M)tLsmus  der   Direktoren   107. 
Deutsch,  Selirift liehe  Reifeprüfung 

im  —  2.38  ff. 
Dc/.emlH-rkonferenz  1n9<I   M>'. 
Didaktisch- p.i«lagogi>i  he  Kurse  h. 

Praktischer  Vorbea-itungsdienst 

41.  By  41. 
Dienst«nweisiing(  Forderung  neuer) 

.369. 
DienNtinstruktionen    für    I^eiter 

und   I>hri>r  der   höheren   Ix»hr- 

anstalten.      Illb.      »'.Off.      Zeit 

der    Veröffentlichung.       Pr 

60  .  0  60  ff.  im  O.  K.  60 
(Weisungen)  .  Iki  61  .  Bv  61  . 
Hm  61  .  KS  61  .  Wtt  60  .  Anh 

61  .Odbg  61  .  Bn-61  .Hbg  61. 

—  Konferenzen.  Pflicht  kon - 
ferenz.n  61  ff.  IV  61  ff.  «ö 
61  ff.  .  Bv  61  .Wtt  62  .Anh 
61  ff.  .Oiibg  61. 

—  l'rotokolle.  Prutokollfühning 
(Scheinprot4>kolle>.  Pr  62 ff.  • 
ü  62  ff.  63  (Zusfnndsliericht, 
Kinrvichung  an  die  Ik-hörde)  • 
Bv  r.J  .  Wtt  64  .  Anh  64  .  (Mb/ 
64. 

—  Kompetenzen  der  Kon- 
ferenz 6.5.  IV  65  .  0  6«i  .  Hut 
r.i'  CS  .  KS6«;  .  Wtt  67/68  •  Anh 
•  ;<;  .  (Mbg  »UV 67  .  Btx)  69  .  Hbc 
»;.;  (17. 

—  Lektionsplan.Verteilungusw. 

69.  Pr  69  .  (■)  70  .  Ikl  70  .  Bv 

70.  71.  72  .  Hw  70  .  KS  70  ^ 
Wtt  70  .  Anh  70.  71  .  Brt;  70  . 
Hbg  7a 
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—  Intorrossionsrcrht  des  Di- 
rektors.   Pr  72  .  Ö  72  •  Bd  72 

•  By  72  •  Hss  72  •  Wtt  72  usw. 

—  Zensuren.  Zonsurprädikate 
72  ff.  Kopfzonsurvn  S.  74. 
lY  72  ff.  .0  72.  73  .Bd  73  • 
KS  73  .  Wtt  73.  Betragen- 
rensurf  n  S.  75  (Notonskala)  74  ff. 
Fleiß  und  Leistungen  IV  7t)  • 
Ö  7»i  •  Hss  7l).  Zensurfomiu- 
lan>  ()  77  u.  468  •  Bd  77  •  By  77. 
.\nzahl  derZtMisuren  Ö  70.  38S; 
!*.  auch  „Ferien"  370ff.  Grund- 
sätze für  Krteilung  vun  Kopf- 
rensuren Ö  77  u.  464. 

—  Strafen,  körperliche  Züch- 
tigung 81.  Pr  81.  90.  91  •  Bd 
84.  91  .  Bv  83.  91  •  KS  8.3.  — 
Strafenskala   Pr  81.  82.  86  •  Ö 

84.  85  .  Bd  85.  86.  87  .  By  83 
.  Hss  86  .  KS  83.  85  •  Wtt  85 
.  .\nh  s6  .  Hbg  85.  —  Straf- 
arbeiten   Pr  85  .  KS  85  .  Wtt 

85.  —  Arrest,  Sammelarrest  Pr 
87  (Mangel  einer  Abgrenzung  der 
Rechte  Pr  89)  •  Bd  83.  88  .  Bv 
S3.  88  .  Wtt  88  .  KS  83.  88  u. 
467  .  Bre  89  •  Hbg  88. 

—  Stellung   der    Oberlehrer. 
Aufsichtsrecht  des  Direktors  üb. 
die  Lehrer  92  ff.  Pr  93  ff.  •  Bd  96  I 
.  Bv  96  .  Hss  96  •  KS  96  •  Wtt  \ 
%  '.  Anh   96.   97  •  Brschw  96  • 
Odbg  96  .  Bre  96  •  Hbg  96. 

—  Privatunterricht,  Pensio- 
näre 99 ff.  Pr  99ff.  .0  100  . 
Bd  100  .  Bv  100  .  KS  100  • 
Anh  101  .  Odbg  101  •  Bre  101  • 
Hbg  101. 

—  Pflichten  der  Ordinarien 
und  Lehrer  im  allgemeinen.  Pr 
103ff.  .  Ö  105  .  Bd  105  .  By  105 

•  KS  105  .  Wtt  105. 

—  Aufsicht  über  auswärtige 
Schüler  106.    Pr  106  •  Ö  106. 

—  Überreichung  der  Dienst- 
instruktionen.    Pr  107. 

—  Allgemeine  Betrachtung: 
Notwendigkeit  von  Dieast- 
in-struktionen  108  ff.  —  Thesen 
der  Posener,  Görlitzer  Philo- 
logenvereine, der  Delegierten- 
konferenz 111  ff.  —  Schwierig- 
keit der  direktorialen  Aufsicht 
in  der  Neuzeit  112  ff.  —  Not- 
wendige Teilung  des  dir.  Amtes 
116.  vgl.  Konrektorat  in  Baj-em 
116  und  Ungarn  117  (Wählbar- 
keit des  Direktors). 

Dienstinstruktionen  für  die  Rek- 
toren der  Gemeindeschulen  98. 

Dienstjahre,  Anrechnung  der  — 
bei  Pensionierung  in  Osterreich 
und  Preußen  450. 

Dienstwohnung  (D  W)  s.  unter 
Gehalt. 


Differential-  und  Integralrechnung 

240.  241. 
Differenz     der     Endgehälter     bei 

Oberlehrern  und  Richtern  433 ff. 
Differenzierung    des     Unterrichts 

188. 

—  der  Wissenschaften  112. 
Diraission    (s.    auch    Entfernung, 

Relegation)  83 ff.  88 ff. 
Direktor  als   Zwischeninstanz   bei 

der    Stellung    der    schriftlichen 

Aufgaljcn   in   der   Reifeprüfung 

244  ff. 
Direktorenkonferenzen  (inSachsen) 

1877. 

—  in  Westfalen  1878    144. 
— ,  preußische  118.  127. 

— .  Preußen  und  Westfalen  188. 
197. 

—  in  Pommern  1903,    1907   198. 
Direktoren- Verhandlungen   (Pom- 
mern 1907)  278. 

Direktorialassistenten  in  Preußen 
405.  427. 

Direktorialzulage  in  Sachsen-Co- 
burg- Gotha  416. 

Direktor,  wissenschaftliche,  päd- 
agogische, administrative  Lei- 
tung und  Aufsicht  112  ff. 

Dispensation  von  der  mündlichen 
Reifeprüfi.mg  252. 

Disziplinargesetze  Pr  12  •  Ö  12  • 
Bd  12  .By  12  «Hss  12  .Wtt. 
12. 

—  preußische,  94  Anmerkg.  2. 
„Doktor"  als  Titel  410. 
Domherr  413. 

D.W^.  als  Abzug  vom  Gehalt  der 
Direktoren  in  Hessen  416. 

Eckstunden  432.  433. 
Elefantenanstalten  155  ff. 
Elegiker,  röm.  29. 
Elektrizitätsgesetze  241. 
Endgehalt  der  Direktoren  41 4  ff. 

—  der  Oberlehrer  422  ff. 
Entfernung,  stille  und  öffentliche 

(s.  auch  Relegation)  90. 

Entfernung  unbefähigter  und 
ungeeiffneter  Schüler  C  II 129. 
Pr  1.30  ff.  .  Ö  130.  1.32  ff.  .  Bv 
1.30.  131  ff.  .  Bd  131  .  KS 
1.31  ff.  .E-L  131  .Wtt.  131.  133 
.Anh.  1.31.  1.33  .  Odbg  1.31  . 
Bre  1.30.  131  .  MckLschw  1.30  . 
RäL  131  .  Schwzb-S  131.  1.32 
•  FL  1.30.  1.31  .Sch-L  1.30. 

Entschuldigungszettel  14.5. 

Ephorat  471. 

Epiphanien  372. 

Erhöhung  der  Gehälter  und  Er- 
höhung des  Schulgelds  454  Armi. 
und  455. 

Erleichterungen  bei  der  Reife- 
prüfung 273.  283 ff. 

Ermüdungskurve  179. 


Erntefest  383. 

Ersatzarbeit   =     Strafarbeit  85. 
Erschwening  der  Rfprfg.  282. 
Erziehungsrat   der   Provinz  367. 
Ethisches  Moment  bei  d.  Befreiung 

von  der  Roifeprüf.  226. 
Evangel.  Oberkirchenrat  365. 
Exegese,  philol.  29. 
Extraneer  473. 

Fachdirektoren  116.  369. 

Fachkonferenzen  467. 

Facluiiänner  und  Nichtfachmäninr 
in  den  Ministerien  .304. 

Fachparlament  321. 

Fachprovinzialschulräte  366. 

Fallgesetze  241. 

Faschingmontag,  -dienstag  389. 

Fastnacht  376. 

Fastnachtdienstag  377.  378. 

Fastnachtmittwoch  375. 

Feiertage,  katholische  375. 

Feldmarschall  in  Österreich  413. 

Felclmarschalleutnant  in  Öster- 
reich 41.3. 

Feldpropst  der  Annee  291. 

Feldzeugmeister  in  Österreich  413. 

Ferialtage  304. 

—  in  Deutschland  370  ff. 

Ferien  in  Deutschland  und 
Österreich  V  A.  Lage  und 
Dauer  der  Ferien,  Häufig- 
keit der  Zensuren,  Ferial- 
tage 370  ff.  Pr  und  die  preuß. 
Provinzen  370 — 375  .  Ö  und  die 
einzelnen  Kronländer  388  ff.  .  Bd 
376  .  Bv  377  .  Hss  .380  .  KS  384 
.  E-L  .379  .  Wtt  387  .  Anh  376 
.  Brschw  377  .  Odbg  383  .  Bre 
378  .  Hbg  379  .  Lü  381  .  Mckl- 
schw.382  .Mcklstr.382  .S-A375 
.  S-C  378  .  S-G  378  •  S-M  382 
.  S-W  387  .RäL  383  .  R  j 
L  384.Schw-R  385.Schw-S 
386  .FL  381  .  SchL  385  .  Wa 
386. 

Ferien  der  Volksschulen  378.  381. 
!      382.  383.  385. 

I ,  Zusammenfallen  mit  denen 

I      an  höheren  Schulen  376  ff. 
j  Ferienordnung,  feste  302. 
j  Ferientypus,  österr.  400. 

Ferientypen  (der  ost-  und  mittel- 
I      deutsche,    der   west-    und   süd- 
deutsche,    der    österreichische) 
389ff. 

Festtage  der  griechischen  Kirche 
als  Feiertage  in  Österreich  3>;t. 

Finanzministerium,  preuß.  309. 

Fixierung  des  Osterfestes  400ff. 

Flei-ßnote  463. 

Formular  eines  österreichischen 
Reifezeugnisses  468. 

Förster  411. 

Forstassessor  410. 

Forstfach,  höheres  8.  11. 


i.    AI|)lial)otisolieH  srliulviTulcicIifMul«*"  .>fwliii 
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lüu.sirüto  -11. "i. 

Forst n-ftTt'ndar  41(1. 

Froilmnclzfirluu'n    Iti  I. 

Kn-tiucnz,  UitHÜfhlirlu'  155.  s.  auch 
„Füllung  dfi-  höliiTi'H  Schulen" 
l.-.lff. 

Fronk'irhnani   .'^T^.   .{Tl. 

Füllung  (l*'r  liöhercii  SrhnliMi 
\'a  \'frlii)^un^;cn,  Foidc- 
lungtMi  151  ff.  I'r  152.  154  • 
(i  15l'.  1.5;?  .  Hv  152.  154  •  M 
152  .  Hss15l>  .  kSl.-._>  .  K-L152 
.  Wtt  152  .  .Anh  152  •  Hrschw 
152  .  Odbg  152  •  Hre  152  •  H1)K 
152  .  MckWhw     152.  S-C     152 

•  S-W   1.52  .FL  152. 

—  N'b  Tats.'ioii liehe  Fn-cjuenz 
1(12 ff.  I'r  l(;4ff.  .  0  171  ff.  . 
Hd  If.d  .  IW  lti2ff.  .  Hss  1.5.5. 
1.5(1  .KS  157  .Wtt  159  .Anh 
17(1/77  .  Brschw  17Gff.  17Sf.  . 
Hre  17(5/77  .  Hbg  17(5/77. 

—  W'  Folgen  und  Wirkungen 
der  Frequenzen  I7l1ff.  — 
Wirkung  auf  die  \'er.><etzungen. 
—  Zahl  der  I'arallelkla.ssen  17;iff. 

—  Vd.  Maßregeln  zur  Abhilfe 
182  ff. 

Fürstenschulen,  Räclisische  216. 
Funktionszulage  41(iff. 

Galizien.    .Mittel><ehulen    in    —    .s. 

Ubcrfüllung. 
Ganzjahrversetzungen   140. 
Geburtstag  des  Kaisers  .S7(lff. 

—  Landesherren  HSi). 

in  deut.sehen  Hundesstaaten 

375  ff. 

—  der  Landesherrin  382. 

—  der  „Landesmutter"  .303. 

—  des  Prinz- Regenten  (Bayern) 
377. 

Gedächtnisfeier,  kirchliche  303  ff. 

Gegengewicht  gegen  Parlamen- 
tarismus 59. 

Gegenstände  der  Reifej)rüfung  472. 

Gehaltsauf bc.s.serung  von  1909  in 
Preußen  430 ff..  4.55. 

—  in   Österreich   431.   4.55. 
Qehult  und  Ptlichtstiindoiiziihl 

\'.('.  (Anfangs-  Kndgclialt, 
Dienstwohnung  (DW),  Auf- 
rüekungazulage.  .\uf- 

rückungsfrist .  Pflicht  Stun- 
denzahl 414ff.  a)  Direktoren. 
Pr  41S/19  .0  420  .  Hd  414  . 
Hv  415  .Hss  415  .KS.  420  . 
EL  415  .Wtt  425  .Anh  414 
Hrsclnv  415.()dbg  410  .  Hre 
4 1 5 .  H  bg  4 1 5  .  Lü  IIS.  .Meklschw 
418  .  .Meklstr  418  .  S-A  414  . 
S-C  415  .  S-G  415  .S-M  418  . 
S-W  425  .  R  ä  L  420  .  R  j  L  420 

•  Sch\\Tzb-S  420  •  Schwrzb-R 
420  •  FL  418  .  Wa  420  .  Sch-L 
420. 


Ii)  ProIoHHoren  und  Uherlehrer. 

Pr  42(;  .  0  42S  .  Hd  |22  .  Hy 
422  .  Hss  424  .  KS42(.  .  KL  424 
.  Wtt  12S  .  Anh  422  •  Hrschw 
422  .Odbg  42t;  .  Hn>  424  .  Hbg 
424  .  Lü  424  .  .MckUchw  424  . 
Meklstr.  42Ü  •  SA  422  •  S-C  -124 
.S-G  424  .S-M  42(i  .RuL  426 
.  H  j  L  426  .  SehwrzbS  428  • 
Sclnvrzl)-R  42s  .  F-L  424  »Seh- 
Lippe  428 

Gehaltsk!a.ssen  in   Haden   41  4  ff. 

(ü'haltsuntersehiede  zwischen 

„Stiuitslehrpt-rsonal"  u.  „Staatw- 
beamttMi"  in  Osterreich  420.  449. 

Geh.  Justizrat   411. 

—  ülx>rbaurat   412. 

—  (,)l)erregierung><ral  im  .Ministe- 
rium 412. 

—  Regierungsrat  im  Ministerium 
413. 

—  Studienrat   415. 

Ciehobene  Stellen  bei  Gehältcrn4.35 
Gemeindeschullehrer  411. 
Generale,    aktive,    der    Kavallerie 

und  Infanterie  412. 
CJcneralfeldmarschälle  4 1 2. 
Generalleutnant  412. 
Genera  Ikommi-ssionen  58. 
Generalmajor  412. 

—  in  Österreich  413. 
Generalsuperintendentcn  344. 
Geographie  236. 

Geologie  236. 

(Jeometrie.  analj'tische  242.' 
Gericht.sadjunkt  413.  449. 
„reQovaia  von  Beamten"  452. 
Geschäftsbehandlung,   Art  der  — 

in      der      Zentralmittelbehörde 

345  ff. 
Geschäftsgang  bei  ilen  preußiseiit'n 

ProvinziaLschulkollegien  .359 ff. 

—  der  österreichischen  I.4indes- 
schulräte  347  ff. 

Geschäftskreis  der  Departements 
IX  und  X  im  österreichischen 
Ministerium  293. 

—  der  preußischen  Provinzial- 
sclnilkollegien  34.3. 

(;escliicht«-.  Alte,  Neue.  234 ff. 

(Je.setz.    Unge.schrielH'nes   145. 

(iewerbeassessor   4 10. 

(Jewerlx'sehulrat  (Hd)  298. 

Gleichb<>rechtigung  der  höhen-n 
Schulen  (nicht  voll  durch- 
geführt) 263. 

Gleiehst«'l!ung  aller  aka<lemiseh 
gebild.t.-n   Heamt4<n  4.35.  449. 

—  der(,)lH<rlclinTundRichtcr4ntf. 
Gleichungen,   2..   3.    (;rn«les  2  in. 
Glplohwertlffkolt    der    höheren 

Lohranslalton  Pr  17  »  0  18  » 
Hd  1-  .  !?v  l'^  .  Hss  18  .KS  18. 

Goni. 

(Jrnt  t.>n  Sprachen  2.32. 

—  1». 


( irundanMchnuungeii ,      Wandlung 

der  -    187. 
(irup]M-nprüfung     in     der     Reife- 
prüfung 2H4. 
(lültigkeit  <ler  pn-uDischen  Dienut- 
iiwtniklion   von   1M.56— 1K85  82 
I      Anra.  u.  107. 

I  (Syninn^^ialalmolutoriura    (Bayern) 
I     '212. 

(iymniutialdirektor  413. 
I  (ivmniu«ial-Km)uet4-  zu  Wien  1908 
122. 
(tymnasialkanzlei   114. 
I  „(iymna-iallehnT"   411. 
1  Gvmnasiallehnr  aU  Titel   402 ff. 
j  (JymnasialprofeH.'*or  402  ff. 
(Jymna.sialn'fer«*ndnr  aU  Titel  410. 
GymnasialHchulins|K'ktor  in  Öster- 
reich .359. 
I  (lymnasialsekn-tär  114. 
(lymnasial-  und  Realschulinf«|M-k- 
toren  in   östern>ich  332. 


Hagclfeicr  377. 
Hauptferien  .3S8.  .389.  401. 
Hauptkatalog  in  Österreich  466. 
Hauptleute   41.3. 
Hauptmaim  in  Österreich  41.3. 
Haupt-  und  Neixnfächer  Ihm  Ver- 
I      .Setzungen   19.3. 
I  HausaufgalH-,  vermehrte        Straf- 

arl)eit  85. 
Hefte.  Durchsicht  der  —  92. 
HeinricLstag  .384. 
Heranziehung  der  ."v-hüler  zur  Ver- 

Ix'sseni  ngder  Schrift  liehen  Cliun- 

gen  in  («terreich  465. 
Hernnhaus.  Preußisches  43.3.  434. 

435. 
Hilfen   U-i  den  schriftlichen  -Auf- 

gaU-n  der  Reifeprüfung  249. 
Hilfslehnr  402. 

—  etat.sniäßiger  wi.H.st.nschaft!icher 
in  Oldenburg  404. 

Hilfswissen-schaften,   philo).   2'' 
Himmelfahrt  370ff. 
Hmlischullehrt-r  11. 

—  in  den  Mittelhehörden  31 6 ff. 
HiKhschulpn.fessor  (aU  Titel)  410. 
HoclLschulpn)fes.<ion>n      als      .Mit- 

gliwier  der    l*n>vinziall¥>hönlen 

365. 
HochHchulwes<>n  299. 
HrK-hstgehälter  der  Dirvkt<»ren  und 

der   Richter   4.3(». 
HtH'hst|)eaHinn  «jcr   Din«ktoren   in 

iVut.HchUnd   4.3«5ff. 
-  der  OlHTlehrer  in  Deutschland 

440  ff. 
Höheres  Schulwewn  290ff. 
„HoffÄhigkeit"  der  Oberlehrer  403. 

407. 
H   '        •       -K-r  413. 

■  •■itcnrirhi.'iche  ."iO. 
ti  innen,   Österreich.   59. 
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1.  Alphabot isclios  sohulvcrgloicluMuIivs  Sathrogister. 


Hofrnng  -lOö. 

—  in  Mivklenburg-Si'lnvorin  405. 
Hofrangonlmmg  im  K.  Sj\cliscn  u. 

Sachsen- Woimar  AOl. 
Hofrangrpglomont.proußisohos4r.'. 
Hofnit  (als  Titel)    111  ff. 

—  im  österreichischen  Minist<?- 
riura  293. 

—  (in  Österreich)  412.  413. 
Hygiene,    die.    des    Lehrers     170 

Amu.  3. 

Idealismus  89. 

Individualisierung  des  Unterrichts 
188. 

Indiridualistisch  -  naturalistischer 
Zug  unserer  Zeit  227. 

Individualpädagogik  151. 

Infinitesimalrechnung  240. 

Inspecteurs  generaux  366. 

Instruktionen  für  die  österreichi- 
schen Landesschulinspektoren 
332. 

—  für  die  preußischen  Ober- 
prä^identen  310  Anm.  354. 

—  für  Zentralmittelbehörden  345ff . 
Interzessionsrecht    des    Direktors 


Jahreskurse  135. 

Jahreszeugnis  463. 

— ,  österreiclüsches  80  u.  Formu- 
lar 468. 

Jesuitenschulen  456. 

Junikonferenz  1901  171.  367. 

Juristisch-administrative  Verwal- 
tung 300. 

Kadavergehorsam  147. 

Kadettenanstalt.  Haupt-,  zu  Gr.- 
Lichterfelde  (Frequenz)  167. 

Kadettenaastalten  in  Preußen 
(Frequenzen)  180. 

Kammerjunker  413. 

Kanzleirat,  Geh.  412. 

Kardinäle  412. 

Kartoffelferien  402. 

Kategorien ,  logisch  -  rhetorische 
237. 

Kategorischer  Imperativ  278. 

Katholische  Feiertage  372  ff. 

Kegelschnitte  240. 

Keplersche  Gesetze  241. 

Klassenkonferenzen  105.  467. 

Klassifikation  464. 

Klassifikationsprüfung  463. 

„EUassifizieren"  (Verordnung  über 
— )  463. 

Klimatisch-hygienischer  Gesichts- 
punkt (bei  Beurteilung  der 
Ferien)  394  ff. 

Klimatologie  236. 

KoXutpi^eiv  87. 

KoUaborator  14. 

KoUegialisches  System  56  ff. 


Kollegialitätsprinzip  bei  Verset- 
zungen 198. 

—  (Stärkung  desselben)  368. 
Kollegialrat  403. 

Kolloquium  als  Form  der  Prü- 
fung 465. 

Kommunion  384. 

Kompensation,  fakultative  und 
obligatorische,  bei  der  Reife- 
prüfung 257  ff. 

Kompetenzen  der  Konferenz  65  ff. 
(s.  Dienstinstruktionen). 

Kompositionen  463. 

Konferenzen ,  Allgemeine .  im 
Königreich  Saclisen  467. 

Konferenz,  gleichberechtigt  dem 
Direktor  469. 

Konferenzordnung.  Entwurf  einer 
—  für  d.  Köniirr.  Sachsen  467. 

Konrektor  (im  Königr.  Sachsen)  als 
Stellvertreter  des  Direktors  406. 

—  in  Bayern  116,  402  ff. 
Konsistorialordnu  ng,     preu  ßische 

344. 
Konsistorien  58. 
Kopfzensuren  74;  Grundsätze  für 

Erteilung  von  —  76. 
Korpsgeist  75. 
Kostzögling  13.  101. 
Kreisärzte  435. 

Kreisregierung,  bayerische  328. 
Kreisschulinspektor  98.  197.  435. 
Kultur-    und    Literaturgeschichte 

234. 
Kulturgeschichte  234.  236. 
Kultusministerium,  österreichisch. 

286  ff. 

—  bayerisches  287. 
Kunze-Kalender  141.  153.  164. 
Kuratorien  in  Braunschweig  322  ff. 

336. 

Laien-Einfluß  auf  den  öster- 
reichischen Landesschulrat  347. 

liaien  in  den  Mittclbehörden  316  ff. 

Landesgerichtsrat  in  Österreich 
413. 

Landesgerichtsvizepräsident  in 
Österreich  413. 

Landesgewerbeamt  298.  364  Anm. 

Landesoberschulamt  308. 

—  für  Preußen  364. 
Landesschulinspektor  413. 

i  Landesschulkonferenz     von     1849 

367. 
Landesschukäte,       Geschäftskreis 

331. 
Landesschulrat      (in      Österreich) 

3]  Off.  .347 ff. 

—  Zusammensetzung,  Zahl  der 
Mitglieder,  Funktionsdauer,  Re- 
muneration in  verschiedenen 
Kronländern  318  ff. 

— ,  Mitglieder  des  31 4  ff. 
Landesverwaltungsgesetze,     preu  - 
ßische  von  1880  57. 


Landgeriehtsrat  403  ff.  407. 
Landrat.   schulpolitischer   115. 
Lamlriciiter  413.   435. 

—  in  Preußen  407. 
Lebensjahr.    60  tos,    65teR,    70tes 

als  Altersgren/e  in  Österreich 
447  Anmg.  2. 

Lehramtsassessor  404.  410. 

„  Lehramtskandidat"  402  ff. 

Leluanitspraktikant  409. 

Leliramtsrcfcn'ndar  404. 

Li^incikonvcnt  (Wtt)  =  Lehrer- 
konferenz 62. 

Lehrerrechtc  bei  Versetzungen  197. 

Lehrfächer,  verbindliche,  in  der 
Reife])rüfung  471. 

„Lehrjahre"   in   Österreich   450. 

„Lehrpeist)nen"   432. 

Lelirsatz,   binomischer  240. 

Leitsätze  des  Pommerschen  Phi- 
lologen-Vereins 459.  469.  (Ab- 
druck). 

Lektionsplarr,  Verteilung  der  Un- 
terrichtsfächer und  Ordinariate, 
s,  Dienstinstruktionen  69. 

Leutnant  in  Preußen  413. 

—  in  Österreich  413. 
Lichtmeß  373. 
Litx3raturgeschichte  238. 
Logik  237. 
Ludwigstag  380. 
Lullusfest  374. 
Lutherfeier  378. 

Lyceura,  Lyeeen,  als  Titel  410. 

Avxsiov  410. 

Lyriker,  griechische  29.  271. 

Mädchenschulwesen  299. 
Magnetismus  241. 
Major  413. 

—  in  Österreich  413. 
Mammutanstalten  155ff. 
Manöverferien  391. 
Maria  Empfängnis  372. 
Markttage  als  Ferialtage  386. 
Massenarrest  s.  Arrest. 
Mathematik,  Lehrziel  der,  in  Bay- 
ern 241. 

—  Prüfung  in  der  —  bei  der 
Reifeprüfung  240. 

Mechanisierung     des     Unterrichts 

188. 
Medizinalfach,  höheres  9. 
Medizinalkollegien  58.  355. 
„Meinungsverschiedenheit"     (auf 

Versetzungskonferenzen)     197. 

461. 
Meldung,  freiwillige,   zur  Prüfung 

seitens  der  Schüler  465. 
Metrik,  deutsche  239. 
Michaelisferien  401. 
Militärische  Chargen  412. 
Militärstaaten  412. 
Mindestpension  der  Oberlehrer  in 

Deutschland  440 ff. 
Minister  in  Österreich  413. 


I.   Ali.li:ili(>fis(hcH  sclm!v'Tnlti(li.-iiil.-M  Saclin-KiHt.r. 
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Mitustfrialnlitcilun^;  für  dir  li(ilir- 
ivii  Sihiilfii  (WürttcinlMi-^)  Md'.i. 

—  WiiitU-inlxTg  ;{2'Jff. 

—  für  dit'  hiimaiiistisiliiiu  und 
n-alistisflu'n  .Milt<'l.sclnili'H  in 
I^ayrrn  -J!)!».  2! IM. 

Ministrrialtlircktor  (Scklidiisclicf). 

SU'lluMK  d.'ssfllx'M  .{(».{ff. 
Miiiistfrialkon/ipist  li'.L'.    Il.'{. 
MinisU-rialrat  '2\U. 

—  in  östorrt'irli  41."{. 
]\IinisUTia!si«kretär  2'.»'2.    \Ul 
.MiiiisUTialsystoin  .".(Iff. 
Mitii.storialviz«'.sekn>lär  L'IL'.   WA. 
Ministfriuiii,  K.  K.  für  (iffciitliclic 

ArlH'it«>n  L'!»-l,  L",)7. 
Ministorpriüsidt'Mt  -HJ. 

—  in  Östorri'icli    li;?. 
Ministerverantwortlic'likcit  r>9. 
„Mißgriffe",  „Ungi'hörij^'kcitfii"  d. 

Olx'rkhrer  94. 
Mitarl>i>it  dor  Schük-r   beim    Wr- 

iH'ssern  der  schriftlichen  Haus- 
aufgaben 4G3. 
-Mitglieder  der  beiden  Häuser  des 

Landtags  413. 
— ,  sehulleelinischedes  Provinzial- 

schulkolk'giums  SöÜ,  435. 
Mittelhoiluleut.sch,    Prüfung  in  — 

237. 
Mittelschuldirektor    in    Österreich 

413. 

—  (älterer)  in  Osterreich  413. 
Mittelschuldirekti)renk()nferenzen 

in  österr.   127. 

.Mittels(liukn(iuete   (Wiener)    277. 

MitteNclmlleluamt  in  Österreich  3. 

Mittelsciiullchrer  (jüngerer),  Rang 
in  Österreich  413. 

Mittelschulprofessor,  (Rang  in 
Österreich)  413. 

Moivrescher  Satz  240. 

Monats/.ensuren  3S1. 

Mündliche  Reifeprüfung  im  Deut- 
schen 23Mff. 

Xaclisicht    bei     Versetzungen     in 

Preußen  196. 
Naturberuf  457. 
Nebenfächer      bei      Versetzungen 

193  ff. 
Nebenverdienst  der  Oberlehrer  183. 
„Neu  -  Gymnasium"  410. 
Newtonsches      Gravitationsgesetz 

241. 
NichtvollanstAlten  407. 
Niederes  Schulwesen  299. 
Noten  für  l^eistungen  4(i3. 
Notensvstem  bei  der  Rcifef)rüfung 

265.  ■ 

OlH>ramtsri(hter  407. 
OU'rbaurat   2'.U. 
C)l)erlH'rgämter  58. 
Oberföi-ster    411.    413  f.    435. 
Oberstkämmerer  412. 


OlH-rkonsistorialral  291. 

( >lH'rlan(lesgcrielit.>4priLHident         in 

östernicli    ll.J. 
Oberlehraiulspraktikanl    409. 
Obcrk'hrer  413 
-  -  als  Titel    102 ff. 

Anstellung  und  !{rf(ir<leriing341. 
( )berlelirenlienstalt«T    |(l(;. 
UlH'rh'hrerreeht<'  U-i  \ersetzuiigen 

197. 
Oberlehrersynoden  .367  ff. 
()l)erleutiiaiit  in  Österreich  41.3. 
Oiwrmedizinalnil   291.   442. 


•rpostpraktikanl  409. 


Oh 

Oberpräsidenten  313.  412. 

—  ständige  Kommission  des  Mi- 
nisters 355. 

()lx'rprä,sidien  58. 
OlH-rreallehrer  408. 
Oberrealschiiidirektor  411. 
( )l)ericrliMiiiiiiskainmer  58. 
Ol)erngi('ningsrat  (Titel  u.  Rang) 
402  ff. 

—  (Bayern)  417. 
Oberschulbehörde ,         Hamburger 

308.  .334.  346  ff. 
Olx>rschulkollegium,    evangelisch.. 

in  Oldenburg  326. 

—  römisch-katholisches,  in  Olden- 
burg 326. 

OlH-rschulkommission    in     Hraun- 

scnweig  317.  331. 
Oberschulrat  (Haden)  309,  317. 

—  als  Titel  404.  405. 

—  für  Preußen  3<i4. 
Oberst   412. 

—  in  Oest.   413. 
Oberstleutnant  413. 

—  in  Oest.  413. 

OVxTster    Schulrat,      Bayerischer, 

309,  (Mitglieder,  hauptamtliehe, 
nebenamtliche)  31 6 ff.  327. 

Oberstudienrat  als  Titel  402  ff.  4(m;. 
415. 

—  Bayern  417. 

—  in  \Vürtteml)crg  408. 

—  im   Kiinigreieh    Sachsen   407. 

( >berver\valtungsgericht,  preußi- 
sches, Kntscheidung  ülx>r  kör- 
j)erl.  Züchtigung  S2  .\nmerk. 

Öffentliche   l'rüfung  203. 

östern-ichische  Reifeprüfung  1908 
280  ff. 

—  -Mittelschulen  mit  mehr  als 
.50(t  Schülern   173 ff. 

Offiziant  in   Bayern  40.3. 

Ohrfeige  149. 

Oktol)t>rkonferenz  im  Preußischen 

Ministerium   1873  118ff. 
Orient ieningsprüfungen  464. 
Orograi)hie  2.3t!. 
Ort*iklassen  im  Kömgn>ich  Sach«en 

427. 

—  in  Baden  (s.  Gehalt)  414. 

—  in  Baden  415.  423. 

—  in  Hessen  425. 


Ort^chulrat,  österr.,  310.  318.     , 
OrtMzulagen  in  WürtU-mljorg  429. 

Pädagogik,  ra<xlerne  278. 

—  papiernc  4,   IHS. 

—  epikureische  27K. 
I'ädagogiseher   (iusichlMpunkt    U-i 

l{4-urt4-ilung  der  Ferien  .39.5. 
Paradi'ferieii   372. 
I'ttrallelccK«U-n  1.34  ff. 
I'atriotisehe  Fi'hU-  302 ff. 
Parteilichkeit     Ix-i    der    Heifej»rii- 

fung  2N3. 
l'atent«'  der  .Amt^chanikti-n-,  vom 

Ijindesherrn  untentehrielien   115 

.Anmerk. 
i'atronat  471. 
Pend.l  241. 
i'ensionän-   12. 

—  (s.  auch  unter  „Dieastinstnik- 
tionen")  99. 

Pension-ges<'tze  Jn     Deut.schland 

und   Öst4rreich  4.3<jff. 
Personalunion    zwischen    Zentral- 

Ix'hörtle    utid    Zwischenlx'hörde 

(Bayern.    WürttemU-rg)   312, 
„l'ersönlichkeit"      des      Schülers, 

\V<>rt  der  -      U'i  der  Fi-ifeprü- 

fung  225.  256.  2(11  ff. 
Peter-  und   Paul  tag  372. 
Pfarramt   10. 
Pfarramtsa.ss«*ssor  410. 
I  'farram tsrefen'ndar  410. 
Pfingstferien  (zu   kurz)   401. 
Pflichtstundenzahl  der  Direktoren 

415ff. 

—  in  Pn-ußen  419. 

—  der  OU-rlehrer  423 ff. 

—  für   SprachlehnT   in    Preußen. 

Österreich  und  Baden  431  ff. 

Philoli.genverein.        Pomnierscher 

459. 
,.1'lutokratie"  4.56. 
P..lyeder  241. 
PtK<tpraktikant  409. 
I'otestrt-s   Patria  86. 
Präsidenten  der  parlamentarischen 

KöriH-rschaften  412. 
Pr.iz«pt..r  40S.   410. 
Praktische  .Ausbildung  der  OU^r- 

lehrerkandidaten  49  ff. 

—  Schulmänner  in  den  .Mittel- 
bohörden  31»;. 

Praktischer  Vorhereitiitiirs- 

illensl.  Oriiiiuiik'-ii  und  Be- 
st i  m  mungen  II  H  .{tiff.  Pr 
;i:..  .38.  39  .  Ö  :15  .  M  .36  . 
By  .35  .  Has  .35  .  KS  .36  .  Wtt 
.36  .  Br  .35  .  .S-\V  35. 

— .  einjähriger  und  zweijäh- 
riger (Ij.  -  I  jährig)  36  f. 
Pr  3iy  (2j.)  .0  .36  (Ij.)  .Bv 
3«>  (Ij.)  .  Ii<l  .36  (Ij.)  .  Hsa  .3<> 
(2j.).KS.3<Mlj.)-Wtt.36(lj.) 
•  BrM«hw.36(2j.)  .  Bre36(2j.)  . 
S-\V  36  (2j.). 
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1.  Alphabctisdios  schulvorgleiohondes  Sacliregistor. 


Praktischer  \'orlH.>reitiiugsclienst. 
Ort  und  Art  37 ff. 

—  freiwillige  und  unfreiwillige  Er- 
weitening  3t>. 

—  Zweck  3Sff. 

—  praktisch -pädagogische  Übun- 
gen 37.  Bd  37  (Heidelberg. 
Karlsruhe,  Freiburg  i.  Br.). 

—  Anweisung  und  Tätigkeit. 
Vr  39ff.  .  Ö'43  (Stundenbilder) 
•  By  41.  42  (didaktisch-päda- 
gogische Kurse)  •  Hss  41  •  KS 
42  .  Wtt  42  .S-\V  40ff. 

—  didaktisch-pädagogische  Kurse. 
By  41. 

—  Probelektionen.  Pr  41  •  Hss  41. 

—  Probejahr,  erweitertes,  ö  36. 43. 

—  Aufsicht,  Berichte  43.  Pr44 
(außeramtliches    Verhalten)  •  Ö 

44  (Einfluß  des  Lehrerkollegi- 
ums) •  By  44  •  KS  44  (Auf- 
treten in  der  Ötffentliclikeit ;  ge- 
sellige Ausbildung.) 

—  Zeugnis  über  —  45.  46. 

—  Rechte    der    Kandidaten 

45  ff. 

—  schriftliche  Seminararbeiten  50. 

—  Forderungen,  Allgemeine 
Betrachtungen  46  ff. 

Preußische  Höhere  Lehranstalten 
mit  mehr  als  500  Schülern  168  ff. 

Prima,  Lehraufgaben  der  242/43. 

Prismen  241. 

Privatunterricht  (s.  auch  die 
Dieastinstruktionen)  99. 

Probekandidat  14.  404.  408. 

Probelektionen  s.  Praktischer  Vor- 
bereitungsdienst. 

Professor  als  Titel  402ff. 

—  an  3Iittelschulenin  Österr.  413. 
Professoren  413. 

ProgjTnnasialdirektor  als  Titel  411. 
Propädeutik,   philosophische   237. 
Prosodie,  deutsche  239. 
Protokolle,    Protokollführung    62 

8.  Dienstanweisung. 

Protokoll  der  Konferenz  469. 

Provinzialschulkollegien  (preußi- 
sche) 58.  310.  326.  327.  460. 

—  Umänderung  und  Erweiterung 
der  —  365. 

Provinzialschulräte,  preußische, 
Vorbildung  327  Anmerk. 

—  Rang  413. 

Provinzialsteuerdirektionen  58. 
Provisorische  Lehrer  in  Österreich 

404.  429. 
Prozentsatz    beim    Bestehen    der 
Reifeprüfungen  361. 

—  der  Versetzungen  361. 
„Prüfen    und    Klassifizieren"    an 

Mittelschulen,  Verordnung  in ' 
Österreich  7.3/74.  ' 

—  Verordnung  betr.  — ,  Abdruck 
468. 

Prüfungsaufsatz,  deutscher  247. 


Prüfungskommission  265 ff. 

—  Zusammensetzung  der,  bei  der 
Reifeprüfung  215  ff. 

Prüfungsordnung,  Badische,  für 
Kandidaten  des  höheren  Lehr- 
amtes von  1V)06.  459  (s.  aucii 
Staatsprüfung). 

Prüfungsprotokoll  250. 

Prüfungssystem,  starres  und  un- 
starres 277. 

Prüfungsverfahren  463. 

Psychologie,   empirische   237. 

P3Tamide  241. 

Qualifikation  der  preuß.  Oberlehrer 

für  Direktorstellen  361. 
Quatrebrasfeier  377. 
Quinquennalzulage  405. 

—  der  Mittelschullelu-er  in  Öster- 
reich 429. 

Räte  I.  Kl.  412. 

—  IL  Klasse  412. 

Rat  des  öffentlichen  Unterrichts 
365.  . 

—  in  Österreich  286. 
Reaktion,  Ära  der  —  149. 
Realgymnasium  als  Titel  410. 
Realschulinspektor  in  Österr.  359. 
Rechenschaftsberichte  der  Lehrer 

in  Württemberg  360. 

Rechnungsrat,  Geh.  412. 

Rechte  des  Regierungspräsidenten 
355. 

Rechtskandidaten,  Ausbildung  53. 

Referenten,  administrative  (bei 
den  Laiidesschulräten  in  Öster- 
reich) 310. 

Reformationsfest  370.  373ff.  385. 
393  ff. 

Regelung,  einheitliche,  der  Ferien 
.391  ff. 

Regierungspräsident  412. 

Regierungsrat,  Geh.  406.  411. 

—  (Titel  in  Österreich)  404. 
Regierungs-     und     Gewerbeschul- 
räte 298. 

Regierungssupernumerar  409. 

„Reglementiert,  es  wird  zu  viel  — " 
368  Anm. 

Reichsgericht,  Entscheidung  über 
Züchtigungsrecht  82  Anmerk. 

Reichsschulabkommen  von  1874, 
1889  und  1909  5.  209/10.  471  ff. 
(Abdr.) 

Reichsschulkommission  289. 

Reifeprürung.  E.  208  ff.  — 
Ordnungen  208 ff.  209.  Pr,  Ö, 
Bd,  By,  Hss,  KS,  Wtt,  E-L, 
Anh,  Brschw,  Odbg,  ßre,  Hbg, 
Lü,  Mcklschw,  Mcklstr,  S-A, 
S-C,  S-G,  S-M,  S-W,  RäL, 
RjL,  Schwrzb-R,  Schwrzb-S, 
FL,  Sch-L,  Wa. 

—  Zweck  der  Prüfung  (Uni- 
versitätsötudien)     (Lehrauf- 


gabe der  Prima)  209ff.  Pr  212 
•  Ö  210  .Bd211  .By212  .  KS 
211  .E-L  213  .Wtt  210.  211. 

—  Zusammensetzung  der 
Prüfungskommiss.  215ff.  Pr 
215ff  .  Ö  216  .  Bd  216  •  By  216 
(Ordinarien  der  vier  obersten 
Klassen)  .  Hss  215  .  KS  215  . 
E-L  215.  217  .  Wtt  216  .  Anh 
215  .  Brschv  215  .  Odbg  215  . 
Bre  215  .  Hbg  215  •  Mcklschw 
215  .  Mcklstr  215  .  SM  215  . 
RäL  215. 

—  Zulassung,  bez.  Zurück- 
weisung 218ff.  Pr218ff.By 
220  .  Hss  219  .  E-L  219  •  Anh 
219  .  Brschw  219  .  Odbg  219  . 
Hbg  219  .  Lü  219  .  Mcklschw  u. 
Str  219. 

—  Betragen  (Täuschungen,  Frist- 
erstreckung, Wertung  des  — ) 
Pr  221  ff  .  Ö  221.  227  (keine 
Betragensnote).  274  •  By  222/23 

.  Hss  222.   224.  225  .  KS  225 

.  E-L  222.  225    •   Wtt  221  . 

Brschw  222  ff.  .  Anh  222  •  Odbg 

222.   225  .  Bre  222.  .  Hbg  222. 

225  .  Mcklschw   222  •  S-W   225. 

—  PrüfunginReligion.  Pr  227 
.  Ö  (keine)  228  .  Bd  228  .  By 
228  (schriftl.)  .  Hss  228  (keine) 
.  E-L  228  .  Lü  228  .  Hbg  228 
(keine)  •  Mcklschw  227  (keine) 

.  Mcklstr  228  .  S-M  228. 

—  Alte  Sprachen  229—2.33. 
Homer,  Hesiod,  Xenophon,  He- 
rodot,  Piaton,  Sophokles,  Plu- 
tarch,  Euripides,  Isokrates,  Ly- 
kurgus.  —  Caesar,  Ovid,  Livius, 
Sallust,  Cicero,  Tacitus,  Vergil, 
Horaz,  Quintilian,  Mythologie, 
Kuast.  —  Grammatik,  Inhalt 
und  Form  der  Scliriftsteller. 

—  Neuere  Sprachen  233—234. 
Shakespeare,  Moliere.  —  Kultur- 
und  Literaturgeschichte.  — 
Grammatik. 

—  Geschichte  und  Geogra- 
phie 234— 237.  Alte  Geschichte, 
röm.  Kaiser,  Marcus  Aurelius, 
Neue  Geschichte,  Verfassungs- 
leben, wirtschaftliche,  gesell- 
schaftliche Fragen,  Kultur- 
geschichte. —  Geologie,  öster- 
reichische Vaterlandskunde,  Oro- 
und  Topographie ,  Hydro- 
graphie, Statistik, 

—  Deutsch.  Ö  237  .  Bd  238  . 
By    238  .  Wtt    237  .  Bre    238. 

—  Mathematik  und  Physik 
'239ff.  Ö  240.  242  •  By  240.  241. 

242  .  KS  240  .  E-L  240  .  Wtt 
240  (keine  mündliche)  241.242  . 
Hbg  240.  242. 

—  Lehraufgabe  der  Prima. 
Pr    242  .  Ö     242  .  Hss     243  • 
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481 


Aiili  -JU  .  M.klstr  \1U  .  S..M 
24.1  .  H  ii  L  2-13  .  K  j  L  243. 
• —  .Schrift liflie  l'rüfunjj.  Stcl- 
lunutliT  Aufniilx'ti  211 — 2.')!. 
I'r  2  i;Uf.  (§»;,(;  21(1  ff.)  •  r)244  . 
Hv  2ll/i:)  (rinlu-itlic-h)  »Hss 
244  .  KS  244  •  K-L  211  •  Anli 
244  .  lirsrhw  244  -Odl)«  244  • 
lUv  244  .  111)^'  244  •  Mcklsc-hu 
244  .  S-W  244  •  K  ü  I.  244  • 
KjL  244. 

—  lU'urtciliin^  der  sclirift- 
liclicn  Arlx-itfii  201  ff.  I'r 
251  (1  Zensor)  •  Hv  2.')!  (2  Zen- 
soren) .  KS  i.'jf.  Wtt  251 
(2  Zeasoren)  •  Hrschw  252  • 
Hbg  251   (2  Z(>n.«orfn). 

—  Zurürkweisuntf  und  Dis- 
pensation 252  ff.  Pr  25.3  . 
Ö  252  .  Kd  252  •  Hv  254  .  Wtt 

253  .  KS  253  •  E-i:  254  •  Anh 
255  •  Odbg  255  •  l'.re  253.  254  • 
m.p  255  .  Mcklschw  254  . 
.Meklstr    253  •  SM    255    .   S-VV 

254  .  R  ä  L  255. 

—  Kompensation,  Das  Be- 
stehen der  Prüfung  257ff. 
IV  2.5S  .  Ö  257.  258  (keine 
Komp.)  .  Hd  257  •  Hv  257.  2<J4 
.  KS  258  .  EL  258  .'Wtt  257  . 
Anli  258  .  Hre  2()1  .  Hbg  258  . 
Alcklstr  258  •  S-\V  261  •  S-M 
258  .  RäL  25S  .  RjL  258  .  RäL 

262  •  Frankreich  2(;3ff. 

—  Der     Prüf  unj-'skom  missar 

263  ff.  Pr  266  •  Ö  2(i6  .  Hv  266 
.  KS  266/67  •  Wtt  266  "•  Anh 
2i;6  .  Hrschw  266  .  Odbg  267  • 
Hbg  266  .  Msehw  267  •  Mstr266 
.  S-W  266  .  RäL  266  •  RjL  266. 

—  Varia,  Zeitdauer,  Gesamt- 
Priidikate.  268.   IV  26)8  •  ()  268. 

270  .  Hy  269  .  Hd  269  .  H.s8 
269  .  KS  269  .  Wtt  268  •  S-M 
269  .  RäL  269. 

—  AllgemeineHet  rächt  ungen 
Die  ethisch-lji'deutsamen  Fächer 

271  ff.      Pr     272  .  Ö     272  •  Hss 

272  .  Wtt  272  .  Mcklschw  272  • 
Mcklstr.  272. 

—  Abschaffung  der  Reifeprüfjing? 
Sicherheitsformeln,  Niedergang 
der  .\nforflening.  —  Österreichi- 
sche Reifeprüfung  von  19(IS 
(S.  2S0ff.).  Hau})t-  und  X.-Ihm- 
fäcli(  r.  DisjM-nsation,  Heschrän- 
kuiiL'  auf  Hauptfächer,  einige 
Krlrjcliterungen,     271 — 285. 

—Wied.M-h.. hing  der— in  0142/ 
43  .  IM  142  .  Hd  142  »Wtt  142. 

—  als  Ferialtag  3711  ff. 
Reifeprüfungsordnung  in  Pn-nß^-n 

vom  24.  Januar  19(10  277  ff. 
Reifezeugnis,    Formular   eines  — , 

in    Osterreich     (AlKiruck)    468. 
Reihen,  unendliche  240. 


Rein -fachliche  Verwaltung  300. 
ReisekoHt4<n  4(M>. 
Reisetage    375.    .H«l.    3«2.    385. 
„Rektor"  als  Titel  für  baverische 
Anstaltsleiter  402  ff. 
I    -     diT    l'niversität    412. 
!  —  der  \'olksHchulen    1!<7. 
Rt'kloratsiuxsistent  ( WürttenilKTg) 

114.  42;». 
Rektoren  der   Fürsten-    und  Ijin- 
desscliulen  407. 

—  der  (Jemeindeschulen  in  Preu- 
ßen, Verhältnis  zu  I>i-hrern 
98/99. 

—  der  Universität  in  i>ei|>zig  407. 
Relegation,    s.    auch    Kiitfernung, 

Verweisung.      Dimissiun      H3ff, 

H8  ff. 
Religionslehn-r,     katholische,     Wi 

der     baverischen     Reifeprüfung 

279. 
Remuneration  für  Hilfsunterricht 

180. 
Re.serveklas.sen  181  ff. 
Re.serveoberlehrer  1 S3  ff. 
Reserveprofessoren    1 S3. 
Ressort  Verbindungen  .30(i  ff. 
Revisionen  344. 

—  Charakter  der  —  363 ff. 
Richteramt    11. 

Richter  und  richt<*rliche  Hi-amten, 

Gehalt  der  422  ff. 
Ritter  vom  Schwarzen  .Adler  412. 
Rittmeister  413. 

—  in   Österreich  413. 

„Rohe  (Jesinnung"  der  Oberlehrer 

in    Pn-uUen  94. 
Rosenmontag  3S4. 
Rüge.    Recht    zur   — ,    den    OUt- 

N'hrern  gegenüber  94  .Anmerk. 

—  Recht  zur  — .  gegenülx-r  den 
Richtern  94   .Anmerk. 

Ruhegehälter  für  Direktoren  in 
Dout.schland  4.36  ff. 

—  in   ^^terreich  4.39. 

—  für  Mitfel.schullehrer  in  Öster- 
reich   IM'..   447. 

—  für  OU-rlehrer  in  IVutschland 
440ff. 

Ruhegenüs.se,  österreichische  450. 

Säclisisehes    Kultusministerium 
(Kinheiflichkeit   dessellxMi)  308. 

Sammelarrest  s.  .Arrest. 

Schillerfeier  37S. 

„S<'himpfwörter".  (iebrauch  der  — 
91. 

—  Schimpf nvlen   KU. 
Scholarclmt    471. 

.S<>hrift liehe  Prüfungsarln-iten.  Be- 
wertung der  —   463. 

S«-Iiriftliclic  Prüfung  (fier  Reife- 
prüfung) 24.3ff. 

S«'iuilarn'.Ht  s.  .Arn>st. 

Schulaufsichtslieamte.  zu  geringe 
Zahl  der  361. 


H.  Morsch,  das  liöhoro  Ix-hramt.    2.  Aufl. 


Schuluuf8icht>sge«etz,     nie<lerii«tir- 

reiehiMcheH  31H. 
SehulbüeherverlrtgHdin'kt  ion         in 

Wi.r.  und    Prag  294. 
!  S<liii|(i.  |iiitaiiiini'n  in  Bremen  322. 
Schujgpld  K.  inSaehsen-Alti-nburg, 
I      Anhalt,  Hoden.  Bayern,  Brauii- 
I      Hchweig   152. 

—  in  Hn-men,  Siu-lwen-Coburg, 
8a<-lisen(ii)tha.  KlHuU-l»thrin- 
gen,  Hamburg,  Hessen,  Fürsten- 
tum Lip|M-.  Lülx-ck,  .Me<'klen- 
burg-Stn-litz,  SaeluM-n -.Meinin- 
gen, Olclenburg  453. 

—  in  i'reußen,  F{4'uü  ä.  Linie, 
Reuß  j.  FJnie,  Königreich  Sach- 
sen,S<haumburg-Lipp<-.S*-h  war?.- 
btirg-Rudolstadt.  .•<<•  h war z bürg- 
Sondershausen,  WaMcck,  Würt- 
temlxru.   r)sterreich   45}. 

—  Bemerkungen  zum    —. 
Sehülerlcistunt'en,    Bewertung  der 

— ,  in  (^tem-ich  467. 
Schulgeld,    niedriges,    in    Bayern, 

Öst4-rreich    128. 
Scluilhygiene   151. 
j  Schulhygieniker  1.5.3.   179. 
I  S<'hulins|H'ktor     der     .Senatskom- 
I      mission   in   Bremen  .3.36. 
I  Schulkla.ssiker  2S/29. 

Schulkommissionen  im  Königreich 
'      Sachsen     (Geschäft«kreis)     322. 
323  ff.  .3.36  ff. 
Schulmusciim.  rwterrejchi.sch.  296. 
Schulordnungen.     ('     IV     143ff. 
I        Pr    143 ff.  .  Ö  144   (Kärnten)  • 
I       Bv    144  •  H.ss    144  .  KL    144  . 
I      Anh     144  .  Hrschw    144«  Mbg 
144     .    Bre  143    .    Hbtr    143  . 
I      Mcklschw  144  .  S-W  144  .RäL 
143  .  Schwzb-R    u.     Schwzb-S 
144. 
„Besehwerderecht  der  Schü- 
ler" Prl46ff  .Bv  148.  1.50  .  Bd 
14H  .Hss  146.  1.50  .KS  147.  148 
.  KL  147.  150  .Wtt     147/148. 
149.   1.50  .Anh   151  .Odbg    147 
.  Hbg      14S  .  Mrklschw    14S  . 
S-A   146     1.50  .S-C    147  .  RäL 
147  .  FL    147  .SehL  H6. 
Schulpraxis,  Männerder — ,  alsMit- 
glie<^ler  der  Provinzialschulkolle- 
gien  .366. 
.Schulrat    104. 
S<hulref(.nn.    Schul verwaltungsre- 

form  .3r,9. 
Schulsi)r«nffel    ls4ff. 
.S  hulsvn.Kle.  Hamburger  .321.  .334. 

.335."  .367. 
Snlantag  .30.3.  .370ff. 
Sekretär.  Ständiger,  der  .Akademie 

di-r  Wissenschaffen   412. 
S««kfionen  der  Ministerien  (öster- 

n-ich)  29.3. 
Sektionschef  29<1.   .30.5.   41.3. 
Sektioasraf  291.  41.3. 

31 


482 


Alpliabetisches  schulvergleichendes  Sachregister. 


Semestorschhili.  xwockmäßige  Lage 

deis  398  ff. 
Seminaniirektor  40G. 
Seminar,    rädacogisches.    Hss   35 

(GiolxMi).  4ö;i. 

—  StMninare  der  Provinzialschul- 
kollocien  und  G\nnna,sialsemi- 
naro^Pr  37  •  Bv  38  •  Hss  38  • 
KS  38  .  Wtt  38  .  Brschw  38. 

—  Universitätsseminar    KS    37 
(Leipzig)  •    S-\V  37  (Jena). 

Seminarsitzungen  4L 

Senatskommission  für  das  Unter- 
richtswesen in  Bremen  321  ff. 

Servisklassen  in  Preußen  43L 

Sicherheitsformeln  für  das  Be- 
stehen der  R<>ifeprüfung  274 ff. 

Sitzungen.  Instruktionen,  Ge- 
schäftsordnung (in  den  Mini- 
sterien) 302  ff. 

—  in  den  Mittelbehörden  345  ff. 
Sittenfest  385. 

Sommerferien  in  Preußen  (Be- 
denken dagegen)  396  ff. 

Spraclilehrer  431  ff. 

Spreclistunden  46ß. 

Staatsanwalt  435. 

Staatsgrundgesetz  vom  21.  De- 
zember 1867,  österreichisches 
357  Anmerk. 

„Staatslehrpersonal"  in  Österreich 
449. 

Staatsminister  302. 

—  aktive  412. 
Staatsministerium  .^9. 
Staatsprüfung   der    Oberlehrer. 

Prüfungsordnungen  16ff. 
Prl6  .  Ö  16  .  Bd  16  .  By  16  . 
Hss  16  .KS  16  .Wtt  16  •  Br 
16  .S-W  16. 

—  Allgemeine  und  Fachprü- 
fung, erste  und  zweite  Prü- 
fung 22    47ff. 

—  Zeit  und  Art  der  Studien 
16  ff. 

—  Teilnahme  an  Universi- 
tätsseminarien  Ö  19  •  By  19. 

—  Prüfungskommission,  (Zu- 
sammensetzung, Vorsitz, 
Rechte,   Pflichten  20ff. 

—  Collegia,  bestimmte  Ö  18  • 
By  18. 

—  Vorsitz  in  der  Prüfungs- 
kommission Ö  20.By  20. 
Wtt  21. 

—  Colloquia,  Kolloquien- 
zeugnisse Ö  18. 

—  Hausaufgaben,  Klausur- 
arbeiten, Zeit  derselben  23  ff. 

—  Vorlesungen  an  Techni- 
schen Hochschulen,  An- 
rechnung derselben  Pr  19  . 
Ö  19  .  By'l9  .  KS  19  .  Wtt  19. 

—  Schriftliche  Hausaufga- 
ben.      Wahl    der    Themata 


für  Hausaufgaben  24.  Ö  24  • 
By  25  .  Wtt  25. 

—  Mündliche  Prüfung.  Kom- 
bination der  Lehrfächer 
25f  f.  Pr  25  .  Ö  26  .  By  26  . 
Wtt  27.  28. 

—  Mündliche  Prüfung  (An- 
forderung in  einzelnen  Fä- 
chern 28ff.  Pr  28  .  Ö  28  .  Hss 
28  .    I^y  28 ff.  (einzelne  Autoren) 

.  KS  29    (einzelne  Autoren)  • 
Wtt  29 ff.  (einzelne  Autoren). 

—  Anforderungen  (Beherr- 
schung der  neueren  Spra- 
chen) Pr  30  .  Bd  30  •  Hss  30  . 
KS  30  .  Brschw  30  .  S-W  305. 

—  Philosophiealsbesonderes 
Prüfungsfach  Pr  30  .  Ö  30  . 
By  30  .  Bd  30  .  Hss  30  •  KS 
30  .  Wtt  30  .  Brschw  30  .  S-W 
30. 

—  Kompensation  Pr  32  .  Ö  33 
.  Bd  32  .  Hss  32  .  Brschw  32. 

—  Ausführung  der  mündli- 
chen Prüfung,  Öffentlich- 
keit 31.  Pr  .31.  49  .  Ö  31  .By 
31.  49  .  Bd  31  .  Hss  31.  49  . 
KS  31  .  Brschw  31  •  S-W  31. 

—  Bestehen  der  Prüfung, 
Zeugnisform  32ff.  Pr  32  . 
Ö  33  .  Bd  32  .  By  33  .  Hss  32  • 
W^tt  33  .  Brschw  32  •  S-W  32. 

—  Noten-  und  Punktier- 
system By  34. 

Allgemeine   Betrachtungen, 

Forderungen  46ff. 
Standesschulen  129. 
Statistik  236. 
Statthalter  in  Ost.  413. 

—  (Landeschef)     in     Österreich 

31 3  ff. 

Statthaltereikonzipist  413. 

Stein  -  Hardenbergsche    Gesetz- 
gebung 59. 

Sternzeit  241. 

Stellung  der  Aufgaben  bei  der 
schriftlichen  Reifeprüfung  243 ff. 

—  der  Mitglieder  des  Ministeri- 
ums 302  ff. 

Stellvertreter  des  Ministers  290. 

—  des  Oberpräsidenten,  nicht  ju- 
ristische, in  Preußen  315.  .355. 

—  des  Rektors  im  Königreich 
Sachsen  427. 

Stellvertretung  des  Oberpräsiden- 
ten in  Preußen  und  des  Landes- 
chefs in  Österreich  313  ff. 

Stellvertretungswesen,  Regelung 
des — ,  in  Österreich  und  Preußen 

31 4  ff. 
Stereometrie  241. 
Stimmrecht  in  Konferenzen   469. 

—  der  Mitglieder  des  Landesschul- 
rats  347  ff. 

—  der  Mitglieder  der  Provinzial- 
behörden  366. 


Stimmrecht  der  Provinzialschul- 
räte  348  ff. 

—  der  schultechnischen  Mitar- 
beit<^r  349  ff. 

—  der  technischen  Räte  bei  den 
Regierungen  349. 

Strafarbeit  (s.  Ersatzarbeit  und 
vermehrte  Hausaufgabe)  83. 

Strafen  (Schulstrafen)  81  ff. 

Strafrecht,  Abgrenzung  des  —  470. 

„Studienanstalten"  415. 

„Studienanstalt"  410ff. 

Studienassessor  410. 

Studiendirektor  116.  369.  411.  415. 

Studienhofkommission,  österreichi- 
sche 286.  310. 

Studienkommissionen  in  Württem- 
berg 322  ff.  325. 

Studienoberlehrer  414. 

Studienmeister  411. 

Studienpräsident  116.  369. 

Studienrat    402  ff.    407.    414. 

Studienreferendar  410. 

Stundenplan,  Gestaltung  d.  —  469. 

Subalternbeamte  149. 

—  Zahl  der  — ,  im  österreichischen 
und  im  preußischen  Kultus- 
ministerium 292. 

Subalternbeamter  IL  Klasse  411. 
Subalterne,  Laufbahn  409. 
Supplent  404. 
Supplentenjahre,  Anrechnung  der, 

in  Österreich  451. 
Synonjrmik  (neuere  Sprachen)  233. 

Tadelbrief  in  Österreich  90. 

Tagesordnung  der  Konferenz  — 
469. 

Talent,  Ermittelung  des  — ,  bei 
der  Reifeprüfung  276  Anmerk. 

Technische  Räte  bei  den  Regie- 
rungen 349. 

Teilung  des  preußischen  Kultus- 
ministeriums 307. 

—  der  Provinzialkonsistorien  1825 
in  Konsistorien  und  Provinzial- 
schulkollegien  345. 

—  der  Reifeprüfung  280. 
Termin   für    Berichterstattung  in 

Preußen  361. 

„Tertiale"  373.  374. 

Teuerungszulagen  in  Württemberg 
421. 

Themata,  allgemein  moralische 
und  literarische,  bei  der  Reife- 
prüfung 248  ff. 

Titel  und  Rang  V.  B.  Vor  dem 
Amt  (Beamteneigenschaft, 
Vereidigung?),  in  dem  Amt. 
402  ff.  Pr  406  .  Ö  404  .  Bd  402 
-  .  By  402  .  Hss  404  •  KS  406 
.  Wtt  408  •  Anh  402  •  Brschw 
404  .  Odbg  404  .  Bre  408  .  Hbg 
480  .  Mcklschw  404  .  S-C  409  • 
S-G  409  .  S-A  408  .  S-M  408  . 
S-W  406  .RjL  408  -FL   409. 


I.   Alplmhi'ti.schcrt  .schiilvi«rgIeifh<-n(lt'H  SuchrogiBt<!r. 
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TöfhtiT.  liöIuTf    im. 
TöchUTku-ssf  in    Hiiyt-rri    1-1 1. 
Translokutionsfxunu-ii  2(>.'>. 
Trigonometrk«  240. 
Turnon,  obligat<'s  -Itil. 


Überrülluii^  dir  .Miu<-lsfliuli'n  in 
Galizieii  und  Bukowina  173. 
174. 

—  Radikalmittel  gogon  —  184  ff. 
Schulspirngfl  184  —  Zentral- 
itiätanz  für  Statistik  185.  — 
Anmeldungen  der  Aufzunehmen- 
den beim  l'rovin/ialsclnilkolle- 
gium  185  ff.  —  Auträ;„'e  auf 
Einrichtung  von  l'arallelkhusyen 
186. 

—  der  einzelnen  Schulklasscn  154. 
155. 

Übung  im  Lnteinsprechen  29. 

Umzugskoatcn  40G. 

Ungarn  (Direktorat)  117. 

„Uugehörigkeit"  s.  „Mißgriffe". 

Universitätsprofessoren  als  Mit- 
glieder der  Reifeprüfungskom- 
mis.sion  ( Österreich,  Haden,  Bay- 
ern,  Ikaunschweig)  JIS. 

—  als  Revisoren  der  höheren 
Schulen  in  Baden,  Bayern  358. 

Universitätsstudien,  als  Zweck  der 
Reifeprüfung  21 3  ff. 

Unterrichtsfreie  Tage  für  Auf- 
nahmeprüfung 128.  129  Anm. 

Unterstaatssekretär  290. 

Unterstützungs verein,  allgemeiner, 
in  Bayern  441. 

Urlaub  an  Schüler  470. 

Urteilsfähigkeit  465. 


Vadeineeuni  für  Kandidaten  des 
Mittelsehullehramtes  Ö  36. 

Vaterlandskunde,  österreichische 
28(1. 

Verantwortlichkeit  57ff. 

\'erantwortung  des  Direktors  470. 

—  der  Minister  vor  dem  Staats- 
oberhaupt, vor  dem  Parlament 
59. 

Verantwortungsfreudigkeit    der 
Oberlehrer   129. 

Verdrängung    des    kollegialischen 
durch  das  bureaukratische 
System   59. 

Vereinlmrung  s.  Reichsschulab- 
kommen. Abiturientenkonven- 
tion •_'(•".•. 

—  der  deutschen  Bundesregie- 
nnijzcii  üIht  Reifezeugnis.se  vom 
22.  ()ktol)er  1909 (Abdruck)  471. 

Verfa-^sungsge.schichte  235. 
Verhalten    auücrhalb    der    Schule 
467. 

—  sittliches,  bei  der  Versetzung 
der  Schüler  195,  225  ff. 


N'erliaiHllungi-n  üi).  Keorganisation 
der  lii)li<nii  Schule  vun  IM!)  367. 

\'ennerk,   In-i   W-rsetzungcn   194. 

N'eronlnung  üImt  Trüfcn  und  Klas- 
sifizieren in  Oslt-rreieh  1.32  .An- 
merkung und  .Abdruck  4ti3. 

— ,  österreichische,  betr.  dius  „l'rü- 
fen"  und  „KhusMifizieren"  73. 
74  Annu-rk. 

— .  die,  üImt  tlie  veränderte  Ver- 
fassung aller  obersten  Staata- 
behörden  in  der  preuüi.schen 
Monarchie  vom  27.  Oktober 
1810  302.  303  Anmerk. 

Versetzung,  auf   l'rube   192.   193. 

Versetzungen,  allgemeine  Bedin- 
gungen der  Reife  189.  190. 

Vcrsetziinuren.  111  D.  Ver- 
setzungsordnungen 188ff. 
Pr  189  .  Ö  189  .  Bd  188  •  By 
189  •  KS  189  .  Wtt  189  .  Anh 
189  .  Bi-schw  189  .  Odbg  189  • 
Br  189  .  Hl)g  180  •  Mckl.sehw 
189  .S-W  IS!). 

—  Verschiedene  Arten  der 
Versetzungen  189.  Pr  190  • 
Ö  190.  191  .Bd  190  .By  190  . 
Anh  190. 

—  Hinderungsgründe  usw. 
191.  Pr  192  .  ö  194  .  Bd  191  . 
By  192  .  KS  192  .  Wtt  192  . 
Anh  1!)2.  193. 

—  Versetzungskonferenz 
(Oberlehrer  un<i  Lehrer- 
rechte in  Preußen)  196.  Pr 
196  .  Bv  196  .  Wtt  1!)6  .  Anh 
196  .  Odbg  197  .  Brschw  198  . 
Mcklschw.  197. 

—  obligatorische  und  nicht- 
obligate  Versetzungsprü- 
fung 199.     Pr  199  .  —  Bv205 

.  Ö  205  .  Rss  19!).  204  ff.  '•  KS  ' 
199.   202   (Prüfungsarbeiten)    • 
Wtt  199.  2(W  (Vei-setzungsplan)  j 
.    Brschw   207     •    Anh    199    . 
Odbg  207. 

—  Allgemeine  Betrachtung 
207. 

—  bedingte  —  101.  -Vdnionitionen 

191  ff. 

Versetzung,  halbjährliche  134. 

—  jährliche  134  ff.  (^  Jahrea- 
versetzungen   135). 

—  nach  Obersekunda  205 ff. 

—  Unterschiede  zwischen  den 
Kla-s-senstufen  u.   (Jegenständen 

192  ff. 
Versetzungskonferenzen  19(>ff. 
Versetzungsordnung.     preuUiitchc, 

von    1901     7.3.    u.    s.    unter    D 
Versetzungen   188. 

—  Alnlnick  —  von    PriMißen   4.50. 
Braunschweig  4t)2.  Mecklenburg-  ] 
Schwerin  4)'»2.  ()stern-ich  463 ff. 
(Verordnung    üIht    Prüfen    und  , 

Kl,.,<..fr/i-r..nl.  ' 


N'erselzungHprüfung  in  Österreich 
466. 

—  Zwe<-kmäßigkeit  dersellx-n  207. 
208. 

Versteekupiel  beim  deutschen  J'rü- 

fungsaufsatz  247. 
Wrteilung     der     (leschäfte     nach 

Provinzen   im    preußischen    Mi- 

nist<-rium   301. 
\'ertretungen   432  ff. 
VerwaltuugsU'umte,      höhere,      in 

Preußen  435. 
Verwaltungsbericht  der  Direktoren 

in   Preußen  .360. 

—  der      ProvinzialschuIk(jlIegien 
360. 

Verweis,  als  Disziplinarstrafe  96. 
97. 

—  protokollarischer  97. 

— ,  Recht  zum  N'erweis  den  Ober- 
lehn-rn  und  Richtern  gegenüber 
94  Anm. 

Verwendung,  ordentliche  und 
außenjrdentliche  der  Mitglieder 
im  österreichischen  Kultus- 
ministerium 241  ff.  .305. 

Vetorecht  im  allgemeinen  58. 

—  des  Direktors  72.  197. 

—  des  Vorsitzenden  der  Mittel- 
behörden 352  ff. 

der  Provinzialbehörden  366. 

der  preußischen  Provinzial- 

schulkollegien  .3.56  ff. 

Visitatoren,  geringe  Zahl  der  — 
359. 

Vizepräsident  als  Stellvertreter  in 
Oalizien,  Niederösterreich.  Böh- 
men 314. 

—  in  der  Provinz  Brandenl>urg 
314. 

Volksfesttag  .387. 
Volksschullehrer  11. 
N'urlKTeitung  der  S<-hüler  für  die 

Reifeprüfung  2s2. 
Vorbildung  der  Kultusminister  304 

—  der  preußischen  Provinzial- 
.schulräte  327  .Anm. 

Vorgesetzte    für    die     Provinzial- 

schulkollegien  (3  .Arten  von  — ) 

354  ff. 
Vorschläge  für  neucTitulaturen  der 

0»H>rlelirer    114.    415. 
Vorschulen.      Aufhcbunir     dir    — 

187  .Aiiiu. 
Vorschnir    und    Aiirnahni«>prü- 
funjr  ('  I  llTff.    Pr  ll!)ff  .  ()  120. 

122  (VorlxTeitungsk!a.ssen)  .  l*r 

123  (Aufnahme  in  die  Vorschule) 
.  ö  120.  122.  12.5.  126  .  Bd  123  • 
Bv  125  .Hss  123  .KS  125  . 
K-L  123  .  Anh  124  .  Brschw  123 
.  Brc  123  .  Hbg  123  .  .Mcklschw 
123  .  S-C  123  .  RäL  123  .  FL 
1 23. 

Vorschulfrage   llSff. 

—  Zahlenmaterial   ztir  —   45S. 
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I.  Alphabot  isohos  schulvorgloichondos  Sachregister. 


Vor^itzoiuior  dorl'rouß.  l'rovinzial- 
schulkollogion.  Bofucnisso  des 
3Ö1. 

Vortrjipondo  Räte  im  Ministorium 
302  ff. 


Waisengelder.        Krziohuuirsgeldor 

441ff'. 
Wandelonlinariate    71    (s.  Dionst- 

iiistruktionon). 
Wartezeit     der     Oberlehrer     und 

Juristen  434. 
Wtvhsel-Cöten  134  ff. 

—  Zahl  der  Städte  mit  —  141. 
142.  Anm. 

Wehrordnung,  deutsche  19ö  Anm. 

^^'einernto  als  Ferialtag  380. 

Weltkultur  23li. 

Wertung  des  Betragens  bei  Ver- 
setzungen 195. 

..Wesen,  kaltes,  herrisches"  der 
Oberlehrer  104. 

Wiederholungsprüfung  in  Öster- 
reich 466. 

—  bei  Versetzungen  191  ff. 


,  Wiener  höiiero  Lehranstalten  (Fre- 
I      quenz)   172. 

I  „Wirk!.  CJeh.  Oberstudienrat"  415. 
Wirk!.  (Jeheimen  Räte  412. 
Wirk!.   Oborkonsistorialrat   412. 
Witwenjtension  441  ff. 
Wohlwollen     als     Bedingung     er- 
ziehlicher Tätigkeit  466. 
Wohnungsgoldzuschuß    (Wg)    für 
Direktoren    und    Oberlehrer    s. 
Tabellen  414ff. 
—  (Alietsontschädigung).  Höhe  dos 
—  in    Preußen    bei   Direktoren 
418,   bei  Oberlehrern  427. 

Zahl  der  Dienstjalire  für  Höohst- 

pension  448. 
Zahl    der    „höheren     Lehrer"     in 

Preußen,  Österreich,  Bayern  usw. 

362. 
Zalü  der  jälvrliohen  Zensuren  78  ff. 
Zahl  der  Konferenzen  61.68.  463  ff. 

(Österr.) 
Zahl     der     schulfreien     Tage     in 

Deutschland     und      Österreich 

390  ff. 


Zoiehoninspcktor  in  Baden  330. 

Zeicheniohrer  als  ^Mitglied  der 
Koifeprüfungskommission  218 
Anm. 

Zensurbüohor  80. 

Zensuren  und  Zensurprädikate 
72  ff. 

Zensurformulare  77.  468  (Abdr.) 

Zentralbehörden,   Gliederung  292. 

—  Leiter  und  Mitglieder  28<). 

Zentraldiroktion  der  k.  k.  Sclml- 
bücherverläge  294. 

Zentralinstanz  für  Statistik  185. 

Zeugnisse  in  Österreich  388,  Ab- 
druck 468. 

„Ziererei"  der  Oberlehrer  104. 

Zivilbeamler  412. 

ZiichtiLMing.  körperliche  81ff.  460. 

Zulassung  zu  der  Reifeprüfung 
218  ff. 

Zurückweisung  von  der  münd- 
lichen Reifofu-üfung  252 ff. 

Zwischenprädikate  zwischen  „Gut" 
und  „Nicht  ohne  Tadel"  73. 

„Zwölfstundenklauscl"  in  Preußen 
451. 


II.  Ali)lial)etischos  NaiiioniTü^istcr 

(meist    aiifli    Kcgii^ler  der  zitierten   Autoren  i. 


Aesohylos.   l'erscr.  2!t.   J.U.   JTl. 
Alt^'ncicrf  4()<t. 
Aristophaiu's  ül. 
AristotrK's  410. 
Aucassin  rt   Nii-uU-t«'  'MK 

Bach.   Hugo    KiT. 

HaiimfisUr  (>  ii.  öll. 

BäuiiUT.   (Jertnid  6. 

Ba>;insk.y  -  Jauki"   153. 

Bayard  7.'). 

Beu-r,  Adolf  (i  u.  oft. 

BeuMulf  3tl. 

Beranpcr.  Chansons  .30. 

Bismaick  v.,  Otto  4.  (;o. 

Bloik.  R.  40.S. 

Boili-au.  Satires  (II.  u.  IX.  Biuli). 

l'Art  poetiqiu'  30. 
Bonitz  1.35. 
Brauchitsch   v.   7.  31  1. 
Braunbehrons   7.  5S.  311. 
Burgerstcin  -  Nctolitzky   153.   17it. 
Byriin,   C'hild   Harolds   Pilgriniagc 

'30. 

Caesar  2S.  :^20. 

Catullus  29. 

('aui>r.   Paul  •27S/7!lff.  u.  üft. 

Chateaubriand  ,      Itini-rair»'    de 

Paris  ä  Jcrusali'in   30. 
Chaueer  30. 
Cicero,   pro  Milone.  actio  in   Ver- 

reni  II,  üb.  4  di>  signis,  orator. 

Brutus,     disputationes     Tu-^cu- 

lanae  J,  de  legibus  I  29. 
Corneille,  le  Cid.  Horace.  Cinna  29. 

Delius  182. 

DenKxsthenes.  Ojyntli.  u.   Philij)j). 

Reden  28.  29.  229;  Staat.sreden 

230. 
Dickens.    David    Copperfield    30. 
Dittrich  -  Braunsberg  (Abgcordn.) 

449. 

Ede.   Willu-Iin    197. 
Ernesti  11.5. 
Erzgrälx'r.   Rudolf  470. 
Eu](Miburg,  Albert  402. 
Eulenburg  u.  Frick   102.  409. 
Euripides,   Iphigenia  Taurica   29. 

231. 
Ewoldt.   Konstantin  179.  182. 


F.'lii.-iscn  0  u.  oft. 
Frick  221.  24S. 
Frick  u.    Ktilcnliurg  409. 
Füger   K;.  .35. 

Gedike,   Friedrich   115. 

Gesner  115. 
{  Goethe      (Walilvcrwandtschaften) 

457. 
I  Goüncr,    i 'reu  1.5.  ev.  Kirchenreeht 
I      3G5. 

Griesbacli   179. 

Hardenberg  302. 

Harnaek.   Adolf  2.3(i. 

Harte!.   Wilhelm   Ritter  v.  .{iM. 

Heineinanii,  ().  ('). 

Heliv.itr  .  .Mainz  102. 

Herodot   28.   229. 

Herzog  21. 

Holtze.  .M.   4.3.3. 

Homer  29.  229. 

Horaz.  Oden  u.  Episteln  28.  229. 

Born.   Ewald  296. 
j  Hugo.V.,  Ödes  et  Ballades,  Hernain" 
!      .30. 

Isokrates   231. 


John  207. 
Joos   (').   t)l 


Ift. 


Klatt   434. 
Klett   207. 

Koch.   (M.ttfr.   113.   4(50. 
Kohl.   Horst  5. 
Kolisch   4t;8. 
Kopjiin  -  Stettin  199. 
Korytowski.    v.,    österr.     Finanz- 
minister 4.52. 
Kotelmann   153.  402. 
Krefzschmar  6  u.  oft. 
Kroliick  81.  .39.5. 
Krüger.   (Justav  (». 
Kubier.   Otto   1.35. 

Lafontaine,    Fahles   (die   ersten   3 

Bücher)  3(1. 
I^attmann.   Hermann   1.35.   187. 
Ix'hmann.  Max  58. 
— .   Rud.  (■).  9.3. 
Leonhard.   F.  74.  75. 
Ix-.xis  (i.   18. 
Linde  403. 


Livius.    üb.    .\.\I— XXV  28.    29. 

229. 
LtH-ning   10. 

Lungfellow,    Evangeline  .30. 
Lortzing  401. 
I^mis.  G.  4H0. 
Lykurgus  231. 

.>Iaoaulav.     Historv    of     England 

(Kap.  I.  III)  3ü. 
.Mann  »Jö. 

.Marcus  .\urelius  2.36. 
Marlowe.   Faustu.s  30. 
MatschoU  f.O. 
-Matthias.   Adolf  81.   82.    86.   An- 

mkg.    87.    89.    90.    151.    .3»;4ff. 
.Mayrhofer  -  Pace.     Handbuch  des 

politischen  Verwaltung.sdienstes 

in  österr.   12.   152  u.  oft. 
Meier.   E.  58.  302. 
.M.nge.   Rudolf  210. 
•M.-th.   Beruh.  454. 
M.Misel    1.35  ff. 
.Mi! ton.    Paradi.se  Lost  .30. 
.Mi<iue!.   V.   110. 
.Mi)!iere.   Les    Precieuses  ridiculi>. 

le  Tartufe.  Mi.santhro|H*.  IWvare, 

les    femmes    .savantes    .30.    2.33. 
.Mcmmscn.  Th.  27.3. 
.Müller.   Werner  441. 
.Müncli.   Wilh.   15.   277.   .Anmerkg. 

278.  364. 

Nath.  .Max    14.3.    1.5n.    209.    2.39. 

459. 
.\eff.   Karl  .35. 
\e!.s,)n  6. 
Nietz.sehe  277. 
.\(Klnagel  6  u.  oft. 

Ovidius,  Metamorphusen,  Elegii-n 
28.  229. 

Paulsen,    Friedr.    134.    249.    279. 

4.56/57. 
Perlewitz  401. 
Plato.  Protagoras.  Gorgia.«.  Phae- 

don.  Symposion.  .Ap<ilogie.  Kri- 

ton  28." 29.  145;  leichtere  Dialoge 

229.  2.30.  271. 
Plautus .     Mile^s     gloriosus ,     Me- 

neachmi  29. 
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II.   AlphabetitJches  Namenregister. 


Plutarch  231. 

Pope,   Essay  on  Criticisiu  30. 

I*ropertius  29. 

QuintUianiis  (liln^r  X)  231. 

Racine.  Andromaque,  Phedro  30. 
Rein  83  Anmerkg. 
Reinhard  278  Anmerkg. 
Rethwisch  4.  5.  214. 
Rheinbaben,  v.  12. 
Rönne,  v.  7.  58.  586. 
Rönne  303. 
Rolandslied  30. 

Sallustius,    Jugurtha    u.    Catilina 

28.  29.  229. 
Schiller.  Hermann  35. 
Schlittenbauer  155. 
Sclimidt  -  Monnard  402. 
Schutt,  E.  430. 
Schöner.  Clir.  277. 
Schopenhauer  277. 
Schrader  135.  355. 
Schümer,  Georg  113.  460. 
Schulze,  Ernst  Theodor  401. 
Schuster  408. 


Schwartz,  Ed.  93. 

Scott,  Ivanlioe  30. 

Seeck,  Otto  368. 

Shakespeare,  Hamlet.  Macbeth, 
Jul.  Caesar.  King  Lear,  The 
Merchand  of  Venice,  Romeo  and 
Juliot.  Coriolanus  30.  233. 

Sheridan,  Schoul  for  Scandal  30. 

Sopliokles.  Oedipus  rex,  Antigone 
28.  29.  229. 

Spencer,  Fairy    Queen   30. 

Spruth  454. 

Stamm,  Adolf  470. 

Stein.  Frhr.  v.   302.  311. 

Steinbart,  Q.  118ff. 

Stremayr,  v.  122. 

Strobl  205. 

Studt,  V.  7.  58.  311. 

Tacitus,   Annales  I.   II.   XIV  bis 

XVI,  Historiae,  Germania,  Dia- 

logus  28.  29.  229. 
Terenz  29. 
Teubner,    Handbuch    für    Lehrer 

höherer  Schulen  6.  112. 
Thierry,    Recit    des    temps    mc- 

rovinglens  30. 


Thukydides  lib.  I,  II,  VI  29. 
Tibullus  29. 

Trieps,     Geh.     Rat,    Minister    in 
Braunschweig  467. 

Vergilius.   Aeneis  lib.  I,   II  usw., 
Bucolica,  Georgica  28.  29.  229. 
Viereck  208. 
Vineke  58. 
Vollcrt  228. 
Vrba,  C.  F.  262.  Anm. 

Wehmer,    Richard   81.    153.    395. 

Wendland  218. 

Wermbter,  H.  434. 

Westerich  430. 

Wiese  -  Irmer  7.  102.  290. 

Wiese  -  Kubier  7.  134.  135. 

Wolf,  Fr.  August  230. 

Xenophon,     Memorabilien,    Ana- 
basis, Hellenika  28.  29.  229. 

Zedlitz,  V.,  Minister  365. 
Ziehen,  Jul.  5.  364  Anmkg.  460. 
Zielinski,   Theodor   19.    456. 


Druck  von  B.  G.  Teubner  in  Dresden. 
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